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Leipzig 1905 


Roßberg’ihe Verlagsbudhhandlung 
Arthur Roßberg. 


Vorwort. 


Als ich im vorigen Jahre beſchloß, den Umfang des Jahrbuchs 
zu erweitern, ging mein Wunſch dahin, die Bearbeitung auf das ganze 
im Titel genannte Gebiet auszudehnen. Aus praktiſchen Gründen 
verbot ſich die völlige Ausführung diefes Planes ſchon im letten Jahr- 
gang. Mit dem vorliegenden hoffe ich, mein Ziel erreicht zu haben 
und den deutjchen Jurijten erjtmalig eine volljtändige Aberſicht 
der Literatur und Rechtſprechung der Jahre 1900—1904 zu 
ſämtlichen, der Zivilrehtspflege dienenden Gejegen, 55 an 
der Zahl, darzubieten. 

Aus 121 Zeitjchriften und Sammlungen iſt das Material zu- 
jammengetragen; nad) wie vor haben meine Herren Mitarbeiter und 
ich uns bemüht, den nad) dem Gejegestert geordneten Stoff auch inner- 
halb der Paragraphen ſyſtematiſch zu gliedern, damit der innere Zu- 
jammenhang der einzelnen Rechtsſätze Klargelegt und die Drientie- 
rung erleichtert werde. Letzterem Zwecke jollen ferner bei bejonders 
reichhaltig kommentierten Paragraphen die vorangejegten Stichworte 
dienen; ich verweife beifpielshalber auf die 88 138, 157, 823 BGB., 
81 HaftpflG., SS 1, 2, 13, 18 HGB. SS 3, 4 Binnen ShG6. Die Ent- 
iheidungen des NReichsgerichts, neuerdings durch den Druck hervor: 
gehoben, find mit denen der übrigen Obergerichte, auch den jchon früher 
abgedructen, dergejtalt in Zufammenhang gebradt, daß der Leſer 
jofort erkennen kann, welche bereits veröffentlichten Sprüche durch die 
betreffenden Urteile des oberjten Gerichtshofes bejtätigt, ergänzt, auf- 
gehoben oder ausgejchaltet werden. Schon hieraus folgt, daß der ge- 
ſamte Stoff der früheren Jahrgänge im vorliegenden verarbeitet worden 
ift. In den Fällen, wo 1904 keine Entjcheidungen ergangen waren, 
die zu früher abgedructen in Zufamenhang gebradjt werden konnten, 
ijt, wie bisher, durch Schlagworte auf die erjten beiden Bände 
verwiejen worden. Dem mehrfad ausgejprocdhenen Bedenken, ob ſich 
diejes Syſtem der Nückverweilung auf die Dauer werde durchführen 
lajjen, glaube ich damit begegnen zu können, daß idy künftig, in mehr: 
jährigen Zwijchenräumen, Zuſammenfaſſungen bringen werde, die den 
ganzen bis dahin bearbeiteten Stoff abjchliegen jollen. In den darauf 
folgenden Bänden wird dann dort, wo eine Bezugnahme auf frühere 
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IV Vorwort. 


Entjcheidungen aus den oben entwickelten Gejichtspunkten erforderlich 
wird, ein Hinweis auf den Die vorige Serie abjchliegenden Band 
genügen. 

Den Stoff habe ich diesmal in der Weiſe verteilt, daß die unter 
Nr. 8—21 und 55 aufgeführten Gejege von Herrn Amtsrichter Dr. Gut- 
mann, die unter Wr. 7, 22—37, 41—43 und 54 aufgeführten von 
Herrn Amtsgerichtsrat Meves, alles übrige von mir bearbeitet worden 
it. Bei den einzelnen Entjcheidungen find tunlichſt alle Zeitjchriften 
angegeben, in denen fie — mit Gründen — veröffentlicht find. Damit 
joll den Leſern aller Zeitjchriften gedient werden. Abweichende An— 
lihten jind noch bejonders dadurch kenntli gemadt, daß vor die 
Morte „A. IM.“ ein Gedankenjtrich gejeßt worden ijt. Die Stoffjamm- 
lung wurde im allgemeinen Ende November 1904, zum Teil jogar 
erſt im Dezember abgejchloffen; jo konnten noch beifjpielsweife von 
den Veröffentliyungen des Reichsjujtigamtes das 4. Heft des 4. Bandes, 
von der Rechtiprechung der Oberlandesgerichte das 49. Heft des 9. Bandes 
berückfichtigt werden. 


Dresden, MWeihnadten 1904. 


Dtto Warneyer. 
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Nadıtrag 


Berzeichnig 


der 121 im Jahrbuch berückjichtigten Zeitfchriften und 
Sammlungen. 


A. Inländifche. 


I. Für ganz Deutſchland beftimmte. 
1. Allgemeinen Charakters. 


(Hirths) Annalen des Deutihen Reichs. 
Archiv für Öffentlihes Ned. 
Deutſche Juriftenzeitung. 
Gefeß und Redt. 
uriftifche Wochenſchrift. 
uriftifhes Literaturblatt. 
ritiſche WVierteljahrsfchrift für Gefeßgebung und Rechtswiſſenſchaft. 
Das Redt. 
MWallmanns Deutfche Zuriftenzeitung (erfcheint nicht mehr). 
— für vergleichende Rechtswiſſenſchaft. 
eitſchrift für mittlere Juſtizbeamte. 


2. Zivilrecht, Progeß, Freiwillige Gerichtsbarkeit, Botariat. 


(Rohlers) Archiv für bürgerlies Nedt. 
Archiv für die civiliftifhe Praris. 
Beiträge zur Auslegung des Bürgerlichen Geſetzbuchs von Bernhöft u. Binder. 
Buſchs Zeitfchrift für deutichen Zivilprozeß. 
Deutiche — ————— (erſcheint nicht mehr). 
Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 
Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen. 
Gruchots Beiträge zur Erläuterung des deutſchen Rechts. 
——— Jahrbücher für die Dogmatik des bürgerlichen Rechts. 
echtſprechung der Oberlandesgericte. 
Sädjfifhes Archiv für bürgerliches Recht und Prozeß. 
— Archiv für Entſcheidungen der oberſten Gerichte in den deutſchen 
taaten. 
Seufferts Blätter für Redtsanwendung. 
eitfchrift des Deutihen Notarvereins. 
eitfchrift für internationales Privat: und öffentliches Recht. 
entralblatt für freiwillige Gerichtsbarkeit und Notariat. 


VIII Verzeichnis der Zeitſchriften und Sammlungen. 


3. Bandels-, Gewerbe- und Verſicherungsrecht, Bankweſen. 


Annalen des geſamten Verſicherungsweſens. 

Archiv für gewerbliche Rechtspflege (ericheint nicht mehr). 

Bankardiv. 

Blatt für Patent, Mujter- und Zeichenwejen. 

Entfcheidungen des Reihsoberhandelsgerichts (erfcheinen nicht mehr). 

Gewerbeardiv. 

Gewerbegericht. 

Gewerblicher Rechtsſchutz und Urheberrecht. 

Goldſchmidts) Zeitſchrift für das geſamte Handelsredt. 

(Holdheims) Monatsſchrift für Handelsrecht und Bankweſen. 
nlauterer Wettbewerb. 

Zeitfchrift für Aktiengefellfchaften. 

Zeitichrift für das gefamte Aktienweſen. 

Seitichrift für die gefamte Verſicherungswiſſenſchaft. 

Zeitichrift für Verfiherungsweien. 


4. Eilenbahnredjf. 
Archiv für Eifenbahnweien. 
Eifenbahnrechtliche Enticheidungen und Abhandlungen von Eger. 
ana des Vereins deutfcher Eifenbahnverwaltungen. 
eitfchrift für Kleinbahnen. 
vgl. unter B. 


5. Bergredjt. 
Zeitſchrift für Bergrecht. 


6. Verwalkungsrecht. 
Archiv für Verwaltungsrecht. 
Blätter für adminiftrative Praris und Polizeigerichtspflege. 
Enticheidungen des Bundesamtes für das Heimatwefen. 
Entiheidungen der Gerichte und Verwaltungsbehörden von Neger. 
Das Standesamt. 
Berwaltungsardiv. 


vgl. ferner die unter II 1a, 2, 3 und 6 genannten verwaltungsredt- 
lihen Zeitichriften deuticher Bundesitaaten. 


7. Rirchenrecht. 


Archiv für katholiihes Kirchenrecht. 
Deutiche Zeitichrift für Kirchenrecht. 


8. Polkswirtlcdaff. 
Die Urbeiterverforgung. h 
(Schmollers) Jahrbud für Gefeßgebung, Verwaltung und Volkswirtichaft im 
Deutichen Reich. 
Soziale Praris. 
9. Strakrecht. 


Entiheidungen des Reichsgerichts in Straffadhen. 

Entiheidungen des Reichsmilitärgerichts. 

Gerichtsſaal. 

(Goltdammers) Archiv für Strafrecht. _ 

Zeitfchrift für die gefamte Strafrechtswilfenihaft und Strafprozeß. 
vgl. auch unter II 1a, 2. 


Berzeihnis der Zeitfchriften und Sammlungen. IX 


II. Für einzelne Teile Deutichlands beftimmte. 
1. Preußen. 

a) Die ganze Monarkdie. 
Blätter für Rechtspflege im Bezirk des Rammergeridts. 
Entſcheidungen des Preußifhen Oberverwaltungsgeridts. 
(Johows) Jahrbuch der Enticheidungen des Rammergericdhts in Sachen der 

nichtftreitigen Gerichtsbarkeit und in Straffaden. 
Preußiihes Juftizminifterialblatt. 
Preußiſches Derwaltungsblatt. 
Reditsgrundfäge des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts. 
Zeitfchrift für den preußiſchen Gerichtsvollzieherverband. 


b) Oſt- und Wejtpreußen, PBofen. 

Juriſtiſche Monatsfchrift für Poſen, Weſt- und Ditpreußen und Pommern. 
c) Schleſien. 

Zeitfchrift der Anwaltskammer Breslau. 


d) Brovinz Sachſen. 
Zeitfhrift der Anwaltskammer Naumburg. 
e) Schleswig-Holijtein. 
Scleswig-Holfteinifche Anzeigen. 


f) Rheinprovin;. 
Zeitfchrift für deutfches bürgerlihes Recht und fraänzöſiſches Zivilrecht. 
Archiv für das Zivil- und Kriminalrecht der Kgl. Preußiſchen Rheinprovinz. 
eitfchrift des rheinpreußifhen Amtsrichtervereins. 
(Rheinländifche) Zeitichrift für das Notariat. 


g) Naffau. 
Srankfurter Rundichau. 
2. Bayern. 
Bayrifches Juftizminifterialblatt. 
Beach für Redtspflege in Bayern. 
a für das bayeriihe Notariat und die freiwillige Rechtspflege in 
ayern. 
Blätter für das bayerifhe Finanzweſen. 
uriftifhe Monatsfchrift von Becher (erfcheint nicht mehr). 
fälziſche Rechtspraxis. 
ammlung von Entſcheidungen des Oberſten Landesgerichts in Gegenſtänden 
des Zivilrechtes. 
Sammlung von Entſcheidungen des Bayeriſchen Oberſten Landesgerichts in 
Strafſachen. 
Sammlung von Entſcheidungen des Kgl. Bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofs. 
vgl. aud II 11. 3. Sachſen. 
Annalen des Oberlandesgerichts Dresden. 
Fiſchers Zeitfchrift für Braris und Gefeßgebung der Verwaltung. 
abrbücher des Kal. Sächſiſchen Oberverwaltungsgericts. 
ächſiſches Tuftizminiftertalblatt. 


val. auch I 2 Gächſiſches Ardiv). 


4. Würtfemberg. 


Tahrbücer der Württembergifchen Rechtspflege. 
MWürttembergiihes Archiv (ericheint nicht mehr). 
Zeitfchrift für freiwillige Gerichtsbarkeit und Gemeindeverwaltung. 


X Verzeichnis der Zeitichriften und Sammlungen. 


5. Elfaß-Kothringen. 
Juriftifche Zeitichrift für das Reichsland Elfah-Lothringen. 
ga Dar Elfaß-Lothringen. 


val. aud I 
’ 6. Baden. 


Annalen der Großherzoglich Badiſchen Gerichte lerſcheinen nicht mehr). 
Badiſche Nechtspraris. 

Badilche Notarszeitichrift. 

Zeitichrift für De Verwaltung und Verwaltungsrecdtspflege. 


vgl. auch II 
7. Bellen. 

Darmftädter Archiv (ericheint nicht mehr). 
Heffifche a ar 

vgl. audy U 

8. Thüringen und Anhalt. 
Blätter [58 — —— in Thüringen und Anhalt. 
ch U 


vgl. au 
9. Merhlenburg. 
Meclenburgifhe Zeitihrift für Rechtspflege und Rechtswiſſenſchaft. 


10. Pldenburg. 
Zeitfchrift für Verwaltung und Rechtspflege im Großherzogtum Didenburg. 


11. Braunfchweig. 
Zeitfchrift für Nechtspflege im Herzogtum Braunſchweig. 


Banfaltädte. 
Hanfeatifche Gerichtszeitung. 


B. Rusländiſche. 


Allgemeine Dfterreihifhe Gerichtszeitung. 
Eiſenbahnrechtliche Enticheidungen der öjterr.-ungar. Gerichte von Röll. 
Gerichtshalle. 
(Grünhuts) Zeitfchrift für das Privat: und öffentlihe Recht der Gegenwart. 
uriftifche Blätter. 
uriſtiſche Vierteljahresfchrift. 
jterreichifches Gentralblatt für die jurijtiiche Praxis. 
Revue trimestrielle de droit eivil. 
Revue du notariat. 
Rivista di Legislazione comparata. 
Beh des Bernifchen Juriftenvereins. 
eitfchrift für Notariat und freiwillige Gerichtsbarkeit in Ofterreich. 
Zeitfchrift für den internationalen Eifenbahntransport. 
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Rbkürzungen.*) 


. = Geſetz betr. die Ubzahlungsgeichäfte. 
— alte Faſſung. 

— Ausführungsgeſetz. 

. = Umtsgeridt. 


u 
AGBGEB. — Ausführungsgefeß zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
ALR. — Allgemeines Yandredt. 
a. M. — anderer Meinung. 


AnfG. — Gefeß betr. die Anfehtung von NRedtshandlungen eines 
Schuldners außerhalb des Ronkursverfahrens. 
Ann. — Annalen. 
UnnBerf. = Unnalen des gefamten VBerficherungsweiens. 
AppG. — Appellationsgeridt. 
Apph. — Appellhof. 
AppS. — Xppellfenat. 
ArbVerſorg. == Die Arbeiterverſorgung. 
ArchBürgk. — Archiv für bürgerliches Recht. 
ArchEBW. — Archiv für Eiſenbahnweſen. 
ArchGewR. = Archiv für gewerbliche Rechtspflege. 
AUrhKathHAR. — Archiv für katholiſches Kirchenrecht. 
ArchOffR. = Archiv für öffentliches Recht. 
ArchVerwR. — Archiv für Verwaltungsredt. 
ArchZivPrax. = Archiv für ziviliſtiſche Praxis. 
AD. — Ausführungsverordnung. 
B. — Beilage, Beiblatt. 
BadAnn. — Annalen der Großherzogl. Badiſchen Gerichte. 
BadLR. — Badiſches Landrecht. 
BadNot3. — Badiſche Notarszeitſchrift. 
BadRpr. — Badiſche Rechtspraxis. 
BadVerw3. — Zeitſchrift für badiſche Verwaltung und Verwaltungs— 
rechtspflege. 
BAHS. — Bundesamt für das Heimatweſen. 
BUH. — Entſcheidungen des Bundesamts für das Heimatweſen. 
BankU. — Bankardiv. 
BankG. — Bankgefeh. 
BayFinBl. — Blätter für das Bayeriſche Finanzweſen. 
Bay — — Bayriſches —— 
Bay’ l. — Auftizminifterialblatt für Bayern. 
BayNlot3. — Zeitfchrift für das bayerifche Notariat und die freiwillige 


Rechtspflege der Gerichte in Bayern. 


BayOhLG. — Bayerifches Oberſtes Landesgericht. 


BayObLESt 


— Sammlung von Entſcheidungen des Bayeriſchen Oberſten 
Landesgerichts in Strafſachen. 


*) Die Zitierweiſe iſt die vom 27. Deutſchen Juriſtentag einſtimmig an— 


genommene. 


XI Abkürzungen. 


BayDbLG63. = Sammlung von Entſcheidungen des Oberſten Qandesgerichtes 
für Bayern in Gegenjtänden des Zivilrechts. 
BayVGH. — Bayeriſcher Verwaltungsgerichtshof. 
BayVBGH. = Sammlung von Entfcheidungen des Königlich Bayerifchen 
Verwaltungsgerichtshofs. 
—* — Zeitſchrift für Rechtspflege in Bayern. 
Beitr AuslBGEB. — Beiträge zur Auslegung des BOB. Herausgegeben von 
Bernhöft und Binder. 
Bek. — Bekanntmadhung. 
Berg6. — Berggeſetz. 
BernFracht Ab. — Berner Frachtübereinkommen. 
——— — Zeitſchrift des Berniſchen Juriſtenvereins. 
36. = Bezirksgericht. 
BezGEfH. — Bezirksgericht für Handelsfachen. 
BGB. — Bürgerlihes Gefeßbuh für das Deutfche Reid). 
Binnen Sh6. — ee betr. die privatrechtlihen Werhältniffe der Binnen- 
iffahrt. 
BlAdmPr. — Blätter für adminiftrative Praxis und Polizeigerichtspflege. 
BlGenoſſW. — Blätter für Genoſſenſchaftsweſen. 
Böhms3Z3. — Zeitſchrift für internationales Privat- und öffentliches Recht. 
Begründet von Böhm. 
BörſG. — Börfengefet. 
BraunfhwZ. — Zeitſchrift für Rechtspflege im Herzogtum Braunfchweig. 
BreslauUR. — Zeitfchrift der Anwaltskammer Breslau. 
Buſchs3. — Zeitfchrift für deutichen Zivilprozeß. Begründet von Buſch. 
C. ce. = Code civil. 
Darmſt A. — Darmftädter Archiv. 
DepotG. — Depotgeſetz. 
DIE. = Verhandlungen des Deutſchen Juriſtentags. 
DI3. = Deutſche Juriftenzeitung. 


DNotV. — Zeitfchrift des Deutfchen Notarvereins. 
— — Deutſche Notariatszeitung. 
EG. = Einführungsgeſetz. 


EGBGB. — Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
EGGVG. — Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
EGHSGB. — Einführungsgeſetz zum Handelsgefegbud. 
EGZPO. — Einführungsgeſetz zur Zivilprozeßordnung. 
EiſenbE. — — Entſcheidungen und Abhandlungen von 
ger. 
EifenbBerkd. — Eifenbahnverkehrsordnung. 
ElſLothNot3. — Notariatszeitichrift für Elfaß-Lothringen. 
ElſLoth3. — Juriſtiſche Zeitfchrift für das Reihsland Elfaß-Lothringen. 
Enteign®. = Enteignungsgejeß. 
Entid. = Entfcheidung. 
ErgBd. = Ergängungsband. 
566. = —* über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts— 
barkeit. 
Fiſchers Z. — Dr. Fiſchers Zeitſchrift für Praris und Geſetzgebung der 
Verwaltung, zunächſt für das Königreich Sadıjlen. 
FrankfKundſch. = Rundihau. Sammlung gerichtlicher Enticheidungen aus 
dem Bezirke des Oberlandesgerichts Frankfurt a. M. 
Sreigeipr®. — Gejeß betr. die Entichädigung der im Miederaufnahmever- 
fahren freigefprodhenen Werurteilten. 
GBD. — Grundbudhordnung. 
Gebrluft®. — Gefeß betr. den Schuß von Gebrauchsmuftern. 
GenG. gr betreffend die Erwerbs: und Wirtichaftsgenoffen- 
Ichaften. 


Gerd. 
Ger®. 
GefuR. 


Gew Arch. 


GewG. 
Gewd. 
Gew Rſchutz 
GewuVerſG. 
GRG 

GmbHG 
Goldſchmidts3. 
GoltdArd. 
Gruchots Beitr. 
Grünhuts 3. 


GVG. 
GVGebO. 


Abkürzungen. XIII 


— Gerichtshalle. 

— Der Gerichtsſaal. 

— Geſetz und Recht. 

— Gewerbearchiv. 

— Das Gewerbegericht. 

— Gewerbeordnung. 

— Gewerblicher Rechtsſchutz. 

— Gewerbeunfallverſicherungsgeſetz. 


— Gerichtskoſtengeſetz. 
. = Geſetz betr. die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. 


— Zeitfchrift für das gefamte Handelsredt. Begründet von 
Goldichmidt. 

— Archiv für Strafredt und Strafprozeß. Begründet von 
Öoltdammer. 

— Beiträge zur Erläuterung des deutihen Rechts. Begründet 
von Gruchot. 

— Zeitfchrift für das Privat: und öffentliche Recht der Gegen- 
wart. Herausgegeben von Grünhut. 

— Gerichtsverfaffungsgefeß. 
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56B. 
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— Handelsgeſetzbuch. 
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Speringert 
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L6. 
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—— Literaturblatt. 
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Il 
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affationshof. 
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tungsgerichts. 
RStempG. — Reichsitempelgefeg. 
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336. — Jwangsverjteigerungsgeieß 


3Vollitr. - 


eitfchrift für den Weahifhen Gerichtsvollzieherverband. 


A. Zivilrecht. 


1. Bürgerliches Geſetzbuch für das Deutſche Reid). 


Literatur: ! I. Rommentare und Handausgaben mit Erläuterungen: Planck, Rom- 
mentar, 3. Aufl. (im Ericheinen), Berlin 1903 ff.; v. Staudinger, Kommentar, 2. Aufl. (im 
Erſcheinen), Münden 1908 ff.; Rehbein, Rommentar (im Erſcheinen), Berlin 1899 ff.; Hölder, 
Schollmeyer u. Gen. (im Erjcheinen), Münden 1900 ff.; Gareis, Dertmann u, Gen. 

« (zum Teil in 2. Aufl.), Berlin 1899 ff.; Scherer, Kommentar, Erlangen 1897; Rublenbed, 

ommentar, 2. Aufl. Berlin 1903; Neumann, Handbausgabe, 3. Aufl., Berlin 19093; Wilke, 
Reaß u. Gen, Rommentar (im Ericheinen), Berlin 1900 ff.; Meisner, Nommentar (im Er- 
ſcheinen) 1897 ff.; Türke, Niedenführ u. Winter, Rommentar, Leipzig 1899 —1903; Tränk- 
ner u. Wulfert, Handausgabe, Leipzig 1897; Achilles-Greif, Handausgabe, 4. Aufl., 
Berlin 1909; Fifher-Henle, Handausgabe, 6. Aufl., Münden 1904; Raufmann, Rom: 
mentar und nititutionen, 1900 ff.; Rofentbhal, Handausgabe mit gemeinverftändlichen Er: 
läuterungen, 6. Aufl., Graubenz 1904. 


1. Lehrbücher und [yftematijche Darftellungen: Coſack, Lehrbuch, 4. Aufl., 
—5 — 1908; Dernburg, Das bürgerliche Recht, 3. Aufl. (im Erſcheinen), Halle 1904 ff.; 
ndemann, Lehrbud, 8. Aufl. (im Ericheinen), Berlin 1903 ff.; Enneccerus, Lehrbuch. 
3. Aufl. (im Erfcheinen). ——— Matthlaßz, Lehrbuch, 3. Auft., 1900, Windſcheid— 
Ripp, Lehrbuch, 8. Aufl,, 1901; Mülleru. Meikel, Das bürgerliche Recht, 2. Yufl., München 
1904; Benpdir, desgt., 2. Aufl., Breslau 1904; Landsberg, desgl., Berlin 1004; Liebe, 
Lehrbuch für Lernende, Leipzig 1904; Ed, Vorträge, 2. Yufl., Berlin 1904; Hadenburg, 
Vorträge, 2. Aufl., Mannheim 1900; Hellmann, Worträge, 1897; Bhiller, Vorlefungen, 18%; 
Erome, Suftem des deutfchen bürgerlichen Rechts, Tu. II, 1000—1M2; Kohler, Lehrbuch, I, 
Berlin 1904; Engelmann, Das Recht, 3. Aufl., 1903; Goldmann-Lilien: 
tbal, Spitematifche Darftellung, 2. Aufl., I, 1909; Heilfron, Das bürgerliche Recht, 3. Aufl., 
1904; Rretihmar, Das bürgerliche Redt, 102; Simson, Redt und Reatsgang, 3. Aufl. 
(im Erfcheinen), 1902 ff.; Krüchmann, Änftitutionen, 3. Aufl., 101; Bunfen, Einführung, 
1896 ff.; Aitsmann, Das Recht des BOB,, 10. Aufl, Berlin 1903; Bernhöft, Das neue 
bürgerliche Redht in gemeinverftänbliher Daritellung (im Erfcheinen), 1902 ff.; Pfordten, 
Das neue deutfche Zivilrecht, 1ER—18W; Rambdohr, Grundriß für das Studium, 1901—1902; 
Scheiff, Praktiihes Handbud, 1902; Zitelmann, Das Redit des BGB., I, 1900. 

II. Vergleichende gs Aublenbek, Von den Pandekten zum 
BGB., 188-101; Buchka, BEB. und gemeines Recht, 3. Aufl., Berlin 1899; Förtfch, 
BGB. umd Code civil, 2. Aufl., Berlin 1899; Barre, desgl., 2. Aufl., 1897; Leske, BGB. 
und Preußifches Landrecht. 2. Aufl., Berlin 1903; Wanjek, Preußifches und deutiches Ztnil- 
recht, 1897; Schwering, Das römiidye, das beutfche Recht und das BGB., 1900; Dtto 
u. Mitfhe, BEP. und fähliihes bürgerliches sh Dresden 189; Heinsheimer, BGB. 
und badifches Recht, 2, Aufl. (im Erfcheinen), 1901 ff. 


Erſtes Buch. Hllgemeiner Teil. 


Literatur: ſ. 3.1, 1. J 
Erſter Abſchnitt. Perſonen. 
Erſter Titel. Natürliche Perſonen. 


Literatur: Rava, I diritti sulla propria persona nella scienza e nella filosofia del diritto, 
Zurin 191; |. ferner 3.1, 1; 2, 1. g 
1. 


Reibesfrudt: 3.1, 1; 2, 1. 


! Da bisher im Jahrbuch die allgemeine Literatur zum BGB. nicht aufgeführt war, find bier 
die wichtigſten Rommentare, Handausgaben, Lehrbücher und fgftematiihen Darftellungen ver: 
merkt worden, die feit dem Erlaß des Geſetzes erfchtenen find. 


MWarneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 1 


2 1. Bürgerliches Gefegbud. 1. 


82, 
Literatur: |. I. 1, 1. 
84. 
Beihwerderedht der Mutter: J. 1, 1; 2, 1. 


85. 

Unter dem ‚Beſten“ des Minderjährigen find nicht nur wirtichaftliche Vor— 
teile, fondern aud ethifhe Momente zu verftehen, die dem Minderjährigen 
zum Vorteil gereihen. Die Bolljährigkeitserklärung kann daher erfolgen, 
um dem MWlinderjährigen die hi Fer zu gewähren, ein von ihm ge 
Ihwängertes Mädchen zu heiraten (KG. 18. Jan. 04, OLG. 8, 163 — Rhein ART. 
22,4 — RGEJ. 27 A 15 — Gtandesa. 3, 66 — Naumburg AK. 04, 39). 


8 6. 

Biteratur: Endemann, Die Entmündigung wegen Trunkfudt und das Zwangsheilverfahren 
wegen Trunkfälligkeit, Halle 1904; Landauer, Geiftesihwäde als Entmündigungsgrund, 
DI3.9, 1058; Landsberg, Zur Behandlung der vermindert Zurehnungsfähigen, Kecht 
8, 345; ſ. ferner 7.1, 1; 2, 1. 

Geiftesihwäde: 3. 1, 2 Nr. 1-3; 2, 1 Nr. 1; ebenfo Rublenbed 1, 7; 
Planck 1, 66; Duerulantenwahnfinn: .1,2 Nr. 6; 2,1 Ar.2; ebenfo Kuhlen— 
be 1, 7; „Angelegenheiten*: J. 1, 2 Ar. 4; Entmündigung wegen Geiftes- 
ſchwäche ftatt wegen Geijteskrankheit: 7.1, 2 Ar. 5; Verfhwendung: Nr. 7, 
ebenfo Blank 1, 67; Rubhlenbed 1, 8; Trunkfudt: 3.1, 2 Nr. 7; 2,1 Nr. 3. 


Literatur: [. I. 1, 3. 87. 


1. Für die Annahme eines Wohnfiges oder MWohnortes find ftets die 
tatſächlichen Niederlaffungs- oder Wohnverhältniffe, verbunden mit dem 
Millen der Niederlaffung oder des Wohnens maßgebend ( BayVGH. 17. Dez. 02, 
BayVBGH. 24, 288). 

2. Zur Begründung eines Wohnfiges an dem Drte der Niederlaffung ge- 
nügt der Wille, dauernd dort zu bleiben, auch wenn von vornherein damit 
gerechnet wurde, fpäter bei Eintritt veränderter Verhältniffe den Wohnfig zu 
verlegen GBayObL G. 19. Febr. 04, Recht 8, 164). 

3. Der Umftand allein, daß ein Ehemann die gemeinfhaftliche eheliche 
Mohnung verläßt, ſich polizeilich abmeldet und an einen andern Ort fidy be- 
gibt, enthält noch nicht die Aufhebung des Wohnfites (RG. 8. Juni 03, Breslau. 
17, 8). Bol. 3.2, 2 Nr. 4. 

4. Das längere Verweilen im nämlidhen Dienftverhältniffe begründet für 
den landwirtichaftlihen Dienitboten nicht ohne weiteres den ohnfig am 
Dienftorte (BayDbL®. 24. Juli 03, BayObLG3. 4, 597 — RegersE. 25, 122). 
Ebenfo bezüglich eines Dienftmädchens: 7.1, 3 $ 11 Wr. 1; 2,28 11 Nr.1. 
— U. M.: 26. Pofen 7. März 00, Standesa. 1, 30 — BoMScr. 3, 79. 

5. Der Aufenthalt eines Studierenden in der Univerfitätsftadt zum Zwecke 
der Berufsvorbildung begründet nur unter befonderen Vorausſetzungen einen 
Mohnfig GSächſOBG. 23. Wärz 03, DI3. 9, 414). 

6. Gejamte Lebensverhältniffe: 5%. 1, 3 Ar. 1; freie Selbftbeftimmung: 
Nr. 2; Flucht ins Ausland: Nr. 4; Aufenthalt: Nr. 7; Büfettmamfell: Nr. 3; 
Strafgefangener: Ar. 5 u. 6; Wechiel der Gefeßgebung: J. 2,2 Nr. 1; Aufent- 
halt an anderen Orten: Ar. 2; Gewerbebetrieb: Nr. 3; Aufgabe des Wohn: 
figes: Ar. 4. 88 


1. Die Begründung eines neuen Wohnfiges eines vor dem 1. — 

1900 wegen Geiſteskrankheit Entmündigten muß, nachdem mit dem 1. Januar 

1900 der bisherige geſetzliche Wohnſitz im Wohnſitze des Vormundes (Art. 108 

code civil) weggefallen, den Vorſchriften der SS 7, 8 BGB. entſprechen (RG. 

17. Okt. 01, Standesa. 2, 61 — RheinArch. 98 I Heft 1). — U. M.: 7.1,3 Wr. 3. 
2. Öeifteskranker, Anſtalt: 3.1, 3 Ar. 1 u. 2; 2, 2 Ur. 1. 


Erjter Abfchnitt. Perſonen ($$ 2—12). 3 


8 10. 


Der abgeleitete hoben © einer Ehefrau wird durd die tatfächlihe Trennung 
der Ehe nicht aufgehoben ( >. Kiel 2. Okt. 03, en 04, 170). Ebenfo 
Staudinger 1, 69 Wr. 5 A. M.: Ruhlenbed 1 ‚11 Nr. 3. 


5 11. 


Dienftmädden: J. 1, 3 Nr. 1; 2, re 1, vgl. aud oben $ 7 Wir. 4; Ver— 
tretung des Minderjährigen: RG 1,4 Ar. 2; Zuftändigkeit für die Alage wegen 
Anfechtung der Ehelihkeit: Ar. 3. 


Literatur: Adler, Das Recht am Namen nad ö rg — Grunhuts 3. 31, 19; 
Diefenbach, Zur Lehre * Namensredt, Puchelts 3. 35 Boden, Über Namens. 
leichheit, Isiß G. 5. 3003 v. Bülow, Werden durch das —— die Zorfriften der 
anbesrechte über den über bergang und die Führung abdliger Yamen berührt? D 24 I 117; 
Arükmann, bdesgl., 24 111 151; Dpet, desgl., DIT. 24 III 191; mas, Mie 
weit ift ein Recht am — Bild anzuerkennen und zu Igügen? DITE.27 8.1; Heyßner, 
zum Schuß des Rechts am eigenen Bilde, DIT. 27 B.16; Schneichert, Der Shreit um das 
echt am eigenen Bilde, Hirt — 37, 1603 Marcus, "Das Kecht am eigenen Bilde, Gem: 
bug 9, 240; © d , SNAGZ3.55, Sonderabdrud; 2,2 


1. Unter Umjtänden ijt aud Be örden gegenüber der Schuß des Namens 
aus 8 12 gegeben VX®,. Hamburg 3. Ukt. 03, VO 425). 

. Die dauernde und be tändige sührung — “andern als des durd) die 
Abjtammung erworbenen Namens Ttellt au dann eine Anderung des TFamtlien- 


namens dar, wenn fie ftets, alfo von Geburt an, erfolat ift MrOWG. 18, Suni 01 
* — 1, ri n .| De3. 03, Standesa. 








3. firmiert eine Urtiengefellfaft: A vormals N. A.“ mit Ge— 
nehmigung des U. MH, und verkauft ie dann das De häft mit der dem Nach⸗ 
olger erteilten Erlaubnis zu firmieren: „. . . geihäft (vormals Betrieb von 

.%.)”, jo kann der ohn = ‚U aus : S 7 BG 5. ben Gebrauch Diejes 
zu aßes verbieten (RÖ®. 12. Dez. 03, RO©5J. 56, 187), — Wbweidend: . 1, 
rt. 10. 

4 In Preußen iſt das Heroldsamt zur Bearbeitung der Adelsſachen zu— 

ftändig, insbefondere zur Entiheidung über die — keit einer Per on 


an. 01, Standesa. 8). Gbenjo .\. 


5 Dagegen 5 der Rechtsweg zuläffig für die Frage, ob jemand Mitglied 
einer adligen Familie ijt, und daher das Wörtchen „von“ führen dar 
RG. 30. Nov. 03, U. 33, 53 = Geuffül. 50, 305). Ebenlo %. 1, .2u.d.— 
U. : 1,4 Ar. 3. 

b. In Preußen find Nichtpreußen befugt, die ihnen von ihrem Landes» 
herren rechtmäßig verliehenen Xbdelsprädikate zu —— LERNEN einem 
allgemein in Deutihland anerkannten rechts aß (RO. 2. 4, RO. 27 C 69). 
Uber polniihen Wldel val. J. t. 

Bildet das Wort von’ der Beftandteil eines amiliennamens, fo 
teht hrung dieſes Namens die Gefahr erwechſelung mit einer 
besten eichnung nicht im Wege (BayObLG. 29. Sept. 04, Recht 8, 9 

as Pjeudonym wird durch $ 12 nicht geſchützt (RG. 21. Dez. 03, AGEL. 




















15 | j eumann 
tr. 1. — U. M.: Staudinger 1, 77; 6 ndemann 1, 164 Wote 15; 
Dernburg 1. 10 t. 13; Geine-Tribunal 1. Aug. 03, Budelts. 35, 158. 


9. Anderung des Wlamens: J rt. 1; Wappen: Wr.5 u.6; Yusländer: 
Nr. 7 = Böhms?. 13, 417; Namensredt der Ehefrau: Ar.8 und 7.2, 3 Ur. 6; 
Reklame: 3.1, 5 Nr. 9; MWirtichaft, Tanzlokal: Ar. 10—13; polizeilihes Ver— 
bot einer Bezeihnung: Nr. 14; Annahme eines andern Namens oder einer 
andern Firma: J. 2,2 Nr.2; Warenzeichen: Nr. 4, ebenfo BayDbLG. 6. Nov. 02, 
SeuffBl. 69, 215. — Abweichend: J. 2, 2 \r. 3. 

10. vgl. PStG.$ 22 Nr. 2—4, $ 65 Nr. 7—10, $ 138 BGB. Nr. 7. 
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4 1. Bürgerliches Geſetzbuch. 1. 


8 13. 


8 16. 
Literatur: Hedemann, Die Vermutung nad dem Recht des Deutihen Neichs, Jena 1904. 


Literatur 1... 1, 5 


Literatur: |. 3.2, 8. 8 18. 
Mirkung des Urteils: 7.1, 5; Kinder nad der Todeserklärung: I. 2, 3 
Nr. 1. — U M.: Blank 1, 87 Nr. 6, Standesa. 3, 187; Rückkehr des Ver: 
ſchollenen: 3. 2, 426 8 957 Nr. 2. 1 
19. 


Nückwirkende Kraft: I. 1, 5; Verluft der Staatsangehörigkeit: 3.2, 3 
$ 20. 


Literatur: |. 3.2, 3. 
Zweiter Titel. Juriftifche Perfonen. 


Literatur: Planck, Sind die Bürgerhofpitalpflegen, Ho —— Stiftungsverwaltungen ufw. 
juriftifhe Werfonen, und können jie — tgentum an Grundſtüchen haben und er 
werben? Württ 3. 46, 241; f. ferner J. 1, 


1. — 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


Literatur: Lelſt, Unterſuchungen zum innern Vereinsrecht mit Beiträgen zum Recht der Uktien- 
eſellſchaften ufw., Jena 194; Kalbe, Das Vereinsweien nad dem B. und der meiningi- 

2 n, Canbesgejepgebung. Salsungen 1904 ; a — Die beiden Vereinsklaffen bes 

B. (88 21, 22), Iherings?. 47, 99; f. ferner 3.1, ‚B 
8 21. 

1. Die 88 21, 22 BGB. haben einen wirticaftlien Geſchäftsbetrieb des 
Bereins felbft im Auge, nicht einen fol > feiner Mitglieder (86. Cöln 
23. Febr. 04, Rhein Not3. 49, 58 — Rhein ARV. 22, 8). 

2, Vereinigungen zu gemeinfamem religiöfen eben nad) gewiſſen Ordens» 
regeln können in Preußen nicht ins Wereinsregifter eingetragen werden, 
weil fie nur durch einen Akt der Gefeßgebung die — we erlangen 
können (RG. 28. Dez. 03, RGIJ. 27 A 75 — DEG. 8, 164; RO. 27. Juni 04, 
— 9, 371). 

Ein Verein, der die Erweiterung einer Pfarrkirche zum Gegenſtande 
hat, — t einen religiöfen und damit einen gemeinnützigen Zweck (Bay: 
DOHLG. 1. Febr. 04, Recht 8, 191). 

4. Ein friegerverein ijt bei fehlender —— gemäß & 21 BGB. 
nicht rechtsfähig (OLG. Cöln 27. Dez. 02, ARheinArdy. 99 I 173). 

5. Ein Berein, der fich die Sorge für die verwahrlofte männliche Jugend 
zur Aufgabe gemadıt hat, ift nicht als ſolcher anzuſehen, der fozialpolitifche 
Zwecke verfolgt (PrOVG. 12. April 04, B8 9, 1045). 

6. — N 2,3 Ar. 1; Haup mei: 5 51. 6 Nr. 1 u.2; Sterbekaffen- 
verein: 8; reditreformverein: r. 4; Der rficherungs», Hausbefigerverein: 
Nr. 5; oben. aufs Handelsrecht: Ar. 6; Arzteverein: 3.2, 4 Nr. 2. 


8 22, 

1. Eine im Ausland inkorporierte Gefellichaft, die in Deutſchland nicht 
eingetragen iſt, aber — ihren Sig hat, iſt als ein nicht rechtsfähiger Verein 
Busen (RG. 9. März 04, IM. 33, 231). Wal. Urt. 10 EGBG 

. Rückwirkende Kraft? 3.1, 6 Nr. 1; Vorausfeßung für $ $ 292: Nr. 2. 


Literatur: [. I. 2, 4. 3 2. 
1. Beftebt ein Verein aus anderen Bereinen, fo werden deren einzelne 
F lieder unmittelbar den Satzungen des Verbandes verpflichtet (RG. 
kt. 03, Seuffll. 59, 217). 
2 Ausihliegung eines Mitglieds: 7.2, 4 


Erjter Abfchnitt. Perfonen (SS 13—31). 5 


8 26. 


Literatur; Levis, Zum Begriffe „Dereinsvorftand“, ZBIFG. 4, 608, Broicher, Die Kechts— 
ftellun WB des mebrgliebrigen —— —— eines rechtsfähigen Vereins nach BGB., Arc: 
Bürgf. 24, 192; f ferner J. 2, 4. 


8 27. 
— 2 Das Beſchwerderecht der Vereinsmitglieder und der entlaſſenen Vertreter, 
8 28. 
Literatur: ſ. 3.2, 4 
8 29. 
Beſtellung eines Liquidators: J. 1, 6. 
8 30. 


1. 8 30 iſt —— verſtehen, daß auch einzelne Mitglieder des Vor— 
ſtandes für beſtimmte Geſchäfte zur Vertretung des Vereins für ſich allein er— 
mächtigt werden können (OLG. Hamburg 12. Aug. 03, OLG. 8, 14). 

2. Abgrenzung der Befugniffe des Vorjtands: I. 1, 7. 


8 31. 
Literatur: meine, Die Haftpflicht, ber Beamten unter Berücjichtigung der neuen Redhtiprechung, 
93.9, 525; f. ferner .1,7;2%, # 

1. Um anzunehmen, ein Beamter habe die Beihädigung in Ausübung 
feines Amtes zugefügt, reicht nicht aus, daß ein zeitliches Zufammentreffen der 
Ihädigenden Handlung mit der Umtsausübung vorliegt, vielmehr muß die 
ihädigende Handlung in den Kreis derjenigen Verrichtüngen gehören, die zur 
Vollziehung der Amtspflichten gehören (OLG. Dresden 25. Jan. 04, OLG. 9, 20). 

2. Doch umfaßt der Begriff der Verrihtung nicht bloß die Handlungen, 
die in Ausübung der Vertretungsmadht vorgenommen find, fondern aud) die 
den Vorjtandsmitgliedern als ſolchen obliegenden rein tatfächlihen Verrich— 
tungen; deshalb haftet ein Verein für die jchädigende Handlung eines feiner 
Vertreter auch dann, wenn Rollektivvertretung vorgejehen iſt RO. 19. Febr. O4, 
RG2. 57, 93 — IM. 33, 167). 

3. Bezeichnung der Beamten, die einen Unfall verfchuldet haben, ijt nicht 
erforderlih (RG. 30. Dez. 03, ZW. 33, 88). 

Der Staat kann nur für das Verjchulden eines ſolchen Vertreters ver- 
antwortlic gemadt werden, der als fein Willensorgan anzufehen iſt (KG. 
18. Sept. 02, PrVerwBl. 24, 471). Ebenfo I. 1, 7 Nr. 1 u.3; 2,4 Nr. 1. 

5. Eine verfaffungsmäßige Vertretung im Sinne von $ 31 liegt vor: 

a) beim Landgeridhtspräfident und Erjten Staatsanwalt in An: 
fehung des für den Juftizfiskus mit dem Eigentum des Gerichtsgebäudes ge: 

ebenen privatrechtlichen Werhältniffes (RG. 5. Nov. 03, IM. 32 3. 132 — 
fmittl IJB. 15, 21); 

b) bei einem techniſchen Leiter eines Gemeindebauamtes (RG. 24. März 04, 
IW. 33, 284); 

c) beim Beamten des Urmenamts einer Stadtgemeinde (OLG. Dresden 
24. Sept. 03, DEG. 9, 24); 

d) bei einem preußifchen Oberförfter innerhalb feines Amtsbereihes (RG. 
10. Okt. 04, IW. 33, 548). 

6. Nicht nah 8 31, fondern nur nah 8 831 BGB. wird gehaftet, wenn 
die den Schaden zufügende Perſon nicht als verfaffungsmäßig bejtellter Wer: 
treter anzuſehen ijt; eine ſolche Vertretung liegt nicht vor: 

a) beim Stationsvorfteher der ol. Breußifhen Eifenbahnen (RG: 

5. Okt. 03, IM. 32 B. 117 — EifenbE€. 20, Gear: 

b) beim Bahnmeifter der Kal. Breußiichen ——— (RG. 29. Juni 03, 
RG3. 55, 229 — Eifenb€. 20, 239); ebenfo 7.2, 4 Nr. 

c) beim Oberjekretär und Raitellan, wenn — fich um einen Unfall 
nn a handelt (RG. 5. Nov. 03, IM. 32 B. 132 — ZfmittlIB. 

21); 


6 1. Bürgerlihes Gefeßbud. I 


d) bei einem Straßenkontrolleur, dem feine Geſchäfte von feinem 
Vorgeſetzten zugewiefen werden (RG. 12. Okt. 03, IM. 32 B. 118 — Geuffli. 
59, 49, in Aufhebung von 7.2, 4 Nr. 3); 

e) bei einem Diftriktsauffeber und Chauſſeewärter eines Provinzial: 
verbandes (OLE. Kiel 22. Tan. 04, SchlHolſtAnz. 04, 69); 

f) bei einem zur Aushilfe herangezogenen Hilfsbriefträger (DVG. Stutt: 
gart 30. Jan. 03, OLG. 9, 22); 

g) bei einem Motorwagenführer: J. 2, 4 Ar. 2; 

h) bei einem Bahnwärter: 3.1, 7 Wr. 4. 


7. Nicht $ 31 BGB., fondern Art. 77 EGBGB. kommt in Frage, wenn 
es fih um die Ausübung der öffentlihen Gewalt durch den Beamten handelt 
(3.2, 5 Nr. 5). Das ift der Fall: 

a) bei einem Gemeindebeamten, der zwar in erjter Linie mit der Leitung 
eines gewerblichen Unternehmens der Gemeinde betraut ijt, dem aber zugleich 
die Funktionen der Wohlfahrtspolizei übertragen find (RG. 15. Okt. 03, RG3Z. 
55, 365; RG. 11. Mai 04, IM. 33, 353); 

b) beim Gerichtsvollzieber im Zwangsvollitrekun sverfahren (RG. 
29, Okt. 03, Puchelts 3. 35, 9; DLG. Kiel 11. April 04, SchlHolſtAnz. O4, 200); 

c) beim Ronkursricter und dem mit den Amtsfunktionen des Ge: 
rihtsfchreibers im Konkursverfahren betrauten Beamten (RG. 14. Dez. 03, 
IM. 33, 85 — Zfmittl IB. 15, 320); 

d) bei einem Beamten, der bei induftrieller Zwangsarbeit in der 
EIIEIRRBRN einem Gefangenen Schaden zufügt (RG. 14. Dez. 03, RG3Z. 
6, 216) 

8 Ein Verein, deffen eriter Borfitender zugleidy mit der Redaktion des 
Bereinsblattes beauftragt ift, haftet für Weröffentlihungen im Vereinsblatt 
(RG. 29. Tan. 04, Unl W. 3, 63 — HanſG3. 25 H. 130, in Beftätigung von 
OLG. Hamburg 27. März 03, OLG. 8, 14). 

9. Die Gewerkihaft haftet nad allgemeinen Grundfägen für die von 
ihren Vertretern im Bereiche ihrer gefeßlichen oder fagungsmäßigen Obliegen— 
heiten begangenen Berfehlungen (RG. 8. Nov. 02, ZBergr. 45, 89). 

10. Nicht rechtsfähiger Verein: 3.1, 7 Nr. 2; Aktiengefellfhaft: 5.2, 5 
Nr. 6 (= ElſLoth3. 29, 189) u. 7. 

11. vgl. 88 89, 831, 839 BGB., Urt. 77 EGBGB. 


8 32, 
Literatur: Beft, Iſt die Mitgliederverfammlung notwendiges Wereinsorgan? Recht 8, 467. 


Richterlihe Nachprüfung: 3.1, 7; 2, 5. 


8 33. 
Literatur: Tehlenburg, Abjtimmung und Ausſchlag, UrhBürgR. 23, 360; 35, 2355. 
8 34. 
Gewerkicdaft: 3.1, 7. 
8 35. 


1. Zu den Sonderrechten eines Knappſchaftsmitglieds — auch die 
Rechte, die ihm infolge erlittenen Unfalls einerjeits an den Verein, anderfeits 
an die Berufsgenoffenfhaft zuftehen (RG. 5. März 04, RG3. 57, 169). 

2. „Sonderredht“: 3. 1, 7 Nr. 1; Sonderbefhränkung: Ar. 2; Mitglied- 
ihaft: Nr. 3; Mitchlieferung einer Genoffenfchaft: Air. 4; Berficherungsgefell: 
ihaft: Ar. 5; Penfionsverein: Nr. 6; Unterftügungskaffen: ir. 7. 


8 45. 
Übertragung des Vereinsvermögens: 9.1, 8 — 2, 5. 


Eriter Abſchnitt. Perſonen ($$ 32—77). 


=] 


8 54. 
Literatur: Schwabe, Die ag er mit und ohne Perfönlihkeit und ihr Verhältnis Tab, er 
peen: aid 2 Ya er Yusihluß aus dem nicht rechtsfähigen Verein, J 
ermer 5. 
Auflöfung eines Vereins: J. 1, 8 Nr. 1; Eintragung: Nr. 2; Mitunter- 
ſchrift: Ar. 3; irrtümliche Eintragung: . 4; Baffivlegitimation: Nr. 5; Daf- 
tung: Nr. 6; "Übergangszeit: 3.2, 5 Wr. 


2, Eingetragene Vereine. 
Literatur: j. 3.2, 5 


8 57. 
Zurückweifung der Anmeldung: 5.1, 9. 

8 58. 
Ungabe der Beiträge: T.1, 9. 

8 59. 
Anmeldung: 3.1, 9 Nr. 1; Unterzeihnung: Ar. 2. 

8 60. 


Literatur: Joſef, Die Zuftändigkeit bes Rammergerihts und des Reichsgerichts zur Entiheibung 
über die weitere Beichwerde im Falle der ss, 60, 73 BEB., MotvV. 4, 318; Drabert, Die 
weitere Beihwerde in Vereinsfahen, DI3. 9 , 586. 

1. In Preußen ift für die fofortige weitere Beihwerde das Rammergeridt, 
nicht das betreffende Oberlandesgericht, zuftändig (RG. 15. Juni 03, OLG. 
8 19 — SchlHolftAnz. 04, 56). 

2. Für die weitere ‚otortige Beichwerde beiteht kein Anwaltszwang (AG. 
14. Mär; 04, RAGT. 27 A 237). 

8. Enticeidung _ ——— J 1, 9 Ar. 1; zu Abſ. 2: Ar. 2 u. 3; 
wie Ar. 2: Staudinger 1, 202 Ar. 4 ublenbec 1, 45. 


8 61. 


1. Maßgebend für den Zweck ijt nicht, was in den Statuten fteht, fondern 
alles, was unter dem Begriffe „Vereinsleben“ zufammengefaßt zu werden 
pflegt PrOVG. 30. Okt. 03, DI3. 9, 366 — Rheinlot3. 49, 56). 

Die Verfolgung eines einzelnen politifchen Zwecs — zur Un- 
RR des $ 61 Abf. 2 (PrOVG. ohne Datum, DLG. 9, 17 Note 1 — 
PrOVG. 39, 446). 

3. Neben dem Einfprud gegen die Eintragung jteht der Verwaltungs 
behörde aud die Beſchwerde gegen Die Zulaffung der Unmeldung zu ( 6. 
15. April 04, 3BIFG. 5, 141). 

4. Angabe von Gründen? 7.2, 6 Ar. 1. — U. M.: 7.1, 9 $ 62; Unter- 
richtszweck: * Nr. 2 — Nr. 3; kommunale Wahlen: Nr. 4; 


Vivifektion: — RegersE. 24, 155. 
8 62. 
Prüfung des Einfpruds: I. 2, 6. 
8 67. 
Anderung von Vorftandsmitgliedern: 3.1, 9. 
8 7. 


Die Anmeldung kann von einem der mehreren Vorftandsmitglieder er- 
folgen, das von den übrigen hierzu bevollmädtigt iſt. as Drdnungsitraf- 
verfahren hat 9 egen die Mitglieder des Vorſtands perſönlich zu richten 
(RG. 5. Okt. 03 5 26 A 232 — RITA. 4, 31). 


a 2 


8 1. Bürgerlies Gefegbud. 1. 


II. Stiftungen. 


8 80. 


Beitimmtheit des Willens: J. 1, 9 Ar. 1; Übergangszeit: Nr. 2; —— 
rechtliche Familienſtiftung: Ar. 3; Beaufſichtigung: I. 2, 6 Ar. 1; Aufſichts— 
behörde: Ar. 2. 

8 82, 


Klagereht des Bedachten: J. 1, 10. 


5 86. 
Erfordernis eines Vorſtands: T. 1, 10. 


Literatur: ſ. I. 1, 9. 


II. Juriſtiſche Berfonen des öffentlihen Rechtes. 
Literatur: f. 3.1, 10; 2, 6; vgl. unten bei $ 618. 
8 89. 

1. Als Behörde ift jedes Organ der Staatsgewalt anzufehen, das dazu 
berufen ift, unter öffentlicher Autorität für die Herbeiführung der Zwecke des 
Staates oder derjenigen Zwecke, deren Förderung zu den Aufgaben des Staates 
gehört, felbjtändig tätig zu fein (RG. 23. März 03, OLG. 9, 357). 

2. In Preußen find die von den Stadtgemeinden errichteten Sparkaffen, 
iofern fie organifiert und mit jelbftändiger Verwaltung ausgeftattet find, als 
öffentliche Behörden anzufehen (RG. 22. Juni 03, DES. 8, 170; f. aud 
Note 1 dort. — AU.M.: KG. 4. Juli 04, OLG. 9, 357). In Heffen find die 
einem öÖffentlihen Organismus angegliederten Sparkaffen rechtsfähig (OLG. 
8. Juli 01, HeſſKſpr. 5, 113). 

3. Die Verbände einzelner preußifher Yandgemeinden, die zur Wahr: 
nehmung einzelner kommunaler Angelegenheiten verbunden find, können mit 
königlicher A mbnisting die Eigenfhaft öffentlicher Körperſchaften erhalten 
(KG. 11. Tan. 04, DVG. 8, 168). 

4. Haftung des Staates: J. 1, 10 ir. 1; Rlagereht der Gemeinde: Air. 2; 
Berufsgenoffenihaft: Nr. 3; ilitärfiskus: Ar. 45 Schulgemeinden: 3. 2, 7 
Nr. 1. Dal. 88 31, 831, 839 BGB., Art. 77 EGBGB. 


Zweiter Abjchnitt. Sadyen. 


8 90. 
Literatur: Pfleghart, Die Sahhmualität der elektriſchen Energie, UrhBürgR. 24, 300. 

1. Die Überreite des menſchlichen Körpers find, wie der Körper jelbft, 
dem Verkehr entzogen, und können nicht Gegenitand des Eigentums fein 
(RG. 3. Dez. 03, SeuffX. 59, 308). Ebenfo Staudinger 1, 263; vgl. Ruhlen- 
beck 1, 66. 

2. Elektrifher Strom: J. 1,.10, vgl. dazu Staudinger 1, 262; Meeres- 


nfer: J. 2, 7. 
8 91. 
Öattungskauf: 7.1, 11 Air. 1; Mafchinen: Ar. 2. 


8 93. 

1. Das am 1. Januar 1900 beitehende Eigentum an einer Sache, die fich 
nad neuem Recht als weſentlicher Beitandteil einer andern Sade daritellt, ift 
mit diefem Zeitpunkt erlofhen (RG. 18. Dez. 03, R63. 56, 243 — IM. 33, 87). 
Ebenio 3. 2, 7 Nr. 2. 

2. Werden Sadıen durdy Einfügung wejentliche Bejtandteile eines Grund: 
jtüks, jo geht das daran vorbehaltene Eigentum aud dann unter, wenn 
Zeihen daran angebradt werden, die den Eigentumsvorbehalt kenntlich 


Zweiter Abſchnitt. Saden (58 90 05). 9 


machen; und die Hypothek erſtreckt ſich auf dieſe Sachen, ſelbſt wenn der 
Hppothekengläubiger von dem Eigentumsvorbehalt Kenntnis hatte (NG. 
3. Febr. 04, IWW. 33, 138 — GeuffAl. 59, 218 — 3BiFG. 5, 315 — Recht 8, 220 
Nr. 1016 [identifh mit Ar. 1015). Ebenfo 3.2, 7 8 9 Ar. 2 DI3.9, 951 
— GähfOLG. 25, 182. 

3. Durch die Beitimmung in $ 93 foll der Zerſtörung wirtſchaftlicher 
Werte vorgebeugt werden; eine Weſensänderung im Sinne dieſes Paragraphen 
liegt daher [don vor, wenn das betreffende Grundjtük durch die Wegnahme 
des Beitandteils eine erhebliche Einbuße in feiner wirtichaftlihen Bedeutung 
erleidet. Das ift unter Umftänden der Be bei einer elektrifchen Anlage eines 
Hotels (RG. 28. Juli 04, IW. 33, 467 — DI3. 9, 994). 

4. Mafchinen find dann wefentliche Bejtandteile eines Grundftücs, 
wenn diejes nad ihrer Loslöſung nicht mehr feiner Beftimmung gemäß benutt 
werden kann (RG. 12. Aug. 03, IM. 32 8. 119; RG. 29. März 04, Püchelts 2. 
35, 385 — Pfälzkpr. 1, 74; DUEG. Bamberg 16. April 04, OLG. 8, 413). 
Ebenfo 7. 1, 11 Nr. 1 = ZURtG. 11, 69 — Geuffl. 58, 355. Wie dort 
BayVGH. 3. Febr. 03, BayVGH. 24, 332. Vol.$ 94 Nr. 3. 

5. Motoren, Lokomobilen, Dynamomaldinen, durd deren Weg— 
nahme das Weſen des Gebäudes nicht weſentlich verändert wird, und die 
zwar an ein feſt mit dem Boden verbundenes Fundament angeichraubt, aber 
beliebig abgehoben werden können, find keine wefentlihen Beitandteile (RG. 
2. Jan. 04, IW. 33, 110 — SächſArch. 14, 353; NG. 6. Mai 04, IW. 33, 354 
— ZURtG. 12, 19, in Betätigung von OLG. Hamburg 24. Okt. 03, HanſG3. 
24 8. 305 — DEG. 7, 348 DLG. 8, 416; BadVGS. 23. Sept. 03, BıdVGH. 
36, 126; BayObG. 7. März 04, BayDbL623. 5, 122; OLG. Königsberg 
30. April 04, OLG. 8, 415). Bal.$ 95 Wr. 1. 

6. Kache löfen find keine weſentlichen Beitandteile (OLG. Kiel 16. Juni 03, 
DLGO. 7, 347; BadvVGH. 23. Sept. 03, BadvaVGH. 36, 126. — U. M.: OLG. 
Naumburg 12. Juli 04, NaumbQAR. 04, 65). 

7. Auf die größere oder geringere Feitigkeit der Verbindung kommt es 
nidt an (RG. 24. Sept. 04, SB. 33, 548). 

8 Dampfkeffel: J. 1, 11 Nr. 4; Badeeinrichtungen: Ar. 2 u.3; Immobiliar- 
eigentum an Gebäuden? %.2, 7 Ar. 1; Jaloufien: 3. 2,7 8 94 Ar. 2 DI2. 
9 91 SächſOLG. 25, 182. 

Ss 44. 


Literatur: Getler, Sind die Maſchinen einer Fabrik wefentliche Beftandteile des Fabrikgrund— 
ftüks? DJ2. 9, 543. 

1. Zum „Einfügen“ gehört, daß der einzufügende Gegenitand zwiichen 
andere Zeile, überhaupt in ein größeres Ganze hineingebradt und zugleich 
in eine für ihn bejtimmte Stelle eingepaßt werde, fo daß eine fejte Verbindung 
mit den ihn umfdhließenden Stücden bergeitellt wird (RG. 2. Dez. 03, IM. 
33, 89 — R63. 56, 288). 

2. Darrwender und Heizrobre bilden unter allen Umjtänden Beitandteile 
einer Malzfabrik (BayObl©. 28. Juni 04, Recht 8, 385). 

3. Im Sinne der Vorfchrift in Abſ. 2 handelt es fih nicht darum, wann 
das nacdte Gebäude oder etwa ein Gebäude, in welchem irgend ein Fabrik— 
betrieb jtattfinden kann, vollendet worden ijt, fondern darum, ob das Ge- 
bäude zu dem, was es fein und werden follte, erjt durch die Einfügung der 
Mafchinen gemadt worden iſt (RG. 7. Febr. 03, Puchelts3. 35, 19; RG. 
4. Dez. 03, SächſArch. 14, 347). Wal. oben $ 93 Nr. 4 u. 5. 

4. Früchte auf dem Halm: 3. 1, 11 Ar. 1; Flußufer: Nr. 2; elektrifches 
Leitungsneg: Ar. 3; Eigentumsvorbehalt an Gebäudeteilen: 3. 2, 7 Air. 1; 
Naßpreßiteinfabrik: Nr. 3. 60 


1. Eine zu vorübergehenden Zwechen aufgeſtellte, wenn auch verbundene 
Lokomobile iſt eine bewegliche Sache und nicht Beſtandteil des Grundſtücks 
(RG. 12. April 04, IW. 33, 336). 
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2. Die mit einem Grundftük nur zu einem vorübergehenden Zweck ver: 
bundenen Gebäude find als beweglidde Sachen anzufehen (RG. 19. Sept. 03, 
RG3. 55, 2831 = DT3. 8, 501). 

. Ein Gebäude kann nicht [yon deshalb als zu vorübergehendem Zwece 
errichtet gelten, weil die Genehmigung zu dem Bau unter dem Vorbehalte des 
Widerrufs erteilt worden iſt (OLG. Dresden 7. Okt. 03, SächſOLG. 26, 38). 

4. Bauhütte: J. 1, 11 Ar. 1; Strandhalle: Ar. 2; vorübergehender Zweck: 
Nr. 3; Gebäude als Beitandteile? 3.2, 7 Nr. 1. 


8 96. 

1. Upothekenberecdhtigungen, die mit dem Eigentum an einem Grundſtück 
verbunden find, find als Beftandteile des Grundftücks zu betrachten PrOVG. 
20. Jan. 03, PrOVG. 43, 49). 

2. Recht an einem Schaß: I. 1, 12. 


2iteratur: f. I. 1, 12. 39. 


1. Saden, denen lediglid durch PBaurteiwillkür die Eigenihaft von Zu: 
behör beigelegt ift, können nad dem 1. Januar 1900 nicht mehr in Die 
Haftung für eine früher begründete Hypothek eintreten, weil dem BGB. der 
Begriff des gewillkürten Zubehörs fremd ift (RG. 19. Sept. 03, RG3. 55, 288). 

2. Eine Sache kann nicht Zubehör zweier, verichiedenen Eigentümern ge: 
höriger Grunpdjtüce fein (OLG. Roftock 21. Juli 04, Mel. 23, 29). 

3. Baumaterialien, die fih auf dem zu bebauenden Grundftüc befinden, 
find als Zubehör des Grundftücks anzufehen (OLG. Marienwerder 13. Okt. 03, 
Seuff A. 59, 51 — PoMScr. 6, 167 — OLG. 8, 416; Dernburg 3, 26 Note 14; 
Neumann 1,83aP). Ebenfo und abweichend: 3.1, 12 Nr.3; 2,8 Nr.3 u. 6. — 
U. M.: LG. Halle 4. Juli 04, Naumburg. 04, 73; Blank 1, 170b. 

4. Eine vorübergehende Benußung liegt nur dann vor, wenn die Be- 
nußung der Sade für die Zwecke der andern von vornherein mit der Abficht 
ihres jpäteren Wegfalls erfolgt (OLG. Karlsruhe 5. Juni 03, OLG. 7, 350). 
Abweichend: J. 1, 12 Nr. 1. 

5. Beginn der Zubehöreigenihaft: 7. 1, 12 ir. 2; Dekorationspflanzen: 
Nr. 4; Straßenbahngeleije: Ar. 5; Zwek: 3. 2, 8 Wr. 1; Trennung: Nr. 2; 
Mafchinen auf dem Hofe: Nr. 3; fremde Gegenitände: Nr. 4; Padentifh: Nr. 5. 


Literatur: 1.3.2, 8. 5 98. 

1. Die Einrichtung von Fremdenzimmern iſt in der Regel Zubehör des 
Gafthaufes (OLG. Karlsruhe 7. Okt. 03, Puchelts3. 35, 148 — BadRpr. 
70, 145). Ebenfo (aud RG.) 7. 1, 12 Wr. 2. 

2. Auch in einem nur teilweife zum Betriebe des Schankgewerbes ein: 
gerichteten Hausgrundftük ift das Schankinventar als Zubehör anzujehen 
(OLG. Dresden 28. Mai 03, SiHfOLG. 25, 177). Ebenfo (RG.) I. 2, 8 Ar. 2, 
fowie bezüglich Gondeln, Automaten, Klavier, Fäller: I. 1, 12 Nr. 3 u. 4; 
2,8 Ar. 3 u. 4. 

3. Biervorräte find nicht als Zubehör einer Brauerei anzufehen (BayDbL 6. 
3 ET Res 5, 85 — Recht 8, 191). Ebenfowenig Bierflafchen: 

.1, 12 Wr. 5. 

4. Gebäude und Maſchinen, die auf einem Acker jtehen, den ein Ziegelei- 
befiger gepacdhtet hat, können Zubehör des Ziegeleigrundftücks fein (RG. 
19. Sept. 08, R63. 55, 281 = DI2. 8, 501). 

5. Bei der Beurteilung defjen, was zur Mühleneinrichtung gehört, ift der 
jeweilige Betrieb der Mühle zugrunde zu legen (OLG. Karlsruhe 30. Mai 03, 
BadRpr. 70, 247). 

6. Das Vieh:, Feld- und Wirtfchaftsinventar einer Yanditelle gilt nad der 
Verkehrsauffaffung in Oldenburg nit als Zubehör der Stelle (26. Dlden- 
burg ohne Datum, OldZ3. 31, 86). 
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7. Eine Feldbahn iſt als Zubehör eines Landgutes anzufehen (OLG. 
Marienwerder 19. Nov. 03, DXLG. 8, 417). 

8. 8 98 enthält nur Beilpiele: 5. 1, 12 Ar. 1; Pferde und Wagen: 
Nr. 6 u. 7; J. 2, 8 Nr. 1; Vieh eines ——— J. 1, 13 Ar. 8 u.9. 


8 9. 


8 100. 
Mineralien und Foffilien: 3. 1, 9. 


Literatur: ſ. 5.1, 13; 2, 9. 


Dritter Abſchnitt. Rechtsgeichäfte. 
Lireratur: Sellgſohn, Der Begriff der privatrechtlichen Verfügung unter Lebenden, Berlin 1904; 
f. ferner 3.1, 13; 2, ©. 
Erjter Titel. Gefchäftsfähigkeit. 


Literatur: Breit, Die Gejhäftsfählgkeit, Leipzig 1904; Finger, Aber die geminderte Zus 
rechnungsfäbigkeit, GerS. 64, 357; J. ferner %.1, 13; 2, ©. 


8 104. 
Literatur: 1. 3.2, 9. 

Auch wenn die Entmündigung wegen Querulantenwahnfinns auf- 
gehoben tft, kann die betreffende Berfon nach $ 104 Ar. 2 als gefhäftsunfähig 
erachtet werden (OLG, Dresden 25. Jan. 04, SähfArd. 14, 629). Vgl. J. 1, 2 
S 6 Nr. 6; 2, 186 Nr. 2. 

2. Störung des Empfindungslebens: T. 1, 13 Ar. 1; „geifteskrank“: Nr. 2; 
geihäftsunfähig: 3.2, 9 Nr. 1. 


8 107. 
Beichwerde der minderjährigen Mutter: 5.2, 9. 

8 108. 
„Genehmigung“: 3.2, 9. 

8 109, 
Kein Anfehtungsredht eines Dritten: I. 1, 13. 

8 110. 

Literatur: |. 3.2, 9 und dazu Riezler, DI3. 8, 565. 

g 111. 
Ründigung: 3.1, 13. 

8 112. 


Literatur: Pfaefflin, Die abgeleitete Ge häftsfühigkeit der Minderjährigen auf Grund der 
88 112, 113 BGB, Grucotsßeitr. 48, 1; |. ferner 7.2, 9. 
Erwerbsgeihäft: 3.1, 14. 
8 118, 

Religiöfe Pflichten: I. 1, 14; Keine Vertretung eines geihäftsfähigen 
Minderjährigen: 3. 2, 10 Nr. 1; Einfhränkung nad Abi. 2: Ar. 2 = PrOVG. 
43, 424; Vorbehalt des VWormunds: Ar. 3; Abſchluß des Gefindevertrags durd 
die unehelihe Mutter: Ar. 4 = RegersE®. 25, 117, 128. 


Zweiter Titel. Willenserklärung. 
10. 


8 116. 
Literatur: Peſtalozza, Der Begriff der Mientalrefervation im Sinne bes $ 116 BGB., 
Münden 1904. 
8 117. 
Literatur: ſ. I. 2, 10. 
1. Der fog. „Sicherungskauf” ift im weiteiten Sinne für zuläffig zu er- 


achten; insbefondere liegt eine wirkfame Übertragung des Eigentums aud) 
dann vor, wenn ausgemacht wird, dak die Forderung, zu deren Sicherung 


Literatur: |. I.1, 14; 2, 
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der Vertrag abgeichloifen wird und die zur Dekung des KRaufpreifes dient, 
beitehen bleiben foll, wenn ferner nicht bloß ein Rükkaufsrecht eingeräumt, 
fondern eine Rüdkaufspflicht bedungen wird, und wenn endlich die „ge= 
kauften“ Saden für den „Käufer“ nicht verwendbar find. Erforderlich ift nur, 
daß der Wille der Vertragichließenden ernitlih auf die Übertragung des 
Eigentums gerichtet war (RG. 11. März 04, IM. 33, 197 — RG3. 57, 175; 
RO. 22. April 04, IW. 33, 355; OLG. Hamburg 10. Mai 02, SeuffX. 59, 233 
— HoldheimsNiSchr. 13, 184 — 7.2, 10 Nr. 1; DLG. Eelle 14. Juli 04, Recht 
8, 448; RO. 28. Sept. 04, KGB. 15, %). Ebenfo Staudinger 1, 343; 
Neumann 1, 105 Wr. 3; Wlank 1, 212 Nr. 3. — Teilweife abweichend: 
%1. 14 Ar. 1; 2, 10 fe. 1. 

2. Bon den Sceinverträgen verihieden find die Verträge, die mit der 
Ubrede verbunden find, daß der eine Teil von dem ihm eingeräumten Rechte 
keinen oder nur einen beidhränkten Gebrauh macen folle, wie die zum 
Zwecke der Gicderbeitsbeitellung erfolgten Eigentumsübertragungen (Rs. 
15. Juni 03, R6T. 27 B 41). Bal. oben Wr. 1. 

3. Anfechtung eines Sceingefhäfts wegen Gläubigerbenadteiligung: 
3. 1, 14 Nr. 2; Anfechtung eines fimulierten Urteils: 3.2, 393 Ar. 12; ver: 
icjleierter Pfandvertrag: 5. 2, 10 Ar. 2. 


8 119, 


Literatur: Danz, Über das Verhältnis des Irrtums zur Auslegung nad dem BGB., Iherings J. 
46, 3815 Wedemeyer, Auslegung und rrtum in ihrem Zuſammenhange, Göttingen 1903; 
Caritens, Wirkungen der Anfechtung eines —— über bewegliche Sachen wegen 
Willensfehler, msbeſondere wegen Irrtums des Verkäufers Über die Kreditſähigkeit, im fon» 
kurfe des Käufers, JW. 33, 134; vgl. unten bei $ 481; f. ferner 7.1, 14; 2, 10. 

1. Ein Irrtum über den Inhalt der Erklärung liegt vor, wenn fie vom 
Standpunkte des Empfängers aus etwas anderes erklärt, als fie nach der 
Abficht des Erklärenden erklären foll (RG. 1. Mai 03, SächſArch. 14, 71). 

2. Auch gegen eine echte Urkunde ift die Anfechtung wegen Irrtums zu- 
läffig; denn die materielle Bedeutung der Urkunde hängt von deren Inhalt 
ab. Eine wegen argliftiger Täufhung erfolgte Erklärung der Anfechtung 
kann als Anfehtung wegen Irrtums nah 8 119 aufrechterhalten werden 
(RG. 7. März 04, R63. 57, 358). Vgl. wegen Anfechtung einer Urkunde und 
eines Beitellfheins: 3. 1, 15 Ar. 13—16; 2, 10 Ar. 1. 

3. Der Irrtum über Umjtände, die außerhalb des Rahmens der Willens- 
erklärung liegen, ift kein beadtlicher Irrtum im Sinne des $ 119. Daher 
berechtigt eine irrig kalkulierte PBreisofferte den Offerenten nicht zur Anfechtung 
wegen Irrtums (RG. 16. Okt. 03, JW. 32 3. 120 — R63. 55, 367 — Redt 
7, 548 — ZURtG. 11, 114 — Hanf6}. 25 9. 233). — Val. (teilweife abweichend) 
3.1, 15 Nr. 4-6; 7.2, 3. 

4. Dagegen ift der Irrtum über den Ertrag eines Grunditüds beachtlich, 
wenn dur einen Recenfehler das Gefamtergebnis der Ausgaben und Ein- 
nahmen unrichtig wurde (RG. 23. Sept. 03, IM. 32 B. 119). 

5. Ebenfo kann ein Anerkenntnis wegen Irrtums angefochten werden, 
wenn die ihm zugrunde liegende Abrechnung infolge eines Recenfehlers un- 
richtig war (OLG. Dresden 22. Ian. 04, 886, 8, 419). 

6. Bei dem Kauf von Kuren begründet die Unkenntnis von ungünftigen 
Ereigniffen, welde das Bergwerk betroffen haben, der Regel nah nid, 
fondern hödjitens nur unter befonderen Umftänden einen Jrrtum über Eigen- 
ihaften der Kure im Sinne des $ 119 (RG. 10. Okt. 03, HoldheimsMScr. 
26 — Bank. 3, 97 — GrudotsBeitr. 48, 100; RG. 30. Tan. 04, Puchelts 3. 
35, 275). . 

7. Bei Verfüumung der Ausſchlagungsfriſt ift eine Anfechtung aus 8 1956 
wegen Irrtums möglich; fie kann aber nur dann jtattfinden, wenn die Unter: 
laffung der Ausſchlagung wilfentlich erfolgt war, die damit kundgegebene 
Willenserklärung jedoh auf einem Jrrtum berubte (RG. 28. April 04, IM. 
33, 336 — Zfmittl JB. 15, 656). 
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8 Meder die irrtümlihe Annahme, nur unter Verzicht auf den Pflichtteil 
ein Wermädtnis annehmen zu dürfen, noch der Irrtum über den Wert eines 
ihm vermadten Gegenjtandes (im Beweggrund) beredtigen den Pflichtteils— 
berechtigten, den von ihm auf den Wflichtteil erklärten Verzicht anzufechten 
(OLG. Rolmar 13. Febr. 02, DZ. 8, 576). 

9. Irrtum im Beweggrund: J. 2, 11 Ar. 2; Irrtum über Rechtsfolgen: 
„1,14 Nr. 1; 2,11 Ar. 4; „weſentlich“: I. 1,15 Ar. 7; 2,11 Ar. 5, ebenfo 
26. Hamburg 11. April 04, OLG. 8, 421; OLG. Stuttgart 12. Febr. 03, 

MWürttT. 16, 1; irrige Subfumtion von Tatſachen: J. 1, 14 Ar. 2; Begründung 
der Anfechtung: Ar. 3; Zahlungsunfäbigkeit, Kreditunwürdigkeit, ungünitige 
Referenzen: Ar. 8—12; Irrtum beim Grundjtükskauf über Hypothek: Wir. 17; 
Meinungsverfchtedenheiten: Ar. 18; Werfiherungsvertrag: J. 2, 11 Ar. 6; An— 
jtellungsvertrag: Ar. 7; Geheimmittel: ir. 8 — Buchelte2. 35, 17; Irrtum über 
den Inhaber eines Geihäfts: Nr. 9. 


Literatur: |. I. 2, 11. $ 121. 


1. Der Anfehtungsgegner muß dartun und beweifen, daß und wann der 
Unfechtungsberechtigte von dem Unfechtungsgrunde Kenntnis erhalten bat 
(RG. 7. März 04, IM. 33, 196). Ebenfo Planck 1, 218 Nr. 4; Staudinger 
1, 355 Ar. 2 Ubf. 2; Ruhlenbe 1, 97 Nr. 3; Endemann 1, 352 Nr. 37. Bal. 
unten $ 124 Wr. 1. 

2. Scyhuldhaftes Zögern: J. 1, 16 Nr. 1; ipäter erfolgte Anfechtung: Ar. 2; 
88 146 ff.: Ar. 3; „Anfechten“: 3.2, 11 Nr. 1. 


Literatur: f. 3. 1, 16. $ 122. 


Der andere kann nicht fordern, was er haben würde, wenn das in der 
unridhtig übermittelten Erklärung enthaltene Angebot zu einem gültigen Ber: 
trage geführt hätte, jondern das, was er durch fein Vertrauen auf die Gültig- 
keit der ihm übermittelten Willenserklärung verlor (RG. 29. Febr. 04, SächſArch. 
14, 360). 

8 123. 


Literatur: Feilchenfeld, Täufhungen bei Unfallverfiherungen und die Unfallverficerung, 
ZBerfißiii. 4, 451. 

1. Es madt für die Unfechtung keinen Unterjchied, ob die Täufhung den 
Abſchluß des Geichäfts felbit herbeiführte, oder ob fie für eine einzelne Be- 
ftimmung, eine Modalität desfelben den Ausſchlag gab (OLG. Braunfchweig 
29. Mai 03, DI2. 9, 1000). 

2. Bon mehreren Unfechhtungsberechtigten kann jeder für ſich das An— 
re ausüben (RG. 5. Jan. 04, TB. 33, 112 — DI2. 9, 405 — RG3. 
56, 423). 

3. Betrügeriihe Handlungen eines Verfiherungsagenten bei Eingehung 
eines Verficherungsvertrags muB die Gefellfhaft wie ihre eigenen gegen lid) 
gelten laſſen (RG. 15. März 04, IM. 33, 232). 

4 Durd Schweigen wird ein Betrug dann verübt, wenn der Schweigende 
erade auf die eventuelle Unkenntnis des andern jpekuliert und fidy fein 
hweigen auf denjenigen Punkt bezieht, von dem das Gelingen feiner 

Spekulation abhängen muß (RG. 3. Febr. 04, IW. 33, 167 — Bank. 3, 176; 
we — 30. Juni 04, SächſArch. 14, 636). . Vgl. J. 1, 17 Ar. 4 u. 5; 
2, 1 T.9. 

5. In dem a Berichweigen der VBermögenslage kann keine nad 
& 123 anfechtbare Täufhungshandlung gefunden werden (OLG. Hamburg 
27. Nov. 03, DLG. 8, 421). Ebenfo 3.2, 12 Ar. 3. — U. M.: OLG. Dresden 
7. April 03, SächſArch. 14, 375. 

6. Täufhung des einen Gefellfchafters durch den andern bei Eingehung 
des Gefellfchaftsvertrags kann nidt den Gefellichaftsgläubigern gegenüber 
geltend gemadt werden (OLG. Dresden 16. Nov. 03, SächſArch. 14, 645). 
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7. Auf eine vom Eigentümer wegen argliftiger Täufhung mit Erfolg an- 
gefochtene Hypothek find die Vorfchriften über die Eigentümerhypothek un— 
anwendbar (RG. 14. Dez. 03, RA. 4, 118). 

8. Die Unfechtung eines edhteg ihäfts wegen Irrtums ift nicht den 
Belhränkungen unterworfen, die in 88 351—353 für das Rücktrittsrecht gelten 
BayOb LG. 28. Nov. 03, Recht 8, 44). 

9. Auch wenn eine Drohung fih auf ein an fidh berechtigtes Verlangen 
bezieht, darf fie nicht in der Abficht ausgefproden werden, den andern Teil 
um Ubfchluß eines für den Drohenden günitigen Vertrags zu nötigen (OLG. 

resden 7. Okt. 02, SächſArch. 14, 373). 

10. Bei Aufhebung eines gegenfeitigen Wertrages wegen arglijtiger 
Täufhung muß die Ausgleihung in der Weife erfolgen, daß neben dem An— 
ſpruch auf Schadenserfaß nad 8 823 die beiderfeitigen Wertragsleiftungen er- 
feßt und diejenigen DVermögenslagen der Beteiligten wiederhergeftellt werden, 
die ohne den Vertragsabichluß beftehen würden (RG. 19. Upril 04, Recht 8, 359). 

11. Berheimlihung einer Abſicht: I. 1, 16 Nr. 1; Auftreten des Käufers 
als Rommiffionär: Ar. 2; Unnahme eines irrigen Angebots: Ar. 3; Drohung: 
Ar. 6 u. 7; kaufmännifhes Zurükhaltungsredt: Ar. 8; Ööffentlichrechtlicher 
Vertrag: Ar. 9; Schadenserfag nad 8 823: Ar. 10 und %. 2, 12 Ar. 4, ebenfo 
Staudinger 1, 366; Kuhlenbeck 1, 100. — U. M.: Hölder 1, 277 Nr. 7; 
Begriff der Täufhung: I. 2, 11 Ar. 1; Beweis: Ar. 2. 


g 124. 


1. Die Beweislaft für die Nichtrechtzeitigkeit der Anfechtung liegt bier, 
wie im Falle des $ 121, dem Unfechtungsaegner ob (RG. 14. Nov.03, 3BIFG. 
4, 765 — GrudotsBeitr. 48, 334). Vgl. oben 8 121 Nr. 1. 

2. Übergangszeit: 7. 2, 12. 

8 125. 


Literatur: f. J. 1, 17. 

Formlofer Vorvertrag: J. 1, 17 Nr.2 u.3; 2, 12 Ar. 1 u. 2; Treu und 
Glauben: 3. 1, 17 Ar. 1; gerichtlicher Vergleih: Ar. 4 u. 5; Unterfchrift beider 
Teile: Nr. 6; Beftimmung der Form durch Übereinkunft: Ar. 7 und 7.2, 12 Ar. 3. 


8 126. 

Literatur: Lehmann, Die Unterfchrift im Tatbeitande ber fhhriftlihen Willenserklärung, Bonn 
1904; Jofef, Die Beglaubigung ber Uinterfchrift unter einem Blankett, DANOLD. 3, 545; 
Riegler, Die Blankettunterichrift, Arch Ziv Prag. 95, 357; f. ferner J. 2, 12. 

1. Es ift nicht erforderlich, daß die Unterfchrift unter den fertigen Tert 
gelegt werde; der darüber ftehende Tert kann auch erjt fpäter geichrieben 
werden (RG. 18. Febr. 04, IM. 33, 196 —= RG3. 57, 66 — SchlYolftUnz. 04, 182). 

2. Die unterfchriebene Urkunde muß jedoch da, wo das Geſetz Schriftform 
vorjchreibt, den wefentlichen redhtlihen Inhalt der Willenserklärung enthalten; 
deshalb kommt eine wirkfame Bürgſchaft durch Briefwechfel nicht zuftande, 
wenn ſich erft aus dem Zufammenhang der Briefe der verpflichtende Wille 
des Bürgen ergibt (RG. 8. März 04, IWW. 33, 232 — Bank. 3, 177). 

3. In der Regel ijt eine fchriftliche Vereinbarung als endgültiger und allein 
maßgebender Vertragswille anzufehen. Ausnahmsweiſe ift Daneben eine münd- 
liche WBerabredung wirkfam, wenn dargetan wird, daß entgegen der jhrift- 
lihen Vereinbarung aud das mündlich Werabredete gültig fein foll (RG. 
13. Juni 02, R63. 52, 23; RG. 27. Dkt. 03, IW. 32 B. 133; RO. 6. April 03, 
SächſArch. 14, 62; DLG. Poſen 2. Nov. 03, PoſASchr. 6, 185). Ebenfo J. 2, 13 
8 133 Nr. 1; Rublenbed 1, 123 Nr. 3. 

4. Unzuläffig ift die Unterfchrift einer eigenhändi zu vollziehenden Ur— 
kunde durch einen Schreibgebilfen (RG. 9. Juli 04, Ach. 33, 468 — DNotðV. 
4, 564). Ebenfo Blank 1, 229. 

5. Dagegen zuläfitg durch einen Vertreter: J. 1, 18 Nr. 1. — Ebenfo 
Neumann 1, 115. — U. M.: Staudinger 1, 375; Pland 1, 229; Kuhlen— 
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bed 1,102; Stempelabdruk: Nr. 2: Tatfache der Unterfchrift: Nr. 3; Anmeldung 
beim Regifter: Ar. 4; offener Handelsgefellichafter: Nr.5; Zeitpunkt der fchrift- 
lihen Einigung: J. 2, 12 Ar. 1; Abänderung eines fchriftlihen Vertrags: Nr. 2. 


8 128. 
Sukzeffive Beurkundung: J. 2, 13. 


g 129. 


Zeihnung der offenen Handelsgefellfhaft: I. 1, 19 Ar. 1; Ergänzung 
einer notariellen Urkunde: Ar. 2. 
8 130, 


Literatur: Tige, Der Zeitpunkt des Zugehens bei empfangsbebürftigen fchriftliden Willens» 
erklärungen, Iherings J. 47, 379; . femer J. 1. 19; 2, 13. 

1. Eine in der Wohuung des Empfängers abgelieferte ſchriftliche Annahme— 
erklärung gilt auch bei Ubwefenheit des Empfängers als dieſem zugegangen; 
in dem bloßen Vorzeigen eines Einfchreibebriefes ift jedoch kein Zugehen zu 
finden, wenn der Briefträger den Brief wieder mitnimmt (RG. 24. Nov. 03, 
IM. 33, 53 — RG3. 56, 262). 

2. Berhindert der Empfänger arglijtig das rechtzeitige Zugehen, fo muß 
der Erklärende die Erklärung ihm alsbald in anderer Form zugehen laffen; 
eine dadurch eingetretene Verfpätung darf aber der Empfänger nicht geltend 
maden (RG. 29. Upril 04, ZW. 33, 337; RO. 13. Juli 04, IW 33, 481 — 
— DI2. 9, 1091 — Redt 8, 502). 

3. „Zugehen”": 7.1, 19 Ar. 1, ebenfjo Kuhlenbeck 1, 105; Kündigung: 
Nr. 2 u. 3; Nachweis des Zugehens: Ar. 4; Erklärung beim Regiftergericht: 
Nr. 5; Friftfegung: I. 2, 13 Nr. 1; Abholen von BPoltfendungen: Nr. 2 = 
RegersE. 25, 123; Einhaltung einer gerichtlichen Frift: Ar. 3; Bote: Ar. 4 
OLG. 8, 27. 

8 133. 


Literatur: Wedemener, Auslegung und Irrtum in ihrem Zufammenhange, Göttingen 1903; 
Danz, Die Kunft der Auslegung, DI3.9, 659; T. ferner J. 1, 19. 

1. Bei der Auslegung von Verträgen befteht nicht die Vermutung, daß 
die Vertragichließenden die Gefege kennen (RG. 13. Okt. 03, SeuffA. 59, 89). 

2. Auch bei einem dem Formzwang unterliegenden Vertrag iſt $ 133 an- 
zuwenden; insbefondere kann bei einem Grundftükskauf der Raufpreis durch 
Auslegung bejtimmt werden (RG. 12. Dez. 03, IW. 33, 55 — Geuffll. 59, 92; 
RO. 29. April 04, IW. 33, 382 — DTI3.9, 813 = DNotV. 5, 564). Ebenfo 
3.1, 19 Ar. 2 u.3. 

3. Durch $ 133 ift an dem alten Grundfag, daß der Wortlaut einer Er- 
klärung, infofern er deutlich ift, zunächit enticheidend fei, nichts geändert 
worden BayVBGH. 8. Jan. 04, Regers®. 24, 380). 

4. 8 133 ift auf die Auslegung einer Vertragsitrafe anwendbar; unter 
Umjtänden iſt die Strafe ganz zu verfagen (RG. 22. Jan. 04, IW. 33, 139 — 
ZURtG. 12, 20 — Recht 8, 136 — ElſLothZ3. 29, 403). 

5. Vermutung der Volljtändigkeit einer Urkunde: J. 1, 20 Nr. 6; 2, 13 
Ar. 1; vgl. oben $ 126 Ar. 3; ebenfo OLG. Karlsruhe 10. Nov. 03, BadRpr. 
70, 74; klarer Wortfinn: 3.1, 19 Nr. 1; Entitehungsgeihichte des Vertrags: 
Nr. 4; Verfügung von Todes wegen: Wr. 5; Erfüllungszeit: Nr. 7; Rück» 
forderungsredt: Ar. 8; Verlagsredte: Ar.9; S.E. & O.: Ar. 10; buchftäblicher 
Sinn: 3.2, 13 Ar. 3; Quittung in Buchſtaben und Ziffern: Ar. 4 = SeuffA. 
59, 55 — Bank. 3, 98; Transportvertrag: Nr. 5. 


8 134. 

1. Die Vereinbarung, daß ein Redtsftreit durch die Enticheidung eines 
bejtimmten Gerichts endgültig, unter Ausſchluß von Rechtsmitteln, entichieden 
— ſolle, verſtößt nicht gegen 88 134 ff. (RG. 24. Febr. 03, Eljloth. 
29, 192). 
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2. Eine Vertragsbeitimmung, wodurdh einem Wirt für fih und feine 
Rechtsnachfolger die Verpflichtung auferlegt wird, fein Bier aus einer be- 
jtimmten Brauerei zu beziehen, iſt ungültig (OLG. Stuttgart 1. Mai 02, Württ. 
15, 290). Vgl. aber unten $ 138 Wr. 30. 

3. Anerkenntnis eines nicdhtigen Vertrags: I. 1, 14 Nr. 1; gepfändete 
Sadıen: Nr. 2; Nichtigkeit auf der einen Seite: 7.2, 14 Nr. 2; Schlußfaß des 
8 134: ir. 1; Gläubigerbegünftigung: Ar. 3. 


8 135. 
Riteratur: ſ. 3.1, W. 


1. Der $ WM des G. vom 12. Mai 01 enthält ein Veräußerungsverbot des 
8 135 (OLG. Hamburg 29. Jan. 04, OLG. 8, 401 — 3BIFG. 5, 254). 


2. Ronkurseröffnung: J. 1, 20 Ar. 1; im Grundbuch eingetragenes Ver— 
bot: Ar. 2 und 7. 2, 14 Nr. 1 — Grudots®Beitr. 47, 901. 
& 137. 


Literatur: J. I. 2, 14. 

Bedeutung von $ 137: T. 1, 21 Nr. 1; Berfügungsbeihränkung durd 
Recdtsgeihäft: Ar. 2; Entpfändungsverpflidtung: Ar. 3; Eheverträge: Nr. 4; 
Erfaganfprüce für Bergihäden: I. 2, 14 Ar. 1; Beichränkung der Verkaufs: 
befugnis: Ar. 2. 

8 138, 


Literatur: Pohl, Die juriftiiche Natur des Bierlieferungsvertrags, Bonn 1904; J. ferner .1,21; 2,14. 
A. Ullgemeines: 


1. Nur allgemein im Verkehr für unerlaubt geltende Handlungen, nicht 
ihon jede vom Standpunkte der Moral zu beanjtandende zn verftößt 
gegen die guten Sitten (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, Hanf63. 25 B. 133). 

2. Verbot und Beitrafung maden ein Rechtsgeſchäft an fih noch nicht 
unfittlih, vielmehr muß es allgemein dem Anftandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden, zum mindejten der Sittenanjhauung einzelner Volkskreije 
widerfprehen (OLG. Kiel 13. April 04, OLG. 9, 279, in Anlehnung an RO. 
11. April 01, R63. 48, 114). 

3. Als „unfittlich* darf nicht jede ausbedungene Gegenleijtung angefehen 
werden, die nicht als gerechte und billige Vergütung für das dem Schuldner 
Gewährte ericheint (D86. Stuttgart 27. Nov. 03, OLG. 8, 421). 

4. Übergangszeit: 3.1, 21 Ar. 1 u. 2; ebenfo (rückwirkende Araft) auch 
RE. 12. März 03, Budelis?, 34, 656; Ausnutzung des wirtihaftlih Schwächeren: 
3.2, 14 Ar. 2; beiderjeits unfittlicher Vertrag: 3.2, 15 Wr. 8. 


B. Gegen die guten Sitten verftößt: 


5. Die Hingabe eines Darlehns zum Bordellbetrieb (OLG. Ham- 
a Okt. 03, Hanf63. 24 3. 288). Ebenjo 7.2, 15 Ar. 7 — SächfArch. 
14, }. 

6. Der Mietvertrag über ein Grundjtük, das als Bordell benußt 
werden foll (DLG. Hamburg 4. Dez. 03, HanſG3. 25 B. 61 — OLG. 8, 422). 
Ebenfo 3; 1, 22 Nr. 14; 2, 15 Nr. 8. 

7. Die Vereinbarung mit einem Mädchen, die von ihr in pikanten 
Stellungen aufgenommenen Bhotograpbien auf Anfichtskarten zu verviel- 
— (KG. ohne Datum, GewVKſchutz 9, 272). 

. Das Berfpreden eines Schweigeaeldes wegen eines Verbrechens, 
jowohl auf feiten des Verſprechers, als aud auf ie des Empfängers (RG. 
30. Mai 04, ZW. 33, 404, in Aufhebung von OLG. Dresden 7. Nov. 03, Sädjf- 
Arch. 14, 371). — U M.: (au RG.) 5. 1, 21 Ar. 4 u. 7; 2, 15 Nr. 5. 

9. Das pactum de non lieitando, wenn die befondere Beichaffenbeit 
des Falles den Vertrag zu einem unfittlichen jtempelt (RG. 11. Juli 04, IM. 
33, 537). Val. 3. 1, 22 ir. 16; 2, 15 Ar. 16. 
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10. Der Vertrag auf a an behördlihen Submiffionen 
(OLG. Pofen 6. Okt. 03, DLG. 7, 457; OLG. Kaffel 7. April 04, OLG. 8, 426). 

11. Die Ebene nad der ſich der Arbeiter dem Arbeitgeber gegen- 
über verpflichtet, keinem Urbeiterverbande beizutreten (LG. Bremen ohne 
Datum, GewG. 9, 150). 

12. Das Abkommen, wodurd fich bei einem außergeridhtlidhen Ak— 
kord ein Gläubiger von dem Bürgen, der fich für die Akkorddividende ver- 
bürgt bat, einen Sondervorteil ausbedingt (OLG. Stuttgart 2. März 083, 
MWürtt. 16, 3). 

13. Die Vereinbarung der Ehegatten, getrennt zu leben (OLG. Frank— 
furt 9. Juni 03, OLG. 7, 458). 

14. Ein Alimentenverfprehen des Ehemannes, um die Frau zur 
Scheidung zu beftimmen (26. Magdeburg 2. März 04, Naumburg AK. 04, 35). 
— 4 M.: % 2, 15 Qr. 4. 

15. Der Vergleich in einer Scheidungsfadhe jüdiicher Eheleute, wonad ſich 
der eine Ehegatte verpflichtet, au in die rituelle Scheidung zu willigen 
(RG. 7. März 04, DI2. 9, 507). 

16. Ein Mitgiftverfprehen als befondere Prämie dafür, daß der 
Empfänger eine deflorierte Frauensperſon heirate (OLG. Marienwerder 
15. Jan. 04, PoſASchr. 7, 54). 

17. Die Ubtretung des elterlihen Erziehbungsredhtes gegen Geld 
(RG. 11. April 04, IM. 33, 256). 

18. Ein PBrivatabkommen zwiſchen Gefellichaften, die eventuelle Wahl 
als Auffihtsratsmitglied abzulehnen (RG. 16. März 04, IM. 33, 266 — 
R62. 57, 205). 

19. Das Gella- oder Hydrafyitem: IT. 1, 22 Nr. 10 (RG.), ebenfo 
26. I Berlin 30. Jan. 02, DI3.9, 216; Vermächtnis, Schenkung an die 
Konkubine: T. 1, 21 Ar. 3; 2, 15 Wr. 6; Verſprechen der Rücknahme einer 
Strafanzeige: T. 1, 21 Nr.6; Schenkung eines unredlih erworbenen 
Gegenjtandes: J. 1, 22 Ar. 9; Brovifionsverfpreden für Bordellverkauf: 
3.1, 22 Nr. 15; YAusnußung und Beichränkung der Arbeiter: J. 2, 15 
Nr. 9-11; Wahlbeeinfluffung: J. 1, 22 Nr. 18; Vorteile für felbftver- 
ftändlihe Handlungen: 7. 1, 22 Nr. 19 u. 20. 


C. Gegen die guten Sitten verftößt nicht: 

20. Der Kaufvertrag über ein Bordellgrunditük (OLG. Hamburg 
27. Nov. 03, DLG. 8, 424; DLG. Dresden 7. Okt. 02, SähfArd. 14, 373). Ebenfo 
und abweidhend: J. 1, 22 Wr. 13. 

21. Die einem Dritten gegenüber erfolgte Übernahme der Schuld einer 
Dirne und der Auftrag, Maren an die Dirne zu liefern (OLG. Rolmar 
9. Dez. 02, ElſLoth 3. 28, 626). 

22. Ein Vertrag über fheinbares Mitbieten oder über gemeinfames 
Bieten (RG. 24. Nov. 03, OLG. 8, 425; DLG. Karlsruhe 13. Juni 03, DRG. 
7, 457 — BadRpr. 70, 270). Bal. dazu Schneider in HoldheimsMScır. 
13, 222; 7. 1, 22 Ar. 16; 2, 15 Ar. 16. 

23. Die Ausbedingung eines Ründiqungsrehts nur für den einen 
Vertragsteil (OLG. Hamburg 12. Jan. 03, OLG. 7, 458). 

24. Das freie Ründigungsredht einer Gemeinde bezüglich des An- 
Ga an die ftädtifche Wafferleitung (OLG. Rarlsrube 25. Sept. 03, Bad— 
Rpr. 70, 37). 

25. Der vertragsmäßige Ausfhluß von Verzugsitrafen und von 
Scyadenserfaganfprühen wegen verfpäteter Lieferung (BayOhLG®. 10. Mai 04, 
Recht 8, 313). 

26. Der Ausihluß der Haftung wegen eigener und fremder Fahr— 
gen (RG. 30. März 04, Recht 8, 360). 

27. Der Abſchluß von Verträgen feitens der Ubnehmer mit einem Roh— 
jftofffyndikat (RG. 17. Juni 04, D33. 9, 945). 
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28. Die Vereinbarung einer VBertragsitraie für den Fall der Kündi— 
gung, wenn fie fih nit als Yusnußung der jchlechten Wermögenslage des 
ihwäderen Teiles darjtellt (RG. 1. Juli 04, IW. 33, 481). 
29. Ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil zur rn desjenigen 
Betrags verpflichtet, Durch deffen Erlegung ſich der andere Teil von einem ihm 
auferlegten Ronkurrenzverbote freimahen kann (RG. 4. Juli 02, Gew: 
Arch. 2, 694). 
30. Ein Vertrag, durch den ji ein Gaftwirt verpflichtet, fein Bier von 
einer bejtimmten Brauerei zu beziehen (DVG. Dresden 25. April 04, SächſArch. 
14, 649). Ebenfo 3.1, 23 Ar. 22. 
31. Vertrag über die Rücknahme eines Strafantrags: J.1, 21 Nir.5; 
2, 15 Nr.5; Baktieren über Scheidungsaründe: T. 1, 22 Nr.8; Verkauf 
einer ärztlihen Braris: I. 1, 22 Nr. 11; 2, 14 Wr. 1; Vertragsitrafe wegen 
Maifeier: 7.1, 22 Ar. 12; Entlaffung von Arbeitern wegen Streiks anderer: 
3.2, 15 Nr. 12; bedingte Shankkonzeffion: T.2, 15 Ar. 13 — BadVerw3. 
36, 91 — GewXrd. 3, 1; —— Beſchränkung der Gewerbe— 
freiheit: 3.2, 15 Nr. 14; Kauf von Waren, deren Einfuhr verboten: 
. 2, 15 Ar. 15 — Böhms?. 14, 81 = DLG. 7, 459; Ausnutzung einer 
ruht: J.1,22 Nr. 17; Verteilung von Schäden im Heuervertrag: J. 1,23 
r. 21. 

D. Zu Abſ. 2: 

82. Der wucherliche Charakter eines obligatorifchen Vertrags bat aud die 
Nichtigkeit des zu feiner Erfüllung eingegangenen dinglichen Rechtsgeſchäfts 
zur Folge (RG. 19. Febr. 04, RG3. 57, 95 — IM. 33, 168 — SchlHolſtAnz. 
04, 98 — BadRpr. 70, 254). 

33. Abſ. 2 hat die Tdentität des MWucherfchuldners und des Geſchäfts— 
gegners n Vorausfegung (OLG. Kiel 26. Jan. 04, SchlHolſtAnz. 04, 103). 

34. Ubf.2 erfordert keine bewußte Ausbeutung (OLG. Hamburg 9. Dez. 03, 
DLG. 8, 422. — U. M.: DLG. Kiel 14. April 04, SchlHolſtAnz. 04, 161). 

35. Leichtfinn auf feiten des Schuldners wird insbejondere anzunehmen 
fein, wenn er vom {nbalte des Vertrags gar keine Kenntnis nimmt (OLG. 
Kiel 14. April 04, SchlHolſtAnz. 04, 161). 

36. Form des MWuchergeihäfts: I. 1,23 Ar. 23; Rifiko: Ar. 25; Maßitab 
für den Wert: Nr. 26; Verhältnis zu Abſ. 1: Ar. 24 und 3.2, 16 Nr. 18; Wucher 
mit fremdem Geld: 7.2, 16 Ar. 19; Arbeitsvertrag: Nr. 20. 


8 139. 
1. $ 139 findet auch bei teilweifer Ungültigkeit einer VBertragsklaufel 


Anwendung (OLG. Dresden 13. Febr. 03, OLG. 8, 24). 

2. Eine gefeßlich unzuläffige Bedingung oder Befriftung madt regelmäßig 
das ganze Rechtsgeſchäft nichtig (Entjch. des Württ. MT. 10. März 02, RegersE. 
24, 44), 

3. Beifpiele: J. 1, 23; Formmangel: J. 2, 16 Wr. 1. 


8 140, 
Kaufmänniſcher Verpflichtungsſchein: I. 2, 23. 
8 141. 


1. Wird die Anfechtung eines der Schriftform unterliegenden Gejchäfts 
zurückgenommen, fo ift die erneute formelle Verlautbarung des Vertrags er: 
forderlih (OLG. Braunihweig 27. Wärz 03, OLG. 8, 25, in Anlehnung an 
RO. in ZW. 31 B. 229). Ebenfo Blank 1, 252 Ar. 1; Staudinger 1, 410; 
Rehbein 1, 202 Nr. 7a. — U. M.: Dernburg 1, 355 VI. 

2. Auch ein gegen die guten Sitten verftoßendes, insbefondere ein wuche— 
riſches Geſchäft, kann unter Umftänden wirkfam beftätigt werden (KG. 7. Juli 04, 
DLG. 9, 280). 

3. Beitätigung ſetzt Kenntnis voraus: J. 2, 16; 1, 24 8 14. 
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8 142. 
” Miederheritellung des früheren Zuftandes: J. 2, 16 Nr. 2; Vereitelung: 
LT. 1; 
8 143. 


Literatur: ſ. I. 2, 16. 
Unfehtung durch Prozeßbevollmädtigten: J. 1, 23 Ar. 13 2, 16 Nr. 1; 
Rücknahme der Anfechtung: 3.1, 23 Nr. 2; vgl. oben $ 141 Ar. 1. 


& 144. 
Stillihweigende Beitätiguna: I. 1, 24; ebenjo OLG. Dresden 7. Juli 03, 
SächſArch. 14, 226. 
Dritter Titel. Vertrag. 


8 147. 
Literatur: Frankenburger, Die rechtliche Bedeutung der Telepbongeiprädhe, DI3.9, 84. 

1. Ob ein Vertrag, der durch Mittelsperfonen verhandelt wird, die nicht 
allgemein zum Abſchluß bevollmädhtigt find, als Vertrag unter Gegenwärtigen 
oder unter Abwefenden aufzufaffen tft, ift nad den Umftänden des einzelnen 
Falles zu beurteilen (RG. 18. März 04, Seuffll. 59, 387). 

2. Vergleichsofferte: I. 1, 24 Ar. 1; ankommende Briefe: Ar. 2; „Tofortige 
Drabtantwort“: Ar. 3. 


Literatur: 1. 3.1, 24: 2, 17. 


8 148. 

Ankunft innerhalb der Friſt: I. 2, 17. 
8 150. 

Bedingtes Angebot: T. 1, 24; Vertreter: f. unten $ 177 Wr. 1. 
8 151. 


Literatur- Wedemener, Der Abſchluß eines obligatorischen Vertrages durch Erfüllungs- und 
Uneignungshandlungen, Göttingen 1904. 

1. Durdy $ 151 wird die Wirkung einer Handelsübung nicht ausgeichloffen, 
wonach beiderfeits Bejtätigungen auszutauihen find, und erjt mit dieſem 
Austauſch der durch den Agenten vermittelte Vertrag als gefchloffen gelten foll 
(OLG. Marienwerder 15. Jan. 04, OLG. 8, 427). 

2. Mündliche Nebenverabredungen, die im Beitätigungsichreiben nicht er- 
wähnt find, behalten im Zweifel ihre verbindliche Kraft (OLG. Kiel 26. Sept. 04, 
SchlHolſtAnz. 04, 327). VBgl. ferner über Bejtätigungsbriefe: I. 1, 24 Nr. 2 
(RG6.); ebenfo OLG. Hamburg 14. Jan. 03, DYG. 8, 28. 

3. Stillihweigen: I. 1, 24 Nr. 1; 2, 17 Nr. 1; unbejtellte Waren: 3.1,24 
Nr. 3; Lotterielos: Nr. 4. 

8 152. 


Vertretung durch den beurkundenden Notar: 


g 154. 


1. Sit der Vertrag zunächſt mündlich zuftande gekommen, fpäter aber 
Beurkundung verabredet worden, jo ift es Auslegungsfrage, ob die Abrede 
die Aufhebung des Vertrags für den Fall nicht erfolgender Beurkundung be- 
deuten oder nur einen Anſpruch auf Beurkundung gewähren joll (UÜLG. 
Marienwerder 12. Juni 03, Seuffll. 59, 131 — Z3AktG. 11, 187; DLG. Braun- 
ihweig 6. Nov. 08, Braunfhw. 51, 78). Ebenfo Blank 1, 270 Air. 2; Neu— 
mann 1, 144 II 4. 

2. Abf. 2 gilt auch für Mietverträge (OLG. Hamburg 21. März 04, OLG. 
8, 396; DLG. Karlsruhe 6. Mai 04, BadRpr. 70, 174). 

3. Doch greift Abf. 2 nicht Plag, wenn die Parteien den Mietvertrag ab- 
geichloffen haben, ohne zuvor feine Beurkundung verabredet zu haben (RG. 
15. März 04, OLG. 8, 396 Note 1). 


3.1, 24. 


m 
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4. Beitimmtheit des Vertragsinhalts: 7. 1,25 Nr. 1; Borvertrag: Nr. 2 
u. 4; 3. 2, 17 Nr. 1; Borausfegung für $ 154: I. 1, 25 Nr. 3; mündliche Neben— 
abreden: Ar.5 und 3.2,17 Ar. 2; Mangel der Willensübereinftimmung: I.1,25 
Nr. 6; 2, 17 Nr. 2. 
8 155. 


Fehlt nur bei der einen Partei die Übereinftimmung zwiſchen Willen und 
Erklärung, fo kommt der Vertrag zuftande, und der Partei fteht nur die An— 
fehtung wegen Jrrtums zu (RG. 4. Juli 04, FW. 33, 404). 


156. 
Literatur: ſ. I. 1, 25. 5 
1. Ein nad dem Zuſchlag abgegebenes Ülbergebot tft nicht zu berückfichtigen 
(OLG. Dresden 6. Juni 03, SächfArch. 14, 222). 
2. Das Yusgebot ift an ſich bedeutungslos (OLG. Rolmar 14. März 04, 
ElſLothNot3. 24, 180 — Elfloth3. 29, 483; ebenfo die Entfheidung unter 1). 


8 157. 
Riteratur: Jacobfon, Das me gr im Sanbelsverkebr, BankU. 3, 197: Kohler, Anzeige: 
zitiat im Zwilrecht, UrhBürg. 235, 164; Heßler, Eine abgeänderte Theatervorftellung, 

echt 8, 438; dazu Conrabes, Recht 8, 525; f. ferner I. 1, 25; 2, 17. 

1. Die allgemeine Einrede der Argliſt kann nod) eingewendet werden, 
wenn die Schuld bei ehrlicher Handlungsweife des Gläubigers nicht oder nicht 
fo, wie fie geltend gemadt wird, bejtehen würde (RG. 17. Dez. 03, Seuffll. 
59, 258 — IM. 33, 89). Wal. T. 1, 33 $ 226 Wr. 3. Einwand der mangelnden 
Geihäftsfähigkeit als exceptio doli? 3. 1,25 Ar. 5. 

Der Sat: dolo petit qui petit quod edditurus est, gilt nicht mebr 
chlechthin (OLO. Frankfurt 2. Febr. 04, FrankfKundſch. 38, 56). — U. M.: 
2.1, 25 We. 2. 

3. Der Gewerbetreibende muß die Verkehrsfitte gegen ſich gelten 
laffen, wenn er nicht feinen abweichenden Willen unzweideutig feinem Runden 
zu erkennen gegeben hat (RG. 6. Okt. 03, Recht 7, 603 [identifh mit Recht 
8, 17). Über Verkeprsfitte vgl. I. 1,5 Wr. 1. 

4. Sind „Teilzablungen“ nadgelaffen, fo bat der Schuldner binnen 
einer ex aequo et bono zu bemeffenden Friſt in Raten zu zablen (OLG. Braun- 
ihweig 10. Mai 01, Braunfhw. 51, 133). 

5. Es beiteht kein Handelsbraud, daß Stillihweigen allgemein als 
—— gelte. Ein ſolcher Grundſatz gilt insbeſondere dann nicht, wenn 
es ſich um Abänderung beſtehender Vertragsverhältniſſe handelt (OLG. Kiel 
9. Juni 08, DLG. 8,28). Wal. I. 1,25 Wr. 3; 2, 17 Nr. 1; f. auch $ 151 Nr. 2. 

6. Insbefondere kann aus dem Gtillfhweigen auf ein Stundungs: 
gefuh, auch bei Annahme der Ratenzahlungen, nidt die Annahme des 
Stundungsgefuds gefolgert werden (RG. 22. April 03, RGBI. 14, 101). 

7. Die Beftimmung in einem Agenturvertrag: „Stadt H. mit Vororten 
und Umgebung im Umkreife von zehn Meilen“ ift nicht wörtlich aufzufalfen; 
das Wrbeitsfeld ift nicht geometriih genau abzugrenzen (ORG. Dresden 
16. März 03, SächſArch. 14, 108). 

8 Wenn der Umtaufh „jederzeit“ geitattet ift, fo wird damit nur eine 
billige Frift zur Prüfung des gekauften Gegenstandes eingeräumt (OLG. 
Dresden 4. Mai 03, DEG. 8, 56 — SÄädhiDLG. 25, 202 — GefuR. 5, 1%). 

9, Werden Bücher zur Anficht geihickt und verpflichtet jich der Emp- 
fänger, fie zu behalten, wenn er fie nicht „gleich“ nach der zehntägigen Aniichts- 
frift zurückſchickt, ſo genügt eine Rückfendung einige Tage nah Ablauf der 
Friſt (OLG. Dresden 20. Febr. 03, OLG. 8, 29). 

10. Ronkurrenzverbot: .2,17 Ar. 2; „Haftungnadı Wechſelrecht“: 
Air. 3; anders niedergeihrieben als verabredet: T. 1, 26 Nr. 6; Vertrag 
auf beftimmte Zeit: Ar. 7; aufbebender Vertrag: Tr. 8; Lizenzvertrag: 
Nr. 9; gemeinſchaftliche Ausnugung: Ar. 10; anvertrautes Mufter: ir. 11; 
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Coupéüberfüllung: Ar. 12; „Kaſſe gFegen Vorladungsdokument“: Ar. 13; 
fair average: Ar. 14; „Rundenrimeffen“: Nr. 15; Transportbedingungen: 
Nr. 16; verichiedene Klaufeln: Nr. 17; „netto Raffe*: f. unten $ 433 Qr. 6; 
Raffa- und Warenikonto: f. unten $ 433 Ar. 7. 

Zur Auslegung von Verfiherungsperträgen: 


11. Die jtillihweigende Unnahme einer Verfiherungspolice bindet 
den Berficherungsnehmer an deren Inhalt (RG. 27. Nov. 03, GefuR. 5, 249 — 
IM. 33, 74 = DI2. 9, 218). 

12. Der Generalagent kann nicht nah Abſchluß des tg er sr 
vertrages ohne Genehmigung der Gejellihaft dem Verſicherten die Werfiche- 
—— — erleichtern (RG. 1. März 04, SeuffA. 59, 362). Vgl. J. 2, 18 

rt. 17. 

13. Die Berwirkungsklaufel wegen verfpäteter Rlage ift gültig; der 
Lauf der Ausfchlußfrift rubt aber fo lange, als dem Verficherten nicht möglich 
war, feinen Anſpruch einzuklagen (OLG. Hamburg 25. März 04, DLG. 8, 410). 
Dagegen muß der Verficherte die durch feinen Anwalt verfhuldete VWerfäumung 
F Friſt vertreten (DLG. Hamburg 4. Mai 03, DI3.9, 415). Wal. J. 1, 27 

rt. 21, 

14. Die Klaufel, wonach der Verficherte alle Anfprüche verliert, wenn 
er die Gefellihaft durh unwahre Angaben zu täufchen verfudt, ift nur an- 
wendbar bei vorfäßlidher Täufhung (OLG. Rolmar 22. April 04, Puchelts3. 
35, 537). Vgl. bezüglich der Werwirkungsklaufel 3. 2, 18 Nr. 8, 9, 12 —14. 

15. Durch Annahme verjpäteter Zahlungen werden die für Die 
Prämienzahlung feitgefegten Fälligkeitstage nicht geändert (OLG. Marienwerder 
29. Sept. 03, PoſMSchr. 6, 175). Vgl. 3. 2, 18 Nr. 17. 

16. it die anderweite Verſicherung von der Genehmigung der eriten 
Berficherungsgefellichaft —— ſo darf dieſe Genehmigung nicht verſagt 
werden, wenn kein nichtiger Grund vorliegt (OLG. Dresden 6. Okt. 03, 
OLG. 8, 411). 

17. Hat ſich der Verficherte in dem VBerfjicherungsvertrag einem Schieds- 
gericht unterworfen, fo braucht er ji, wenn der Schiedsſpruch vom ordent- 
lihen Gericht für ungültig erklärt wird, nicht noch ein weiteres Schiedsgericht 
über diejelbe Frage gefallen zu laffen (RG. 9. Okt. 03, Hanf63. 25 3. 113). 

18. Der Haftpflihtanfprud erjtreckt ſich auf deliktifche und vertrag: 
lihe Schäden (RG. 10. Nov. 03, OLG. 8, 174). 

19. Soll die Verſicherung erlöfhen, wenn der Werficherte an einer 
„I\hweren Arankbeit“ erkrankt, fo find darunter nur ſolche Leiden zu ver: 
ſtehen, die äußerlich hervortreten und eine außerordentliche Steigerung der 
Unfallgefabr zur Folge haben (RG. Tuni 04, OLG. 8, 175, 462). Wal. über 
Gefahrerhöhung: 2, 18 Nr. 15. 

20. Der Tod iſt durd den Unfall dann „direkt und ausfchließlich“ herbei- 
geführt, wenn anzunehmen ift, daß der Werficherte ohne den Unfall nicht zu 
dem betreffenden Zeitpunkt gejtorben fein würde (RG. 3. Okt. 02, SeuffBl. 
68, 521). Ebenfo 3. 1,27 Nr. 24. 

21. Wird die Verficherung gewährt, wenn der Unfall für fi allein 
ohne Mitwirkung anderer Umftände den Schaden herbeigeführt hat, fo find 
darunter nur äußere, dem Unfall nachfolgende Umftände zu verftehen (OLG. 
Hamburg 4. Febr. 04, HanſG3. 25 B. 109). 

22. Die Verſicherung ie pr Einbrudspdiebftahl beſchränkt fi auf die 
in der Police aufgeführten Räume (OLG. Hamburg 2. Okt. 03, DLG®. 8, 172). 

23. Wird der Verfiherungsanipruh durh grobe Fabhrläffigkeit und 
Raufbandel ausgefchloffen, fo tft der Ausfchluß unter Umftänden ſchon ge- 
rechtfertigt, wenn der Verlegte an einem andern eine leichte Tätlichkeit verübte 
und ſich dadurch einer erhebliden Mißhandlung ausfegte (MG. 22. Dez. 03, 
3. 33, 122). 
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24. DBerfiherung auf Gegenfeitigkeit: I. 1, 26 Ar. 18; 2, 18 Ar. 5; ftrikte 
Auslegung: 5.1, 27 Ar. 19; unrichtige Angaben: Ar. 20 u. 25; Zeitpunkt des 
ihädigenden Ereigniffes: I. 2, 18 Ar. 6 u. 7; Trunkenheit: Nr. 10; Unfall: 
verfiherung: Ar. 11; Brand: Ar. 16; Unfall oder Selbitmord, Beweis? ir. 18. 


Vierter Titel. Bedingung. Zeitbeitimmung. 
Literatur: Rrug, Die Zuläffigkeit der reinen Woltens-Bedingung, Marburg 1904; f. ferner J. 1, 27. 


8 158. 

Literatur: Leonhardt, Die Beweislaft, 1904; Betzinger, Die Beweislaft im Zivilprozeß, 
Berlin 1904; Derfelbe, Entiheidungen zur Beweislaft, Rarleruhe 1904; Cordes, Beweislaft 
beim qualifizierten Geftändnis, DId3. 30, 220: Martinius, Zur Lebre von der Behauptungs- 
und Beweislaft, esse are, om 24. 48; Derfelbe, Zur Beweislaftfrage, UrhBürgR. 25, 149; 
Bruck, Bedingungsfeindlihe Rechtsgeſchäfte, Breslau 1904; f. femer J. 2, 19. 

1. Wird behauptet, es fei ein beftimmter Preis ausgemadt, und wendet 
der Beklagte ein, mangels einer Preisvereinbarung fei der angemejfene Preis 
u Eee (oder umgekehrt), fo iſt der Kläger beweispflidtig (RG. 12. Jan. 03, 
x . 32, 100). Ebenfo 3. 1, 28 ir. 3; 2, 19 Ar. 1 = IM. 32, 47. 

2. Dagegen ilt für die vom Gefeß abweichenden accidentalia des Geſchäfts 
derjenige —— at der fie behauptet; fo it, wenn der Kläger einen An— 
ſpruch auf den Ablauf einer gefeglihen Ründigungsfriit ftüßt, der Beklagte 
für feine EDEN BE RI: daß keine oder eine andere — 
frift vereinbart fei (RG. 28. Tan. 04, DT3. 9, 405 — RG3. 57, 46 = IW. 
33, 173). Beweis der Stundung f. $ 452 in J. 1,59 u. 2, 44. 

3. Im Zweifel gilt der Beitritt zu einem Akkordvorichlag nicht unter der 
auflöfenden Bedingung abgegeben, daß alle Gläubiger beitreten; das muß der 
beitretende Gläubiger befonders zum Ausdruck bringen (RG. 14. Tan. 03, 
Budelts3. 34, 646; RG. 12. Tan. 03, DLG. 8, 23 Note 1. — U. M.: OLG. 
a 18. Febr. 03, OLG. 8, 23; OLG. Marienwerder 13. Okt. 03, OLG. 8, 24). 

4. Leiltung des andern Teils als Bedingung: I. 1, 27 Nr. 1; bedingte 
Ründigung: \r. 2; Bedingung einer bejtimmten Seiffungszeit: T.2,19 Nr. 2; 
Vorbehalt des Rücktritts: Ar. 3. 


Literatur: |. J. 1, 8. 5 182. 
Hinderung des Eintritts der Bedingung: I. 2, 19. 


8 163. 
Anfangstermin: 9. 2, 19. 


Fünfter Titel. Vertretung. Vollmacht. 
Literatur: ſ. I. 1, 238; 2, 19. 
8 164. 


Riteratur: Shwabe, Verträge in fremdem Namen für eigene Nedmung, Göttingen 1904; 
Wieland, Die Ermächtigung zum Leiftungsempfang, Urch Zivfrar. 95, 161; ſJ. ferner 5.1, 28. 

1. Die nadträglide Genehmigung wirkt regelmäßig gleih einer vor- 
gängigen Vollmadhterteilung (BayVBGH. 11. Mai 03, Bay 6 24, 510). 

2. Der Bevollmächtigte darf arundfäglich keinen Willen erklären, der dem 
ihm bekannten Willen des Machtgebers wideripricht; aus einer folhen Willens- 
erklärung darf der Dritte, der den abweichenden Willen des Machtgebers 
Rechte gegen den Machtgeber herleiten (RG. 28. Juni 02, Seuffßl. 
68, . 

3. Außerhalb eines Prozeſſes ift der Anwalt als Rechtsbeiſtand nicht 
ohne weiteres zum Vergleichsſchluſſe ermächtigt (OLG. Marienwerder 27. Okt. 
03, OLG. 8, 422). 

4. Der Verkäufer braucht Zufiherungen des Vermittlers über den Raufs- 
x — wu zu vertreten, wenn er fie nicht gekannt bat (RG. 11. Wai 04, 

. 33, M 
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5. Ubf. 2 gilt nicht nur für das Verhältnis des Handelnden zum Gegen- 
kontrahenten, fondern auch für das Verhältnis des Vertretenen zum Handeln: 
den (Vertreter) (OLG. Jena 2. März 04, Thür. 51, 291 — Recht 8, 192; OLG. 
Karlsruhe 4. April 03, DI3. 9, 823; OLG. Stettin 12, Febr. 04, PoſAASchr. 
7,33). Ebenfjo Planck 1, 285 Wr. 2; Neumann 1, 163 Ar. 3; Staudinger 
1, 470. — U. M.: Rebbein 1, 252 I 3b; Rublenbek 1, 135 Nr. 3. 

6. Kontrahieren mit einem Geichäft (gleihgültig die Perfon): J. 1, 28 
Ar. 1-3, ebenfo OLG. Dresden 22. Tan. 03, SähfOLG. 25, 189; vgl. 
Staudinger 1, 471; Bote: J. 1,29 Nr. 4; Verfiherungsagent: Ar. 5; Giro: 
konto: Ar. 6 u. 7; Ehefrau: J. 2, 20 Nr. 1; Nachnahme: Nr. 2. 


8 166. 


1. Wenn fich der Verficherungsnehmer beim Abſchluß des Vertrags feiner 
Ehefrau als Vertreterin, nicht bloß als Botin, bedient, muß er deren wahrheits- 
widrige Ungaben gegen fich gelten laffen (RG. 28. Juni 04, IW. 33, 482 — 
ag 04, 309, in Bejtätigung von OLG. Kiel 15. Dez. 03, SchlHolit- 

nz. 04, 20). 

2. Der Bertretene haftet für den Schaden, den ein bevollmädhtigter Ver: 
treter durch Täufchung bei Abſchluß des Vertrages einem andern zufügt, wenn 
er nicht den Gegenbeweis aus $ 831 BGB. führt (OLG. Braunfhweig 13. Mai 
04, Recht 8, 333). 

3. Der mit der Zwangsvollftrekung beauftragte Gerichtsvollzieher handelt 
bei deren Vornahme als Vertreter des Gläubigers (OLG. Kolmar 10. Dez. 08, 
OLG. 8, 33). Ebenfo RG. in T. 1,29 Nr. 1 u. 2. — U. M.: daf. Ar. 2 und I. 
2, 20 Nr. 3. 

4. „Bollmadt“: 7. 2,20 Nr. 1 u. 2. 


; 8 167. 
Literatur: f. I. 1, 8. 

1. Der Inhaber eines Telephonanfchluffes haftet nicht ohne weiteres für 
die mittels des Telephons ——— Erklärungen (OLG. Hamburg 21. Dez. 
03, Seuff A. 59, 198 = Bantı X. 3, 156 — GeſukK. 5, 202). 

a 2. Bollmadıtserteilung: 3. 1, 29; unbeichränkte Generalvollmadt: 7. 2, 20 
Ar. 1. 
& 168. 

1. Gültig ift die Ubrede, dab die Vollmadt fo lange gilt, bis der Macht: 
geber fie durch perfönliches Erfcheinen bei dem Bevollmächtigten widerrufen 
würde (PrOVG. ohne Datum, OLG. 8, 33 Note 1 = PröOVo. 42, 120). 

2. Aufhören der gejeglichen Vertretung: J. 1,29 Ar. 1; Ausicheiden eines 
Notars aus dem Amt: Nr. 2. 

8 172, 


Die Vorlegung wird nicht dadurd erjegt, daß fich der vorgebliche Vertreter 
auf die in feinen Händen befindliche Urkunde beruft, und zwar and) dann 
nicht, wenn der Dritte aus der Urkunde, wäre fie ihm vorgelegt worden, eine 
Beihränkung der Vertretungsmadt nicht hätte erjehen können (RG. 26. Nov. 
03, R62. 56, 63). 

8 176, 


8 177. 


1. Wenn der Vertretene der Genehmigung des Vertrags eine Bedingung 
binzufügt, gilt das Vertragsangebot nicht als abgelehnt; vielmehr kann er 
nod innerhalb der in Abſ. 2 gedachten Friſt bedingungslos annehmen (RG. 
6. Nov. 03, 3BIFG. 4, 789). 

2. Gefellfihaft m. b. H.: 3. 1, 30 Nr. 1; Wechfelunterfchrift: Ar. 2. Bol. 
unten $ 182. 


Bireratur: ſ. J. 1, 2. 
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’ 


$ 179. 
Biteratur: |. I. 2, ©, 
1. Bezüglich) des ſog. „Vertrauensintereffes” kann eine abjtrakte Schadens: 
berehnung eintreten (RG. 14. Juni 04, TB. 33, 447). 


2. Die Beweislajt ift verichieden, je nachdem der Beklagte behauptet, nicht 
im eigenen Namen abgeſchloſſen zu haben, oder wenn er als Bertreter ohne 
Bertretungsmadt in Anſpruch —— wird (OLG. Dresden 1. Juli 03, 
SächſArch. 14, 230). Wal. 7.2, 20 Ar. 2 

3. Klage auf Nacweifung der Vertretungsmadit: T.1, 0 Ar. 1; Er 
füllungsklage: Ar. 2; Haftung der G. m. b. 9. vor deren Beiteh hen: J.2, 20 Nr. 1. 


8 180. 
Mängelanzeige: I. 1, 20. 


8 181. 


Literatur: Huther, Kann die Ehefrau über eingebradtes Gut — ber Regel des S 181 
BEB. verfügen, ufw.? ZBIFG. 4, 182; dazu Dennler, ae a: Mitver: 
— der tiftungen und Synagogenverträge mit fich Te bit? ——— ‚642; Kübler, 

irkfamkeit der Genebmigungserklärung in Grundbuchfaden, ShiHolftlinz. 04, 28; 
"lerne 3.1, 30; 2, 21. 
1. 8 181 iſt anwendbar auf Vollmadıten, die vorm 1. Januar 1900 aus: 
gejtellt find; die Generalvollmadt beweist nicht die Befugnis zum Gelbft- 
kontrahieren (RG. 18. Mai’6. Juli 03, OLG. 8, 30 und Note 1 dort). 


2. Ein die Grenzen des $ 181 überfchreitendes Rechtsgeſchäft iſt nicht als 
verboten und demgemäß nad $ 134 als nichtig anzufehen, vielmehr iſt cs jo 
u beurteilen, wie jede andere Wollmadtsüberfchreitung, und demzufolge nad) 

177 in feiner Wirkfamkeit von der Genehmigung des Vertretenen abhängig 
(RO. 4. Nov. 03, R63. 56, 104 I. 33, 37). Ebenfo Hölder 1, 381; 
Dernburg 1, 497 I. — U. M.: J. 2, 21 (RG) und 3.1, 30 Ar. 6, fowie Stau- 
dinger l, 506 Nr. 5; Pland 1, 316 Nr. 3; Rehbein 1, 255; Rublenbek 
I: 147 Ar. 1; Neumann 1, 1711]; Cofak 1, 241 II; Endemann 1, 400 

ote 31. 


3. Das von einem Vertreter mit fich felbjt vorgenommene Redtsgeichäft 
beiteht dann nie ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit, wenn 
die Erfüllung nicht unmittelbar durh Entnahme von Geld aus der Kaffe des 
Bertretenen zur Befriedigung des Vertreters oder auch durch Aufrechnung, 
fondern durd Leiſtung — —— Statt erfolgen ſoll (AG. 2. Okt. 03, 
RGEBl. 14, 97 — DILG.E, 3 


4. Über einen — für beide bei der Auflaſſung: ſ. J. 1, 30 Nr. 2. 


5. Der Teftamentsvolljtreker, der Miterbe ift, darf im Intereffe der 
Erbengefamtheit BOLD: er darf aber kein ENDE RIEINE damit verbinden 
(AG. 28. März 04, DI3.9, 556). Wal. J. 1, 30 ir. 4 


6. Unzuläffig ift die Löſchung einer Hypothek Eur Grund einer Quittung 
und Löfhungsbewilligung des Teftamentsvollitrekers des Gläubigers, wenn 
2 a he gern des Eigentümers iſt (RG. 19. Ökt. 03, 
RITA. 4 63 — R6T. 27 A 148). Ahnlich und abweichend: 3.1, 30 Nr.5, RO. 
dort Se. 31; %.2, 21 Nr. 5. 


7. Vertretung mehrerer Minderjähriger dur einen Vormund: J. 1, 30 
Nr. 6 u. 7; 2, 21 Nr. 3, gegen letztere Entſch. des DLG. Kolmar: LG. Rolmar 
3. Febr. 08, 3BIFG. 4 715; 3.2, 21 Nr. 4; Mutter: I. 1, 31 Ar. 8; offener 
Handels efellfchafter: Nr. 9; Genoffenfhaft: Ar. 10; Subftitutionsbefugnis: 
Nr. 11; Hinzuziehen einer dritten Berfon: J. 2, 21 Ar. 2; Öeftattung des Ron- 
trabierens mit ſich felbft: Nr. 6; Repräfentant einer Gewerkichaft: Ar. 7 — 
Rhein ARV. 21, 1 = RheinNotz. 49, 9; MWechfelausfteller: Ar. 8 
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Sedjter Titel. Einwilligung. Genehmigung. 


Literatur: Raufmann, Juftimmungsbedbürftige Recdtsgefhäfte nad) bürgerlihem Redt. In 
Zabellenform initematiidy dargeftellt, Aarlsruhe 1904, 


& 182, 

Die Genehmigung kann jtillfhweigend, durch unmittelbare Betätigung 
des Genehmigungswillens geichehen; einer Erklärung dem einen oder dem 
andern Teile gegenüber bedarf es nicht. Das Grundbudhamt kann den Nadı- 
weis nicht verlangen, daß die Genehmigungserklärung einem der Vertrag- 
ihließenden gegenüber abgegeben ijt (BayObt ©. 30. Dez. 03, BayNlot. — 
5, 40; BayOb G. 30. Jan. 04, Bayob G3. 5, 42 — RA. 4, 132 — 3BlF 
4, 710 — Geuffll. 59, 260 — ROT. 27 A 305 — Bayflot?.n. F. 5, 110. — 
AU M.: RG. 14. Okt. 01, RIU. 2, 250; RO. 12. Mai 02, OLG. 5, 415). 


8 184. 
Ausnahme in & 1831: 7. 1, 31. 


8 185. 
Literatur: Eccius, Weſen der Verfügung des BEB., GruchotsBeitr. 48, 465; |. femer 3.2, 21. 
Grundbuchverkehr: 7. 1, 31 Nr. 1; Auflaffung: ir. 2 u. 3; 2, 21 Nr. 1; 
Vorrangeinräumung: 2, 21 Ar. 2; Umfchreibung einer Hypothek: 2, 22 Nr. 3; 
nn Handlungen: 7. 1, 31 Nr. 4; Verfügungen des Ehemannes: 1, 31 
rt. 5. 


Vierter Abjchnitt. Friſten. Termine. 
Literatur: 1.3.2, 2. 
8 186. 


Die Auslegungsvorichriften in 88 186—193 find für Friftbeftimmungen in 
anderen Öefegen nicht anwendbar, wenn diefe formalen Charakter befigen 
[3- 8. im BStG.] (OLG. Darmitadt 24. Dez. 03, Standesa. 3, 50 — RegersE. 
25, 125. — U. M.: OLG. Hamm 11. Juli 04, Standesa. 3, 241). Vgl. I. 2, 22 


$ 198. 
8 187. 
Anwendung von Abi. 2 im Strafredt: J. 2, 22. 
8 198. 


2iteratur: Priefter, Die Bedeutung bes $ 198 EGB. in bezug auf Die Anzeigepflicht des 
FSt6., Standesa. 1, 141. 


1. In den konfeffionell gemifhten Orten Bayerns iſt Mariä Himmelfahrt 
kein — Feiertag (BayVGH. 24. April 03, BayVG6H. 24, 479). 
2. Keine Anwendung auf Anzeigepfliht: 3. 2, 22. 


Fünfter Abſchnitt. Werjährung. 

Literatur: Roſenberg, Verjährung und geſetzliche Befriſtung nach dem Bürgerlichen NRedt bes 
BGB., Münden 1904; Reimer, Die Gr ährung der Einreben nadı dem BGB., Göttingen 
1904 ; |. ferner 3.2, 22. 

Literatur: |. J. 1, 32. 5 194. 

Ablauf an einem Sonntag: I. 1, 32 Nr. 1; Einrede: Wr. 2; Feititellungs- 

klaganfprud: 7.2, 22 Ar. 1. 

8 19%. 


Literatur: Hilfe, Verjährung der Innungs- bzw. Handwerkskammerbeiträge, HirthsAnn. 36, 926. 


Biteratur: 1. 3.2, 22. $ 196. 
1. Ein Bauunternehmer, der nicht felbft die gewerblichen Leiftungen feiner 
Bauten leitet, fällt nicht unter Ar. 1 (OLG. Hamm 10. Okt. 03, OLG 7, 350). 
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2. Ebenjowenig ein Haus- und Fabrikbeſitzer, der ſeine Liegenſchaften ver— 
mietet (OLG. Hamm 10. Okt. 03, OLG. 7, 350). 

3. Die Beziehung auf den Gewerbebetrieb braucht keine unmittelbare zu 
« fein; es genügt, dab das Geichäft den weiten des Gewerbebetriebes dient 
(RO. 30. Nov. 03, IM. 33, 77 — SächſArch. 14, 208). 

4 Anwaltsforderung: si 32: zu Nr. 12: 7. 2, 22, 


8 198. 
1. Die Verjährun ng einen 1 bedingten Forderung beginnt erit mit dem Ein: 
tritte der Bedingung (BayOpLG. 8. Febr. 04, Recht 8, 164). 
2. Entitehung des Anipruds auf Schadenserfaß: J. 1, 32. 


8 202. 
1. Unter Umftänden kann die Einrede der Verjährung durch eine replica 
doli entkräftet werden (RG. 30. Nov. 03, SeuffBl. 69, 482). 
2. Vereinbarung über Stehenlaffen des Dienitlohns: I. 1, 32. 


8 203. 


Die Borfchriften über die gefegliche Verjährung find auf die Verfäumung 
einer Vertragsfrift nicht anwendbar (RG. 4. Dez. 03, IM. 33, 55). 


8 208. 

Damit ein Unerkenntnis durch Abfchlagszahlung angenommen werden 
kann, muß die Teilzahlung in der Weife erfolgen, daß daraus das Anerkennt- 
nis, auch den Rejtbetrag noch zu fchulden, erkennbar wird (AG. 28. Nov. 03, 
RGBl. 15, 12). 

8 209. 


Literatur: 1. I. 2, 22. 


1. Die gerihtlihe Geltendmadhung eines Teils des —— — 
die Verjährung nicht auch in betreff des übrigen Teils (RG. 24. März 04 
RG3. 57, 372 = IM. 33, 257 = D33. 9, 649 — EifenbE. 21, Mn) Ebenio 
3.1, 32. — 4. M.: DILG. Marienwerder 20. Febr. 03, DOLG. 7, 460. 

2. Streitverkündung unterbricht die Verjährung immer dann, wenn der 
Streitverkünder für den Fall des ihm ungünftigen Ausgangs des Prozeſſes 
einen Anſpruch auf Gewährleiltung oder Schadloshaltung gegen einen Dritten 
erheben zu un glaubt (RG. 27. April 04, Hanſé3. 25 9. 141; NG. 
9. Mai 04, JM. 33, 382). 

3. Die — * Aufrechnung unterbricht die Verjährung (KG. 
4. re Recht 8, 

—— — Rlagerhebung: J. 1., 32. 


g 211. 
Menn die Parteien Ruben des Verfahrens im Prozek vereinbaren, jo be- 
er die Verjährung von neuem zu laufen (OLG. Dresden 22. Juni 03, Sächſ- 
ch. 14, 231). 
8 212. 


Die Beitimmung in $ 212 gilt aud, wenn die Klagrücknahme erfolgt 
auf En eines PBarteiabkommens, den Streit rn zum Yustrag 
Ken bringen, das Schiedsgericht aber nicht zuitande kommt (RG. 30. Mai 04, 

). 


r 
u —— J. 1, 32. 
8 221. 


Literatur: Romeik, Rechtsnachfolge des BGB. Stuttgart 1904; EURER: — den Begriff 
der Rechtsnachfolge im geltenden Zivilrecht, Münden 1906; |. ferner 5.2 


8 222. 
Literatur: ſ. I. 1, 32. 
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Sechſter Abjchnitt. Ausübung der Rechte. Selbjtverteidigung. 
J Selbſthilfe. 
Literatur: ſ. J. 2, B. 


Literatur: ſ. 3.1, 33; 2, 23. 8 226. 

1. Kann die Ausübung eines Rechts mehrere Zwecke haben, fo trifft 
$ 226 nidht zu (BayObL6. 1. Okt. 02, OLG. 7, 460 Note 1 = BayObG3. 
3, 758 = %.1, 23 Ar. 2). 

2. Das Redt, die Art und Ausgeftaltung des Nahbarhaufes zu be- 
ftimmen, darf nicht in einer Weife ausgeübt werden, die keinerlei redhtliches 
Intereffe erkennen läßt (OLG. Celle 20. Jan. 03, OLG. 7, 460). 

3. Die Entziehung von Licht und Luft ift dem Nachbar dann verboten, 
wenn der Bau lediglid zu dem Zwecke aufgeführt wird, den Nachbar zu 
ihädigen [Neidbau] WB& Hamburg 16. Jan. 04, Seuff A. 59, 225). Ebenſo 
Rublenbe 1, 182 Nr. 1. 

4. Rükwirkende Rraft: 7. 1, 33 Nr. 1; exceptio doli generalis: Ar. 3; 
Eingriff in fremde Rechte: Ar. 4; Ronkurrenzverbot: Ar. 5; Niederreißung 
eines Gebäudes: Nr. 6; Pfändung von Baugelderraten: Ar. 7; Ausübung des 
Piandredts: Ar. 8 und %. 2, 23 Nr. 3; Reftitution eines Gegenftands: 3.2, 23 
Nr. 1; keine Schädigung: Nr. 2. g 17 


Literatur: Ahsbahs, Die Grundlinien des Notwehrredjts, Kiel 1903; Simon, Notwehr, Not: 
ftand und GSetbfthilfe nad dem deutihen BGB., frankfurt a. M. 1903; Tiße, Die Ein: 
wirkung des BGB. auf Polizeiübertretungen im Notftand, DI3.9, 385; |. ferner 3.2, W. 


1. Bei Überfchreitung der Notwehr ijt der Täter zum Schadenserfaß ver: 
pflichtet, außer wenn anzunehmen ift, daß ihn keine Fabrläffigkeit dabei trifft 
(OLG. Karlsruhe 2. Okt. 03, DVG. 9, 39). 

2. Beweis: 7.1, 33; 2, 23. 

8 228. 
Literatur: Haffe, Notwehr gegen Tiere, Verhältnis des & 238 BGB. zum StGB., DI2. 8,538; 
f. ferner 5.2, 23. 
Gefährdung der Perſon oder des Vermögens: I. 1, 33. 


8 229. 


Literatur: j. I. 2, 23. 
Tagdausübung: 7.2, 28. 


Siebenter Abſchnitt. Sicherheitsleijtung. 
g 232. 
Vollſtreckung Seitens des Wechfelgläubigers: 7.2, 23 Ar. 1; Raution: Nr. 2. 


Biteratur: 1.3.2, 2. 5 29. 
Piandfcheine: 3. 1, 34; Rure: 7.2, 24 Wr. 1. 


Zweites Buch. Recht der Schuldverhältniſſe. 


Literatur: Meumann, Prolegomena zu einem Syſtem bes Vermögensredhts, Breslau 1903; 
Mahler, Die natürliden Verbindlichkeiten im BGB., Berlin 1904; f. ferner I. 1, 4. 


Erjter Abjchnitt. Inhalt der Schuldverhältniife. 


Erfter Titel. Verpflichtung zur Leiſtung. 


Literatur: v. Buchka, Die indirekte Verpflichtung zur Leiltung, Leipzig 1904; Rappaport, 
Die Einrede aus dem fremden Rechtsverbältnis, Berlin 1904; j. femer % 2, 24. 


8 241. 
Literatur: ſ. J. 1. 34; 2, 24. 
Vertrag über Verzicht auf Kapital bei Fortzahlung der Zinfen: J. 2, 24 
Nr. 1; Pflicht zur Unterlaffung: 3. 1, 34 Ar. 1; Bauzuwiderhandlung: \r. 2. 
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g 242. 


1. Die betrüglihe Täufchung begründet eine Einrede im Sinne der ge- 
meinredtlichen exceptio doli generalis (RG. 17. Dez. 03, DI3. 9, 313 — Sädjf- 
Arch. 14, 202 — IW. 33, 89). 

2. Schadensvorbeugung: I. 1, 34 Nr. 1; Mißbrauch des Vertrauens: 
Nr. 3; Ausfheidung, wenn mehr als beftellt geliefert: Ar. 2. Vgl. im übrigen 


8 157 aud in J. 1 u. 2. 
8 243, 


Beim Genuskauf kommt es auf die Tdentität der im Wege der Selbjt- 
hilfe verkauften Ware mit der auf Lager gegebenen nicht an; der Verkäufer kann 
andere Ware von gleicher Art und Güte verfteigern laffen (DLG. Marien- 
werder 16. Okt. 03, Seuff A. 59, 74 — Redt 8, 103 — PoſſMSchr. 6, 186 — 
OLG. 8, 435). Ebenfo Blank 2, 13 Ar. 4 zu 8 243; Rublenbek 1, 199 
Nr. 5 zu $ 243; Dernburg 2 Abt. 1, 30 Nr. 6; Endemann 1, 675 Nr. 13. 
— Bol. au 3.1, 35 Nr. 2; Beweis beim Genuskauf: 7.1, 34 Nr. 1. 


8 246. 
Höherer Zinsfag in Landesgefegen: 5. 1, 35. 

8 248, 
Hypothek einer Kreditanftalt: 3. 1, 35. 

g 2, 


Literatur: Fiſcher, Der Schaden nah dem BGB., Jena 1909; Klein, Die Natur der „Er: 

füllung durch Herftellung” bei Schadenerfagobligationen, SächſArch. 14, 314; ſ. ferner J. 2, 24. 

1. Wird ein Vertrag wegen argliftiger Täufchung angefochten, fo ift der 
Schadenserfaganiprud auf den Erſatz des negativen Vertragsinterefles be- 
ſchränkt (OLO. Braunfhweig 30. Okt. 02, SeuffA. 59, 262). 

2. Schaden des Hnpothekariers, der das Grundftük erjtehen muß: 7.2, 24 
Nr. 3; Reitpferd: Ar. 1; Sacdmiete: Ar.2 und 7.1, 35 Tr. 2; Zirkaquantum: 
J. 1, 35 Nr. 1. 

g 251. 


Abſ. 2 ift nicht anwendbar bei der negatoria: I. 1, 35; dort Literatur. 


Literatur: ſ. 3.1, 36. $ 252. 
Zum Begriff des entgangenen Gewinns: J. 1, 35 Nr. 1 u. 2; Gewinn 
durch unehrenhafte Handlung: Wr. 3. 


g 24. 
Biteratur: v. Weinrid, Einiges über den BMA UINENDENE im Haftpflichtrecht und in ber 
Unfallverjiherung, ZBerfB. 4, 9; Bienenfeld, „Eigenes Verfchulden“ oder „Mitver- 
ſchulden“ des Verlegten kann aud) Im Falle feiner zivilrechtlichen Unverantwortlichkeit Erfaß- 
anfprüde für ihn ausichließen ober einfhränken, deumst. 68, 489, Traeger, Der Kaufal- 
begriff im Straf» und Zivilreht, Marburg 1904; Schroeder, Die Bedeutung der Ver— 
weifung auf & 278 im zweiten Übjaß des $ 34 BEB., ArchZiv Prax. 95, 298; Tiljch, Über 
Verſchulden des Beihädigten bei uSuzehnungetän! keit desfelben, EiſenbE. 17, 168; Pfizer, 
Verſchulden eines Rindes unter fieben Jahren, Dan. 9, 712; f. ferner 5.1, 36; 2, 25. 

1. Der Einwand des Mitverjchuldens aus $ 254 ijt nicht auf Vertrags» 
verhältniffe befchränkt (RG. 25. Sept. 03, Hanf623. 25 9. 13), vielmehr aud 
dann gegeben, wenn die Erfaßpflidt des Schädigers rein aus dem Gefeße 
fich ergibt und ein Verfchulden auf feiner Seite nicht vorausfegt (RG. 19. Okt. 03, 
IM. 32 8. 136). Ebenfo I. 2, 25 Wr. 1 = Geuffl. 59, 56. 

2. Die Anwendung des 5 254 fegt ein fubjektiv jhuldhaftes Verhalten 
des Beihädigten, alfo deffen Zurechnungsfäbigkeit voraus (RG. 12. Okt. 03, 
IM 32 B. 122 = SächſArch. 14, 364). Ebenfo & 2, 25 Wr. 4; Rehbein 2, 65 
F 51 a.E.; Planck 2,34. — U. M.: Bienenfeld, f. oben; Endemann 1, 757 
Note 7. 
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3. Die $$ 827, 828 BGB. find bei Beurteilung der Frage, ob ein Ver: 
ihulden des Beihädigten vorliege, entſprechend anzuwenden, nicht aber $ 829 
(RG. oben in Nr. 2; RG. 30. April 03, IW. 328. 76 — Eifenb€. 20, 160; 
RG. 19. Sept. 04, IM. 33, 535; NO. 22. Okt. 03, IW. 32 B. 134); ebenfo 
3. 2, 25 Ar. 5 = SächſArch. 14, 81. Beifpiele: J. 1, 36 Nr.4; 2, 25 Ar. 6. 

4. 8 254 ift auch anwendbar, wenn die Schädigung durd ein Unterlaffen 
erfolgt, der Beſchädigte aber fie nur durch ein pofitives Tun abwenden konnte 
(RG. 29. Sept. 03, IW. 32 2. 121). 

5. 5 254 findet keine Anwendung in folden Fällen, in denen wegen des 
Borliegens der Vorausfegungen des $ 122 Ubi. 2 BGB. eine Schadenserfaß- 
pflidht des Erklärenden auf Grund der Beitimmung in Ubf. 1 diefes Para: 
graphen überhaupt ausgefchloffen ift (RG. 19. Febr. 04, RG3. 57, 87). 

6. Wegen des bloßen Überwiegens einer von mehreren Schadensurfadhen 
darf den anderen die Raufalität nicht ganz abgefprodhen werden (RG. 22. Tuni 03, 
IM. 328. 92 — Eifenb®. 20, 179). 

7. Erſcheint das Verfchulden des einen Teils im Vergleih zu dem des 
anderen ganz geringfügig. fo ift von einer Verteilung des Schadens abzu- 
fehen (RG. 15. Okt. 03, IW. 32 8. 122; RG. 24. Okt. 03, HaniG3. 25 9. 55). 
Über Abwägung des beiderfeitigen Verſchuldens f. I. 2, 25 Ar. 2 u. 3. Ebenfo 
OLG. Karlsruhe 21. Okt. 03, BadRpr. 70, 221. — Trunkenbheit: 3.2, 25 Wr. 9; 
Notwehr: Nr. 7. 

8. Das Verſchulden des Beihädigten muß bereits in dem nur über den 
Grund des Anfpruds ergebenden Urteile feitgeitellt werden, ohne Rückſicht 
darauf, ob dadurd eine gänzliche oder nur eine teilweife Befreiung des 
Schädigers herbeigeführt wird (RG. 26. Febr. 04, GrucotsBeitr. 48, 591; RG. 
14. Juni 04, I. 33, 448). 

9. Die Abwägung des Verhältniffes des feftgejtellten beiderjeitigen Ver— 
ihuldens unterliegt der Nachprüfung des Revifionsgerihts (RG. 16. Juni 04, 
IM. 33, 448). 

10. Der Grundfaß des Abf. 2 bat auch auf jolde Fälle Anwendung zu 
finden, in denen nicht der Eintritt des Schadens felbit, jondern der Umfang 
des Schadens durch Verichulden des Beihädigten beeinflußt worden ift (OLG®. 
Hamburg 12. Jan. 03, OLG. 8, 34; RG. 26. Jan. 04, OLG. 8, 393). — Ber: 
ihulden nah Abſ. 2: 7. 2, 25 Nr. 8. 

11. Ein Verſchulden des Beihädigten kann auch darin gefunden werden, 
daß er verabfäumt hat, den fchon entitandenen Schaden aufzuheben oder ein: 
zulihränken (OLG. Dresden 8. März 04, OLG. 9, 281). 

12, Eigenes Verſchulden des befhädigten Gebilfen liegt vor, wenn er den 
Dienftherrn nit darauf aufmerkfam gemadt hat, daß die zu benußenden 
Gerätichaften ſchadhaft feien, und er infolgedeifen Schaden nimmt (RG. 
9. Zuli 03, SähfArdh. 14, 77). 

13. Mit dem Verſchulden eines Gerichtsvollziehers bei Vornahme einer 
Pfändung konkurriert das Verſchulden des Anwalts, wenn er die Mängel 
aus dem Pfändungsprotokoll fjehen konnte, aber nicht gerügt bat (MG. 
5. Okt. 03, IJW. 328. 123 RG3. 55, 329). 

14, Der Reeder, der wegen eines feinem Sciffsvermögen zugefügten 
Schadens gegen einen anderen Reeder Erfaganfprüde erhebt, muß fich den 
Einwand gefallen laffen, feine eigene Schiffsbeiagung habe den Schaden mit- 
verihuldet (RG. 26. Sept. 03, R63. 55, 316 — DI2. 8, 549 — GSeuffX. 59, 89). 

15. Mangelnde Treppenbeleudtung: 3. 1, 36 Wr. 2; Schiffszufammenftoß: 
Nr. 5; Berfäumung der Wiedereinfegung: Ar. 6. 

16. Eifenbahnunfälle: 

a) Aus dem oben unter Nr. 1 feitgeftellten Grundfat folgt die Anwendung 
des $ 254 für den Nechtskreis des HaftpflG. (RG. 2. Febr. 03, IM. 32 8. 45 
— Eifenb®. 20, 136; RG. 5. u. 19 Okt., 9. Nov. u. 3. Dez. 03, JW. 328. 121, 
ee 87), fowie I. 2, 25 Nr. 10a, RG. 12. März 03 dort — GrucdotsBeitr. 
47, 906. 
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b) Ein Schwerhöriger handelt grob fahrläffig, wenn er vorm Betreten der 
Geleife fi nicht umfieht und durdy feine Augen das feftitellt, was er nicht 
hören kann (OLG. Cöln 14. März 03, Puchelts 3. 34, 611). 

c) Die Vorfchriften des $ 254 BGB. finden aud auf Haftpflichtfälle über- 
all da Anwendung, wo das Verfchulden des WVerlegten nur mitwirkende Ur- 
ſache des Schadens geweſen ift (R&. 11. Juli 03, IW. 32 8. 92 — EifenbE€. 
20, 175). 

d) Einklemmen der Hand: J. 2, 26 Ar. 10b; Verweilen auf der Plattform: 
Nr. 100; Zufammenftoß: Ar. 104; Ausjteigen vor Anhalten: J. 1,36 Ar. 3. 

e) vgl. ferner HaftpflG. 8 18. 


8 256. 
Literatur: Baring, Aufwendungen, Werwendungen, Einrichtungen und ihr Erfag, SächſUrch. 
14, 459, 
88 257, 258. 
Literatur: ſ. I. 2, 38. 
8 259. 


Literatur: f. I. 1, 36. 

1. Die Vorfchriften in 88 259 Abf. 3, 260 Abſ. 2 find nicht auf Schuld- 
verhältniffe anwendbar, die vorm 1. Januar 1900 entitanden find, ebenſo— 
wenig auf erbredtliche Verhältniffe, wenn der Erblaffer vor jenem Zeitpunkte 
veritorben iſt (RG. 10. Dez. 03, RG3. 56, 21 — SädhfOLG. 25, 49 — IM. 
33, 57). Ebenfo Rubhlenbek, 3, 705 Nr. 3a. 

2. Durdy die Mitteilung der Rechnung und der Belege erledigt ſich der 
Anſpruch darauf, mag auch die Rechnung nad der Behauptung des Beredy- 
tigten unvollftändig fein. Diefer kann dann nur vom Schuldner den Offen: 
barungseid verlangen (OLG. Kiel 29. Juli 03, OLG. 7, 326). Ebenfo Reh: 
bein 2, 70. 

3. Iſt jedoch die überreichte Aufftellung überhaupt nicht als Rechnungs— 
legung 5* weiſt ſie insbeſondere Einnahmen und Ausgaben in ſpezi— 
fizierter Weiſe nicht auf, fo bleibt der Anſpruch auf Rechnungslegung beſtehen 
(OLG. Eöln 9. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 224). 

4. Eine Berpflichtung zur Recdynungslegung kann nur durch Rechtsgeſchäft 
oder durch befondere gefegliche Worfchrift begründet werden (OLG. Dresden 
20. April 04, SächſArch. 14, 637). 

5. Eine Bank, die das Vermögen eines Runden verwaltet hat und diefem 
regelmäßig ordnungsmäßige halbjährlihe oder jährlihde Nechnungsauszüge 
überfandt hat, ift zu einer nochmaligen Rechnungslegung an die Erben nicht 
verpflichtet (OLG. Cöln 12. März 04, Bank. 4, 27). 

— 6. Einzelne Fälle der Verpflichtung zur Rechnungslegung: J. 1, 36 
tr. 15. 


j 8 260. 
Literatur: |. I. 2, 26. 

1. VBorausfegung des 8 260 BGB. ift ein einfeitliches Rechtsverhältnis, 
kraft deifen die user einer Mehrheit oder eines Inbegriffs von Gegen- 
itänden verlangt werden kann (KG. 6. April 03, GrudhotsBeitr. 47, 910). Ebenio 
Schollmeyer, Rommentar 2, 58. 

2. $ 260 bezieht fih nur auf die durch WVorfchriften des materiellen 
Rechts begründete Verpflichtung zur Auskunftserteilung, nicht auf eine Ver— 
urteilung dazu (OLG. Stettin 17. Okt. 03, PoſMSchr. 6, 188). Bol. Rehbein 
2, 72 oben. 


Qiteratur: ſ. I. 1, 37; 2, 3. 5 262. 

1. Das Mejentliche der Ulternativverpflichtung befteht in der Wahl zwiſchen 
mehreren Leiftungen; die Leiftungspflicht gattungsmäßig bejtimmter Saden 
aus einem gewiffen Vorrat bedingt keine Wahl und ijt eine befonders geartete 
Gattungs-, keine Alternativihuld (RG. 25. Febr. 04, IW. 33, 200 = R63. 
57, 138). 
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2. Die Wahl kann auf verfchiedene Gegenjtände, aber auch auf Verfchieden: 
heiten in Zeit und Ort gerichtet fein (die in Air. 1 angeführte Enticheidung). 
Ebenfo Rublenbek 1, 217 Ar. 2. 

8 264. 
Literatur: Rich, Die Zwangsvollftrekung einer Alternativobligation bei Wahlrecht des Schuld» 
ners, GruchotsBeitr. 48, 489, 

1. Die Beitimmung in 8 264 ift auf die Vorfchriften in 88 887, 888 3PO. 
nicht anwendbar (RG. 16. März 03, GruchotsBeitr. 47, 916). 

2. Mit der Klage des Eigentümers auf Herausgabe einer Sade kann 
nicht der alternative Antrag auf Zahlung des Wertes der Sade verbunden 
werden (OLG. Kiel 26. April 04, SchlHolſtAnz. 04, 213 — OLG. 9, 231). 

3. Antrag auf Zwangsvollitrekung: I. 2, 26 Nr. 1; Verbindung von 
$ 295 Sat 2 mit $ 264 Abf. 2: Ar. 2; Wechſelſchuld: I. 1, 37. 


& 265. 
Kein Aufhören des Verzugs durch Pfändung: J. 1, 37. 


8 266. 


1. Bei Sukzeffivgeihäften kann der Verkäufer auch nod nad Ablauf 
der Lieferfrift Teillieferungen anbieten (RG. 18. Dez. 03, DI3. 9, 267 = 
SW. 33, 90). 

2. Teilklage: I. 1, 37. 

8 267. 


Annahme gegen den Willen des Schuldners: J. 1, 37. 
& 268. 


Literatur: f. I. 2, 8. 
Unter Umjtänden kann fi die Rüdnahme des wg —— als 
Nachteil nach Abſ. 3 darſtellen (OLG. Hamburg 8. Febr. 04, OLG. 8, 429). 


8 269. 
Literatur: Rerfienboom, Der Keiltungsort nach dem neuen deutihen BEB., Bonn 1904; 

—, Der Erfüllungsort beim Handelskauf, HoldheimsMÄScr. 13, 78; f. femer J. 1, 37. 

1. Der Randvermerk auf einem Koſtenanſchlag: Erfüllungsort X., iſt be— 
deutungslos (RG. 10. Nov. 03, IW. 32 9. 431). Ebenſo bezügli des Ver: 
merks auf der Rommiffionsnota: I. 2, 27 Ar. 8, auch wenn wiederholt der: 
artige Noten gegeben werden (OLG. Hamburg 18. März 04, HanſG3. 25 9. 127; 
OLG. Karlsruhe 23. Juni 03, BadRpr. 70, 209); fowie auf der Faktura: J. 
2,27 Nr. 5; 1, 38 Nr. 5. — U. WM. bezüglich des Koſtenanſchlags: OLG. Karls: 
ruhe 17. Nov. 03, BadRpr. 70, 26. 

2. Dagegen ift in dem Stillfchweigen auf einen Beitätigungsbrief, in dem 
ein befonderer Erfüllungsort bejtimmt, das Einverjtändnis damit zu finden 
(RG. 26. April 04, DIZ. 9, 603 — Hani63. 25 H. 225, in Beftätigung von 
OLG. Hamburg 16. Nov. 03, Hani63. 25 H. 19; RO. 22. Upril 04, IW. 33, 341 
— R623. 57, 408; OLG. Stettin 18. April 04, PoſASchr. 7, 34). Ebenfo T. 
1, 38 Ar. 6; 2, 27 Ar. 9; vgl. audy dort Nr. 10. 

3. Der Vermerk in der Preislifte kommt nur dann in Betradt, wenn der 
Vertrag auf Grund diefer Preislifte abgefaloifen iſt (RO. 26. Febr. 04, Hold- 
heimsMSchr. 13, 224; RG. 14. Juli 04, DLG. 9, 131). 

4. Beitellt der Beklagte auf Grund eines Zirkulars, nicht einer bloßen 
Preislifte, in dem ein abweichender Erfüllungsort vermerkt ift, jo muß er 
dieſe Beitimmung, mangels eines Vorbehalts, gegen fih gelten laffen (KG. 
16. März 03, ZURtG. 11, 115 — HoldheimsMScr. 12, 278). Ebenfo J. 1,38 
Nr. 7 u.8; 2, 27 Nr. 6. 

5. Ebenfo ijt, wenn der Käufer während eines laufenden Geichäftsverkehrs 
wiederholt Rechnungsauszüge und Gejhäftsbedingungen zugeihickt erhält, 
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worin der Verkäufer einen abweichenden Erfüllungsort für maßgebend erklärt, 
in dem Stillfchweigen die Einwilligung des Räufers zu erbliken (RG. 9. Dez. 
03, HoldheimsMSchr. 13, 105. — U. M.: 26. Elberfeld 19. Okt. 03, DIZ. 
9, 608). Vol. 3. 2, 27 Nr. 5. 

6. Beim Fradtvertrag ift Erfüllungsort der Ort, an den die Ware be- 
fördert werden foll (OLG. Hamburg 29. Sept. 083, OLG. 9, 132). 

7. Die Vertragsbeitimmung, daß der Schuldner den ſchuldigen Betrag auf 
das Girokonto des Gläubigers bei einer an deifen Wohnfit befindlihen Bank 
überweifen foll, kann felbjt dann, wenn nad) der Ubrede die Einzahlung des 
Betrags durch den Schuldner bei einer an feinem Wohnfig befindlichen Zweig- 
anftalt jener Bank ———— ſoll, als eine Vereinbarung des Inhalts aufgefaßt 
werden, daß der Wohnfig des Gläubigers Erfüllungsort für die Zahlungs: 
leiftung des Schuldners fein folle (RG. 30. Okt. 03, HoldheimsMSchr. 13, 24 — 
Recht 7, 607 — IM. 32 B. 137). 

8 Maßgebendes Rede: 7. 2, 27 Nr. 1; Unterlaffungen: Nr. 2 = Gruchots— 
Beitr. 47, 919; Rontokurrent: Ar.3 und 3.1, 38 Nr. 9; Notariatsgebühren: 3.2, 27 
Nr. 4 = RGEBl. 15,29; Widerfinnigkeit der Klaufel: Ar. 11; Bürge: Nr. 12 u.14 
(ebenfo 26. Mainz 5. Tan. 04, HeſſKſpr. 5, 13), abweichend: Ar. 15; Platz— 
geihäfte: 3. 2, 27 Nr. 13 — DLG. 8, 34 — SeuffA. 59, 263; Ablieferung, Ab— 
nahme: 3. 1, 37 Ar. 1—4 und dazu Kuhlenbeck 1, 221 Nr. 1; cif: I. 1,38 
Nr. 10, ebenfo OLG. Hamburg 25. März 04, OLG. 9, 271, vgl. Redt 7, 9; 
fob: Nr. 11; „Preis ab... . Kaſſe“: Ar. 12; Zeffion: Nr. 13; Rommittent: Ar. 16; 
Kommanditiſt: Ar. 17; Lagergeld: Ar. 18 und I. 2, 28 Air. 14; Heuer: 7. 1, 39 
Nr. 19; Rüdgabe der Sadk: redhibitoria: Air. 20—22. 

9. vgl. auch 8 29 3PO., 3.2 u. 3. 


8 270. 


1. Eine Holſchuld wird nicht dadurch zur Bringſchuld, daß der Empfungs- 
berechtigte gegenüber feinen eigenen Gläubigern gleichfalls die Abholung ihrer 
Guthaben verlangen kann (PrOVG. 5. Nov. 03, RegersE. 25, 86, 127). 

2. Schuld des MWechfelregreßverpflichteten: I. 1, 39. 


g 271. 
Literatur: Schüller, Begriff und Wirkung der Stundung nad) geltendem Recht, Leipzig 1904. 


1. Eine dem Schuldner beim eriten Geſchäft gewährte fechsmonatige Friſt 
fteht ihm aud wegen feiner Zahlungsverpflidtung aus einem zweiten Geſchäft 
zu, wenn bei Abichluß des erjten Geihäfts diefe Frift als geichäftsüblich be- 
zeichnet wurde (OLG. BEER Mai 02, DF3. 9, 464). 

2. Verfhiffungszeit: J. 1, 39 Ar. 2; fällige Wecjelforderung: Ar. 3; Be- 
lieben des Schuldners: Ar. 4; unbeftimmte Zablungsfriften: Ar. 5; Beweis der 
Befriftung: Ar. 1 und 7.2, 19 Nr. 1. 


8 273. 

Literatur: Schlegelberger, Das Zurüdbehaltungsredht, Jena 1904; Caeſar, Wodurd unter: 
heidet fih das kaufmänniihe Zurückbehaltungsrecht von dem Zurückbehaltungsrecht des 
BEB? Straßburg 1904; Schulze, Das Verhältnis des handelsredhtlidhen Jurükbehaltungs- 
rechts zu dem des BGB., Eöthen 1904; Rech, Das Nectsverhältnis. Ein Beitrag zur Lehre 
von ber Ronnerität und dem Zurüchbehaltungsrecht, Bonn 1904; Trautmann, Zurüdts 
behaltungsrecht an unpfändbaren —— AGBl. 14, 109; ſJ. ferner J. 1. 40; 2, 28; zu 
Sinzheimer bort val. Geib in ArVIScr. 46, 1. 

1. rt die Anwendung des Abſ. 1 kommt es nicht darauf an, ob die 
beiden Rechtsgeſchäfte in einem fich gegenfeitig bedingenden Verhältniffe zu— 
einander ftehen, jondern darauf, ob die Leitung und Gegenleijtung aus einem 
innerli zufammengehörigen einheitlihen Lebensverhältniffe entipringen und 
fih darauf beziehen, und ob bezüglich dieſer Rechtsgeſchäfte eine Einbeitlichkeit 
des faktifhen Werhältniffes vorliegt (RG. 26. Jan. 04, RN63. 57,1 = D33. 
9, 405). Ebenfo Kuhlenbeck 1, 225; Planck 2, 64; I. 1,40 Ar. 2. 
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2. Das Zurückbehaltungsredt kann auch gegenüber Forderungen ausgeübt 
werden, die der Pfändung nicht unterliegen (RG. 17. Febr. 03, ArchkBW. 
04, 986 — Eifenb®. 21, 4); insbefondere kann der Arbeitgeber wegen Schadens: 
erfaßforderungen gegen den Arbeiter auch deſſen unpfändbare Lohnforderung 
urückbalten DEG. Marienwerder 15. April O4, Recht 8, 314). Ebenfo 3. 1, 40 
r.4; 2, 28 Nr. 5; RG. dort — Geuffll. 59, 1 — SchlHolſtAnz. 03, 308 — 
ZURtG. 11, 160. 

3. Der Urbeitgeber darf den Lohn zurückbalten, wenn der Arbeiter nicht 
feine Quittungskarte behufs Einklebung von Marken vorlegt (GewG. Hamburg 
27. Aug. 03, Gew®. 9, 103). 

4. Gegen den Anſpruch auf Herausgabe eines Rindes findet $ 273 keine 
Anwendung (OLG. Hamburg 6. Mai 04, OLG. 8, 430). 

5. Der Verkäufer, dem für Teillieferungen ein fälliger Anſpruch auf 
Zahlung zusteht, ift auf Grund des $ 273 BGB. berechtigt, bezüglich der 
weiteren, ihm vertraglich obliegenden Lieferung das Zurücbehaltungsredt 
auszuüben (RG. 12. Jan. 04, ElſLoth3. 29, 402). 

6. Die Frage, ob aus einem dem früheren Recht angehörenden Schuld- 
verhältniffe ein Zurücbehaltungsrecht bejteht, beftimmt ſich auch dann nad 
dem alten Recht, wenn die Gegenforderung, auf die es geitügt wird, unter 
der Herrfchaft des neuen Rechts entitanden iſt (Bayübtl®. 12. Febr. 04, Recht 
8, 165). — U. M.: RG. in 7.2, 28 Nr. 9. 

7. Beziehungen der Ehegatten: I. 2, 28 Ar. 1; Mufterkoffer: Ar. 2 — 
Puchelts 3. 34, 620; Rrankengelderanfprud: Nr. 6; Krankenkaſſenbuch: Nr. 7; 
Urbeitsgeräte: Ar. 8; Verlangen nah Nacdbefferung: Nr. 3; offene Handels- 
—— Ar. 4;3; Wohnungsrecht: J. 1, 40 Nr. 5; nichtiger Grundſtückskauf: 

r. 6; Fälligkeit während Prozeſſes: Ar. 7; richterliches Fragerecht: Ar. 8. 


g 274. 


8 275. 
Riteratur: Jodl, Der Begriff des Zufalls, Gerö. 64, 417; ſ. ferner I. 1, 41: 2, 29. 

1. Beiteht ſchon hei Eingehung des Schuldverhältniffes für den einen 
Bertragsteil jubjektive Unmöglichkeit der Leiltung, fo ift der Vertrag gültia 
(OLG. KRolmar 15. Juni 04, DLG. 9, 282). Ebenfo 7.1, 41 Nr. 2. 

2. Ein Urbeiterausftand kann als ein Fall höherer Gewalt angefehen 
werden (AppH. Baris 13. Nov. 03, Puchelts 3. 35, 559). — U. M.: 7. 2, 29 Wr. 3, 
fowie DLG. Braunfhweig 9. Okt. 02, DI3. 9, 752. 

3. Ein Fabrikbrand begründet bezüglich des Leiltungsverzugs nur dann 
die Einrede der höheren Gewalt, wenn es fih um die Lieferung einer Spezial: 
marke handelt, die nur in der betreffenden Fabrik hergeftellt wird (HG. Epinal 
13. Aug. 01, Puchelts 3. 35, 563). Wegen Fabrikbrands vgl. T. 1, 41 Nr. 6. 

4. Unmöglichkeit: I. 1, 41 Nr. 1; Beweis der Unmöglichkeit: I. 2, 29 
Ar. 1; dauerndes Unvermögen: Ar. 2; Frift zur Abladung: 7.1, 4 Nr. 3; 
Schadenserfag: Nr. 4; Miete eines Schanklokals: Ar. 5. 


8 276. 
Literatur: Staub, Die pojitiven ER Berlin 104; Lehmann, Die pofitiven 
Bertragsverlegungen, Arch Iiv Prax. 96, 60; linger, Über bewußte Fahrläſſigkeit, Seuffßt. 
69, 172; eger, Die Werantwortlidhkeit der Ei uber für die Eifenbabhngepädträger, EifenbE€. 
17, 3832; Reindl, bdesgl., EiſenbE. 17, 361; Gorden, Die Redıtsftellung der Eifenbahn- 
gepäcträger, Eifenb®. 18, 282; f. ferner I. 1, 41; 2, 29. 

1. Die Verfchiedenheit ganzer Gruppen von Menſchen nad) Ulter, Bildung, 
Lebensjtellung ufw. führt zu einer Verichiedenbeit des gemeinfamen Maßjftabes, 
der an gewilfe MWenfchen unter gewiſſen Verhältniffen ‚anzulegen ift (RG. 
11. Dez. 02, SächſArch. 14, 64). Ebenfo Schollmeyer, Rommentar 2, 100 unten; 
Rublenbek 1, 230. 

2. Die Anforderungen des Verkehrs geben den Maßitab, nad dem zu 
entfcheiden ift, weldes Maß von Umſicht und Sorgfalt zur Verhütung eines 


MWarneyer, Jahrbuch der Enticheidungen. 3. Jahrg. 3 


Zur Auslegung: I. 2, 29. 
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Schadens aufgewendet werden mußte (RG. 11. Mai 04, IW. 33, 356, 357 — 
SächſArch. 14, 617; RG. 4. Juni 04, SächſArch. 14, 622). Ebenfo 7. 2, 29 Nr. 1. 

3. Auf eine im tatlächlihen Verkehr eingeriffene Nadjläffigkeit oder Un- 
fitte, einen Gebraud, der tatjählih ein Mißbrauch ift, kann man fiy nicht 
berufen (RG. 11. Mai 04, IW. 33, 357 — SächſArch. 14, 617). Ebenfo Blank 
1, 40; Rublenbedk 1, 229 Nr. 3; 7. 2,29 Nr. 2. 

4. Db die feitgeitellten Handlungen unter den Begriff der Fahrläffigkeit 
fallen, unterliegt der Nachprüfung des Revifionsgerihts (RG. 13. Tan. 04, 
GrucotsBeitr. 48, 593). 

5. Ausihluß der Haftung für grobes Werfchulden: 7.1, 41. 


8 277. 


Der Begriff der groben Fahrläffigkeit ift ein Rechtsbegriff (RG. 28. Mai 
04, IW. 33, 406). 

8 278. 
2iteratur: |. 3. 1, 41; 2, W. 

1. Wenn auch der rechtsgeihäftlidhe Vertreter, 3. B. der Reditsanwalt, 
zwar nicht als foldyer zu den in $ 278 bezeichneten Perfonen gehört, fo kann 
er doch gegebenenfalls fehr wohl als Gebilfe bei Erfüllung einer Verbindlich— 
keit in Frage kommen (RG. 5. Okt. 03, R63. 55, 329). 

2. Die Vorausfeung des 8 278 ift auch dann gegeben, wenn es fih um 
die Verpflihtung des Schuldners handelt, den Eintritt von Umftänden zu 
verhüten, welde die künftige Leiftung unmöglich machen würden. Daher 
haftet der Mieter eines Leichters für Verfchulden des von ihm angenommenen 
Scleppers (OLG. Hamburg 26. Mai 04, DLG. 9, 34). Anwendung auf den 
Reeder: 7. 2,29. 

3. Muß der Gehilfe gegebenenfalls für ermächtigt gelten, eine Arbeit zu 
übernehmen, fo haftet der Gefchäftsherr, auch wenn er von dem Vertragsihluß 
keine Renntnis hatte (RG. 6. Okt. 03, SeuffX. 59, 310). 

4. Der Eigentümer eines Fahrjtuhls in öffentlichen Ballräumen haftet 
für das Verfhulden des Fahrſtuhlführers (RG. 20. Wai 04, IM. 33, 383). 

5. Ein Theaterbefiger haftet für Unfälle, die die Theaterbefuchher infolge 
Fahrläffigkeit eines Spielers erleiden (RG. 27. Sept. 04, IW. 33, 549, in Be- 
ae von DRG. Dresden in OLG. 8, 431). 

6. Die Pflicht des Gaftwirts für verkehrsfichere Zugänge des NReftaurants 
beitehbt ohne Begründung eines Sculdverhältniffes mit dem Gaft (RG. 
24. Juni 04, IW. 33, 483 — DI2. 9, 1041). 

7. Ein Girokunde braudt eine Umfchreibung, die auf Grund einer ge- 
fälihten Umfchreibungsanweifung vorgenommen wurde, nicht anzuerkennen, 
jofern er fie nicht verfchuldet hat; doch hat er das Verfchulden feines Angeftellten 
gegen ſich gelten zu laffen (RG. 10. Febr. 04, R63. 56, 410 — Bank. 3, 208). 

8. Die Eifenbahn haftet aus dem Beförderungsvertrag, alfo auch beim 
Verſchulden ihres Perfonals, wenn jemand nad Berlaffen des Zuges auf dem 
Bahnhofe verunglükt (RG. 5. Okt. 03, GefuR. 5, 263; RG. 19. April 04, IW. 
33, 358 — Eifenb€. 21, 68). 

9. Haftung des Telephoninhabers: ſ. $ 167 Ar. 1; Bureauvorftand eines 
Anwalts: 3.1, 4 Nr. 1—3; Vermieter: Ar. 4 — SeuffA. 58, 54. 


8 279. 


1. Unmöglichkeit liegt audy dann vor, wenn die Beidhaffung von Gegen- 
ſtänden der fraglichen Art eine fo fchwierige geworden tft, daß fie billigerweife 
niemandem zugemutet werden kann (RG. 23. Febr. 04, R63. 57, 116 = D33. 
9, 459 — IM. 33, 200 — HanſG3. 25 H. 186, in Beftätigung von J. 2, 29). 

2. Beim Genuskauf hat der Berkäufer trog Ubnahmeverzugs des Räufers 
fein durch Zufall verurfachtes Unvermögen zur Leiftung felbit zu vertreten, 
wenn nicht die Worausfegungen für den Gefahrübergang nad 8 300 Abſ. 2 
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Kae find (RG. 29. März 04, IW. 33, 286 — FrankfRundfd. 38, 65 — 
57, 402). 
% vgl. g 275 Nr. 2. 
8 280. 

Literatur: Raplan, Die teilweife Unmöglichkeit der Lelftung nad dem Recht bes BEB., 

Berlin 1904. 

1. 8 280 trifft auch fubjektive Unmöglichkeit (OLG. Hamburg 26. Febr. O4, 
DLG. 8, 433 — HanſG3. 25 2. 133). 

2. Der Entleiher einer wertvollen MWujterkollektion bat für deren Ab— 
handenkommen zu haften, wenn er fie ohne poltmäßige Verſicherung zurück— 
geſchickt hat (OLG. Dresden 12. Mat 03, SächſOLG. 25, 357). 


8 283. 
Auch bei einer von Haus aus vorhandenen lubjektiven Unmöglichkeit der 
Leiftung ift der Gläubiger berechtigt, die Klage auf den urfprünglichen Ver— 


tragsg —— zu richten und ſchließlich den Weg nad $ 283 zu bejchreiten 
(OLG. Dresden 26. Febr. 04, DLG. 8, 434). Val. T. 1, 42. 


8 284. 
Literatur: de Claparéde, Beiträge zur Lehre vom Leiftungsverzuge mit befonderer Berück— 
fihhtigung des BGB. und bes — * Obligationenrechts, Genf 1903; J. ferner J. 1, 42, 
1. Wird mit der Mahnung zuviel gefordert, fo iſt zu prüfen, ob auch‘ die 
richtige Mahnung nicht gefruchtet hätte und wie ſich der Schuldner der Mahnung 
gegenüber verhielt (RG. 8. Jan. 04, Recht 8, 136 — SeuffA. 59, 388 — Hold- 
—————— 13, 186). So auch Rebbein 2, 120 Ar. 109; Kuhlenbeck 1, 239 
tr. 1; ähnlich Blank 2, 91. Bol. 3.1, 42 Ar. 3 u. 7. 


2. Iſt vorzeitige Ründigung eines Rapitals für den Fall nicht pünktlicher 
Zinszahlung vereinbart, jo kann die Aündigung nicht im voraus —— 
werden (RG. 2. Nov. 03, ZW. 32 B. 138 — 3BIFG. 4, 704). Bgl. J. 1, 42 
Nr. 1, aber auch) 2, 37 8 360 Nr. 1. 


3. Die Mahnung muß bejtimmt zum Ausdruce kommen (OLG. Darmitadt 
30. Okt. 03, HeffRipr. 5, 27). Wal. I. 1,42 Wr. 1. 

4. Der Weräußerer oder Erwerber eines Grundftüks kann den andern 
Teil nur dadurh in Verzug jeßen, daß er ihn auffordert, an einem zur Auf- 
laffjung vor dem Grundbuchamte geeigneten Tage zu einer bejtimmten Stunde 
vor dem Grundbuchamte die Auflaffungserklärung abzugeben oder anzugeben, 
wann er auf dem Grundbuchamt anzutreffen fein werde (RG. 4. Juni 04, 
SeuffXl. 59, 409). Vgl. ferner über Verzug bei der Auflaffung: J. 1, 42 Nr. 6; 
3.2, 30 8 385. 

5. Klagerhebung als Ründigung: 7. 1, 42 Nr. 1; rasch ng Ar. 4; 
Annahmeverweigerung: Nr. 5; verſchiedene Rechtsgebiete: J. 2, 30 


8 286. 

1. Beim Gattungskauf ijt der Räufer berechtigt, die Lieferung mangel- 
bafter, den Vertragsabmadhungen nicht entfprechender Ware als Nichtlieferung 
zurückzumweifen und bierdurdy den Leiltungsverzug des Verkäufers herbei- 
zuführen (RG. 8. März 04, Recht 8, 221). 

2. Derzug bei der er J. 2, 30 Ar. 1; Koften der Mahnung: 
%.1, 42 Ar.1. — Hamburg 14. Juli 04, Hani63. 25 B. 264; 
Rücktritt: J. i 43 4 2. 

8 288, 


Siteratur: Unger, Über die Haftung des Staates für Verzugs- und Vergütungszinien, Grün- 
buts. 31, 107. 


Forderungen des öffentliden Redts: J. 2, 30 
5° 
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Rückwirkende Kraft: T. 1, 43. 


g 291. 
Art. 45 WO.: J. 1, 43. 


Zweiter Titel. Verzug des Gläubigers. 
@iteratur: ſ. I. 1, 48. 8 293 


Unnahmeverzug: J. 2, 30 Nr. 1; Ungebot: 5. 1,43; altes Redt: I. 2, 30 
D) 


Nr. 
e 8 295. 
Wahlrecht: 3. 1,43 Nr. 1; wörtliches Angebot: Ar. 2. 
8 296. 
Auflafiung: I. 2, 30; vgl. I. 1,42 8 284 Wr. 6. 
8 297. 


Beim Sukzeflivlieferungsgeihäft kommt der Käufer nur dann in Verzug, 
wenn der Verkäufer zu den Zeiten, in welchen er die einzelnen Teillieferungen 
zu bewirken bat, dazu imftande ift (RG. 28. April 03, ElſLoth3. 29, 197). 


Literatur: 1. J. 2, 31. 5 500. 

1. Im Falle des Gattungskaufes genügt zum Übergang der Gefahr auf 
den Käufer nicht, daß nad erfolgter Ausfcheidung der zu liefernden Sade der 
Käufer in Unnahmeverzug geraten ijt, vielmehr muß ihm die ausgeichiedene 
Sache als foldye angeboten worden fein (RG. 29. März 04, R62. 57, 402 — 
IM. 33, 286 — FrankfKundſch. 38, 65). Dal. oben 8 279. 

2. Verzug des Räufers: 3.1, 43 Nr. 1 und dazu J. 2, 31; Unnabhmeverzug 
des Grunditükskäufers: I. 1, 43 Nr. 2. 


Zweiter Abjchnitt. Schuldverhältnifje aus Verträgen. 


Erfter Titel. Begründung. Inhalt des Vertrags. 


Literatur: Wedemeyer, Der Abſchluß eines obligatoriichen Vertrags durch Erfüllungs- und 
Aneignungshandlungen, Göttingen 1904; f. ferner J. 1, 31. 


8 305. 
Tatfächlihes Zufammenwirken zweier Raufleute: I. 2, 31. 


$ 306. 

1. Die Unmö — eine zugeſicherte Eigenſchaft zu gewähren, begründet 
keine Nichtigkeit * . 13, Okt. 03, DI3. 8, 549); ebenfo iſt ein Vertrag trotz 
der Unmöglichkeit der Leiitung wirkfam, foweit er ein Garantieverfpredhen 
enthält (OLG. Dresden 7. April 03, SähfOLG. 25, 204). 

2. Objektive Unmöglichkeit: I. 1, 44; 2, 31 Nr. 1; Aktien ohne Aktien- 
urkunden: J. 2, 31 Ar. 2. 

8 309. 

Meiterverpahtung gegen $ 12 Abſ. 3 Preuß. Jagdpolizeigeſetz ijt nicht 
nichtig (DLG. Marienwerder 1. Mai 03; RG. 19. Nov. 03, I 8, 34 und 
Anm. 2). 

8 310. 

Ehevertrag: I. 1, 4. 


Zweiter Abjchnitt. Schuldverhältniffe aus Verträgen ($$ 305—313). 37 


8 311, 
Literatur: Klein, Zur Behandlung des _elterlien a u a Die bruchteils⸗ 
mäßige Vermögensübergabe, Württ 356. 46, 166; f. ferner I. 2, 
Der Mangel der Form des $ 311 wird nicht durch ee tatfächlichen Voll⸗ 
zug des Vertrags geheilt (OLG. Frankfurt 28. Okt. 03, DVG. 8, 35 — Recht 


7, 603). 8 512 


8 313. 

Literatur: Rau, Uber die Form der Beurkundung — Vertrags a} $ 313 BGB. durch den 
Ratsichreiber und Grundbucdbeamten des Urt. 3 Abi. 3 UHBER. Mürtt3. 46, 161; a + 
* Beitrag Tr derung des $ 310 BOB. Ban und hut Auflafiung, BayNiot}. n. 5.5, 183; 

Dennler, Übänderung des $ 313 B Banflot. 7.5, 206; über basjelbe "Thema: 

Dorft, Stransz, ae DIT. N B. 134, 143, 186: 1. ferner J. 1, 4; 2, 31. 

1. Iſt in einem formlofen Derteag nad Wahl des Schuldners eine Zahlung 
oder eine Übertragung von Grundſtücken verjprochen, fo iſt der Vertrag bezüglich 
der zufage der Zahlung gültig (RG. 6. Juni 04, JM. 33, 405). 

Die formheilende Wirkung der Auflaffung und Eintragung erſtreckt 
ſich auf mündliche Verabredungen neben einem notariellen Vertrag, voraus— 
gejegt, daß fie noch zur Zeit der Auflaffung als rechtlich bindend haben gelten 
follen (RG. 20. April 04, Seuff A. 59, 345; DEG. KRolmar 10. März 03, 
ElſLoth3. 29, 38; DLG. Kaffel 14. Juii 04, OLG. 9, 282; DLG. Dresden 
14. Mai 03, DRG. 8, 37; OLG. Dresden 19. Mai O4, OLG. 9, 283). Ebenfo 
Aublenbed 1, 258 Nr. 2: ; Rehbein 2, 162; fo auch 5 1, 45 Nr. 15. 

3. Auch Nebenverträge e, die einen Beltandteil des formlofen — 
bilden, werden geheilt (KG. 5. Sr 04, IM. 33, 197 = D33. 9, 506 = 
SchlöolitAnz. 04, 165 = RO}. 57, DNotBvV. 4, 562, in Aufhebung von 
OLG. Kiel in OLG. 8, 87 — SitHolfteing, 03, 250). Abweichend: 3.2,32 Nr. 9. 

4. Bei einem Srundftücstaufic muß auf beiden Seiten die Auflaffung 
und Eintragung erfolgt fein (RG. 30. Jan. 04, RG3. 56, 383 — IM. 33, 169 
— Rheinlot3. 49, 66 — SchlHolſt Anz. 04, 88; DLG. Dresden 16. Okt. 03, 
SächſOLG. 25, 522). Ebenfo Schollmeyer, Kommentar 2, 168. — U. M.: 
3. 2, 32 Ar. 11 = DRG. 8, 36. 

5. Hinzutretende Auflaffung beilt den Formmangel, auch wenn fie nicht 
unter den unmittelbaren Vertragsteilen jtattgefunden hat (RG. 13. Febr. 04, 
IM. 33, 169 — Rhein Nlot3. 49, 67; OLG. Kiel 16. März 04, SchiHolftAnz. 

04, 235). Ebenio J. 1, 45 "Nr. 14. 

6. Falſche Bezeichnung des verkauften Grundftüks in der Vertrags: 
urkunde ſchadet nicht, wenn der Vertragswille feftgeitellt werden kann (KG. 
28. Nov. 03, IM. 33, 58 — Rheinlot3. 49, 33 — 3BIFG. 5, 181; RO. 
2. Nov. 03, ZBIFG. 4, 705). 

7. Der Vertrag auf gemeinfamen Ankauf und demnädjtigen Wiederver- 
kauf des jubhaftierten Grundftüks bedarf der in Ri 313 BGB. an 
Form — Braunſchweig 30. Juni, 24. Sept. 04, BraunſchwZ3. 51 B. 78; 
51, 160). 

8 Die gütlihe Einigung über Abtretung von Grundeigentum zu Pro— 
tokoll der Rommiffarien der Enteignungsbehörde erſetzt nicht die vorgeichriebene 
notarielle oder gerichtliche Form des $ 313 BGB. (RG. 23. Dez. 03, IM. 
33, 102 = R63. 56, 190). 

9. Die formheilende Wirkun +1 tritt nicht ein, wenn nur ein Teil des 
Grundſtuck⸗ aufgelaſſen wird (OLG. Kiel 16. März 04, SchlHolſtAnz. 04, 234). 

A. M.: 3. 2, 32 Nr. 10. 

10. Durd einen Erbauseinanderfeßungsvertrag kann die in $ 313 er- 

—5— germ nicht erjegt werden (RG. 21. April 04, IW. 33, 337). Ebenfo 
.1, 45 Wr. 8. 

11. Es kann nicht gleichzeitig auf Auslaffung und auf Schadenserjaß 
wegen Fehlens bloß mündlich zugeficherter Eigenfhaft geklagt werden (KG. 
21. Nov. 03, R63. 56, 47). 


Biteratur: 1. J. 2, 31 
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12. Auch die Weräußerung eines Handelsgeihäfts bedarf der in $ 313 
vorgefchriebenen Form, wenn dazu ein Grundftüdk gehört (OLG. Wofen 
18. Dez. 03, OLG. 8, 436 — ZURtG. 11, 282). 

13. Nur die als Erfüllung des Raufvertrags anzufehende ans 
Pe nicht formrichtigen Kaufvertrag (OLG. Dresden 17. Mai 04, ZBIFO. 

14. Borkaufsredt: 3.1, 44 Nr. 5; 2,32 Ar. 4, ebenfo OLG. Braunfhweig 
15. Jan. 04, Braunihw3. 51, 54; Grundbud noch nicht angelegt: I. 1, 45 
Nr. 10, ebenfo OLG. Roftock 13. Nov. 03, Meckl 3. 22,193; Auftrag, ein Grund: 
ftück zu erftehen: z 2, 32 Ar. 7 — Seuff A. 59, 3 = ZUktG. 11, 164, ebenfo 
DLG. Kolmar 2. Febr. 04, OLG. 8, 438; Umfang des Formerforderniffes: 
3. 2, 31 Ar. 1 u. 2, ebenfo OLG. Braunfhweig 27. März 03, 8. April 04, 
Braunfhw3.51, 77,158; Ronventionalftrafe: 3.2, 32 Nr. 3; Borverhandlungen: 
Nr. 5; WUbtretung: Nr. 6; Verbindung mit einem formfreien Vertrag: Ar. 8; 
Rücktritt: Nr. 12 — Elffotb3. 29, 341; Klage: Ar. 13; Parzellierungsvoll- 
mactsverträge: J. I, 4 Ar. 4 u.6; Bevollmädtigung: Nr.7; Schenkung: Ar. 9; 
Prozebvergleih: Nr. 11; Einreihung: Nr. 12; vertragsmäßige Erfüllung: 


Ar. 13. 
g 315. 
Erhöhung einer Rechnung: I. 1, 45 Nr. 1; Abruf: Nr. 2. 


8 317. 

1. Die 88 317—319 beziehen fi nur auf foldhe Fälle, in denen die Ver- 
tragichließenden vereinbart haben, daß ein Dritter die Leiftung des einen 
oder andern Speziell für ihr Wertragsverhältnis beftimmen folle (RG. 
15. April 04, IM. 33, 289 Recht 8, 313 — HoldhMSchr. 13, 232). 

2. Baufreiheit: 3. 1, 45. 

8 319. 


1. Ob den Schiedsmännern fubjektiv ein Vorwurf zu maden ift, ijt gleich- 
Ds; es genügt objektiv vorhandene offenbare Unbilligkeit (RG. 25. März 04, 
33. 9, 554). 
2. Gründe der Weigerung: I. 2, 32. 


Zweiter Titel. Gegenfeitiger Vertrag. 
Literatur: Krahmer, Gegenfeitige Verträge, Halle 1904. 


8 320. 


1. Die Klage auf Zahlung des Kaufpreifes gegen Entgegennahme der 
Yuflaffung des Grundftüks kann nicht deshalb abgewiejen werden, weil im 
Grundbuch eine geringfügige Rente, ei en der zugeficherten Hypotheken- 
freiheit, eingetragen iſt (RG. 7. Nov. 03, 53. 56, 151). 

Ein KRontrahent, der die Annahme der ihm gefchuldeten Leiftung end» 
gültig ablehnt, kann nicht die Einrede des nicht erfüllten Vertrags geltend 
machen (RG. 27. Mai 04, IM. 33, 468). 

3. Hat bei einem gegenfeitigen Vertrage der eine Teil für feinen An— 
ſpruch eine Vormerkung auf ein Grundjtük des andern Teiles eintragen 
laffen, fo kann, wenn er die Leiftungsklage erhebt, der andere Teil verlangen, 
daß er nur Zug um Zug gegen Einwilligung des Klägers in die Löſchung 
der Bormerkung verurteilt werde (RG. 5. Jan. 04, RG3. 56, 251). 

4. Anſpruch auf Erfüllung: J. 2, 33 Nr. 1; Ronkurrenzverbot: Ar. 2; 
Platgeihäft gegen Kaffe: 3. 1, 46 Nr. 1; Bierabnahmevertrag: Nr. 2; Suk- 
zeffivlieferungen: Nr. 3; Vollftändigkeit der Lieferung: Nr. 4. 


8 321. 
Literatur: Dietrich, Die Klage des Vorleiftungsverpflichteten, DI3.9, 1078; f. ferner J. 2, 39. 


1. Im Falle des $ 321 verwandelt fi die Vorleijtungspflicht des Ber: 
käufers nicht in einen Anfpruc auf Leiftung Zug um Zug, fondern-diefer hat 
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nur ein Zurücdbehaltungsredt, wenn er auf Leiſtung belangt wird (KG. 
26. Febr. 04, Holdheims MSchr. 13, 189 — IW. 33, 201 — Kecht 8, 221; 
RO. 11. Febr. 04, Recht 8, 137; OLG. Hamburg 14. Okt. 02, Seuffll. 59, 98). 
man 1, 46 Ar. 8; 2, 33 Nr. 1. 

2. rklart ſich der Beſteller zwar zur Abnahme, nicht aber auch zur 
Zahlung Zug um Zug oder zur Sicherheitsleiſtung bereit, fo iſt er im An— 
nahmeverzug (OLG. Rolmar 25. März 03, Elfloth3. 29, 37). 

3. Clausula rebus sic stantibus: q. 1, 46 Wr. 2 u. 8; 7. 2, 33 Nr. 2 
exceptio non adimpleti contractus: J2 2, 33 Ar. 3; Gefährdung: Nr. 4; Ver— 
mögensverichlechterung: J. 1, 46 Ar. 1, 4,5; unrechtmäßige Weigerung: Ar. 6; 
anzufertigende Ware: Nr. 7. 

8 322, 


1. Auch der im Unnahmeverzuge befindliche Käufer darf nur zur Zahlung 

zu um Zug mit der Warenlieferung verurteilt werden (RG. 18. Dez. 03, 

IXoth3. 29, 396 Seuff A. 59, 264 = HoldheimsMSchr. 13, 157, in Auf: 
bebung von DLG. Hamburg 9. Febr. 03, OLG. 8, 38). 

2. Wer einmal vorleiftungspflichtig ift, bleibt das unbedingt, aud wenn 
inzwifchen feine eigenen Anſprüche aus dem Vertrage fällig geworden ſein 
ſollten (OLG. Marienwerder 18. Febr. 04, PoſMSchr. di 87). 

3. Verweigerung der Gegenleiftung: = 2, 33 Wr. 2; Taufcdvertrag: Ar. 1. 


8 323, 
Literatur: Filher, Ein Beitrag zur Unmöglichkeitslehre, Roftod 1904. 


a ea 5 T. 1,47; PBadıtvertrag, teilweife Unmöglichkeit: 7. 
2, 33 
8 324. 
Zwangsvollftrekung: J. 1, 47 Nr. 1; Wäklervertrag: Ar. 2; Dienftver- 
trag: Ar. 3 3. 
8 325. 


a eriragens DSL 27 1 240: D. Hape, Desnt Dat. ZU Hl 1677 5, Kudre besat. DRS. ie, 

f. femer 3.1, 47. 

1. Auch eine nur — Unmöglichkeit kann unter Umſtänden die 
Rechte aus $ 325 BGB. begründen RO. 9. Febr. 04, Recht 8, 165 — IM. 
33, 169 — HoldheimsMScr. 13, 191 — ElſLoth3. 29, 406). 

2, Auf das Rectsverhältnis zwifchen dem Geſchäftsherrn und dem Ge- 
ichäftsführer, der von der erteilten Anweiſung abgewicen ift, finden die Be- 
ftimmungen in 88 325, 326 Anwendung (RG. 10. April 04, IM. 33, 289). 

3. Die Zuwiderhandlung gegen ein eingeräumtes Alleinverkaufsrecht be- 
gründet jowohl ein Rücktrittsrecht, als aud einen ang > 
(MG. 7. Okt. 04, Recht 8, 551). Ebenfo RG. in J. 2, 34. — BG 
Braunfchweig 2. April 03, "DRG. 8, 38. 


8 326. 

Literatur: Saenger, Der Verzug beim Raufe, Berlin 1902; — Der Abnahme⸗ 
Unnahmeverzug des Räufers— Gläubigers, ArhBürg R. 25, 69; Lippmann, Gibt der Ab— 
nabhmeverzug des Räufers für fich allein dem Verkäufer die Redte . & 326 B6HB.? 233. 
9, 800; ee 1, 47; 2, 4. 

1. — der ſäumige Vertragsteil die Bewirkung feiner Leiſtung an 
unzuläſſige Bedingungen, ſo ſteht dies der Erfüllungsverweigerung gleich; es 
bedarf alfo in diefem Falle keiner Friftfegung (RG. 2. Okt. 03, IW. 32 B. 139). 
Bol. T. 1, 48 Ar. 9; 2, 34 Nr. 

2. Ebenfo iteht die Srklärung des Käufers: er annulliere den Vertrag, 
dem Tee gleich (RG. 23. Febr. 04, R62. 57, 105 — DTZ. 9, 342 
— 5. 33, 171). 

‚3. In * Fällen andauernd fehlerhafter Leiſtungen beim Sukzeſſiv— 
lieferungsgefchäft kann der Käufer vom Vertrag für die noch ausftehenden 
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Lieferungen zurüdtreten (f. die unter 2 angeführte Entic. des RG6.. Unter 
Umftänden kann fon die Nichtlieferung eines abgerujenen Teils den Schadens- 
erfag wegen Nichterfüllung oder den Rücktritt vom ganzen Vertrage redht- 
En (RG. 8. Tan. 04, HoldheimsMSchr. 13, 186) Wal. J. 1, 48 Nr. 6; 
2, 35 Wir. 11. 

4. Ebenfo findet Abſ. 1 Saß 2 bei Sukzeflivlieferungen Unwendung, wenn 
der Räufer überhaupt noch nicht jpezifiziert hat (RG. 1. Juli 04, IM. 33, 484). 

5. Die Beitimmungen in $ 326 greifen auch Plaß, wenn der Verzug dem 
Zeffionar gegenüber eingetreten it (RG. 21. Okt. 03, IW. 32 3. 140 io}. 
55, 402 — Recht 7, 604). 

6. Die Friſt darf nicht bloß gewährt, fie muß gefeßt werden; doc braudht 
dies nicht mit ausdrüdlichen Worten zu geicheben ( 26. Hamburg 10. Dez. 03, 
Hani6zZ 35 H. 81 = DEG. 8, 439; DVG. Pofen 14. Jan. 04, OLG. 8, 440). 
Bol. 3. 1, 48 Nr. 7 u. 19. 

7. Die Beitimmung einer unangemeffen kurzen Frift fchadet nichts, wenn 
dem fäumigen Teil eine angemeffene Frift tatfächlich gelaffen wird (NG. 
16. Dez. 08, DI3. 9, 313 = R63. 56, 231 = IM. 33, 92 BankV. 3, 98; 
RG. 16. Febr. 04, IW. 33, 172 Recht 8, 221 Holdheims WMSchr. 13, 190 
— ElſLoth3. 29, 407 — Puchelts 3. 35, 413 — Seuffll. 59, 266; OLG. Hamburg 
4. Juni 03, OLG. 8, 40 — GSeuffll. 59, 134). 

8. Die Frift kann noch während des Prozeſſes gefegt werden (OVG. 
Braunfcweig 2. April 03, OLG. 8, 40). 

9, Nicht eine volle Erfüllungsfrift, fondern nur eine nach den Umftänden 
billig zu beftimmende mäßige Nadfrijt it zu gewähren (OLG. Darmtadt 
27. Mai 04, HeſſKſpr. 5, 115). 

10. Rücktritt vom Vertrage kann ſchon bei der Triftfegung in Ausficht 
geitellt werden (RG. 20. Sept. 04, JW. 33, 536). 

11. Die Klaufel: „Netto Kaffe geaen Konnoſſement“ verpflichtet den Räufer 
nicht unbedingt zur Zahlung gegen Übergabe der Papiere, fondern hat nur 
die Wirkung, daß, wenn der Käufer die Einlöfung weigert, er für die Recht— 
mäßigkeit der Weigerung beweispflichtig iſt (RG. 27. Sept. 04, IM. 33, 549). 

12. Iſt die nad $ 480 nachgelieferte Ware wieder vertragswidrig, jo be— 
darf es keiner weiteren Friſtſetzung (OLG. Hamburg 27. April 04, DOLO. 8, 441) 

13. Solange der Verzug dauert, ift $ 326 anwendbar (OLG. Hamburg 
15. April 04, OLG. 8, 41). 

14. Die Klage kann nicht gleichzeitig darauf gegründet werden, daß der 
geforderte Betrag als Kaufpreis und als Schadenserjag wegen Nichterfüllung 
geichuldet fei (f. die bei Ar. 2 angeführte Entid. des RG.) 

15. Zuvielforderung: f. oben $ 284 Nr. 1; Ubnahmeverzug: I. 2, 34 Ar. 9 
(RG. dort — SeuffXl. 59, 7), ebenfo RG. 8. Jan. 04, IW. 33, 112 — ElſLothZ. 
29, 401; NG. 23. Febr. 04, N63. 57, 105 — DI2. 9, 342 — IM. 33, 171. — 
U M.: OLG. Marienwerder 14. April 03, Seuff A. 59, 132; OLG. Kolmar 
25. Juni 03, ElſLoth 3. 29, 362 und 7.1, 47 Nr.2. Val. dort Ar. 1. — Reine 
Sriftfegung, wenn Erfüllung ernſtlich verweigert wird: J. 1, 48 Nr. 9; 2, 34 
ir. 2, ebenfo OLG. Karlsruhe 4. Febr. 04, BadRpr. 70, 199; RG. 7. Okt. 04, 
Recht 8, 551; pofitive Vertragsverlegungen: I. 2, 34 Nr. 7 — GeuffX. 59, 59; 
Übergangszeit: I. 2, 34 Ar. 1; Verweigerung vor Fälligkeit: Ar. 3; Nachfriſt 
vor Yälligkeit: Ar. 4; Erfüllungsunmöglichkeit des Verkäufers: Nr. 5; Werk- 
vertrag: Ar. 6; „Kaufen Sie, wo Sie wollen”: Nr. 8; Auflaffung: Nr. 10; 
Abwendung der Verzugsfolgen: Nr. 12; Unbeſtimmtheit der Leiftungspflicht: 
3.1, 47 Ar. 3; Mietverträge: Nr. 4; Handelsgeihäfte: Ar.5; Gerichtsvollzieher: 
Nr.8; Anzahlung: Ar. 10; Teilleiftung: Ar. 11; bejtimmter Tag: Ar. 12; Ande— 
rung der Preisverhältniffe: Ar. 13; umgebende Lieferung: Ar. 14; Schadens» 
erfag: Ar. 15 u. 17; Selbithilfeverkauf: Ar. 16. 


8 327. 
Anbieten des Zurücktretenden nad) & 294: T. 1, 49. 
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Dritter Titel. Verjprehen der Leijtung an einen Dritten. 


Literatur: Drrieftrzanski, Die Aufträge zugunften Dritter, Leipzig 1904; Klepert, Die 
Sammlungen zu wobltätigen oder gemeinnüßigen Zwecken nad bem BGB., Hannover 1903; 
Geigel, Die Sammlungen zu wohltätigen oder gemeinnügigen Unternehmungen, Puchelts3. 
35, 106; f. ferner J. 1, 49; 2, 35. 8 328 


1. Verträge eines Arbeitgebers (Werfiherungsnehmer) mit einer Ver: 
fiherungsgefellihaft, durch welche er feine Arbeiter gegen die Folgen von Un— 
fällen im Betriebe verfichert, gewähren den Arbeitern den Anſpruch auf die 
Verfiherungsfumme, fogar unmittelbar gegen die Verſicherungsgeſellſchaft 
[Berficherer] (OLG. Zweibrüden 31. März 04, PfälzRpr. 1, 70). 

2. Wenn eine Mutter auf den Namen eines minderjährigen Kindes ein 
Sparkaffenbud anlegt und aus eigenen Mitteln die Einzahlungen leijtet, To 
ift nicht anzunehmen, daß fie das Redt auf die Einlagen dem Kind jofort 
übertragen will (OLG. Rarlsrube 30. März 04, BadRpr. 70, 298). 

3. Geldbrief: J. 1, 49 Ar. 1; Straßenbaukoften: Nr. 2; Waflerverlorgungs- 
vertrag: Nr. 3. 8 329 


Charakterifiert fih die Erfüllungsübernahme als felbjtändiges Schuld- 
veriprechen, fo bedarf fie nad $ 780 der fchriftlichen Form (086. Roſtock 
10. Juli 03, OLG. 8, 41). 

8 330. 


Literatur: Aublenbeh, Das Verhältnis des BGB. zum Gefegentwurf über den Verſicherungs— 
vertrag, 35 4, 10; Graf Vitzthum v. Eckſtgedt, Der Lebensverſicherungsvertrag 
und ber Konkürs des Verſicherten, ZBerſWiſſ. 4, 3013 P. K., Die rechtliche Natur der kapita- 
lifterten, prämienfreien Boltcen, AnnVerf. 3, 556; Schmalß, Verfügungen über das Recht 
aus einem Lebensverfiherungsvertrage zu Kreditzwechen, Mechl3. 22, 344; Winter, Gehört 
die Lebensverfiherungsfumme zum Nadlak? GefuR. 6, 7; f. ferner J. 2, 35. 

1. Zu Lebzeiten des Mannes gehört die —— ſeiner Ehefrau ein— 
gegangene Lebensverſicherung zu feinem Vermögen (OLG. Naumburg 
20. Okt. 03, Seuff A. 59, 398). 

2. Verficherung zuguniten der „Erben”: 5. 1, 49 Ar. 1; 2, 35 Ar. 1, ebenfo 
DLG. Kiel 12. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 148; OLG. Darmjtadt 18. März 04, 
HeſſKſpr. 5, 82; vgl. Staudinger 5, 13 e; zugunijten der „Dinterbliebenen“: 
3.1, 50 Nr. 2; Police auf den Inhaber: 3.2, 35 Nr. 2. 


8 331. 
Verpfändung der Police: I. 2, 36. 


Vierter Titel. Draufgabe, Vertragsitrafe. 


Literatur: Ripp, Nehtswahrnehmung und NReureht, Berlin 1909; Ledermann, Die Unter 

—1 des Reugeldes (jog. ndelpön) und ber Vertragsſtraſe im gemeinen Recht und neuen 

eichsrecht, Berlin 1904; Runze, Das Welen und die Bedeutung der arrha des gemeinen 
Rechts im Verhältnis zu der Draufgabe des BGB., Berlin 1904. 


8 336. 


g 339. 


1. Der ag de auf Reugeld entiteht, wenn der andere Kontrahent vom 
Rücktrittsreht Gebrauh madıt; der Unfprucd auf die — ſetzt das 
Fortbeſtehen der Vertragspflichten voraus (OLG. Hamburg 1. Dez. 03, HanſG3. 
25 8. 40; vgl. DLG. Kiel 5. Juli 03, DLG. 8, 44). 

2. Auslegung einer Strafbeitimmung: 7. 2, 13 $ 133 Nr. 2; Zuwider:- 
handeln: J. 1, 50 Ar. 1; Ronkurrenzverbot: Yir. 3; Beweis: Wr. 4. 


8 340. 


Rein fubjektives Verſchulden erforderlih: I 2, 36 Ar. 1, ebenſo RG. 
5. Dkt. 03, RGBI. 14, 100; vorzeitiger Dienftaustritt: 3.2, 36 Ar. 2; Miet- 
vertrag: Nr. 3. 


Öottesgeld: I. 1, 50. 
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8 341. 


1. Die Unnahme muß, um die in Abſ. 3 gedachte Wirkung zu äußern, 
eine dem Schuldner gegenüber, wenn auch ſtillſchweigend, abgegebene Willens» 
erklärung dahin enthalten, daß die Leiſtung als Erfüllung angenommen 
werde (RG. 22. April 04, IM. 33, 338 — RG3. 57, 337; OLG. Hamburg 
16. Juni 03, OLG. 8, 42; ebenfo 7. 1, 50. — U. M.: OLG. Kiel 14. Dez. 03, 
SchlHolſt Anz. 04, 21). In der ang 7 > bergeftellter Baulichkeiten ift eine 
Unnahme zu finden (DLG. Hamburg 23. Upril 04, DLG. 8, 441). 

2. Der Borbehalt kann auch vor der Annahme ausgeiprohen werden; 
nur darf nicht zweifelhaft fein, daß er bei der Annahme noch fortwirken foll 
(OLG. Stuttgart 25. März 04, DIZ.9, 822). 

3. Vorbehalt dur den Bürgen: I. 2, 36. 

8 343. 
Literatur: Wendt, Die felbftändigen Strafverfprechen des $ 343 Ubf. 2 BHB., Rönigsberg 1908; 
Girth, Die Wiederherftellungsklaufel, AnnVerſ. 35, 429; [. ferner I. 1, 50. 

1. Bei Beurteilung der Ungemeffenheit der Strafe find die Höhe des 
möglichen und wirkliden Schadens, jedes andere berechtigte Intereſſe des 
Gläubigers, die wirtichaftliche Lage beider Teile, der Grad des Berfchuldens 
des Schuldners, die Erwägung, daß die Strafe als Zwangsmittel wirken foll, 
und andere Umftände zu beachten (OLG. Dresden 26. Okt. 03, OLG. 8, 43 — 
SächſOLG. 236, 62; OLG. Braunfhweig 26. März 083, OLG. 8, 43; DLG. 
Dresden 7. Juli, 28. Mai 083, SächſArch. 14, 226, 247; DLG. Karlsruhe 
11. Nov. 03, BadRpr. 70, 258). Ebenfo I. 1, 50 Nr. 3 u. 4; 2, 36 Nr. 5. 

2. Reine rükwirkende Rraft: 3.1, 50 Nr. 2; 2,36 Nr. 1. — U. M.:Rublen- 
beck 1, 288; ÖGeltendmadhung durch Einrede: I. 2, 35 ir. 2, ebenfo DLG. 
Dresden 26. Dkt. 03, DIG. 8, 43 — GÄähfÜRG. 26, 62; ausländifhe Schuld: 
verhältniffe: I. 2, 36 Ar. 3 = Geuffll. 59, 63 — Böhms?. 14, 79; Verwirkung 
der Anzahlung: I. 2, 36 Ar. 4; Reugeld: 7. 1, 51 Wr. 5. 


Fünfter Titel. Rücktritt. 
Literatur: Dertmann, Die Bedeutung der NRücdtrittserklärung, SeuffBl. 69, 65; J. ferner 


8 346. 
1. Der Rücktritt Ichließt den Anfpruch auf Schadenserfag wegen Nicht— 
erfüllung aus (RG. 9. Juli 03, DLG. 7, 471). 
2. Stiltfehweigender Vorbehalt: I. 1, 51; Darlehn: J. 2, 36 Nr. 1; Ub- 
zahlungsgeihäft: Ar. 2. 


8 349. 
” Klagzujtellung: J. 1, 51 Nr. 1; Erklärung durch Prozeßbevollmädtigte: 
Ar. 2. 
8 351. 
vgl. unten zu 8 467. 
8 353. 
vgl. $ 467 Nr. 1. 
8 354. 
Teilerfüllung: I. 2, 37. 
8 356. 
Bedingtes NRücktrittsredht: J. 1, 51. 
& 357. 


Literatur: ſ. 3.1, 51. 
Räumungsanfprud: 7. 1, 51. 


Beweis der Nichterfüllung: 3. 1, 51. 
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8 359. 
vgl. oben $ 339 Wir. 1; 7.1, 51 8 343 Qr. 5. 


8 360, 
u LER u der Verwirkungsklaufeln im Verficherungstechte, 
Vorzeitige Ründigung: vgl. oben $ 284 Nr. 2, aber audy I. 2, 37 Nr. 1; 
vorbehaltlofe Annahme einer verfpäteten Zahlung: I. 1, 51 Nr. 1; Friſt— 
berehnung: Nr. 2; Beftellgeld: Nr. 3. 


8 361. 
Mefen des Firgeihäfts: I. 1, 52 Ar. 1; 2, 37 Ar. 1; Beifpiel: I. 1, 52 Ar. 2. 


Dritter Abſchnitt. Erlöfchen der Schuldverhältniffe. 
Riteratur: |. J. 2, 37. 
Erfter Titel. Erfüllung. 
Literatur: Alein, Die Natur der causa solvendi, 1903; derfelbe, Die Natur der Erfüllung, 
HeſſKſpr. 5, 22; J. aud zu $365; Martinius, Die Vorbehaltszahlung, GrudotsBeitr. 47, 760. 
8 362. 


Erlöſchen von Vebenaniprüden: J. 2, 37 Ar. 1; Zahlung auf Girokonto: 
Nr. 2 — Geuffll. 59, 1; Zahlung unter Vorbehalt: I. 1, 52. 


8 368. 


Auch im Falle der Wandlung kehrt ſich die Beweislaft bei Erfüllungs: 
annahme um; denn unter einer unvollftändigen Leiſtung ift auch eine mangel- 
bafte zu verjtehen (RG. 30. April 04, ZW. 33, 358). Ebenfo Schollmepyer, 

ommentar 2, 279 Ar. 1; Endemann 1, 796 Ar. 14; PBland 2, 215 Nr. 3. 


8 364. 
Riteratur: Berndorff, Die Annahme an Erfüllungs Statt, Berlin 1904. 
Hingabe eines Schecks: J. 1, 52 Air. 1; 2, 37 Ar. 1; vgl. Rublenbek 
1, 302 Wr. 2; Beweis: I. 1, 52 Nr. 2; Novation: J. 2, 37 Nr. 2. 


8 365. 


Literatur: Berndorff, Die Unnahme an Erfüllungs Statt, Berlin 104; Stampe, Das Raufa- 
zer des Zwilrechts. Eine rechtspolitiiche Studie am 5 65 BGB., Greifswald 1904; Dazu 
lein, Beiträge zur Raufa Lehre, OREBL 22, 452; derfelbe, Zur Lehre von der Leitung 

an Erfüllungs Statt, HeſſKſpr. 5, 55; j.auch vor $ 780. 


Gutfage für eine Hypothek: I. 2, 38. 
8 366. 


1. Soll die Anrechnung einer Zahlung auf eine andere als die Klag: 
forderung in Frage kommen, jo muß der Kläger beweifen, daß er noch andere 
Forderungen gegen den Beklagten hat (RG. 24. Okt. 03, R63. 55, 411). 

2. Der Schuldner braudt die Beſtimmung nicht ausdrücklich zu treffen; 
es genügt eine ftillfehweigende Willenserklärung (RG. 18. Dez. 03, JW. 33, 58). 
Eine foldhe liegt aber nur vor, wenn die Umſtände einen zuverläffigen Schluß 
darauf geitatten, daß der Schuldner gerade diefe Schuld tilgen wollte (OLG. 
Kolmar 4. Dez. 03, OLG. 8, 45). An 


1. Ift eine Hypothek zur Sicherheit nur für das Kapital, nit aud für 
Zinfen und Roften einer Forderung beitellt, fo kann der Schuldner die Löſchung 
verlangen, fobald das Kapital angeboten wird; der Gläubiger kann nicht ver- 
langen, daß das Angebotene zunächſt auf Zinfen und Koften verrechnet werde 
(OLG. Hamburg 6. Febr. 04, HanſG3. 25 2. 115). 

2. Recht eines Dritten auf die Koſten: J. 1, 52 Nr. 1; Beſtimmungsrecht 
des Schuldners: Ar. 2. 
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8 368, 

1. Die Quittung iſt dort zu erteilen, wo der Schuldner zu erfüllen hat 
(OLG. Dresden 11. Mai 03, SächſoLG. 25, 198; DLG. Pofen 4. Jan. 04, 
PoſMSchr. 7, 35). 

2. Bei einer Teilzahlung auf eine materielle Schuldurkunde bat der 
Schuldner ein ntereife daran, dab die Quittung auf die Urkunde felbft ge- 
ihrieben wird (OLG. Hamburg 27. Juni 04, OLG. 9, 283). 


8 369. 
Kojten der beglaubigten Quittung über Hypothek: 5. 2, 38. 


Zweiter Titel. Hinterlegung. 


8 372. 
1. 8 372 legt dem Hinterleger eine Prüfungspflict über die Perfon des 
a ji auf (RG. 23. Sept. 04, IM. 33, 550). 

2. Unbekanntichaft der Mitberechtigten: J. 1,53 Ar. 1; Zweifel, ob Gefamt- 
läubiger: 3. 2, 38 Ar. 2; MWechfelihuldner: Ar. 1; — Ungewißheit: 
.1, 53 Ar. 3, ebenſo OLG. Braunſchweig 29. März 01, Braunſchw3. 51, 76; 
weifel, ob Dritter einen gleichartigen Anſpruch: 3. 1, 53 Ar. 4; bedingte 
interlegung: Ar. 2. 

g 383. 


Biteratur: 1. I.1, 593; 2, 38 


Literatur: |. I. 1, 38, 


Dritter Titel. Aufrechnung. 


Literatur: Weigelin, Das Recht der Aufrechnung als Pfandrecht an der eigenen Schuld, 
Hannover 1W4; Schneider, Die a mit der ‚sorderung einem Dritten, Göttingen 
1904; Rosmarin, ber die Liquidität der Gegenforderung bei der Hompenfation, Gerd. 
48, 145; Weder, Die rechtlihe Natur der Aufrechnung außerhalb des Rechtsftreits, Gold⸗ 
ichmidıs3. 54, 434; Stölzel, Die reichsgerichtlihe Rechtiprehung über Eventualaufrehnung, 
Arch Ziv Prax. 95, 1; Wartinius, Eventualaufrednung, UrhBürg®. 24, 277; Epftein, Zur 
Frage der Kompenfation verjährter Gegenforderungen der Eifenbahnen, Eifenbe. 21, 9; 
f. ferner I. 1, 53; 2, 38. $ 397 


1. Die Aufrechnung kann nicht im voraus, für den Fall, daß der fie Er- 
klärende demnädft Schuldner des andern Teils werden follte, abgegeben 
werden (RG. 16. Sept. 03, IW. 32 B. 124, identiſch mit I. 2, 39 Nr. 4). 

2. Anſpruch auf Barvorfhüffe: I. 1, 53 Wr. 6; 2, 38 Nr. 1; Bürge: 
3: 2,38 Nr. 2; Gefellihafter: Ar. 3; keine rückwirkende Kraft: 3. 1,53 Ar. 1; 

ilgungsberedtigung: Nr. 2; Verzicht auf Aufrehnung: Nr. 3; Roftenforderung: 
Nr. 4; Mietzins: Wr. 5; Konkurs: Ar. 7; im a! erſt Feititellung der Rlag- 
forderung: ir. 8, ebenfo OLG. Kafjel 9. Febr. 03, Seuffl. 59, 289. 


8 388, 
Literatur: ſ. I. 1, 54. 

1. Ein Konkursgläubiger kann bei der Anmeldung feiner Forderung 
wirkfam erklären, daß er mit einem Teile gegen eine wider ihn beftehende 
Forderung des Gemeinſchuldners aufrehne (RG. 5. Jan. 04, R63. 56, 362). 

2, Aufrehnungserklärung durch Prozeßbevollmächtigte: I. 1, 54 Nr. 1. — 
UM: Rublenbek 1, 319; im Prozeb: I. 1, 54 Nr. 2; Prozeßkojten: Nr. 3. 


8 389, 
Literatur: ſ. I. 1, 54; 2, 39. 


8 390. 
Ziteratur: 1. I. 1, 54. 


Zuläffig ift die Aufrehnung mit rechtshängigen Forderungen (OLG. Braun 
ihweig 22. Mai 03, Braunihw?. 50, 276). 


Vierter Abſchnitt. Übertragung der Forderung ($ 398). 45 


8 393. 


1. Hat der Wechjelfhuldner den Wechſel einlöfen müſſen, weil der In— 
haber ihn der Abrede zuwider in Umlauf gefegt bat, jo ijt feinem Anſpruch 
gegenüber die Aufrechnung ausgeſchloſſen (RG. 16. Jan. 04, R63. 56, 317). 

2. Übergangszeit: I. 1, 54. 

8 394. 


Literatur: Wallrotb, Die Verfuhe einer Durhbrehung des Lohnaufrechnungsverbots, 
AUrhBürgR. 24, 250; f. ferner J. 1, 54; 2, 9. 

1. Auch irrtümlich zuviel gezahlter Lohn kann nicht gegen die Lohn— 
forderung aufgerechnet werden (GewG©. Kiel 2. Dez. 03, GewG. 9, 120). Bal. 
3.1, 55 Nr. 5. 

2. Lohnvorſchuß, der nicht rechtzeitig auf den verdienten Lohn angerechnet 
wird, wird nicht zum Darlehn (Gew. Hamburg 11. Nov. 03, GewG. 9, 120). 

3. Ift die Pfändung einer Lohnforderung — der Angehörigen 
ausnahmsweiſe geſtattet, fo iſt, wenn dieſe auf Grund der Pfändung die 
Forderung geltend machen, die Aufrechnung hiergegen zuläſſig (LG. Hamburg 
1. Des. 03, — 25 B. 51). 

4. Anſpruch wegen Unterſchlagung: 3. 2, 39 Ar. 1 == EifenbE. 20, 141; 
Zurückhaltung: J. 1, 54 Ar. 1 und oben $ 273 Wr. 2; $ 1715: I. 1,54 Wr. 2; 
Berwirkungsklaufel: \ir.3 und 7.2,39 Air. 3; Lohn als Kaution: J. 1,55 Nr. 4. 


8 396. 
Literatur: Müller, Die „verhältnismäßige Aufrechnung“ in Differenzprozeffen, Bank. 3, 88; 
f. ferner 3.1, 56. 

Der Gläubiger, der im Hinblick auf etwaige, die Höhe feiner Forderung 
nicht erreihende Gegenforderungen nur den jedenfalls frei bleibenden Teil- 
betrag einklagt, kann verlangen, daß der Schuldner mit der Aufrechnung auf 
den nicht eingeklagten Teil verwiejen wird (RG. 20. Febr. 04, IW. 33, 173 
— R623. 57, 97). Ebenfo 3.1, 55. — U. M.: OLG. Marienwerder 16. Okt. 03, 
PoſMSchr. 7, 51 — Seuffll. 9 346. 


Vierter Titel. Erlaß. 
Literatur: Caspers, Erlak und Verzicht nah dem BGB., Straßburg 1904; f. ferner 3.2, 39. 


8 397. 


Erlaß ihenkungshalber: 7.2, 39 Ar. 1 — PucheltsZ3. 35, 39; Verzicht des 
Mündels auf Rechnungslegung: I. 1, 55. 


Vierter Abjchnitt. Übertragung der Forderung. 


Literatur: Rummert, Aber die Zeffion als Singularzeflion im modernen Recht, Göttingen 1904; 
Ehrenberg, Die Ubtretung des Portefeuilles, ZVerfiBiff. 4, 24; Eccius, Zur Frage der Ab— 
tretung künftiger forderungen, DJ3. 9, 53, und dagegen Lippmann, DI. 9, 2355; v. Tubhr, 

:- Verfügung über künftige (Forderungen, 85 426; Bendir, Zur Lehre von dem gefer- 
lichen Übergang der Rechte (cessio legis) im Falle des VBorhandenfeins mehrerer Sicherungen, 
UrhBVBürgft. 25, 8; Brükmann, Scheinabtretungen, GefuR. 5, 241. 


8 398. 

1. Durdy die Abertragung der ——— erliſcht das Gläubigerrecht des 
bisherigen Gläubigers (RG. 11. Tan. 04, R63. 56, 301; RG. 23. Jan. 04, 
Seuff A. 59, 177 = Hanf63. 35 %. 213). Val. J. 2, 40 $ 404 Nr. 2. 

2. Die ——— die zuläſſig iſt, ſtellt eine wirkliche Veräuße— 
ung dar (RG. 10. Okt. 03, IJW. 33, 6 — HoldheimsMScır. 13, 109; RG. 
20. Okt. 03, OSG. 8, 442). Ebenfo I. 1, 56 Ar. 7. Val. Rublenbek 1, 330, 

3. Die gefegliche Folge des Sag 2 kann durch übereinjtimmenden Ber: 
tragswillen geändert werden (OLG. Marienwerder 3. Juni 04, SeuffXl. 59, 391). 

4. Die Abtretung zukünftiger Forderungen ift zuläffig (RG. 29. Sept. 03, 
232 8, 573 — MW. 33 3. 124 — N63. 55, 334 — GeuffX. 59, 313; NG. 
26. April 04, DI3.9, 745). Ebenfo I. 1, 56 Ar. 3. Wal. Literatur oben. 


— 
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5. Eine Abtretung, die in der Abſicht erfolgt, die Befriedigung eines 
Gläubigers zu vereiteln, ift nicht nichtig (OLG. Dresden 25. Febr. 02, Sädjf- 
Arc. 14, 400). 

6. Der — — — iſt nicht abtretbar (OLG. Hamburg 27. März, 
25. Upril 03, DVG. 8, 46). 

7. Die abends des Portefeuilles“ ift ein fog. läftiger Vertrag, durch 
den die Anfprüche und Verpflichtungen aus fämtliden Verficherungsverträgen 
auf eine andere Gefellfhaft übertragen werden; er jtellt eine Art der Liqui- 
dation vor (RG. 29. Dez. 03, DI3. 9,361 = R62. 56, 292). DBgl. Literatur oben. 

8, Ubtretung zum Zwece der Einziehung: 7.2, 39 Nr. 1 = PucheltsZ. 
35, 32, vgl. unten $ 409 Nr. 1; Einklagung durd Zedenten: 7.2, 40 Nr. 2; 
Übergabe eines Sparkaffenbuchs: Nr. 3; Schuldübernahme: J. 1, 55 Nr. 1; 
örtlihes Recht: Ar. 2 2; Hödjitbetragshypothek: Nr. 4. 


g 399. 

—— aus gegenſeitigen Verträgen: J. 2, 40 Ar. 3, ebenſo DLG. 
Karlsruhe 7. Jan. 04, Ba dDRpr. 70, 63; Anſpruch aus Konkurrenzverbot: 
3. 1, 56 Nr. 1; Lieferung von Gas: 8 2 40 Nr. 1; Anſpruch auf Abſchluß 
eines Darlehnsvertrags: 3.1, 56 Nr. 2; 1, 33 Wr. 7; 2, 40 Wr. 2. 


8 400. 
Abtretung einer Yohnforderung: J. 2, 40 


8 404, 
Literatur: Rauchenberger, Die Einwendung aus dem Rechte Dritter und gegen Dritte, 
München 1904 
1. Tritt ein Arbeiter einen vors Gewerbegericht gehörigen Anfprud ab, 
um die Zuftänd —— des Gewerbegerichts —— ſo bleibt dieſes * 
ar 1: I Berlin 19. Jan. 04, GewGer. 9, 172). Abweichend: RG. 
Ar. 1. 
2 Aufbören der Rechte des Zedenten: J. 2, 40 Nr. 2; vgl. oben $ 398 Nr. 1. 


8 406. 

1. Bei mehrfacher Abtretung kommt es auf die Gutgläubigkeit desjenigen 
an, der die Forderung geltend macht DES. Frankfurt 20. —* 03, ©. 
8, 444). Ebenfo Schollmeyer, Rommentar 2, 375 Nr. 3. — U. M.: Dern- 
er 2, 318 Note 2. 

. Die Anerkennung kann auf der Zeffionsurkunde felbjt erfolgen (RG. 
3. Juni 04, DVG. 9, 35). 
8 406. 


Literatur: Schönfeld, Gilt der $ 406 BEB. aud im Redjtsftreite? Recht 8, 546. 
Mit einer Wechſelforderung kann nicht aufgerechnet werden, wenn fich der 
Gläubiger nicht im Belige des Wechſels befindet (AG. 16. Febr. 03, DLG. 8, 48). 


8 407. 
1. Die Kenntnis des Schuldners muß der Zeffionar beweifen (OLG. 
Dresden 6. Juni 04, OLG. 9, 30). 
2. Bloßes Aennenmüffen ungenügend: J. 2, 40. 
8 408, 
Berufungsklage bes erjten Zeflionars: J. 1, 56 $ 407. 
8 409, 


Literatur: Brükmann, Die Kenntnis des Schuldners einer abgetretenen fForberung von ber er» 
folgten Abtretung, GeſukR. 5, 149. 


1. Der Schuldner kann, nachdem ihm die Zeifton der gegen ihn bejtehen- 
den Forderung gemäß $ 409 BGB. vom Gläubiger angezeigt ift, dem Zeffionar 
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den Einwand, daß die Zeffion fimuliert oder nur zum Inkaſſo erfolgt fei, 

nur dann mit Erfolg entgegenfegen, wenn er ein 3 ch Interefje daran 

hat, daß der Zedent noch Inhaber der Forderung ift (KG. 3. Runi 04, Recht 
1 


‚ ). 
2, Rlage auf Feititellung der Scheinnatur: I. 1, 56. 


8 410. 


1. $ 410 findet Anwendung auf Übtretungen, die nad) dem 31. Dezember 
1899 erfolgt find, aud wenn das Schuldverhältnis vorher entjtanden war 
(RO. 11. Tan. 04, RG3Z. 56, 301); aber nicht auf Ubtretungen, die vorher er- 
folgt find (OLG. Stuttgart 19. Febr. 04, OLG. 8, 444). 

2. Der Fall des $ 410 ftellt nicht eine Leiftung Zug um Zug im Sinne 
der 8$ 273, 274 dar (RG. 11. Jan. 04, R63. 56, 301, in Beitätigung von 
3.2, 41 Nr. 1 = DRG. 8, 48 — Geuffll. 59, 347). 

3. Anmeldung im Ronkurfe: I. 1, 56. 


8 412. 
Erfaßaniprud nad $ 140 GewUßeri®.: I. 2, 41. 


Fünfter Abſchnitt. Schuldübernahme. 


Literatur: Putz, Die Schuldübernahme nach dem BGB. für das Deutſche Reich, RheinNotg. 
49, 913 Schefold, Schuldübernahme, Erfüllungsübernahme und Abfindungsvertrag, Württ3. 
46, 295; J. ferner J. 1, 57; 2, 41 g 44 


Literatur: |. 3.2, 41. 

1. In dem Verſprechen, eine fremde Schuld zu zahlen, liegt nicht ein 
Schuldanerkenntnis und nicht ein felbftändiges Schuldveripreden, fondern 
eine Schuldübernahme mit den Folgen des $ 417 BGB. (BayObG. 6. Juni 04, 
Recht 8, 446). 

2. Schriftform für kumulative Schuldübernahme erforderlih: RG. in 
3.2,41. Ebenfo OLG. Braunfhweig 2. Okt. 03, SeuffX. 59, 397; OLG. Münden 
30. März 04, OLG. 9, 284; au Plandk 1, 293 Wr. 2a. — U. M.: 7. 1, 57 
und neuerdings OLG. Cöln 19. Febr. 04, Recht 8, 222 — Puchelts3. 35, 466; 
DLG. Kolmar 9. Dez. 02, Elfloth 3. 28, 626. Dal. $ 766 Wr. 6. 


8 415. 


Abernahme des „Portefeuille“ f. $ 398 Nr. 5; Übernahme einer Hypothek 
in der Zwangsverfteigerung: I. 1, 57 Ar. 1; Befreiung des Schuldners von 
der Mithaft: Ar. 2. Dal. auch $ 1165. 


8 416. 
Literatur: Vlengels, Die Schulbübernahme bei Grundftükskäufen, Rheinflot3. 49, 122; 
f. ſerner J. 1, 57. 

1. Die Mitteilung des Veräußerers von der Schuldübernahme kann aud 
noch erfolgen, wenn der Schuldübernehmer nicht mehr als Eigentümer ein 
getragen tft (RG. 2. Dez. 03, R63. 56, 200 — FW. 33, 59 — GeuffX. 59, 434, 
ar — von Bas. Stuttgart 23. April 03, DLG. 8, 49). — U. M.: 

.2, 4 Wr. 1. 

2. Die Genehmigung des Gläubigers kann nur auf die Mitteilung des 
Veräußerers erfolgen; für $ 415 ift neben $ 416 kein Raum. Doch bleibt 
die Möglichkeit offen, einen Schuldübernahmevertrag nah $ 414 — ſchließen 
(RG. 4. Juli 04, TUE. 33, 550; OLG. Dresden 29. Dez. 03, 3BIFG. 4, 712 — 
SächſOL6. 236, 67; DLG. Braunfhweig 11. Juni 03, OLG. 8, 51). 

3. $ 416 ift auch da anwendbar, wo das Grundbudh noch nicht angelegt 
ift GayObeG. 23. Sept. 04, SeuffBl. 69, 525). 

4. Hinweis in der Mitteilung: I. 2, 41. 
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$ 417. 
Irrtum über das Raufalgefhäft der Schuldübernahme: I. 1, 57. 


8 419. 
Literatur: 1.3.2, 4 
1. Um die Haftung nach $ 419 zu begründen, ift ein Vertrag nah $ 311 
— und ausreichend (OLG. Jena 29. Okt. 03, Recht 7, 550). 
Gleihgültig ift, ob der Schuldübernehmer von den Schulden Renntnis 
— (086. Darmitadt 29. Sept. 02, DI3.9, 414). 


Sechſter Abjchnitt. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern. 
Ziteratur: j. 3. 1, 57. 
8 422, 


Veräußerung von Kuren: I. 2, 41. 


8 425. 


Mehrere Unternehmer eines Werkes: J. 2, 42 Nr. 1; Ründigung einer 
übernommenen Hypothek: I. 1, 57. 
$ 426, 

un Boethke, Zufammenftoß eines Straßenbahn» und Omnibuswagens. — dumas- 

pflicht von Gefamtihulbnern, die aus verfchiedenartigen Rechtsgründen haften, Eilenb&. 20 

1. Die Gefamtichuldner find verpflichtet, bei der Leiftung an den Gläubiger 
mitzuwirken; tut einer das nicht, jo ift er den anderen zum Erfaß der ar 
teile verpflichtet, die Ddiefe durch die jtärkere Heranziehung erleiden (DL 
Breslau 26. Sept. 03, OLG. 8, 58). 

2. Mehrere Straßenbahngefellicpaften bei gemeinfamen Un an 3. 1, 42 
Ar. 1; Anwendung im Seeredht: Nr. 2; rückwirkende Kraft: 3.1, 58 Wr. 1; 
vollftreckbare Ausfertigung: Ar. 2, gm 


Mitun.terfchrift des Pachtvertrags durd die rau: I.1,58. Vgl. oben $ 414. 


& 428. 
Ein Gefamtgläubigerverhältnis ift nicht notwendig eine Gemeinfchaft zur 
gelamten Hand des BGB. (LG. Koblenz 28. April 03, Rhein UN. 21, 141). 


8 432. 


Iſt ein Wechſel an mehrere Perſonen zufammen indoffiert, fo find fie nur 
berechtigt, den Wechfel zufammen, wie eine unteilbare Sache geltend zu maden; 
auf ihr Berhältnis zum Schuldner findet nicht $ 420, fondern $ 432 An— 
wendung (RG. 23. Juni 04, OLG. 9, 284). 


Siebenter Abjchnitt. Einzelne Schuldverhältniffe. 


Literatur: S — Das Recht der einzelnen Schuldverhältniſſe im BGB., 2. Aufl., Berlin 


1904; ſ. ferner 7.1 
Eriter Titel. Kauf. Taufd. 
Literatur: Dorniger, Der ——— Fürth 1904; Dietrich, Handgeſchäfte, Gruchots- 
Beitr. 48, 219; f. ferner J.1 
J. Yiloinelns Vorſchriften. 


8 433. 
Literatur: Roientbal, Die eg 6 5 ze Gläubigers nah dem BGB., Bonn 1904; 
ſ. ferner oben bei $ 326, fowie I. 1, 58; 
1. Hat bei einem Raufvertrage — Vertragsteil einen andern Gegenſtand 
im Sinne, ſo kommt eine Einigung und damit ein rechtsgültiger Kaufvertrag 
nicht zuſtande (BayDbL6. 8. Okt. 03, BayObG3. 4, 677). 


Siebenter Abſchnitt. Einzelne Schuldverhältniffe ($$ 433—436). 49 


2. Wirkfam ift ein Raufgefchäft, bei dem fich der Vermittler die „Aufgabe“ 
eines Käufers vorbehält (OLG. Vofen 9. Nov. 03, DLG. 8, 53). 

3. Werden Waren mit Rückficht auf ihren Namen gekauft, jo kann der 
Räufer zurücktreten, wenn ein Dritter auf Grund eines ihm zuftehenden Rechtes 
dem Käufer den Gebraud des betreffenden Namens verbietet (OLG. Stuttgart 
23. Jan. 03, DLG. 8, 54 — 7.2, 45 $ 459 ir. 8). 

4. Der Verkauf einer dem Verkäufer nicht gehörigen Sache iſt nicht nichtig, 
fofern nur für den Verkäufer objektiv die Möglichkeit befteht, das Eigentum 
der verkauften Sache zur Zeit der gefchuldeten Albergabe dem Räufer zu ver: 
ihaffen (RG. 23. Dez. 02, Elfloth3. 29, 186). 

5. Das Erfindungsredt bildet auch fhon vor der Anmeldung zur Patent: 
erteilung und vor deren Zulaffung ein veräußerliches fowie übertragbares 
DVermögensobjekt (OLG. Zweibrücken 7. Jan. 04, Puchelts 3. 35, 427). 

6. Iſt „netto Kaffe“ vereinbart, fo darf der Verkäufer die Ware nicht 
unter Nachnahme ficken (OLG. Dresden 9. Okt. 03, OLG. 8, 56 — SächſArch. 
14, 643). 

7. Unter der Klaufel: „Raffa 30 Tage mit 2%o Skonto” bedeutet ein 
Kaſſa-, kein Warenfkonto (OLG. Hamburg 4. Dez. 03, OLG. 8, 57). 

8. Iſt vereinbart: „30 Tage Kaffe 2% Skonto oder Dreimonatsakzept 
netto“, jo muß der Käufer innerhalb der 30 Tage das Akzept fchicken, fonit 
hat er kein Recht auf Stundung mehr (OLG. Dresden 7. April 04, OLG. 9, 284). 

9. Klagt der Verkäufer auf Abnahme, fo muß er zur fofortigen Erfüllung 
bereit und imjtande fein (RG. 22. Dez. 03, RN63. 56, 173 — IM. 33, 58). Über 
die Abnahmepflicht vgl. J. 2, 42 Nr. 2. 

10. Der Zahlungs: und der Abnahmeverzug find rechtlich voneinander 
unabhängig (OLG. Pofen 17. Sept. 03, PoſMSchr. 6, 149). 

11. Nach allgemeinem Handelsgebraud hat der Verkäufer die Ware dem 
Käufer an deffen Wohnfiß oder an den fonjtigen von diejem —— Be: 
ftimmungsort zu fenden OLG. Marienwerder 17. April 03, OLG. 8, 57). 

12. Umtaufh „jederzeit”: ſ. oben $ 157 Nr. 9; Begründung der Raufs- 
klage: I. 1, 58 Nr. 1; dies incertus: Ar. 2; Erfüllungsort für Ubf. 2: Wr. 3; 
teilweife Vertragswidrigkeit: Ar. 5; Lieferung feitens eines Dritten: 7.2, 42 
Nr. 1; vertragsmäßige Größe eines Grundftüks: Nr. 3; „WUbarbeitung des 
Raufpreifes”: Nr. 4 = Geuffl. 59, 56. 


8 434. 

1. Hat der Verkäufer eines bebauten Grundftüks dem Räufer verfchwiegen, 
daß das Gebäude ohne Bauerlaubnis gebaut und die Genehmigung nad: 
trägli nur „in ftets widerruflicher Weiſe“ erteilt ift, jo ift $ 434 analog an- 
zuwenden (OLG. Stuttgart 15. Mai 03, OLG. 8, 58). 

2. Die noch jett beftehenden Kellerrechte find als Rechte im Sinne des 
8 434 aufzufaffen (RG. 13. Jan. 04, R63. 56, 258). 

3. $ 434 erftreckt fih auf Rechte, die dem Käufer felbjt zuftehen (OLG. 
Stettin 29. Okt. 02, DLG. 8, 60). 

4. Die pfandfreie Übergabe des verkauften Grundftücks bildet einen Teil 
* TER: des Verkäufers (OLG. Karlsruhe 10. Dez. 03, BadRpr. 

‚122). 

5. Auflafiung bei vertragswidriger Belaftung? J. 1, 59 Nr. 1; Vorkaufs- 

recht: Ar. 2; Ublöfungsrenten: J. 2, 43, 


8 436. 

1. Als Kriterien des Begriffs der öffentlichen Laften im Sinne des $ 436 
ergeben ſich im preußifchredtlihen Gebiete folgende: es muß fih um eine 
Eigentumsbeichränkung, 3. B. eine Benugungsbefhränkung, handeln, die 
im öffentlichen Recht wurzelt, die auf der Norm felbit beruht, die endlich aber 


Warneyer, Jahrbuch der Entfcheibungen. 3. Jahrg. 4 
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ir Grundftüken derfelben Urt gemeinfam ift (OLG. Frankfurt 7. Juli 03, 
echt 7, 604). 

2. Miderruflichkeit einer baulichen Anlage: I. 1,59, bejtätigt durh NG. 
in 3. 2,43 Nr. 1 = GrudotsBeitr. 47, 833. 


8 497. 
Literatur: Reßler, Eine abgeänderte Theatervorftellung, Recht 8, 438; Dazu Gonrades, 
Recht 8, 5235. 


1. Iſt beim Verkauf eines Patentes die Mitübertragung einer Forderung 
wefentliher Teil des Vertrags und befteht die Forderung nicht, fo tft der 
Vertrag nicht nichtig, vielmehr haftet der Verkäufer nad N 437 (OLG. Ham- 
burg 30. April 04, Hanib3. 25 2. 159). 

2. Erfüllungsort: J. 1, 59. 


Analoge Anwendung von $ 438: J. 2, 43. 


Riteratur: |. I. 2, 43. 8 439. 


1. Die Beitimmung in Abſ. 2 findet aud) Anwendung beim Verkaufe von 
beweglihdem Zubehör eines Grundftüks; der Verkäufer muß fie dem Käufer 
bypothekenfrei verihaffen (RG. 26. Tan. 04, R63. 57, 1 = IM. 33, 141 — 
9332. 9, 405). 

2. Steht der Räufer vorm Vertragsabſchluß die Fenfter im Nahbarhaufe, 
fo kennt er dadurch das nachbarliche TFeniterrecht, mag er fich auch über deffen 
Umfang und Tragweite im unklaren fein (OLG. Rarlsruhe 9. Okt. 03, OLG. 
8, 62 — Puchelts 3. 35, 61). 

3. MWechfel in der PBerfon des Käufers: 7.2, 43 Nr. 1; Kenntnis vom 
Beligrecht eines andern: Wr. 2. u 


Alage auf Einwilligung in die Wandlung: 3. 2,43. Vgl. oben $ 353. 


8 443, 
Literatur: Beer, Urgliftiges Verfchweigen, DI3. 9, 88. 
Setzt der Verkäufer den Käufer von einem erheblichen, verborgenen Mangel 


des Haufes nit in Kenntnis, fo liegt darin ein argliftiges Verſchweigen 
(OLG. Stuttgart 7. Nov. 02, WürttJ. 15, 298). 


8 445. 


Anwendung von 8 439 auf Berfpredhen einer Hypothek: 3%. 2, 43 — 
SeuffX. 59, 316. 
8 446. 


Literatur: f. I. 2, 48. 


1. Eine Lajt im Sinne des $ 446 iſt eine auf der Sache ruhende Ver- 
pflidtung; die an eine private WVerficherungsgefellfchaft für ein Grundftük zu 
zahlende TFeuerverficherungsprämie füllt nicht hierunter (OLG. Königsberg 
14. Mai 04, PoſASchr. 7, 70 — GeuffXl. 59, 350). 

2. Eine zufällige Verfchlechterung der Kaufſache vor der Übergabe be- 
rechtigt den Käufer, die Abnahme der Sache und Zahlung des Raufpreifes zu 
verweigern, fo daß eine Übergabe überhaupt unterbleibt (OLG. Celle 6. Mai 
04, Seuff A. 59, 349). 

3. Verkauf von Waren auf dem Transport: 7. 1, 59. 


8 447, 
1. Der fpätere Räufer, der eine Ware nad Ladeſchein an die Order des 
erften Käufers kauft, kann von feinem Vormanne, alfo feinem Verkäufer, 
in der Regel nur verlangen, daß die Ware zu der Zeit, wo fie der erjte Ver— 
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käufer dem Schiffer zur DVerfendung an die Order des eriten Käufers aus- 
geliefert hat, mangelfrei war (KG. 15. April 03, OLG. 8, 62). 
2. Transport innerhalb des Ortes: 7. 1, 59. 


8 448. 


Die Beitimmung ift dispofitiv; fie jteht daher nicht entgegen, wenn eine 
Gemeinde in ihren Wafferlieferungsverträgen vereinbart, daß die Abnehmer 
für den Waffermefjer Miete zahlen müffen (AG. 19. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 304). 


8 449. 


Die Umfagjteuer fällt nicht unter die in $ 449 gedadten Koſten (AG. 
16. Juni 04, OLG. 9, 31). 


8 452, 

Beweis der Stundung: I. 1, 59; 2, 44. 
8 454. 

Mann iſt ein Grundftükskauf erfüllt? 7.1, 59. 
8 455. 


1. Beim Verkauf bewegliher Sachen unter Eigentumsvorbehalt geht ſchon 
mit deren Übergabe die Gefahr auf den Käufer über (OLG. Rolmar 11. Febr. 
04, Budelts3. 35, 154 — DEG. 8, 445). 

2. Ein Eigentumsvorbehalt an einer Sachgeſamtheit (3. B. am verkauften 
„Geſchäft“) ohne Anführung der einzelnen Saden iſt rehtsunwirkfam (DRG. 
Stuttgart 30. Sept. 02, OLG. 8, 63 — T. 2, 4). 

3. Geltendmadung des WVorbehalts: J. 1, 59 Ar. 1; Vorbehalt bei ver- 
braudbaren Saden: Ar. 2; Vermerk im Grundbud: Wr. 3; Vorbehalt an Be- 
gran oder Zubehör: Nr. 4; vgl. audy oben $ 93 Nr. 1, ſowie J. 2,7 8 94 

r.iu.2, 


I. Gewähnrleiftung wegen Mängel der Sade. 


8 459. 

Literatur: Backhhauſen, Der Tatbeftand bes argliftigen Bulgedsens in den 8 459-493 im 
Derhältnis zu Dem der erglihl en ri pr des 8 123 BGB., Bonn 1909; Dertmann, aut 
Lehre von ber Wandlung, echt 8, 4; Römer, Haftung für zugeficherte Eigenfcaften, DI3. 
9, 59; Biermann, Die Klage des wandlungsberedjtigten Räufers nach dem Rechte des BGB., 
Arch dtv Prar. 95, 315; f. ferner I. 1, 60; 2, 4. 

1. Die Vorfchriften der 88 459 Abſ. 2, 463 beziehen fi nur auf körper- 
lihe Gegenitände; auf verkaufte Rechte find fie unmittelbar nit anwendbar 
(RG. 11. Juni 04, IM. 33, 403). 

2. Do find die Anforderungen, unter denen man den Veräußerer für 
ein dietum haftbar maden kann, weil er mit ihm eine bejtimmte Eigenichaft 
„zugefichert“ habe, diefelben bei Veräußerung von Rechten wie von Saden, 
fo bezüglid der Güte einer abgetretenen Hypothek (RG. 25. Nov. 03, Gruchots- 
Beitr. 48, 340). Ebenfo J. 2, 44 Nr. 7. 

3. 8 459 Abſ. 2 ijt nicht nur auf die körperliche Beſchaffenheit der Sadıe 
gu befchränken, bezieht fich vielmehr auch auf foldhe Verbältniffe, die nad) den 

nfhauungen des Verkehrs einen Einfluß auf die Wertihägung der Sache zu 
üben pflegen, fo 3. B. auf die Zuficherung eines bejtimmten Umfaßes des ver- 
kauften Geihäfts (OLG. Kiel 29. Juli 03) oder bezüglich” der Mieterträgniffe 

eines Grundftüks (RG. 13. Febr. 04, Seuff A. 59, 268). Ebenfo RG. in T. 

2, 4 Nr.5 = ZUktG. 11, 35 — 3BIFG. 4, 823. — U. M.: OLG. Dresden 

30. Jan. 03, OLG. 8, 66. 

4. Urgliftiges VBerfhweigen eines Mangels beredtigt auch dann zum 
Rücktritt, wenn der Mangel unerheblich ift (RG. 30. April 04, IW. 33, 359). 

5. Der Verkäufer eines Grundftüks haftet nicht bloß für Shwamm, 
fondern aud für Shwammverdadt. Doch liegt ein arglijtiges Verfchweigen 
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nur vor, wenn er den Mangel gekannt hat, nicht auch, wenn er ihn hätte 
kennen müffen (RG. 20. April 04, Seuffll. 59, 352 — IM. 33, 359 — DIT. 
9, 650). Val. $ 460 Nr. 3. 

6. Verichweigt der Verkäufer eines Grundſtücks feinen, auf irriger 
Grundlage beruhenden Shwammpverdacdt, fo ift er zur Gewähbrleiftung 
jelbft dann nicht verpflichtet, wenn fidy an anderen Stellen — vorfindet, 
bezüglich deren er keinen Verdacht hatte (RG. 23. Dez. 03, SeuffA. 59, 137). 

7. Die Wandlung wegen Shwamms ijt ausgefchloffen, wenn er ſich 
leicht befeitigen läßt (R®. 19. Nov. 03, Recht 8, 45). Wal. wegen Schwamms: 
3.1,61 8 461 Ar. 3 u.4; 3. 1,61 $ 464. 

8. Die Unbewohnbarkeit eines Raumes, die in deſſen baupolizeilicher 
Beichaffenheit ihren Grund hat, fällt unter den Begriff des Sachmangels, 
nicht unter den eines Mangels im Recht (RG. 28. Okt. 03, 3BIFG. 4, 788). 

9 Mird Meizen als Sommerweizen verkauft, fo wird eine bejtimmte 
Eigenſchaft zugefichert, und nach $ 459 gehaftet, wenn Winterweizen geliefert 
wird (OLG. Roftok 16. März 03, OLG. Poſen 26. Nov. 03, OLG. 8, 67, 68); 
ebenfo wenn jtatt Bauriacs gewöhnlicher Nübfamen geliefert wird (OLG. 
Kolmar 18. Dez. 03, DVG. 8, 70. — U. M. bezüglich der Lieferung von Winter: 
ftatt Sommerroggens, weil es fih um die Lieferung eines aliud handele: DLG. 
Marienwerder 3. März 03, OLG. 8, 70). 

10. Die Gewährleijtungspflicht tritt ein, wenn fogenannter gallifierter 
Mein nicht den gefeglich aeforderten Mindeftgehalt an Mineralbejtandteilen 
bat; 8 459 Ubf. 1 Sat 2 kommt nicht zur Anwendung (RG. 23. Juni 03, 
RG3. 55, 201). 

11. Eine ftillfhweigende Zuficherung der Echtheit eines Werks des Kunſt— 

ewerbes kann nicht angenommen werden, wenn der Räufer aus dem niedrigen 
aufmeis erkennen muß, daß es fih um keinen echten Gegenitand handelt 
[Sevresvafe] (OLG. Stuttgart 4. März 04, DI. 9, 512). 

12, Wird mehrjährige Haltbarkeit zugelidert, jo kann der Käufer nicht 
die Ubnahme der Ware von dem Nadweife der erit in der Zukunft zu er- 
weifenden Tatſache der Haltbarkeit abhängig maden (RG. 12. Jan. 04, SeuffX. 
59, 392). 

13. Die Zuficherung von Nebenrechten beim Werkaufe von Aktien fällt 
nit unter $ 459 Abſ. ? (RG. 30. Dez. 03, RG3. 56, 2353). Val. im übrigen 
bezüglich Wertpapiere: J. 1, 60 Nr. 2 u. 5; bezüglid Aktien: 5.2, 45 Nr. 1. 

14. Beim Verkauf einer landwirtichaftlichen Maſchine haftet der Verkäufer 
nur dafür, daß fie den allgemeinen Anforderungen entipricht, nicht auch dafür, 
daß fie für die fpeziellen Bodenverhältniffe des Gutes des Käufers geeignet 
iftt (OLG. Marienwerder 15. Dez. 03, OLG. 9, 1). 

15. Die Wandlung ift zuläffig, wenn beim Abonnement einer Zeitjchrift 
eine unfittlihe Nummer geliefert wird (OLG. Hamburg 18. Mai 04, DLG. 9, 32). 

16. Unter Umftänden muß dem Verkäufer das Recht eingeräumt werden, 
durch Nachbeſſerung dem Fehler abzubelfen (RG. 8. März 04, IW. 33, 198; RG. 
19. Nov. 03, OLG. 8, 65 ZURtG. 11, 188. — Abweichend: OLG. Frankfurt 
27. Mai 04, OLG. 9, 285). Val. oben Nr. 7. 

17. vgl. 3. 2,31 & 313 Ar. 1 u. 2. 

18. Garantie für Maſchine: I. 1, 60 Nr. 1; „VBerihiffung von Japan“: 
Nr. 3; Beweis beim Genuskauf: Nr. 4; Erheblihkeit: Nr. 6; „Zuficherung”, 
Öarantie: I. 2, 44 Nr. 1; Befichtigung eines Haufes: Nr. 2; Übergabe der 
Raufsfahe: Nr. 3; Bebaubarkeit eines Grundftüks: Ar. 4 u. 6; Name einer 
Mare: f. oben $ 433 Ar. 3; Schadenserfaganfpruh nad) $ 276: 7. 2,45 Ar. 9 
— RN63. 53, 202, ebenfo DLG. Karlsruhe 7. Juli 03, BadRpr. 70, 38. 


8 460. 


1. Ein argliftiges Verjhweigen liegt nur vor, wenn der Verkäufer den 
Mangel gekannt hat, nicht auch, wenn er ihn hat kennen müffen (RG. 28. Okt. 03, 
3BlFG. 4, 788). Ebenfo oben $ 459 Nr. 5. 
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2. Ein Verfhweigen des Mangels liegt ganz befonders dann vor, wenn 
bezüglich desfelben unrichtige Behauptungen aufgeitellt werden (RG. 14. Nov. 03, 
3BIlFG. 4, 765 — GruchotsBeitr. 48, 334). 

3. Arglift liegt nicht bloß vor, wenn der Verkäufer ihm bekannte Fehler 
verfchweigt, fondern aud dann, wenn er dem Käufer feine Zweifel an der 
Feblerlofigkeit nicht mitteilt (RG. 16. Mai 03, GruchotsBeitr. 47, 925 —= HanſG3. 
258. 104 = 3BIFG. 4, 824 — GefuR. 5, 81 — J. 2, 46 Nr. 1). Ebenfo bezüg- 
li Shwammverdadts oben $ 459 Ar. 5 u. 6. Dal. auch unten & 463 Wr. 1. 

4. Zugeficherte Eigenſchaft: I. 1, 60 Ar. 1; Nichtlieferbarkeit einer Aktie: 
3.2,45 Nr. 1; Feuchtigkeit eines Haufes: Nr. 2. 


g 462. 
— Wolf, Über den Umfang des Wandelungsanſpruchs, GruchotsBeitr. 48. 503; J. ferner 
1. M: 


1. Der die Rückgängigmachung des KRaufes begehrende Käufer muß den 
feinen Anſpruch rechtfertigenden Mangel der Kaufſache neben der Verpflichtung 
des Verkäufers zu deffen Vertretung beweifen (RG. 30. April 04, RG3Z. 
57, 399 — Recht 8, 314 — Elfloth3. 29, 409). 

2. Der Käufer ift nicht berechtigt, aus einer generifch beitimmten Ware 
lediglih das nicht Wertragsmäßige auszufondern und zur Verfügung zu 
ftellen (OLG. Hamburg 11. April 04, Hanf63. 25 9. 224 — SeuffXl. 59, 394 — 
DLG. 8, 447). 

3. Zuläffig iſt es, den Klagantrag wahlweife auf Wandlung oder Er- 
füllung zu richten (OLG. Braunfchweig 18. Sept. 03, OLG. 8, 446 — Braunfhw?. 
51, 57). 

4. Sukzeflivlieferung: I. 2, 45 Ar. 1 = SeuffXl. 58, 433; teilweife Verwen— 
dung der Ware: I. 1, 61 Nr. 1; Lieferung anderer Ware? Wr. 2. 


8 463. 

1. Schon das Verjchweigen von Umftänden, aus denen fid) das Vorhanden— 
fein eines Fehlers ohne weiteres ergibt, kann Xrglift enthalten (RG: 13. Jan. 
04, BadRpr. 70, 157 — GrudotsBeitr. 48, 593 — IM. 33, 113). Bal. 
oben $ 460. 

2. Schadenserjag wegen Nichterfüllung kann auch geltend gemadıt werden, 
wenn der Käufer nicht mehr im Beſitz des Raufgegenitandes tjt; er kann in 
der Rückforderung der vom Käufer geleiteten Zahlung und der verauslagten 
BVertragskoften beftehen (RG. 23. Jan. 04, IW. 33, 140 = 3BIFG. 5, 355). 

3. Auch wenn zunächſt Wandlung begehrt war, kann fpäter PBreisminderung 
oder Entihädigung beanfprucht werden (OLG. Bamberg 21. März 04, Seuffll. 
59, 436; OLG. Cöln 14. Dez. 03, Puchelts3. 35, 54). Wal. oben $ 462 Nr. 3. 

4. Intereffeforderung: 7. 1, 61; Beweis: J. 2, 45. 


8 464. 
1. Bei Grundjtükskäufen bat nicht nur die Auflaffung als Annahme 
im Ginne des $ 464 zu gelten; ſchon die Übernahme kann eine foldye Annahme 
daritellen (RG. 8. Juni 04, ZW. 33, 406). 
2. Vorbehalt bei der Auflaffung wegen Schwammes: T. 1, 61. 


8 465. 
Literatur: Müller, Vollzug der Wandlung und Preisminderung, SeuffBl. 69, 45; f. ferner 
3.1, 61 Ar. 1; 2, 4. 

1. Solange die Wandlung oder Minderung nicht vollzogen ift, kann der 
Käufer feine Wahl ändern (die zu $ 462 Ar. 3, 8 463 Nr. 3 abgedructen Ent- 
fcheidungen). Ebenfo Kuhlenbeck 1, 358; Neumann 1, 330 Nr. 5a; vgl. 
Blank 1, 372—375. 
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2. Die Klage kann fofort auf Verwirklihung der Rückgängigmadung 
des Raufvertrags gerichtet werden (RG. 16. Sept. 04, IW. 33, 552). Ebenjo 
3.1,61 Ar. 1. — Abweichend: 7. 2, 45 Wr. 1. 

3. Ausländifcher Verkäufer: 3. 1, 61 Ar. 2; keine Minderung nad) voll- 
zogener Wandlung: 7.2, 45 Ar. 2 — Geuffll. 58, 435. 


8 467. 


1. Die Wandlung wird ausgeichloffen, wenn der Käufer eines Grund- 
ſtücks durch unordentlide Wirtichaft deffen Zwangsverfteigerung verfchuldet, 
auch wenn die dadurch hervorgerufene Unmöglichkeit, das Grundſtück zurüd- 
ugeben, zu einem Zeitpunkt eintritt, in dem der Verkäufer fich bereits in 
Krkenahanenerzi befand (RG. 9. Dez. 03, RGZ. 56, 267 — TW. 33, 5 — 
232.9, 266; RO. 13. Jan. 04, DI3. 9, 266 — RG3. 56, 258). Vgl. wegen 
Zwangsvollftreckung: J. 1, 62 Nr. 1; 2, 45 Nr. 1. 

2. Die Gebühren des vom Käufer mit der Wermittlung des Kauf- 
geihäfts beauftragten Mäklers gehören regelmäßig zu den Vertragskoften im 
Sinne des 8 467 (OLG. Kiel 2. gu 04, SchlHolſt Anz. 04, 280). 

3. Roten des Transports: J. 1, 62 Nr. 2; Benußung der beanftandeten 
Sade: Ar. 3. 

8 468, 
vgl. $ 313 Nr. 2. 
8 469. 
Literatur: Winter, Aber das Recht zur Wandlung oder zum Rücktritt bei Sukgzeffivlieferungs» 
verträgen, Grudots®Beitr. 48, 19. 

1. Wandlung kann ſchon wegen mangelhafter Teilfendung verlangt wer: 

den, wenn der Räufer ein befonderes Intereffe an einheitlicher Lieferung des 
efamten Bedarfs hat (OLG. Marienwerder 13. Jan. 03, OLG. 8, 71). Vgl. 
* 1, 62 Ar. 1; 2, 46 Ar. 1; ſ. auch J. 1, 58 8 433 Wr. 5. 

2. Bildet die Ware eine Einheit, fo kann nur entweder das Ganze ge— 
billigt oder das Ganze gerügt werden; durd Annahme eines Teiles geht das 
NRügerecht bezüglich des andern Teils verloren (OLG. Königsberg 27. Okt. 03, 
Seuff A. 59, 268). Val. J. 1, 62 Ar. 2 u. 3: 


8 476. 

1. Argliſt ſchon bei Verſchweigen eines Mangelverdadits: f. oben $ 459 
fir. 5 u. 6; 8 460 Nr. 3 = J. 2, 46 Wr. 1; $ 463 Nr. 1. 

2. „Wie befehen“: 7. 1, 62. 

8 477. 

1. Die kurze Verjährung findet auch Anwendung auf eine Erfaßlieferung 
(RO. 31. Mai 04, IM. 33, 406). 

2. Der Schadenserfaganfprudd aus der beim Verkaufe von Aktien ab- 
gegebenen, aber nicht eingetroffenen Zuſicherung, daß die Aktien für ein be 
ftimmtes Geichäftsjahr Dividenden von bejtimmter Höhe abwerfen würden, 
unterliegt der allgemeinen Verjährung, nicht der des $ 477 BGB. (RG. 
7. Mat 04, HoldheimsMScr. 13, 251). 

3. Bei einem einheitlihen Raufgeihäft ift der ganze Schadenserſatzanſpruch 
verjährt, wenn der Käufer die mangelhafte Teilfendung zu ſpät geltend ge- 
madt bat (RG. 18. April 03, OLG. 8, 71). 

4. Öarantieverfprehen: I. 1, 62 Nr. 2; 2, 46 Ar. 2 — DVG. 8, 72, ebenfo 
DLG. Hamburg 14. Okt. 02, DLG. 8, 73; Verjährung des Anſpruchs aus 8 276: 
3.2, 46 Ar. 1; Verjährung bei Lieferung eines aliud: J. 2, 46 Ar. 3. 


g 478, 


8 479. 


Auch der dem Käufer einer nur der Gattung nad) bejtimmten Sadhe wegen 
ihuldhafter Leiftung einer mangelhaften Sache zuftehende Anſpruch auf Schadens» 


Literatur: ſ. I. 1, 62; 2, 46. 
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erfaß unterliegt nad Vollendung der kurzen Verjährung des $ 477 Abſ. 1 
der Borfchrift des 5 479. — Nur gegen Forderungen aus dem gleihen Kauf: 
geihäft kann aufgerechnet werden (RG. 27. Nov. 03, R63. 56, 166 — IM. 
33, 56 — Puchelts 3. 35, 327 = SchlHolſt Anz. 04, 72; DLG. Hamburg 4. Febr. 03, 
DRG. 8, 73). g 480 


1. Eine zugefiherte Eigenfchaft im Sinne von $ 480 Ubf. 2 BGB,., deren 
ehlen den Käufer nad diefer Beftimmung berechtigt, jtatt der — —— der 
inderung oder der Lieferung mangelfreier Ware Echadenserfat wegen Nicht: 

erfüllung zu verlangen, fteht nicht ſchon dann in Frage, wenn die „genau wie 
gehabt“ verkaufte Ware während des Transports eine Bejhädigung erlitten 
—— während die früher gelieferte und bezogene Ware unbeſchädigt in den 
eig des Käufers gelangt war (RG. 20. Dez. 03, Recht 8, 76). 
. Gattungskauf: 5. 1, 62; Lieferung anderer Ware? I. 2,46 Wr. 1; 
Bermifhung mit anderer Ware: Nr. 2. 


8 481. 

Literatur: Rrüdkmann, Anfechtung, Wandlung und Scadenerfag beim Wiehkauf, Meudamm 
1904; Breucda, Über bie — der Unfechtung gemä 119 BEB. beim Vorhanden⸗ 
fein von Mängeln an gekauften Haustieren der in & 481 BGB. erwähnten Urten. Zum Be: 
riff der „wefentlihen Eigenſchaft', WürttT. 15, 253: Hirfch, Aber die Unfechtbarkeit eines 
Fiebkaufis wegen Irrtums auf Grund heſmlicher Mängel, Württ J. 16, 135; Thiefing, Die 
Haftung für Viehmängel, GeſukK. 6, 41; f. ferner J. 1, 62; 2, 46. 

8 482. 

Für andere Mängel hat der Verkäufer auch dann nicht aufzukommen, 
wenn er fie kannte und arglijtig verfhwieg (OLG. Augsburg 16. April 03, 
DRG. 8, 73). 

i 8 485. 


Genaue Bezeihnung: I. 1, 63. 
8 488, 
Durch die Vorfchrift in $ 488 werden für die Wandlung weitergehende 
Unfprüche, als die dort erwähnten, nicht ausgeichloffen (OLG. Dresden 16. April 
03, SähfArd. 14, 105 — OLG. 8, 74). 


8 490. 
Literatur: J. 3. 2, 47, 
Aufrednung: I. 1, 63. 
8 492. 
Literatur: Stölzle, Zufiberung der Gefundheit bes Tieres bedeutet Zuficherung einer Eigen- 

ſchaft im Sinne bes 5 402 BEB., Recht 8, 299; dazu Sirſch, Nedht 8, 476. 

1. Die Zufiherung beitimmter I geht weiter als die bloße 
Gewährleiftung (OLG. Poſen 8. Febr. 04, OLG. 8, 448). 

2. Eine vertragsmäßige Zuficherung liegt nicht [don dann vor, wenn 
beide Parteien eine beftimmte Eigenſchaft beim KRaufobjekt übereinftimmend 
als vorhanden vorausfegen und diefer Worausfegung Ausdruck geben (OLG. 
Frankfurt 28. Jan. 04, OLG. 9, 1). 

8. Zufiherung der Gefundheit: J. 2, 47 Ar. 1; 1, 63 Nr. 2; bloße An— 
preifung: 3. 2, 47 Nr. 2; Garantie für Trädtigkeit: J. 1, 63 Ar. 1. 


II. Befondere Arten des Raufes. 


1. Rauf nad Probe. Kauf auf Probe. 


Literatur: Muskat, Zur Lehre vom Kaufe auf Probe (auf Beſicht) nadı römifhem und deut⸗ 
ſchem Rechte, GruchotsBeitr. 48, 206. g 4 


1. Neben den Eigenſchaften der Probe können auch noch andere Eigen— 
ſchaften — werden (OLG. Kiel 21. Sept. 04, SchlHolftAnz. 04, 326). 

2. Reine abfolute Übereinftimmung: I. 1, 63 Nr. 1; „genau nad Mujter“: 
Nr. 2; Ausfallmufter: Nr. 3; Aufbewahrung der Probe: Nr. 4 u. 5. 


56 1. Bürgerliches Gefegbud. II. 


$ 495. 
Recht des Umtaufches: 7. 1, 63 Ar. 1 u. 2; vgl. oben $ 157 ir. 8. 


8 496, 
Auslegung beim Rauf einer Maſchine: J. 1, 64 Ar. 2; Erklärung inner: 
halb der Friit: Nr. 1. 
2. MWiederkauf. 
Literatur; ſ. J. 1, 64. 
3. Vorkauf. 
8 504. 
Die Ausübung des Vorkaufsrecdhtes kann nicht deshalb angefochten wer- 
den, weil fie nur erfolgte, um dem Berpflichteten den Befig des Gegenitandes 
zu erhalten (RG. 13. April 04, Seuffll. 59, 354). 


8 508. 
Formvorfcrift bei Grundftücen: J. 1, 44 $ 313 Ar. 5 


IV. Tauſch. 
8 515. 


Ein Taufchvertrag liegt nicht vor, wenn der eine Teil dem andern ein 
Grundſtück überlaffen hat, und über Bemeffung und Berichtigung des Preiſes 
für jedes Grundſtück befondere Beitimmungen getroffen find ea en daß 
der eine dem andern den durch Übernahme der Hypotheken und Anrechnung 
der ihm zu leiftenden a ie nicht getilgten Betrag berauszuzahlen hat (RG. 
26. Nov. 01, R63. 50, 285; 30. März 03, Breslau if. 16, 71). Zum Be: 
ariff des Taufches A 


‘ Zweiter Titel. Schenkung. 
Literatur: Dietrich, Handgeihäfte, GruchotsBeitr. 48, 219; Weiraud, a } ai Schenkung, 
GruchotsBeitr. 48, 229; f. auch unten vor $& 762; [. ferner 3.1, 68; 
8 516, 


1. Die Abernahme einer Bürgihaft auch für einen zahlungsunfähigen 
Schuldner enthält keine Schenkung, wenn der Gläubiger Stundung bewilligt 
(RG. 16. April 02, 3BIFG. 4, 336). 

2. Das Veriprechen einer Zuwendung feitens der Eltern der Braut an 
den Verlobten für den Fall der Werheiratung ift als Schenkung anzufeben 
(RG. 5. Jan. 03, SeuffXl. 59, 139). 

3. Das Ausftattungsverfpredhen eines Fremden iſt im allgemeinen als 
— anzuſehen (RG. 23. Okt. 03, SeuffA. 59, 319). 

Die Vorrangseinräumung eines Önpothekars —* andern gegenüber 
iſt keine Schenkung (OLG. Celle 29. Sept. 03, OLG. 8, 7 


8 518. 


1. Auch bei Handelsgeihäften ift zur Gültigkeit von Schenkungen die in 
8 518 vorgeichriebene Form erforderlih (RG. 22. Tan. 04, HoldheimsMCkhr. 
13, 128). 

2. Nur Vollzug einer Schenkung, nicht Ermädtigung zur Abholung der 
ee Sadıe nad dem Tode iſt Erfüllung des Verfprehens (RG. 

pril 04 IM. 33, 337). 

3. Erklärt ein Miterbe dem andern, diefer folle den in feinen Händen be: 
findlichen Nadlaf behalten, er wolle nichts davon, fo liegt darin Vollziehung 
der Schenkung (OLG. Dresden 5. Jan. 03, 3BIFG. 4, 506). 
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4. Die Schenkung eines nad dem Tode des Schenkers abzuhebenden 
Bankdepots ijt felbjt dann unwirkfam, wenn dem Empfänger der Depotfchein 
ausgehändigt wird (RG. 19. Juni 03, OLG. 9, 33). 

5. Erlaßvertrag: J. 2, 47 Nr. 1; Schenkung eines Sparkaffenbudys: Ar. 2. 


8 519. 
Riteratur: |. I. 1, 64. 

8 528, 
Riteratur: 1.3.2, 48, 

8 530. 


Belaftende Schenkung: J. 1, 64 Ar. 1; Widerruf dur Miterben: Ar. 2. 


Dritter Titel. Miete. Pacht. 


Literatur: Mayer, Dberlafjung von Kaffenihrankfächern und Zwangsvollftrekung in folde, 
Holdheims MSchr. 13, 8; Yafrenz, Die Üblieferung des im Bankfafe verwahrten Teftaments 
nad) dem Tode des Erblaffers, 23— 3. 9, 1603 Walery, De la location des coffres-forts, Rev. 
Gen, du droit 27, 5. Civ. (nadı Di}. 9, 3559); vgl, Plank 3, 31; ſ. ferner I. 1, 64; 2, 48, 


& 535. 


1. Der Mieter eines Ladens in einer Großitadt kann vom Vermieter die 
Zuftimmung zur Anbringung einer Fernſprechſtelle verlangen (DLG. Stuttgart 
13. .. 03, WürttT. 16, 9). Vgl. aber RG. in I. 1, 65 $ 536 Nr. 6. 

2. Die entgeltlihe Überlaffung von Feldern eines Theatervorhangs zu 
Reklamezwecken ijt Mietvertrag (OLG. Dresden 23. Juni 03, OLG. 7, 462). 

3. Der Gutsbefiger, der eine Dreſchmaſchine mietet und mit feinen Leuten 
und Geipannen vom Vermieter abholt, haftet diefem für den beim Transport 
der Majchine entjtehenden Schaden (OLG. Rönigsberg 28. Sept. 04, PoMSchr. 
7, 139). 

4. Der Mieter einer Schute haftet für Verfchulden der Leute des von ihm 
zum Schleppen der Schute angenommenen Schleppers (OLG. Hamburg 26. Mai 04, 
HanſG3. 25 9. 200). 

5. Recht des Mieters auf Benußung der Faffade: I. 1, 65 Ar. 1, ebenfo 
Seine-Tribunal 12. März 01, Buchelts3. 34,622; LG. Cöln 12. Dez. 03, Rhein ANY. 
21, 64; Bankfady: J. 1, 65 Nr. 2; elektrifcher Strom: Ar. 3; Schankwirtidaft: 
Nr. 4 und T. 1, 65 8 536 Ar. 1 u.4; Eintragung im Grundbuch: 3. 2, 48 Nr. 1; 
Dreſchmaſchine: Nr. 2. 

8 536. 


1. Der Bermieter von Wohnungen iſt auf Grund des Mietvertrags ver: 
pflichtet, Flur und Treppen gangbar zu erhalten, und haftet bei Unfällen auch 
nad S 278 BGB. (RG. 26. Tan. 04, IM. 33, 141). Ebenfo J. 1, 65 Ar. 5; 
2, 45 Wr. 1. 

2. Wird ein bemannter Leichter für Hebungszwece vermietet, und wird 
er von der Beſatzung befchädigt, jo hat der Mieter auch für die Zeit die Miete 
zu zahlen, während der der Leichter fi in Reparatur befand (OLG. Hamburg 
3. Dez. 03, OLG. 8, 392 — SeuffX. 59, 219). 

3. Der Mieter hat für die nachts erfolgte Zertrümmerung eines Schau- 
fenfters einzuftehen, wenn er die Jaloufien nicht herabgelaffen hat (KG. J Berlin 
30. Nov. 03, RGEBl. 15, 22). 

4. Der Vermieter haftet für den Schaden, den der Mieter durch den Brud 
eines Mafferrohrs erleidet (LG. Breslau 22. Febr. 04, Breslau. 04, 26). 

5. Maflerleitung: 3. 1, 65 Wr. 2; Badeanftalt: Nr. 3; Schäden durch Ge: 
bäude: J. 2, 48 Nr. 2. 

8 537. 


Literatur: Fuld, Beweisiaft bei Mängeln der Mietfahe, SähfArd. 14, 452; J. ferner J. 2, 48. 
1. Durdy die DE LDANE, des Anſpruchs aus $ 538 wird der Aniprud 

aus $ 537 nicht augen (OLG. Haffel 26. Nov. 03, Seuff A. 59, 270 — 

OLG. 7, 467. — U M.: OLG. Darmftadt 20. Febr. 03, Heffftipr. 4, 129). 


ot 
= 


1. Bürgerlihes Geſetzbuch. I. 


2. Nimmt der Vermieter in der vom Mieter vorzeitig verlaffenen Wohnung 
erhebliche Reparaturen vor, fo ift der Mieter für die Dauer diefer Reparaturen 
von Zahlung des Mietzinfes befreit (RG. 20. Mai 04, OLG. 9, 2). Dies jedoch 
nicht, wenn die Renovierung zwecks einer im ntereffe des Mieters liegenden 
— —— geſchieht (AG. 22. Dez. 03, OLG. 8, 394). Vgl. unten $ 552 
Ar. 1u.2. 

3. Rentabilität des Mietobjekts: I. 2, 48 Nr. 1; Unnahme trog Mängel: 
Nr. 2 — Braunfhw. 51, 109; fchledhter Auf des Haufes: J. 1, 66 Nr. 1; 
Nebenvertrag beim Pacıtvertrag: Ar. 3; Mietzins als Entihädigung: Nr. 4. 


8 538. 
Verſchulden nicht erforderlih: 3.1, 66 Ar. 1 = RG. 52, 172; Ihadhafte 
Klofetteinrichtung: Wr. 2. ss 


Schanklokal, Unterfagungsredt: J. 1, 66. 


Literatur: ſ. 3.1, 66. 5 542. 

Beforgnis der Entziehung: I. 1, 66 Nr. 1; Abbrennen des Padtobjekts: 
Nr. 2; nicht rechtzeitige Einräumung: Nr. 3; Vornahme von Reparaturen: 
Nr. 4; Wanzen: Wr. 5; „Ründigungsfrijt“: 3.2, 49 Nr. 1. 


i j 8 544. 
Literatur: 1. I. 2, 49. 

1. Der Kündigung nah $ 544 braucht eine Anzeige nah $ 545 nicht vor- 
aufzugeben (OLG. Poſen 9. Nov. 03, PoſMSchr. 7, 2). — U M.: J. 1, 67 Nr. 2, 
jowie Rublenbek 1, 447. 

S 2. Öeringfügigkeit: 3.1, 67 Nr. 1; Bezug der Wohnung vor Polizei» 
genehmigung: Nr. 3: rükwirkende Kraft: Nr. 4; felbitverfchuldete Übelftände: 
Ar. 2 und J. 2, 49 \ir. 1; objektive Befchaffenheit: 3.2, 49 Nr. 2. 


8 545. 
Unzeige des Mieters: J. 1, 67. 


” 


Literatur: ſ. J. 2, 49. 
Tod eines Hotelgaftes: J. 2, 49 — SeuffA. 58, 438. 


8 549. 

Berbot der Ufterverpadhtung: 3.1, 67 Nr.1; Mietrecht des Raufmanns: \r.2. 
8 550. 

vgl. 8 906, und dazu J. 1, 67. 
8 552. 


Literatur: ſ. 1.2, 49. 

1. Weigert fich der Mieter, die Mieträume zu beziehen, jo kann er dem 
Vermieter, der im ntereffe der beftmöglichen Verwertung der Mietfache diefe 
anderweit, aber billiger, vermietet hat und die Differenz einklagt, nicht den 
Einwand der mangelnden Erfüllungsbereitichaft entgegenfegen (A®. 19. Wai 04, 
SchlHolſtAnz. 04, 243 — KGB. 15, 67). Val. $ 537 Ir. 2 

2. Der Vermieter gebt feines Anſpruchs auf Mietzins nicht verluftig, wenn 
er die vom Mieter unbenußt gelaffene Wohnung anderweit benußt, wenn er 
fih nur nit durch feſte, nicht jederzeit lösbare Werträge anderen Mietern 
gegenüber bindet (OLG. Pofen 30. Mai 04, PoſASchr. 7, 87). Val. oben $ 537 
Nr. 2, fowie I. 2, 49. 

8 553. 


— Reidel, Schadenserſatzanſprüche bei außerordentlicher Küundigung der Miete, SeuffBl. 
60, 317. 


Geſchlechtsverkehr der unverheirateten Mieterin: J. 1, 67. 
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8 554. 

1, Das dur Verzug des Mieters begründete a gebt nicht 
auf den Käufer des Mietgrundftüks über (AG. 18. Mai 03, DLG. 7, 466). 

2. In der vorbehaltlofen Unnahme der verfpäteten Mietzinszahlung liegt 
nit ohne weiteres ein Verzicht des Wermieters auf fein Rücktrittsrecht (RO. 
30. Okt. 03, GruchotsBeitr. 48, 103). Dgl. 3. 1, 51 $ 360 Ar. 1 und 3.2, 50 
8 556 Nr. 1. 

3. Aufrechnung: 3.1, 68. 


8 556. 
Literatur: ſ. J. 2, 50. 


Zurüclaffen der Sclüffel: J. 1, 68 Nr. 1; Rückgabe eines Schiffes als 
MWrak: Nr. 2; Raffatoriihe Rlaufel: I. 2, 50 Nr. 1. 


8 558, 
Literatur: Möller, Die Verjährung in Rollifionsfahen, Hanſ63. 235 9. 297. 
1. $ 558 Ubf. 1 trifft alle Erfaganfprühe (OLG. Hamburg 29. Febr. 04, 
DLG. 8, 395. — U. M.: OLG. Breslau 13. Febr. 04, Breslau ii. 17, 16). 
2. Die Verjährung der Anſprüche aus $ 558 hat nicht das Erlöfhen des 
Pfandrechts aus 8 559 zur Folge (OLG. Karlsruhe 10. Dez. 03, BadRpr. 70, 75). 


8 559. 

Literatur: v. Blume, Die Selbithilfeklaufel der Mietverträge, SeuffBl. 69, 1; Meikel, Zum 
Begriffe der eingebrachten Sadıen Im Stnne der $$ 559 H#. BEB., SeuffBl. 69,413; Martinius, 
Vertragsmäßiges Zurükbehaltungsreht des Vermieters an unpfändbaren Saden des Mieters, 
Urhzivfßrar. 96, 114; J. ferner J.1, 68; 2, 5. 

1. Als Zeitpunkt für die Frage der Unentbehrlichkeit ift die Zeit der Ein- 
bringung der Sadıen in die Wohnung anzufehen (OLG. Frankfurt 19. Aug. 03, 
YrankfRundic. 38, 55). 

2. Durch den Eintritt eines neuen Mieters in den Mietvertrag erlifcht, 
wenn der alte Mieter keine Verbindlidhkeiten mehr hat, das Pfandredt an 
—5— —— auch wenn ſie in der Wohnung bleiben (OLG. Hamburg 5. Nov. 03, 

. 7, 462). 

3. Durch die Veräußerung des Grundftücks verliert der Vermieter das 
Pfandrecht nicht (OLG. Celle 9. Juni 04, OLG. 9, 296). 

4 Das Pfandrecht erjtreckt fich nicht auf den Erlös aus den vom Mieter 
eingebracht gewefenen, aber eigenmädtig aus dem Grundjtück entfernten und 
verjteigerten Saden (OLG. Dresden 23. Febr. 03, SächſOLG. 25, 211). 

5. Durch unberecdhtigte Ausübung des Pfandrechts macht fich der Vermieter 
[hadenserfaßpflidtig (OLG. Dresden 24. Juni 04, SähfArd. 14, 592). 

Vertragsmäßige Ausdehnung des Zurückbhaltungsrechtes auf die un: 
pfändbaren Saden zuläffig: RG. in 7.1, 69 Nr. 9 und neuerdings RG. 

14. Upril 04, RESt. 37, 119 = Braunfhw. 51, 137; vgl. auch RG. 14. März 02, 

RG3. 51, 83; nur Saden des Mieters: 5. 1, 68 Ar. 2, ebenfo DLG. Rolmar 

18. Juli 03, ElſLoth3. 29, 41; Ehefrau als Mieterin: 3.1, 68 Wr. 3; Miet- 

vertrag auf unbeftimmte Zeit: Ar. 4; Eigentumsklage gegen Vermieter: Ar. 5; 

Bereiherungsklage: Ar. 6; Abbruch einer Halle: Ar. 7; Herausgabe nad Er: 

löfchen der Forderung: Nr. 8; Übergangszeit: Ar. 1 und 7.2, 50Nr.1; „künftige“ 

ee A Nr.2; bares Geld: Nr. 3; Forderung aus dem Miet- 

verhältnis: Mr. 4, ebenfo („Waſſergeld“): OLG. Celle 9. Juni 04, OLG. 9, 296. 


8 560. 


1. Das Pfandredht des Vermieters erlifcht auch dann mit der Entfernung 
der Sadıen vom Grundjtücdk, wenn die —— im Wege der Pfändung 
geſchieht, vorausgeſetzt, daß die zurückbleibenden Sachen zur Sicherung des 
Vermieters offenbar ausreichen. Nach Abſ. 2 haben auch dritte Perſonen das 
Recht, den Widerſpruch des Vermieters zurückzuweiſen (OLG. Kiel 28. April 03, 
OLG. 7, 463; LO. Kiel 28. Jan. 04, SchlHolftAnz. 04, 202). 


60 1. Bürgerliches Geſetzbuch. I. 


2. Mit dem Grundftük verbundene Materialien: I. 1, 69; Fortichaffung 
durch den Gerichtsvollzieher: I. 2, 50 Nr. 1. Ebenfo DLG. Cöln 4. Juli 08, 
PBucelts3. 35, 39; DLOS. Hamburg 9. Juli 04, OLG. 9, 298, 


8 561. 
Literatur: KRarften, Unwendungsgebiet bes $ 561 Abſ. 2 Sak 2, Recht 8, 40. 

1. $ 561 Abſ. 2 Saß 2 ift nicht auf das Verhältnis des Vermieters zum 
Pfändungspfandgläubiger anwendbar; auch wenn der Gerichtsvollzieher die 
—— weggeſchafft hat ($ 805 ZBD.), braucht der Vermieter die dort gedachte 

riſt nicht einzuhalten (OLG. Hamburg 9. Juli 04, OLG. 9, 298 — Naumburg Ak. 
04, 81; DLG. Eöln 4. Juli 03, Bucdelts3. 35, 39). Wal. 3.2, 51 Nr. 2. 

2. Selbjthilfe: I. 2, 50 Ar. 1; einftweilige Verfügung: Ar. 3; Übergangs: 

zeit: 3.1, 69 Nr. 1 u. 2; Klage aus $ 805 3PO.: Nr. 3. 


8 564. 
Literatur: Rallmann, Kündigung von mit Eheleuten gefchloffenen Mietverträgen, ROBIL. 15, 77. 
1. Wenn aud Gläubiger zur gefamten Hand gemeinfhaftlih kündigen 
müffen, fo gilt dod die Kündigung einer von Eheleuten gemieteten Wohnung 
feitens des Mannes im Zweifel als aud im Namen der Frau erfolgt (AG. 
22. Sept. 04, DLG. 9, 301 — KGBL. 15, 95). Ebenfo 7. 1, 69. — Abweichend: 
26. II Berlin 11. Mai 04, RGBI. 15, 73. 
2. Beweispflicht für die Vertragsdauer: J. 2, 51 Nr. 1. 


8 565. 

1. Unter der bei monatlich bemefjenem Mietzins vereinbarten „monatlichen 
Kündigung” ift im Zweifel die gefegliche monatliche Ründiqungsfrift des $ 565 
BGB. und nicht die Ründigungsfrift eines vollen Kalendermonats zu veritehen 
(LG. Kiel 17. Dez. 03, SchlHolſt Anz. 04, 134). Wal. 3. 2, 51 Nr. 1. 

2. MWohnenbleiben nad) Ründigung: 3.1,69Nr.1; „balbjährige* Kündigung: 
Nr. 2; Raffatoriiche Rlaufel: Nr. 3 u. 4. 


8 566. 

1. Der formlofe Mietvertrag ift ganz nichtig, wenn die Parteien ihn nicht 
auf kürzere Dauer abfchließen wollten (OLG. Frankfurt 11. Febr. O4, OLG. 
9, 302 — Recht 8, 165). 

2. 8 566 feßt nicht voraus, daß der über ein Jahr dauernde Zeitraum 
eine bejtimmte Zahl von Jahren umfaffen, fondern nur, daß das Mietverhältnis 
ee ein Jahr dauern folle (OLG. Dresden 30. Juni 03, SächſArch. 
14, 265). 

3. 8 154 Ubf. 2 greift nicht Platz, wenn die Parteien den Mietvertrag ab- 
geſchloſſen haben, ohne zuvor feine Beurkundung verabredet zu haben (RG. 
15. März 04, OLG. 8, 396 Anm. 2. — U. M.: OLG. Hamburg 21. März 04, OLG. 
8, 396. 

4. Weicht der fchriftliche Vertrag erhebli von den mündlichen Werab- 
redungen ab, jo muß angenommen werden, daß die Urkunde nicht den wahren 
Willen der Barteien enthält, und es ijt dann kein fchriftlicher Vertrag zuitande 
gekommen (OLG. Frankfurt 14. Jan. 04, DLG. 8, 397). 

5. Preußifher Tagdpadıtvertrag: I. 1, 70 Ar. 2; Fehlen der Schriftform: 
Nr. 3; Vorvertrag: Ar. 1 und I. 2, 51 Wr. 1. 


8 567. 


Literatur: Hilje, 8 567 BGB. ift auf Zuftimmungsverträge gemäß & 6 des VPrfleinbahnG. vom 
28. Juli 92 unanwendbar, Eifenb®, 17, 174. 


8 568. 


Der fortgefegte kein neuer Vertrag: I. 1, 70 Ar. 1 u. 2; Anwendung des 
S 568 bei Aufhebung: J. 2, 51 Ar. 1; Übergangszeit: Nr. 2, 
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8 569. 
Literatur: Ermann, Zur Kündigung der Miete bei Tod, VBerfegung ufw., DI3. 9, 688. 
1. $ 569 enthält nicht zwingendes Redt (RG. 5. Mai 04, DZ. 9, 868 = 
SchlHolſt Anz. 04, 432 — RGEBl. 15, 82; OLG. Hamburg in Wir. 2 unten). 
2. 5 569 ift nicht eine Redtswohltat zugunften der Erben, fondern iſt 
auch im Interefie des Vermieters eingeführt (OLG. Hamburg 10. Juli 03, 
HanfG6Z 24 3. 287 — DLG. 7, 464). 


8 570. 

Literatur: Salinger, Hann Der verjegte Beamte aud ein noch nicht begonnenes Mietsver- 
hältnis auf Grund des 8570 BHB. aufheben? DIF.9, 59; Winter, Das Mietkündigungs: 
recht * verjegten Beamten und die ftaatlihe Mietzinsvergütung, Recht 8, 547; f. ferner 
J. 2,51. 

1. Auf Grund einer erjt erwarteten Berfegung kann nicht nach $ 570 ge: 
kündigt werden (OLG. Rönigsberg 31. Okt. 03, OLG. 7, 465); f. Literatur oben. 
2. ‚Verſetzung“ ift im weiteren Sinne zu verftehen; auch die auf Wunſch 
eines Rommunalbeamten erfolgte Wahl zum Bürgermeijter einer andern Stadt 
fällt darunter (OLG. Dresden 22. Okt. 03, SächfOLG. 36, 80; LG. Elberfeld 
31. Jan. 03, ZfmittlI®B. 14,250). Ebenfo 3. 1, 70; 2, 51 Ar. 1 — DI3.9, 1000. 
3. Rückwirkende Kraft: I. 2, 51 Ür. 2; dispofitiv: Ar. 3 — ZVollftrR. 


18, 29. 
8 571. 
Literatur: Burhard, Die Reditsftellung des Mieters und Pächters im IJwangsverfteigerungs: 
und Zwangsverwaltungsverfahren, Buichs3. 32, 89; T. ferner I. 1, 70; 2, 51. 

1. Nach der Beitimmung in $ 571 tritt der Erwerber des Grundjtücs 
nur in die aus dem Mietverhältniffe fi ergebenden Rechte und Ber: 
pflichtungen ein, nicht in andere Teile des Vertrags, wie 3. B. in Abmachungen 
über ein WVorkaufsreht am Inventar (OLG. Hamburg 26. Okt. 03, Hanib 2. 
2581 — OLG. 7, 467). 

2. Die Veräußerung des Mietgrundftücks fchließt die Abtretung der Miet- 
forderung an den Erwerber des Grundftüks in fi; der Wechfel bleibt auf 
einen bereits anhängigen Zrosch über den Mietzinsanipruh ohne Einfluß 
(RG. 21. Sept. 03, IW. 32 3. 125 RG3. 55, 293). 

3. 8 571 regelt nur die Fälle der freiwilligen Veräußerung (RG. 7. Juli 03, 
RG2. 55, 247). 

4. Borausfegung, daß Grundftük überlaffen: I. 2, 51 Ar. 1, beftätigt 
RG. 19. Mai 03, HanfG23. 25 B. 119; Kenntnis des Erwerbers? Tr. 2; Be: 
ginn des Rechts des Erwerbers: Ar. 3; Eigentumserwerb des Mieters: I. 
1, 70 Nr. 1; Erwerb durch eine Ehefrau: Ar. 2, 


8 572. 
Literatur: Milfen, Ein Beitrag zu $ 572 BGB. IM. 38, 545; f. femer I. 2, 32, 
Mehrfacher Befigwechlel: I. 2, 52. 


8 573. 

Literatur: Wolff, Bezieht ih ber $ 573 BGB. aud auf die Pfändung des Mist: oder Badıt- 
zinfes? GrucotsBeitr. 48, 255; Benbir, Die Pfändung des Miet: und Pactzinfes, DIZ. 
9,856; Cohen, Bezieht fi BoB. 8 578 nur auf freiwillige Verfügungen oder auch auf 
Zwangsvollftrekungen? DIZ. 9, 499; f. ferner I. 1, 70. 

1. 8 573 bezieht ſich auch auf die im Wege der Zwangsvolljtrekung ge» 
troffenen Verfügungen (RG. 28. Mat 04, IM. 33, 406; RG. 20. Sept. 04, “8. 
33, 552; DLG. Braunfhweig 6. Nov. 03, Seuff A. 59, 356; 26. Dresden 
17. April 03, SächſArch. 14, %; RG. 9. Nov. 03, DLG. 7, 469 — 66GBl. 
14, 114 — SchlHolft Anz. 04, 54 — GeuffX. 59, 220; DLG. Hamburg 8. Dez. 03, 
Hani63. 25 8. 37 — DLG. 8,398. — U. M.: OLG. Frankfurt 15. Okt. 08, 
Recht 7, 550; 26. Nordhaufen 12. April 04, NaumbUR. 04, 51). Val. aud 
(für und wider) I. 1, 70; 2, 52. Bejahend: Neumann 1, 376 8 573 Nr. 1. 
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2. Wird in einem Grundjtükskaufvertrag ausgemacht, daß die Mieten „vom 
nächſten Quartalserften“ auf den Käufer übergeben follen, fo gebt der Anſpruch 
auf Bicle Mieten bereits am Tage des Raufsabichluffes auf den Käufer über 
(OLG. Dresden 22. März 04, DEG. 9, 304). 

3. 8 573 ijt im Falle der Belaftung des Grundftüks aud auf das Ver: 
hältnis des —— bzw. Vermieters zum Erwerber der Belaſtung an— 
zuwenden (OLG. Dresden 9. März 04, OLG. 8, 399). 


8 578, 
Schhadenserjaßpflicht: I. 1, 71. 


I. Pacht. 
Literatur: Shöncewald, Über die Werpadhytung von Handelsgefchäften, Göttingen 1904; Bartelt, 
Minderung des Padıtzinfes bei Uberſchwemmung, Recht 8, 410, und dazu Jofef, Recht 8, 477. 


8 581. 


1. Der Vertrag über die Verpachtung eines a an einem 
See bedarf der in $ 566 vorgefchriebenen Form (RG. 23. Okt. 03, IJW. 323. 140 
== RO% 56, 883 = DI3.9, 71). 

2. Die entgeltliche Einräumung des Rechts, im Saale eines Etabliffements 
wei Rioske zum Verkauf von Zigarren und Unfichtskarten zu haben, iſt ein 
Miet», kein Badtvertrag (OLG. Kiel 2. Mai 04, SchlHolſtAnz. 04, 211). 

3. Ob ein Vertrag, durch den ein Grundftück zur Ausbeutung von Ton 
überlaffen ift, Pachtvertrag oder Kaufvertrag fei, ift im einzelnen Falle Sade 
der Auslegung (RG. 23. Nov. 03, Recht 8, 18). 

4. Der fogenannte „Ralifalzvertrag” ift ein Pachtvertrag, verbunden mit 
einem Raufvertrag (RG. 26. Okt. 03, RG. 27 B 6). 

5. Dlberlaffung eines Rohlenabbauredts: I. 2, 52 Nr.1; Jagdpadt: Ar. 2; 
Steinbrudh: Wr. 3; Betrieb eines Geihäfts: J. 1, 71 Wr. 1; WReftaurations- 
räume: Nr. 2; Miete — Badıt: Ar. 3; Pfandrecht am Gutsinventar: Wr. 4. 


8 588, 
Literatur: Sprenger, Der Eigentumserwerb durch Einverleibung in ein Inventar, Leipzig 1904. 


Vierter Titel. Leibe. 


8 598. 
Begriff: 7. 1, 71. 
8 604. 
Literatur: 1. I. 2, 50 8 556. 
Fünfter Titel. Darlehen. 
8 607. 


Literatur: Martin, Die Verwandlung — Schulden in Darlehnsihulden (BGB. S 607 
Abi. 2), Marburg 1904; Friedländer, Der Baukapitalsvertrag nad) bem in Bayern geltenden 
Kechte, Seuffßl. 69, 195; f. ferner I. 1, 71. 

1. Bejtreitet der klagende Hypothekenſchuldner die urkundlich anerkannte 
Darlehnsſchuld, fo ift er beweispflichtig (RG. 3. Febr. 04, IM. 33, 142 — RG3. 
57, 320). 

2. Ebenfo ift bei der Klage auf Auszahlung eines verfprocdhenen Darlehns 
der Kläger beweispflichtig, wenn der Beklagte einen Schuldfichein in Händen 
hat, worin der Kläger den Empfang des Darlehns bekennt (RG. 10. Dez. 03, 
Ba; 56, 235). 

. Wird zugegeben, daß das Darlehn zur Zeit der Ausjtellung und Aus— 
bändigung des Sculdiheins nod nicht gegeben war, fo ift gleichwohl der 
Darlehnsempfänger beweispflichtig (OLG. Hamburg 6.Nov. 03, SeuffA. 59, 223). 

4. Darlehnsverträge mit unbeitimmten Gläubigern find mindejtens dann 
gültig, wenn ein Dritter ftatt des ÖGläubigers den Vertrag abjchließt (RG. 
11. Dez. 03, GruchotsBeitr. 48, 337). 

5. Girokredit: I. 1, 71 Ar. 1; Baugelddarlehn: ir. 2. 
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8 609. 
Literatur: ſ. J. 1, 72. 
1. Die Befugnis zur Kündigung bei unpünktlicher Zinszahlung kann nicht 
im voraus ausgeübt werden (RG. 2. Nov. 03, SeuffA. 59, 95). 
2. Beweislaft bezüglich der Ründigungsfrift: ſ. $ 158 Nr. 2 und %. 1, 72; 
Rüdzahlung ins Belieben des Schuldners geitellt: 3. 2, 52 Nr. 1; Unkünd- 
barkeit von Hypotheken: Ar. 2. 


Sechſter Titel. Dienftvertrag. 


Literatur: Bail, Das Bag 3 verhälmis = Urbeitgeber und Arbeitnehmer in Handwerk, Induftrie 
und 9 Handelsgewerbe erlin 1904; Bürner, Die Rechte und Pflichten der techniſchen Un: 
geftellten gegenüber ihren Ürbeitgebern, Berlin 194; Stadthagen, Das Ürbeiterredht, 
Stuttgart 1904; Sdufter von Bonnott, Zur Frage der ejeglichen Regelung des Arbeits: 
vertrags, Oſt A63. 55, Sonbderabdrud ; Mai dh, Die Wirkungen Des eg beim 
Dienftvertrag auf den vorzeitig Entialfenen, ern IB. 40, 425; f. ferner 7.1, 72; 2, 58; zu 
Lotmar dort |, Sinzheimer in ILBl. 1 


611. 
Literatur: Frankenberg, Beihäftigung * Probe, DIZ. 8. 541; Biberfeld, Der Ehemann 

als Ungeftellter feiner ‚frau, HirtbsYinn. 37, 172, 

1. Die Recdhtsanwaltstätigkeit fällt unter den RT, des Betriebes eines 
Gewerbes (RG. 3. Juli 03, R63. 55, 167). Ebenfo T. 1, 72 Ar. 7. 

2. Dem Arbeitnehmer fteht gegen den Arbeitgeber ein Schadenserfaß- 
anſpruch wegen Nichterfüllung der aus dem Ulters- und SET für 
ihn refultierenden öffentlichrechtlichen Verpflichtungen zu (RG. 3. Mai 04, 
— —— = 293, in Bejtätigung von DVG. Kiel 16. Okt. 03, SchlHolftAn;. 

‚238. — U. M ORG. Hamburg 26. Mai 04, HanfG3. 25 2. 209). 

3. Die rechtliche Natur des Auufleraertntoee ift die eines Dienftvertrages 
ES 5. Mai 03, PfälzRpr. 1, 50). 

4. Das Dienftverhältnis der Upothekergehilfen regelt fih nah BEB. 
(LG. Frankfurt a. D. 22. Febr. 04, RGBI. 15, 85 

5. Ebenfo das — — der Hausoffizianten (OLG. Marienwerder 
29. April 04, PoſMSchr. 7, 126). 

6. Die Ibernahme der Verpflichtung, in einem großjtädtiichen Bergnügungs: 
etabliffement die Toiletten in Ordnung zu halten, ijt ein Dienftvertrag (OLG. 
Kiel 6. Juni 04, SchlHolſtAnz. 04, 275). 

7. Die Abrede, wonad der eine dem andern gegen eine feititehende Ver— 
gütung Pferde, Wagen und Kutſcher zur Verfügung ſtellt, iſt als Dienftmiete 
anzufehen (OLG. Hamburg 19. Dez. 02, OLG. 7, 471). 

8. Der Geihäftsinhaber einer Fabrik, die fi mit der Anfertigung be— 
ftimmter Mafchinen befaßt, bat Anſpruch auf die von ihren Ungeftellten ge- 
machten Erfindungen er 4. März 03, ‚SeuffßL. 69, 248). 

9. „AUrbeitgeber”: I. 1, 72 Nr. 1; 2, 53 Ar. 1; andere Wrbeit: J. 1, 72 
Nr. 2; Benfion: Nr. 3: konom eines Reitaurants: Ar. 4; Beamte: Ar. 5 u.6 
und 3. 2, 53 Nr. 3; Ukkordvertrag: I. 2, 53 Ar. 2; en zwiichen Ehe: 
Br Nr. 4; Herftellung von Ziegeln: Nr. 5; Erzwingung von Pieniten: 

r. 63 Gewinnbeteiligung: Nr. 7; Recht auf Ausübung der Dienfte: Ar. 7. 


8 612. 
Literatur: Mayer, Vergütung für die Fahrt zur Urbeitsftelle? GewG. 9, 107; f. ferner J. 2, 53. 

1. Eine vertraglih ausbedungene Weihnadtsgratifikation ift nur am 
zu zahlen, wenn der Ungeitellte zu Weihnadten noch in Stellung iſt O 
Hamburg 9. Okt. 03, HanfG3. 24 B. 285). 

2 Ein Gewerbegebilfe kann aud dann für Überjtundenarbeit Bezahlung 
verlangen, wenn fie verboten (Gew©. Frankfurt a. M. 23, —— 03, GewG. 
9, 225; GewG. Witten 26. April 04, Gew®. 9, 257). Val. I. 1, 72. 

8. Unrichtiges Gutadıten: 3. 2, 53 Nr. 1; Tarifvertrag: Nr. 2. 
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8 615. 
Literatur: 1. I. 2, 54. 

1. Der vorzeitig entlaffene Dienjtverpflichtete hat nur dann Anſpruch auf 
die Vergütung, wenn er feine weiteren Dienfte angeboten hat, und zwar felbft 
dann, wenn der Dienftherr zu erkennen gegeben, daß er die Dienfte nicht an- 
nehmen werde (R®. 21. Sept. 03, OLG. 7, 472. — AU M.: OLG. Kiel 9. Nov.03, 
SchlHolſt Anz. 04, 8). Wal. J. 2, 54 Wr. 1. 

2. Der anderweite Erwerb ift unbedingt, nicht bloß für den Zeitraum, in 
den diefer fällt, anzurednen (RG. 12. Juli 04, DTZ3.9, 995 — JW. 33, 536). 

3. Widerruf der Entlaffung: I. 2, 54 Ar. 2; Sciffsarbeiter: Ar. 3; ab- 
gekürzte Arbeitszeit: Ar. 4; Unrechnung von Berficherungsbeiträgen? Wr. 5; 
anderweiter Berdienjt: Ar. 6 — ZUktG. 11, 2; Stundenlohn: T. 1, 73 Nr. 3; 
Ronzeffionsverweigerung: Ar. 4; Errichtung eines Geſchäfts: Ar. 5. 


8 616. 
Literatur: Schalborn, Zweilhneidige Vertragsbeftimmungen der Urbeitgeber, SozPrax. 13, 312; 
f. ferner 3.1, 73, 2, 4. 

1. Bei einer ſechseinhalbwöchentlichen Übung, die der Handlungsgebilfe 
freiwillig unternimmt, dauert der Gehaltsanfprucd nicht fort (RG. 10. (Febr. O4, 
RGBl. 15, 31). — Unders, wenn der Angeitellte ohne feinen Willen acht Wochen 
a ge wird (LG. Frankfurt a.D. 1. Sept. 03, GewG. 9, 171), Doch muß 
er fih Yöhnung und Familienunterftüguug anrechnen laffen GGBewG. Cannftadt 
27. Mai 03, GewG®. 9, 294). Val. 3. 1, 73 Nr. 1; 2,54 Wir. 4; vgl. Dernburg 
2 1 391;. Rublenbek 1, 49. 

2. Zeugenvernehmung: I. 1, 73 Ar. 3; 2, 54 Nr. 1; nicht erhebliche Zeit: 
3.2, 54 Nr. 2; 1, 73 Ar. 2; ärztliche Unterfuhung: Nr. 3. 


8 617. 


Biteratur- Schulßenitein, in BOB. UrhBürgR. 3, 219, und Berlin 1908; Derfelbe, 
u = erhältnis des 5 277 UwUVeriG. zum 5 617 BGB., PrVerwBl. 3, 134; S. ferner 


1. Der $617 ift auch anwendbar, wenn die Ärankbeit ſchon vor dem Dienit: 
antritt ausgebrodhen war (OLG. Frankfurt 9. Nov. 03, OLG. 9, 289). 

2. Die Haftung aus 8 617 ift nicht als ein Anſpruch ex lege, fondern als 
ein auf dem Rontraktsverhältnis beruhender anzufehen (26.1 Berlin 27. Sept. 01, 
ZVerſWiſſ. 4, 402). 

3. Verhältnis zu $ 27 LwUVerſG.: I. 2, 54 — Filders?. 26, 325. 


8 618. 
Literatur: Hilfe, Haftung des Flokus bzw. der Gemeinde aus gefahrbringender Beihaffenheit 
der Dienfträume, UrhBürgR. 35, 112; f. ferner 3.1, 73; 2, 55. 

1. Eine Stadtgemeinde haftet für den Schaden, den die bei ihr angeitellten 
Beamten infolge von ungenügender Einrichtung der Dienfträume erlitten haben 
(RG. 6. Nov. 03, Filhers3. 28, 103 — PrVerwBl. 25, 527 — IM. 33,5 — 
EifenbE. 20, 323 — Redt 8, 17 — GrudotsBeitr. 48, 346). 

2. Zu den Räumen, auf die ſich die Fürforgepflicht des Dienjtberechtigten 
eritreckt, aehören auch die Zugänge zu den Arbeitsräumen, einfchließlich der 
Treppe (RG. 26. Nov. 03, SächfArch. 14, 211). Ebenſo I.1,74 Nr.5; 2,55 Nr. 1. 

3. Die Haftung aus $ 618 wird durch eigenes Verfchulden des Angeitellten 
bejeitigt [Unfall eines Dienftboten beim Feniterpugen] (RG. 11. April 04, IM. 
33, 20 — SächſArch. 14, 485). Ebenjo 7.1, 74 ir. 4; 2, 55 Nr. 7. 

4. Eine Kirchengemeinde haftet, wenn der Küſter beim Läuten verlegt 
wird, weil keine Schußdecke vorhanden tit (RG. 30. Mai 04, IW. 33, 383). 

5. Der Dienftberehtigte hat auch für die Unverfehrtheit der vom Ber: 
—— beſchaffenden Geräte einzuſtehen (OLG. Stettin 22. April 04, 

.Y, ‘) 


6. Zuftändigkeit: I. 1, 73 Nr. 1; Berfchulden: Nr. 2; Neubau: Nr. 3; 
Sorgfalt einem Rinde gegenüber: Nr. 6; Unfälle bei der Beförderung der Ar- 
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beiter: I. 2, 55 Ar. 2; Fürſorge für etwaigen Brand: Ar. 3; eigenes Bett 
des Dienjtboten: Ar. 4; Raufalzufammenhang: Nr. 5; Hausrecht des Dienft- 
boten? Nr. 6. 

8 620. 

1. Iſt eine Ründigungsfrift durch Vereinbarung ausgefchloffen, fo hat der 
Urbeiter, wenn ihm morgens gekündigt wird, noch Anſpruch auf Lohn für 
den laufenden Tag (GewG®. Berlin 28. Sept. 03, SozPr. 13, 158). Anders, 
wenn „ſtündliche“ Entlaffung vereinbart ift (GewG. Berlin 6. Mai 03, SozPr. 
13, 158). 

2. Die Vereinbarung ungleichartiger Ründigungsfrijten beim Dienftvertrage 
ift ftatthaft (RG. 22. März 04, IM. 33, 233). 

3. Stillfhweigende Löfung: I. 2, 55 Wr. 1; ftillfchweigender Ausſchluß 
einer Ründigungsfrift: Nr. 3; ftillfchweigender Abſchluß auf beftimmte Zeit: 
Nr. 2 und I. 1, 74. 

8 621. 
ö Eintägige Ründigung: J. 1, 74 Nr. 1; „Sie können auch gleich gehen": 
Ar. 2. 
8 622. 
Gutsverwalter: J. 1,74; Yokomotivführer: I. 2, 56 Nr. 1; Zufchneider: Nr. 2. 


8 626. 
Literatur: j. I. 1, 74. 2 

1. Grobe Verlegung der ſchuldigen Achtung gegen den Dienftherrn, grobe 
Beleidigungen, die deffen Autorität zu untergraben geeignet find, bilden einen 
wichtigen Grund zur Entlaffung (RG. 9. Juni 04, Hefffipr. 5, 58). 

2. Gibt der Dienftherr durch fein vertragswidriges Verhalten dem Dienft- 
verpflichteten een zur Ründigung, jo kann er das KRonkurrenzverbot 
nicht geltend machen (OLG. Karlsruhe 4. Juni 04, DLG. 7, 476). 

3. Rrankbheit: I. 1, 74 Nr. 1; Gefinde: Nr. 2u. 4; eingetretene Entlaffungs- 
gründe: Ar. 3; liederliher Lebenswandel: I. 2, 56 Nr. 1; fofortige Geltend- 
madhung? Nr. 2. 

8 627. 

1. Der Vertrag über die Worbereitung zum Abiturienteneramen zu einem 
beitimmten Termin begründet ein dauerndes Dienftverhältnis (AG. 15. Juni 04, 
OLG. 9, 290). 

2. Hebamme: J. 1, 75. 

8 628. 

1. Hat der Dienjtverpflichtete die Arbeit wegen Tätlichkeit des Arbeit: 
gebers fofort verlaffen, fo kann er keinen Lohn verlangen, wenn er den Ar— 
beitgeber durd Beleidigung gereizt hatte (Gew©. Berlin 29. Jan. 04, GewArch. 
3, 643 SozPr. 13, 694). 

2. Streik: J. 1, 75; Maifeier: I. 2, 56 Nr. 1. 


8 629. 
Literatur: Wolff-Bedhb, Zeit zur Stellenbewerbung, GefuR. 5, 118. 
Klage auf Zeitgewährung: J. 2, 56 Nr. 1; Lohn auf die Zeit des Stellen- 
bewerbs: Ar. 2 und J. 1, 75. 
8 630. 
Literatur: Hilfe, Dienftzeugnis, AGBL. 15, 37; Brükmann, Das Recht auf richtiges Dienft- 
zeugnis, Seuffßtl. 69, 449. 
Zeitpunkt der Erteilung des Zeugniffes: J. 1,75 Ar. 1; fpätere Abänderung: 
Nr. 2; Schadenserfaß bei Inrihtt keit: 7. 2, 56 Nr. 1; Beweis der Unrichtig: 
keit: Ar. 2. Val. auh 8 73 56B. 
Warneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 5 
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Siebenter Titel. Werkvertrag. 


Riteratur: ſ. unten vor $ 762, fowie J. 1, 75; 2, 56. 
8 631. 


1. Der Werkvertrag kann mit einem Vertrag über die Erteilung von Rat 
gemijcht fein, fo bei einem nn die Herjtellung von Werken der Tech: 
nik (OLG. Dresden 30. Juni 03, OLG. 7, 477). 

2. Iſt ein Werk feiner Natur nad durdy mehrere Unternehmer berzuitellen, 
fo find die Unternehmer als Gejamtichuldner anzufehen (OLG. Braunihweig 
7. Ypril 03, OLG. 9, 4). 

3. Iſt der Vertrag auf den Erfolg der verjprochenen Arbeitsleiftung ge: 
richtet, jo wird der Charakter des Vertrags als Werkvertrag nicht fchon des— 
halb ausgeicloffen, weil die Vergütung nad Zeitabfchnitten bemeffen iſt (OLG. 
Kiel 10. Mai 04, SchiHolftAnz. 04, 259). 

4. Der VBertrag auf Heritellung einer Dampfbeizungsanlage in einer 
Billa ift nah $ 631 BGB., nit nad S 651 BGB. aud nidt nach 8 381 
HGB. zu beurteilen (RG. 18. März 04, PoſASchr. 7, 71). Ebenfo bezüglich 
Beleudhtungsanlagen: 3. 2, 57 Ar. 3. — U. M.: 5. 1, 77 8 651 Nr. 2. 

5. Die Übernahme der Tifchlerarbeiten für einen Neubau ijt nicht Werk: 
lieferungsvertrag, fondern Werkvertrag (OLG. Braunfchweig 17. Mai 01, 
Braunihw. 51, 65). 

6. Bauvertrag, Dienjtverjhaffung, Rrediterkundigung, Bühnenengagement: 
3.1, 75 Ar. 14; Bücderrevifor: J. 2, 56 Ar. 1 = Braunfhw?. 51, 117; felb- 
jtändig arbeitender Seßer: J. 2, 57 Nr. 2; Scyleppvertrag: Ar. 4. 


8 632. 


1. Die Rontrahenten können auch ftillfhweigend eine beftimmte Norm 
(3. B. die Bremer Norm) der Honorarforderung zugrunde legen (OLG. Rarlsrube 
22. Dez. 03, BadRpr. 70, 134). Val. I. 2, 57 Wr. 1. 

2. Preis wejentlih: I. 1, 76 Nr. 1; Vergütung für Koſtenanſchlag? I. 
2, 57 Nr. 2; Beweislajt: I. 1, 76 Ar. 2; 2,57 Wr. 3 = Geuffßl. 69, 38. 


8 633. 
Riteratur: ſ. I. 2, 57. 

1. Der Beiteller hat im Falle mangelhafter Erfüllung des Unternehmers 
kein Recht, die Heritellung eines neuen mangelfreien Werkes zu verlangen 
(RG. 18. März 04, RG3. 57, 275 — Recht 8, 314 — IW. 33, 233 — Eifenb€. 
20, 354). 

2. Auh nah Abnahme des Werkes kann der Beſteller der Klage auf 
Zahlung der Vergütung die Einrede des nicht erfüllten Vertrages entgegen- 
fegen (OLG. Breslau 20. März 03, Seuff A. 59, 140). — U. M.: J. 2, 57 Wr. 1. 

8. Unerbeblihe Mängel: 7. 1, 76 Wr. 1; Ratenzahlungen: Wr. 2. 


8 634. 


1. Wegen Fehlens einer zugefiherten Eigenjchaft it die Wandlung 
auch dann zuläffig, wenn der Mangel nur unerheblich iſt (RG. 19. Nov. 03, 
OLG. 7, 477). 

2. Für die Anwendung der Ausnahmevorichrift in Abf. 2 ift der Beiteller 
beweispflichtig (OLG. Dresden 20. März 03, SächſArch. 14, 224). 

3. Auch die Geltendmahung des Redts auf Schadenserfag wegen Nicdt- 
erfüllung tft gleih dem Wandlungs- und Minderungsanipruch der Regel nad 
von der in $ 634 Abſ. 1 beftimmten Worausfjegung abhängig (RG. 2. Okt. 03, 
RG3. re — Seuff A. 59, 438). Ebenfo Coſack 1, 542f. — a M.: Neumann 
1, 401 Ur. 1. 

4. MWeinfaß: I. 1, 76; Saifonkleid: J. 2, 57 Wr. 1. 
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8 635. 


Scyadenserfaß aus $ 635 fett kein Verfchulden voraus (OLG. KRaffel 
19. Okt. 03, OLG. 7, 479). 


8 636. 
Geringfügiger Schaden: I. 1, 76; Zeitpunkt des Rücktritts: I. 2, 57 Nr. 1. 


8 638. 
Biteratur: ſ. bei $ 558, 

1. Ein Bauwerk ijt eine unbeweglicdhe, durch Verwendung von Arbeit 
und Material in Verbindung mit dem Erdboden bergeitellte Sade. Eine 
Brunnenanlage iſt kein Bauwerk (RG. 20. Nov.’03, IW. 33, 377 — R63. 
56, 41 — Seuff A. 59, 395 — EifenbE€. 20, 331). 

2. Wird die Gejamtarbeitsleijtung des Baues in die verfchiedenen Einzel- 
leiftungen verteilt, jo fallen aud dieſe Einzelwerke unter den Begriff des 
Bauwerks, fo 3. B. die Dachdeckerarbeiten bei einem Neubau (RG. 24. März 
04, ZW. 33, 257 — RG3. 57, 377). 

3. Der durh ein Garantieverfprehen gedeckte Anfprucd wird von der 
kurzen Verjährung nicht ausgeichloffen, fofern nicht der Inhalt des Garantie- 
vertrags felbjt ein anderes erheilht (OLG. Dresden 20. Febr. 03, SächſArch. 
14, 376). Vgl. 3. 2, 57. 

4. Unter Ubnahme des Werkes iſt deffen Unerkennung als Erfüllung 
zu verftehen. "Beim Scleppvertrag iſt in Fällen der vorzeitigen Beendigung 
der Scleppfahrt eine Abnahme erjt dann anzunehmen, wenn der Beiteller den 
vereinbarten Schlepplohn bezahlt (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, SeuffA. 59, 361). 


8 646. 
Merkarbeiten an einem Gebäude: J. 2, 58. 


8 647. 


1. Das Werkmeiiterpfandrecht beiteht insbefondere an Schiffen, die zur 
Reparatur gegeben werden (RG. 19. Juli 04, DLG. 9, 292 = RTU. 4, 221). 

2. Prozeßkoſten: J. 1, 76. 

8 648. 
Literatur: ſ. I. 2, 58. 

1. Iſt eine Vormerkung nad $ 648 eingetragen, fo kann Zahlung nur 
gegen Lölchung der Vormerkung verlangt werden (RG. 5. Jan. 04, JW. 33, 91). 

2, Auch die Ausbefferung eines bereits früher fertiggeftellten Gebäudes 
oder Gebäudeteils ift ein Werkvertrag in bezug auf ein Grundſtück im Sinne 
des $ 648 BGB. (LG. Dresden 3. März 03, 3BIFG. 4, 626). 

3. Die Sicherungshypothek kann nur auf Grund eines Urteils eingetragen 
werden, während die ————— einer Vormerkung auf Grund einſtweiliger 
Verfügung erfolgen kann (OVG. Poſen 5. Febr. 04, PoſASchr. 7, 22). 

4. Das durch $ 648 gegebene Sicherungsmittel greift nur in dem Um— 
fange Plaß, in dem der Unternehmer das Zurücbehaltungsredht nicht ausübt 
RO. 21. Juni 04, IM. 33, 449 = DI2. 9, 946). 

5. Beleitigung der Hypothek durch Sicherheitsleiftung: RG. in J. 2, 58 
Nr. 2 — SeuffA. 59, 322 (in Aufhebung von KG. in SeuffA. 59, 141); Abtretung: 
3.2, 58 Nr. 1; 1, 76 Nr. 1; Verwendung im Bau: J. 1, 76 Nr.3; Schreiner: 
arbeiten: Ar. 4; TJaloufien: Ar. 5; Fenſter: Nr. 6; Reparatur: Ar. 7; über 
300 Wark? Nr. 8; Beichwerde: Ar. 9. 


8 649. 


Im Falle einer Ründigung nah $ 649 BGB. fteht dem Unternehmer ein 
Schadenserfaganfprud nicht zu (OLG. Celle 23. Okt. 03, DLG. 7, 480). 
5* 
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Literatur: j. 3. 1, 77. 8 650. 

Unterläßt der Unternehmer die Anzeige nah Abſ. 2, fo hat er nur An— 
ſpruch auf Erjtattung nad den Vorſchriften über die ungeredhtiertigte Be— 
reiherung (OLG. Eöln 16. März 04, Puchelts 3. 35, 459). 


Literatur: [. 3. 1, 77. 8 651. 

Abgrenzung gegen den Werkvertrag: f. oben 8 631 und J. 2, 58 Nr. 2; 
Recht der Nachbefferung: f. oben $ 459 Ar. 16; Anfertigung von Möbelftücken: 
3. 2, 58 Ar. 1; Borausfegung des $ 651: T. 1, 77 Wr. 1. 


Achter Titel. MWäklervertrag. 


Literatur: Tacufiel, Das Recht der Ugenten, Mäkler und Rommiffionäre, 2, Aufl., Berlin 1904 ; 
Schneikert, Welhe zwilrechtlichen Werbindlichkeiten kann die Mäkleret, insbefondere die 
Urbeitsvermittlung begründen? SeuffBl. 69, 281; f. femer J.1, 77. 


8 652. 


1. Es genügt, wenn die Gelegenheit zum Abfchluffe des Vertrags durd 
den Mäkler nachgewieſen it; eines Nacdweifes des urſächlichen Zufammen- 
banges zwiihen dem Nachweiſe des Käufers und dem Abichluffe des Vertrags 
mit ihm bedarf es nicht (RG. 30. Sept. 02, GrudyotsBeitr. 47, 927; OLG. Rarle- 
ruhe 22. März 04, BadRpr. 70, 223). Iſt dem Mäkler ſchlechthin eine Ver— 
mittlung aufgetragen, fo ift nur erforderlid, daß ein Verhandeln des Mäklers 
mit beiden Vertragsparteien ftattgefunden hat und daß zwifchen diefer Tätig- 
keit des Mäklers und dem rg in ein Zufammenhang beiteht (OLG. 
ae 25. Sept. 03, OLG. 9, 6 — Braunfhw. 51, 102. Val. 3. 1, 77 
Nr.1 } 2,58 s r.1u.4. Ferner Beilpiele über Raufalzufammenbang: Braunfhw?. 
51, 101—103. 

2. Der Vertrag mit dem Mäkler kann aud jtilliyweigend dadurch ge: 
ichloffen werden, daß fi der andere Rontrahent die Tätigkeit des Mäklers 

efallen läßt; doh muß er den Umftänden nad erkannt haben, daß der 

äkler gerade für ihn, nicht für die Gegenpartei tätig werde (OLG. Dresden 
21. Nov. 02, DI3.9, 272; OLG. Karlsruhe 7. April 04, BadRpr. 70, 282; OLG. 
Braunfhweig 25. Sept. 03, Braunihw. 51, 97). Ebenfo RG. in J. 1, 78 Nr. 7. 

3. Wird der unter einer auflöfenden Bedingung geichloffene Vertrag 
wieder aufgelöft, fo iſt die Mäklergebühr nicht verdient (OLG. Stuttgart 
25. März 04, DI3. 9, 822). Bol. über Bedingung, Vorbehalt, Widerruf, frei- 
—— Wiederaufhebung: I. 1, 78 Ar. 12—14, 16. 

. Behufs Begründung des Provifionsanfprudhs muß der Auftraggeber 
bis zum WVBertragsabfchluffe von der zu deifen Herbeiführung entwidelten 
Tätigkeit des MWäklers Renntnis erhalten haben (RG. 18. Dez. 03, Gruchots- 
Beitr. 48, 344; DLG. Braunfchweig 4. Juni 97 u. 27. Juni 01, Braunfhw. 
51, 99, 100; DRG. Dresden 16. Okt. 03, OLG. 8, 77). 

5. Gegen die Provifionsforderung eines Handlungsgebilfen aus einer 
Mäklertätigkeit für ein Ronkurrenzgefhäft ift nicht der Einwand des unfitt- 
lihen Redtsgeihäfts zuläffig (OLG. Braunihweig 26. Nov. 03, SeuffA. 59, 257 
— Braunfhw. 51, 105). 

6. Zit die Ehefrau Eigentümerin des zu verkaufenden Grundftüks, fo 
reicht der Umftand, daß beide Eheleute mit dem Mäkler verhandeln, nicht bin, 
fie beide als Auftraggeber anzufehen (DLG. Braunfhweig 28. Nov. 02, 
Braunfhw3. 51, 98). 

7. Bereinigen fit zwei Perſonen zu dem Bermittlungsgeichäfte, fo find 
fie berechtigt je zur Hälfte die Provifion zu verlangen (OLG. Braunihweig 
26. Nov. 03, Braunfhw. 51, 98). 

8. Der Mäklervertrag kann jederzeit vom Auftraggeber gekündigt werden 
Braunfhweig 17. April 03, Braunihw. 51, 104; OLG. Kiel 8. April 03, 

. 8, 76). 
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9. Es liegt in der rechtlihen Natur des Mäklervertrags, daß er ſich nur 
auf zukünftige, nicht auf vergangene Dienfte beziehen kann (OLG. Rolmar 
29. Tan. 04, OLG. 9, 7). 

10, — iſt das Verſprechen einer Proviſion für den ſchon erfolgten Nach— 
weis eines Kaufluſtigen auch ohne Schriftform gültig (DLG. Dresden 29. Dez. 
03, OLG. 9, 8). 

11. Zuftandekommen eines andern Geihäfts: I. 2, 58 Nr. 2 = DVG. 
8, 76; zahlungsfähiger Käufer: Ar. 3; Auftrag zum Verkauf eines Grundſtücks: 
3.1, 77 Ne. 2; für wen tätig? Ar. 3; weitere Auffchlüffe: Air. 4; Verkauf 
eines Bergwerks: Nr. 5; Verkauf eines Bordells: I. 1, 22 Ar. 15; Wermitt- 
lung eines Darlehns: I. 1, 78 Nr. 10; vormundfchaftsgerichtlihe Genehmigung: 
Nr. 11; Mangel der Form: Ar. 15; Auftrag auf beftimmte Zeit: Ar. 17; kauf- 
männifcher ©efellichaftsvertrag: Nr. 18; Paffageverträge: Ar. 19; Erfaß der 
Aufwendungen: ir. 20. 

8 658. 

1. Iſt der Mäklerlohn nicht vereinbart und ein üblicher nicht fejtitellbar, 
fo greifen $$ 315, 316 BGB. Pla (OLG. Hamburg 12. Febr. 04, DLO. 8, 439). 

2, Beweis für die Lohnvereinbarung: 3. 2, 59 Ar. 1; nur gegen Ber: 
gütung? 3.1, 79 Nr. 1; Vermittlung ohne Aufforderung: Ar. 2; Yohnver- 
iprechen, auch wenn nicht vermittelt: Ar. 3. 


Literatur: f. I. 2, 59. 8 


Entgegenwirken: J. 1, 79 Ar. 1; 2, 59 Nr. 2; Herabdrücken des Kauf— 
preifes: J. 1, 79 Nr. 2; „Zuführen”: 5. 2, 59 Wr. 1. 


Literatur: f. 3. 1, 77 u. 79. $ 656. 

1. Iſt ein Wechſel als Heiratsprovifion zahlungshalber gegeben worden, 
fo kann der Geber, der aus dem MWechfel von einem Dritten in Anſpruch ge- 
nommen worden ilt, vom Empfänger, der Baluta erhalten hatte, Rückerftattung 
aus dem Gefichtspunkte der ungeredhtfertigten Bereicherung verlangen (KG. 
8. Juni 04, AGBI. 15, 73 — SchlHolftAnz. 04, 314; DLGO,. Frankfurt 10. Dez. 03, 
FrankfRundfc. 38, 109; OLG. Braunfchweig 13. Nov. 03, Braunfhw. 51, 107). 

2. Wechſel nicht klagbar: 3. 2, 59 Nr. 1, ebenfo OLG. Braunfchweig 
9. Juni 04, Braunfhw. 51, 107; keine rückwirkende Kraft: I. 1, 79. 


Meunter Titel. Auslobung. 
Lireratur: Kohler, Auslobung und Wette, UrhBürg®R. 25, 1; Heinsheimer, Zum Begriff 

Auslobung“, DI3. 9, 623; f. ferner 5. 1, 79, fowie unten vor $ 762. 

8 660. 

Iſt eine Belohnung für die Entdehung eines MWörders ausgefeßt, fo ver- 
dient fie fich auch derjenige, der den Täter nur deshalb nachweiſt, um ſich 
jelbft von einem auf ihm laftenden Verdadt zu befreien (OLG. Hamburg 
27. Mai 04, Hani63. 25 2. 221). . 


Zehnter Titel. Auftrag. 


8 662. 

1. Beim Kreditauftrag des $ 778 ift ein Auftragsgeichäft im Sinne von 
$ 662 nicht ausgefchloffen (RG. 5. Nov. 03, IM. 33, 37). 

2. Erhält ein Kaufmann den Auftrag, Öeld aufzuheben, fo darf er das 
Geld bei einer fiheren Bank einzahlen und haftet nicht, wenn die Bank 
wider Erwarten in Konkurs gerät (RG. 7. Nov. 03, DIZ3.9, 217 = Bank. 
3, 136 = R63. 56, 149). 


Literatur: J. J. 1, 59. 
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3. Durch Hingabe eines Verficherungsantrags an den Agenten entiteht 
ein Auftragspverhältnis, und der Agent haftet, wenn er mit der Weitergabe des 
Antrags an die Gefellihaft fäumig it (OLG. Karlsruhe 3. Febr. 04, BadRpr. 
70, 173). 

4. Haftung des Beauftragten: I. 1, 80; Form des Auftrags: 7.2, 59 Nr. 1. 


8 664. 
Db der Unterbevollmädtigte an Stelle des Beauftragten tritt oder für 


diefen tätig wird, ift nad dem einzelnen Fall zu beantworten (AG. 30. Nov. 03, 
DRG. 9, 294). 
8 666. 


1. Weicht der Beauftragte zuunguniten des Auftraggebers ab, fo kann diefer 
die Annahme der Leijtung verweigern; ift eine andere, vertraggemäße Erfüllung 
nicht mehr möglich, dann kann der Geihäftshberr nad $ 325 BGB. zurüd- 
treten; andernfalls ift das Recht zum Rücktritt erft gegeben, wenn es nad 
8 326 BGB. die Folge des Verzuges des Leiftungspflichtigen ift (MG. 14. April 
04, R62. 57, 392). 

2. Giroverkehr: RG. in J. 2, 59, ebenfo OLG. Hamburg 21. Okt. 03, 
Hani623. 24 H. 301. Bal. $ 783 Nr. 2. 


8 666. 

Der Beauftragte iſt nicht bloß nad vollftändig ausgeführtem Auftrag, 
fondern immer nach — wenn aud) vorzeitig eingetretener — Beendigung des 
Auftragsverhältniffes zur Rechnungslegung verpflichtet (RG. 28. Okt. 03, RG3. 
56, 116). 

8 667, 
Literatur: f. 3. 2, 59. 

1. Was der Beauftragte anläßlich der Gejhäftsbejforgung für feine Perſon 
(als Gefchenk) erhält, braudt er nicht herauszugeben (RG. 8. Juni 03, DIT2. 
8, 525). Ebenfo 7. 1, 80. 

2. Der fogenannte mittelbare Vertreter wird durch Gefchäfte, die er mit 
Dritten fchließt, lediglich felbjt berechtigt und verpflichtet; feine obligatorifchen 
Verpflichtungen und Rechte gegenüber demjenigen, in deffen Intereffe er 
handelt, bejtimmen fih nad dem zwiſchen ihm und dieſem beitehenden Redıts- 
verhältniffe, während der leßtere zu dem Gegenkontrahenten in keine rechtliche 
Beziehung tritt (RG. 14. Juni 04, IM. 33, 469). 


8 669. 


Unfpruch der gefchiedenen Ehefrau auf Vorauszahlung des Unterhalts für 
das Rind? 7.2, 60. 
8 670. 


1. Das Vorbringen des Beklagten, bei Erteilung des Auftrags zur Ein- 
löfung eines Wechſels den Betrag übergeben zu haben, ijt Bejtreiten der Rlag- 
behauptung (OLG®. Celle 15. März 04, DLG. 9, 9). 

2. Befreiung von BVerbindlichkeiten: 5. 1, 30; allgemeine Aufwendungen 
des Anwalts: I. 2, 60. 

8 672. 


Noch nicht eingezogene Beträge: I. 2, 60. 


8 675. 
Literatur: ſ. I. 2, 00. 

1. Wenn aud der Gerichtsvollzieher als Beauftragter des pfändenden 
Gläubigers anzufehen it, To fällt do die von ihm vorgenommene Zwangs— 
volljtrekung unter den Begriff der Amtshandlung (RG. 29. Okt. 03, RG3Z. 56, 84). 

2. Subjtitut eines Rechtsanwalts: I. 2, 60. 


. 
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8 676. 
Literatur: Mittermüller, Die Haftung für einen Rat, GejuR. 5, 76; f. ferner J. 2, 60, ſowie 
unten $ 823. 

1. Die Haftung des Bankiers (vgl. 3.2, 60 Nr. 2) fällt weg, wenn er 
dem Runden bei der Empfehlung Papiere (Erpofes, Gutachten) übergeben hat, 
und der Runde bei genauer Prüfung deren mangelnde Übereinftimmung hätte 
bemerken müffen (RG. 26. Jan. 04, HoldheimsMScr. 13, 107). Über die 
Haftung des Bankiers: 3. 1, 80 Nr. 1 u. 2; 2, 60 Air. 2; ebenfo RG. 16. April 
04, 233,9. 650 — BankA. 3, 209 — ZURtG. 12,7 — Annerf. 35, 536. 

2. ird ein abfichtlich falfher Rat brieflich erteilt, jo ift die Handlung 
nad) dem am Orte der Aufgabe und nad) dem am Orte des Empfangs gelten» 
den Rechte zu beurteilen (RG. 22. Dez. 02, SächſArch. 14, 200). 

3, Die Erteilung einer Auskunft ſteht begrifflih der Erteilung eines 
ee einer Empfehlung gleih (OLG. Zweibrücken 9. Okt. 03, Bucelts. 

5, 228). 

4. Ein Rechtsanwalt haftet für einen feinem Klienten erteilten Rat nad 
5 276 (RG. 22. Sept. 04, SchlHolftAnz. 04, 305). 

5. Auskunft eines Prokuriften: I. 1, 80 Nr. 3; nadträglihe Anderung 
der mitgeteilten WVerhältniffe: Ar. 4; vorſätzliche falfhe Auskunfterteilung: 
7.2, 60 Nr. 1; Notar: Ar. 3. 


Elfter Titel. Geichäftsführung ohne Auftrag. 
Literatur: Ußert, La gestione d’affari nella dottrina e nella giurisprudenza, Turin 1904; 
f. ferner J. 1, 80; 7. 2, 60. g 677 


Hat jemand nur in Ausführung eines eigenen Geſchäfts in die Redts- 
iphäre eines andern eingegriffen, fo liegt keine Gefchäftsführung im Sinne 
von $ 677 BGB. vor; zur Annahme einer folden ijt vielmehr erforderlich, 
daß der Wille, für einen andern zu handeln, ernitlidy beitanden hat und kund- 

egeben worden ift. Durch den Verkauf einer Uniform an einen Einjährig- 
Freiwilligen wird deffen Vater nicht verpflichtet (OLG. Dresden 17. Febr. 03, 
SähfArd. 14, 100). 

8 679. 

1. Die 88 677—687 betreffen nur das obligatorifche Verhältnis des Ge— 
Ichäftsführers zum Gefchäftsherrn; fie Schaffen aber keinerlei Vertretungsmadt, 
aus der ein Dritter etwas für fih gegen den Gefhäftsherrn herleiten könnte 
(OLG. Stettin 9. Mai 02, DLG. 9, 10). 

2. Ortskrankenkaffe, Armenverband, Arankenkaffe: I. 1, 80 Nr. 14. 


$ 6883. 


Eine Stadt kann die Erftattung der KRoften einer durch Polizeiverordnung 
des Bürgermeifters im gejundheitlichen Intereffe den Hauseigentümern auf: 
erlegten, von der Stadtverwaltung ausgeführten Arbeit von dem deren Vor: 
nahme verweigernden Hauseigentümer verlangen (OLG. Rolmar 10. Jan. 02, 
DI3. 8, 576). 


8 684. 
Genehmigung: T. 1, 81. 

8 685. 
Beweislaft: J. 1, 81. 

8 687. 


Literatur: f. J. 2, 61. 

1. Der Fall, wo jemand ein fremdes Geſchäft im Auftrage eines Dritten 
beforgt, fällt nicht unter $ 687 Abſ. 2 (RG. 23. Dt. 03, JW. 32 8. 141). 

2. Wer eine Arbeit ausführt in der irrigen Annahme, daß fie beitellt ei, 
nn Bezahlung nur nad 88 812 ff. verlangen (OLG. Stettin 30. Juni 03, 

.8, 77). 
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Zwölfter Titel. Verwahrung. 
8 688. 

1. Nimmt das Armenamt die Saden einer im Siehenhaufe untergebradhten 
Berfon in Verwahrung, fo darf es fie nicht verjteigern und haftet, wenn es 
das tut, aus $ 823 (OLG. Dresden 24. Sept. 03, DLG. 9, 24). 

2. Belaffen von Waren auf dem Speicher: I. 1,81 Nr. 1; Deponierung 
bei Gericht: Ar.2 und 7.2, 61 Nr. 3; Manufkript beim Theaterdirektor: 7. 2,61 
Nr. 1; Überkleider der Schüler in der Schule: Nr. 2. 


8 691. 
Verwahrung ein Vertrauensverhältnis: J. 2, 61. 
8 697. 
Ubtretung des Anſpruchs auf Rückgabe: T. 1, 81. 
8 698, 


Die Verzinslichkeit öffentlich hinterlegter Gelder richtet fi nad Landes- 
gefeg (OLG. Dresden 8. Jan. 04, SeuffA. 59, 142). 


Dreizehnter Titel. Einbringung von Saden bei Gaftwirten. 


Literatur: Stiffler, Das receptum cauponum (Gaftaufnahmevertrag) und bie Haftpflicht ber 
Gaftwirte „ex recepto*“ in — Beruckſichtigung des ſchweizerlſchen Obligationenrechts 
und des BGB. des Deutſchen Reichs, Chur 1903; |. ferner J. 1, 81; J. 2, 61. 


8 701. 


1. Der Gajtwirt haftet nicht für Sachen, die der Hotelgaft in den Rejtau- 
en liegen läßt (DLG. Cöln 30. Sept. 03, OLG. 8, 78 — Pudelts?. 
53, 36). 

2, Der Stallwirt haftet nicht, wenn dem eingeftellten Pferd von einem 
andern Schaden zugefügt wird (OLG. Stuttgart 10. März 04, ZVerſWiſſ. 4, 407). 
Ebenfo 3. 1, 81 Nr. 1, fowie OLG. Königsberg 14. Mai 04, PoſASchr. 7, 74 — 
Seuff A. 59, 440; LG. Flensburg 15. Okt. 03, SchlHolftUngz. 04, 87. — U. M.: 
3.2,61 Ar. 1 = DI3. 9, 228. 

3. Wegkommen im Hotelomnibus: I. 1, 81 Ar. 2; Badeanftalt: J. 2, 61 
Nr.2 = DI2.9, 78; Diebftahl von Geld aus dem Reifekorb: 7. 2, 61 Wr. 3. 


Bierzehnter Titel. Gejellichaft. 


8 706. 


Literatur: Jofef, Die Vereinigung von Ürzten zur Berufsausübung als bloße Verbindung 

(Innengefellfhaft), als Gefellfchaft des bürgerlichen Rechts und als offene Handelsgeſellſchaft, 

ruchotsBeitr. 48, 263; J. ferner J. 1, 9. 

1. Ein Gefellfchaftsvertrag betr. Spekulation in Immobilien iſt formfrei 
troß $ 313 BGB. (OLG. Karlsruhe 19. Juni 02, Puchelts 3. 35, 65). 

2. Das Redtsverhältnis zwifchen der Gewerkihaft und den einzelnen 
Gewerken iſt ein privatredhtlihes (RG. 6. Febr. 04, ZBergr. 45, 9; vgl. 
PrOVG. 18. Sept. 03, ZBergr. 45, 98). 

3. Auch Gefellihaften und Vereine können Träger von Gewerbskongefjionen 
fein (BayVG6H. 15. Okt. 02, BayVGH. 24, 199). 

4. Der — Kolonnenvertrag iſt ein Geſellſchaftsvertrag (GewG. 
Stuttgart 21. Nov. 03, GewG. 9, 258). 

5. Rechtsform der Gefellfchaft: I. 2, 61 Nr. 1; Anwendung von Art. 170 
EGBGB.: Ar. 2; Zufammenmwirken: Ar. 3; Zeichnung zu einem Öarantiefonds: 


.1, 82, 
3 8 713. 


1. Der geihäftsführende Gefellihafter hat der Gefamtheit der Gejell- 
ichafter jederzeit Auskunft zu erteilen und Rechenſchaft abzulegen; Geſchäfts— 


Riteratur: ſ. I. 1, 82. 


Siebenter Abſchnitt. Einzelne Schuldverhältnifie (33 688— 740). 13 


führer iſt jeder Gefellfchafter, der von der Führung der Geſchäfte nicht aus» 
geichloffen ift (OLG. Marienwerder 24. Okt. 02, DLG. 8, 80). 
2. Honorar: 7. 1, 82 Ar. 1; commis interesse: Ar. 2. 


8 714. 

Nichteingetragene Firma: J. 2, 62. 
8 717. 

Anſpruch auf Rechnungslegung unübertragbar: 7. 2, 62. 
8 718, 


1. Das Vermögen der Gefellihaft ift ein von dem Privatvermögen der 
Gejellichafter gefondertes felbitändiges Vermögen, ein Vermögen zur gefamten 
Hand (RG. 11. Dez. 03, IJW. 33, 61; BayVGH. 11. Juli 03, BayVGH. 24, 575). 

2. Eine Lotteriefpielgemeinihaft iſt ein Gejfellihaftsvertrag und umfaßt 
auch die zum Gefellichaftsvermögen gehörenden bedingten Rechte (RG. 9. April 
04, IW. 33, 360). Vgl. unten $ 723 Wr. 2. 

3. Mehrere Mitpächter einer Jagd ftehen im Geiellichaftsverhältnis (OLG. 
Braunfhweig 12. Juni 03, Braunihw. 50, 187). 

4. Anſpruch auf Mitgliederbeiträge: I. 2, 62, Ar. 1; Grundftük: Ar. 2. 


8 719. 


Hypothek auf Anteil eines Gefellichafters? I. 1, 82; Aufrechnung gegen 
PBrivatihuld? 7. 2, 62 Nr. 1. 
8 722, 


Gemeinrechtlihe Grundfäße: I. 2, 62. 


— 8 723, 
Literatur: ſ. 3. 2, 62. 

1. Mit der Schadensklage aus $ 723 kann Rechnungslegung begehrt 
werden (OLG. Cöln 6. Dez. 02, DI3. 8, 576). 

2. Erklärt ein Beteiligter einer Lotteriegemeinfchaft einem andern, nicht 
weiter mitipielen zu wollen, und übernimmt diefer deifen Losanteil, fo haben 
die übrigen Beteiligten kein Recht an diefem Anteil (RG. 17. Juni 04, SchlHolft- 
Unz. 04, 289 — 3. 33,543, in Beftätigung von OLG. Kiel 12. April 04, O8G. 
9,11 = SchlHolſtAnz. O4, 179). 

3. Dbergangszeit: I. 1, 82; 2, 62 Nr. 2; Kartellvertrag: J. 2, 62 Nr. 1. 


8 736. 


8 733. 
Im Verhältnis zu den Gläubigern verdienen die gemeinfchaftliden Schul— 
den, die fih auf das Gefellihaftsverhältnis gründen, keinen Vorzug vor den 
rg gemeinichaftlihen Schulden des Gefellichafters (OLG. Kiel 21. Sept. 03, 


8, 81). 
8 738. 
Umfchreibung eines Gefellichaftsgrundftüks: I. 1, 82; Zurüdkbehaltungs- 
recht des ausgeichiedenen Gefellihafters? T.2, 62 Nr. 1 — Württ. 15, 135. 


8 740. 


Die Beitimmung in $ 740 gilt auch für den Fall, wo der eine von zwei 
Gefellfhaftern ausicheidet, die Gefellfchaft dadurch aufgelöft und das Gejchäft 
mit Aktiven und Baffiven von dem andern Gejellihafter übernommen und 
fortgeführt wird, falls die Gefellihafter nicht eine andere Vereinbarung für 
die Auseinanderfegung treffen (RG. 11. Nov. 03, RG3. 56, 16). 


VBorausfegung: 7. 1, 82. 
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Fünfzehnter Titel. Gemeinfchaft. 


g 742. 

1. Für den Grundbudrichter gilt die Vermutung des $ 742 BGB. nicht 
(OLG. Karlsruhe 10. Okt. 03, ZBIFO. 4, 507). Ebenfo 3. 1, 83. — Abweichend: 
OLG. Rolmar 21. Dez. 03, ElſLoth3. 29, 267. 

2. Eintragung älteren Redts: I. 2, 63 Nr. 1. 


8 743. 
Auslegung von Abſ. 2: J. 1, 83. 


8 745. 
It ein im Miteigentum ftehendes Gebäude abgebrannt, fo kann der eine 


Miteigentümer vom andern nad $ 745 Abſ. 2 den Wiederaufbau verlangen 
(OLG. Stuttgart 8. Mai 03, DLG. 8, 82). 


Literatur: f. I. 2, 68. 8 749. 
Zwangsverfteigerung vor Fälligkeit: I. 1, 83. 


8 752. 

Rückfiht auf Varteivereinbarungen: 7.1, 83 ir. 1; Naturalteilung: Ar. 2; 
Verfteigerung eines Zeitungsunternehmens: 7.2, 63 Ar. 1 = GSeuffll. 59, 10. 
8 753. 

1. Iſt das gemeinfhaftlide Grundftük nur auf den Namen eines Mit- 
eigentümers eingetragen, und foll es nad Auflöfung der Gemeinſchaft öffent: 
li verkauft werden, jo muß zunächſt das Grundbud dahin berichtigt werden, 
daß das Grundjtück auf die Miteigentümer eingetragen wird (OLG. Hamburg 
16. April 04, HanſG3. 25 B. 157). 

R 2. Beitimmung des Erblaffers über Berfteigerung des Nachlaßgrundſtücks: 
. 2, 63. 
8 756. 


Bertragsmäßige Forderungen: I. 1, 83. 


Sechzehnter Titel. Leibrente. 
Literatur: Sepp, Der Leibrentenvertrag nad dem BGB., Münden 1905; f. ferner I. 1, 8. 


8 760. 
Bezug des Einkommens in Monatsraten: J. 1, 83. 


8 761. 
Regelung der Unterhaltspflicht durch Leibrentenvertrag: J. 2, 63. 


Siebzehnter Titel. Spiel. Wette. 
Literatur: France, Wette, Schenkungsverjprehen, Werkvertrag und Yuslobung, HirthsUnn. 
37, 558; f. ferner oben bei $ 657, fowie 3.1, 84; 2, 68. 
8 762. 


1. MWettverträge find, obſchon fie nadı $ 762 BGB. keine Verbindlichkeit 
begründen, dod) keine unfittlihen Gejchäfte (RG. 4. März 03, Holdheims WSchr. 
13, 49; 26. Hamburg 20. Okt. 03, HanſG3. 25 2. 7). 

2. Auch wenn auf eine Spielichuld ein Wechfelakzept an Zahlungs 
Statt gegeben wird, wird damit keine unwiderruflice Zahlung geleiftet; 
vielmehr bleibt der Empfänger zur Rückgabe des Akzepts verpflichtet, weil die 
Schuld keine verbindlihe war (RG. 3. Okt. 03, DI3. 8, 526 — Bank. 3, 49). 
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Bol. R6Z3. 51, 357, fowie oben $ 656 Ar. 1 und J. 1, 84 Ar. 4 u.6; 2, 64 
Nr.6. Bol. Kuhlenbeck 1, 612 Nr. 2. 

3. Dienjtverträge zum Zwede des Spieles (Aufträge zu Rennwetten) find 
ei, (RG. 8. Juli 02, Grucdots®Beitr. 47, 932). Ebenfo I. 1, 84 Wr. 9; 
2,6 t. 2. 

4. Durd die Beſtimmung in Abſ. 1 Sat 2 foll nur der Mangel der 
Rechtswirkſamkeit geheilt werden, der dem Geſchäft infolge feiner Eigenjchaft 
als Spiel anhaftet; andere Mängel des Verpflichtungsaktes werden durd die 
Leiſtung nicht geheilt (RG. 14. Okt. 03, IW. 33, 38). 

5. Der Ausihluß der Rückforderung des auf Grund des Gpiels „Ge- 
leiſteten“ ift nur auf ſolche Leiftungen zu beziehen, die die Schuld derart er: 
ledigen, daß keine Verbindlichkeit zurücbleibt (RG. 23. Dez. 03, SächſArch. 
14, 217). 

6. Das auf Grund eines Gellafcheines Bezahlte ift nicht rückforderbar 
(29.1 Berlin 25. April 03, DT3.9, 80). Wal. $ 138 Nr. 19. 

7. Übergangszeit: I.2, 63 Nr. 1; Darlehn zu Spielzweken: I. 2, 64 
Nr. 3, OLG. Stettin dort — OLG. 8, 83; vgl. Rublenbek 1, 612 Ar. 4. — 
A. M.: J. 1, 84 Nr. 3; Aufrechnung, Saldo: I. 2, 64 Ar. 4 u. 5, ebenfo RG. 
11. Jan. 03, GrucotsBeitr. 47, 1049; Wechſel: 7. 1, 84 Nr. 4—6; Vergleich: 
Ar. 1; Lebensverficherungspolice: Ar. 2 und (RG.) I. 2, 64 Nr. 6; Pfand: 
beitellung, Bürgfchaftsleiftung: 3.1, 84 Ne. 7 u. 8. 


8 763. 
Literatur: Eihborn, Yotteriefpiel und Wettmafchine, DI3.9, 520. 


1. Iſt eine Lotterie in einem Bundesjtaate genehmigt, jo find auch die- 
jenigen Xotterieverträge gültig, die in einem andern Bundesftaate geichloffen 
find, wo das are in auswärtigen Lotterien verboten ift (RG. 17. Tunt 04, 
IM. 33, 542 = SchlHolſt Anz. 04,289, in Beftätigung von DLG. Kiel 12. März 04, 
SchlHolſt Anz. 04, 178). Ebenſo (auh RG.) 7.1, 84 Ar. 1; Kublenbek 1,613 
Ar.4; Endemann 1, 1183; Neumann 1, 469 Nr. 2b; Beitehenbleiben des 
ſtrafgeſetzlichen Verbots: J. 1, 84 Nr. 1; 2, 64 Wr. 1. 

2. Ein „Skatturnier” ift ein Ausipielvertrag im Sinne von $ 763 (OLG. 
Dresden 3. Febr. 04, OLG. 9, 12). 

3. Polizeilihe Genehmigung des Totalifators: I. 1, 85 Nr. 2. 


8 764. 

Literatur: —, Differenzgefchäft und Börfentermingejhäft in Gefeßgebung und ——— von 
einem Richter, Berlin 1904; v. Seeler, Der Spieleinwand, UrhBürgR. 24, 1; dazu Muß» 
baum, ArhBürg®. 24, 325; —, Die Rechtſprechung des Reichsgerichts zum Differenzeinwand, 
3.33, 108; f. ferner 5.2, 64. 

1. Ein Raffageihäft wird nicht deswegen zum klaglofen Differenzgeichäft, 
weil es in Spekulationsabficht geichloffen ift; auch kann nicht allein daraus, 
daß es fich zwifchen vielen zweifelhaften Differenzgeichäften befindet, gefolgert 
werden, daß es ſich auch bei ihm um ein bloßes Spielen um den Kurs ge- 
handelt habe (RG. 4. Juni 02, Holdheims MSchr. 11, 240). 

2. Ein Spekulationskauf wird dadurd allein nicht zum Differenzgeichäft, 
daß der Räufer die Abnahme und Sieferung ausſchließt; das kann unter Um— 
ftänden nur bedeuten, daß die Stüde im Depot des Bankiers bleiben follen 
(RG. 4. Juni 04, HoldheimsMScr. 13, 252). 

3. Das Differenzgeihäft kann aud in die Form des Kommiſſionsgeſchäfts 
gekleidet werden; insbefondere jtellt fi das Geſchäft als Differenzgefhäft dar, 
wenn der Käufer nicht abnehmen und der Rommiffionär die Zeit des Verkaufs 
beftimmen follte (RG. 16. April 04, Holdheims MScr. 13, 253 — IM. 33, 291). 
Ebenio J 1, 85 Nr. 3. 

4. Geſetzlich zugelaffene Börfentermingeichäfte find nicht als Spielgeichäfte 
nichtig (OLG. Hamburg 29. Jan. 04, HanſG3. 25 9. 76). 


=] 
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5. Kaſſageſchäften gegenüber iſt in der Regel weder der Differenz- noch 
der Sy hehe noch endlich die Berufung auf $ 50 des BörſG. zuläffig 
(OLG. Kolmar 25. Juni 04, BankQ. 4,12). Ebenfo I. 1,85 Nr.1; RG. 4. Jan. 02 
dort — Holdheims MSchr. 11, 112; vgl. aber au RG) I. 9, 64 Nr. 1 u. 2. 

6. Stempelbeträge: I. 1, 85 Ar. 2. 


Achtzehnter Titel. Bürgichaft. 


8 765. 


1. Die Erklärung des Bevollmädtigten, neben der Haftung des Voll— 
a eine folche zu übernehmen, ift eine Bürafhaft (RG. 30. Mai 04, 
IM. 33, 407). 

2. Eine auf unbejtimmte Zeit übernommene Areditbürgichaft wird regel- 
mäßig durch die Eröf nung des KRonkurfes über das Wermögen des Haupt: 
Ihuldners beendigt (OLG. Kiel 5. Nov. 03, SchlHolftAlnz. 04, 5). 

3. Wenn jemand für die Schuld eines andern neben diefem dem Gläubiger 
gegenüber zu deſſen Sidherftellung die Haftung als Geſamtſchuldner über⸗ 
nimmt, ſo liegt die Eingehung einer ſelbſtſchuldneriſchen Bürgſchaft im Sinne 
des & 765 Abſ. 1 und des 8 773 Abſ. 1 Ar. 1 BGB. vor, zu deren Gültigkeit 
die Schriftform erforderlih it (BayDbLG. 8. Mai 03, BayObG3. 4, 330; 
OLG. Karlsruhe 10. Juli 03, BadRpr. 69, 338). 

4. Die Bürgichaft für Mechlelkredit enthält an fich nicht eine Bürgichaft 
für die kaufalen Darlehne (OLG. Karlsruhe 5. Nov. 03, BadRpr. 70, 3). 

5. Die Fähigkeit einer Ehefrau, fich durch Bürgihaft zu verpflichten, iſt 
nad) dem für die Saupticuld maßgeblichen Recht zu beurteilen (Court of appeal 
of Indiana 4. April 02, Böhms. 14, 98). 

6. Bürgſchaft als "gegenfeitiger Vertrag: I. 2, 64 Nr. 1; Verfprechen, eine 
fremde Schuld zu regeln: J. 1, 85 Nr. 1; Medhlelgiro: Nr. 2. 


8 766. 


1. Eine Bürgihaft kommt auch gültig in der Weife zuftande, daß der 
Bürge dem Schuldner eine Bürgihaftsurkunde aushändigt, in der der Name 
des Gläubigers noch fehlt und in die der Schuldner den [äubi er erſt hinein- 
pr nachdem er einen gefunden (RO. 18. Febr. 04, Fo 38, 18 
— Recht 8, 252 — R62. 57, 66). 

2. Aus der Bürgfdaftsurkunde ſelbſt muß hervorgehen, daß der Bürge 
für eine beftimmte Schuld eines andern einjtehen will. Briefwechſel genügt 
nicht (RG. 8. März 04, FrankfKundſch. 38, 32 — RG3. 57, 258). 

8. Die Schriftform ift nicht gewahrt, wenn die Kontrahenten mündlich ver- 
einbaren, eine zunädjt für eine andere Bürgichaft ausgejtellte Urkunde folle 
für die neue Bürgichaft gelten (RG. 29. Sept. 04, IW. 33, 552). 

4. Die Hauptihuld muß injfoweit bezeichnet fein, daß kein Zweifel dar: 
über obwalten kann, für welde Hauptichuld der Bürge haftet (OLG. Karls- 
ruhe 2. Nov. 03, Seuff A. 59, 143 — BadRpr. 69, 340 — Puchelts 3. 35, 63). 

5. Formlofe Nebenverabredungen find Are der Ichriftlichen Birafaafts- 
erklärung ungültig (OLG. Dresden 2. Febr. 03, DLG. 8, 34. — U. M.: DVG. 
Cöln 28. Juni 02, RheinArd. 99 1 90). Bal. 3.1, 85 A. 3. 

6. Auch für die kumulative Schuldübernahme ijt die Schriftform erforder: 
lid) (außer den $ 414 Air. 2 mitgeteilten Entſcheidungen noch DLG. Hamburg 
13. Juni 04, Hani63. 25 B. 232; 86. Darmſtadt 11. Juni 03, HeſſKſpr. 5, 110. 
— A. M.: OLG. Cöln 4. Okt. 02, OLG. 8, 84). 

7. Ubmadhungen zwifchen ‚dem Schuldner und dem Bürgen unterliegen 
der ———— nicht (RG. 22. Sept. 04, IW. 33, 553). 

8. Inhalt der Erklärung: I. 1, 85 Wr. 1; Name des Gläubigers: Nr. 2; 
Verzicht: Tr. 4; TED STE UBR, für fremde Schuld: Ar. 5; Anderung der 
Kündigung: I. 2,64 Ari = SeuffBl. 69, 403; Bürgfhaft durch Mittels: 
perfon: I. 2, 65 Yir. 2 = SächſArch. 14, 59. 


Literatur: ſ. 3.1, 85. 
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@iteratur: 1. I. 2, 68. 8 767. 


1. Das Recht des Erfüllungsortes der Hauptfchuld ift maßgebend dafür, 
was der Bürge zu leijten hat; das Recht des Erfüllungsortes der Bürgſchafts— 
ſchuld (MWohnfigrecdht des Bürgen) dafür, ob er zu leiiten hat (RG. 23. April 04, 
Böhms. 13, 423). Über Erfüllungsort vgl. $ 269 Wr. 8. 

2. Noch nach der rechtskräftigen Verurteilung des Hauptichuldners kann 
der Bürge gegenüber der Klage des Gläubigers den Beltand der Hauptſchuld 
bejtreiten und eine im Vorprozeſſe abgewiefene Einrede des Hauptfchuldners 
geltend maden (RG. 5. Nov. 03, R63. 56, 109 — IM. 323. 141 — GeuffX. 
59, 442). 

3. Bürgfchaft für fauftpfandlich gefiherte Forderung: I. 1, 86. 


8 768. 


1. Wird die Schuld dem Schuldner gejtundet, fo kommt dies aucd dem 
Bürgen zugute; die dem Bürgen hieraus erwachſende Einrede kann ihm nicht 
dadurch entzogen werden, daß der Gläubiger die Stundung auf die Perſon 
des Schuldners beſchränkt (RG. 14. Tan. 04, RG3. 56, 310, wodurch DLG. 
Breslau, J. 2,65 Ar. 3, beftätigt wird, deſſen Entſcheidung aus einem andern 
Grund aufgehoben wird). 

2. Verwirkte Bertragsitrafe: J. 2,65 Ar. 1; Aufrechnung im Ronkurs: Nr. 2. 


8 769. 
Literatur: 1. J. 2, 65. 
8 772. 
Bürgfchaft für Hypothek, Mitteilung von der Zwangsverfteigerung: 3.2, 65. 
8 774. 


Lireratur: Roban, Der NRegrek des Bürgen und Piandeigentümers nad öfterreihtihem und 
beutihem Redt, Graz 1903; Breit, Jur Lehre vom Eintritte des Bürgen und des Dritt- 
verpfünders in bie Rechte des befriebigten Gläubigers nad BGB., GruhotsBeitr. 48, 283; 
Lippmann, Der Streit um das beffere Recht zwilhen Bürgen und Drittverpfänder bei In— 
fotvenz des Hauptihuldbners, Thür. 51, 180; f. ferner J. 2, 65. 

1. Der Übergang der Forderung auf den Bürgen gehört nicht zum Weſen 
der Bürgihaft; der Bürge kann dem Schuldner gegenüber auf diefes Recht 
verzichten (OLG. Stuttgart 30. Tan. 03, WürttT. 16, 162). 

2. Zahlt ein Bürge beim Vorliegen einer Mitbürgichaft mehr als feinen 
Kopfteil, jo kann er troßdem nur fo viel vom Mitbürgen engen. 
als auf deffen Kopfteil fällt; $ 774 — auch bei vertraglicher ee (ORG. 
Hamburg 22. Dez. 03, HanfG3. 25 B. 67 — SeuffA. 59, 271 — DREO. 


8 775. 


1. Darin, daß ſich der Bürge Sicherheit bejtellen läßt, liegt noch kein 
Verzicht auf das Recht, Befreiung von der Bürgſchaft zu verlangen (RG. 
22. Sept. 04, IM. 33, 553). 

2. Zahlung für den Auftraggeber an Stelle des Schuldners: 3.2, 65. 


8 777. 


Befriftung der Bürgfchaft für beftehende Schuld: 3. 2, 66 Nr. 1; Voraus: 
ſetzung: I. 1, 86; Aufgabe der Beichränkung: 7.2, 66 Nr. 2. 


8 778. 
Literatur: Förfter, Der Areditauftrag, Leipzig 1908; T. ferner 3.1, 86; 2, 66. 
1. Ein Fall des $ 778 liegt nur vor, wenn ein richtiges Auftragsverhältnis 
im Sinne von $ 662 zwifchen den Kontrahenten zuftande gekommen ift, wenn 
alfo der Beauftragte den Auftrag angenommen bat; andernfalls handelt es 
ſich um eine bloße Bürgichaft (RG. 5. Nov. 03, RG3. 56, 130 — DI2.9, 169; 


9, 15). 
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RO. 27. April 03, SächſArch. 14,59. — U. M.: OLG. Marienwerder 21. April 03, 
OLG. 8, 84). 

2. Nach 8 778 tritt die Haftung des Auftraggebers als Bürge erjt mit 
der Rreditgewährung ein; vorher unterjteht das Rechtsverhältnis den Beſtim— 
mungen über den Auftrag und ift widerruflid. — Auch fegt der Aredit- 
auftrag voraus, daß der Beauftragte Er Zeit des Auftrags noch nicht ver- 
pflichtet war, den Kredit zu gewähren (OLG. Marienwerder 15. Jan. 04, OLG. 
9, 13 — Seuff A. 59, 44 = PoſWMWSchr. 7, 35). 

3. Keine Unwendung des $ 766: T. 1, 86 — Seuffll. 58, 59. 


Neunzehnter Titel. Vergleich. 
Literatur: Sellner, Der Vergleih nah dem BGB., Seuffßl. 69, 28; |. ferner I. 2, 66. 


8 779. 


1. Der mündlich gefchloffene Vergleich ift auch dann wirkfam, wenn damit 
ein Schuldverjprechen oder ein Schuldanerkenntnis erteilt wird (RG. 27. Mai 03, 
GrudotsBeitr. 47, 934 — ZUNG. 4, 332). 

2, Die in einem früheren Vertrag enthaltene Schiedsgerichtsklaufel wird 
durch einen Vergleich über das ftreitige Rechtsverhältnis befeitigt (OLG. Königs: 
berg 14. Nov. 03, OLG. 8, 85). 

3. Bei mangelnder Willensübereinftimmung der Parteien ift der Vergleich 
ungültig (OLG. Karlsruhe 13. Okt. 03, BadRpr. 70, 50). 

4, „Ungewiß“: 5.1, 86 Ar. 1; Vergleich über Urteilsforderung: Wr. 2; 
Formlofigkeit Nr. 3; Wergleih über Erbverzidt: Nr. 4; „NRedtsverhältnis“: 
3.2, 66 Ar. 1; Gewäbhrleijtung: Nr. 2. 


Zwangzigfter Titel. Schuldverfpredhen. Schuldanerkenntnis. 


Literatur: Steinbad), Das abftrakte Schuldverfpredhen, SHAGZ. 55, Sonderabdruk; Stampe, 
Causa und abjtrakte Geichäfte, Eine Grundlegung für das Verſtändnis der $$ 780—782 BGB.. 
Goldfchmidts. 55, 387; ienftein, Begriff und Fälle des abftrakten Rechts im geltenden 
Rechte, GruchotsBeitr. 48, 477; ſ. femer 7 2, 66; ſ. auch zu $ 3665. 


8 780. 


1. Zur Angabe des Schuldgrundes einer einzutragenden Hypothek genügt 
es, daß ein Schuldverjprehen nad $ 780 vorliegt (AG. 29. Juni 03, RG. 
26 A 278). Ebenfo 7. 1, 87 Wr. 3. 

2. Begriff: I. 1, 87 Nr. 1; 2, 66 Nr. 1; Wirkung: 3. 1, 87 Nr. 2. 


g 781. 


1. In der Bitte um Gejtundung ift kein Anerkenntnisvertrag zu finden 
(OLG. Dresden 7. Juli 03, SächſArch. 14, 256). 

2. Individualifiertes Anerkenntnis: 3. 1, 87 Nr. 1; Zeugenvernehmungs- 
protokoll: Nr. 2; unbeadtlicher Einwand: I. 2, 66 Nr. 1. 


8 782. 
2iteratur: ſ. 3. 2, 66. 


Einundzwanzigfter Titel. Anweifung. 


8 783. 


1. Auch eine mündlidy verabredete Anweiſung ift gültig; auf fie finden 
die SS 783 ff. entipredhende Anwendung (OLG. Frankfurt 10. Juli 03, OLG. 
8, 85 — Recht 7, 605). 

2. Im Girobankverkehr vollzieht fi die Überweifung für den Kunden 
auch ohne Benachrichtigung der Runden geradefo wie die Ab- und Zufchreibung 
auf den Girokonten der Kunden einer und derfelben Bank; demgemäß tritt 
die Unwiderruflichkeit der Überweijung mit der Wirkung für den Runden un- 
mittelbar und ohne deſſen Benachrichtigung ein (RG. 5. März 04, GeuffXl. 
59, 447). Bol. 3. 2, 67 & 783; 2, 59 $ 665. 


Literatur: ſ. I. 2, 67. 


— 
— 


Siebenter Abſchnitt. Einzelne Schuldverhältniſſe (8$ 779-811). 


8 784. 
Anweiſung zwecks Sicherſtellung: J. 1, 87; ſelbſtändiger Verpflichtungs— 
grund: I. 2, 67 Wir. 1. 
8 70. 
Scyadenserfaßpflicht der Widerrufenden: I. 2, 67. 


Zweiundzwanzigfter Titel. Schuldverfchreibung auf den Inhaber. 
Literatur: ſ. I. 1, 87; 2, 67. g 798, 


1. Auf den Inhaber lautende Lagerjcheine find rechtsgültig, auch wenn fie 
nicht von einer nad $ 363 HGB. ermädtigten Anſtalt ausgeftellt find (OLG. 
rag 16. Zuni 04, DLG. 9, 35 — HanſG3. 25 9. 177). 

oupons von Rentenverfchreibungen: J. 1, — 


g 705. 


8 807. 
Literatur: Scelmann, Das Straßenbahnbillett, ArchBürgK. 25, 186; ſ. ferner I. 1, 88; 2, 67. 
Marken, die ein Gutsbefiger den Kartoffelarbeitern in Zahlung gibt (fog. 
Kartoffelmarken), find keine Inhabermarken, wenn fie nur einem bejtimmten 
Kreis von Kaufleuten in Zahlung & geben werden dürfen (OLG. Marienwerder 
18. Dez. 03, BPoMScr. 7, 36 — Geuffll. 59, 273). 


Literatur: ſ. 3. 2, 67 


8 808. 

Literatur: Reichhelm, Lebensverfiherungspolicen und Auf —— PoſMSchr. 7, 85; 

Paulus, Die Sparkafien und die Sparkajfenbüdher, — 

1. Eine auf den Namen lautende ——— iſt kein In— 
haber⸗ oder eg gr An (AG. Hamburg 6. Febr. 04, HanſG3. 25 B. 85). 

2. Die Policen der Gothaer Bebeneverficherungebank find Zegitimations- 
Bu (OLG. Didenburg 5. Juli 02, DLG. Hamburg 2. Mai 03, DLG. 

86, 87). 
3, Übertragung von Sparkaffenbühern: I. 2, 67. 


Dreiundzwanzigfter Titel. Vorlegung von Saden. 
Biteratrr: f. 3. 1, 88. 
8 809. 


Unterfuchung des Körpers: T. 1, 88 Nr. 2; Auskunft über Krankheit: Nr. 1. 


g 810. 


1. Der commis interess& darf die Handelsbüder nur in Perſon einfehen 
(OLG. Poſen 7. Dez. 03, OLG. 8, 95 — Bank. 3, 98). 

2. Der Bürge hat für den Beweis der Zahlung des Hauptichuldners An— 
Kos u nn der Handelsbücder des Gläubigers (RG. 5. Nov. 03, 

3. Die Geſchäftsbücher von Gewerbetreibenden, die nicht Kaufleute und 
daher nicht nach den Beitimmungen des HGB. zur Führung von Büchern ver» 
pflichtet find, find keine Urkunden im Sinne von $ 810 BGB. (RG. 24. Dkt. 03, 
Recht 7, 605). 

4, Vorlegung von Schuldurkunden im Nadjlaffe: 3. 1, 88 Nr. 1; Gefchäfts- 
papier: Ar. 2. 

8 811. 
Roftenvorfhuß: J. 1, 88. 
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Vierundzwanzigfter Titel. Ungerecdhtfertigte Bereicherung. 


Riteratur: Pleffen, Die Grundlagen der modernen condictio, Leipzig 1904; Freund, Der 
Eingriff in fremde Rechte als Grund des Bereiherungsanipruds, Breslau 1902; J. ferner 
I ‚2, 68. 


3.1, 88; 
8 812. 


1. 8812 umfaßt aud) den Fall der indirekten Bereicherung (RG. 19. Juni 02, 
Gruchots Beitr. 47, 937). 

2. Hat eine Zwangsvolljtrekung ftattgefunden, ohne daß ein vollitrec- 
barer Schuldtitel vorlag, fo kann die Zwangsvollftrekung im Wege der Klage 
nad $ 812 angefodhten werden (RG. 27. Nov. 03, R63. 56, 70). 

3. Anſprüche von Urbeitgebern gegen eine Krankenkaffe auf Rüdtzahlung 
ohne Rechtsgrund geleifteter Beiträge können im Rechtsweg nad $ 812 geltend 
gemacht werden (RG. 25. Jan. 04, RG3Z. 56, 346). 

4. Wird ein Wechfel, der für eine künftige Schuld ausgeftellt ift, gegen 
die Verabredung in Umlauf gefegt und muß er vom Wechſelſchuldner eingelöjt 
werden, fo hat er einen Anfprud auf Erſatz nadı 8812 (RG. 16. Jan. 04, RG3. 
56, 317 — IM. 33, 141 — Bank X. 3, 136). 

5. Dat ein Gläubiger verfehentli dem Schuldner einen unbezahlten 
Wechſel ausgehändigt, fo kann er neben der Bereicherungsklage auf Rückgabe 
der Wechſel fofort auf Zahlung aus dem Wechſel klagen (RG. 5. Juli 02, 
GruchotsBeitr. 47, 102). Vgl. 7.1, 90 Ar. 13. 

6. Zahlt die Poſt eine Voftanweifung aus, obwohl keine Einzahlung er: 
folgt ift, fo ift der Abfender, nicht der Empfänger, bereichert (DLG. Dresden 
17. Okt. 03, OLG. 8, 87 — SähfArd. 14, 381). Val. 3. 2, 246 $ 435 N. 1. 

7. Der Scadenserfaßberechtigte wird nicht dadurch bereichert, daß durch 
die Reparatur alte Teile der beihädigten Sache durch neue erjeßt werden 
(OLG. Hamburg 11. Nov. 03, DLG. 8, 88). 

8. Der Nießbrauder hat gegen denjenigen, der die Mieten gepfändet und 
eingezogen hat, die Bereiherungsklage (OLG. Dresden 11. Dez. 03, DLG.9, 15). 

9. Veripricht ein Water, für den von feinem Sohn unterfchlagenen Geld: 
betrag Erjaß zu leiiten, damit die Straftat unentdect bleibe, fo kann er diejes 
Verſprechen kondizieren, wenn das Strafverfahren gegen den Sohn eingeleitet 
wird (OLG. Dresden 10. Juli 03, Seuffl. 59, 181). 

10. Der Vermieter hat gegen den Pfändungsgläubiger des Mieters, der 
Saden des Mieters zur Verfteigerung gebracht und den Erlös erhalten hat, 
aud noch nad) Ablauf des Monats die Bereiherungsklage, wenn die Gegen- 
ftände bis zur Veriteigerung in der Wohnung geblieben find (OLG. Stettin 
6. Febr. 04, Po MScır. 7, 52). 

11. Begründung des Anſpruchs: 3. 1, 89 Nr. 1; Vorausſetzung, Zwed: 
Nr. 2; Zwilchenperfon: Nr. 3; Inanſpruchnahme eines andern: Ar. 4; Auf- 
aabe eines Redts: Nr. 5; Verpflegung eines Hilfsbedürftigen: Ar. 7; 8 771 
ZPD.: Ar. 8; Verwendung ins Vermögen der Frau: Nr. 9; Hypothek: Nr. 10 
u. 15; gegenfeitiger Vertrag: Nr. 11; Feuerverlicherung: Nr. 12; Einrede der 
Arglift: Ar. 14; Unfallrente: Ar. 16; Beweis: Ar. 17; „etwas“: I. 2, 68 Wr. 1; 
Befreiung von einer Schuld: Ar. 2; Irrtum: Ar. 3 u. 4; Rücknahme einer 
Bauerlaubnis: Ar. 5; Rückforderung von Vorfhüffen: Ar. 6. 


8 814. 


1. Der Zweifel jteht der Kenntnis, welde $ 814 verlangt, nicht gleich 
(RG. 14. Dkt. 03, IW. 33, 38 — Bank. 3, 79). 

2. Es beiteht keine auf den Anftand zu nehmende Rückſicht, verbotene 
Börfenterminsgeichäfte zu erfüllen. Die Leiftung kann daher zurüdkgefordert 
werden, wenn der Leijtende demnächſt erkennt, daß er aus Irrtum über die 
Gültigkeit eines ſolchen Geihäfts erfüllt hat. Auch durch 8 817 wird die 
Rückforderung nit ausgeichloffen (RG. 15. Tuni 04, SächſArch. 14, 568; RO. 
in der Entiheidung unter Ar. 1). 
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3. Gegenüber der vertragsmäßigen Aufrechnung gegen Forderungen aus 
ſolchen Börfenterminsgefchäften, die nad $ 50 Börf®. nichtig find, ift die con- 
dietio anläflig, (RG. 28. Dkt. 03, HoldheimsMSchr. 13, 74). 

4. Die Verrehnung im voraus geleijteter Zahlungen auf Forderungen 
aus verbotenen Börfenterminsgeichäften bei der Saldoziehung iſt rehtswirkfam, 
wenn der andere Teil, obwohl er die Unverbindlichkeit der Gefchäfte kannte, 
keinen Einfprud gegen die Verrechnung erhob und den Geichäftsverkehr fort» 
feßte (RG. 30. Mai 04, SächſArch. 14, 571 = IM. 33, 407 — Bank. 4, 12). 

5. Die vollftändige Zahlung der durd eine Zwangsvergleichsquote nur 
teilweife bezahlten Schulden ift nad der Verkehrsauffaffung nicht etwa eine 
Schenkung, fondern eine durd Sitte und Anſtand gebotene Pflicht (OLG. Kol- 
mar 28. April 03, Elfloth3. 29, 358 = DLG. 8, 89). Val. J. 1, 90 Wr. 2. 

6. Unrichtig proteftierter Wechſel: I. 2, 68 Nr. 2; wegen Formmangels 
nichtiger Vertrag: Nr. 1; 7. 1, 89 Ar. 6; 1, 90 8 815. 


8 816. 
Literatur: ſ. I. 1, W. 

1. Nach $ 816 hat der Eigentümer einer einem Dritten abgepfändeten 
Sache Uniprud auf Herauszahlung des Verjteigerungserlöfes gegen den gut- 
gläubigen Bfändungsgläubiger (OLG. Dresden 22. Mai 03, SächſArch. 14, 228). 
< 2. Widerrechtlihe Handlung: J. 1, 91; Verfügungsredht über eine Sade: 
3.2, 68. 

8 817. 
Literatur: Cohn, Kann ber Wucherer die Herausgabe der ungerecdhtfertigten Bereicherung fordern? 


DI3.9, 854. 

1. Der Übeltäter, der dur Hingabe von Bermögensftüken die Privat- 
perfon, die er verleßt hat, zu beftimmen fucht, über feine Straftat Schweigen 
zu beobadıten, verftößt nicht gegen die guten Gitten (OLG. Dresden 7. Nov. 03, 
SächſArch. 14, 371). 

2. Beiderfeits unfittlicher Vertrag: I. 2, 68 Nr. 1; Nichtigkeit des Raufal- 
geihäfts: Ar. 2 — DRG. 9, 16; Unfittlichkeit des unmittelbaren Zwecks: Ar. 3 
= Seuffil. 59, 144; Borbdellmiete: I. 1, 91. Vgl. auch 8 138 Nr. 5, 6 u. 20; 8 814 
ir. 2, 

8 818. 


1. Auf Wiederbefhaffung und Herausgabe der inzwifchen veräußerten 
Sachen kann der wegen ee ereiherung Belangte nicht in An— 
ſpruch genommen werden (RG. 30. Jan. 04, R63. 56, 383). 

2, Abſ. 3 bildet eine Einrede, für die der Empfänger beweispflichtig ift 
(RG. 4. Okt. 04, Recht 8, 553). 

3. Unberedtigte Zwangsverwaltung: J. 1, 9. 


Fünfundzwanzigfter Titel. Unerlaubte Handlungen. 


Riteraturs Rumpf, Die Teilnahme an unerlaubten Handlungen nad dem BGB., Didenburg 1904; 
Unger, Handeln auf eigene Gefahr. Ein Beitrag zur Lehre vom Schabenserfaß, Jena 1904; 
Mauczka, Der Rechtsgrund des Schadenserfages außerhalb beftehender Schuldverhältniffe, 
Wien 1904 und OftNot}. 03, 369; Hold von Ferneck, Der Begriff der Nechtswidrigkeit. 
ZW. 24, 53; ECrome, Der Anſpruch aus unerlaubten Handlungen in Konkurrenz mit anderen 

nfprühen aus demſelben Tatbeftande, DF3.9, 14; Dertmann, Unterlaffungsanfprüdhe aus 
unerlaubten Handlungen? DI2. 9, 616; Priefter, Die zivilrechtliche Haftpflicht des Redhts- 
anmwalts und Notars, GCöln 1904; arcus, Die Aufnahme kontraktbrüdiger Arbeiter, 
UnlW. 4, 10; lan. Schadenserfaß und Buße im Syſtem bes deutfchen gewerbliden Rechts: 
(Hupe, Gemfihug 9, 3; Marcus, Schabdenserfaganfprühe aus ettbewerbsdelikten, 
UnlW. 3, 48; Eger, Die de fliht der Uutomobile, DI3. 9, 198; Hagemann, Die Haf- 
tung für Automobilfhaden, DI3. 9, 549; Förtſch, Uutomobilunfälle, GefuR. 6, 8; Geller, 
über die Haftung der Heilkünftler, Oſt3Bl. 22, 589, Brükmann, Die Haftpflidt — ins- 
befondere der Gemeinden — für die Unfälle des Winters, GefuR. 5, 85; Gerhard, Gerichts: 
entiheibungen in Haftpflichterfiherungspro eſſen, ZBerſWiſſ. 4, 399; Linkelmann, Die 
rs der Stadtgemeinden für Unfälle auf den Bürgerfteigen, ArhBürg®. 24, 244; f. ferner 

‚1,01; 2, 60. 
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8 823. 
A. Allgemeine YUuslegungsregeln. 


1. Die [hädigende Handlung: 

a) Schuldhaft handelt, wer weiß oder wiſſen konnte, daß fein Handeln 
widerrechtlih Schaden ftiften werde; er hätte dann die Handlung unterlaffen 
müffen, ihre fhädlihen Folgen bat er darum verjchuldet, auch wenn fie größer 
find als er annahm oder annehmen konnte (RG. 3. Okt. 03, IM. 32 8 126; 
RO. 16. Mai 04, JW. 33, 407). Vorausſetzung ift aber, daß der Täter bei ge- 
höriger Überlegung (Sorgfalt) die Gefährlichkeit feines Tuns hätte erkennen 
müffen (OLG. Rarlsruhe 22. Jan. 04, BadRpr. 70, 211). 

b) Als ein die Haftpflicht begründendes Unterlaffen ift nicht fchon ein 
bloßes paffives Werbalten, ein Nichttun, anzuſehen; vielmehr muß ſich das 
Unterlaſſen als Nichterfüllung einer Rechtspflicht zum Handeln darſtellen 
(OLG. „Stuttgart 24. Upril 02, Württ. 15, 167). Uber Unterlaffuna vgl. RO. 
in 3. 2, 69 Wr. 1b = Fifchers 2. 26, 362. 

c) Der $ 823 BGB. feßt die Verlegung eines Redtes voraus und kommt 
daher nicht zur Anwendung, wenn der fich für verlegt Erachtende nur ver— 
pflichtet (nicht berechtigt) ift, unter gewiſſen Bedingungen eine beſtimmte 
Leiftung zu machen (OLG. Rolmar 2. Dez. 02, ElſLoth3. 28, 622). 

d) Bioße Nichterfüllung einer Vertragspflidt: J. 1, 91 ir. 1a, 
— RO. 4. Febr. 04, Recht 8, 252; Vertragswidrigkeit: J. 1, 91 Ar. 1b; 
gefahrbringende Veranftaltung: Nr. ic und T. 2, 69 Ar. 1a — Filders?. 
27, 119; vgl. unten Ar. 5a. 

2. Melde Rechte werden geihütt? 

a) Unter das „Tonftige Recht“ des Abſ. 1 fällt nicht auch das obligato- 
zife Redht (RG. 29. Febr. 04, RG3. 57, 353 — IM. 33, 2581. Ebenfo 
%.2, 69 Nr. 2c. Dabingefteltt gelafien in RG. 25. Febr. 04, R62. 57, 138. 
Bal. die „erihöpfenden ——— — in RG3. 57, 354. — U. M.: OLG. 
Rolmar 2. Febr. 04, OLG. 9, 39. 

b) Au Rechtsnormen, die in eriter Linie auf Gründen beruhen, die nicht 
auf den Schuß des Publikums und damit des einzelnen abzielen, können den 
Charakter von Schußgefegen im Sinne von $ 823 Xbf. 2 haben (RG. 
6. Okt. 04, IW. 33, 554). 

c) Die Beitimmung des $ 69 GenG. iſt ein Schußgefeß für den Genoffen 
im Sinne des $ 823 Abſ. 2 (RG. 4. Okt. 04, TW. 33, 554). 

d) Vermögen: T. 1, 91 Nr. 2a u.2b; 2, 69 Nr. 2a; Ehre: T. 2, 69 Nr. 2b. 

3. Wer ift fhadenserfaßberedtigt? 

a) Der Schadenserfaganiprud der Ehefrau, die einen eigenen Er- 
werb hatte, wird nicht deshalb ausgefchloffen, weil der Ehemann unterhbalts- 
pflidtig ift (RG. 3. Nov. 03, IW. 32 3. 146 — EifenbE. 20, 261; DVG. Kiel 
12. Juli 04, 322). 

b) Der Vater kann, mit Ausnahme des Falles in 8 845, nicht den Erjaß 
desjenigen Schadens verlangen, der ihm durch die körperliche Verlegung feines 
Kindes entitanden ift (RG. 5. Mai 04, IM. 33, 357). 

ec) Nur derjenige, der unmittelbar durd die unerlaubte Handlung ver» 
legt wird, bat einen Scadenserfaganfprud) (OLG. Hamburg 8 März 04, 
Bani63. 258. 169; DLG. Poſen 30. Sept. 04, PoſMSchr. 7, 140). Ebenio 
3.1, 92 Nr. 3. — Abweichend: dort RG. und 3 2, 69 Nr. 3a. 

d) Nahweis der Auslagen: T. 2, 69 Nr. 3b. 

4. Raufalzufammenbang: Möglichkeit: I. 2, 70 Nr. 4a u. b; Ein- 
ichreiten der Polizeibehörde: J. 1, 92 Ar. 4 

5. Ausfhluß der Haftung: 

a) Der Eigentümer einer gefährlihen Anlage (Hausbefiger) kann fich 
gegen den ug auf Schadenserfaß nicht mit dem Einwande decken, daß die 


! In Iw. ift offenbar irrigerweife als Datum der 24. März 04 angegeben. 
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Anlage fo, wie fie beſtehe, polizeilidh genehmigt worden fei (RG. 14. Mai 03, 
PrVerwsBl. 24, 763 — Fiſchers 3. 26, 363). 

b) Unterlafjene Ubwendung feitens des Beihädigten: I. 2, 70 Ar. 5a; 
Ausſchluß durch einfeitige Willenserklärung: 7.1, 92 Nr. 5. 

6. Beweisregeln: 

a) Der Kaufalzufammenhang zwilhen der Übertretung eines den 
Schuß eines andern bezwekenden Gefeßes und dem entitandenen 
Schaden hat jtets derjenige zu beweiſen, der den Schaden geltend madıt (RG. 
3. Juli 02, R62. 52, 119; RG. 6. Okt. 03, IW. 32 8. 126). 

b) Wenn bei Schiffskollifionsfällen angenommen wird, daß das Zur 
widerhandeln gegen gejeßliche, zum Schuß beftimmter Intereffen gegebene Vor— 
ſchriften als kaufal für die Entjtehung eines Schadens anzufehen fei, deffen 
Verhütung durch jene Vorfchriften bezweckt wurde, fo handelt es fi nur um 
eine auf Erfahrungslägen berubende Präſumtion, nicht um eine Beweisregel 
(RO. 16. Mai 04, IW. 33, 408 — DIZ. 9, 865; RG. 4. Mai 04, HanſG3. 
25 9. 212). Val. I. 1, 92 Nr. 6a bis d. 

e) Es genügt, wenn der Kläger einen Sachverhalt nadhweiit, der 
an fich die Folgerung rechtfertigt, daß der Unfall vom Beklagten verichuldet 
ſei; macht demgegenüber der Beklagte geltend, daß aus befonderen Umjtänden 
feine Schuldlofigkeit folge, fo liegt ihm der Beweis diefer Umſtände ob (OLG. 
Roftock 23. Dez. 03, OLG. 9, 36 = Mel. 22, 216 — DI3.9, 463). 

7. Klage auf Unterlaffung: 3.1, 92 Nr. 7. 

8. Ausſchluß des Entihädigungsanipruchs durch Zuerkennung einer Buße 
im Strafprozeß: J. 1, 93 Nr. 8; 2, 70 Nr. 8. 


B. Spezielle Fälle. 

9. Dffentlihe Wege: 

a) Haftung der Gemeinde für den verkehrsficheren Zuftand der Wege: 
J. 2, 70 Nr. 9a; BaydDbL6. dort in Fiſchers3. 27, 120 — Geuffßl. 69, 188; 
RO. 25. Juni 03 dort = FVerfiiif. 4, 412; 7.1, 93 Nr. 9e; 2, 70 Nr. 9e; 
RG. 3. April 02 dort = GruchotsBeitr. 46, 926 [nicht 426] = GrucdotsBeitr. 
47, 1003; OLG. Karlsruhe 36. Mai 04, BadRpr. 70, 187. — Abweichend: 
3. 1, 98 Wr. 9f. Die Gemeinde kann fi) der Haftung nicht dadurch entziehen, 
daß fie die Anfertigung der Schutmittel einer zu deren Heritellung an fich 
geeigneten Firma übertragen habe (RG. 28. Nov. 01, GruchotsBeitr. 47, 1005). 
Ebenfowenig damit, daß fie die Ausbefferung aus finanziellen Gründen nicht 
babe bewirken können (RG. 8. Febr. 04, GruchotsBeitr. 48, 601). 

b) Die Gemeinde haftet nicht, wenn jemand ohne befonderen Grund auf 
der nur einjeitig beleuchteten Straße dadurd verunglückt, daß er, obwohl die 
Straße beſchottert ijt, auf dem dunklen Teile geht und dabei auf einen Stein- 
haufen gerät (RG. 3. Febr. 03, PrVerwBl. 24, 620 = Fiſchers 3.26, 362). Ebenfo 
3.2, 70 Nr. 9d. 

c) Einzelne Beifpiele von Unfällen auf Gemeindeitraßen: I. 1, 98 
Nr. 9a bis c; Straße, die dem Verkehr noch nicht übergeben: Ar. 9d; Schuß 
trunkener Berfonen: Ar. 9g; längeres Bejtehen des gefahrdrohenden Zuftandes: 
Ar. 9h und J. 2 70 Nr. 9e, ebenfo RG. 11. Tan. 04, Naumburg. 04, 10; 
Beleuchtung von Promenadenwegen? J. 1, 93 Nr.9i; Intereffe der Anlieger: 
Nr. 9k; Verantwortlichkeit des Inhabers des Weges: Nr. 91 und 3. 2, 70 
Nr. 9b; PBrivatwege: J. 1, 94 Ar. 9m. 

10. Schnee, Ölatteis: 

a) Wenn aud der Hauseigentümer verpflichtet erfcheint, bei Glatteis 
den Bürgerfteig zu beitreuen, fo liegt doch darin noch kein Verfchulden, wenn 
bei nadts aufgetretenem Glatteis früh Y27 Uhr noch nicht geitreut ift (MG. 
27. Zuni 01, SIR. 33, 470). Keine Haftung des Hauseigentümers, wenn 
er eine zuverläffige Perſon angeitellt hat: J. 1, 9 Nr. 104 — 3VerſWiſſ. 
4, 409 = Regerst 24, 160, ebenfo RG. 6. Okt. 02, Grucdotsßeitr. 47, 941. 
Bgl. ferner über die Haftung des Hauseigentümers: J. 1,94 Nr. 10a bis c. 
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b) Haftung der Gemeinden bei Ölatteis: I. 1, 94 Nr. 10e (— 3VerſWiſſ. 
4, 411), f; 2, 70 Nr. 10a — EifenbE. 20, 143, ebenfo RG. 10. Dez. 03, 
SchlHolftAnz. 04, 85; — abweihend bezüglid PBromenadenwegen und 
Wegen in Landgemeinden: J. 1, 94 Nr. 10g u. h. Bal. auh RG. 
3. Nov. 02, 3VerſWiſſ. 4, 412. 

11. Offentliche Räume: 

a) Der Gajtwirt haftet für die Verkehrsficherheit der Zugänge zu 
feinem Reftaurant ohne Begründung eines Sculdverhältniffes mit dem 
Gaft aus $ 823 BGB.; deshalb kann er fih nad $ 831 erkulpieren; $ 278 
findet keine rt auch wenn es fih um den Unfall eines Gaſtes handelt 
(RG. 24. Juni 04, IW. 33, 483 — Recht 8, 502). Val. hierzu Werner im 
Recht 8, 550. 

b) Der Pächter eines Gaſthauſes haftet dafür, daß fih die Räume 
in verkehrsfiherem Zuſtand befinden (RG. 4. Tuli 04, IM. 33, 486). Ebenfo 
3.1, 95 Ar. 11d; 2, 71 Nr. 11b. 

ec) Das Beftreuen fteinerner Treppen und Böden mit Sand bietet 
keine Gefährdung der Paſſanten (OLG. Kolmar 2. Okt. 03, OLG. 9, 38). 

d) Der Gaftwirt hat nicht dafür zu forgen, daß im Winter der Re- 
ftaurationsgarten beleuchtet wird, und haftet nicht, wenn ein Gait den 
Garten im Winter aus Neugier betritt und dabei in eine Grube fällt (OLG. 
Bamberg 18. März 04, SeuffX. 59, 365). 

e) Der Hauseigentümer haftet, wenn er eine im Hof befindliche Keller: 
tür unverfchloffen läßt und den Hof abends nicht beleuchtet (OLG. Karlsruhe 
24. Nov. 03, BadNRpr. 70, 39). — U. W.: 26. I Berlin 30. Jan. 02, ZVerſWiff. 
4, 408. Wege des Hauseigentümers vgl. I. 1, 9 Wr. 11a u. b; 2, 70 Nr. 11a. 

f) Er haftet aber nicht, wenn er mit den Mietern vereinbart hat, daß bei 
Benußung des Kellers jtets jemand an der offenen Türe Wade jtehen 
müffe (OLG. Roſtock 28. Sept. 03, DLG. 9, 38). 

g) Die Verpflichtung des — — für Verkehrsſicherheit geht 
nicht ſo weit, daß er auf ſpielende Kinder jedwede Rückſicht nehmen muß 
(OLG. Hamburg 20. Juni 04, HanſG3. 25 B. 350; OLG. Kaffel 7. April 04, 
OLG. 9, 37). 

h) Boftlokal: 7.1, 9 Nr. 11c. Vgl. 8 831 Nr. 6, 

12, Dampfbad: J. 1, 95 Nr. 12. 

13. Eifenbahn: 

a) Der Eifenbahnbetriebsunternehmer iſt vertragsmäßig verpflichtet, den 
Reifenden einen fiheren Ausgang aus dem Bahnhof zu gewähren (RG. 
5. Okt. 03, N63. 55, 335 = DI}. 9, 69 — EifenbE€. 20, 252; RG. 15. Jan. 08, 
ZVerEiſenbV. 44, 42), Wenn jedoch jemand im Bahnhof infolge mangelhafter 
baulicher Anlagen vor Löfung einer Rarte verunglückt, fo kann fich die Eifen- 
bahn nad 8 831 von der Haftpflicht befreien (RG. 5. Okt. 03, DI3. 9, 69 
Note 1), Val. hierzu Werner im Redt 8, 550. 

b) Dasjelbe gilt von den zu den Wrbeitsjtätten der Bahnarbeiter 
führenden Wegen (RG. 23. Dez. 03, ArchẽBW. 04, 991 Eifenb€. 21, 24). 
Bol. zuau.b: x 1, 95 Nr. 13b; 2, 71 Nr. 13a. 

c) Ausfplitterung, Naßwerden einer Schiene: 7.1, 95 Nr. 13a; 2, 71 
Nr.13d; Herabfallen einer Tafel im Wartezimmer: 3.1, 95 Ar. 13c; Herab- 
fallen eines Gepäckſtückes: J.2, 71 Ar. 13f; Abhandenkommen eines Roffers: 
3.2, 74 8 831 Nr. 5; Überfabren eines Kindes: I. 2, 75 8 832 Nr. 3; Ein: 
friedigung der Geleife: 7.2, 71 Ar. 13e; Betriebsunfälle: 3.2, 71 Ar. 13b bis d; 
ſ. ferner Haftpfl®. $ 1 Wr. 5 u. 6. 

14. Gewerbebetrieb: 

a) Störungen und Beeinträhtigungen, welche fich unmittelbar gegen den 
Gewerbebetrieb richten, find als eine unter $ 823 Ubf. 1 fallende Redts- 
verlegung anzufehen (RG. 10. Febr. 04, IW. 33, 292). Ebenfo I. 1, 92 Nr. 2e. 

b) Schaden dur Gewerbebetrieb: I. 1, 95 Nr. 14. Bal. unten Ar. 16. 
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15. 85 366, 367 StGB: $ 366 Ziff. 9: I. 1, 9 Wr. 15a, ähnlid RO. 
7. April 03, Braunfhw?. 51, 59; 8 367 3iff. 8: 5.1, 95 Nr. 15b; 2,71 Nr. 15c; 

8 367 Ziff. 12: 3.1,95 Nr. 15c; ‘8 367 Ziff. 14: J. 1, 6 Ar. 15 gu. h; 2, 71 
N 15b; Brücke: 3: 2, 71 Nr. 15a; Bodenluke: J.1, 9 Ar. 15d; Mergel- 
kuble: Nr. 15f. 

16. Nachbarliche Verhältniſſe; Bordellbetrieb: 

a) Gegen die Bolizeibehörde, die Bordelle duldet, können nicht von 
den Eigentümern der Nachbarhäuſer Schadenserfaganfprüce aus $ 823 erhoben 
werden (OLG. Hamburg 3. „März 04, Hani63. 25 8. 145). Mber Bordell vgl. 
ferner: 3. 1, 96 Ar. 16d; 2, 71 Nr. 16. 

b) Gewerbebetrieb: 7.1, 9% Wr. 16au.b; Aſyl für Qungenkranke: 
Nr. 16c. 

17. Radfahrer: 

a) Beim Zufammenjtoß eines Straßenbahn: Motorwagens mit einem 
Tandem kann dem Tandemfahrer, der hinter dem die Lenkjtange Führenden 
figt, nur dann eigenes Verſchulden vorgehalten werden, wenn Zweifel in die 
Gewandtheit und Zuverläffigkeit des Führers begründet waren (RG. 1. Okt. 03, 
Eifenb®. 20, 249 — IW. 32, 408). 

b) Ausweiden: 5.1, 96 Ar. 17; Warnungszeiden: 

18. Automobilunfälle: 

a) Ein Verſchulden des Automobilführers ift ſchon darin zu finden, daß 
er Rein Signal gegeben hat. Beruft fich der Eigentümer auf $ 831, fo find 
an feine diesbezüglichen Verpflichtungen zur Erkundigung ganz befonders 
jtrenge Unforderungen zu ſtellen (RG. 28. März 04, DI3. 9, 602 = Puchelts 3. 
35, 391 — Redt 8, 282 = EifenbE. 21, 58 = As, 33, 288 = Geuffßl. 69, 328 
— ElſLothZ3. 29, 552). 

b) Ein Verfchulden ift auch darin zu finden, daß der Führer nicht fofort 
anbielt, als er das Sceuen entgegenkommender Pferde bemerkte (OLG. 
Dresden 12. März, 29. Mai 03, SächſArch. 14, 124, 126). 


19. Zwangsvolljtrekung: 

a) Eine unberedtigte —— a gung macht ſchadens⸗ 
erfaßpflichtig (OLG. Kolmar 2, Febr. 04, OLG. 9, 

b) Der Ronkursverwalter haftet nicht — * 823, wenn er Beſtand— 
teile und Zubehör veräußert, bevor fie die dinglichen Gläubiger in Beſchlag 
genommen haben (OLG. Naumburg 22. Sept. 03, SeuffX. 59, 147). 

ec) Berfteigerung reklamierter Saden: 7.1, 96 Nr.19; 2,72Nr.19b; 
Fortſetzung der Zwangspvolljtrekung nad) Befriedigung: Nr. 19a. 

20. Arzt: Operation wider Willen: I. 1, 97 Ar. 20b; mißglüdte 
Operation: Ar. 20a. 

21. Redtsanwalt, Notar: 

a) Der für die Berufungsinftanz beigeordnete Urmenanwalt haftet, 
wenn er ſich nicht fofort der Sache mit der erforderlihen Eile annimmt (RG. 
19. Mai 04, IM. 33, 386 — SächſArch. 14, 496). 

b) Berjehen bei Abfaffung einer Urkunde: %. 1, 97 Nr. 21a; falfche 
Rechtsbelehrung: Ür. 21b, vgl. oben $ 676 Wr. 4; jwelfeibaft Redts- 
frage: Ar. 21c; widerjtreitende Intereffen: Ar. 21d; Berfhulden des So— 
jius: Ar. 21e. 

22. Hinderung an der Annahme einer Dfferte: J. 1, 97 Ar. 22. 

23. Unwahre Ungaben: J. 1, 97 Nr. 23a u. b. 

24. Meineid: 7. 1, 97 Nr. 24, ebenfo RG. 5. Nov. 03, IW. 32, 432, 

25. Recht an der Perjon: 

a) Mer erkennbar in beleidigender Weiſe auf die Bühne gebradt 
wird, kann auf Unterlaffung klagen (OLG. Hamburg 7. Febr. 03, DI3. 9, 80). 

b) Photograpbiertwerden wider Willen: I. 1, 97 Wr. 25. 


3.2, 71 Wr. 17. 
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26, Rontraktbrud: 

a) Unnahme kontraktbrücdhiger Arbeiter: I. 1, 98 Ar. 26. — U. M.: 
3.2, 72 Nr. 26; f. Literatur oben. 

b) Wegbleiben am 1. Mai: %. 2, 72 Nr. 29. 

27. Schwarze Lijte, Boykott, Schleuderer ufw.: 

a) Die Bezeichnung eines Buchbändlers als „Schleuderer“ feitens des 
Börfenvereins der deutihen Buchhändler begründet keine Schadenserjat- 
pfliht nad) $ 823; unter Umftänden kann aber $ 824 in Frage kommen 
(RG. 14. Dez. 02, R62. 56, 271). 

b) Die Boykottierung Gewerbetreibender ift als unerlaubte Hand— 
lung im Sinne des $ 823 anzufehen (OLG. Kiel 12. Tuli 04, SchlHolftAnz. 
04, 278. — Ubweichend: DVG. Poſen 12. Okt. 03, OLG. 8, 18). 

c) Die Aufnahme eines Schuldners in die fogenannte [hwarze Lifte eines 
Rechenihaftsberichtes begründet an fi noch keinen ORODERESTIOEORIETND 
en Darmitadt 12. Juni 03, HeſſKſpr. 5, 58; OLG. Hamm 31. Okt. 03, DLG 
8, 15). 

d) y: $ 826 Ar. 5 u. 6; 8 824 Ar. 3. 

28. Streikpojtenfteben: I. 2, 72 Nr. 30. 

29. Lizitationspereinigungen: 7.1, 98 Ar. 27. 

30. Unftekende Krankheit: Erkrankung des Dienftmäddhens: 3.2, 72 
Nr. 28a; Unftekung im Eifenbahncoupe: 7.1, 98 Nr. 28. 

31. Mieter: I. 1, 96 Wr. 18. 

32. Hafen, Wafferftraßen: — 

a) Wenn ein bereits im Hafen liegender Dampfer zur Nachtzeit ver— 
holt und dabei am Kai liegende Kähne beſchädigt, fo haftet er, auch wenn 
er andauernd während des BVerholungsmanövers Warnungsfignale gegeben 
bat (OLG. Hamburg 13. Jan. 04, HanſG3. 25 9. 69). 

b) Liegenlaffen eines leeren Fahrzeugs: I. 2, 72 Nr. 31a; Beauf- 
fihtigung eines Bollwerkes: Ar. 31 b; Beleuchtung einer Hafenan- 
lage: Ar. 31 c; Kontrolle des Ewerführerbafes: I. 2, 74 8 831 Wr. 11. 

33. f. auch $ 254 Wr. 10; 88 276, 278, 688 Wr. 1. 


8 824. 
Literatur: Gareis, Dichteriihe Behandlung wirkliher Begebenheiten und Verfonen, DI3. 9, 21; 
f. ferner J. 1, 98. 

1. Bei einer Zuwiderhandlung gegen $ 824 ijt eine Klage auf Unterlaffung 
zuläffig (RG. 20. Sept. 04, UnlW. 4, 15). 

2. Die Bezeichnung eines Arztes in einem Mledizinalkalender als Arzt 
für „Naturheilverfahren” berechtigt den betreffenden Arzt unter Umftänden, 
nad $ 824 auf Unterlaffung zu klagen; insbefondere kann ſich der Beklagte 
nicht Damit entichuldigen, daß er aus Fahrläffigkeit die Mitteilung einer ihm 
bekannten wahren Tatjadhe in eine Form kleidete, die irreführend iſt (RO. 
10. Juli 02, GruchotsBeitr. 47, 93; 5. 2, 73 Nr. 1, R6. 3. März 04, RG3. 
57, 157 — IM. 33, 203). 

3. Schwarze Lifte: J. 1, 98 Nr. 1; 2, 73 Ar. 2, ebenfo RG. 28. Okt. 02, 
RGBl. 15, 8; vgl. auch $ 823 Nr. 27a bis c, 8 826 Nr. 5 u.6; Recht an der 
Perſon: f. 8823 Nr. 25au.b. 


8 825. 
Literatur: |. J.2, 73. 
Zur Anwendung: 3.1, 98, ebenfo OLG. Karlsruhe 17. Febr. 04, BadRpr. 
148. 


8 826. 

Literatur: Walfermann, Der z 820 BGB. als Waffe gegen unlauteren Wettbewerb, UnlW. 4,1; 
Sutro, Die kaufmännifche Krediterkundigung, Leipzig 102; MWener, Ausſperrung von 
Urbeitern, Recht 8, 357; 1. femer 3.2, 73. 

1. Die in Ausübung eines Rechts vorgenommene Schädigung madıt 
nicht bloß dann fchhadenserfaßpflichtig nad $ 826, wenn eine ſchikanöſe Ubficht 


70, 
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nad $ 226 vorliegt; doch müſſen befondere Umjtände vorliegen, um in dem 
Falle der Ausübung eines Redts einen Verftoß gegen die guten Sitten an- 
nehmen zu können (RG. 1. Juni 04, IJW. 33, 405, DYG. Hamburg 15. Dez. 03, 
HaniG3. 25 B. 74). 

2. Die Mitwirkung bei einer Untreue madt nad $ 826 fchadens- 
erfagpflichtig (RG. 30. Juni 04, ZW. 33, 482). 

3. Fiduziarifhe, in Verfhleierungsabficht vorgenommene Beräuße: 
rungen jeitens des Schuldners berechtigen den Gläubiger, nad) $ 826 Schadens- 
erſatz — Fiduziar zu verlangen (RG. 23. Juni 04, D33. 9, 1041). Wal. J. 
1, 98 Wr. 3. 

4. Werden in böswilliger Abficht widerredhtlich Behauptungen aufge: 
ftellt, die den Äredit eines andern gefährden, fo iſt der Täter En 
pflichtig, ohne daß ihm der Beweis der Wahrheit nachzulaſſen wäre (RG. 
23. Nov. 03, Hanf63. 25 H. 111 = SeuffA. 59, 183 BankW. 3, 209 
SeuffBl. 69, 482). 

5. In der Entlaffung von Arbeitern in der Abficht, andere Arbeiter 
in einem Streik zum Nacdhgeben zu zwingen, liegt keine gegen die guten Sitten 
Se Handlung (KG. 26. März 1903, GrudotsBeitr. 47, 837 — EifenbE€. 
20, 151). 

6. Dagegen madt die Ausfperrung eines Arbeiters dur einen 
Arbeitgeberverband fchadenserfaßpflichtig, wenn die Ausfperrung nad den von 
dem Berbande getroffenen Maßnahmen dem betreffenden Arbeiter in weit- 
gehender Weife die Erlangung von Arbeit erichwert, und ſich gegenüber dem 
Verhalten des Arbeiters als eine unbillige Härte darftellt (RG. 17. März 04, 
RG3. 57, 418 — GewG. 9, 260 — DI3. 9, 601 — IW. 33, 293). Vgl. $ 823 
Nr. 27: 8 824 Nr. 3. 

7. Empfiehlt ein Stadtpfleger dem Arbeitsamt eine Berfon zur Über: 
nahme einer Stelle und verjchweigt er hierbei, daß die Perfon vielfach vor- 
beitraft, fo tft die Stadtgemeinde ſchadenserſatzpflichtig (OLG. Stuttgart 
5. Nov. 03, WürttJ. 16, 167). 

8. Mer wider befieres Wiffen eine falihe Auskunft erteilt, haftet nad 
886 BEL. dritten Perfonen für den ihnen dadurch erwachſenen Schaden nur 
dann, wenn er fich deffen bewußt war, daß der Empfänger der Auskunft diefe 
anderen oder einem andern mitteilen werde; daß er fich dies hätte fagen 
müflen, genügt zur Begründung feiner Haftpflicht Dritten — nicht 
(RG. 4. Nov. O3, HoldheimsMSchr. 13, 47 — IM. 32 B. 142 — BankA. 3, 63). 
Bol. T. 2, 73 Nr. 4. 

9 Wenn aud ein Kaufmann im allgemeinen verpflichtet erfcheint, dem 
Erwerber eines Wechſels auf Anfrage über deffen Echtheit Auskunft zu 
geben, jo greift doch diefe Verpflichtung nicht Platz, wenn durd die Auskunft 
ein Verwandter bejchuldigt werden würde (OLG. Zweibrücken 17. Dez. 02, 
PfälzRpr. 1, 23). 

10. Derjenige, deffen Wechſelunterſchrift gefälfcht it, haftet dem- 
jenigen, der den Wechjel in Unkenntnis hiervon annimmt, für den daraus 
entjtehenden Schaden, wenn er von der Fälſchung Kenntnis hatte und nad) 
Treu und Glauben verpflichtet geweien wäre, dem andern bei der Annahme 
des Wechſels Mitteilung von der Fälſchung zu maden (RG. 3. Okt. 08, 
HoldheimsMSchr. 13, 26 — Bank. 3, 97). 

11. Das Ubkaufen eines Bieters bei einer — — in 
der Abſicht, einen Hypothekengläubiger zu ſchädigen, kann unter Umſtänden 
nach Age BGB. [hadenserfagpflichtig mahen (RG. 11. Juli 04, DT3. 9, 1089 
— IM. 33, 537). 

12. Durch Nihtausübung von Kulanz und Nichtbetätigung vornehmen 
Sinnes kann nod nicht gegen die guten Sitten im Sinne von $ 826 verftoßen 
werden; insbejondere erſcheint ein Raufmann nicht verpflichtet, den andern 
Kontrahenten auf einen offenbaren Rechenfehler bei der Preiskalku- 
lation aufmerkfam zu maden (RG. 16. Okt. 03, R63. 55, 368 = DT. 9, 70). 
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13. Die Verwertung eines Geichäftsgeheimniffes dur einen ausge: 
Ichiedenen Angeitellten kann unter $ 826 fallen (RG. 11. März 04, ZURtG. 
11, 262 — DI2. 9, 553 — GewArch. 3, 666). 

14. Wenn der dritte Abnehmer einer patentierten Ware fie unter dem 
vom Patentinhaber feitgeleßten Mindejtpreife verkauft, fo verftößt das nicht 
gegen die guten Sitten (OLG. Kiel 23. Nov. 03, SchlHolftAnz. 04, 8). 

15. Es verjtößt gegen die guten Sitten, wenn jemand den von ihm ver: 
triebenen Waren wider befferes Wiffen Eigenfchaften beilegt, die fie 
wertvoller erſcheinen laffen, obwohl den Waren diefe Eigenfchaften nicht bei- 
wohnen (OLG. Hamburg 4. März 04, Hanf63. 25 9. 124). 

16. Wer auf eine Leiftung klagt, zu deren Herausgabe er fofort 
wieder verpflichtet wäre, handelt unerlaubt (OLG. Stuttgart 19. Juni 02, 
SeuffX. 59, 403). Wal. $ 157 Nr. 2. 

17. Auf Einftellung eines Bordellbetriebes kann feitens der Nachbarn 
unter Umftänden nad R 826 geklagt werden (RG. 9. April 04, R63. 57, 239; 
OLG. Karlsruhe 25. Febr. 03, Puchelts3. 35, 152). Bal. $ 906 Nr. 9. 

18. Klage auf Alnterlaffung: J. 2, 73 Ar. 5 = Geuffßt. 68, 518. Miß— 
braud) der Gewerbefreiheit: I. 1, 98 Nr. 1; QAuskunftsbureau: Ar. 2; Scein- 
vertrag: Ar. 3; Leugnen im Privatklageverfahren: Ar. 4; Ausbieten einer 
Forderung: Ar. 5; Abdruck eines Rennberichtes: J. 1, 99 Nr. 6; Abſchneiden 
von Einreden: J. 2, 73 Nr. 1; Anmeldung eines Zeitungsnamens: Ar. 2; 
„Schaden“: Wr. 3. g 827 


Literatur: f. I. 2, 9 8 104. 
8 8238. 


Riteratur: ſ. 3. 2, 73. 

1. Abf. 2 ift auf Haftpflidhtfälle anwendbar (RG. 28. Mai 03, IW. 328.101 

- Eifenb€. 20, 173). 

2. 8 828 erfordert nicht bloß die Reife zur Erkenntnis der Gefährlichkeit 
der Handlung, fondern aud) die Reife des Jugendlichen zur Erkenntnis feiner 
Verantwortlihkeit und zwar in dem Sinne, dab er ſich deffen bewußt fein 
muß, in irgend einer Weife für die Folgen feiner Handlung felbjt einftehen zu 
müffen [Haftung wegen Benußung einer Schleuder]) (RG. 10. Febr. 04, IM. 
33, 202 = SchlHolſtAnz. 04, 177; OLG. Zweibrücken 9. April 02, Puchelts3. 
34, 678). Ebenſo I. 2, 73 Ar. 1; vgl. J. I. 99 Nr. 1 u. 2. 

3. Bewußtfein der Fahrläſſigkeit: J. 1, 99 Nr. 3. 


8 829. 
Literatur: Shwarß, Das Billigkeitsurteil des 8 89 BEB., Halle 1904; Heinsheimer, Die 
Haftung Unzurehnungsfähiger nah $ 89 BGB., UrhZivßrar. 9, 234. 

Bei dem fingulären Charakter der Vorſchrift erfcheint eine analoge An- 
wendung auf weitere Fälle nicht als zuläffig, insbefondere nicht hinfichtlich des 
8 254 (RG. 12. Okt. 03, SähfArd. 14, 364). 

8 830. 

1. Die Anwendung von Ubf. 1 Saß 2 erfordert nur, daß von den mehreren 
Beteiligten einer den Schaden verurfadht hat, daß der Schaden möglidher- 
weife von einem jeden der auf Eriag belangten Beteiligten verurjacdht fein 
kann und daß in der PBerfon jedes Handelnden, wenn er der Schädigende ift, 
aud ein Verfhulden vorliegt (RG. 30. Juni 04, JW. 33, 486, in Beltätigung 
von DVG. Karlsruhe 12. Juni 03, OLG. 9, 41). 

2. 8 227 St68B.: 3.1, 99 Nr. 2; Treibjagd: I. 2, 74 Nr. 1. 


8 831. 


Biteratur: Filcher, Die nicht auf den Partelwillen gegründete Zurechnung fremden Verſchuldens 
nah dem BEB., Wünden 1904; Fuld, Die eftung ber Kleinbahnen für ihr Perſonal, 
green Fr 186; Werner, Vertragshaftung und außerkontraktlihe Haftung, Recht 8, 550; ! 
. ferner S 276. 


' Zu den $ 83 Wr. 11a u. 13a mitgeteilten Entfcheidungen. 
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1. Die Haftung des Geſchäftsherrn aus $ 831 ift durd ein jubjektives 
Verſchulden des Angeftellten nicht bedinat; es genügt, daß der Angeſtellte in 
Ausführung der ihm übertragenen Verrihtung den Schaden objektiv wider: 
rechtlich herbeigeführt hat. — Ein Rutfchereibefitzer muß bei der Auswahl feiner 
Ungeftellten mit befonderer Vorſicht und an verfahren (RG. 23. Tuni 04, 
—— 14, 566 — IM. 33, 471). Val. J. 1, 99 Nr. 6; J. 2, 75 Ar. 13. 

Neben der Haftung für Die verfaflungsmählgen Vertreter nah 8 31 
— eine Stadtgemeinde für andere Angeſtellte nach $ 831 (RG. 12. Okt. 03, 
Seuff A. 59, 49). 

3. Eine preußiiche Stadtgemeinde haftet aber nicht für Schäden, die bei 
nn der Polizeigewalt verurfadht worden find (RG. 21. März 04, IM. 
33, 2% ). 

4. Für einen Schaden, der dadurch verurfacht worden iſt, dab ein Pferd 
lediglih dem Willen des Kutſchers gehordht hat, haftet der Eigentümer des 
Geſchirrs nicht, wenn er bei der Auswahl des Kutſchers die nötige Sorgfalt 
beobadtet hat (RG. 14. Mai 03, Gruchots®eitr. 47, 948). 


5. Dem $ 831 Saß 2 ift erjt dann genügt, wenn der Verpflichtete nicht nur 
die Fähigkeit, Sachkunde und Erfahrung, fondern aud die Zuverläffigkeit des 
Vertreters geprüft hat (Ab. 21. Sept. 03, in Beftätigung von OLG. Stuttgart 
7. März 02, OLG. 9, 42). 

6. Der eh des Wojtgebäudes ijt nicht als verfaffungsmäßiger 
Vertreter des Poitfiskus anzufehen; diefer kann ſich deshalb bei einem Unfall 
im Bojtgebäude nach $ 831 erkulpieren (RG. 11./19. Febr. 04, IW. 33, 165 — 
Puchelts 3. 35, 321). Ebenfo I. 2, 74 Nr. 2; vgl. aber dort Ar.}. 


7. Haftung des Automobileigentümers für den Fahrer: $ 823 Wir. 18a; 
des Gajtwirts: dort Ar. 11a; des Eifenbahnbetriebsunternehmers: dort Nr. 13a; 
Haftung der Gemeinden für Wege: dort Ar. 9a u.b, 10b; Haftung! des 
Hauseigentümers bei Ölatteis: dort Ar. 10a. 


8. Haftung des Reichsmilitärfiskus: J. 2, 74 Ar. 6 u. 7, ebenſo RG. 
19. März 03, ElſLoth3. 29, 11 (wodurd) T. 2, 74 Ar. 7 aus einem andern 
Grunde aufgehoben wird), vgl. au I. 1, 9 dir. 3 u. 4; Beitellung zu einer 
Berrihtung: T. 2, 74 Ar. 1; Haftung 9 Eifenbahn für Gepäcträger: Ar. 5 
— ArchEBW. 04, 211; Firma, PBrokurift: Ar. 8 = ZURtG. 11,20; fachmänniſche 
Renntniffe: Nr. 9; Bolier, Bolizeivorichriften: Ar. 10; Ewerführerbas: Nr. 11; 
Sorgfalt: J. 1, 9 Nr. 1; J. 2, 74 Nr. 9; Beleuchtung eines Haufes: I. 
1, 99 Nr. 2; Telephonbenugung: Nr. 5; ftädtifcher Förfter: Ar. 8 und J. 2, 75 
Nr. 13; Rechtsanwalt: J. 1, 100 Ar. 9. 


8 832. 
Literatur: Terufalem, Die Haftpflidyt der Auffichtsperfonen nad 8 832 BEB,, ar 1904; 

Hilfe, Die erantwortlichkeit Des Lehrherrn, UrhOfR. 18, 214; |. ferner I. 2 

1. Verletzt ein Gymnaſiaſt einen Mitjpieler durch Spielen nn — 
Gummiſchnürchen am Auge, jo iſt die Verantwortlichkeit des Waters aus— 
geſchloſſen, wenn nicht einzuſehen tft, wie die Spielerei bei gehöriger Aufſicht— 
führung vermieden worden wäre (RG. 10. Febr. 04, IM. 33, 202 SchlHolſtAnz. 
04, 177). 

2. Bei der Würdigung der Auffichtspflicht ift der Erfolg der Erziehung 
zu berücfjichtigen und danach zu beurteilen, ob die Aufficht leichter oder 
PRCHgEE fein mülfe (RG. 3. Dez. 03, PfälzRpr. 1, 51). 

. Der Ehemann haftet aus feiner Auffichtspflicht nicht für unbefonnene 
Handlungen feiner Frau, die außer feiner Gegenwart vorgenommen wurden 
(OLG. Zweibrücken 10. Febr. 04, PrälzRpr. 1, 88). 

4. Auffichtspflicht des Lehrheren: TI. 2, 75 Nr. 1 u. 2; Verlegungen durd) 
Schußwaffen feitens Rinder: Ar. 2; Einwand der Straßenbahn: Ar. 3; Nach: 
weis der Aufficht: I. 1, 100 Nr. lu. 5; 2, 75 Wr. 4; Verbot: T. 1, 100 Ar. 2; 
Verfchulden des Rindes? Ar. 3; Haftung der Ehefrau: Ar. 6. 
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8 833, 

Literatur: Rleefeld, Der Begriff des Tierhalters, Berlin 1W4: Schwarz, Die Haftung des 
Tierhalters nah $ 833 BOB., Berlin 1905; Hagelberg, Der Begriff des Tierhalters in 
55, 8 BEB,, Verlin 1905; Litten, Die tiaßpflicht bes Tierhalters im Rechte bes 

GB., Berlin 105; Smidt, Die Haftung des Tierhalters ($ RR BGB.) in der Recht— 

iprehung, Bremen 1904; Ifay, Die Begrenzung der — des Tierhalters, Gruchots— 
Beitr. 48, 511; Dertmann, Zur Frage der Haftung für Tierſchüden, n% 9,136; Klein, 
Die Haftung des Tierhalters nad dem BEB., MaftusRundih. n. F. 16 Heft 6 (nah DI2. 
9, 509); Frande, Die Haftung des Tierhalters nad) $ 833 BGB., ArchZiv Prax. 96, 144; 
f. ferner S. 1, 100; 2, 75. 

1. Als Halter eines preußifchen Gendarmenpferdes im Sinne des $ 833 
ift nicht der Staat, fondern der betreffende Gendarm anzufehen. Begriff des 
Tierbhalters (RG. 2. Juli 03, RG3. 55, 163 — 7. 2, 75 Nr. 1; f. ferner die 
dort und in T. 1,100 Ar. 1 abgedruckten Enticheidungen über den Begriff 
des Tierhalters; ebenfo DLG. Zweibrücken 18. Nov. 03, Puchelts3. 35, 363). 


2. Wer ein Tier in Verwahrung gibt, hält es weiter, auch wenn er nur 
mittelbaren Befit hat (OLG. Kiel 22. März 04, SchlHolftUnz. 04, 194). 

3. Dur das Bejteben eines Vertragsverhältniffes zwiſchen dem 
Tierhalter und dem durch das Tier Verlegten wird die Anwendbarkeit des 
8 833 an fih nicht ausgeichloffen (RG. 27. Nov. 03, IW. 33, 57; OLG. Naum- 
burg 26. Tan. 04, Naumburg AR. 04, 18 — GeuffXl. 59,450; OLG. Kiel 22. März 
04, SchlHolſt Anz. 04, 194). Ebenfo 7. 1, 101 Wr. 7. 

4. Dagegen wird die Haftung des Eigentümers ausgefchloffen, wenn er 
das * einem Trainer zur Abrichtung übergibt (RG. 13. Juli 04, DI3. 
9, 1090). 

5. Die Gemeinde haftet bezüglich des einem TFarrenbalter zur Beforgung 
anvertrauten Gemeindefarrens nidt als Tierhalter (OLG. Karlsruhe 16. Mai 
04, BadRpr. 70, 163). 

6. Der Tierhalter wird von feiner Haftung nicht frei, wenn er ein Pferd 
zu Mufterungszweden an einen beftimmten Ort bringen und dort in vor- 

efchriebener Ordnung vorführen muß, dabei aber das Tier durch Ausſchlagen 
Schaden anrichtet (RG. 6. Juni 04, SähfArd. 14, 488 — IM. 33, 408). 

7. Niht bloß unmittelbare Einwirkungen des jchädigenden Tieres 
fallen unter $ 833 BGB., doch muß eine adäquate Verurſachung vorliegen. 
Der urlählihe Zufammenhang fehlt, wenn ein Hund ein Pferd anbellt, 
diefes iheut, ein Radfahrer, um auszuweichen, abfpringt und dabei verunglückt 
(OLG. Hamburg 26. Okt. 03, Hanſ 3. 25 B.5 — DLG.9, 44 — ZVerfWilf. 4, 418). 
Ebenfo ift, wenn ein Hund einen andern angreift, und leterer jemanden um: 
rennt, der Beliger des leßteren, nicht des angreifenden Hundes fchadenserfaß- 
pflichtig (OLG. Celle 22. Dez. 03, OLG. 9, 43). — U. WM. in einem ähnlichen 
Fall: 26. Stendal 26. April 04, Naumburg AK. 04, 53). Wgl. ferner I. 1, 100 
Nr. 2—4; 2, 75 Nr. 3 u. 4 (Scheuwerden von Pferden). 

8. Durh das Eingreifen des Verlegten und das dadurd bewirkte 
Herbeiführen des Unfalls wird die Haftung des Tierhalters nicht ausgefchloffen, 
wenn der Verlegte in Erfüllung einer rechtlichen oder fittlihen Pflicht handelte 
(RG. 5. Mai 04, IM. 33, 356; NG. 20. Febr. 02, R63. 50, 219). 

9. Soll ein verkauftes Pferd nah Rückgängigmachung des KRaufes 
beim Räufer wieder abgeholt werden, und verlegt es den zu diefem Zwecke 
bingeichickten Knecht des Verkäufers im GStalle des Räufers, fo it leßterer, 
nicht der Verkäufer fchadenserfagpflihtig (OLG. Kaffel 1. Febr. 04, OLG. 
9, 42 — Geuffl. 59, 449). 

10. Ausjchluß der Haftung des Tierhalters, wenn das Tier dem Willen 
des Kutſchers gebordte: J. 1, 101 Nr. 6; 2, 75 Wr. 8 — DVG. Stuttgart 
19. Zuni 02, Württ3. 15, 302; Eigentümer — Wirtfhaftsverwalter: 7.2, 75 
Nir.2 — Puchelts3. 35, 12; Hinfallen eines Pferdes: Nr. 5; eigenes Ver— 
ihulden: Ar. 6, vgl. OLG. Dresden 21. Dez. 03, OLG. 9, 44; Reizung durd 
ein fremdes Tier: Ar. 7; Durchgehen eines Pferdes, durd ein anderes 
veranlaßt: 7.1, 101 Nr. 3. 
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8 834. 

1. 8 834 kann nidt in Frage kommen, wenn der Dienftherr ſelbſt im 
offenen Wagen figt, deffen Leitung er einem Kutſcher übergeben bat (OLG. 
Naumburg 26. Tan. 04, Seuffll. 59, 450 = NaumburgQUR. 04, 18). 

2. Haftung des Tierhalters neben dem Leiter: I. 1, 101. 


8 835. 
Schußvorrihtungen gegen Wildichaden: I. 2, 70. 


— 


8 836. 


1. Ein vom Dadauffag abbrecdhender Stein ijt als „Teil eines Gebäudes“ 
anzufeben; der Eigentümer eines Haufes ift verpflichtet, das Gebäude von 
Zeit zu Zeit gründlich unterfuchen zu laffen, um fchyadenbringende Ereigniffe 
zu vermeiden RG. 4. Jan. 04, I. 33, 91 — SächſArch. 14, 213). 

2. Die Schadenserjaßpflicht des $ 836 beruht auf einer Schuldvermutung, 
die durh den Nachweis der Schuldlofigkeit befeitigt wird. Der Beklagte 
genügt feiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß er während feiner Beſitzzeit 
zur Übwendung der Gefahr die erforderlihen Schritte getan hat; er hat nicht 
auch zu beweifen, daß der Vorbeſitzer mit Sorgfalt verfahren ift (RG. 13. Juli 
04, IW. 33, 487). . 

3. Für eine Körperbefhädigung infolge fehlerhafter Errihtung eines 
Bahnhofsgebäudes ift die Eifenbahn haftpflichtig, wenn fie nicht nachweift, 
daß fie zum Zwede der Ubwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobadıtet hat (RG. 6. Juli 03, IJW. 32 B. 115 — EifenbE. 20, 182). 

4. Sandabwehungen von fogenannten „Sandkippen” (am Kaifer Wilhelm- 
Kanal) und dadurd hervorgerufene Beihädigungen benachbarter Grundjtüce 
fallen unter $ 836 (OLG. Kiel 9. Febr. 04, SchlHolftAnz. O4, 90 — DLG. 9, 46). 

5. Für das Herunterfallen eines Gegenitandes von einem Neubau haftet 
der Unternehmer nur, wenn ihn ein Berichulden trifft (OLG. Hamburg 5. Jan. 04, 
Hani63. 25 2. 65). 

6. Der Hauseigentümer haftet nicht, wenn er den [chadenbringenden 
Gegenftand durd einen —— Fachmann nach deſſen gewiſſenhaftem 
Ermeſſen befeſtigen ließ (OLG. Hamburg 28. März 04, OLG. 9, 47). 

7. 8847 ift auch im Falle des 8 836 anwendbar (OLG. Kiel 5. Febr. 03, 
OLG. 9, 47). 

8. Durchbrechen morſchen Fußbodens: I. 2, 76 Ar. 1, ebenfo RG. 16. Mai 04, 
SähfArd. 14, 490; OLG. Stuttgart 23. Nov. 03, DLG. 9, 45; — vgl. aber 
J. 1, 102 Nr. 4; fehlerhafte Errichtung: 3. 1, 101 Ar. 2; Umbau durd einen 
Baumeijter: Ar. 3, vgl. franz. Kaſſh. 16. Juli 03, Puchelts3. 35, 554; Fels— 
abjturz: I. 1, 102 Nr. 5. 

8 837. 


$ 837 betrifft den Mieter eines im ganzen vermieteten Haufes nicht (RG®. 
22. Sept. 04, IM. 33, 554). 
8 839, 


Literatur: Melp, Die Beamtenhaftpfliht nad 8 839 BOB, Veipzig 14; Boden, Haftung der 
Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit für Verſchulden, 868. 2, 244; Dertmann, Die 
Haftung der Notare, insbefondere nad bayerifhem Recht, 3BlFG. 4, 7715 J. ferner 3. 1, 102; 
2, 76; vgl. aud zu $ 242 BGB. 

1. Nicht jedes objektive Verſehen Stellt fubjektiv ein Verfchulden dar, 
fondern nur ein foldyes, das bei gehöriger Aufmerkfamkeit vermieden werden 
konnte (RG. 11. Okt. 98, SächſArch. 14, 355). 

2. Ein Grundbuchrichter, der fpäter beantragte Eintraguugen bewirkt, 
bevor ein früherer Antrag erledigt ift, macht ſich nad) $ 839 fchadenserfaß- 
pflichtig; die Reihenfolge der Eintragungen bleibt maßgebend und kann weder 
durch Berichtigung des Grundbudhs noch durch Widerfprudh geändert werden 
(RG. 13. April 04, IM. 33, 299 — RG. 57, 277). 


ie) 
to 
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3. Der Vorfigende, der das perjönlicdhe Erficheinen des Angeklagten zur 
Hauptverhandlung zweiter Inſtanz anordnet, macht ich nicht [hadenserjat- 
pflitig (OLG. Pofen 15. Okt. 03, DLG. 9, 48). 

4. Der Richter, der an zwei aufeinanderfolgenden Tagen eine Dienft- 
reife nach demjelben Orte unternimmt, macht ſich nicht deshalb ſchadenserſaätz— 
pflichtig, weil die Roften geringer gewejen fein würden, wenn er an dem Ürte 
über Nacht geblieben wäre (RG. 23. Juni 04, IW. 33, 450). 

5. Der Regijterrichter, der entgegen einer Anordnung des Juſtiz— 
minifteriums eine Bekanntmachung veröffentlicht, haftet für die dadurch ent- 
itehenden Koſten (RG. 19. Sept. 04, IM. 33, 536). 

6. Ein Notar haftet als Beamter wegen Erteilung einer unrichtigen 
Auskunft (OLG. Marienwerder 29. Okt. 03, DVG. 7, 473). Bl. J. 1, 102Ar. 1; 
ſowie oben $ 823 Ar. 21b. 

7. Wenn ein Beamter in feiner Tätigkeit im Dienfte der Strafvoll- 
ftrekung vorfäglih oder aus Fahrläffigkeit einem Gefangenen widerrechtlic 


einen Schaden zufügt, haftet er nach $ 839 (MG. 10. Dez. 03, Recht 8, 77) — 


Telegraphenbeamte haften für Verſehen bei Beförderung von Tele- 
rammen; $ 254 ift anzuwenden, wenn den WÜbfender ein konkurrierendes 
erfchulden trifft, 3. B. wenn er es unterlaffen hat, eine Zahl in Buchſtaben 

anzugeben (RG. 1. Febr. 04, FrankfRundid. 38, 1 = SächfArch. 14, 356; RO. 
29. Febr. 04, SächſArch. 14, 360). 

9. Unridhtige Auskunft feitens eines Beamten: 7. 1, 102 Ar. 2; 2, 76 
Nr. 6; Verfteigerungsridter: I. 1, 102 Nr. 2—4; 2, 76 Nr. 6; TFeititellung 
der Verfonenidentität: T. 1, 102 Ar. 5; Volizeibeamter: Ür. 8 u. 9; 
Urteil: Ar. 10; mehrere Beamte: 7. 2, 76 Nr. 3; $ 6 des Preuß. G. vom 
11. Mai 42: Nr. 4; Verſehen beim Dorfteftament: Nr. 5 und 8 2249 Nr. 1; 
Geridhtsvollzieher: 7.1, 102 Ar. 6 u.7; 2, 76 Ar.1 u.2; f. oben $ 675 Wr. 1. 


8 840. 


1. Unter die unerlaubten Handlungen im Sinne von Xbf. 1 fällt auch die 
Haftung nad $ 1 HaftpflG. Der Haftpflichtige ift dem in Abf. 3 genannten 
Dritten zuzuzählen (RG. 27. Juni 04, IJW. 33, 468 — DT2. 9, 815). Ebenfo 
3.2, 76 Ar. 1 = EiſenbE. %, 115 — ZVerſWiſſ. 4, 419. 

2. Schaden durd mehrere Tiere: I. 1, 108. 


8 842, 


1. Auch Rinder, die noch nicht erwerbsfähig find, können auf Anerken- 
nung der Schadenserfaßpflicht klagen (OLG. Rolmar 4. Okt. 04, Recht 8, 529). 
2, Berlegte Ehefrau: J. 1, 108. 


8 843. 
Anrechnung einer Berfiherungsfumme: J. 1, 103 Nr. 1; 2, 77 Ar. 1; Fähig— 
keit zu einem andern Erwerbe: J. 1, 103 Wr. 2. 
& 844. 


Riteratur: |. 3.2, 77. 

Weſen der Erfaßpflidt: J. 1, 103 Nr. 1; 2, 77 Ur. 1 u. 3; Umfang des 
Unfpruds: 7.1, 103 Nr. 2; Zeitpunkt der Alage: 3.2, 77 Air. 1; Klage der 
MWitwe für die Kinder: 3.1, 103 Nr. 5; 8 254: I. 2, 77 Nr. 2. 


8 845. 
1. 8 845 ift auf die Haftpflicht der Eifenbahn nad dem HaftpflG. nicht 
anwendbar (RG. 8. Febr. 04, IM. 33, 174 — RN63. 57, 52). 
2. Die Borausfegung des $ 845 trifft bei Rindern nur zu, folange fie dem 
elterlihen Hausftande angehören und von den Eltern erzogen und unterhalten 
werden (OLG. Poſen 13. Febr. 03, OLG. 9, 49). 
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8 847. 
1. Neben der Unfallrente kann Schmerzensgeld beanfprucht werden (OLG. 
KRaffel 16. Mai 04, Seuff A. 59, 400). — U. M.: 7.1, 104 Nr. 1. 
2. „sreibeitsentziehung“: I. 2, 77 Nr. 1 = GSeuffl. 59, 65; Anwendung 
im Fall des $ 833: J. 1, 104 Nr. 2; Verunftaltung: Ar. 3. 


8 848. 
Bei Herausgabeaniprüden aus unerlaubten Handlungen bedarf es keiner 
———— (OLG. Kiel 21. April 04, Seuff A. 59, 453 — SchlHolſt Anz. 04, 200 — 
OLG. 9, 282). 


Drittes Buch. Sachenrecht. 
Literatur: 1. 3.1, 104; 2, 77. 
Erjter Abjchnitt. Beſitz. 


Literatur: Wolff, Das Recht zum Befige, Berlin 1903; Saleilles, La theorie possessoire du 
code civil allemand, RevCrdLeg. 52 No. 12 (nah DJ3.9, 409); Uuerbad, Werkmale und 
Bedeutung des Eigenbejiges, Leipzig 1905; [. ferner 3.1, 104; 2, 77. 


8 854. 

1. Der Beligwillen ift als notwendiges Erfordernis des Beligerwerbes 
im BGB. nicht anerkannt; deshalb ift es unter Umftänden für den Befiß- 
erwerb irrelevant, ob der Erwerber Kenntnis davon hat, daß die Sadıe in 
feinen Machtbereich gelangt iſt (OLG. Braunfhweig 17. Mai 01, Braunfgw. 
51, 65). Ebenfo Cofack 2, 68 II 2; Blank 3, 31; Ruhlenbed 2, 12 Ar. 4; 
Neumann 1, 542 Wr. 2b; Staudinger 3, 7 Nr. 2; vgl. Dernburg 3, 59 
bei Note 6; Endemann 2, 118. 

2. Zweck der Vorſchriften in 88 854 ff.: I. 2, 77 Ar. 1; Schild an der 
Faffade: J. 1, 104 Ar. 1; Schlüffelübergabe an Handwerker: Ar. 3; Abſ. 2: 
Nr. 2 und I. 2, 78 Nr. 2. 

8 855. 


2iteratur: j. I. 1, 104. 


1. Der Ziegelmeijter ift nur als Befigdiener des Eigentümers der Ziegelei 
anzuſehen, welch leßterer unmittelbarer Beliger der in der Ziegelei angefertigten 
Mauerjteine ift, auch wenn er entfernt wohnt (OLG. Kiel 12. Aug. 03, OLG. 
8, 99). Ebenfo PBland 3, 36 Nr. 2; Ruhlenbek 2, 14. — Abweichend: Neu: 
mann 1, 543 Wr. la. 

2. Abhängigkeitsverhältnis: 7.1, 104 Nr. 1 u. 2; Vorfteher einer juriftifchen 
Perſon: Nr. 3. 

8 866. 


Aufgabe des Beliges: I. 2, 78 Nr. 1 — OLG. 8, 99 Note 1; Erlöfchen des 
Rechts zum Befig: I. 1, 105. 
g 857. 


Einwand gegen die Beligklage des Erben des Beſitzers: I. 1, 105. 


858. 
Literatur: 1. I. 1, 106. 8 


1. Die vertraglich eingeräumte Befugnis, ſich unter gewiſſen Voraus— 
fegungen in den Beſitz der Sache zu feßen, genügt noch nicht, um verbotene 
Eigenmadt im Falle der Wegnahme ohne Wiffen des Befigers auszuſchließen. 
Doch kann das Einverftändnis mit der Beligentziehung aud im voraus er- 
klärt werden. — Der gute Glaube des Belititörers oder Beſitzentziehers ift 
ohne Belang (RG. 3. Mai 04, JW. 33, 361). Zum Begriff der verbotenen 
Eigenmadıt vgl. ferner J. 2, 78. 

2. Den Beligfhuß hat auch der unmittelbare Befiger gegen den mittel- 
baren (OLG. Kiel 12. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 145). Ebenfo Planck 3, 68; 
ee N 3, 39 Ar. 2. — Abweichend: Kuhlenbeck 2, 21 Nr. 8; 2, 22 

rt. 1; 2, 39. 
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3. Die Zuführung von Geräufhen aus einem Nadbargrundjtük kann 
eine Beſitzſtörung bedeuten; aus diefem Gefichtspunkt hat aud der Mieter ein 
Klagredht wegen Immiffionen Dritter (RG. 26. Sept. 04, OLG. 9, 295). 


8 859. 


1. Eine Überfhreitung der erlaubten Selbthilfe liegt nicht vor, wenn 
jemand ein Rind aus feinem ÖGrundftüc vertreibt und hierbei mit einem 
Stok auf es zuläuft, um zu drohen (RG. 22. Okt. 03, DI2. 9, 574). 

2. Das „ſofort“ in Abf. 3 verlangt nicht ein blißfchnelles Handeln; es iſt 
nad) den Umſtänden des einzelnen alles zu beurteilen, ob die Vorfchrift ein- 
gehalten ift (RG. 16. Febr. 04, GoltdUrd. 51, 191). 

3. Berbotene Eigenmadt ift nur gegen den unmittelbaren Beliger denk- 
bar, aljo nicht feitens des Mieters gegen den Wermieter, wenn eriterer die 
Mohnung nidt räumt (RG. 16. Juni 03, R6St. 36, 322). 


8 861. 
Tatfählihe Gewalt auf Grund Verwahrung: I. 2, 78. 


Literatur: |. J.1, 105; 2, 78. 5 862. 
Betreten des Pachtgutes: J. 1, 105 Nr. 1; Klage auf Unterlaffung: Ar. 2; 
Störung durh Drohung: Nr. 3; Ausübung der Jagd: I. 2, 78 Wr. 1. 


8 864. 
Einwand der Ehefrau gegenüber der Befitiklage des Mannes: J. 1, 105. 


8 868. 
Riteratur: f. I. 1, 106; 2, 78. 
Pfändung feitens des Gerichtsvollziehers: I. 1, 106 Nr. 2; „ähnliches Ver- 
hältnis“, constitutum possessorium: Ar. 1 und I. 2, 78 Nr. 1. 


8 870. 


Mitwirkung des unmittelbaren Befigers? I. 2, 79 Ar. 1; Übertragung 
des Frachtbriefs: Nr. 2. 


Zweiter Ubjchnitt. Allgemeine Vorjchriften über Nechte an 


Grundjtücken. 


Literatur: Willenbüher, Das Liegenfhaftsreht des BGB. und bie ReihsGBD., Berlin 
1904; Dbernedk, Das Reihsgrundbuchredjt, 3. Aufl., Berlin 104; Bernhöft, Sadenredt, 
1. Abt.: Rechte an Grundftüken, Stuttgart 1904; Klumpp, Das deutihe Grundbuchredht 
und die württemb. Ausführungsbeftimmungen, 2. Aufl., 2. Teil, Stuttgart 1904; j. ferner 
3.1, 106; 2, 79; ſowie auch die Literatur zur GBD. 
8 873. 


Literatur: Ortlieb, Einigung und *— Vertrag, Berlin 1904; mulen, Mirkt die Ans» 
fehtung Des —— rg egen Willensmangels auch auf die dingliche Einigung? IM, 
5 a Rd e Grundbienftbarkeit des Zwiſchenrtechts, Eljloth. 28, 419; f. ferner 

1. Der zu Unredt als Eigentümer Gebucdhte kann nicht mit der Wirkung 
auflaffen, daß der Erwerber als Eigentümer einzutragen ift, und zwar aud) 
dann nicht, wenn vorher gemäß $ 54 GBD. ein Widerfprudy eingetragen wurde 
(86. 19. Okt. 03, RGEJ. 26 A 250 — DLG. 8, 188). 

2. Zuläffig ift die gleichzeitige Veräußerung der Nußnießung und des 
ae an zwei verfchiedene Perfonen OLG. Rolmar 16. Juni 03, OLG. 
8, 100). 

3. Mird eine offene Handelsgefellfchaft aufgelöft, fo können deren Grund» 
ftüke ins Sondereigentum der Gefellfchafter nur im Wege der Auflaffung 
übergehen; im Wege der Grundbudberichtigung die Gefellihafter als Eigen 
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tümer einzutragen, ift unzuläffig ( KG. 21. Dez. 03, RIU. 4, 124 — RGJ. 
27 A 276 = 3AktG. 11, 237; BayDbR6©. 27. März 03, ZURtG. 11, 68). Ebenfo 
3.1, 108 Nr. 19; 1, 122 Nr. 9c; 2, 83 Nr. 11; 2, 87 Nr. 9c. 

4. Die preußiihen Regierungspräfidenten find zum Ankauf von Grund: 
ftücken für den Fiskus nur dann legitimiert, wenn ihnen von dem Mlinifter, 
für deffen Reffort der Ankauf erfolgen foll, die Befugnis zum Erwerbe von 
Grundftücken für den Staat erteilt worden iſt (RG. 30. Nov. 03, OLG. 8, 100). 

5. Bei der Verfteigerung kann eine Sicherungshypothek in der Weiſe 
wirkfam beftellt werden, daß die Beitellung und Bewilligung in den Ber- 
jteigerungsbedingungen aufgeführt ift und der Erjteher vorm Notar das Proto- 
koll genehmigt und unterfchrieben hat (OLG. Kolmar 13. Juni 04, ElſLoth3Z3. 
29, 563 = DVG. 9, 305). 

6. Iſt eine Vertragspartei im Belige der die dingliche Einigung ent- 
haltenden Vertragsurkunde, jo muß zunädit davon ausgegangen werden, daß 
fie auf rehtmäßige Weife und mit dem Willen des andern Teils in den Be: 
fig gelangt und daß die Einreichung beim Grundbuhamt im Einverjtändnis 
des andern Teils erfolgt (OLG. Dresden 30. Juni 03, SähfOLG. 25, 126). 

7. Nicht eintragungsfäbig ift: das Recht, von einem andern den Aus— 
bau einer Straße und die Heritellung der KRanalifation und Wafferleitung zu 
fordern (RG. 19. April 04, PoſASchr. 7, 75) Wal. über eintragungsfähige 
und nicht eintragungsfähige Rechte: J. 2, 79 Nr. 5a bis e, fowie die Ver- 
weifungen dort unter f und unten bei den einzelnen Paragraphen, 3. B. 88 1092, 
1105, 1111, 1115, 1155. 

8. Beredtigter: 7.2, 79 Nr. 1; obligatorifher Worvertrag: Nr. 2, ebenfo 
RKuhlenbeck 2, 41; vgl. unten $ 875 Ar. 1; Erben: J. 2, 79 Ar. 3; Eintragung 
auf Firma des Einzelkaufmanns: Ür. 4, ebenfo DYG. Karlsruhe 26. Sept.03, 
Puchelts3. 35, 77; 3. 1, 108 Nr. 18; 1, 136 Wir. 7a; vgl. au $ 1115 Nr. 4 
(f. dort auch Eintragung auf die Zweigniederlaffung: Ar. 5); „Einigung“: 
3.1, 106 Nr. 1; Form: Ar. 3 u.4; Eintragungsbewilligung: Wr. 2 u. 9; 
Prüfung des Grundbudrichters: Ar. 5—7; privatichriftliher Grundftücs- 
kauf: Ar. 8; eigenes Grundbudblatt: Ar. 14; vgl. ferner unten bei $ 925. 


8 874. 


1. Auf frühere aufgebobene Rechtsgrundſätze darf nicht Bezug genommen 
werden, 3. B. ijt die Eintragung einer „Dienjtbarkeit nad altem rheinifchen 
Recht“ unzuläffig (RG. 29. Juni 03, RAGT. 36 A 271 — DLG. 8, 130), 

2. Bei der Eintragung des Vermerks über die 2 des Hypo» 
thekenjchuldners unter die fofortige Zwangsvollitrekung ijt die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung zur näheren Bezeihnung des Inhalts zuläffig 
(RG. 19. Sept. 04, RIU. 4, 270). 

3. Eintragung einer Hypothek: I. 1, 108; Wermeidung unnötiger Ein- 
tragungen: 3.2, 80. 8 875 


1. Die für das dingliche Rechtsgefhäft im 8875 gegebenen Formvorſchriften 
gelten nicht auch für das obligatoriihe KRaufalgeihäft (RG. 13. Nov. 03, 
GrudhotsBeitr. 48, 350 — Seuff A. 59, 3235 — IM. 33, 7). 

2. Iſt eine gepfändete Hypothekenforderung zur Einziehung überwicfen, 
fo ift der Pfändungspfandgläubiger berechtigt, nad) erfolgter Einziehung die 
Löihungsbewilligung zu erteilen (KG. 28. Sept. 03, Seuff A. 59, 152; RO. 
14. Okt. 01, DRG. 3, 392). 

3. Die Löfchungsbewilligung und die AZuftimmung des Eigentümers 
($ 1183 BGB.) find zwei einfeitige Necdhtsgefhäfte, die fich felbjtändig gegen- 
überftehen (R®. 22. Juni 03, RG. 27 B 46). * 

4. Aufgabeerklärung des Gläubigers: J. 1, 108 Ar. 13 Aushändigung 
an den Schuldner: Air. 2; Wirkung der Erklärung: Ar. 3; Löſchungsbewilligung 
bezüglich einer nicht valutierten Hypothek: J. 2, 80 Ar. 1; bindende Löſchungs— 
bewilligung: Ar. 2. 
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8 877. 
Begriff der Anderung: J. 1, 109, 


8 878. 


Bedeutung im Ronkurs: I. 1, 109 Ar. 3 RG3. 51, 284; Konkurs des 
Gläubigers: Wr. 2; Anordnung feitens des Grundbuchamtes: Ve. 1. 


8 879. 


1. Wer eine Hypothek in beftimmtem Range verfpricht, genügt nicht feiner 
Verpflichtung durch eine beglaubigte [chriftliche Eintragungsbemilligung, fondern 
hat dafür einzuftehen, daß bis zur wirklichen Eintragung in das Grundbud 
keine andere den Rang jener Hypothek verfchlecdhternde Eintragung erfolge 
(OLG. Hamburg 28. April 04, HanfG3. 25 B. 197). 

2. Das Rangverhältnis bejtimmt fih auch dann nad $ 879, wenn der 
Grundbudrichter fahrläffigerweife fpäter eingegangene Anträge früher erledigt 
hatte. Derartige unrichtige et find irreparabel; der Fiskus haftet 
dem Geihäbdigten (RG. 13. April 04, RG3. 57, 277 AM. 33, 299). Ebenfo 
3.1, 114 Nr. 13. 

3. Rangvorbehalt bezüglich des Reftkaufpreifes: J. 1, 109. 


8 880, 
Literatur: Aregfhmar, Die Anderung des Rangverhältniffes beim Zurüdtreten von mehreren 
Rechten, Recht 8, 516; f. ferner 7.2, 80. 

1. Das Verſprechen, mit einer Hypothek zurückzutreten, damit der Eigen- 
tümer an Stelle der zurücktretenden eine andere aufnehmen und dadurd den 
urüctretenden Hypothekengläubiger befriedigen kann, ift keine Schenkung 
RS. 16. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 212). 

2. Die Einwilligung des Eigentümers ift nicht erforderlich, wenn nur das 
vortretende Recht eine Hypothek it, das zurücktretende aber nicht (OLG. 
Rolmar 19. Okt. 03, DLG. 8, 106 — Elfloth3. 29, 260 — ElſLothNot3. 24, 45). 

3. Die Eintragung einer Hypothek mit dem WVermerke, daß ihr vor dem 
jeweils getilgten Teile anderer im Range vorgehender Hypotheken der Vor— 
rang zuſtehen foll, ift ohne Zuftimmung der im Range vorgehenden Hypotheken: 
game und ohne Vorlegung der Hypothekenbriefe unzuläffig (AG. 6. Juni 04, 
RIA. 4, 243 — R6T. 28 A 139). 

4. Wird der Vorrang nur von einem Teile der vorgehenden Hypothek 
eingeräumt, fo tft die aufgerücte Hypothek mit dem nicht zurücktretenden 
Teile gleichberedtigt (OLG. Dresden 27. März 03, SähfArd. 14, 508). Wal. 
3.1, 109 Ar. 1 (Grundfaß des Stellenaustaufdes). 

5. Borrangsvorbehalt und »einräumung: I. 1, 109 Nr. 2; Verzicht auf 
Borrang der Vormerkung: Ar. 3; Stelle des Eintrags: Nr. 4; Rangänderung 
auf Grund eines Urteils: I. 2, 80 Ar. 1 == SähfDL®. 25, 148 — DEG. 8, 307; 
nicht eingetragene Bedingung: Nr. 2; Anderung der Zinsbedingungen: \r. 3; 
Borrang für jeweilige Neftforderung einer amortifierbaren Hypothek: Nr. 4. 


8 881. 


1. Der Rangvorbehalt für eine verzinsliche Hypothek ift nur eintragungs: 
fähig, wenn der Zinsfaß angegeben wird (RG. 13. Juni 04, RITU. 4, 247). 

2. Zuläffig iſt die Eintragung einer Hnpothek mit dem Vorbehalte, daß 
eine andere Hypothek vor jener Hypothek eingetragen werden darf, daß aber 
die andere Hypothek nur infoweit den Vorrang haben folle, als die ihr zu- 
grunde liegende Forderung zur Entjtehung gelange (RG. 13. Juni 04, RAIN. 


4, 250). 
8 883. 
Literatur: Sekler, Die Lehre von der Wormerkung nach dem neuen Reichsrecht, München 1904; 
Veroter, Weſen und Wirkung der Vormerkung, Würzburg 1904; Bongarg, Die Wirkungen 
ber Wormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf —— einer Hnpothek, Coln 1904; 
Dollinger, Uber Bormerkungen bei Wiederkaufsrecdhten, Württ3. 46, 129; Aregfhmar, 
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Der öffentliche Glaube des Grundbuchs bei der Wormerkung, SächſArch. 14, 593; Strobal, 
Kommt dem Worgemerkten ber öffentliche Glaube des Gründbuchs zuftatten? Veipzig 1904; 
Stinging, Kommt dem Vorgemerkten der öffentliche Glaube des Grundbudhs zugute? Recht 
8, 321; Herrmann, Können durch Recdtsgeichäfte für noch nicht eriftierende Perjonen inadı« 
geboren werdende Rinder) Redte, insbefondere Eigentumsrecdhte an Grundftüchen, erworben 
eo. en durch Vormerkung ($ 883 BGB.) gelihert werben? Württ3. 46, 231; f. ferner 

1. Der Anſpruch auf Pfändung einer Buchhypothek kann nicht durch 
Eintragung einer Vormerkung mit den Wirkungen des $ 883 BGB. aelichert 
werden (RG. 11. Nov. 03, R63. 56, 10 Seuff A. 59, 407; DVG. —— 
10. März 03, SächſOLG. 25, 153). 

2. 8 uäftie ift die Wormerkung des Anſpruchs auf Rückzeſſion von Hypo- 
theken, die der Antragiteller aus Anlaß eines zwifchen Dritten geichloffenen 
Orundjtükskaufs abgetreten hat, wenn behauptet wird, daß der Kauf nichtig 
jei (OLG. Dresden 10. Juli 03, SächſArch. 14, 233). Wal. J. 1, 110 Nr. 5. 

3. Eine Wormerkung fällt nicht unter die Eintragungen im Sinne von 
$ 71 Ubf. 1 GBO.; fie ift mit der Beſchwerde anfehtbar. Eine Wormerkung 
bei einer Briefbypothek auf Grund einer einitweiligen Verfügung ift aber 
nicht deshalb anfechtbar, weil der Hypothekenbrief nicht vorgelegt worden ift 
(RO. 26. Okt. 08, R63.27 A 82 = RNTU. 4, 66). 

4 Zur Sicherung des Anſpruchs aus einem durch Ehevertrag zugewandten 
Vermächtniſſe kann eine Vormerkung nicht eingetragen werden (OLG. Rolmar 
28. Sept. 03, DEG. 8, 106 — ElſLothNot3. 24, 81). Wal. J. 2,81 Ar. 3. 

5. Unzuläffig ift die Eintragung einer von einem Miterben bewilligten 
DVormerkung für eine Hypothek auf den Anteil des Miterben vor erfolgter 
“ Yuseinanderfegung (AG. 27. Juni 04, RIA. 4, 253). Vgl. I. 2, 81 Wr. 4. 

6. Die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung eines Vorkaufsrechts 
mit bejtimmtem Workaufspreife it unzuläffig (OLG. Dresden 9. Dez. 08, 
SächſOLG. 36, 45 — SeuffA, 59, 97). Vgl. J. 2, 81 Nr. 7. 

7. Welche Anfprüche vormerkungsfähig? I. 2,81 Ar. 1 — BG3. 55, 270 
— Eifenb®. 20, 242; vgl. Planck 3, 113; Rublenbedk 2, 52; Wormerkung 
einer eventuellen me Nr. 2; Umänderung eines Vermächtnis— 
anfprudhs: Ar. 3; Recht des Pächters zu kaufen: Ar. 5; Anfehtungskläger: 
Nr. 6; Anfechtung der Auflaffung: Ar. 8; Vormerkung auf Hypothek: J. 1, 110 
Nr. 1 u.6; auf Übertragung eines Grundftüksteils: Ar.2 u.4; auf Aufhebung 
einer Hypothek: Nr.5 u. 12; auf Entpfändung eines Teils: Nr. 13; auf Zwangs- 
hypothek: Nr. 7; auf Grundgeredtigkeit: Ar. 8; auf Bergfchadenvergütung: 
Nr. 9; zugunften des Fideikommiffars: Ar. 10; Tejtamentsvollftrecker: Ar. 11; 
8 7 Unf®.: Ar. 14; einftweilige Verfügung: Ar. 3; kein Widerfpruch gegen 
Vormerkung: Wr. 15. 

8. Keine Verwandlung in Eigentümerhypothek: J. 2, 82 Nr. 10. 


8 885. 
1. Ein ftreitiges Rechtsverhältnis iſt nicht Worausfegung einer einftweiligen 
Verfügung nad $ 885 (LG. Deffau 4. März 03, Thürsl. 51, 103). 
2. Die Eintragung einer DVormerkung zur Sicherung des Rechts des 
— auf Rückübertragung der Forderung bedarf der Zuſtimmung des 
eſſionars (RG. 9. März 03, OLG. 8, 306). 
3. Verpfändung einer Briefhypothek: 7. 1, 111; Vormerkung nach $ 1179: 


3.2, 82. 
8 888. 
Einwendungen des neuen Eigentümers: J. 2, 82. 


. 8 890. 
Literatur: |. I. 2, 82. 
1. Unzuläffig iſt die ale eines Bruchteils eines Grundſtücks als 
Beitandteil eines andern Grundftüks (RG. 16. Mai 04, RIU. 4, 230). 


Warneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3, Jahrg. 7 
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2. $ 18 der PrVf. vom 20. Nov. 9: 7. 1, 111 Nr. 2; Unterichied von S 4 
GBD.: Ar. 3; neue Einheit: Ar. 4; Fideikommißgut: Nr. 5; Beforgnis der 
Verwirrung: Ar. 1 und I. 2,82 Wr. 1. 


$ 891. 
Literatur: |. I. 2, 82. 
1. Die Eintragung im Grundbuh als Eigentümer verpflichtet zur Ein- 
laffung auf jeden Anſpruch, der gegen den Eingetra — als Eigentümer er: 
hoben werden kann (OLG. Dresden 31. Dez. 03, DLG. 8, 186). 


2. It das Grundftük, deffen Eigentümer klagt, verfehentlih auf zwei 
Blättern eingetragen, fo heben [ich die für beide Eintragungen ſprechenden Ver— 
mutungen auf, und der Auge muß feinen Erwerb nad materiellem Recht 
beweifen (RG. 25. Nov. 03, IM. 33, 62 — BRG3. 56, 58). 

3. Hat der eingetragene Gläubiger, der die Grundfchuldklage erhoben, 

den Grundfchuldbrief im Prozeß vorgelegt, jo kann der Beklagte nicht hinterher 
einwenden, der Kläger habe die Grundichuld unter Aushändigung des Briefes 
abgetreten und fei zur Zeit der Klagerhebung nicht en im Befiß des Briefes 
gewefen (RO. 13. Febr. 04, RG3. 56, 414 — IM. 33, 175). 

4. Tragweite der Vermutung des 8 897: 3.2, 82 Nr. 1; ebenio RG. 
1. Dez. 03, BadRpr. 70, 85 — Elfloth3. 29, 309; Stand des Grundbuds, Be- 
rückfichtigung anderer Umftände: J.1,111 Ar. 1; Angabe des Güterrecdhts: Wir. 2. 


8 892. 
Literatur: Neumann, Die Entiheidungen des RG... . bezüglid) der Berichtigung von —— 

gemäßen Größenangaben im Grundbuche, Sruchoie Beur 48, 20; f. — ©. 7 ‚112; 2,82. 

1. Die Kenntnis von dem Vorliegen eines früheren Antrags auf Ein- 
tragung begründet keine mala fides (RG. 13. April 04, R63. 57, 277; OLG. 
Hamburg 28. April 04, Hani63. 25 3. 197). 

2. Ebenfowenig die Kenntnis eines obligatorifchen Anſpruchs (OLG. Jena 

2. Juni 02, Thürßl. 51, 67). Ebenſo I. 1, 112 Nr. 7. 

3. Der Grundbuchrichter darf nicht mehr die Legitimation des Beteiligten 
prüfen, wenn die dinglide Wirkung bereits eingetreten, der Erwerb erfolgt 
ift, jo daß die beantragte Eintragung nur die ſchon ein — Rectsanderung 
offenkundig machen ſoll (RG. 13. Juni / 25. April 04, R6T. 28 A 92, 94). 

4 Durd die Stellung des Eintragungsantrags bei der Auflaffung wird 
jedoch das dinglihe Recht noch nicht erworben; deshalb kann der Grundbud- 
richter die Eintragung ablehnen, wenn er nachträglich findet, daß der Ein- 
tragung materielle, aus den Grundakten erjihtlihe Bedenken gegen die 
Legitimation des Auflaffungsgebers entgegenitehen (RG. 9. Nov. 03, A. 
4, 110 = DRG. 8, 107 —= R6T. 27 A 97). Ebenſo J. 1, 112 Nr. 3. 

5. Der öffentliche Glaube des Grundbuds erſtreckt ſich auch auf die im 
Beſtandsverzeichniſſe (Titelblatt) enthaltenen Kataſterangaben, ſoweit fie den 
Gegenſtand der im Grundbuch eingetragenen Rechte umgrenzen (RG. 25. Jan. 
04, R6J, 27 A87 — OLG. 8, 213 — SclHolftAnz. 04, 138), Val. I.1, 112 
Ar.iu. 2; 2, 82 Nr. 2; fowie unten N 894 Nr. 6; val. die Literatur oben. 

6. ———— = 1,112 Nr.4; Zufchlag: Nr. 5: bösgläubiger Zeffionar: 
Nr. 6; Vermögen als Ganzes: Nr. 8; Awan ri Nr. 9; ne. 
Nr. 10: Ehefrau: Ar. 12 ; Obergangszeit: r. 18, 


8 894. 
Riteratur: Goldmann, Der Unfpruh auf Grundbuchberihtigung nah $ 894 BGB. München 
Kr 118; u Die Pfändung des Berihtigungsaniprudes, Sächſtirch. 14, 603; 1. ferner 
1. Die Eintragung eines unridtigen Wornamens bei einem Hypotheken- 
— berechtigt dieſen, Berichtiguag des Grundbuchs zu verlangen (OLG. 
olmar 7. April 03, ElſLoth3. 29, 46 — OLG. 8, 311). 
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2. Zur Berichtigung des Grundbuchs binfichtlich der zum Gefamtgute der 
Eheleute gehörigen Grundſtücke gibt die Scheidung ihrer Ehe genügenden 
Anlaß 086. Kolmar 25. Juli 04, Recht 8, 448). 

3. Unter Umjtänden iſt auch der frühere Eigentümer berechtigt, die Be- 
richtigung zu beantragen (OLG. Roitock 24. Dez. 03, OLG. 8, 186 — Mel. 
22, 223). gl. aber (RG.!) 7. 2, 83 Nr. 2. 

4. Derjenige, dem ein Grundſtück aufgelaffen ijt, hat keinen Berichtigungs- 
anſpruch gegen den zu Unrecht Eingetragenen; diefen Anſpruch bat nur der 
Auflaffende (RG. 26. Okt. 03, RAGT. 26 A 245): 

5. Wird auf Löſchung einer Darlehnshypothek wegen mangelnden Schulp- 
grundes geklagt, und wendet der Beklagte ein, dab zwar kein bares Darlehn, 
aber ein anderes Schuldverhältnis zugrunde liege, fo ift der Kläger beweis- 
pflihtig (RG. 3. Febr. 04, RG3. 57, 320). 

6. Ergibt eine Neuvermeflung die Unrichtigkeit der Größenangabe, fo 
kann das Grundbuh auf Grund der Anderung des Flurbudhanbanges be- 
richtigt werden (RG. 23. März 04, OLG. 8, 312 — SchlHolſtAnz. 04, 172). 

7. Übergangszeit, Eigentümergrundfchuld: I. 1, 113 Ar. 1,4 u. 6; Urteil 
auf Berichtigung: Ar. 2; Sicherungshypothek nah Auflaffung: Ar. 3; un- 
richtiger Nacherbe: Ar. 5; nadjitehender Hypothekarier: Ar. 7; Abtretbarkeit 
des Berichtigungsanfpruchs: Ar. 8, 9 u. 11; einftweilige Verfügung: Nr. 10; Kon— 
kursverwalter: Nr. 12; unrichtiges Verfahren des Grundbuchrichters: Ar. 13 
und oben $ 879 Wr. 2; kein Widerfpruh gegen Widerſpruch: Ar. 14; Zweck 
des 8 894: J. 2, 83 Nr. 1; wer ift berechtigt zur Berichtigung? Nr. 2 u. 3; 
Nachweis: Nr.4; Eintragung Verftorbener? Nr.5; Bewilligung des Betroffenen? 
Nr. 6; Kennzeichnung der wirklihen Rechtslage: Nr. 7; keine Angabe der 
Anteile von Miteigentümern: Nr. 8; bösgläubiger Hypothekengläubiger: Ar. 9; 
Richtigſtellung des Ranges: Wr. 10; Gefellihaftsfirma: Ar. 11; Verluſt der 
Urkunde: Nr. 12, 8 896 


1. Wird eine Briefhypothek gepfändet, und befindet ſſch der Schuldner 
zur Zeit des Erlaffes und der Zuftellung des Pfändungs- und Überweifungs- 
beichluffes im Befite des Hypotbekenbriefes, fo kann er fi nachher nicht der 
Berpflihtung zur Vorlage des Briefes durch die Behauptung entziehen, daß 
er den Brief aus der Hand gegeben habe (RG. 18. Dez. 03, FW. 33, 92). 

2. Briefhypothek des preußiihen Rechts: 7. 1, 114 Nr. 1; Vormerkung: 


Nr. 2. 
& 899. 
Literatur: f. I. 2, 8. 

1. Ein Widerfprud muß angeben, gegen welche Unrichtigkeit er ſich richtet, 
zu weſſen Gunften er eingetragen ift, und welchen Berichtigungsanfprud er 
betrifft (RG. 18. Mai 03, de. 8, 109). 

2. Form der A ir 3. 1, 115 Ar. 1; rückwirkende Kraft: Nr. 2; 
einftweilige Verfügung: Ar. 3. 

8 900. 


Literatur: Jolles: Einfluß des Beligwechjels im dienenden Grundftük auf den Lauf und ben 
Erfolg der Servitutenerfigung, Oft 3Bl. 22, 97. 
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8 903. 

1. Der Schädenanſpruch wegen TFunkenzuführung gegen die Eifenbahn 
erfordert nicht den Nachweis des Verihuldens (RG. 11. Mai 04, IM. 33, 360 
— EifenbE€. 21, 76 = DI2. 9, 746). Val. 3. 1, 117 Nr. 13; 2, 85 Nr. 6. 

2. Die aus fanitären Gründen erfolgte Auferlegung der Berpflichtung, 
Spülaborte anzulegen, an einen Grundeigentümer berechtigt diefen nicht zu 


7* 


Literatur: J. J. 2, 8. 
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Entihädigungsanfprüden wegen verfaflungswidriger Entziehung feines PBrivat- 
eigentums (DVG. Hamburg 7. Dez. 03, Hanf63. 235 B. 47). 

3. Neidbau: f. $ 226 Nr. 3; öffentliches Recht: I. 2, 84 Nr. 1; PVolizeivor- 
ichriften: Ar. 2; J. 1, 115 Ar. 1—3; gefährlicher Betrieb: Nr. 4; Beweis: Wr. 5. 


Literatur: ſ. J. 2, 8. 8 904. 


Der in $ 904 aufgeftellte Grundfaß findet auch zuguniten der Bergwerke 
Anwendung; doc feßt er neue außergewöhnliche Gefege voraus (RG. 12. März 
04, R63. 57, 187). 

& 905. 

Literatur: Sehling, Die Rechtsverhältniſſe an den der Verfügung des Grundeigentümers nicht 
entzogenen Mineralien, Leipzig 1904; Gutjahr, Die Eintragungsfähigkeit der gefeglichen 
Eigentumsbeihränkungen (55 905— 923) in das Grundbud, Halle 1904; Waron, Die Kollifion 
von Telegrapbenanlagen und anderen wirtfchaftlihen Zwecden dienenden Anlagen auf den 
Verkehrswegen, HirtheUnn. 37, 311. 

1. Der Eigentümer eines Grundftüks hat ein Verbietungsredht, wenn ein 
Privater in einer Höhe von 4 Meter über fein Dach elektrifche Drähte ziebt 
(OLG. Hamburg 11. Juli 03, Hani63. 25 2. 81). 

2. Offentlihe Rorporation: T. 1, 116 Nr. 1; Sat 2: Nr. 2; gejegliche Be- 
ihränkungen: I. 2, 84 Nr. 1. 

& 906. 

Literatur: Defterlen, Die Haftpflicht der Eifenbahnen ..... bei Befchädigungen durch Funkenflug, 
EiſenbE. 15, 278; 16, 168; |. ferner 7. 1, 116; 2, 84. 

1. Wegen Störungen, die vom Mieter ausgehen, iſt die Klage gegen 
den Eigentümer zuläffig (RG. 23. Jan. 04, DI3. 9, 407 — ElſLoth3. 29, 545 — 
ZW. 33, 142 — PBudelts. 35, 137 — SeuffA. 59, 230; DLG. Hamburg 9. Juli 
04, Hani63. 25 B. 241; OLG. Darmitadt 11. März 04, HefiRipr. 5, 89). Ebenfo 
%.1, 117 Ar. 15; 1, 128 Nr.8; 3.2, 85 Wr. 4. — U. M.: J. 1, 127 Nr. 7; 2, 91 
Nr. 5 (aufgehoben durch RG. oben). 

2. Maßgebend für die Erträglichkeit ift das Empfinden eines normalen 
Durdhidhnittsmenihen; auf neroöfe Perfonen kann keine Rückſicht ae- 
nommen werden [Schlafen bei offenem Feniter; Rinderfpielplaß] (RG. 
30. April 04, IW. 33, 384; RG. 3. Febr. 04, DI3. 9, 407 — GeuffX. 59, 226; 
RO. ohne Datum, ElſLoth3. 29, 462; OLG. Dresden 3. Juli 03, SächſOLG. 
25, 515). * J. 2, 84 Ar. 1 = GruchotsBeitr. 47, 952. 

3. Der Anſpruch aus $ 96 wird weder dadurd ausgeichloffen, daß die 
immittierende Anlage polizeilich genehmigt ift, noch dadurd, daß der Kläger 
beim Erwerb feines Grundftüks von der Anlage auf dem Nadbargrundftücke 
Kenntnis gehabt hat (RG. 6. Juli 04, JM. 33, 488). 

4. Der Erwerber eines Grundftüks braudt Einwirkungen nicht deswegen 
zu dulden, weil fie fhon vor feinem Erwerb beitanden haben (RG. 30. März 
04, RG3. 57, 224). 

5. Störung durh Läuten mit Kirchenglocken kann nicht im Rechtswege 
geltend gemadıt werden (RG. 19. Nov. 03, Ro 56, 25 = 972.9, 170 = 
Seuff A. 59, 385 — Fiſchers3. 28, 113, in Aufhebung von T. 2, 85 Nr. 7). 

6. Das allgemeine ortsüblihe Geräufh der Straßenbahn müſſen ſich 
die Anlieger gefallen laffen, nicht aber auf einzelnen Stellen und zu befonderen 
Zeiten (3. B. in der Nähe der Depots ufw.) ftattfindende Geräuſche, falls nicht 
in betreff derjelben befondere Ortsüblihkeit nachgewieſen tft (RG. 30. März 04, 
EifenbE. 20, 354 — R63. 57, 224 — IM. 33, 259). Me 1, 117 Nr. 14. 

7. Rlavierfpiel in einem Reftaurant kann vor 11 Uhr abends in einer 
Großitadt nicht verboten werden, auch wenn im Sommer die TFeniter geöffnet 
find (OLG. Braunfcdweig 10. Okt. 02, DI2. 8, 552). 

8. Bei einer Immiffion durh übermäßige Küchengerüche ift, wenn es 
fih um einen Badeort handelt, auf die befondere Empfindlichkeit der Rranken 
NRücficht zu nehmen (RG. 23. Febr. 04, IW. 33, 203). 
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9. Die Befeitigung des Lärms einer Kegelbahn kann im allgemeinen 
nicht verlangt werden (RG. 20. Febr. 04, DIZ3.9, 407 — IM. 33, 175 — Seuffl. 
59, 222 = GruchotsBeitr. 48, 604). 

10. Benadbarter Bordellbetrieb kann nicht aus $ 906, wohl aber unter 
Umftänden aus $ 826 verboten werden (RG. 9. Upril 04, IW. 33, 291 RG3. 
57, 239; OLG. Karlsruhe 25. Febr. 03, Puchelts3. 35, 152), Ebenfo J. 1, 116 
Nr. 7; Rublenbek 2, 71. — U. M.: 3.1, 117 Ar. 8; 2, 85 Wr. 8. 

11. Während der Kläger nur die Einwirkung zu beweifen hat, muß der 
Beklagte den Nachweis erbringen, daß eine in 8 906 gedachte Ausnahme vor- 
nee ( a. Tena 26. Okt. 01, ThürBl. 51, 79). Ebenfo Blank 3, 173 5d und 

. 1, 117 Wr. 9). 

12. „Gewöhnlih*: 3. 2, 84 Nr. 1 = GrucdotsBeitr. 47, 952; Ar. 2 — 
PfälzRpr. 1, 36 = BayDbl62. 4, 523; ebenfo DLG. Jena 26. Okt. 01, ThürBl. 
51, 79; kein Verſchulden: Ar. 3; Eifenbahn: Nr. 5; Funkenauswurf: Tr. 6, 
OLG. Königsberg dort — Seuffll. 59, 154 — Eifenb€. 20, 132; vgl. oben (RG.) 
$ 903 Ar. 1; rückwirkende Kraft: 3. 1, 116 Ar. 1; jegiger Zuftand: Nr. 2; poli» 
zeiliches Einfchreiten: Nr. 4; Recht auf Unterlaffung: Ar. 5; Form der Ver- 
urteilung: Nr. 6; „ideelle* Immilfion: Ar. 7; Bedürfnisanftalt: Ar. 10; Ge- 
tank: Ar. 11; Fabrikeffen: ir. 12; Abwäſſer: Ar. 16; herüberfliegende Kugeln: 
Air. 17; Bienen: Ar. 18. 

8 97. 


1. Fit eine Bahnanlage behördlich genehmigt, fo kann die Einftellung 
des Betriebes nicht aus $ 907 verlangt werden; ebenfowenig fteht den Uns 
ae ein Anfpruch auf Erftattung der erhöhten Feuerverfiherungsprämie zu 
(OLG. Kiel 15. April 04, SchlHolftAnz. 04, 180). 

2. Die Erhöhung einer Straße fällt nicht unter $ 907: 7: 2, 85 Wr. 1, 
ebenfo RG. 17. Juni 03, IW. 32 B 89 — EifenbE. 20, 177 = ZBerEifenbV. 
44, 155; veränderte Ausnutzung des Grundftüks: I. 1, 85 Ar. 2 = SächſArch. 
14, 112; Mängel der Anlage: I. 1, 118 Ar. 1; Einmündung eines Weges: 
Nr. 3; Leihenhaus: Nr. 4; Bäume: Wr. 5. 


8 909. 
Haftung des ſpäteren Befigers: 3. 1, 118 Nr. 1; Verſchulden? Air. 2; ge: 
nügende Befeftigung: I. 2, 85 Nr. 1; fteile Böſchung: Nr. 2. 


8 910. 
Piteratur: ſ. J. 1, 118. 


Hinüberragen von Wurzeln und Zweigen: I. 1, 118. 


8 912. 
Literatur: f. J. 1, 119. 


Überbau vor 100: 7.1, 119 Nr. 1.u. 2; Vorfag: Ar. 3; Beweis: Wir. 4; 
Belaftung mit Grunddienftbarkeit: Ar. 5; RG. 4. Dez. 00 dort = Geuffll. 
59, 278; gänzliche Aberdeckung des Nahbargrundftüks: I. 2, 86 ir. 1. 


8 97. 
Biteratur: |. 3. 1, 119; 2, 86. 

1. Wenn der Eigentümer fein Grundftük nur mit erheblichen Unbequem- 
lichkeiten benugen kann, durd die jedoch die — — —— Benutzung nicht 
aufgehoben wird, hat er keinen Anſpruch auf Notweg (OLG. Dresden 1. Juli 03, 
SähfArd. 14, 236). Ebenfo I. 1, 119 Ar. 2. 

2. Bei der Zuerkennung des Notwegs hat der Richter insbefondere zu 
prüfen, ob der geplante Weg im richtigen Verhältnis zu den nterelfen des 
berechtigten und des dienenden Grundftüks fteht (OLG. Kolmar 1. Juli 03, 
ElſLoth 3. 29, 338). 
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3. Das Recht, vom Kläger die zur Unlegung des Notwegs erforderlichen 
Maßnahmen zu verlangen, kann im Wege der Widerklage geltend gemadt 
werden (OLG. Poſen 23. Sept. 03, PoſWSchr. 6, 150). 

4. Rlage nur gegen Eigentümer: 5. 1, 119 Ar. 1; Leinpfad: Nr. 2. 


> 


8 919. 
Literatur: f. 3. 1, 119. 


8 920. 
Literatur: |. I. 2, 86. 
Vorausfegung der Klage: 3. 1, 119 Nr. 1; Abf. 2: Ar. 2. 


g 921. 
Literatur: Roppers, Anbau an eine gemeinfchaftlihe Mauer, DIZ. 9, 806; |. ferner I. 1, 120; 2,86. 


1. 8 921 enthält nur Beifpiele; wefentlich ift den Anlagen, daß fie ſich auf 
Grenze befinden und den Vorteilen beider Grundjtüce dienen (Brunnenanlage), 
während nicht begriffsbeftimmend ift, daß fie gerade als Grenzfheidungs: 
mittel zu dienen bejtimmt find (OLG. Dresden 13. Mai 04, 3BIFG. 5, 256). 

2. Eintragungsfäbigkeit? 3. 1, 120 Ar. 2; Scheidemauer, Eigentum nad 
Bruchteilen? Ar. 1 und x 2, 86 Nr. 1. 


Literatur: 1. I. 2, 86. 8 922. 


1. Wird dem gemeinfchaftlihden Graben durch Zuleitungsgräben mehr 
Waffer zugeführt, fo kann der geihädigte Nachbar das verbieten (RG. 1. Nov. 02, 
GrudotsBeitr. 47, 1066). 

2. Mauernifhen: 7. 1, 120. 


Zweiter Titel. Erwerb und Verluft des Eigentums an Grundftücen. 


8 925. 

Literatur: du Chesne, Die Auflaffung an ſich felbft, Sähflich. 14, 156; Breit, Die Be 
deutung der Beurkundung für die Wuflaffungserklärung, DNotV. 4, 173; dazu Joſef und 
wieder Breit, DNotV. 4, 460, 541; Jolel, Die Wirkung der erklärten, aber nicht be» 
urkundeten Wuflaffung, BadNot3. 2, 80; Vesgus, Die örtliche Juftändigkeit der württem- 
bergifhen Grundbucdhämter zur Beurkundung der Auflaffung, ürtt3. 45, 328; Fürft, If 
eine vor dem zultändigen Beamten jeitens der Wertragichließenden zwar erklärte, von Dem 
Beamten aber nod nicht beurkundete Wuflaffung für die Wertragichließenden bindend? 
BadNlot3. 2, 17; Meyding, Vollmadtlofe Stellvertretung bei der Grundftüksveräußerung, 
MWürtt3. 46, 289; Jalkmann, ft der Grundbuchrichter verpflichtet, die Auflaffung entgegen: 
zunehmen, wenn ein Nichtbevollmächtigter Die Auflaffungserklärung abgeben ober entgegen» 
nehmen will? DJ. 9, 492; f. ferner J. 1, 120; 2, 86. 

1. (Form derAuflaffung:) Grundlage: J.2,86 Nr. 1(RG.) = BadRpr. 
70, 116, vol. Blanc 3, 203; Setpeagg Unwefenbeit: 7.1, 120 Air. 1abisc; 
UÜberreihung: Ar. 18; Stillihweigen: Wr. Ih; Einigung: Nr. 1i. 

2. (Zeitpunkt der Auflaffung:) I. 1, 121 Ar. 2. 

3. Wirkung der Auflafiung:) Wie T. 1, 121 Ar. 3; 2, 87 Nr. 3, auch 
RO. 10. Okt. 083, ZW. 32 B. 126, wodurh OLG. Dresden dort aus einem 
andern Grunde aufgehoben wird. 

4. (Miteigentum:) 

a) Zur Umfeßung des Miteigentums zur gefamten Hand in Miteigentum 
nad Bruchteilen ift keine Auflaffung erforderlih (OLG. KRolmar 30. Mai 04, 
DLG. 9, 306). Ebenfo 3. 2, 87 Nr. 4a. 

b) Auflaffung an mehrere: J. 1, 121 Ar. 4. 

5. (Auflaffung an eine Gemeinidaft:) I. 1, 121 Ar. 5. 

6. (Irrtum): J. 1, 121 Nr. 6. 

7. (Bertretung)) 

a) Bei Auftragserklärungen bat die Auflaffung direkt vom Weräußerer 
auf den Erwerber zu geicheben (OLG. Rolmar 23. Jan. 04, ElſLothNot3. 24, 65 
— ORG. 8, 190). 
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« 


b) Hat eine Ehefrau die Auflaffung eines zum Eingebradhten gehörigen 
Grundſtücks erklärt, jo wird fie durch die Genehmigung des Mannes wirkjam, 
auch wenn diefe Genehmigung nicht einem Vertragfchließenden gegenüber er- 
klärt iſt GayObG. 30. Jan. 04, RJA. 4, 132). Über onvaleszenz f. 7.1, 122 
Nr. 7d, ebenfo OLG. Jena 8. Okt. 02, Thür. 51, 98. 

c) Nachweis der Vertretung: 7. 1, 121 Nr. 7b; 2, 87 Nr. 7a; $ 664 BGB.: 
Nr. 7b; Vollmadt ohne Beihränkung: I. 1, 121 Nr. 7a; ein Vertreter für 
beide: Ar. 7c, vgl. Blanc 3, 84; Auflaffung einer Innung: Nr. 7e. 

8 (Zu Abf. 2:) 

a) Iſt nicht die Auflaffung, fondern nur der Eintragungsantrag von einer 
Bedingung — gemacht, fo iſt die Auflaſſung wirkſam (OLG. Dresden 
28. April 03, SächſOLG. 25, 144). 

b) Mangelnde Veräußerungsbefugnis: I. 2, 87 Ar. 8a = R6T.26 A 313; 
Mirkung der Bedingung: J. 1, 122 Ar. 8a; Vorbehalt: Ar. 8b u. c; Rechts» 
bedingung: Ar. 8d. 

9. (Befondere Fälle:) 

a) Findet ein Erbe die Erben in Geld ab, wogegen dieſe ihm den ganzen 
Nachlaß übereignen, fo ift keine Auflaffung erforderlich (AG. 11. Mai 03, DL. 
8, 104). 

b) Gründer einer Aktiengejellihaft: I. 2, 87 Nr. 9a; Umwandlung einer 
Geſellſchaft: Ar. 9b; Auflöfung einer Gefellfhaft: Ar.9c und 3.1, 122 Wr. 9e, 
j. auch $ 873 Nr. 3; Bahneinheit: J. 1, 122 Nr. 9a; Teilungsurteil: Nr. 9b; 
wer legitimiert? Ar. 9d. 

10. (Ehelihes Güterredt:) 

a) Wird ein Grundftük an einen mit feiner Frau in Errungenfdafts: 
gemeinichaft lebenden Mann aufgelaffen, fo ift es auf den Namen des Mannes 
umzufchreiben, auch wenn es fofort mit dem Erwerbe Gejamtqut wird (Bay- 
> ?6. 6. Nov. 03, RIU. 4, 108). Derfelbe Fall bei Gütergemeinfchaft: 3.2, 87 
Ar. 10b. 

b) Ehevertrag: I. 2, 87 Nr. 10a; ebenfo OLG. Rolmar 7. Dez. 03, Elf; 
Loth. 29, 265 = DVG. 8, 187 — ElflothNlot3. 24, 79. 


‚ 8 926. 
Eigentumsvorbehalt an Zubehör: J. 1, 122. 


8 927. 
Literatur: Fink, Die rechtliche Natur der Aufgabe des Eigentums nah heutigem bürgerlichen 
Redt, Bromberg 1%4. 


Rüdwirkende Rraft: 3.1, 122. 


8 928, 
$ 787 3PO.: 3. 1, 122. 


Dritter Titel. Erwerb und Verluft des Eigentums an beweglichen Sadıen. 
Biteratur: ſ. I. 1, 123. 
I. Übertragung. 


8 929. 

1. In der Annahme der Ware ift die Übergabe nur zu finden, wenn fie 
erfolgt mit dem Willen, Eigentum daran zu erwerben (RG. 27. Nov. 03, IM. 
33, 62). 

2. Für die Frage des Eigentumsübergangs iſt ausfchließlich der überein- 
ftimmende Wille des Übergebers und Erwerbers der Sache entſcheidend, felbit 
wenn leßterer jich mit dem zugrunde liegenden Bertragsverhältnis in Wider: 
ſpruch geießt haben follte (RMG. 14. März 03, RMG. 4, 254). 

3. Die Übergabe einer Sache nad 8 929 BGB. fegt unmittelbaren Beſitz 
des Ülbergebenden voraus, nicht aber au des Empfängers (DLG. Hamburg 
2. Nov. 03, HanlG3. 25 8. 17). 


Riteratur: |. 3.2, 88. 
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4 Wird ein Grundjtük famt beweglihdem Zubehör verkauft und über- 
geben, unterbleibt aber die Auflaffung, fo gebt aud das Eigentum an den 
Mobilien nicht über (RG. 28. Mai 04, Seuffll. 59, 229 = 3BIFG. 5, 316). 

5. Durch Zunagelung des Rellerraums, in dem ſich die zu veräußernden 
Maren befinden, feitens des Erwerbers ift die Übergabe zu finden (RG. 
15. Ian. 04, IWW. 33, 114). 

6. „Übergabe*: 7. 1, 123 Air. 1 u. 3; konkludente Handlungen: Wr. 2 
u. 5; Vertreter: Ar.6 u.7; Eigentumsanteil: Nr. 8: Beftimmung: „Erfüllungs- 
ort H.“: Nr. 9; Hausgemeinfhaft: Ar. 4 und 7.2, 88 Wr. 1. 


8 930. 


1. Die die Übergabe erjegende Vereinbarung kann nur mit dem be- 
figenden Eigentümer getroffen werden (RG. 4. Nov. 03, IM. 32 B. 143; 
RG. 24. Nov. 03, R63. 56, 52). 

2. Eigentumsübergang durch constitutum possessorium erfordert ein 
NRedtsverhältnis, durch weldhes der neue Erwerber an den zu übereignenden 
Sachen mittelbaren Befit erlangt (OLG. Kiel 28. April 04, SchlHolftAnz. 04, 212). 

3. Erklärt der an feine Frau verkaufende Ehemann, daß er die verkauften 
Sadyen nur nod für fie kraft feines ehemännlihen Verwaltungsrechts im 
Beſitz habe, fo kann darin keine wirkjame Vereinbarung im Sinne des $ 930 
erblikt werden (OLG. Breslau 19. Juni 03, OLG. 8,112). Vgl. J. 1, 124 ir. 3. 

4. Begriff des constitutum possessorium: J. 1, 124 Ar. 1; 2, 88 Nr. 1; 
Bertreter: 7.2, 88 Nr. 2 = GrudotsBeitr. 47, 987; Einräumung eines Be- 
nußungsredts: Ar. 3; Verkaufsredt: Ar. 4; Bankier, Uktien: Ar. 5; Rücküber— 
tragung: Nr. 6, ebenfo DLG. Rarlsruhe 22. Jan. 04, BadRpr. 70, 108. 


Biteratur: [. I. 2, 89. 5 91. 

Mefen der Abtretung: J. 1, 124 Nr. 1; Kenntnis des unmittelbaren Be- 
figers: Ar. 2; beim Spediteur lagernde Ware: Ar. 3; Warenlager: 7. 2,89 Nr. 1; 
Hypothekenbrief: Wr. 2. 

8 932, 
2iteratur: ſ. J.1, 124; 2, 8. 

1. Ein Kaufmann, der ohne weitere Nachforſchung fog. Mäntel ohne die 
Zins» und Erneuerungsfcheine zum Pfande nimmt, handelt grob fahrläffig und 
erwirbt deshalb kein gültiges Pfandredht an den Mänteln, die dem zur Ber: 
pfändung nicht befugten Verpfänder nicht gehören (RG. 20. Mai 04, BankU. 
4, 28 — D33. 9, 814 — IM. 33, 384, in Aufhebung von OLG. Hamburg in 
OLG. 8, 193). Bal. Verfchulden eines Bankiers beim Erwerb gejtohlener Pa- 
piere: 3.1, 125 Kr. 3. 

2. Borausfegung: J. 1, 124 Ar.1; Beweis: Ar. 2; Gerichtsvollzieher: Nr. 4. 


8 933, 
Riteratur: Regelsberger, Der fog. Recdtserwerb vom Nichtberedhtigten, Iherings J. 47, 339. 


8 935. 

1. Die Vorfchrift kann nicht in Betracht kommen, wenn die Weggabe der 
Sache infolge eines Irrtums erfolgt ift; denn die Weggabe war dann immer: 
bin von einem Willen getragen (BayVbL®. 21. Dez. 03, BayObGESt. 4, 172). 

2. Unterfchlagung, Veräußerung durch den unmittelbaren Beliger: J. 2, 89 
fir. 1 = SeuffA. 59, 18. — U M.: Rublenbek 2, 97 Wr. 2; Lotterielos: 
3.1, 195 Ar. 2. 

8 936. 

1. Der für Abf. 2 ———— Zeitpunkt iſt der Moment, in dem der 
Vertrag geſchloſſen wurde OLG. Dresden 2. Nov. 03, SächſOLG. 25, 518). 

2. Im Wege der Zwangsvolljtrekung gepfändete Sachen: J. 1, 125. 
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I. Erfigung. 
& 937. 
amilienfideikommißgut: I. 1, 125. 


II. Verbindung. Bermifhung. Verarbeitung. 


— S — Der Eigentumserwerb durch Einverleibung in ein Inventar, Leipzig 1043 
f. ferner 5.2, 89 


8 948. 
Ausiheidung möglih: I. 2, 89. 
8 950. 
m Dieb: J. 1, 126 Nr. 2; 2, 90 Nr. 1; Werkvertrag: T. 1, 125 Nr. 1; 2, 90 
Ar. 2. 
8 951. 
= Ausfaat durch Geijteskranken: J. 2, 90 Nr. 1; Bereicherungsanſpruch? 
Ar. 2. 
8 962, 


1. Iſt eine auf den Inhaber lautende Schuldverfchreibung auf den Namen 
eines bejtimmten Berechtigten umgefchrieben, fo ift fie als Schuldfchein anzu- 
fehen und fteht das Eigentum daran dem Gläubiger zu (BayObL 6. 12. Febr.04, 
Recht 8, 167). 

2. Hypothekenbrief: I. 2, 0 — GrudotsBeitr. 47, 955; Sparkaffenbud, 
Lebensverficherungspolice: I. 1, 126 Air. 1 u. 2; 2, 90. 


IV. Erwerb von Erzeugniffen und fonjtigen Bejtandteilen 
einer Sade. 


88 956, 957. 
Ziteratur: 5. 3.2, 9; 1, 128. 
Produkte des Pachtgutes: I. 2, 90 


V. Aneignung. 
Riteratur: |. J. 2, @. 


8 959. 
Verborgene Sadıe: J. 2, W. 
8 960. 
Gefangenschaft (Fiiche in Tümpeln): I. 2, M. 
8 961. 
Bireratur: Rubhlenbek, Zum Bienenredht, Recht 8, 300. 
Fund. 


Literatur: Sternberg, Beiträge zur x Bunde nad) öfterreihiihern Rechte unter Berücfichti« 
gung des deutihen BGB., Wie rükmann, Der ng der verlorenen Sadıe, 
chBürgR. 23, 322; Shneidert, Ober Fundrecht, Hirtheinn, 37 


8 965. 

1. Legt jemand abfichtlic eine Sache auf die Straße, damit eventuell ein 
anderer fie finde und an den an der Sache bezeichneten Beitimmungsort 
bringe, jo liegt keine „verlorene* Sache vor. Der Finder handelt dann als 
a ohne Auftrag (OLG. Hamburg 2. Nov. 03, Hanj63; 258. 17 
— DLG. 8, 112 — GeuffXl. 59, 186). Wal. (vergrabene Sadıe) 3.2, 91 Nr. 1 

= SeuffX. 59, 66. 

2. Wird auf einem deutfhen Dampfer etwas in dem Moment gefunden, 
wo der Dampfer den Hafen von New York verläßt, To iſt das — 
New Yorks anzuwenden (OLG. Hamburg 14. Mai 04, SanſG3. 25 B. 202). 

3. Sofortige Anzeige: I. 1, 126. 
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8 978. 
Literatur: Hilfe, Mund bzw, Auffindung in öffentlihen Beförderungsmitteln, EifenbE. 16, 165. 


8 984. 

Literatur: Pappenbeim, Empfiehlt es ſich, — ober landesrechtlich dem Staate ein 
Vorreht an Altertumsfunden zu gewähren? DAT. 27 II 3; Elemen, besal., DIT. 7 11 3; 
Robler, Das Redt an Denkmälern und Altertumsfunden, DI3.9, 771; f. auch 2,0 8 958, 

1. Zit der Eigentümer einer verborgenen Sache aus einem andern Grunde, 
als wegen der langen Zeitdauer, unbekannt geworden, fo handelt es fich nicht 
um einen Schaß, fondern um einen Fund (RG. 27. Nov. 03, OLG. 8, 115). 

2. Wenn einem YWuktionator der Auftrag gegeben wird, die zu ver- 
kaufenden Mobilien auf etwa darin verftecktes Geld zu unterfuchen, fo kann, 
falls er etwas findet, er nicht als Entdecker eines Schaßes gelten (OLG. Ham- 
burg 4. Dez. 03, Hanf63. 25 8. 49). 

8. Eintragung des Borbehalts auf den Schag? J. 1, 126; 2, 91. 


Vierter Titel. Anſprüche aus dem Eigentume. 
2iteratur: f. I. 1, 127; 2, 78 8 808, 


8 985. 
Gegen mittelbaren Beliger: I. 1, 127 Ar. 1; Sadinbegriff: Nr. 2. 
& 989. 


1. Handelt es fih um die Verlegung des Eigentumsanfpruds, jo kann 
die allgemeine, die ſchuldhaft widerredhtlihe Verlegung des Eigentums be- 
bandelnde Norm des $ 823 nicht zur Anwendung kommen (RG. 15. Jan. 04, 
IM. 33, 113 — R623. 56, 314). 

2. Freigabe epfändeter Saden: 7. 1, 127; Verzug während des Pro— 
zeffes? 3.2, 91 Wr. 1. 8 997 


Literatur: ſ. 3.2, m. 
8 1000, 


Der Zurüdkbehaltungsberedtigte bleibt audy nad) —— der Zwangs— 
verſteigerung befugt, die Herausgabe der Sache zu verweigern (OLG. Hamburg 
10. Dez. 03, DVG. 8, 116). 

8 1004. 


1. Die Klage aus $ 1004 BGB. auf Befeitigung von Beeinträhtigungen 
und deren Unterlaffung in Zukunft ijt begründet ohne Rückſicht darauf, ob 
durch die Veeinträhtiaungen ein materieller Schaden entitand (OLG. Karls: 
ruhe 13. Nov. 03, BadRpr. 70, 89). 

2. Die Eigentumsklage aus $ 1004 BGB. geht nidt auf Unerkennung 
der freiheit DRG G. Braunſchweig 18. Juni 03, Seuff A. 59, 156 — Braunfhw. 
50, 192). 

3. Klage gegen den benadhbarten Eigentümer wegen Störun ge von jeiten 
des Mieters: |. oben $ 906 Wr. 1 und ® 1, 127 Ar. 7 u. 8; Übergangszeit: 
Nr. 1; Zuläffigkeit des Nechtswegs: Ar. 2-5; befondere Vorkehrungen? Nr. 6; 
Befürchtung weiterer Störungen: Wr. 10; wärtige Störun — Nr. 11 und 7 
2, 91 Ar. 3; Abhilfe während des Prozeffes 1, 128 Ar. 12 u. 13; $ 251 
Abf. 2 nit anwendbar: J. 2, 9 Nr. 1; —J zu beſtimmtem 
Unternehmen: Ar. 2; Zuführen ſtädtiſcher Abwäſſer: Ar. 4. Bol. auch $ 906. 


$ 1006. 
Literatur: ſ. zu $ 16. 
Übergangszeit: 7.2, 91 Nr. 1; Ubhandenkommen: J. 2, 89 8 935 Ar. 1; 
Behauptungslaft: 3. 1, 128 Nr. 1; Gegenjtand der Präfumtion: Ar. 2 


@iteratur: ]. J.2, 9. $ 1007. 
Geſtohlene Saden auf dem Leihamt: I. 2, 9. 
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Fünfter Titel. Miteigentum. 


8 1008. 


Erwerben Ehegatten ein Grundftük zu „vollem Eigentum“ ohne nähere 
Beitimmung darüber, Rn welchen Anteilen fie das Eigentum erwerben, fo iſt 
anzunehmen, daß fie Miteigentümer zu gleichen Anteilen werden follten (Bay: 
DbLG. 16. Okt. 03, Recht 8, 551). 

8 1009. 


1. Zugunjten eines mehreren PBerfonen zufammen nad Bruchteilen ge: 
hörigen Grundftüks kann nicht eine Dienftbarkeit auf einem denjelben Per- 
fonen gleichfalls nach Bruchteilen gehörigen andern Grundjtück rechtswirkſam 
beftellt werden (OLG. Rolmar 21. Sept. 03, ElſLoth3. 29, 60). Wal. I. 1, 130 
$ 1018 Ar. 1. 

2. Angabe der Höhe der Brudteile: I. 1, 129 Nr. 2; Miteigentum zur 
efamten Hand: Nr. 3; Anteil eines MWiterben: Ar. 1 und J. 2, 9 Nr. 4; 
bergangszeit vor Anlegung des Grundbuchs: J. 2, 92 Nr. 1; aufgelöfte Güter- 

gemeinihaft: Ar. 3; Gefamtgut, Belaftung: Ar.2 = DLG. 8, 119. 


8 1010. 


Literatur: 1. I. 1, 120. 


Literatur: 5. 7.1, 129. 


Vierter Abjchnitt. Erbbauredt. 


Literatur: Dennler, Das Erbbauredt, BayNlot3.n. F.5, 4; Dertmann, Zur Würdigung des 
Erbbauredts, HirthsAnn. 37, 561; Silberfhmibdt, Das Recht an fellern, Seuffßl. 69, 409. 


8 1012. 


1. Auch an Begräbnisftätten kann ein Erbbauredht begründet werden, 
wenn es fih um fteinerne Grabdenkmäler oder Grüfte handelt (OLG. Stutt- 
gart 14. Aug. 03, OLG. 8, 122 — ZKirhR. 14, 122 — MWürtt3. 45, 332). 

2. Beitellung: I. 1, 129 Nr. 1; Kellereigentum: Ar. 2. 


Fünfter Abſchnitt. Dienjtbarkeiten. 
Literatur: J. J. 1, 130. 

Erſter Titel. Grunddienſtbarkeiten. 
Literatur: Scholz, Die Grunddienftbarkeit des Zwiſchenrechts, ElſLoth3. 20, 419; ſ. ferner J. 


1, 130; 2, 9. 
8 1018. 


1. Der Wille der Kontrahenten, eine Grundbdienftbarkeit zu begründen, 
gejtattet nicht ohne weiteres den Schluß, dab es die AUbficht der Parteien ge- 
wejen fei, falls eine Grundbdienitbarkeit nicht zu erreichen fei, eine perfönliche 
Verbindlichkeit zu konftituieren (RG. 12. März 04, FrankfKundſch. 38, 33). 

2. Die Berechtigung zur Vornahme einer einmaligen Handlung ift nicht 
eintragungsfähig (RG. 6. Juli 03, DLG. 9, 307). 

3. Durch einen Vertrag über die Unlegung eines Anſchlußgeleiſes zur 
Eifenbahn wird nicht eine Dienftbarkeit, fondern nur eine obligatorifche Ver— 
bindlidhkeit begründet (RG. 10. Juni 04, DI3.9, 993 — IM. 33, 471). 

4. Zu gegenfeitigen Gunften und Laften zweier Grundftüke kann auf 
genau abgegrenzten Teilen derjelben eine Dienftbarkeit in der Weife bejtellt 
werden, daß dieſe Teile nur als Öffentliche Straßen benußt werden dürfen 
(LG. Straßburg 17. Dkt. 03, ElflothHNot3. 24, 54). 

5. Das Recht der Stadtgemeinde darauf, daß der Eigentümer die An— 
palfung von Baulichkeiten an eine Fluchtlinie unentgeltlich dulde, ift keine 
eintragungsfähige Dienftbarkeit (LG. Stettin 18. Juli 04, PoſASchr. 7, 140). 

6. Die Entihädigungspflicht der Bergwerksbefiger ijt perſönlicher Natur, 
der Verzicht des Grundeigentümers auf die Entihädigung läßt die Befugnis, 
auf das fremde Grundftück innerhalb des Bergwerksbetriebes einzuwirken, 
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unberührt und ift wegen feiner obligatorifchen Natur zur Eintragung nid 
Dane (KG. 30. Aug. 04, NaumburgQAf. 04, 76). Ebenfo I. 1, 130 Nr. 3; 
3, 93 \r. 3. 

7. Reine Belastung des eigenen Nadhbargrundftüks: I. 1, 130 
Nr. 1; nahbarrecdtliche, vertragsmäßige Beichränkungen: Nr. 2 u. 4; Giebel- 
mauerkoften: Nr. 5; Gajtwirtihaft, Bier: Ar. 8 und 7. 2, 92 Nr. 2; Grund- 
kur: 3.1, 131 Wr. 9; Mangel eines berrichenden Grundjtüks; I. 2, 92 Nr. 1; 
Verzicht auf das Vorkaufsrecht: Nr. 4; Nukung von Weidenbäumen: Nr. 5; 
Verpflichtung, Straßenbauland abzutreten: Ar.6; Leinpfadlaft: Nr. 7; Kohlen— 
abbaugeredhtigkeit: Ar. 8, 

8 1019. 


1. Grundbdienitbarkeit zugunjten eines im berrfchenden Grundſtück be- 
triebenen Gewerbes ift nur möglich, wenn fie für die Benußung des beredtigten 
Grundjtüks Worteile bietet. Ein einfadhes KRonkurrenzverbot kann nicht 
Grunddienjtbarkeit fein (OLG. Hamburg 8. April 04, DanfG3. 25 3. 160). 
Ebenfo I. 2, 93 Nr. 1 — Elfkoth3. 29, 32. 

2. Befreiung von einer Belaftung: 7. 1, 131 Ar. 1; Ausdehnung der Be- 
laftung: Ar. 2 und J. 2, 93 Nr. 2. 

& 1020. 

MWegtafel: 3.1, 131. 


Lireratur: ſ. J.1, 131. $ 1021. 
Verpflichtung zur Unterhaltung keine Reallaft: I. 2, 93; vgl. aber $ 1105. 


& 1023. 


1. Die Verlegung ift nicht zuläffig, wenn fie eine Erihwerung der Aus— 
übung zur Folge haben würde, oder wenn fie auf ein anderes Grunditück ver- 
langt — (RO. 13. Okt. 03, GruchotsBeitr. 48, 105). Ebenſo J. 1, 131 Ar. 2; 
2, 93 Wr. 1. 

2. Belaſtung eines größeren Komplexes: J. 1, 131 Wr. 1. 


8 1026. 
Ausübung auf abgezweigten Teil nicht möglich: I. 1, 131; 2, 9. 


8 1027. 


1. Der Eigentümer ift nicht berechtigt, eine Handlung deswegen zu ver- 
bieten, weil fie eine Beeinträdhtigung der Dienftbarkeit mit ſich bringt, und 
die Belaftung feines Grundftüks mit der Dienftbarkeit begründet für ihn 
nicht die Verpflichtung, eine die Dienftbarkeit ftörende Einwirkung auf das 
Grundftük zu verbieten (BayObLG®. 23. Mai 03, BayObeG3. 4, 372). 

2. Anſpruch auf Schadenserfag: J. 2, 94 Wir. 1; Klage gegen jeden 
Störer: Nr. 2. 

8 1029. 


Befisitörungsklage wegen Beeinträchtigung in Ausübung eines Notwege: 
rechts iſt zuläffig (OLG. Rolmar 12. Juli 04, Recht 8, 448). 


Zweiter Titel. Nießbraud. 


I. Nießbraud an Saden. 
& 1030. 
u Nutzungspfandrecht: 3.2, 9 Nr. 1; Nußungsredht nur an den Mieten: 
ku 2, 


Literatur: ſ. 3.2, m. 


1. Nießbraud an Redten. 
Literatur: J. 5.2, 9. 


Siebenter Ubfchnitt. Reallaſten ($$ 11051111). 109 


I. Nießbraud an einem Vermögen. 


giteratur: 1. 3.2, 9. $ 1088. 


„Vermögen“: 7.2, 94 (OLG. Dresden 31. März, nicht Mai!) Süd 
Arc. 14, 511. 


Dritter Titel. Befchränkte perfönliche Dienftbarkeiten. 


& 1090. 


1. Eine Gemeindefervitut kann nur von der ganzen Gemeinde, nicht von 
einem einzelnen Gemeindemitglied geltend gemadt werden (RG. 27. Okt. 03, 
Seuffl. 59, 129). Ebenfo 7. 1, 132 Nr. 2, 

2. Perſönliche Gemeindefervitut: 3. 2, 94; Parkanlage: 3.1, 132 Mr. 3; 
Inhalt der Einigung: Wr. 1. 

8 1092. 


Das Recht, auf einem fremden Grundftüce Rali zu gewinnen, und diefes 
Recht zu übertragen, kann, wenn die Eintragung zugefagt ift, auch nad Ab— 
tretung eingetragen werden (RG. 2. Okt. 03, DI3. 8, 549). 


$ 1093. 
Rückwirkende Kraft: I. 1, 132 Ar. 1; Mietreht: Ar. 2 und 7.2, 9. 


Sedjter Abjchnitt. Vorkaufsrecht. 


8 1094. 

Ausübung zum Schein? T. 2, 95 Ar. 1; Verzicht: J. 1, 132. 
$ 1095. 

Vorkaufsrecht bezüglich eines Grundjtücsteiles: 3.1, 133. 
8 1098, 


Dorausbeftimmung des Preifes: I. 1, 133. 


Siebenter Abjchnitt. Reallajten. 


8 11085. 


1. Die Pflicht zur Unterhaltung eines auf einem Nadhbargrundftück ein— 
geräumten Ülberwegs zur Chauffee it in Preußen nicht eintragungsfähig (RG. 
11. Mai 03, OLG. 8, 126; KG. 15. Febr. 04, PoſASchr. 7, 37). 

2. Die Verpflichtung, eine Höhle durhs Grundftük zu legen und fie zu 
reinigen und zu unterhalten, ijt nicht eintragungsfähig (DLG. Didenburg 
ohne Datum, OId23. 31, 93). 

3. Reallaft, Rentenſchuld: J. 1, 133 Nr. 1; Form der Eintragung: Wr. 2; 
unregelmäßige Leitungen: Nr. 3; amortifierende Renten: Ar. 4 u. 5; Ver- 
richtung von Aultushandlungen: Ar. 6; Brüce zu unterhalten: Ar. 7; gegen: 
feitige Reallaften: Ar. 9; Gebäudeverfiherung, Pfliht zum Wiederaufbau: 
T.2, 9 Nr. 1; pofitives Handeln: Ar. 2; $ 4 des preuß. ©. vom 27. Juni 90: 
Ar. 3. Bol. auch $ 1021. 


& 1107. 
Nihtanwendung von 8 300 3PO.: 3.1, 134. 
$ 1111. 


Die Übtretung eines Ausgedinges, „Joweit es abtretbar ift“, ift zu um 
beftimmt und deshalb nicht eintragungsfähig (RG. 11. Mai 03, OLG. 8, 131). 
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Achter Abjchnitt. Hypothek. Grundjchuld. Rentenſchuld. 


Literatur: ſ. I. 1, 106, 134; val. auch vor & 873. 


Erjter Titel. Hypothek. 
— Eccius, Hypothek an beweglichen Gegenſtänden, GruchotsBeitr. 48, 470; ij. femer 
. 2, 9. 


8 1113. 


1. Die Verpflihtung des Eigentümers ift nicht ein bloßes Dulden, jondern 
auch der dinglihe Unfprud aus der Hypothek geht auf ein Zahlen des je: 
weilig eingetragenen Eigentümers (OLG. Königsberg 12. Dez. 03, Seuff A. 59, 207 ; 
OLG. Bofen 19. Mai 04, PoſMSchr. 7, 102). 

2. Die der Hypothek zugrunde liegende Forderung iſt beftimmt zu indi«- 
vidualifieren und von anderen unterjcheidbar zu kennzeichnen; die Angabe 
eines abitrakten Schuldverhältniffes als Schuldgrund genügt (RG. 29. Juni 03, 
RGJIJ. 26 A 278 = DRG. 8, 136). Bal. J. 1, 134 Nr. 2 u. 3; 1,135 Ar. 2b u. c. 

3. Weſen der hypothekariſchen Belaftung: I. 2, 9 Nr. 1; Hypothek für 
künftige Forderung: Ar. 2; mehrere Hypotheken für diefelbe ‘Forderung? 
Nr. 3; Belaftung Öffentlicher Straßen: Ur. 4 und 7.1, 134 Nr. 4; nicht reali» 
fierbare Forderung: Ar. 1. 

8 1114. 


1. Erwirbt der Teileigentümer, deffen Anteil mit einer Hypothek belaftet 
ift, die übrigen Anteile des Grundjtüks hinzu, jo kann er jene auf feinem 
Teil haftende Hypothek nicht auf die hinzuerworbenen Anteile neu eintragen 
laffen, fondern er muß eine Hypothek auf das ganze Grundftüc beitellen 
(RO. 6. Juli 03, RIU. 4, 39 — K6I. 277 A 119 — DEG. 8, 134; KG. 
28. Sept. 03, RTU. 4, 53 = R6T. 6 A 286 — DRG. 8, 133 — PoſMSchr. 
6, 169; 26. Meiningen 7. Mai 04, Naumburg. 04, 61). Vgl. dazu Falk— 
mann in 3BIFG. 5, 303. 

2. Eheleute: J. 1, 134 Ar. 1; Eigentum zur gefamten Hand: Wr. 2; Zus 
fammenlegung: Ar. 3; Anteil eines Handelsgejellihafters: Ar. 6; Grundjtücs- 
anteil in der Zwangsverjteigerung: Nr. 4 u. 5, fowie 7.2, 96 ir. 1. Bal. 
ferner $ 2033 BGB., $ 48 GED. 8 

1115. 


Literatur: Dertmann, Die Goldklaufel und ihre Eintragbarkeit, DIZ3.9, 334; dazu Merield 
und Leſſe, DI2. 9, 541, 731; Tafel, Die Abtretung ae ee Öppotkekenzinfen kann 
im Grundbudy nicht eingetragen werden, Württ3. 46, 97; Dazu Natter, Württ3. 46, 263; 
Nußbaum, Die Damnobnpotbek, UrhBürg®R. 235, 62; Leweck, Die landfchaftlihen Hypo- 
thekenbriefe, PoMSchr. 7, 137; J. ferner I. 2, 9. 


A. Gläubiger: 

1. Hypotheken, welche zum Fonds einer Sparkaffe gehören, find nicht 
auf den Namen der Sparkaffe, fondern der Stadtgemeinde einzutragen (RG. 
12. Okt. 03, DLG. 8, 204). 

2. In der Regel ift der Name des Gläubigers anzugeben; unzuläffig 
ift die Eintragung einer Hypothek für die Erben eines Nadlaffes ohne An— 
gabe ihrer Namen (RG. 25. Jan. 04, RIA. 4, 130 = OLG. 8, 313 — RGJ. 
28 A 115). — Abweichend: Zuläffig tft die Umfchreibung auf die „unbekannten 
Erben“ des eingetragenen Öläubigers (RG. 9. Aug. 04, RIA. 4, 256). Ebenfalls 
abweichend: 3. 1, 135 Nr. 4a u. b; 1, 136 Nr. 5a; 2, 96 Wr. 6; ſ. unten $ 1192. 

3. Unzuläffig ijt die Eintragung einer Sicherungshypothek für die An— 
fprüche, die mehreren Bürgen im Falle der Befriedigung des Gläubigers 
gegen den Schuldner zuitehen (RG. 18. Ian. 04, RITA. 4, 128). 

4. Unzuläffig ift die Eintragung einer Hypothek auf die Firma eines 
Einzelkaufmanns (OLG. Karlsruhe 26. Sept. 03, Pucheits3. 35, 77). Ebenſo 
3.1, 108 Nr. 18; 2, 79 Nr. 4. — U. M.: 7.1, 136 Nr. 7a. 

5. Unzuläffig ift die Eintragung einer Hypothek auf die Firma der 
Zweigniederlaffung (BayDbt6. 11. Juni 04, BayDbL63. 5, 2831 — 
: BEE. 5, 183 — ZURktG. 12, 8; RG. 12. Sept. 03, Holdheims MSchr. 13, 22 


Achter Abjchnitt. Hypothek. Grundſchuld. Rentenfchuld ($ 1113—1117). 111 


— BankU 3, 6 — RITA. 4, 47 — Rheinlot3. 49, 102). — A. M.: DLG. Dres 
den 7. April 03, SäHIOLG. 25, 156 — ZBIFG. 4, 414 — DRG. 9, 351 — 
Holdheims MSchr. 13, 22 — ZURtG. 11, 85 — Bank. 3, 95; T. 1, 136 Nr. 7b. 

6. Dagegen iſt zuläffig die Eintragung auf den Namen der Hauptfirma 
mit dem Vermerke, daß die Hypothek im Betriebe der Zweigniederlaffung er: 
worben jei (RG. 2. Mai 04, HoldheimsMSchr. 13, 182 = DLG. 9, 352 = RAGT. 
28 A 81 — RIA. 4, 224). 

7. Borname des Gläubigers? 7.1, 136 Nr. 5b; VBormund: Wr. 6; 
Rechtsfähigkeit des Gläubigers: Wr. 3. 

B. Zinfen: 

8. Für laufende Zinfen als folde allein kann eine Verkehrshypothek 
a a werden (RG. 15. Juni 03, RIU. 4, 38; KG. 22. Juni 03, RGT. 
26 290). 

9. Zur Rennzeihnung des Zinsfages genügt der Vermerk des Mi- 
nimal- und des Marimalfages der Zinfen (KG. 6. Tuti 03, DLG. 8, 135 — 
RAGT. 27 A 122 — RITA. 4, 42). Ebenfo 7.1, 136 Ar. 8b. ber die Art der 
a von Zinserhöhungen, befonders über 5°o, vgl. R®. 22. Juni 03, 

8, 200 


10. Der — kann auch in der Weiſe angegeben werden, daß die 
jährlich zu zahlende Geldſumme vermerkt wird (AG. 30. Mai 04, OLG. 9, 310 
— NM. 4, 237 = R6T. 28 A ii — 4 M.: 26. Kolmar 21. Sept. 03, 
ElſLothNot3. 24, 184). 

11. Ungabe des ans obligatoriih: 3. 1, 136 Ar. 8a; Strafprozente: 
ir. Be und 7. 2, 96 Ar. 2; Berzinfung rücftändiger Zinfen: J. 1, 136 Ir. 8d; 
Zahlungstermine: Ar. Se und 2 2, 96 Nr. 3. 


C. Nebenleiftungen, Nebenbeftimmungen: 


12. Die Nebenleiftung muß in einer bejtimmten Geldfumme angegeben oder 
derartig befchrieben werden, daß die Berechnung auf einen Geldbetrag ſtatt— 
finden kann (RG. 28. Dez. 03, OLG. 8, 206). 

13. Die Beitimmung, daß im Falle der Grundftücksveräußerung die Hy— 
pothek ohne Zuftimmung des Gläubigers auf Grund der Lölchungsbewilligung 
des Eigentümers zu löfchen ift, tjt eintragungsfähig (RG. 16. Aug. 04, PoſWSchr. 
7, 126). 

14. Das Recht auf Verwaltung einer Hypothek ijt nicht eintragbar (RG. 
25. Mai 03, DRG. 8, 132). 

15. Amortifationsquoten: J. 2, 96 Wr. 1 = BadRpr. 70, 20; Zahlungs: 
beftimmungen: 3. 1,136 Nr. 10a u.b; Goldklaufel: Ar. 11a bis d; %.2,96 Nr. 6. 


D. Verſchiedenes: 

16. Eintragsfähige Redte: 7.1, 135 Ar. 1; Beftimmtheit des Un- 
trags: Ar. 2a bis c; f. aud oben $ 1113 Nr. 2; unzuläffige Eintragungen: 
Nr. 12a u. b; Ubf. 1 Sag 2: Nr. 13a bis d und 7.2, 96 Nr. 6; Ubf. 2: 
3. 1, 137 Nr. 14a bis d. 

8 1116. 


Riteratur: |. J. 1, 138. . 

1. Der übereinftimmende —— des Grundſtückseigentümers und Hypo— 
thekengläubigers auf nachträgliche Bildung eines Hypothekenbriefes enthält 
den Antrag und die Bewilligung, die Aufhebung oder Ausfchließung der Er: 
teilung des Briefes in das Grundbudh einzutragen (RG. 6. Juni 04, ROT. 
28 A 151). Dal. 3. 1, 138 Ar. 3 u. 4. 

2. Übergangszeit: I. 1, 138 Nr. 1; Ausfhluß des Briefes: Ar. 2; Verur- 
teilung zur Bewilligung: Ar. 5; Erweiterung einer Buchhypothek: Ar. 6. 


Literatur: f. J. 2, 9. 8 1117. 


1. Vereinbaren die Rontrahenten, daß der zu bildende Hypothekenbrief 
einem Dritten ausgehändigt werde, fo ift der Widerruf der Aushändigung nur 
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gültig, wenn er in der form des $ 873 und von beiden Kontrahenten erfolgt 
(RG. 8. Tuni 03, OLG. 8, 138), 

2. Nachweis der Nichtaushändigung: T. 1, 138 Ar. 1; Anweifung ans 
Grundbuchamt: Ar. 2; Briefhypothek bei Miteigentum: 7.2, 97 Ar. 1; An: 
weifung des Eigentümers auf Aushändigung: Tr. 2. 


g 1118. 
Undere KRoften: I. 1, 139 Ar. 1—3; Prozeßkoſten: Wr. 4. 


g 1119. 


1. Erweiterungen einer Hypothek teilen den re Forderung, foweit 
nicht Rechte Dritter entgegenftehen (RG. 30. März 03, DLG. 9, 313). 

2. Hppothekenbrief für Erhöhung? I. 1, 139 Nr. 1; Zinserhöhung bei 
Wegfall von Nebenleiftungen: Ar. 2; Umwandlung einer Rautionshypothek: 
Nr. 3 und I. 2, 97 Nr. 2; Erhöhung des Zinsfages ohne Zuftimmung der 
Nachberedtigten: I. 2, 97 Nr. 1. 


& 1120. 
2iteratur: ſ. I. 1, 139, 

1. Die Mithaftung beweglicher Sachen (Zubehörftücke) beftimmt ſich auch 
für ältere Hypotheken mit dem Inkrafttreten des BGB. lediglich nad) deffen 
Vorſchriften (RG. 26. Sept. 03, 3BIFG. 4, 405). 

2, Erwerb der Beitandteile: I. 1, 139; Weräußerung von Zubehör durd 
den Ronkursverwalter: 3.2, 97 Nr. 1; Einfügung durch den Ronkursverwalter: 


Nr. 2. 
8 1121. 
Literatur: Unger, „Dom Grundftüd entfernen" im Sinne bes & 1121 BEB., Recht 8, 162. 
Zufammenhang zwifchen Veräußerung und Entfernung: I. 1, 139 Wr. 1; 
Pfändungspfandrecht am Zubehör? Ar. 2 u. 3 und I. 2, 97 8 1122 Nr. 2; Ubf. 2 
und $ 892 3PO.: 5. 1, 140 Nr. 4. 
& 1122. 


Ausnahme des Abſ. 2: J. 2, 97 Nr. 1. 


8 1123. 
Literatur: Metties, Die PBfandhaftung der Früchte (Miet- und Padıtzinfen) einer Immobile. 

Dargeftellt nach der deutichen und ſchweizeriſchen Gefeggebung. Zürich 1904. 

1. Ein Hppothekengläubiger kann nicht die Mieten eines zur Ronkurs- 
maffe gehörigen Örundftüks beichylagnahmen (OLG. Hamburg 29. Sept. 03, 
OLG. 8, 207). 

2. Die Mbtretung der Mieterträgniffe eines Grundftüks an einen 
Hypothekengläubiger gegen die Verpflichtung, von den zu vereinnahmenden 
Mietzinfen die Hupothekenzinfen und Grundftücslaften zu bezahlen, ift nicht an- 
fehtbar (OLG. Dresden 8. Okt. 03, SähfArd. 14, 384). Wal. im übrigen $ 3 
AnfG. Ar. 7 u. 12, fowie J. 1, 140 $ 1123, $ 1124 Nr. 2; & 2, 98 Nr. 2. 

3. Einftweilige Verfügung, Arreſt: I. 2, 98 Nr. 1. 


8 1124. 
1. $ 1124 BGB. ſetzt der rechtsgefhäftlihen Verfügung die im Wege der 
Zwangsvollftrekung erwirkte Verfügung gleih (OLG. Poſen 18. Febr. 04, 
LG. 8, 208 = PoſASchr. 7, 38). 
2. „‚Verfügung“: 3. 1, 140 Nr. 1; Beitellung eines Nießbraudis: Ar. 2; 
Aufhebung der Beichlagnahme zu Unredt: Ar. 3. 


8 1127. 
Bi radeln Onpothekengläubiger und fFeuerverficherung, GefuR. 5, 49; f. ferner $ 390 und 
1. Iſt eine Sicherungshypothek eingetragen, und zahlt der Eigentümer 
aus Verjiherungsgeldern, fo erlifcht die Hypothek nicht, wenn die Zahlung 
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nicht im Wege der Zwangsvollitrekung erfolgte (RG. 20. Jan. 04, IW. 33, 144 
— R63. 56, 322). 

2. Der Hypothekengläubiger kann der Auszahlung der Verficherungs- 
fumme an den Eigentümer widerfpredhen, wenn ihm keine Gewähr dafür ge 
boten wird, daß das Geld zum Wiederaufbau verwendet wird (OLG. Kiel 
29. Juni 083, OLG. 8, 139). 

3. Anſpruch des Pfandgläubigers: I. 1, 140 Nr. 1; Hypothekarier außer- 
halb der Verfiherungsarenze: Nr. 2. 


8 1128. 
Literatur: ſ. 3.1, 140. 
Bergbaufchäden vor 1900: 7.2, 98 Nr. 1; Brandihäden in Miecklenburg- 
Schwerin vor Anlegung des Grundbudhs: Ar. 2. 


8 1132. 
Literatur: ſ. 3.1, 140, 

Keine Eintragung als Verkehrs: und Sicherungshypotbek: J. 1, 140 Ar. 1; 
beliebige Geltendmadhung: Ar. 2; Erhöhung des Zinsfußes: Wr. 3; YTeil- 
hypothekenbrief: f. $ 1152 Wr. 1. 

8 1133. 

Zweck der Beitimmung: 3.1, 141 Ar. 1; Nichterneuerung von Verficherungs: 

verträgen: 3.2, 98 Wr. 1, ebenfo OLG. Rönigsberg 28. Uug. 03, PoſMSchr. 7, 6. 


g 1134. 


1. 88 1134, 1135 finden auf NRentengüter und die darauf haftende Rente 
Anwendung (RG. 12. Dez. 03, SeuffX. 59, 191 = IW. 33, 93 — GrudotsBeitr. 
48, 351). 

2. Der Gläubiger kann auf Unterlaffung klagen, wenn Tatſachen vor: 
liegen, welche bejorgen laffen, daß der Eigentümer das Grundſtück ver- 
ichlechtern werde; nicht iſt erforderlich, daß er bereits eingewirkt hat (OLG. 
Kiel 6. Nov. 03, SchlHolitAnz. 04, 22 — Geuffl. 59, 457). 

3. Objektiv zu beurteilen, ob Verfchlechterung: I. 1, 141 Nr. 1. 


& 1135. 
Entfernung von Zubehörjtücken: I. 1, 141 $ 1134 Ar. 2, $ 1135. 
8 1136, 
Literatur: . J. 2, M. 
8 1138, 


Beweislaft: f. oben $ 89% Nr. 5. — Abweichend: J. 1, 141 Ar. 1; nad) 
träglicher Vermerk über Zahlung der Baluta: Ar. 2. 


8 1139. 


8 1141. 
Einräumung der Ründigung: I. 1, 142 Ar. 1; Eintragung des Zuftellungs- 
bevollmädtigten: Ar. 2. 
8 1142. 


1. Zahlung einer unverzinslihen Schuld, Art der Verrehnung: ſ. oben 
8 367 Wr. 1. 


2. Sofortiges Anerkenntnis: I. 1, 142; f. auch $ 93 3PO. 
8 1148. 


Hat der Eigentümer die Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis über- 
nommen, ohne perſönlicher Schuldner — zu ſein, ſo iſt das Erlöſchen 
der Forderung bei Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer durch 


Warneyer, Jahrbuch der Entſcheidungen. 3. Jahrg. 8 


Literatur: ſ. J. 2, WM. 
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den Nadıweis bedingt, dak die Zahlung ftattgefunden hat zur Erfüllung der 
perfönlichen Verbindlichkeit, den Schuldner zu liberieren (RG. 25. Tan. 04, 
KOT. 27 A 278). 

8 1144, 


KRojten der Quittung: I.2, 388369; Herausgabeanipruch gegen den Pfand- 
inhaber: I. 1, 142. 
8 1147. 


Literatur: |. I. 2, 99, 
Leiftung des Eigentümers: I. 1, 142. 


g 1149. 


Befugnis des Gläubigers fi außerhalb der Zwangsvollftrekung zu be- 
friedigen? 3.2, 9 = PlälzRpr. 1, 2%. 


8 1152. 

Unzuläffig tft die Heritellung eines Teilhypothekenbriefs, wenn bei der 
Teilung des belajteten Grundftüks der Betrag der Forderung, für welche die 
Hypothek beitellt ift, in der Weile auf die einzelnen Grundjtücke verteilt wird, 
dak jedes Grundftük nur für den zugeteilten Betrag haftet (AG. 7. Wärz 04, 
RTU. 4 70 = K6T. 27 A 152 — SchlHolſtAnz. O4, 154 = PrIMBI. 66, 288). 


8 1153. 
1. Auch eine Sicherungsbypothek kann nicht ohne die durch fie geficherte 
Forderung abgetreten werden (KG. 6. Juni 04, RTU. 4, 240). 
2. Auch Sicherungshypothek abtretbar: J. 1, 143. 


8 1154. 
1. Zum Erwerb der Teilhypothek genügt die Übergabe des Stamm- 
hypotbekenbriefs (OLG. Hamburg 8. Juni 04, OLG. 9, 314). 
2. Pactum de cedendo: 3.2, 99 Ar. 1 = SeuffA. 59, 156; Umfchreibung 
erit für fpäteren Zeffionar: Ar. 2; Ronkurs vor Übergabe des Briefes: I. 1,143. 


Riteratur: J. 3.1, 143; 2, 99. 5 1158. 

1. Mamensidentität dev eingetragenen Gläubigerin liegt vor, wenn dieſe 
erit mit ihrem Mädchen:, dann mit ihrem Namen als Ehefrau, bezeichnet iſt 
(OLG. Hamburg 7. Dez. 03, DVG. 8, 140). 

2. Nachweis der Berechtigung: I. 1, 143. 


8 1158. 
Zeitabſchnitt, für den die Zinfen bejtimmt find: J. 1, 143. 


8 1159, 


Literatur: Dort, Inwieweit können Zinfen einer Hopothekenforberung losgelöft vom Kapital 
mit hnpothekariiher Sicherheit abgetreten werden? Rhein Not3. 49, 1. 


8 1160. 


1. Der Eigentümer kann mit Wirkfamkeit aub für feine 
Rehtsnadhfolger darauf verzichten, eine Ründigung oder Mahnung 
des Gläubigers einer Briefbypotbek als unwirkfam zurüdzus 
weifen, wenn der Gläubiger nicht den Hypothekenbrief und die fein 
Gläubigerrehtnahmweifenden Übertragungsurkunden($1155 BGB.) 
vorlegt; ein folder Verzicht darf ins Grundbuch eingetragen werden 
(RG. 27. April 04, IW. 33, 339 — RheinNlot3. 49, 130 — RG3. 57, 342 — 
3156. 5, 21, gegen OLG. Dresden 23. März 04, 3BIFG. 5, 19). Bol. dazu 

rn und 3BIFG. 5, 12. Wie R6.: RG. in I. 1, 143. 
. Srift zur Vorlegung; Zug um Zug? 7. 2, 100 ir. 1 = RN62. 55, 224. 
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8 11683. 

Literatur: Nußbaum, Die a AchBürgR. 3,62; Hirfch, Die vorläufige Ei u 
tümerhupothek , — > 25, 222; Friedländer, "der Baukapitalsvertrag nad 
Reihsgrundbudhrechte,, euffßt. 69, 513; Herold, Die beiden Unterarten der Eigentümer: 
hypothek und das eien der Siherungsbypothek, ZBF6. 4, 695; [. ferner I. 1, 143; 2, 100. 

1. Befriedigt der Erwerber eines mit einer Hypothek belajteten Grund- 
ſtücks den Gläubiger nach der Auflafiung, aber vor der Eintragung, jo erwirbt 
er, nicht der Verkäufer, die Eigentümergrundichuld, fobald er ein etragen wird, 
mit Nückwirkung vom Zeitpunkt der —— an (KG. 30. Mai 04 04, RTU. 
4, 233 = A6T. 28 A 122 = DVG. 9, 315). 

2. DVorausfegung für das Entitehen einer Eigentümerbhypothek iſt eine 
rechtswirkfam beitellte Hypothek; deshalb entiteht keine Eigentümerhypothek, 
wenn die Eintragungsbewilligung nichtig war (RG. 14. Dez. 03, OLG. 8, 142 
— RTU. 4, 118 = R6T. 27 A 128). Ebenfo J. 1, 144 Nr. 7. 

3. Entitehen einer ra — im Zwangsverjteigerun sverfahren, 
wer erwirbt fie? I. 2, 100 Nr. RG3. 55, 217, ebenfo jegt DLG. Dresden 
17. Nov., 2. Dez. 03, Br. 4, 627, 628; D86. Königsberg 4. Juni 04, 
PBoMScr. 7, 104, vgl. unten $ 1177 Ar. 2; nicht valutierte Hypothek des 
früheren Redts: J. 1, 143 Ar. 1 u. 2 (ebenfo DVG. Dresden 10. Tuni 03, 
SächſArch. 14, 630); 7. 2, 100 Ar. 2 u. 3; Quittung ohne Angabe des Zabhlers: 

. 2, 100 Ar. 4 = DVG. 8, 141; J. 1, 144 Ar. 5; Verzicht des Eigentümers auf 

Borrang: 7. 2, 100 Wr. 5 = SächſArch. 14, 504; Nichtentftehen der Haupt: 

forderung: Wir. 6; — des Hypothekenbriefes: Ar. 7; Entſtehen der 

Eigentümerbypotbek: J. 1, 143 Nr. 3 u. 4; vorgemerkte Hypothek: ir. 6; 

Sceinhypothek: Ar. 7; Pfändung dem Eigentümer gegenüber: Wr. 8; ins- 

befondere des Berihtigungsanfpruds: Ar. 9. 


8 1164. 


Anwendung auf Hypotheken des älteren Rechts: J. 2, 101; ebenfo DLG 
Dresden 17. Febr. 04, 3BIFG. 5, 321. 


8 1165. 


1. Mit den im $ 1165 bezeichneten Verfügungen wird die exceptio doli 
generalis nicht erfchöpft; vielmehr tritt eine Befreiung des Schuldners von 
feiner perfönlichen Schuldverbindlichkeit auch da ein, wo der Gläubiger durch 
fein Verhalten abſichtlich die rechtliche umd wirtfchaftliche Lage feines Schuld- 
ners verjchlechtert hat. Hierzu genügt aber nicht, daß der Gläubiger von den 
Sicherungsmitteln nah 88 1133—1135 keinen Gebraud gemadt hat (RG. 
17. Sept. 04, IW. 33, 555). 

2. Daß dem Sculdübernehmer nah dem Verzichte des Gläubigers auf 
die Hypothek eine zur Aufrechnung geeignete Gegenforderung wider den perfön- 
lihen Schuldner erwädjlt, iſt für das Verhältnis zwifchen diefem und dem 
Gläubiger ohne Einfluß (OLG. Dresden 14. Dez. 03, SählOLG. 26, 72). 


Literatur: ſ. I. 2, 101. 8 1166. 


1. „Gläubiger“ iſt auch, wer der —— beigetreten iſt 
—— Marienwerder 16. Okt. 03, OLG. 8, 144). 
. Beweis für die fofortige ei: 3.2, 101. 


8 1168. 


1. Ein formlofer Vertrag, in dem ſich der Gläubiger verpflichtet, eine 
Verzichtserklärung nah $ 1168 abzugeben, ift unwirkfam (OLG. Kiel 28. Mai 
04, — —— 04, 266). 

. Zuftimmung des Eigentümers zur Lölhung: J. 2, 101. 


8 1170, 
Aufgebot, wenn Aufenthaltsort unbekannt: J. 1, 144. 
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$ 1173. 


1. Wird der Gläubiger einer Gefamthypothek durch den Eigentümer 
eines der belajteten Grundſtücke befriedigt, jo ift die Hypothek auf den anderen 
Grundftücen zu löfchen, ohne daß es der Zuftimmung und der vorherigen 
Eintragung der Erben des — Eigentümers dieſer Grundſtücke 
bedurfte (RG. 13. Sept. 04, RIJA. 4, 267). 


2. Borausfeßun Y der Löſchung: I. 1, 144 Ar. 1 = DLG. 9, 318. Ebenfo 
KG. 30. März 03, DVG. 9, 317; Übergangszeit: Nr. 2. 


8 1174. 
Literatur: 5. 3. 2, 101. 


8 1175. 


1. Wenn der Gläubiger einer Geſamthypothek eines oder mehrere der 
verpfändeten Grundjtüke aus dem Pfandverband entläßt („aus der Hypothek 
freigibt“, „vom Pfandrechte freigibt*), 3. B. weil das Grundftüc verkauft 
werden foll, fo liegt in einer folden Erklärung ein Verzicht im Sinne des 
$ 1175 Ubi. 1 Saß 2 BGB., welcher kraft Gefeges das Erlöfchen der Ogpotheh 
an dem freigegebenen Grundftücke zur Folge hat (BadMinVO. 7. Dez. 0 
BadRpr. 69, 345). 

uftimmung des Eigentümers: I. 1, 144 Ar. 1; auch bei Verzicht: Ar. 2, 
ebenfo LG. Koblenz 12. Juni 03, Rhein UN. 21, 147. 


8 1176. 


1. Das Vorrecht ungetilgter Teile einer Amortifationshypothek vor ge— 
tilgten Zeilen iſt nicht eintragbar. au Eintragung des Vorrechtes vor vor- 
eingetragenen Hypotheken für den Fall, daß fie Eigentümerhypothek werden, 
bedarf es der Zuftimmung der voreingetragenen Gläubiger (RG. 6. Juni 04, 
OLG. 9, 318). 

2. Eintritt der Rangänderung: I. 2, 101 Nr. 1; Eintragsfühigkeit: J. 
1, 145. 

8 1177. 
Literatur: ſ. I. 1, 145; vgl. oben $ 1168. 
8 1 ormerkung auf Löſchung einer Hypothek in der Zwangsperfteigerung: 
. 125 
2. Verzicht des Öläubigers in der Zwangsverfteigerung: 3. 2, 101 Ar. 1 
- R63. 55, 260 — Elffoth3. 29, 219; vgl. oben 8 1163 Ar. 3; Umwandlung 
in eine eigene Hypothek? I. 2 2,101 Ar. 2; Amortifationsbeiträge: Nr. 3 und J. 
1, 145 8 1178; mag einer Sigentümergrunbiaulb: J. 2, 102 Ar. 4; Eigen: 
tümerhnpothek älteren Rechts: 1, 145 Nr. 1; Feſtſtellung der Umwandlung: 
Nr. 2; Ubtretung: Nr. 3; — die für Erſteher eingetragen: Ar. 4. Vgl. 
SS 883, 1163, 
8 1178. 


Amortijationsbeiträge: T. 1, 145; 2, 101 & 1177 Nr. 3. 


& 1179. 
— — Wilhelm, Der Löſchungsanſpruch nach $ 1179 BGB., 3BIFG. 5, 306; J. ferner 
2 


1. Zur Eintragung einer Wormerkung gemäß $ 1179 ift Zuftimmung des 
a rege nicht erforderlich (RG. 2. Febr. 03, OLG. 8, 145). 
2. Behandlung der VBormerkung in der Zwan ngeuerfteigerung: | 1. 3 > BO. 
3. Vereinbarung mit dem eingetragenen Gläubiger: I. L. 1; 
Berpflihtung zur Lölhung: 3. 1, 145 Nr. 1; Vormerkung für ie: * zu er- 
ee Nr. 2 und J.2, 102 Ar. 8; Antragsberechtigung des Gläubigers: 
1,1 r 
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8 1180. 
Verpflichtung, eine Hypothek für eine andere — — haften zu laſſen: 


3. 2, 102 Nr. 1; wech des 8 1180: 9. 1, 146 Ar. 1; nachträgliche Bejtellung 
ii gorderung eines andern Öläubigers: Nr. 2; Wirkfamkeit im Konkurs: 


8 1181. 
Literatur: ſ. I. 2, 102. 

1. Werden Zubehörftüke im Zwangsverjteigerungsverfahren von der 
BVerfteigerung ausgefchloffen, weil ein Dritter Eigentum daran erworben, und 
erlifcht eine ** ek, für die das Zubehör mit haftete, durch den Zuſchlag, 
jo kann trogdem noch der Gläubiger diefer im übrigen erlofhenen Hypothek 
er —— — in das Zubehör betreiben (RG. 24. Okt. 03, RG}. 
55, 414 
2. Befriedigung aus Verficherungsgeldern: f. oben $ 1127 Nr. 1. 


& 1182, 
Befriedigung einer Gefamthypothek in der Zwangsveriteigerung: I. 1, 146. 


8 1183. 

1. Auch ge Löihung von Zinsprozenten ift die Zuftimmung des Eigen: 
tümers, bei Miteigentum die Zuſtimmung ſämtlicher Grundftüdtseigentümer 
erforderlich (RG. 8. Febr. 04, DLG. 8, 209 = PoſASchr. 7, 33 — RITA. 4, 168; 
KG. 27. April 04, Schiſoifteing. 04, 284). 

2. Unwendung von $ 133: 3. 2, 102; Miteigentümer: I. 1, 146 Ar. 1; ein- 
getragener Eigentümer? Nr. 2; itwe: Nr. 3; vgl. 8 27 GBO. 


8 1184. 


— Auanbt, Die ſchlichte Sicherungshypothek nad neuem deutfhen Reichsrecht, Berlin 
i Be —— aufender Kredit und deſſen Befriedigung aus ber Sicherungs— 
— * — ‚104. 


Ubtretung: I. ri 146; Verpflihtung zum Handeln: I. 2, 95 $ 1105 Nr. 2. 


8 1186, 


Umwandlung in eine Berkehrshypothek: I. 1, 146 ir. 1; 2, 102; Vor— 
ausfegung für Umwandlung: J. 1, 147 Ar. 2; Zinfen: Wr. 3. 


& 1187. 
Hypothek für abjtrakte Verbindlichkeit: I. 1, 147; Eintragung: 7. 1, 316 
51. 
8 1189. 
Literatur: f. I. 2, 109. 
8 119. 


— en Die Formulierung der Aredithypotbek, DNotV. 4, 75; ſ. ferner J. 1, 147; 
50; 2, 103 


1. Die Höchſthypothek ift kein bedingtes Recht und kann daher im 
Zwangsverjteigerungsverfahren keine Veranlaffung zu einer Zuteilung an die 
2100 en 9 geben (OLG. Dresden 17. Nov. 03, ZBIFG. 4, 627). 

g 1 1163 1. 

2. Die Unterwerfung unter die Zwangsvollftrekung ift bei der Hödjit- 
betragshypothek nicht eintragbar (RG. 27. Juni 04, OLG. 9, 320; DLG. ig 
ben 30. Juni 03, OLG. 8, 149 — SähfDLG. 25, 130). Ebenio 3. 1, 147 Nr. 7 

= DLG. 8, 148. 

3. Abtretun j. oben 8 1153 Nr. 1; Pfändung: I. 2, 108 Air. 1; 1, 147 
Nr. 5, ebenfo Ro. 14. Nov. 03, Gru otsBeitr. 48, 606; Wefen der Rautions- 
bupotbek: 3.1, 147 Nr. 1; preußifche autionshypothek: Ar. 2; für welche An- 

Pa: Nr. 3; Beitellung ſchon bejtehender —* für andere Forderung: 

4; einftweilige Verfügung: Nr. 6; Beweis: Ar. 8 
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Zweiter Titel. Grundichuld. Rentenſchuld. 
I. Grundſchuld. 
8 1192. 


Unzuläffig ift die — einer Rentenſchuld zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers eines andern Grundſtücks (OLG. Hamburg 12. Aug. 04, RA. 
4, 257 = DRG. 9, 312). 

8 1195. 


Staatlihe Genehmigung: J. 1, 148. 


I. Rentenidhuld. 


8 119. 


Eine Anzahl PBadıtraten kann nicht als Rentenichuld eingetragen werden 
(OLG. Hamburg 12. Aug. 03, OLG. 8, 148). Ebenfo 7.1, 148. 


Literatur: 1. 3.1, 148. 


Neunter Abſchnitt. Pfandrecht an beweglichen Sachen und an 
Recdten. 


Literatur: J. I. 2, 108. 
Erfiter Titel. Pfandredt an beweglichen Sadıen. 


iteratur: Geißmar, Die Verpfändung einer Sahgelamtheit, insbejondere eines Warenlagers tft 
nach dem BGB. zuläffig, —— ⸗ 13, 90; vgl. Kuhlenbeck 2, 20 Nr. 1; J. auch 
I. 2, 103 fir, 1; 5. ferner J. 1, 148. 


$ 1204. 

Verpfändung einer Sadhgelamtheit? I. 2, 103 Air. 1; 1, 149 Nr. 4; Ber: 
pfändung eines Sparkaffenbudys: I. 2, 103 Nr. 2; unentbehrlihe Saden: T. 
1, 148 \r. 1; 1, 69 Nr. 9; Grundfchuldbriei: I. 1, 148 Ar. 2 = Geuffl. 59, 279; 
Pfandredyt an eigener Sache? 7.1, 148 Wr. 3; 2, 103 Nr. 3; künftige Forde— 
rung: 3. 1, 148 Wr. 4. 

& 1205. 


1. Ein PBiandreht wird wirkfam begründet, wenn der Verpfänder dem 
Piandgläubiger den Schlüffel zum Aufbewahrungsort übergibt, felbit wenn er 
heimlich einen zweiten Schlüffel zurückbehält (OLG. Stuttgart 30. Okt. 03, 
OLG. 8, 195). 

2. Sicherungskauf: f. oben $ 117 Tr. 1; Bejtellung eines Aufſehers: 7. 
2, 104 Nr. 1; Beftellung durch Konititut? 3. 1, 148 Ar. 1 und oben $ 117 Ar. 1; 
keine "a aa Nr. 2; Verpfändung für fremde Schuld: Wr. 3; Waren- 

2 
lager: Ar. 4. g 1206. 


Einräumung des Mitbefiges: J. 1, 149 8 1205 Nr. 4; 2, 103 $ 1204 Wir. 1; 
j. oben $ 1205 ir. 1; gemeinichaftlicher Treuhänder: I. 1, 149. 


$ 1207. 
Neuburger, Der Schuß des gutgläubigen Piandrechterwerbs, Leipzig 1904; j. ferner 
2, 104. 


„ht 24 


Verpfändung nicht fälliger Coupons durch den Nießbrauder: J. 2, 104. 
8 1208. 
Ubfallen der Piandfiegel: I. 1, 149. 


8 1211. 
Literatur: Schulg, Zur Auslegung des $ 1211 BGB., Recht 8, 527. 
8 1215. 
Verficherung gegen Brandichaden: T. 2, 104. 
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8 1222, 
Teilweife Befriedigung: I. 1, 149. 
. 8 1225. 


Riteratur: ag Entſprechende Anwendung des $ 774 Abf. 2 .- Falle des R 125 BOB., 
DI3.8, 543; Sellner, Aur —— ung Des $ 129% BEE.. RKecht 8, 477; Benbir, Zur 
Lehre von dem geſetzlichen bergang 5 er —— (cessio legis) im Falle des Vorhandenieins 
mehrerer Sicherungen, UrhBürgR. 3 


Riteratur: ſ. I. 2, 104. $ 1227. 
vgl. 8 932 Wr. 1. 
g 1228. 
Lireratur: Dorft, In welcher Weile erfolgt die Beiriedigung bes — bei einem 
er an beweglihen Saden, Rechten und Forderungen? Rhein lot. 48, ; |. ferner 
8 1231. 
2ireratur: |. I. 2, 104. 
$ 1243. 
Kenntnis von dem Eigentumsverhältnis: I. 2, 104 = SächſOLG. 25, 227. 
g 1244. 
Zwangsweije veriteigerte Hypothek: I. 2, 104. 
8 1245. 


Iſt dem Gläubiger nad Vereinbarung mit dem Schuldner gejtattet, bie 
Pfänder freihändig zu verkaufen, fo bleibt ihm diefe Befugnis aud im Ron 
Rurfe des Schuldners (RG. 4. Juli 02, Gruchots®Beitr. 48, 409). Wal. Abe: 
wenn das Pfandredht ſelbſt jtreitig ift: 3.2 2, 104 8 1246. 


8 1249. 


Der Eigentümer hat ebenjo wie der Verpfänder das Recht, die Heraus: 
gabe des Pfandes Zug um Zug gegen Befriediaung des Pfandgläubigers zu 
fordern (OLG. Dresden 15. Mai 03, SähfOLG. 25, 233). Ebenſo Stau: 
dinger 3, 566 Ar. 3e. 

8 1252. 


Zurüdzablung jeitens des befriedigten Gläubigers: J. 1, 149. 


8 1253. 


Das Pändungspiandregt an den im Gewahrfam des Schuldners be- 
lLaffenen Sadıen erlifcht, wenn der Schuldner mit Zuftimmung des Gläubigers 
die Pfandzeichen bejeitigt (RG. 18. März 04, N63. 57, 323 — IM. 33, 263). 


8 1255. 
Rechtsgeihäftlihe Aufgabe des Pfändungspfandredts: J. 2, 105. 


8 1357. 
Guter Glaube beim gefeglichen Pfandrecht? J. 1, 149; 2, 105. 


g 12359. 
Literatur: Zu ss 1250 — 127 72 vgl. MWittelftein, Binnenfhiffahrtsrecht, 2. Aufl., I, 491 — 509; 
f. ferner 5. 1, 149; 2, 105. 
8 1268. 


Auch die — — des Werkmeiſterpfandrechtes an regiſtrierten Schiffen 
bat gemäß $ 1268 BG 864 3PO., SS 162 ff. ZVG. zu erfolgen (KG. 
19. Juli 04, OLG. 9, 292). 
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Zweiter Titel. Pfandredt an Rechten. 


8 1274. 


1. Die VBerpfändung von Unteilfcheinen an einer Gefellihaft ift nicht die 
Verpfändung einer orderung; $ 1280 findet nicht Anwendung (RG. 26. Upril 04, 
IM. 33, 360 — RO63. 57, 414). 

2. Der obligatorife Verpfändungsvertrag über den Geidhäftsanteil an 
einer ©. m. b. 9. iſt formlos Sp (RO. 2 2. Juni 04, 3AktG. 12, 39 — DNB. 
4, 562 — IM. 33, 451 = DI2. 9, 814 — Rheinland. 49, 225). Wgl. aber 
72,105 M.1 = EifLoth3. 29, 184. 

3. Die Verpfändung eines Hppothekenbriefs ergreift nicht nur nicht die 
Hypotbekenforderung, fondern fie hat überhaupt keine Pfandwirkung, auch nicht 
binfichtlich des Hnpothekenbrieis; denn dieſer kann infolge feiner Abhängigkeit 
von der Hypothek nicht Gegenftand befonderer din en, Rechte fein (RG. 
28. Sept. 04, IW. 33, 555 = ZB1F6. 5, 354). 2, 105 Ar, 2 = 
Nr 28, 616. 

eilpfändung einer Briefhypothek: J. 1, 150. 


8 1280. 


1. Die Anzeige kann auch nad dem Tode des Werpfänders von deifen 
Univerfalnadhfolger geichehen, und zwar, im Falle der Verpfändung einer 
Lebensverficherungspolice, auch von demjenigen, zu deifen Gunften die Ver— 
fiherung lautet; die Anzeige muß nur erkennen laffen, daß man die Ver- 
pe gegen fi gelten laſſe (RG. 5. Juli 04, DI3. 9, 1043 = IM. 

‚ 485). 

2. Sormlos: I. 1, 150 Nr. 1; Benachrichtigung des Schuldners: Ar. 2. 
Dal. oben $ 1274 Wr. 1. 

& 1282, 


Literatur: ſ. I. 2 
1. Der Bfandgläubiger ift zur Aufrechnung befugt (RG. 3. Mai 04, IM. 
33, 361). Ebenfo Staudinger 3, 621 Nr. 2b 3; Dernburg 3, 825 Note 3. — 
A. F Rublenbek 2, 332 Wr. 3. 
2. Wirkung der Überweifung: 3.1, 150. 


8 1292. 


1. Das PBfandindoffament begründet im Verhältnis zwifchen dem In— 
dofianten und dem —“ ubiger nicht die wesfeimäht Be? Haftung des 
eriteren (OLG. Dresden 29. Mai 03, SähfArd. 14, 257 — 8, 197). 

2. Hingabe eines Wechſels ins Depot: I. 2, 105. 


& 1293. 
Pfändung von Aktien: 5. 2, 105. 


Literatur: ſ. 5. 2, 108 


Diertes Buch. Familienrecht. 


Biteratur: |. 3.1, 150; 2, 106, 


Erjter Abjchnitt. Bürgerliche Ehe. 
Literatur: f. 5.1, 150; 2, 106. 
Eriter Titel. Verlöbnis. 
Literatur: Glafer, Die rechtliche Natur des Verlöbniffes nah dem BEGB., Halle 1904; 1. ferner 
3.2, 180. 
& 1297. 

1. Die Wirkjamkeit eines von einem Minderjährigen gefchloffenen Ver— 
löbniffes hängt von der Genehmigung feines gefeglihen Vertreters ab (OLG. 
Per 12. er 03, OLG. 8, 328 — ZKichR. 14, 276 — ze .25 B. 64). 

egriff: I. 1, 150 Nr. 1; Form: Nr. 2; rüdwirkende raft: Ar. 3—5 
und 5.2, 106 * G). 
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Literatur: ſ. I. 1, 161. $ 1298. 

1. Durch $ 1298 wird a ein Anſpruch auf gewilfe Arten des nega- 
tiven ntereifes, nicht aber ein Anſpruch auf das Erfüllungsintereffe begründet 
(RG. 12. Nov. 03, IJW. 32 B. 144 — GrudotsBeitr. 48, 356; DVG. Stuttgart 
26. Febr. 04, OLG. 8, 329 — ZRirhR. 14, 277). 

2. Ein wichtiger Grund zum Rücktritt u für die Braut vor, wenn der 
Bräutigam die mit ihren Eltern getroffenen Ubmadhungen über die Mitgift 
willkürlich zu ändern und kurz vor der Hochzeit in diefer Richtung einen 
Druck auszuüben fuht (OLG. Darmitadt 23. Jan. 03, HeRipr. 5, 49). 

3. Beicholtenheit: I. 1, 151 Nr. 1; Zeitverfäumnis: Nr. 2 ; Schaden durch 
Schwangerichaft: Ar. 3; welches Recht a — a 106 Nr. 1; Irrtum 
über die Vermögensverhältnilfe: Nr. 2; ungenkrankbeit: Tr. = BadRpr. 
70, 246; Beiwohnung: 5.1, 151 Ar. 1 u.4; 2, 106 Nr. 3; Bewirtung von 
Gratulanten: Air. 4. 

$ 1300. 


1. Der ganz allgemein zugeichobene Eid, a die Verlobte ſich — einem 
andern Manne — eben — iſt ER g gr Hamburg 30. Jan. 04, 
OLG. 8, 330 — Hanf x 25 38.95 — Geuffl. 59, 

2. Geichlechtsverkehr mit dem Bräutigam vor — Verlöbnis: J. 2, 106 
Air. 1, ebenſo OLG. Karlsruhe 7. Dez. 03, BadRpr. 70, 162; Kuhlenbeck 
2, 347; Bland 4, 17. — Abweichend: N 2, 106 Nr. 3; Gefchlehtsverkehr mit 
einem "andern: Ar. 2; früberes Redt: I. 1, 151 Wir. 1; 2, 106 Ar. 4; fachliche 
Zuftändigkeit: Ar. 4 und J. 1, 151 ir. 2 


Literatur: ſ. 3.2, 106. $ 1301. 
Rückforderung der Brautgefhenke feitens des Schuldigen? 7.1, 152. 


Zweiter Titel. Eingehung der Ehe. 
8 1305. 


Literatur: Priefter, Die Befugnis des Waters zur Erteilung der Eheerlaubnis bezüglich feines 
ehelihen Kindes, falls er in der Geichäftsfähigkeit beichränkt ift, Stanbesa. 1, 38. 


Literatur: 1. I. 1, 152. 


8 1309. 
Das were eines Witwers kann nicht abgelehnt werden, wenn der Tod 


der eriten zwar nicht durch eine jtandesamtliche Sterbeurkurde, aber 
auf andere Weife nachgewiefen wird (LG. I Berlin 1. Juni 04, RGBI. 15, 75). 


g 1312. 


1. Unerheblich ift, ob derjenige, mit dem der gel ſchiedene Ehegatte den Ehe: 
brud begangen hat, gewußt hat, daß der andere Teil verheiratet fei; eine fub- 
jektive Schuld ift nicht erforderlih (RG. 30. Sr 01, R63. 49, 83). 

2. Ungabe der Perfon in den Gründen: T. 1 ‚152 Nr. 1 = Standesa. 1, 75; 
kein Gegenbeweis zuläffig: Ar. 2 und 3. 2, 107 — Böhms?. 14, 71; dringender 
Verdacht des Ehebrudhs: I. 1, 152 Nr. 3. 


g 1313. 


Literatur: Höhne, Die materiellen Vorausfegungen für einen Dispens von der zehnmonatlichen 
Wartefrift der Frauen, DI3.9, 493 tandesa. 3, 231; f. ferner 5.2, 107. 


g 1314. 


Literatur: —— ng der Frage, betr. die Behandlung * — im Falle der Wiederver- 
heiratung mit Rüdkficht auf $ 1314 BGB, Standesa. 2, 


1. Das Zeugnis ijt nad $ 1314 zu erteilen, wenn eine rechtswirkjame 
Auseinanderfegung ftattgefunden bat, gleichviel, ob fie in der richtigen Weife 
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geſchehen tft, oder nach der Anſicht des Gerichts die Rechte der Kinder beein 
trächtigt GayObLG. 15. Mai 02, OLG. 5, 404). 

2. Zuftändig für die Erteilung des Zeugniſſes ift das Gericht des Wohn- 
ortes der Rinder, in Ermanglung eines folhen das des Aufenthaltsortes, bei 
VBerichiedenheit das des Wufenthaltsortes des jüngiten Kindes (BayObL6. 
11. März 01, 10. März, 23. Juni 02, BayOblG63. 2, 151; 3, 212, 569 — OLG. 
5, 402 Note 1). Val. ferner über Zuftändigkeit: I. 1, 152 Nr. 2. 

3. Nadhprüfungspflicdht des Standesbeamten: J. 2, 107. 


8 1315. 


Literatur: —, Eine Befreiung von der Beibringung des Yusländerzeugnifies befeitigt ein ber 
ftehendes Ehehindernis nicht, Standesa. 3, 250. 


Anwendung auf Ausländer: I. 1, 152 — RAGT. 25 A 46. 


& 1320. 
Die Gültigkeit der Ehe iſt von der Beobadıtung der Ordnungsvoricrift in 
$ 1320 nicht abhängig (6. Guben 10. Jan. 02, Standesa. 1, 221). 
g 1322. 
Befreiung durch deutiche Behörden nur für Deutiche: J. 1, 152. 


Dritter Titel. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe. 
Literatur: Prieſter, Folgen der Nichtigkeitserklärung einer Ehe in bezug auf die Finder nach 
altem und neuem Recht, Standesa. 1, 5. 
8 1326. 


Literatur: Hellwig, Gültigkeit der zweiten Ehe troß Aufhebung des Scheidungsurteils, DI3. 
9,834; = Detker, DJ3.9, 10%, und wieder Hellwig, DI2. 9, 1074; vgl. auch Kobler 
in Buſchs 3. 33, 236. 


8 1328, 
Maßgebend das Scheidungsurteil: I. 1, 152. 

& 1329. 
Übergangszeit: 3.2, 107. 

8 1330. 

Literatur: 1. 3.1, 158. 

& 1331. 
Erlöichen des Anfechtungsrechts: I. 1, 153. 

& 1333, 


Xiteratur: |. I. 2, 107; Priefter dort — Standesa. 1, 145. 

1. Der Umijtand, daß der — vor der Ehe außerehelichen Geſchlechts— 
verkehr gehabt und uneheliche Rinder erzeugt bat, rechtfertigt die Anfechtung 
nicht (RG. 3. Nov. 02, IW. 31, 285 — Standesa. 2, 149). 

2. Wohl aber der Umftand, daß der Ehemann vor der Ehe mit einer Ehe— 
frau Ehebrudy getrieben hat (RG. 14. März 04, IW. 33, 204 == Seuff A. 59, 458 
— DI3.9, 554 — Hani63. 25 B. 275 — GruchotsBeitr. 48, 609), unter Auf- 
bebung von DLG. Hamburg in 3. 2, 107 Ar. 3. Vgl. auh Planck 3, 66 
Nr. 3a; Neumann 2, 32 Nr. 2b. 

3. Erfährt die Ehefrau, daß der Mann ſyphilitiſch erkrankt ift, glaubt fie 
aber, daß es fih um eine vorübergehende akute Krankheit handelt und ſetzt 
fie deshalb die Ehe fort, fo kann fie noch anfechten, wenn fie die wahre Natur 
des Leidens, deilen Unbeilbarkeit und WVererblichkeit erfährt (RG. 11. April 04, 
IM. 33, 234). Dal. I. 2, 108 Wr. 4. 

4. Heiratet jemand eine Kellnerin, fo kann er die Ehe nicht anfechten, 
weil er erit nachträglich erfahren, daß fie den Gälten, die fie bedient, Frei— 
heiten erlaubt und in verdäcdhtiger und unpaffender Weife mit Herren auswärts 
verkehrt habe (RG. 14. Jan. 04, DIZ. 9, 406). 
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5. Mangelnde Jungfernfchaft: I. 2, 107 Mr. 1; frühere Päderaftie des 
Mannes: Ar. 2; Täufchung über die Wermögensverhältniffe: Ar. 4 = Seuffßl. 
a 232; Impotenz: I. 1, 153 Nr. 2; erbliche Belaftung mit Geiiteskrankbeit: 
Nr. 3. 

8 1334. 


Verſchweigen, dab ſchon einmal geſchieden: I. 1, 158. 


8 1337. 
Bedingte Verzeihung: I. 1, 1583. 


$ 1339. 


1. Steht der ee Ehegatte unter vorläufiger Vormund— 
ichaft, und hat der Vormund die Klage innerhalb der Friſt erhoben, fo bedarf 
es, wenn der Ehegatte während des Prozeffes wegen Geiiteskrankbheit ent- 
mündigt wird, einer Genehmigung des VBormundichaftsgerichts zur Fortiegung 
des Prozeſſes, aber nicht zur — ſchon erfolgten — Rlagerhebung (RG. 29. Okt. 03, 
GrudotsBeitr. 48, 108). 

2. Friſteinhaltung wirkt für alle Unfehtungsgründe: I. 2, 108 ir. 1; 
Abf. 2: %. 1, 153 Nr. 2. 

8 1340. 
Beſchränkt aeihäftsfäübiger Ehegatte: I. 1, 153. 


— 


g 1343. 


Dingliche Wirkung der Vernichtung rüchwärtshin: J. 2, 108 — Seuffl. 
59, 159 — SähfArd. 14, 57. 


Vierter Titel. MWiederverheiratung im Falle der Todeserklärung. 
Literatur: J. vor S 18. 
$ 1348. 


Literatur: ſ. J. 2, 108, 


Die Todeserklärung Steht der Todesurkunde gleich; die fpäter erzeugten 
Kinder find als unehelidhe zu betradyten (LG. Cöln 31. Mai 02, Standesa. 
1, 172; AG. Hamburg 1. Juni 04, HaniG3. 25 8. 257). — A. M.: KG. in 
3.2, 38 18 Nr. 1. 


Fünfter Titel. Wirkungen der Ehe im allgemeinen. 


Literatur: Melata, De potestate - matrimonium regitur et de jure matrimoniali civili apud 
praecipuas nationes, Rom 103 (nadı ILBl. 15, 239); Jouß, Die Vertretung eines Ehegatten 
durch den andern, insbefondere als Vormund desfelben, Berlin 1904; Goldmann, Darf der 
Ehemann die Briefe jeiner rau Öffnen? DZ. 9, 64; |. ferner J. 2, 108. 


$ 1353. 


1. Hat der Ehemann die zur Verwirklichung der Gemeinfchaftlichkeit des 
Haushalts erforderlichen Beranitaltungen nicht getroffen, fo ftellt fich fein Ver— 
langen nad eheliher Lebensgemeinihaft in Gemäßbeit des $ 1353 BGB. als 
mißbräucliche Ausnußung feines formalen Rechtes dar (OLG. Cöln 24. Sept. 03, 
—— 35, 70). Bal. (auch RG.): J. 1, 154 Ar. 3. 

2. Auch wenn beide Fe Ehebruch getrieben, ift die Frau berechtigt, 
—— leben (BUH. 14. Mai 04, BUY. 36, 25). 

3. Maßgebend ift, ob die objektive Beurteilung der Sadlage die Annahme 
rechtfertigt, daß der Kläger mit dem Verlangen nad) Herftellung der Ehe fein 
Recht mißbraude; die auf fubjektiver Auffaffung der Beklagten beruhenden 
Befürdtungen, daß fie im Falle der Rückkehr weitergehenden Nachteilen für 
ag ausgelegt fein würde, find unbeadhtlih (RG. 2. Juni 04, IM. 
3, 409). 
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4. Eine befondere Garantie für die Sinnesänderung des Klägers, Der 
das —— der Beklagten verſchuldet hatte, kann die Beklagte nicht ver- 
langen (RG. zu ir. 3). — U. M.: J. 1, 155 Ne. 11. 


5. Eine Ehefrau, die von dem gefchlecdhtskranken Ehemann angefteckt 
worden ilt, kann verlangen, gegen die re erneuten Geichlehtsverkehrs 
aeihüßt zu fein, und Deshalb die häusliche Gemeinichaft verweigern (RG®. 
25. Mai 03, Hanf63. 25 8. 108). Wal. 3.1, 154 Nr. 9. 

6. Eine Vereinbarung der Ehegatten, getrennt ‚zu leben, tft unwirkfam 
(OLG. Frankfurt 9. Juni 03, OLG. 7, 458 — Recht 7, 575). Ebenſo ein Ver— 
zicht: 3.2, 108 Ar.2 

7. Ernſtlicher Wille: 1, 154 Ar. 1 u. 23 Mi zhrauch: Ar. 4 u.5; Not- 
v2 Bra den en zu beihaffen: Ar. 6 u. 7; ebenfjo BUH. 
23. Jan. 04 UH. 36, 24; Gefahr aus Sulammeneben‘ Nr. 8 u. 9; Ver— 
hen? Nr. 10; Berüdtfichtigung von Amts wegen: Ar. 12 — auf Heraus- 
gabe: Ar. 13; Verhältnis von Saß 1u.2 in Abf. 2: 7. 2, 108 \ 


8 1354. 
Literatur: —e, Nichtigkeit der den Manu vom — und von der Verwaltung von Vermögen 
ausfchließenden Eheverträge, Banflot3.n. F. 4, 
1. Der Ehemann hat die rechtliche Werpflichtung, der — und Kuppelei 
* —— entgegenzutreten (RG. 29. Juni 03, GoltdArd. 50, 394). — U. M.: 
.2, 109 We. 1. 

Bertrag über Wohnfig: J.1, 155 Ar. 1 u.2; Bejtimmungsredt während 
Sreibeiteitrafen Air. 3; wer Inhaber der ed Nr. 5; Geftattung des Ge- 
trenntlebens: Ar. 4; Telbftändiger Gewerbebetrieb der Frau: 3.2, 109 Ar. 2; 
Heritellungskla auf ...s in Heilanjtalt gerichtet: Ar. 3; Klage auf 


Zahlung von Wirtichaftsgeld: 
8 1355. 
vgl. 3.1, 4 Nr. 8; 2, 3 ir. 6; PStG. 8 22 Nr. 2 u.3; ſ. auch Planck 
4, 98. 
8 1356. 


Literatur: Biberfeld, Der Ehemann als Angeftellter feiner Frau, HirtheAnn, 37, 172. 
1. Gültig ift ein Vertrag dahin, dab die Frau die gejamten Roften des 
ar aushalts übernimmt und der Mann feine Arbeitskraft in ihren 
ienft ſtellt GGächſoVBG. 9. März 03, DI3.9, 414 — J. 2, Bi $ 1357 Nr. a 
Ebenfo 7. 2, 109 Nr. 1 = Bad 59. 36, 31. — U. M.: J. 2, 53 8611 Nr. 4 
2. Anſpruch auf Wirtichaftsgeld: I. 2, 109 8 1354 Wr. 4. 


8 1367. 
Literatur: f. J. 1, 156; 2, 100, 


1. Bei tatfächlichem Getrenntleben erlifcht die Schlüffelgewalt; doch kann 
fi) der Ehemann nur darauf berufen, wenn dem andern Kontrahenten die 
tatjächlichen Verhältniffe bekannt waren (LG. Chemnitz 25. Febr. 03, SächſArch. 
14, 120; 26. Kiel 9. Juli 03, SchlHolſtAnz. 04, 97). Ebenfo J, 1, 156 Nr. 4; 
2, 109 ie, 1; auh Planck 4, 101; Aublenbek 2 2, 404 Nr. 2; Neumann 
2, 51 Nr. 2a. 

2. Umfang der Schlüffelgewalt: J. 1, 156 Ar. 1; Mieten des Gefindes: 
Ar. 2; Ausichliegung der Schlüffelgewalt: Ar. 3. 


8 1358. 
Pireratur: Strübe, Das Hündigungsredht Des Ehemanns, GruchotsBeitr. 48, 205. 
Der Ehemann iſt befugt, feiner Ehefrau die Erlaubnis, auf einer Theater: 
bühne aufzutreten, zu entziehen (Seine-Tribunal 17. Juli 01, Bucdelts3. 35, 241). 
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8 1360. 
Literatur: [. J. 2, 109. 

1. Die Leiftungsunfäbigkeit des Ehemanns berührt nicht den Beſtand 
feiner Unterhaltspflicht, jondern nur deren Erfüllung (PrOVG. 17. Dez. 03, 
RegersE®. 25, 117, 128). 

2. Wird zu einer verheirateten Frau ein Arzt gerufen, fo ift der Ehemann 
als Beiteller anzufeben, wenn er davon Kenntnis hat und nicht widerfpridht 
(DLG. Kolmar 25. März 04, OLG. 8, 343). 


3. Wird der Frau von ihrem Vater ein jährlicher Zuſchuß zugefichert, To 
kann der Mann diefen Anſpruch felbitändig einklagen (OLG. Marienwerder 
1. Dez. 03, PoſASchr. 7, 39). 

4 Ein Anfprud auf Unterhaltsgewährung „in der durch die eheliche 
Gütergemeinfhaft gebotenen Weiſe“ ($ 1360 Abf. 3) ift nur im Rahmen einer 
noch bejtehenden — mindejtens noch nicht gänzlich aufgehobenen — Lebensgemein- 
ichaft gegeben. Er ijt daher fhon dann ausgeichloffen, wenn bei nicht be- 
jtehender Lebensgemeinſchaft die Herftellung desfelben feitens des in Anſpruch 
een gewährt wird (OLG. Frankfurt 14. Tan. 03, FrankfRundic. 
37, 168). 

5. Wo die Notwendigkeit der Anftaltspflege für einen erkrankten Gatten 
jih herausitellt, gebietet es die Pflicht zur ebelihen Lebensgemeinihaft, daß 
Gatten auch ihr Stammvermögen zum Opfer bringen, um dem Erkrankten 
feine Gefundheit zu verfchaffen (BUH. 16. April O4, BUH. 36, 34). — Ab— 
weichend: 7.2, 109 Nr. 1. 

6. Gewährung des Unterhalts in Natur: 5.1, 156 Nr. 1; 2, 109 Ar. 2; 
Bedürftigkeit der Frau, Geldrente: J. 1, 156 Ar. 2; Pflicht der Ehefrau 
während Trennung: Ür. 3; Herausgabe von Saden: Wr. 4; Schadenserfaß bei 
Verzug: Nr.5; konkurrierende Unterhaltspflichten: Nr.6; Schulden des Mannes: 
Nir. 7; Prozeßkoftenvorfhuß: Tr. 8. 


8 1361. 


1. Auch wenn die rau felbjt verdient, muß ihr der Mann den vollen 
Unterhalt gewähren; für das Vorliegen der Ausnahmen in Abſ. 2 ift der Mann 
beweispflihtig (RG. 18. April 04, IW. 33, 294). Ebenfo I. 1, 157 Nr. 8; 
1, 156 $ 1360 Wr. 2. 

2. Die Geitattung des Getrenntlebens kann jederzeit widerrufen werden; 
in dem Verlangen nad) Herjtellung ift ein foldher Widerruf zu finden (OLG. 
Dresden 5. Okt. 03, SächſArch. 14, 514). 

3. Im voraus, ehe fie fich trennt, kann die Ehefrau auf Gewährung einer 
Unterhaltsrente nicht klagen (RG. 9. Febr. 04, OLG. 8, 331 — 3KirchkK. 
14, 279). 

4. DBorausfegung des $ 1361: J. 2, 110 Nr. 1, ebenfo OLG. Kolmar 
2. Febr. 03, ElſLoth 3. 29, 1; auh Blank 2, 111; Neumann 2, 57; val. 

.1, 157 Nr. 2, 3, 5, 7; andere fälle als in $ 1361: 7. 2, 110 Ar. 2 — 

ächſArch. 14, 118, ebenjo RG. 6. Febr. 04, Recht 8, 140; eigenmädtige Ent- 
Peru, der Sadıen: Ar. 4; Herausgabe der Saden: Ar. 5; Beweis: Wr. 6; 
voller Unterhalt: 3.1, 157 Nr. 1; richterlihe Ermädtigung? Nr. 4; Aufforde- 
rung zur Herftellung: Ar. 6; Beweis für Angemeffenheit: Ar. 9; keine Sicher: 
heitsleiftung: Ar. 10; Engländer: Ar. 11. 


8 1362, 
Riteratur: f. bei $ 16. 

Verzeichnispflicht der Frau im Konkurs des Mannes? 7. 2, 110 ir. 1 — 
SeuffBl. 69, 251; Inhaber der Wohnung: .1, 158 Nr. 1; 1, 155 8 1354 Wr. 5; 
— —— bei Pfändung von Saden der Frau: Ar. 2; Nähmaſchine: 

r. 3. 
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Sechſter Titel. Eheliches Güterredht. 


Literatur: Wieruszomwski, Handbuch des Eherechts, Bd. 2: Das eheliche Güterredht, Düffeldorf 
194; Betinger, Güterredtstabelle, 3, Uufl., Karlsruhe 1904; Schott, Über die Redte der 
Ehegatten an den verſchiedenen Vermögensmallen im ehelichen Güterrecht, ZfmittlJB 14, 208; 


f. ferner I. 1, 158; 2, 110, 
l. Geſetzliches Güterredt. 


Literatur: Heinsheimer: Das Recht des Mannes am Vermögen der frau bei dem ordentlichen 
geleglichen Güterftande des BHB., Jena 1008; Brod, Das Verwaltungs und Nutniehungs- 
recht des Ehemanns, Geſuk. 5, 185; f. ferner J. 2, 110. 


1. Allgemeine Borfchriften. 


& 1363. 

1. Da der gejegliche Güterjtand die Regel bildet, hat derjenige, welder 
den Nichteintritt diejes Güterjtandes behauptet, die Worausfegungen der Ab— 
weidhung von diefer Regel zu beweijen (OLG. Dresden 29. Upril 02, ZBIFG. 
4, 340). 

2. Belitwerhältniffe am Hausrat: I. 1, 158. 


8 1365. 


8 1367. 
Literatur: Ullmann, Die Ehefrau als Gejellihafterin einer offenen Handelsgefellfchaft, III. 31,49; 
Buchka, Die Stellung der Ehefrau als Handelsfrau, DIZ.6, 421; f. ferner 81405 in I. 

1, 162; 2, 113; vgl. auch J. 1, 158, 

Verheiratet ſich eine Geſchäftsfrau, fo find die Beitandteile des Gejchäfts, 
das fie zur Zeit der Eheſchließung befigt, vorbehaltenes Vermögen und dem 
Verwaltungs» und Nußnießungsrehte des Mannes nicht unterworfen (OLG. 
Dresden 27. Jan. 04, OLG. 9, 148 — 3BIFG. 4, 847) Ebenfo Dernburg 
4, 131. — A. M.: Staudinger 4, 159; Schmidt-Habidht 4, 16 Nr. fe; 
Plan 4, 123 Wr. 5a. 

& 1369, 


Literatur: I. I. 1, 158. 

Bei Vorhandenfein von Miterben wird nicht erjt mit der Erbauseinander:- 
ſetzung, fondern bereits mit dem Anfall das ererbte Vermögen einer Ehefrau 
Eingebracdhtes (RG. 28. Sept. 03, DUG. 8, 332). 


Literatur: 5. I. 1, 158. 


Literatur: J. J.2, 110. 


2. Verwaltung und Nußnießung. 
Literatur: 1. 3.1, 158; 2, 111. 
& 1373. 


Piteratur: J. 3.1, 158; 2, 111. 
Herausgabe des Sparkaffenbudhs feitens der getrennt lebenden Frau: 


3.2, 111 
8 1375. 
Keine Hypothekenkündigung ohne Zuftimmung der Frau: 3.1, 159, ebenfo 
OLG. Königsberg 7. Mai 04, Komisch. 7, 88, 


$& 1379. 

1. Die Eriegung der Zujtimmung durchs Vormundichaftsgericht fett nicht 
voraus, daß der Mann die Verfügung ſchon getroffen hat, fondern es kann 
auch die Einwilligung der Frau in eine erit zu treffende Verfügung erfegt 
werden Banob86. 23. Okt. 02, DI2. 9, 367). 

2. Dem zweiten Manne ſteht das Verfügungsredgt an einer feiner Frau 
von ihrem geichiedenen Manne gezahlten Rente zu; er kann dieſes Recht aber 
nicht bezüglich künftiger Renten geltend machen; für die Unwendung von 
$ 1379 ift deshalb kein Raum (KG. 21. Aug. 03, OLG. 7, 401). 

3. Urteil auf Zahlung der Mitgift: I. 2, 111; Verkauf einer anteiligen 
Hypothek: 3.1, 159. 
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$ 1380. 
Literatur: f. 3.1, 169; 2, 111. 

1. Die Klage auf Zahlung der Mitgift ift feitens des Mannes darauf zu 
richten, daß an ihn unter Zuftimmung der 2. gezahlt werde (OLG. Marien- 
werder 15. Jan. 04, PoMScr. 7, 54 — Seuff A. 59, 411). Ebenfo PBland, 
4, 148 Nr. 5; Aubhlenbed 2, 222; Staudinger 4, 181 Nr.5; Schmidt- 
Habicht 4, 233 Ar. 3c. — A. M. (an beide gemeinfchaftlih): 7.2, 111 Ar. 1; 
auch Neumann 2, 72 Nr.3be. Vgl. J. 2, 114 8 1443 Nr. 1. 

2, Mangelnde — UNE zur Klage: J. 1, 159 Ar. 1; Ehefrau nicht 
Partei: 3. 1, 159 Ar. 

g 1381. 


Literatur: ſ. I. 1, 159. i 
8 1383. 


Geltendmadhung der Mietzinjen durch die Frau: I. 1, 159 Wr. 1; Beichlag- 
nahme fälliger Mieten: Wr. 2. 


81 
Ultenteilsleiftungen: I. 1, 159. 


8 1385. 
Literatur: |. bei 8 30 
Verficherung des eingebradten Mobiliars: J. 1. 1%. 


8 1386. 
Unterbaltspflicht der Frau für uneheliche Rinder: 3.2, 111. 


& 1387. 
1.3.1, 100; 2, 112. 

. Iſt dem Manne im Ehefcheidungsprozeß das Armenrecht erteilt, To iſt 
er — Prozeßkoſtenvorſchuß an die Frau nicht verpflichtet (OLG. Hamburg 
26. Aug. 03, Seuffll. 59, 67 = HanjG3. 24 B. 292. — U. M.: DYG. Hamburg 
27. Juni 04, HanjG3.25 B. 228 und 7.1, 160 Nr. 2). 

2. Die Frau kann nicht ſchon dann Vorſchuß im Wege einjtweiliger Ber: 
fügung verlangen, wenn für ihren Antrag nichts weiter vorliegt, als daß ein 
Anwalt in ihrem Namen eine q — den Mann gerichtete Klage bei Gericht 
Tue hat — Dresden 6. Okt. 02, SächſOLG. 25, 277). — Abweichend: 

. 160 N 


3. — der Frau das Armenrecht erteilt iſt, kann ſie keinen Vor— 
ſchuß vom Manne verlangen (KG. 23. März 04, KGEBl. 15, 56). — A. M.: 

2, 112 Ar. 2. Vgl. über Erteilung des Armenrechts an die rau: J. 1, 150 
Ar. 4. 


4. Koftenvorihußpflicht: I. 1, 160 Air. 1; 2, 112 Nr. 1. 


$ 1391. 

1. Die Handlungsweife des Ehemanns als ſolche ift entjcheidend; es kommt 
darauf an, ob diefe feinen Charakter in einem Lichte erfcheinen läßt, daß die 
Beſorgnis gerechtfertigt ift, er werde aud künftig die Nechte der Ehefrau in 
einer das eingebrachte Gut reg efährbenden } Weiſe verlegen (RG. 4. März 04, 
RG3. 57, 161 = IW. 33, 234; 6. Dresden 22. Sept. 03, SächſArch. 14, 395). 
Ebenjo I. 2, 112 Wr. 1. 

2. Sicherheitsleiftung mittels Arreites: I. 1, 160 Nr. 1; Anfechtung: Ar. 2; 
Sicherftellung auf Antrag der Gläubiger: Ar. 3. 


8 1394, 
„Es fei denn“: 7.2, 112 Air. 15 Anſpruch auf Beitreitung von Prozeß— 
koiten: J. 1, 160. 
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8 1395. 
— —— Verfügungen eh — über eingebrachtes Gut in Vollmacht ihres Mannes, 

38 ‚471; f. ferner 5. 2, 

1. Die Beitellun — ——— durch eine Ehefrau in dem 
von ihr gekauften Grundſtück iſt ohne Einwilligung des Mannes wirkſam 
ma: 19. Okt. 03, SchlHolftAnz. 04, 266 — KGT. 26A 283). 

Die Einwilligung des Mannes bedarf keiner —— auch 
im — — genügt es, wenn die betreffende Urkunde Erklärungen 
des Mannes enthält, aus denen Nic mit Notwendigkeit die Abgabe der Willens- 
erklärung ergibt (RG. 29. Febr. 04, OLG. 8, 333; DLG. Kolmar 16. Febr. 03, 
—X 013.24, 71). 

3. Iſt die Frau Vormund (Pfleger) ihres Mannes, fo kann fie felbjt die 
Einwilligung geben (RG. 21. Dez. 03, OLG. 8, 344 — RITA. 4, 76 — K6T. 
27 66) 

4. Der Beitritt einer Ehefrau zu einer Genoſſenſchaft — nicht der ehe— 
männlichen Genehmigung (RG. 21. Dez. 03, Breslau ik. 1 

5. Hypothek zugunften des Mannes: J. 1, 161; ——— 
3.2, 112 Ar. 1. 

8 1396. 


Nachträgliche Genehmigung: I. 1, 161 Nr. 1 — Rhein ANY. 20, 117; ge 
ern Rang: Nr. 2; Einwilligung auch Dritten gegenüber erforderlich: 
2, 112 Wr 


8 1398. 
Kündigung, nachträgliche — ———— * 1, 161 Nr. 1; 2, 113; Mit— 
unterzeichnu + Sie Bar ie a 161 Nr. 2; ——— zu⸗ 
gunſten des Mannes: Ar. 3 = WürttZßz. 4 


$ 1399. 
Literatur: en Das —— — einge brachten Gutes gegenüber rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verbindlichkeiten ber Frau, Recht 8 
Die Frau iſt Drei, ee Gut ohne Genehmigung des Mannes 
zu verpadten (RG. 22. März 04, IW. 33, 234). 


Literatur: ]. I. 2, 113. 5 1400. 

1. Die Zuftimmung des Mannes kann dadurd) ausgedrückt werden, daß 
der Mann in der Klage als „im Beiltande feiner — aufgeführt wird 
(RG. 22. Okt. 03, IW. 32 B. 147). Vgl. I. 1, 161 Nr. 3. 

2. Auch bei Klagen, die fi aus dem Geichäftsbetriebe der er ergeben, 
kann der Ehemann mitverklagt werden (RG. 11. Nov. 03, DI3.9, 124). Val. 
vr Ullmann in DJ3. 9, 640. 

3. Paffivlegitimation der Frau: 3.1,161 Nr. 1; Löſchung einer VWormerkung: 
* 2. 


$ 1401. 
Zur Anwendung: 7.1, 161. 

8 1402. 
Berfügung über die Subſtanz: J. 1, 162. 

8 1404. 


Literatur: [. 3.2, 113, 
Beihränkung nicht eintragungsfähig: I. 1, 162. 


8 1405. 
Literatur: ſ. I. 1, 162; 2, 119. 
Selbftändiger Gefchäftsbetrieb: I. 1, 162 — Württ3. 45, 10. 
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8 1406. 


8 1409. 
Einwilligung nad $ 1395: f. oben $ 1395 Nr. 3 und J. 1, 162. 


3. Schuldenhaftung. 


Literatur: Duaag, Der lonkurs in das Vermögen einer im gefeglichen Güterftande des BHB. 
lebenden Ehefrau, ArhBürgR. 24, 30. 
g 1411. 


Grund zur Rlagerhebung nad) $ 739 3PO.: 7. 1, 162. 
8 1412. 

1. Das Verwaltungs: und Nußnießungsredht des Ehemannes muß im 
Talle des $ 1412 hinter das ftärkere Recht der Gläubiger zurücktreten (OLG. 
Dresden 12. Nov. 03, SähfArd. 14, 647). 

2. Unnahme eines von der rau ausgeitellten Wechſels: I. 1, 162. 

8 1416. 

Dekung von Prozeßkoften: J. 1, 162 Nr. 1 u.2; Einwendungen der Frau: 
2 2; Roften der Scheidungsklage: Nr. 3; KRoftenvorfchüffe als Prozeßkoſten: 
Nr. 5. 


Literatur: 1. I. 2, 118. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießung. 
113. 


8 1418, 


1. Iſt dem Mann die sg und Verwaltung durch einjtweilige 
Berfügung entzogen, fo kann die rau nur folhe Handlungen vornehmen, 
welche in den Rahmen eines ordnungsmäßigen Gefchäftsaanges fallen; fie er- 
hält nicht die Befugnis unbefhränkter Verfügung (RG. 16. Nov. 03, DI3. 
9, 268 — REJ. 27 A 27 = DRG. 8, 150). 

2. Gefährdung: I. 1, 163. 


5. Gütertrennung. 
8 1426. 
KRoiten des Scheidungsprogeifes: J. 2, 114. 


8 1427. 


Die Beitragspfliht der Ehefrau kann durh Ehevertrag ausgeſchloſſen 
werden (26. Gnefen 23. Okt. 03, BoMSchr. 6, 170). 


8 1431. 
Wirkung der Gütertrennung: J. 1, 163. 


I. Bertragsmäßiges Güterredt. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 


Literatur: Dennler, Unlittliche Eheverträge, Bayflot. n. F. 4, 192; MWeikel, Zur frage der 
Nichtigkeit und Unfechtbarkeit von Eheverträgen, Bayflot3.n. 5.5, 59; Bollenbek, Die 
Autäffigkeit gemifchter Güterftände unter dem BEB. mit befonderer Rücklicht auf die aus 
dem rheintichen Recht übergeleiteten Güterftände diefer Urt, Recht 8, 32; Meyer, Aber die 
Unfechtbarkeit von Eheverträgen wegen re : 3B156.5, 1; Ullmann, 
ber die Unfechtbarkeit von Eheverträgen beim Güterftande der Verwaltung und Nußnießung, 
AB. 33, 129, 351. 


Literatur: 1. 3.2, 


8 1432. 


1. Nur der Vertrag, dur den die Verlobten oder Ehegatten ihre Güter: 
rechtsverhältniffe regeln, ift ein Ehevertrag im Sinne des $ 1432 BGB. (Bay- 
DHL G. 11. u. 30. Mai, 16. Juni 04, Recht 8, 335, 362). 

2. Doc iſt es zuläffig, daß durch den Ehevertrag nur in Beziehung auf 
einen bejtimmten — abweichende Beſtimmungen getroffen werden 
(OLG. Kolmar 23. März 04, OLG. 8, 333). Wal. aber J. 2, 114 Ar. 1. 


Warneyer, Jahrbuch der Entfiheldungen. 3. Jahrg. 9 
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3. Ein Ehevertrag, durd den unter Aufhebung des Güterjtands der Ver— 
waltung und Nußnießung der Güterjtand der Gütertrennung eingeführt wird, 
it nah $ 3 Nr. 4 Anf®. als unentgeltlihe Verfügung anfehtbar (RG. 
16. Febr. 04, IM. 33, 183 — RG3. 57, 81, in Beitätigung von T. 2, 114 8 1435 
Nr. 2). Die Abfiht braucht nicht gerade auf die Benachteiligung der ſpäter 
anfechtenden Gläubiger gerichtet zu fein (RG. 15. Dez. 03, Recht 8, 168 — 
BadpNlot3. 2, 120) Wal. x 2, 114 Nr. 2, 

4. Unfehtung der Aufhebung der Gütergemeinfhaft? 3. 2, 114 Nr. 2; 
frühere Gütergemeinfhaft: I. 1, 163 Nr. 1; Verträge über religiöfe Erziehung 
in der Pfalz: Wr. 2, 8 1435 


1. Der Ausichluß der fortgefegten Gütergemeinfchaft bedarf der Eintragung 
gegenüber den Gläubigern (OLG. Hamburg 12. Nov. 03, OLG. 8, 335). 

2. Unzuläffig ift die Umfchreibung einer Hypothek auf den Namen einer 
in allgemeiner Gütergemeinfchaft lebenden Ehefrau mit dem Wermerke, daß 
die Hypothek zum Vorbehaltsqute der Frau gehöre (OLG. Hamburg 24. Aug. 04, 
RITA. 4, 261). 

3. Anderung der Unterhaltspfliht nad) Aufhebung der Gütergemeinfchaft: 
3.2, 114 Ar. 1; Eintragungen: I. 1, 163 Nr. 1; Art. 63 PrAUG.: Nr.2; zu- 
itändiges Gericht: f. oben $ 7 Nr. 3 = ZfmittlIB. 15, 358). 


8 1436. 


Vereinbaren die Ehegatten den Ausfchluß der zwiichen ihnen beftehenden 
allgemeinen Gütergemeinihaft und den Eintritt des „gejeßlichen Güterrechts“, 
jo iſt diefe Vereinbarung nicht eintragsfähig, weil ungewiß ijt, ob der Güter- 
ſtand der Verwaltung und Nußnießung, oder Gütertrennung eintreten follte 
(RS. 21. Dez. 03, RAGT. 27 A 80). 


2, Ullgemeine Gütergemeinfdaft. 
Literatur: J. I. 1, 164; 2, 114; J. auch bei $ 2061. 


8 1438. 


1. Das Grundbuchamt ijt nicht berechtigt, die Eintragung des Grund: 
jtückskäufers als Eigentümer und einer Sicherungshypothek für den Aauf- 
preisrejt deshalb zu verweigern, weil zwiſchen dem Käufer und feiner im 
Kaufvertrage nicht genannten Ehefrau gerichtsnotorifch der Güterjtand der Er: 
— u beiteht GBayObLG. 6. Nov. 03, PfälzRpr. 1, 39 — 
Redt 8, 18). 

2. Der Unfehtungsanfpruh aus $ 3 AnfG. gehört nicht zum Gefamtgute 
(OLG. Vofen 11. Jan. 04, OLG. 8, 336). 

3. Unrichtigkeit des Grundbudhs: J. 1, 164 Nr. 1; zu Abſ. 2: J. 2, 114 
Nr. 1; Abf. 3: T. 1, 164 Nr. 2. 

8 1439. 

1. Bei dem Güterftande der allgemeinen Gütergemeinihaft fällt zwar der 
Anteil der Frau an dem Gefamtgut einer fortgefeßten Gütergemeinfhaft nicht 
in das Gefamtgut der Ehegatten, er ijt aber der Verwaltung des Mannes 
unterworfen (BayDbL6©. 4. März 04, Recht 8, 193). 

In das Geſamtgut fallen aud Zuwendungen Dritter, die den not= 
wendigen Unterhalt der beiden Ehegatten regeln follen; der Mann ift deshalb 
berechtigt, die betreffenden Zinfen allein zu erheben (OLG. Hamburg 28. Nov. 03, 
HanſG3. 25 B. 41). g 1442 


Obligatorifhe Verpflichtung dur Verfügung? J. 1, 164. 


8 1443. 
Literatur: Bollenbeck, Ehegüterrechtliche Studien, Rhein NotZ3. 49, 114; v. Umelunren, Die 
Schuldenhaftung nad beendigter Gütergemeinfdaft im BGB., ElflothNotF. 23, 357; ſ. ferner 
3.2, 114. 
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1. Eine Hypothek, mit der ein zum Geſamtgut gebhöriges Grundſtück be- 
laftet ift, kann auf alleinigen Antrag des Mannes gelöfht werden (KG. 
8. Febr. 04, RIU. 4, 168). 

2. St der Ehemann in feiner Eigenfhaft als Vertreter des Geſamtguts 
verurteilt, ein zum Gefamtqut geböriges Grundjtüc aulaslalen, lo erſetzt das 
Urteil auch die Zuftimmung der Frau (RG. 19. Okt. 03, RAGT. 26 A 260). 

3. Einklagung der Mitgift: I. 2, 114 Nr. 1; Grunditücksverkauf durch 
die Ehefrau: Ar. 2 = DLG. 7, 404; infechtung einer Grundſchuld: 3.1, 164 
a 1; Ehefrau als Mitbeklagte: Ar. 2 ; Befhränkung des Redts aus $ 1443? 
Tr. 3. 

8 1444. 


Belaftung des Gefamtguts durd den Mann: 3.2, 115. 


& 1446. 

Literatur: Dennler, Zum Begriff der rg 3 im Sinne des $ 1445 und des $& 1821 Ziff.ı 
B6 Bayfl ot3. n 5. 4, 248; Zelter, Haftung des Ge * uts für Zuſicherung einer 
Eigenichaft feitens des Upenanns Su Grundftücksverkauf, Schr. 6, 165. 

1. Die Einwilligung der Ehefrau nad 8 1445 268. kann generell er- 
teilt werden (26. Konftanz 27. Mai 03, BadNot3.2, 62). Wal. 3. 2, 114 
$ 1443 Wr. 2. 

2. Der in Gütergemeinihaft lebende Ehemann ift zur Auseinanderjegung 
über einen Nachlaß mit den Miterben ohne Zuftimmung feiner Frau aud 
dann befugt, wenn ein Grundftüc — Ne (RO. 30. Nov. 03, DLG. 
8, 338 — NT. 4, 117 = ROT. 6. Rolmar 30. Mai 04, Elf: 
Loth3. 29, 560 - Recht 8, 449). 

3. Erwirbt der in Gütergemeinfhaft lebende Mann ein Grundftück, und 
räumt er gleichzeitig dem Beräußerer einen Nießbraucd daran ein, fo bedarf 
er hierzu der Nlitwirkung und 8 — feiner Frau GBayObLG. 3. Aug. 03, 
——— n. F. 4, 197 = BayObLG3. 4, 602). 

ber die Frage, ob der ein —*5 — erwerbende Mann zur gleich— 
eitigen Beſtellung einer Hypothek der Zuſtimmung der Frau bedarf, ſiehe außer 

1, 164 Nr. 1 und J. 2, 115 Ar. 1 noch: be rap: BayOb G. 24. Mai 02, 

Seuff®t. 68, 58; VBayObL6. 10. Juli u. 29. Okt. 03, BayObLG2. 4, 573, 753: 

Blank 4, 253; — verneinend: Dernburg 4, 187 Note 11; Schmidt- 

Habicht 4 399: Rublenbek 2, 466. 

5. Zuficherung einer Eigenjchaft beim Grundftücksverkauf .. den Mann: 
3.2, 15 Ar. 2 = —5 4, 492; Löſchung einer Hypothek: J. 1, 164 Nr. 2; 
Rangänderung: Ar. 3 : Orundgeretigkeit: Nr. 4. 


8 1446. 
Prüfung des Grundbudrichters: J. 1, 165. 


8 1447. 


Einwilligung in ein erſt vorzunehmendes Redtsgeihäft: I. 2, 115 Ar. 1; 
Feititellung der Erforderlichkeit: J. 1, 165 Ar. 1; Gründe der Frau: Nr. 2; 
Vorliegen eines Rechtsgeſchäfts: Ar. 3. 


8 1450. 
Verpflihtung der Frau? J. 1, 165; ernftliche Krankheit: 3.2, 115 Nr. 1. 


8 1454, 

Der von einer gütergemeinfhaftlihen Ehefrau mit Zuftimmung Des 
Mannes geführte Paflivprozeß ſchafft aud dem Manne gegenüber ein rechts» 
kräftiges Urteil, der ohne ſolche Zuftimmung geführte nicht (RG. 26. Nov. 03, 
IM. 33, 62 = : R62. 56, 74). 

9* 
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8 1455. 
$ 1455 bezieht ſich nicht ausfchließlih auf das Verhältnis der Ehegatten 
untereinander; vielmehr kann ſich darauf auch der geichädigte Dritte berufen, 
auf deffen Koſten das Gejamtgut ungerechtfertigt bereichert ijt (OLG. Kolmar 
20. Nov. 083, OLG. 8, 336). 
8 1458. 


Die Beitimmung verleiht dem Manne die Pflicht, aber auch das Recht, 
den der frau gebührenden Unterhalt aus dem Gefamtgute zu entnehmen 
(RG. 28. Sept. 03, IW. 32 B. 127). 


8 1459. 
Literatur: |. I. 2, 115. 

Erlöfchen der Haftung des Mannes nad Beendigung der Gemeinfhaft? 
3.2, 115 Nr. 1; Vachlaßſchulden: I. 1, 165 Ar. 1; gefegliche Unterhaltspflicht: 
Ar. 2; Deliktsihulden: Wr. 3. 

8 1460, 


Roftenvorfhuß: I. 1, 166 Nr. 1; 2, 116; Anſpruch des Prozeßbevoll- 
mädhtigten der Frau: J. 1, 166 Nr. 2. 


Sireratur: 1. 3.2, 116. 8 1465. 
Ausftattung eines Rindes: I. 1, 166. 


8 1487. 


Der gütergemeinihaftlide Mann kann auf Zahlung weggenommener 
Gelder gegen die Frau nur klagen, wenn fie ausreihendes Vorbehaltsgut 
befigt (OLG. Hamburg 26. Juli 03, OLG. 7, 404). 


8 1468. 


1. Zur Anwendung von Ziff. 5 ift der Nachweis nicht erforderlich, daß 
der Frau ein fpäterer Erwerb in Ausficht ftehe (OLG. Hamburg 4. Dez. 03, 
DRG. 8, 337). 

2. Berfuch einer vertragsmäßigen Regelung vorm Prozeß? 7. 2, 116. 


8 1471. 
Ausſchluß durch Teftament: 7. 2, 116. 


8 1472. 


1. Der überlebende Ehegatte kann den Recdtsijtreit wegen einer zum Ge- 
famtgute gehörigen Forderung allein aufnehmen, wenn er zu den Erben des 
Verjtorbenen gehört (RG. 30. Mai 04, IW. 33, 410). 

Undere und weitergehende Rechte am Gefamtgute als diejenigen, welche 
dem verftorbenen Ehegatten zugeftanden haben würden, wenn die Beendigung 
der Gütergemeinichaft bei deſſen Lebzeiten eingetreten wäre, können den 
Erben nicht zugeitanden werden (OLG. Hamburg 16. April 04, OLG. 9, 152). 

3. KRojtenforderungen: J. 2, 116 Nr. 1; Einfiht in Urkunden: 3. 1, 166 
Nr. 1; Anteile an einzelnen Saden: Wr. 2. 


8 1475. 
Auskunftsrecht der Frau nah Scheidung: I. 2, 116. 
8 1477. 
Zu Abſ. 2: 3.2, 116 = DRG. 7, 404. 
8 1478. 


Ausübung des Wahlredhts: I. 2, 116 — Geuffl. 59, 237. 
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Literatur: J. 3. 2, 116. 8 1483. 

1. In die Gütergemeinfchaft, die nach $ 1483 BGB. zwiſchen dem über- 
lebenden Ehegatten und den gemeinfchaftlihen Abkömmlingen fortgefegt wird, 
kann allerdings nicht ein anderer als Anteilsberechtigter eintreten, aber es iſt 
nicht ſchlechthin ausgeichloffen, ia Aa anderer (Bormund, PBileger, Ehemann) 
zur Ausübung der fih aus dem Anteilsrecht ergebenden Befugniſſe berechtigt 
it BayObLo. 4. März 04, Recht 8, 193). 

2. Gehört der Anteil eines Gejfellfchafters am Vermögen einer offenen 
Handelsgefellfchaft dr Gefamtgute und wird er nad dem Tode des Gejell- 
ichafters Teil des Geſamtgutes der fortgefegten Gütergemeinſchaft, fo find die 
Teilhaber am Gefamtgute als Erben im Sinne der handelsrechtlihen Normen 
anzufehen (RG. 6. Juli 03, RAGT. 26 A 219). 

3. Wird ein zur fortgejeßten Gütergemeinfchaft gehöriges Grundftük auf: 
gelaffen, fo bedarf es der vorherigen Eintragung der Abkömmlinge als Teil- 
haber der fortgejfegten Gütergemeinihaft (AG. 14. März 04, RIA. 4, 179 — 
867. 27 A 258). 

4. Fortgefegte Gütergemeinfchaft im Sinne des $ 1483 BGB. kennt das 
franzöfifche Recht nicht, wonach die Gütergemeinfchaft nach jeder Auflöfung der 
Ehe fih in eine reine Wermögensgemeinichaft verwandelt (RG. 11. Nov. 03, 
RheinNlot3. 49, 30). 

5. Auflöfung einer weftfälifhen Gütergemeinfchaft: 3. 2, 116 Ar. 1; Aus» 
ihließung von der Erbichaft: Ar. 2, 

8 1487. 


Die Ehefrau in fortgefegter allgemeiner Gütergemeinihaft mit Mutter 
und Geihwiltern kann über ihren Anteil ohne Einwilligung ihres Mannes 
wirkjam nicht verfügen (BayObL6. 1. März 04, Seuff A. 59, 326). 


Literatur: f. 3. 2, 117. $ 1507. 

1. Bei fortgefegter Gütergemeinfchaft alten Rechts ift kein Erbfchein über 
das Gefamtgut, jondern ein Zeugnis nad $ 1507 BGB. auszuftellen (RG. 
12. Okt. 03, DLG. 8, 339). 

2, Für den Antrag auf Erteilung des Zeugniffes über Fortſetzung der 
Gütergemeinfchaft bei übergeleiteten Ehen bedarf es aud einer eidesjtattlichen 
Berfiherung über das VBorhandenfein eines Ehevertrags oder einer legtwilligen 
Verfügung (LG. Kiel 16. Nov. 03, SchlHolftAnz. 04, 107). 

3. Vertragsmäßige Gütergemeinfhaft: 3. 1, 166; Angabe bejtimmter Un- 
teile im Zeugnis? J. 2, 117 Ar. 1; Art. 66 PrAGBGEB.: Nr. 2. 


8 1509. 
Literatur: Zelter, Teftamente gütergemeinichaftliher Ehegatten in beerbter Ehe, IW. 33, 250; 
J. femer 3. 2, 117. 
8 1510, 


Borhandenfein gemeinſchaftlicher Abkömmlinge: I. 2, 117. 


g 1511. 


Literatur: Wäntig, Wusihluß fämtlider Abkömmlinge bei allgemeiner Gütergemeinihaft, 
DNotV. 4, 450; f. ferner I. 2, 117. 


Ausſchluß der Fortfegung der de er 5. 2, 117 Nr. 1, ebenfo 
DLG. Hamburg 12. Nov. 03, HanſG3. 25 B. 25. — Abweichend: J. 2, 117 Nr. 2. 


3. Errungenfhaftsgemeinichaft. 
—— Aus der Praxis der Eheverträge, Rheinflot3. 49, 235; I. ferner 
3. 1, 166; 2, 117. 
8 1519. 


1. Wird ein Grundftück einem in der Errungenfhaftsgemeinicaft lebenden 
Mann aufgelaffen, fo ift es feinem Antrag entſprechend auf feinen Namen um» 
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Eulen (BayObLG. 6. Nov. 03, RIA. 4, 108 — Seuffl. 59, 151 — ROT. 

A 303). Uber aud, wenn beantragt, als Gejamtgut: 7.2, 117 Nr. 3 — 
Des. 7, 406 — RheinTlot3. 48, 296 ElſLoth3. 29, 50. 

2. Wenn zwifhen den Ehegatten Errungenichaftsgemeinihaft und eine 
offene Handelsgemeinfchaft befteht, kann der Mann nad Auflöfung der Geiell- 
ihaft eine zum Geihäftsvermögen gehörende Forderung allein einklagen 
(OLG. Darmitadt 6. Nov. 03, Heffftfpr. 4, 169). 

3. Bei der Errungenicafts sgemeintchaft gehören ererbte Forderungen der 
— nicht zum Geſamtgut (OLG. Kiel 24. Nov. 03, SchlHolſtAnz. 04, 25). 

—— vor Eheſchliezung, Beſtimmung über Geſamtgut: J. 2, 117 
Nr ® — ElſLoth3. 28, 635; erworbenes und gekürtes Gefamtgut: J. 2, 117 Ar. 2. 


8 1524. 
Erwerb von Unteilen am zum Teil eingebradten Grundftük: I. 1, 166 
Ar. 1; Recdtsgeihäft: Ar. 2; Verfteigerung eines Nadhlakßarundftüks: Nr. 3. 
8 1526. 


Bei Errungenihaftsgemeinihaft fallen Gefchäftsforderungen aus einem 
vom Ehemann mit Vorbehaltsgut (Pferden —— ——— der Ehefrau be— 
triebenen Fuhrgeſchäft in das Geſamtgut (OLG. Karlsruhe 18. Febr. 04, 
BadRpr. 70, 75). 

g 1542. 


Einjtweilige Verfügung: I. 1, 167 — ZBIFG.3, 433, ebenfo OLG. Rolmar 
13. Aug. 02, ElſLoth 3. 28, 614. 8 1616 


Eigentum an mulikalifchen Erzeugniffen: 3. 2, 118. 


4. Fahrnisgemeinichaft. 
8 1549. 
1. Zur Eintragung der Gelamtgutseigenihaft eines Grundſtücks, das 
von einem Ehegatten allein während bejtehender Fahrnisgemeinſchaft erworben 


ift, bedarf es der Bewilligung diefes Ehegatten (RG. 21. r3 04, 
27 A 253). 


2. Sicherungsbypotbek: J. 1, 167 Nr. 1; WBorbehaltsgut: Ar. 2; Prüfung 
des Grundbudrichters: Ar. 3. 
8 1551. 


8 1554. 


Literatur: ſ. J. 2, 118. 
Borbehaltsaut: I. 1, 167. 


Il. Güterredtsregiiter. 
Literatur: Fuchs, Jum Güterrechtsregifter, Württ3. 46, 357; Mahla de A: über die Ein⸗ 


tragung der Eheverträge in das Güterrechteregliter, Bayfot}. n. F. J. ſferner J. 2, 118. 
8 1558. 

— Eintragungen: J. 2, 118 Ar. 1 = ElſLothZ3. 29, 19; Faſſung des 
— r. 2; Widerſpruch zwiſchen Stundbud und Güterreihtsregifter: 
& 1560. 

1. Der a m. bejtimmt erkennen lafjen, was eingetragen 
werden foll (RG. 14. Dez. 03, Schr. 7, 7). 


2. Einreihung feitens eines Bote, Antragsbereditigung: 3.1, 168 Nr. 1; 
2: 118, ebenio KG. 14. Dez. 03, PoſMSchr. 7, 7; Form des Antrags: 1 168 


Ar. 2 
8 1561. 
„Ehegatten*: 3. 1, 168 Ar. 1; einftweilige Verfügung: Ar. 2 u. 3; J. 2, 118. 
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Siebenter Titel. Scheidung der Ehe. 


Literatur: Brill, Der Eheſcheidungsprozeß oder widtige Streitfragen auf dem Grenzgebiete der 
Heilkunde und der Rechtswiſſenſchaft, Magdeburg 14: 1. ferner I. 1, 168. 


$ 1564. 
Berufung wegen Ubweifung der Widerklage: I. 1, 168 


j 8 1565. 

1. Die Zuftimmung zum Ehebrud kann vorher oder nadıträglidh erfolgen; 
fie kann fpeziell oder generell erteilt fein; allerdings gibt eine im voraus er- 
teilte generelle Zujtimmung keinen TFreibrief für alle Zeiten, fondern bleibt 
widerruflich (RG. 10. Dez. 03, IW. 33, 63). Ahnlih 3. 1, 169 Nr. 3; 
2, 11 E- 1: 

2. Aufforderung zur Unzudt: 3.2, 118 Ar. 2; indirekte Veranlaffung zum 
Ehebrud: Ar. 3; Begriff des Ehebrudhs: Ar. 4; widernatürliche Unzudt: 
T. 1,169 Ar. 2. 

8 1566. 


Bergiftung: I. 1, 172 Nr. 12. 
8 1567. 
Literatur: Eihhorn, Die „bösliche Verlaſſung“ nad $ 1567 Ar. 1 BGB., Recht 7, 562; Dazu 
Schröder, Redt 8, 42; f. ferner I. 1, 169; 2, 119. 

1. Die al Ba nad) Ziff. 1 auszufprecdhen, auch wenn der klagende 
Teil nad Ablauf des Wartejahrs die Heritellung nicht mehr begehrt (OLG. 
Kiel 26. Okt. 03, SchlHolftAnz. 04, 19 — Geuffl. 59, 461). Ebenfo I. 2, 119 
Nr. 4. Anders, wenn die Heritellungsabfiht während des Wartejahrs nicht 
beſteht: 3. 2, 119 Ar. 2, ebenfo AG. 30. Sept. 03, OLG. 7, 407. — Abweichend: 
DVG. Rarlsruhe 25. Mai 03, BadRpr. 70, 133. 

2. Die Möglichkeit, daß der Aufenthalt einer in unbekannter Ferne 
weilenden Berfon irgend jemandem bekannt ift, jchließt die Öffentliche Zuftellung 
nit aus (OLG. Celle 19. Juli 03, OLG. 7, 407). 

3. Bösliche Verlaffung nur nad) $ 1567 Scheidungsgrund: J. 2, 119 Wir. 1; 
zu Ziff. 2: Ar. 3; Übergangszeit: 3.1, 169 Ar. 2, 3, 10; guter Glaube: Ar. 1; 
„unbekannter Aufenthalt“: Ar. 4; häusliche Gemeinichaft: Ar. 7; TFernbleiben 
des Mannes: ir. 6; Fernbleiben der Frau: Nr. 5. 


8 1568. 


Literatur: v. Bonin, Kann infolge Verweigerung der kirdlihen Trauung eine Ehe geichieden 
oder angefochten werden? ZHIrhR. 13, 365; vgl. Staudinger 4, 536; Pland 4, 395; 
J. ferner 7. 2, 119. 

1. Zerrüttung des ebelihen Berbältniffes: 

a) Das Vorliegen des Scheidungsgrundes aus $ 1568 iſt dadurch bedingt, 
daß von dem unſchuldigen Ehegatten die infolge der Verfehlungen des andern 
Ehegatten eingetretene Zerrüttung des ehelihen Werhältniffes als eine fo 
tiefe empfunden wird, dab ihm die Fortfegung der Ehe nicht zugemutet 
werden kann (RG. 3. Dez. 03, IM. 33, 63; RG. 7. April 04, Recht 8, 283). 
Ebenfo J. 1, 170 Ar. 1a; 2, 119 Wr. 1c. 

b) Objektiv ſchwere VBerfehlungen des einen Ehegatten verſchulden die 
eheliche Zerrüttung dann nicht, wenn fie durh „krankhafte Wahnvor- 
— — verurſacht ſind (RG. 30. Juni 04, IM. 33, 470). Ebenſo J. 2, 119 

r. 1a. 

ec) Daß dem Kläger felbft ein die Ehe zerrüttendes Verhalten zur 
Laſt fällt, fchließt das Sceidungsbegehren nicht aus (RG. 10. Dez. 03, IW. 
33, 63). Ebenfo 7. 1, 170 Nr. 1e. 

d) Auh Verfehlungen nah Aufbebung der ebelihen Gemeinſchaft 
und nad Anftellung der Scheidungsklage können als urſächlich wirkfam für 
die Fortdauer und Verſchärfung der vorhandenen Zerrüttung in Betracht 
kommen (RG. 14. Upril 04, IW. 33, 295). 
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e) Ebenfo können frühere Berfehlungen, die an ſich nicht zur Scheidung 
berechtigten, zur Beurteilung der Schwere des verlegenden Verhaltens beran- 
gezogen werden (BayDbL 6. 26. Sept. 03, BayObLG62.4, 648). Ebenfo 7. 1, 170 
Ar. 1e; vgl. Ar. 1d u. 1f (werziehene Berfehlungen). 

f) Auch ſolche Zerrüttungen kommen in Betradt, die in eine Zeit fallen, 
wo die Ehe [hon zerrüttet war (OLG. Hamburg 27. Sept. 04, HanſG3. 25 
B. 276). Ebenio T. 1, 170 Nr. 1b. 

g) Anſtößiges Verhältnis der Frau: 3.2, 119 Nr. 1b. 


2, Verbreden: 

Mährend der Ehe: J. 1, 170 Ar. 1d; 2, 119 Nr. 2a; Zucdthausitrafe: 
3.2, 120 Nr. 2b; Kläger felbit beftraft: 3.1, 171 Ar. 2b; fortgefegtes ver- 
brecheriiches Treiben: Ar. 2c. 

3. Mißbandlungen: 

a) Der Tatbeftand der groben Mißhandlung liegt aud vor, wenn an 
ih leichte Mißhandlungen, in befonders erntedrigender Weife, vor Dienitboten 
erfolgen (RG. 17. März 04, IM. 33, 204; RG. 25. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 210). 

b) Mißhandlungen in Verbindung mit lieblofem Wefen: J. 2, 120 Wr. 3a 
— Braunfhw3. 50, 191; provozierte Mißhandlungen: I. 1, 171 Nr. iau.c; 
ge Nr. 1d; gefundheitsgefährlih? Ar. 1b; verziehene Mißhandlungen: 
Tr. 1e. 

4. Böslidhe Verlaffung: 

Böslihe Berlaffung als Sheidungsgrund nad 8 1568: J. 1, 172 Qr. 8 
(RG) — UM: aud OLG. Kiel 2. Nov. 03, SchlHolftAnz. 04, 19. Bal. 3. 
2, 120 Wr. 4a u. b. 

5. Berweigerung der ehelichen Pflicht: 

Eine fhwere Verlegung durd Verweigerung der Beiwohnung liegt nicht 
vor, wenn die Verweigerung erfolgt, weil der Mann geijteskrank ift und die 
Frau die Integrität der etwaigen Delzendenz für gefährdet hält (OLG. Braun- 
ihweig 16. Okt. 02, DI3.8, 55%. Vgl. im übrigen über Verweigerung der 
ehelichen Pflicht: 3. 1, 172 Ar. 11a bis d. 

6. Trunkfudt: 

Megen Trunkfucdht des einen Teiles kann die Ehe gefchieden werden, ohne 
san es des Nadweifes der Unverbefferlihkeit bedürfte (RG. 27. Juni O4, 
IM. 33, 473; DLG. Hamburg 20. Fan. 04, HanſG3. 25 B. 92). 

7. Bigamie: 

Iſt der eine Ehegatte im Auslande gefchieden worden, und hat er im 
Glauben an die Redtswirkfamkeit diefes Urteils wieder geheiratet, jo kann 
7 der Vorwurf der Bigamie im Scheidungsprozeß nicht gemacht werden 
(RG. 20. Okt. 03, OLG. 7, 411). 

8. Beleidigungen: 7.1, 171 Ar. 4a bis d; falfche Anfchuldigungen: Ar. 5; 
Zankſucht: Ar. 6; DVernadläffigung der Kindererziehung: Nr. 7; Impotenz: 
Nr. 9; — * Nr. 10; unüberwindliche Abneigung: Nr. 13; Ausſetzung nach 
8620 3PO.: Nr. 14. 


8 1569. 


— — Beitrag zur Frage der „geiftigen Gemeinſchaft“, Frankenthal 1904; ſ. ferner 
J. 2, 120. 

1. Geiſtiger Tod iſt nicht erforderlich OßG. Zweibrücken 13. Juli 03, 
Pucelts3. 34, 718). Ebenfo Staudinger 4, 540; Dernburg 4, 85 Wr. 42; 
Cofak 2, 487 Nr. 106; Endemann 2, 682 Wr. 30. — U W.: Blank 
4, 396 Wr. 3a; Rublenbek 2, 557 Ar. 2; Neumann 2, 178 Wr. 1. Giehe 
ferner für und wider: J. 1, 173 Nr. 1. 


2. Bewußtjein der ehelihen Pflichten: 3.2, 120 Ar. 1; Berechnung der 
drei Jahre: J. 2, 120 Nr. 2; Geiftesihwäde: J. 1, 173 Ar. 2. 
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Literatur: ſ. 3.2, 120. $ 1570. 

Rücknahme der Schyeidungsklage: 7.2, 120 Wir. 1; beifchlafsähnliche Hand— 
lungen nad) eg Sceidungsklage: Nr. 2; Beildylafsduldung feitens 
der Frau: I. 1, 173 Nr. 3; ftillfchweigende Verzeihung: Nr. 2; Verzeihung 
einer künftigen Berfehlung: Ar. 4; Erklärung vorm Bormundicaftsgericht: 


Nr. 1. 
8 1571. 
Literatur: |. bei $ 1575. 

1. Durch die Verſäumnis der Friſt des $ 1571 Abſ. 1 BGB. geht das 
Recht der Ehegatten, die Herftellung des ehelichen Lebens auf Grund des 
Sates 1 Ubf. 2 8 1353 BGB. zu verweigern, nicht verloren (RG. 2. Febr. 03, 
Seuffßl. 69, 139; OLG. Rolmar 17. April 02, DI3.9, 224). — U. M.: DLG. 
Poſen 6. Juni 04, PoſASchr. 7, 106. 

2. Der vom Mann gegen die Unterhaltsklage feiner Frau bejtellte Be- 
vollmächtigte ift nicht zur Aufforderung nach $ 1571 Abſ. 2 befugt (OLG. Rolmar 
29. Sept. 03, OLG. 7, 408 — ElſLoth 3. 29, 367 — Pudelts. 34, 723). 

3. Ergeht die Aufforderung nah Abſ. 2 im Prozeß, fo it fie der Partei 
felbft, nicht ihrem Prozeßbevollmädtigten zuzuftellen (OLG. Poſen 6. Juni 04, 
VBoMScr. 7, 106). 

4. „Aufhebung“ der häuslichen Gemeinſchaft: 7.1, 174 Nr.5; 2, 121 Nr. 3; 
Klage auf Herftellung: I. 1, 174 Nr. 6; Ladung zum Sühnetermin: Ar. 7; 
Übergangszeit: Ar. 1 u.3; 3.2, 120 Nr. 1; Ruben der zehnjährigen Frift: I. 
1, 173 Wr. 2; Berückfihtigung von Amts wegen: 7. 2, 121 Nr. 2; Beweis: 


Nr. 4. 
8 1572. 


1. Der mittels Widerklage geltend gemachte Scheidungsanfprud ift hin- 
fichtlih feiner NRechtzeitigkeit nad der ——— der Widerklage, nicht der 
Klage zu beurteilen (RG. 14. März 04, IM. 33, 205 — BRG3. 57, 192). 

2. Die friftgemäße Erhebung der Scheidungsklage wahrt zugleich die Frijt 
für alle im Laufe desjelben Verfahrens, wenn aud erit nadı Ablauf von ſechs 
Monaten geltend we Anfehtungsgründe (RG. 23. März 03, Seuffßl. 


69, 232). Ebenfo 5.2, 121. 
8 1573. 
Berwertung konfumierter Scheidungsklagen: 7. 2, 121. 
8 1574. 


Riteratur: ſ. I. 1, 174. 


1. Der Ehegatte, der wegen Ehebruchs und wegen eines andern Grundes 
auf Scheidung geklagt hat, kann, wenn die Scheidung aus dem andern Grunde 
liquid ift, nicht verlangen, daß die Ehe auch wegen des noch feftzuftellenden 
— ebruchs geſchieden werde (KG. 6. Juli 03, RGZ. 55, 244; RG. 16. Juni 04, 

. 33, 410). 

2. Der mit der Klage abgewiefene, auf die Widerklage verurteilte Aläger 
kann Berufung lediglih deswegen einlegen, um eine Schuldigerklärung der 
Beklagten zu erwirken (RG. 26. März 03, GruchotsBeitr. 47,966; RG. 17.März 04, 
IM. 33, 355 — Grudotsßeitr. 48, 613). — U. M.: 8 511 3PO. Nr. 1. 

3. Erhebt der Beklagte Widerklage auf Herftellung und ftellt er den 
Eventualantrag, aud die Klägerin im Falle der Scheidung für ſchuldig zu er- 
klären, fo ift diefem Antrag gegebenenfalls zu entiprehen (RG. 11. Tuli 04, 
IM. 33, 488). 

4. Ubf. 3 findet auch Anwendung, wenn der Enge feinerfeits im Wege 
der Borklage die Scheidungsklage wegen Ehebruchs der Beklagten erhoben hatte 
und wegen erteilter Verzeihung unterlegen war (RG. 1. Juli 04, IW. 33, 489). 

5. Nach Abſ. 3 ift eine & huldigerhlärung des Klägers nur dann aus— 
zufpredhen, wenn Gründe vorliegen, die den Beklagten jeinerfeits zur Scheidung 
berechtigen würden (RG. 16. April 03, GruchotsBeitr. 47, 961). 
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6. Sculdigerklärung itillfehweigend: I. 2, 121 Ar. 1; Schuldigerklärung 
des Klägers bei Ubweifung der Widerklage? I. 1, 174 Ar. 1; Name: 5.1, 174 
Nr. 2; beide Teile jhuldig: Nr. 3; Zeilurteil unzuläfft Ar. 1 Ausfegung: 
Nr. 5; Berufung: Ar. 6; altes Recht: Nr. 7; zu Abſ. 3: Hr. 7 7- 


8 1575. 


— Behr, Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, ArchBürgk. 25, 11; |. ferner 
.2, 121. 


vgl. 855 PStG. Wr. 1. 
8 1577. 


Keine Unwendung auf vor —— Ehen: J. 1, 175 Ar. 3 — 
Standesa. 1, 171 und J. 2, 121.— U 1, 175 Nr. 1 Standesa. 1, 77; 
Beurkundung: I. 1, 175 Nr.2 = —— 1, 218. 


8 1578. 


Alimentationsurteile vor 1900: 3.1, 175 Ar. 1; mittelbarer Erwerb der 
Frau: 3.2, 121 Nr. 1; Höhe der Rente: Nr. 2; maßgebender Zeitpunkt für die 
Bemeffung: ir. 3, ebenjo OLG. Hamburg 30. Jan. 04, Hanf®3. 25 B. 88. 


8 1579. 


1. Auch aus anderen Gründen als dem in bj. 2 > gedachten kann der 
Mann von der Unterhaltspflicht befreit werden; insbefondere im Falle des 
$ 1608 (RG. 8. Febr. 04, IW. 33, 176). Ebenfo J. 1, 175. 

2. 8 1579 ift auf die durch Vertrag En Unterbaltspflidt nicht ans 
wendbar (RG. 29. Okt. 03, R63. 56, 121 = 32 B. 147 — BoMSchr. 6, 189, 
in Beitätigung von 7.2, 122 Wr. 1). 

3. Anwendung von Abſ. 1 Sat 2: 7. 2, 122 Ar. 2 = GrucotsBeitr. 
47, 972. 

8 1580. 
vgl. $ 1578 (maßgebender Zeitpunkt). 


8 1581. 


1. Die ve auf vergleichsweife übernommene Alimente anwendbar 
(LG. Magdeburg 18. März 04, NaumburgAUf. 04, 43). 


2. Keine Anwendung auf vor 1900 gefchiedene Eben: 3.1, 175. 


Achter Titel. Kirchliche Verpflichtungen. 
Literatur: Vogt, Handbuch des katholifhen Eherechts, Eöln 1904; f. ferner I. 2, 122 


Zweiter Abſchnitt. Verwandtſchaft. 
Literatur: 1. J. 1, 176; 2, 122. 
Erſter Titel. Allgemeine Vorſchriften. 


8 1589, 
Berwandtichaftsbeariff: J. 1, 176. 


Zweiter Titel. Ehelihe Abjtammung. 
Literatur: Mantey, Ebeliche Abftammung, Standesa, 3, 234; vgl. oben $ 16; j. ferner J. 2, 122. 
8 1591. 


1. Zum Zwede des Nachweifes der offenbaren Unmöglidhkeit können alle 
hierfür geeigneten Umftände, insbefondere audy der Reifegrad des Kindes, 
herangezogen werden (RG. 24. März 04, IM. 33, 236; OLG. Hamburg 15. Okt. 03, 
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OLG. 7, 416 — Hani63. 24 B. 297). Ebenfo Staudinger 4, 615; Neu— 
zes 2, 18 Ar. 1b; Blank 4, 436; ſ. auh 3.2, 122 Nr. 1; 1, 176 
r.1u2. 

2. —— ſich aus den Umſtänden, daß ein nicht ſpäter als 302 Tage 
nach dem Tode des Ehemannes geborenes Kind unehelich iſt, ſo iſt ihm ein 
Vormund zu beſtellen (BayDObLG. 30. Dez. 03, RIA. 4, 80 — RGIJ. 27 A 288 
— Standesa. 3, 223 — OLG. 8, 345 — Recht 8, 78). 

3. Unterhalt des im Ehebruch erzeugten Kindes: I. 1, 176 Nr. 3. 


8 1593. 
Literatur: Gerftel, Zur frage ber prozelfualen Vertretung des Kindes bei der Geltendmahung 
der Unebelichkeit aus 3 15993 BGB., Net 6, 98; Dazu Breit, Recht 6, 50. 
Übergangszeit: I. 2, 122 Nr. 1; Anfechtung des Kindes bei Lebzeiten des 
Baters? Ar. 2; Anfechtungsrecht eines Dritten: 3. 1, 176. 


8 1594. 


1. Den Zeitpunkt der Kenntnis hat nicht der anfechtende Kläger, fondern 
der eine frühere Kenntnis behauptende Beklagte zu beweilen (OLG. Kiel 
24. Nov. 03, SchlHolſtAnz. 04, 202 — Geuffl. 59, 462). 

2. Übergangszeit: I. 1, 176. 

8 1596. 


Das der Anfechtung ftattgebende Urteil hat rükwirkende Kraft (KG. 
16. Febr. 04, DYG. 8, 346). 
8 1598. 


Literatur: J. J. 2, 122. 

Die zum Standesregiſter geſchehene Anmeldung des in der Ehe geborenen 
Kindes feitens des Ehemannes begründet an fi noch keine Anerkennung 
(RG. 24. März 04, JW. 33, 236). 


Dritter Titel. Unterhaltspflicht. 


Literatur: Neukamp, Nönnen Eheleute fich der pelehlihen Unterhaltspflit gegenüber den 
Eltern des einen Ehegatten durch den nadıträglichen Abſchluß eines Gütertrennungsvertrages 
entzieben? Recht 8, 518. 

8 1601. 


1. Die Unterhaltspfliht ehelichen Rindern gegenüber ift nicht unter allen 
Umjtänden bis zum 16. Lebensjahre zu erjtreken (OLG. Dresden 31. Dez. 03, 
OLG. 8, 347). 

2. Die Hilfsbedürftigkeit des Unterhaltsberechtigten wird nicht dadurd) 
ausgeichloffen, daß er eine Forderung gegen den Unterhaltsverpflichteten bat 
(OLG. Stettin 12. Juni 03, PoſASchr. 6, 173). 

3, Übergangszeit: I. 1, 177 Nr. 1; Geſchwiſter: Ar. 2; Stiefvater: Wr. 3; 
keine Klage der Mutter namens der Rinder: Ar. 4 und 5.2, 122. 


8 1602. 

Erwerbsunfäbigkeit: 7. 1, 177 Ar. 1; der geichiedene Water: I. 2, 123 — 
SächſOLG. 25, 359, ebenfo DLG. Dresden 25. Sept. 03, DLG. 7, 418. — U. M.: 
RO. in $ 1606 Nr. 1. 

& 1603. 


1. Bei der Frage, ob das Kapital ohne Gefährdung herangezogen werden 
könne, ift auf künftige Verhältniffe Rückficht zu nehmen (RG. 14. Upril 04, 
IW. 33, 295). Bgl. I. 1, 177 Nr. 3 u. 8. 

2. Zu den verfügbaren Mitteln gebört auch die Arbeitskraft und Erwerbs: 
fähigkeit (OLG. Frankfurt 30. Sept. 02, SrankfRundic. 38, 81). 

3. $ 1603 BGB. hat nicht ausichließlich zivilrechtliche Bedeutung, fondern 
kann aud für die Borausfegung einer Beltrafung nad $ 361 Ziff. 10 StGB. 
maßgebend fein (OLG. Hamburg 24. Sept. 03, Hanf63. 25 B. 72). 


140 1. Bürgerliches Gefegbud. IV. 


4. Grenze der Unterhaltspfliht: 3. 2, 133 Ar. 1 — SeuffBl. 69, 79 — 
Seufffl. 59, 20; Unterhaltspfliht der Frau gegenüber unehelihem Ainde: 
3.2, 123 Nr. 2 — Regers®. 24, 162; TFreigebigkeit eines Dritten: 3.1, 177 
Ar. 2; Großvater: Nr. 4; Rentenempfänger: Ar. 5; Ronkursmaffe: Wr. 6; 
Beweis: Ar. 7. 

8 1606. 


1. Der geihiedene Vater kann fein Unterhalt forderndes Kind an die Mutter 
verweilen, wenn die vermögend ift, während er ſich bei Gewährung des Unter- 
halts auf den notdürftigften Unterhalt für feine Perfon bejhränken müßte 
(RG. 25. April 04, IW. 33, 339). Denn aud die Frau iſt als „anderer unter- 
baltspflidhtiger Verwandter“ im Sinne des $ 1603 Ubf. 2 anzufehen (RG. 8. Febr. 
04, Seuffll. 59, 328; RG. 18. Febr. 04, R63. 57, 69 = IM. 33, 205 333. 
9, 505). — U. M.: 3. 2,123 $ 1602. 

2. Leiltungsfähige und »unfähige Ubkömmlinge: I. 2, 123. 


8 1607. 
Behauptungslaft im Falle des Abi. 2: 7. 1, 178. 


& 1609. 
Unterhaltsanfpruc des getrennt lebenden Ehegatten: I. 1, 178. 


8 1610, 


1. Läht die gejchiedene, unterhaltsberedhtigte Frau ihren in der Penſion 
befindlihen Sohn während der ferien zu fi kommen, fo hat der Mann die 
Reifekoften zu eritatten (OLG. Hamburg 9. Febr. 03, DIZ. 9, 80). 

2. Die Lebensitellung eines bedürftigen Kindes bejtimmt ſich nach der 
des Vaters, auch nad der Scheidung (OLG. Karlsruhe 22. Jan. 04, BadRpr. 
70, 9). 

3. Mittel zum ftandesgemäßen Beruf: J. 1, 178 Ar. 1 u. 2. 


8 1611. 
Abſ. 2: 3.2, 123 = GrudotsBeitr. 47, 975. 


& 1612, 


1. Das ge der Eltern findet eine Schranke darin, daß fie 
nur eine folche Art der Unterhaltsgewährung wählen dürfen, die das Kind ent- 
gegenzunehmen imjtande ift (RG. 17. Nov. 03, SeuffA. 59, 369). 

2 Menn keine Beitimmung nad Abſ. 2 getroffen: I. 2, 13 Ar.1 = 
SeuffBl. 69, 9; Brautkinder: Ar. 2; Bejtimmung des Vaters, wenn die Mutter 
die Rinder auswärts hält: 7. 1, 179 Nr. 1; Beſtimmungsrecht des geichiedenen 
Vaters: Nr. 2—4; —— der Rinder an die Mutter: Ar. 5; Vormund— 
ihaftsgeridht: Ar. 6; Pfleger: Ar. 7 

8 1613. 


1. Auf den Unterhaltsanfpruch findet $ 1613 fogleih vom 1. Januar 1900 
an Anwendung, wenn der Verpflichtete fich bereits zu diefem Zeitpunkte im 
uk befindet (OLG. Braunſchweig 25. Sept. 03, Des. 8, 347 — GSeuffll. 
59, 329). 

2. Der Armenverband hat einen Anſpruch auf Erfag gegen einen Dritten 
nur infoweit, als dem Unterftügten an 5 der Unterftügung ein gleicher 
Anſpruch gegen den Dritten zuftand (DXLG. Hamburg 4. Mai 03, SeuffXl. 59, 5). 


8 1614. 


Herabfegung der vergleihsweife übernommenen Rente: J. 2, 123 Wr. 1; 
rückwirkende Rraft: 5. 1, 179. g 1615 


Gütergemeinfchaft, Wegfall der Unterhaltspflicht gegenüber der Schwieger- 
mutter: I. 2, 124 = Geuffll. 59, 193. 
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Vierter Titel. Rechtliche Stellung der ehelichen Rinder. 


I. Redtsverbältnis zwiſchen den Eltern und dem Rinde im 
allgemeinen. 


8 1616. 


1. Ein vorehelihes legitimiertes Aind kann nicht gegen feine Eltern 
darauf klagen, daß diefe ihm Geburtstag, Namen und eventuell Todestag 
aller ehelich erzeugten oder legitimierten vorehelichen Rinder der Eltern nadı- 
weifen (RG. 17. Dez. 00, Standesa. 1, 109 — 7. 1, 180 8 1627 Nr. 1). 

2. Über Namensgebung: 7. 1, 179; 1, 180 $ 1627 Nr. 2; BStG $ 11 Nr. 1, 
8 13 Nr. 2, 8 2 Wr. 2 u. 3. 

8 1617. 


Der Bertrag der Ehegatten untereinander oder mit einem Dritten über 
die Erziehung ihres Kindes ift unwirkfam (OLG. Bamberg 26. Aug. 03, 
Seuff A. 59, 71). Vgl. $ 138 ir. 17 und 7. 2,124 8 1626 Nr. 1, 8 1635 Wir. 1, 
S 1636 Nr. 1; 3. 1,182 8 1634 Wr. 1; f. auch unten $ 1635 Ar. 2. 


8 1620. 
Literatur: Landsberg, Das Mitgiftverfprechen im Lichte der neueften Rechtiprehung, PoMScr. 
7, 121; 1. ferner 9. 1, 180; 2, 124. 

1. Die nady $ 1620 geltenden Grundfäße können unbedenklid aud auf 
das Öffentliche Recht angewendet werden (SächſoBG. 18. März 03, SächſOBVG. 
4, 148). 

2. Die Klage auf künftige Leiftung einer Ausjteuer kann ihon vor der 
Eheihliegung erhoben werden, wenn die Vorausfegungen des 5 259 3PO. 
vorliegen (RG. 16. Mai 04, IM. 33, 389). Ebenfo Staudinger 4, 691 Nr. 7b; 
Rublenbek 2, 599 Ar. 4. — Ubweichend: Neumann 3, 218 Wr. 3. 

3. Die Ausfteuer beruht auf gefeglicher Verpflichtung, die Ausftattung 
($ 1624) wird dem Rinde freiwillig zugewendet (OLG. Hamburg 13. Nov. 03, 
HaniG3.25 B.14 — DLG. 8, 348). 

4. Feititellungsklage: I. 1, 180 Nr. 15 Ungemeffenbeit: Nr. 2; Wahlrecht 
des Schuldners: Ar. 3 und 7.2, 124 Wr. 2; Anfprud, wenn der Ehemann 
ihon alles angefchafft hat: 7. 1, 124 Nr. 1. 


8 1624. 


1. Das Yusftattungsverfprechen eines Fremden ijt im allgemeinen als 
Schenkung anzufehen (RG. 29. Okt. 03, IW. 32 B. 129 — POLY. 4, 561 = 
DI2. 9, 169 — Geuffl. 59, 319). 

2. Form der Zuwendung: I. 2, 124 Nr. 1; Schenkung: 7. 1, 180 Nr. 2 
und oben $ 516 Nr. 2; Gütergemeinfhaft: I. 1, 180 Nr. 1. 


I. Elterlihe Gewalt. 


8 1626. 


Abkommen getrennt lebender Eltern über Erziehungsgewalt: J. 2, 124 
Nr. 1 = GrucdotsBeitr. 47, 978; Wegfall der väterlihen Gewalt während des 
Prozeſſes: J. 1, 180. 


1. Elterlihe Gewalt des Waters. 


8 1627. 

Die auf Herausgabe des Kindes vom Manne belangte Ehefrau kann 
diefem wirkfam den Einwand entgegenfegen, daß feine Entjcheidung über den 
Aufenthalt des Kindes ein Mißbrauch feines ehemännlichen Rechtes fei (RG. 
26. Okt. 03, R63. 55, 419). 

8 1629, 


Enticheidung über eine NRecdtsfrage: J. 1, 180. 


Literatur: ſ. 3. 1, 180, 


142 1. Bürgerliches Gefeßbud. IV. 


Literatur: |. I. 2, 124. $ 1630. 


Löſchung einer vor 1900 — Hypothek: J. 1, 181 Ar. 1 u. 2; 
minderjährige Gefellichafter: Ar. 3; Errihtung einer Rommanditgefellfhaft: Ar. 4. 


8 1631. 


1. it dem Vater die Sorge für die Perſon der Kinder entzogen, fo jtebt 
ihm ein Recht, mit den Rindern zu verkehren, nicht mehr zu. Ob dem Vater 
vergönnungsweije der Verkehr mit den Kindern zu geftatten fei, fteht im Er- 
mefjen des Pilegers (RG. 14. März 04, RIU. 4, 138). 

2. Religiöfe Erziehung: I. 2, 124 Ar. 1; Intereffe des Kindes bei Aufent- 
haltsbeftimmung: Ar. 2; Zucdhtmittel des Lehrherrn: Ar. 3; Lehrvertrag zwiſchen 
Vater und Sohn: Ar. 4; Getrenntleben der Ehegatten: T. 1, 181 Nr. 1; Abi. 2 


Sag 2: Nr. 2. 
g 16832. 


Geltendmadhung durh Klage, Verhältnis zu $ 1666: 3. 2, 125 Nr. 1; 
„Borenthalten“: 3.1, 181 Nr. 1 u. 2; Alage des Wormunds: Nr. 5, ebenfo 
OLG. Drasden 2. Dez. 01, SächſArch. 14, 238. 


8 1634. 


Anderung des Aufenthalts des Rindes durd die Ehefrau? 3.2, 125 Ar. 1; 
Vergleich zwiſchen Eltern: J. 1, 182 Nr. 1; Vormundſchaftsgericht: Ar. 2 u. 3; 
Verkehr der getrennt lebenden Ehefrau mit dem Rinde: Ar. 4 u. 5; Mutter als 
Vertreterin des Kindes im Prozek? Wr. 6; kein Beſchwerderecht der Mutter: 
Nr. 7 und 7. 2, 125 Nr. 2. 

8 1635. 


1. Bei Getrenntleben der Ehegatten ift das Vormundſchaftsgericht zu 
einer abweichenden Anordnung lediglich im Intereffe des Kindes nicht befugt 
(OLG. Stuttgart 2. Dez. 03, ODYS. 8, 349). 

2. Eine Anderung der mit der Scheidung der Ehe eingetretenen Gejtaltung 
des familienredhtlihen Verhältniffes kann durch Vertrag nicht bewirkt werden; 
zur Entſcheidung über die ſich aus einem ſolchen Vertrage ergebenden Rechte 
und Pilichten Hi nicht das Wormundichaftsgericht, ſondern find die Gerichte 
ar. — bLG. 7. Juli 04, 3BIFG. 5, 182 — Recht 8, 449). Ebenſo 
J. 2, 125 Wr. 1. 

3. Übergangszeit: J. 1, 182 Nr. 1 u. 11; keine Anordnung während des 
Prozeffes: Ar. 4; Befugnis des Vormundſchaftsrichters: Ar. 5; Intereffe des 
Kindes: Ar. 6 u. 7; Beltellung eines Pflegers: Ar. 8—10; Klage der Frau auf 
Unterhalt: Nr.13 und 5.2, 122 8 1601; Verfolgung im Rechtsweg: 3.2, 125 Wr. 3; 
abweichende Unordnung im ntereffe des Kindes: Ar. 2. 


8 1636, 


Vertragsmäßige Regelung: I. 2, 125 Ar. 1; Verkehr mit dem fchuldigen 
Teil: Ar. 2 und 7.1, 184 Ar. 1; bloßes Getrenntleben: 3.1, 184 Nr. 2. 


— 8 1640. 
Literatur: ſ. 3.2, 126. 

1. Db der Bater zur Einreihung des Verzeichniffes durd Ord— 
nungsitrafen angehalten werden kann, beftimmt fih nad Landes— 
recht (RG. 25. Febr. 04, IW. 33, 208 — Hefffipr. 5, 10, gegen 3. 1, 202 & 1837 
Nr.5 = Recht 8, 551 Wr. 2384). 

2. Der Water eines minderjährigen Kindes ift zur Einreihung eines In— 
ventars nad 8 1640 BGB. nicht verpflichtet, wenn dem Rinde erſt demnächſt 
als Nacderben Vermögen zufallen wird (LG. Gießen 6. Mai 03, HeſſKſpr. 
4, 156). 

3. Leibzucht nach naffauifhen Recht: 7.2, 126 Nr. 1, ebenfo LG. Gießen 
10. Dez. 02, 3BIFG. 4, 408; Dispofitionsnießbraud nad heſſiſchem Recht: DXYG. 
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Darmjtadt 6. Febr. 03, HeſſKſpr. 5, 11; Übergangszeit: J. 1, 184 Nr. 1; Pfleger: 
Nr. 2; keine Befreiung durd Tejtament: Ar. 3 u. 4; weitfälifche Gütergemein- 
ihaft: Ar. 5. 
8 1642. 
Übergangszeit: I. 1, 184 Nr. 1; märkifhes Güterredt: Nr. 2. 


8 1648, 


1. Kauft der Vater für fein unter elterliher Gewalt ftehendes Rind ein 
Grundftük, und übernimmt er dabei in Anrechnung auf den Kaufpreis die 
Hypothekenfchulden, fo bedarf er der Genehmigung des Bormundichaftsgerichts 
BayOb G. 10. Juli 08, Seuffßl. 69, 99; BayOblG6. 30. Dez. 03, R a 4, 82 
= R67. 27 A 290 — Recht 8, 78). Ebenfo $ 1821 Nr. 1. Ähnlich 3.1, 185 
Nr. 1; über Grundftükskauf vgl. dort Wr. 5. 

2. Zu Erbteilungsverträgen bedarf der Inhaber der elterlihen Gewalt 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht, audy wenn ſich der Vertrag 
auf Grundftüce bezieht (RG. 24.Nov. 02, OLG. 8, 236). — U. M. (au AG.N: 
3.1, 185 Wr. 3. 

3. Unterwerfung unter die Zwangsvolljtrekung: I. 1, 185 Nr. 2; Aus- 
ihlagung einer Erbichaft: Nr. 4. 

8 1645. 

Ordnungsvorſchrift: 3. 1, 185. 


8 1647. 
Literatur: ſ. 3.2, 1%. 
Maßregeln des DVormundfchaftsrichters bei Konkurs: J. 2, 126 Wr. 1; 
Nießbrauh des Gemeinihuldners am Kindesvermögen: J. 1, 185 Nr. 1; 
MWiederübertragung nad Beendigung: Ar. 2. 


8 1649. 
Das im Kurfürftentum Heffen dem Water am mütterlichen Erbteile feiner 
Rinder vor 1900 entjtandene lebenslänglihe Nießbrauchsrecht ift nicht befeitigt 
(OLG. KRaffel 10. Nov. 03, DLG. 8, 354). 


8 1651, 
Geld, das aus Urbeitsverdienft des Sohnes herrührt und dem Vater über: 
fendet wird, ſteht unter dem väterlihen Werwaltungsredt (OLG. Kolmar 
7. April 03, ElſLoth3. 29, 349). Wal. über Lohnforderung des Sohnes: T. 


1, 186. 
8 1652, 
Nießbraud) am Grundſtück des Kindes: T 1, 186. 


8 1654. 

1. Der Vater ift verpflichtet, Worfhuß wegen der Prozeßkoſten zu — 
gleichviel ob der Rechtsſtreit vom Vater, von einem Pfleger oder vom Kind 
felbſt geführt wird ( PrOVG. 2. Febr. 04, PrVerwsl. 26, 11). 

2. Verpflichtung zur Koſtentragung: I. 2, 126; a. M.: dort — 3BIFG. 
4, 709, 

8 1658. 
Übergangszeit: 3. 1, 186 Wr. 1; Pachtforderung: Ar. 2. 


8 1666, 


Literatur: Beft, Zwangserziehung im Sinne des Art, 135 EGBHB und Unordnung der Unter: 
bringung nad) den $$ 1666, 188 BGB., Recht 8, 177; Pitel, Fürlorgeerziebung und Hammer: 
geriht, 3ZBIFG. 6. 333; Cordes, Zwangs- ober Fürforgeerziehung und Öffentlihe Armen. 
pflege, DId3.30, 184; [. ferner 5.2, 127. 
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A. Ullgemeines: 


1. Die Entziebung der elterlihen Gewalt überhaupt tft infoweit zuläffig, 
als darunter die Entziehung fämtlicher einzelner Bejtandteile der elterlichen 
Gewalt gemeint iſt (RG. 22. Juni 03, OLG. 7, 418). Ebenfo I. 2, 127 Nr. 1. 

2. Der Grund zur Befürchtung, der Vater werde ſich künftig einer das 
Wohl des Rindes gefährdenden Vernadläffigung ſchuldig maden, genügt nicht 
(BayObꝰG. 24. Tan. 03, DIES. 7, 418 Note 1 Bayübl623. 4, W — D33. 
9, 822; DLG. Hamburg 9. Dez. 03, DLG. 8, 351). 

3. Das Prozeßgericht ift in einem Prozeß des Vaters auf Herausgabe 
des Rindes nicht befugt, darüber zu entjcheiden, ob der Vater das Recht der 
Sorge für die Perfon des Rindes mißbraudt (RG. 7. Mai 03, GruchotsBeitr. 
47, 978). Iſt aber bereits eine Anordnung des VBormundfchaftsgerihts nad 
$ 1666 ergangen, fo ijt diefe für das Prozehgericht maßgebend (KG. 9. Nov. 03, 
OLG. 8, 350). Vgl. aber %. 2, 127 Nr. 9. 

4. Unordnung gegenüber einem Elternteil: 7.2, 127 Nr. 2; Unwendung 
des 8 1666 während des Eheprozefles: Ar. 3 6%. 26 A 185; weitere Be- 
Ihwerde? Nr. 4; Klagrecht der Rinder? J. 1, 186 Nr. 1; Beitellung eines 
Pflegers: Ar.2u.3= 7.2, 127 Nr. 5; getrennt lebende Eltern: 3.1, 186 Wir. 4; 
Erziebungsftreit zwiſchen Eltern: Nr. 5; Ordnungsitrafen: ſ. $ 1640 Wr. 1. 

B. Einzelne Fälle: 

5. Die grobe Verlegung der Unterhaltspflicht durch den Vater ift als eine 
BVernadläffigung des Kindes im Sinne des $ 1666 BGB. anzufehen, auch 
wenn er damit etwa Die — des Kindes hat erzwingen wollen 
(BayObLG. 6. Mai 04, BayOobG3. 5, 209 — Nedt 8, 315). 

6. Wenn der evangeliihe Water das katholifhe Kind zur Teilnahme am 
evangelifchen Gottesdienjt zwingen oder es gewaltjam an der Teilnahme am 
katholiihen Gottesdienft hindern will, ift ein Einfchreiten nach $ 1666 geboten; 
nicht aber [don dann, wenn er das Kind zu einem evangelifhen Pfarrer in 
PBenfion gibt (RG. 6. Juli 03, OLG. 7, 419). 

7. Darin, daß der katholifche Vater das Rind evangelifh erziehen läßt, 
— noch kein Mißbrauch des Erziehungsrechtes (RG. 16. Mai 04, ROT. 
28 12). 

8. Das Einfchreiten des VBormundfchaftsgerichts kann nicht lediglicdy damit 
begründet werden, daß das Verbleiben des Kindes beim Vater „Das wohl- 
— Intereſſe des Kindes ſchädige“ (OLG. Stuttgart 9. Febr. 04, Württ. 
46, 136). 

9. Schwadfinniges Rind: I. 2, 127 Nr. 6; bejtändige Mißhandlungen, zu 
jtrenge Züdtigung: Ar. 7 und J. 1, 187 Nr. 13; liederlihe Dirnen im Haufe: 
J. 2, 127 Nr. 8; früberes unfittlihes Verhalten: Ar. 9; Getrenntwohnen der 
Mutter: Nr. 10; Pfleger zum Zwecke, Strafantrag zu ftellen: Nr. 11; un: 
ra Beauffichtigung: I. 1, 187 Nr. 9; mangelnde all, = ir. 11; kein 

hulbefuh: Nr. 12; Wegnahme eines Säuglings von der Wutter: Ar. 15; 
ichlechtes Beifpiel: Ar. 16; unfittlihes Verhalten: Nr. 17; unehelihde Mutter: 
Nr. 19; Wegnahme des Arbeitsverdienjtes: Ar. 21. 

C. Fürforgeerziebung: 

10. Die Maßregeln aus $ 1666 brauchen nicht erfchöpft zu fein; vielmehr 
kann die Fürforgeerziehung ohne weiteres angeordnet werden, wenn ſich jene 
Maßregeln vorausfihtlih als unwirkſam erweifen (RG. 8. Juni 03, DVG. 
7, 419). Ebenfo J. 2, 128 Nr. 14, vgl. aber %. 1, 188 Wr. 23, 25, 28. 

11. Die Unordnung der Unterbringung des Kindes und die Zwangs- 
erziehung find nicht identifch; leßtere ift nur fubfidiärer Natur und darf nicht 
erfolgen, wenn die Erreihung des Zwedes auf andere Art möglich ift (OLG. 
Darmitadt 7. Juli 03, HeſſKſpr. 4, 123). Vgl. I. 2, 128 ir. 13. 

12. Wird Zwangserziehung angeordnet, fo entiteht zwifchen den zur Er- 
ziehung des Kindes berufenen Berfonen und den Rindern ein Elternverbältnis 
im Sinne des $ 235 StGB. (NG. 15. Dkt. 03, RESt. 37, 1). 
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13. Auch bei Perjonen von geſchwächtem Intellekt ijt die Möglichkeit fitt- 
liher Verwahrloſung, die durd die ———— verhütet werden kann, 
nicht Fe ſchloſſen (RG. 8. April 03, RAGT. 26 

enn das Bormundicaftsgericht nad $ 1666 die Entfernung eines 
Rindes aus der bisherigen Umgebung und feine anderweite Unterbringung 
beichloffen hat, kann dadurd das tatjächliche Verhältnis der armenredtlichen 
Unterftügungsbedürftigkeit begründet werden (BAD. 17. Okt. 08, Rhein ARV. 
21, 57). 

15. Subfidiäre Natur der In iorgeerge ehung, Verhältnis zur Armenpflege: 
3.2, 128 Ar. 13; verwaiftes Kind im Armenhaus: Ar. 15; Enticheidungen 
zum "HırFco.: Ar. 16 und 3.1, 189 Nr. 30, fowie AGT. 27 A 155, Naumes 
burgXR. 04, 20. 

8 1667. 


1. Begründete Beforgnis genügt nidt, es mus eine gegenwärtige Ge— 
fährdung des Wermögens des Rindes beftehen (BayDbl6. 18. Juni O4, 
— n. F. 5, 195 = BayOb G3. 5, 288). Ebenſo J. 2, 128 Wr. 1. 

ermögensverfall vor Beginn der Verwaltung: 7.1, 189 Ar. 2; Bor: 
liegen des $ 1603 Ubf. 2 Sag 2: Nr. 1. 


8 1669. 
Übergangszeit: 3.1, 189 Nr. 1; kein Ausfchluß dur Tejtament: Nr. 2; 


Aufnahme des Verzeichniſſes durchs Antsgeriht: Ar. 4; Inhaber der elter- 
lihen Gewalt als Vorerbe: Nr. 3 und I. 2, 128. 


8 1670. 

1. Die Entziehung der DBermögensverwaltung wegen Verſtoßes gegen 
8 1669 erfordert weiter nichts als die tatſächliche Unterlaffung der Einreichung 
eines Vermögensperzeichniffes (RG. 27. April 03, OLG. 7, 423). 

2. Hat der Water nad) erfolgter Entziehung nachträglich die Verpflichtung 
erfüllt, fo ift ihm die Wermögensverwaltung nicht ohne weiteres wieder zurück- 
zugeben (AG. 2. Febr. 04, St. 8, 353). 

3. Ordnungsitrafen: $ 1640 Nr. 1; 3. 1, 202 8 1837 Nr.5; Borausfeßung: 


.2, 128. 
S 8 1671. 
Aufhebung dur bloße Aktennotizen: J. 2, 128. 
8 1672. 
Löihungsbewilligung: 3. 1, 189. 
8 1673. 


Mann Anhörung nicht erforderlih? 7.2, 128 Ar. 1; weitere Beſchwerde 
wegen Nichtanhörung: Nr. 2; fchriftlihe Anhörung: 3. 1, 190. 
8 1675. 
Beichwerdereht des Gemeindewaifenrats: J. 1, 190. 


8 1676. 
Beichwerderedht des Entmündigten: I. 1, 190. 


8 1680. 
Übergangszeit: 7. 1, 190 Nr. 1; Verbrechen an der Perſon: Ar. 2. 
8 1681. 
Prozeßweg: I. 1, 190. 
2. Elterlihde Gewalt der Mutter. 
Literatur: 5. I. 1, 190; 2, 129, 
Warneyer, Jahrbuch der Entſcheldungen. 3. Jahrg. 10 
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8 1684. 
Eingehung und Auflöfung einer neuen Ehe vor 1900: 7. 1, 190. 


8 1685. 
Entichließung des Vormundichaftsrichters nah Abſ. 2: 5. 2, 129 Ar. 1; 
tatfächliche, nicht rechtliche Verhinderung des Vaters: I. 1, 190. 


8 1687. 

Literatur; Samter, Ein für Das neue bürgerlihe Recht wichtiger Fall aus dem corpus Juris, 

DJI3.9, 1018. 

1. Unter Umjtänden ift die dem Geſetze entiprechende religiöfe Erziehung 
des Kindes durch Beitellung eines Beiltandes auf Grund des $ 1687 Ziff. 3, 
erforderlichenfalls unter Entziehung des Erziehungsrechts der Mutter, berbei- 
—— und ſicherzuſtellen ( KG. 21. Dez. 03, OLG. 8, 356). Vgl. J. 1, 191 
Ar. 1 


2. Perſönliche Befähigung der Mutter: J. 2, 129 Ar. 1; Prüfung des 
Grundbudhrichters: I. 1, 191 ir. 2. 


8 1692. 
Literatur: j. I. 2, 126 8 1640. 
& 1693. 
Beiltand auf Antrag der Mutter: 5. 1, 191. 
8 1697. 


Beihwerdereht der Mutter wegen Zwangserziehung: J. 1, 191 Nr. 1; 
a a — ir. 2; Meinungsperichiedenheit zwiichen Wormund und Mutter: 
Ar. 3. 


Fünfter Titel. Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen. 


Sechſter Titel. Rechtliche Stellung der unehelihen Rinder. 
Literatur: '. I. 1, 191; 2, 129. 
& 1706. 


Rireratur: M. in Y., Kann einem ausländifhen unchelihen Rinde auf Grund des $ 17 BGB. 
der Name des Ehemanns der Mutter beigelegt werben? Standesa. 2, 271 = Böhms?. 13, 618; 
Schmitz, Die Wiederholung Der Namenserteilung gemäß $ 1706 BHB., Standesa, 1, 206; 
Mefers, Namenserteilung gemäß $ 1706 BHB. bei Der Eheihhlichung, Standesa. 2, 16; Dazu 
Schmitz, Standesa. 2, 50; Krele, Die Namenserteilung nah BEHB. $ 1708 Abf. 2 Say 2, 
3Z3BFG. 5, 1. 

Melcher Standesbeamte zuftändig? J. 1, 191 Ar. 1; Erteilung des Namens 

des Mannes, nachdem die Frau geitorben: Ar. 2 und 7.2, 129. 


& 1707. 
Literatur; Brettner, Der gegen den natürlihen Vater geridytete Anſpruch im Lichte der Praris, 
Recht 8, 498; S. ferner 3.2, 130, 

1. Iſt ein Vormund bejtellt, und ift die Mutter an der Ausübung der 
Fürforge für das Kind verhindert, fo it der Vormund zur Klage auf Heraus- 
gabe des Kindes gegen Dritte legitimiert (OLG. Roftock 6. Mai 04, MecklZ. 
33, 11 = DI3.9, 751). 

2. Klage der Mutter auf Herausgabe: 3.1, 192 Nr. 1; Erziehungsftreit: 
Nr. 3; Entziehung der Fürforge nad) $ 1666: Ar. 2. 


8 1708. 


Literatur: Matter, Uneheliche Vaterſchaft; insbelondere Klagen auf Feftitellung des Beſtehens 
oder Nicdhtbeftehens der unehelihen Waterihaft? ArhZivßrar. 8, 1283; Seipel, Umfang ber 
Unterbaltspflicht des Vaters eines unehelichen indes. Verweigerung der Redtshilje, Seuffßt. 
69, 429; Seifarth, Hat das uneheliche Kind einen klagbaren Anfpruch gegen feine Mutter 
auf Namhaftmachung feines Erzeugers? Kecht 8, 571; |. ferner I. 2, 130. 
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1. Weder durh $ 167 366. noch durdy eine andere reichsgejeßliche Vor— 
fchrift ift den Gerichten die ig von Vereinbarungen übertragen, 
die fich auf 88 1708, 1714 BGB. ſtützen (RG. 28. April 04, Elfloth3. 29, 499 


— 81 66 Nr. 1). 
2. Dermögensverhältnifie des Vaters belanglos: J. 2, 130. 
8 1709. 
Literatur: ſ. J. 2, 1%. 
8 1714. 


Literatur: Schefold, Die Unterhattspfliht der unehelichen Mutter beim Borhandenfein einer 
Ubfindungsfumme, Württ. 46, 1; J. ferner 7.1, 192; 2, 1%. 

1. Auch ein vorm Prozeßgericht zwiichen dem Vormunde des Kindes und 
dem Vater über die Unterhaltsanfprücde abgeichloffener Vergleich bedarf zu 
feiner Gültigkeit der vormundichaftsgerichtlichen Genehmigung RG, 22. Dez. 03, 
RG3. 56, 333 — IM. 33, 117, in Betätigung von J. 2, 133 8 1822 Nr. 1). 
Ebenfo 3.1, 192 Nr. 3. 

2. Vertretung beim Abfindungsvertrag: T. 1, 192 Nr. 1; Vertrag mit der 
Schwangeren: Ar. 2; Tod des Kindes nad Abjchluß, aber vor Genehmigung 
des Wergleihs: Ar. 3. g 1715 


Literatur: Heuer, Dber Entbindungs- und MWochenbettskoften bei Früh- Fehl⸗ und Totgeburten, 
Recht 8, 571; ſ. ferner 5.2, 130. 

1. Im Falle einer Fehlgeburt find „Entbindungs-" und Wochenbettkoiten 
nicht zu erfegen (26. Hamburg 21. April 04, AG. Hamburg 30. Jan. 04, HanſG3. 
25 8. 116, 117 — SchlHolſt Anz. 04, 235). Ebenfo Endemann 2, 893 Nr. 26; 
Cofak 2, 624 oben; Rublenbed 2, 671 Nr. 2. 

2. Zu den weiteren Aufwendungen des $ 1715 gehört nicht auch der ent- 
gangene Lohn der unehelihen Mutter (OLG. Naumburg 17. Febr. 04, Naum— 
burgUR. 04, 24). Ebenfo Neumann 2, 275; vgl. für und wider: 3.1, 192 
Nr. 1 und 7.2, 130. 

3. Verhinderung am Dienftantritt: J. 1, 193 Nr. 2. 


8 1716, 
Glaubhaftmadhung der Vaterfchaft: 3. 1, 198. 


8 1717. 

Literatur: Reihe-Große, Empfängnistabelle, Dresden 1004; Witte, Alimentationspflicht des 
unehelichen Erzeugers, DJ3. 9, 986; Matter, Die Eideszufhiebung über die Einrede der 
mebreren Zuhälter, Württ. 16, 237; Schmelz, Hann ber unchelihen Mutter über den Eins 
wand aus & 1717 BOB., daß aud ein anderer ihr innerhalb der Empfängnisgelt beigewohnt 
habe, der Eid ohne nähere Bezeichnung des „andern“ augejchoben werden? SeuffBl. 69, 246; 
vgl. ferner zu diefer Frage Die Yiteraturangaben zu S$ 451, 473 3PO.; f. ferner I. 1, 193; 2, 130. 

1. Wer durch gerichtliches Urteil lediglih auf Grund des $ 1717 BGB. 
für den Water eines unehelihen Rindes im Sinne der 88 1708—1716 dafelbjt 
erklärt ift, kann nicht auf Grund diefes Urteils als der uneheliche Water des 
er das Geburtsregijter eingetragen werden (RG. 20. April 03, RegersGE. 
24, 182). 

2. Eideszufhiebung über die exceptio plurium allgemein: ſ. $ 451 
3PO.; Anſpruch auf Anerkennung der Baterichaft? 7.2, 130; Empfängniszeit 
abfolut bejtimmt: J. 1, 193 Nr. 2 = Seuff A. 58, 31 — Standesa. 2, 64; natür- 
lihe Verwandtſchaft: J. 1, 193 Nr. 1; Anerkennung der Baterjchaft feitens 
eines andern: Wr. 3. 

8 1718. 


Literatur: Sartortus, Unerkennung ber Daterfhaft durch einen Minderjährigen, Standesa. 
1, 110; Reidel, urannigsett für die Beurkundung des Vaterfchaftsanerkenntnilfes in Bayern, 
Seuffßl. 69, 149; Dispeker, Die Anerkennung der Baterjchaft nad) $ 1718 B., Seuffßt. 
69, 169; J. ferner I. 2, 1%. 

1. Die durd Öffentliche Urkunde anerkannte Vaterfihaft kann nicht im 

Berichtigungsverfahren, fondern nur im Prozekwege angefochten werden (OLG. 

Hamburg 25. Sept. 03, OLG. 7, 424). 
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2. Die Unerkennung kann nicht deshalb aus dem Gefichtspunkte der 
arglijtigen Täufhung angefochten werden, weil die Mutter unrichtige Angaben 
über ihren Geſchlechtsverkehr während der Empfängniszeit gemadt hatte (RG. 
30. Zuni 04, IW. 33, 489 — Recht 8, 501 Nr. 2074 — DI}. 9, 866). 

3. vgl. 8 167 FGG.; Anerkennung feitens eines Minderjährigen: I. 1,198. 


Siebenter Titel. Legitimation uneheliher Rinder. 
l. Legitimation durch nachfolgende Ehe. 


8 1719, 


Übergangszeit: 7.1, 194 Ar. 1 = RTU. 1, 41 — Standesa. 1, 4; inzwifchen 
erfolgte Adoption: J. 1, 194 Nr. 3; Befcholtenheit der Mutter: Nr. 2. 


8 1720. 

1. Für die Klage des unehelihen Kindes auf Anerkennung der Vater— 
haft bei nachfolgender Ehe ift das ———— uſtändig; 8 640 3PO. findet 
nwendung (OLG. Breslau 5. Dez. 02, OLG. Hamburg 22. Sept. 03, OLG. 

7, 416, 417). 
R 2. Gegenbeweis: J. 1, 194 Ar. 1; Anerkennung im Teftament: Ar. 2 und 
.2, 1%, 
II. Ebelidkeitserklärung. 


8 1723. 
Vorausfegung ift wirklihe Waterfchaft: J. 1, 19. 


Achter Titel. Annahme an Kindes Statt. 


Literatur: Heder, Die Udoption im geltenden Recht als Produkt ber hiſtoriſchen Entwicklung, 
Leixzig 1904; Thleſing, Kann eine uneheliche Mutter ihr Rind adoptieren? GefuR, 5, 81 
— Stondesa. 3, 54; Sohl, Die Annahme an Kindes Statt, Standesa. 3, 232; Wüller, RKann 
ein unehelihes Kind von feinem Water oder feiner Mutter an Kindes Statt angenommen 
werden? UrhzivPrar. 95, 256; Dittenberger, Die Erg kurse ber org Te des eigenen 
unebelihen Rindes nad dem BGB., ArchZzZiv Prax. 95, 491; Ruttner, Die Mdoption des un« 
ebelihen Kindes durch den eigenen Vater und durch bie eigene Mutter, Iherings J. 47, 1; 
f. auch 3.1, 194; 2, 498. 

8 1741. 


1. Ein Udoptionsvertrag, der lediglich zu dem Zwecke geichloffen wird, 
dem Wdoptierten den Namen des UÜdoptivvaters zu verichaffen, tft als Schein: 
geihäft nichtig (OLG. Hamburg 3. Okt. 03, Standesa. 3, 13 — OLG. 7, 425 
— Hanf63. 24 B. 293; KG. 29. Febr. 04, DLG. 8, 375 — Gtandesa. 3, 217). 
Ebenfo 3. 1, 194 Nr. 3; 2, 131 — Gtandesa. 2, 197. 

2. Annahme uneheliher Rinder: 3.1, 194 Nr. 1 u. 2. 


8 1745. 
Literatur: Thiefing, Der Zeitpunkt der Dispenserteilung nad) $ 1745 BGB., Kecht 8, 382. 
Bormundfchaftsgerichtlihe Genehmigung: I. 2, 131; nachträgliche Bei- 
bringung der Befreiung: I. 1, 195. 


Literatur: |. 3.2, 131. 8 1747. 


Mird ein adoptiertes Rind nad dem Tode des Udoptivvaters anderweit 
adoptiert, fo ift dazu wiederum die a der leiblichen Eltern erforder: 
lih (RG. 28. März 04, OLG. 8, 358 ROT. 27 A 184). 


8 174. 


Unnabme eines ausländifchen Kindes: I. 1, 195 ir. 1; Ublebnung wegen 
örtlicher Unzuftändigkeit: Nr. 2. 
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8 1757. 
Ziteratur: ſ. 3.2, 131. 
Religiöfe Erziehung: I. 1, 195 
8 1758. 
Adel: 7.1, 195 Nr. 1; zu Ubi. 2: Wr. 2 


8 1760, 
iteratur: ſ. 3.2, 126 5 1640. 


Dritter Abjchnitt. Vormundſchaft. 


Literatur: v. Blume, Das ef ger des BGB., Berlin en Gläfitng, Zur An— 
nahme öffentlihen Redts im BGB., UrhOfR. 18, 54; . ferner 3.1, 195. 


Erjter Titel. Vormundſchaft über Minderjährige. 
I. Unordnung der VBormundidaft. 
& 1774. 
Begriff der Unordnung: I. 1, 196. 


8 1779. 

1. Mehrere außereheliche Kinder derjelben rauensperjon gelten in bezug 
auf * — — als Geſchwiſter BayObl ©. 5. Dez. 02, SeuffBl. 
69, 259 — 7.2, 132 $ 1786 Nr. 2). 

2 Kinder an verichiedenen Orten: I. 2, 131. 


8 1777. 


Literatur: Schm., Verzicht auf Vaterrechte in Eheverträgen? BayNlotz.n. 5.5, M. 
Zeitpunkt für Benennungsredt: 3. 1, 196. 


8 1779. 


Beſchwerderechi der Angehörigen: J. 1, 196 Wir. 1; geſetzliche Vormünder: 
Nr. 2; evangeliſcher Vormund eines katbolifchen Mündels: Nr. 3. 


8 1786, 


Zu Ar. 8 Wormundſchaft und PERRNERENIHAN): J. 2, 132 Nr. 1 = 
SeuffA. 59, 161; vgl. $ 1775 Ar 


P 1788, 

Androhung vor Feſtſetzung der Strafe: T. 1, 196 — Württ3. 45, 14 
8 1789. 

Redtshilfe: J. 1, 197. 
8 1792. 


Sozius eines Redtsanwalts: J. 1, 197. 


I. Führung der Bormundfdait. 


8 1793. 
— er Im Homen be» Münbelss betreibt? 935, 0, 212; Dagu Maren Ds. dans 
Bezüglich der —— der eg jteht dem Wormunde die —— 
zu ( ds. Au 03, 
2. Seipftändigkeit des sis; 3.1, 197 Nr. 1; Unterftügung durchs 
Gericht: Nr. 5; en einer fittlichen Bilicht: Nr. 2, Brivatintereffe: Ar. 3; 
Vollmachtsverträge: Ar. 4 
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8 1795. 
Literatur: v. Delbajen, Die Vertretung unter elterliher Gewalt ftehender Minderjähriger bei 
Ir — Abſ. 2 des Bayr. NahlakG. abzugebenden Erklärungen, SeuffBl. 69, 241; 

1. Die Mutter iſt nicht fchon kraft Gefeßes verhindert, für den unter ihrer 
Gewalt jtehenden Sohn die Zuftellung eines Pfändungsbeichluffes entgegen- 
zunehmen, obgleich fie felbft die Schuldnerin und der Sohn der Drittichuldner 
iſt BayDOpt®. 23. Mai 03, OLG. 7, 427). 

2. Die Zuftimmung zum Verkauf eines Grundjtüks, an dem für Minder- 
jährige eine Nacderbichait bejteht, ilt nicht Bejtandteil des Hauptgeichäfts, 
fondern ein befonderes Redtsgeihäft; deshalb ift die Anordnung einer Pfleg— 
Kst für die Erteilung der Zuſtimmung erforderli (BayDObLo®. 30. Tuli 04, 

.4, 194). 

3. Verhältnis des $ 1795 zu $ 181: J. 1, 197. 


8 179. 
Haftung des Gegenvormunds: J. 1, 197. 


8 1800. 
1. vgl. $ 1632, 
2. Feftfegung des Aufwands: 3.1, 198 ir. 2; Ründigungsredt: Ar. 3; 
keine Beichränkung des Erziehungsredts: Nr. 4. 


8 1802. 


8 1804. 


Reine Schenkung: 3. 1, 198 Nr. 1; Ausnahme des Saß 2: Ar. 2; Nichtig- 
keit der vorgenommenen Schenkung: Ar. 3. 


8 1806. 

1. Ob eine vorgefundene KRapitalsanlage in eine mündelfichere umzu— 
wandeln ijt, hängt davon ab, wie nach Lage des einzelnen Falles am beiten 
DVermögensnadteilen des Mündels vorgebeugt werden könne (RG. 1. Aug. 03, 
OLG. 8, 359 = RIU. 4, 4. 

2. Anlegung innerhalb angemeifener Friſt: I. 1, 198 — 2, 132. 


8 1807. 


Literatur: ſ. 3.2, 126 $ 1640, 


Literatur: f. 3.2, 132. 
Übergangszeit: 3. 1, 198 Nr. 1; vorfhriftswidrige Anlage: Ar. 2; Haftung 
des Vormunds: \r. 3. 
8 1809. 
2iteratur: j. I. 1, 198; 2, 132. 
8 1811. 
Nur, wenn keine Gefährdung: I. 1, 199. 


8 1812. 
1. In einer Vorverlegung der Zinstermine liegt eine „Verfügung“ (OLG. 
Rarlsruhe 6. Mat 03, BadRpr. 70, 246). 
2. Erfordernis der Genehmigung: 3.1, 199 Ar. 1; Vollmachtserteilung: 
Nr. 2. Vgl. $ 1822. 
8 1813, 
Ziff. 2, maßgebend Gefamtanfprud: 3.2, 133 Nr. 1; Quittung einer bei 
Lebzeiten des Erblaffers zurücgezahlten Hypothek: Ar. 2; Quittung, daß 
Miündel „befriedigt“: I. 1, 199. 
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g 1821. 


Literatur: Breit, Zur Lehre von der vormundfchaftsgerichtlichen Genehmigung, ZBIFG. 4, 389; 
Natter, Auffhub der Erbteilung. Bedarf der Vertrag hierüber beim Vorhandenſein minder- 
jähriger oder entmündigter Erben der Genehmigung des Vormundicaftsgerihts? Württ3. 
46, 193; dazu Dam bach, Württ3. 46, 326. 

1. Übernimmt der Water beim Erwerb eines Grundftüks für fein Rind 
eine Hypothek in Anrechnung auf den Raufpreis, jo bedarf der Vertrag der 
vormundidaftsgerichtlichden Genehmigung (RG. 30. Mai 04, AGT. 28 A 6; OLG. 
Darmitadt 3. Aug. 04, HeſſKſpr. 5, 108). Ebenfo $ 1643 Ar. 1. Wal. 3. 1, 199 
Ar. 1a (Literaturangaben dort). 

2. Liquidation einer offenen Handelsgeiellichaft, wenn minderjährige Erben: 
3. 2, 133 Nr. 1; Unterwerfungsklaufel: 3. 1, 199 Nr. 1b; 1,185 $ 1643 Wr. 2; 
Erbteilungsvertrag: J. 1, 199 Nr. 1c; Teilung von Grundftüken: Nr. 1d; 
Grundftücksverkauf bei fortgefegter Gütergemeinfhaft: Ar. 1e; Zeitpunkt der 
Genehmigung: Wr. 3a u. 3b; fpätere Genehmigung der Auflaffung: Nr. 3ec; 
vgl. auch J. 1, 185 8 1643 Nr. 4 u. 5. 


g 1822. 


1. Dadurd, dak das Vormundichaftsgericht dem Vormunde die Vornahme 
eines der Genehmigung bedürfenden Nectsgeihäfts empfiehlt und die Ge- 
nehmigung in QAusficht ftellt, wird diefe felbit noch nicht erfegt GayObLG. 
29. Sept. 04, Recht 8, 553). 2 

2. Zur Bewilligung der Löſchung einer Mündelhypothek bedarf es nur 
dann der Genehmigung, wenn die Löſchung trotz des Beſtehenbleibens der 
Forderung erfolgen ſoll; andernfalls genügt die Genehmigung des Gegen— 
vormunds (RG. 23. Febr. 03, OLG. 8, 359; RO. 14. März 04, RRA. 4, 181 
— SchlHolſt Anz. 04, 188 — KGT. 27 A 169). 

3. Ebenfo bedarf eine in Erwartung künftiger — erteilte Löſchungs— 
bewilligung der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (LG. Graudenz 
9. Febr. 04, PoſASchr. 7, 89). 

4. Ulimentenvergleih: I. 2, 133 Nr. 1, beftätigt RG., ſ. $ 1714 Ar. 1; 
Mitunterzeichnung des Lehrvertrags: I. 2, 133 Ar. 2; zu Air. 1: 3. 1, 200 
Nr. 1; zu Ar. 2: Nr. 2; zu Ür. 3: Nr. 3; zu Ar. 8: Nr. 4; zu Nr. 10: Ar. 5 
— MWürtt3. 45, 13; zu Ar. 13: Nr. 6a bis c. 


Literatur: ſ. 3. 2, 139. $ 1828. 
Mirkfamkeit der Genehmigung: J. 1, 200; 2, 133 Nr. 2; Bevollmädtigung 
zur Entgegennahme: J. 2, 133 Nr. 1. 


8 1829. 


1. Gegen die Verfagung der Genehmigung bat der Gegen» 
kontrahent kein Bejhwerderedht (RG. 12. Nov. 03, R63. 56, 125; KG. 
29, Febr. 04, R6T. 27 A 172 = PoſASchr. 7, 55). Ebenfo J. 1, 267 Nr. 13a 
bis c, fowie I. 1, 201 Ar. 4; 2, 134 Nr. 4. — U. M.: 7. 1, 267 Wir. 13e. 

2. Reine Rücknahme der Mitteilung der Genehmigung: 3. 2, 133 Nr. 1; 
Nachweis dem Grundbuchamt gegenüber: Ar. 2; Vereinbarung ftatt Mitteilung: 
Mir. 3; zwei Mündelgruppen: T 1, 201 Ar. 1; kein Verzicht auf die Bekannt: 
gabe: Ar. 2; Genehmigung nad Abſ. 3: Ar. 5; Alimentenvergleih: Ar. 3. 


Sireratur: |. 3. 2, IM. $ 1831. 
Antrag auf Eintragung einer Hypothek: 3.2, 134. 


8 1833. 


Hatte das VBormundichaftsgericht zu der jchädigenden Handlung des Vor- 
munds feine Genehmigung erteilt, To ichließt das unter Umſtänden ein Ber- 
jchulden des Bormunds aus (RG. 27. Juni 04, IW. 33, 473 — SächſArch. 14, 614). 
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8 1835. 

Literatur: Ermel, Wortofreibheit der Gügelten von Wormäündern in vermögenslofen Wormund- 
ichhaften, DIJ. 9, 309; dazu Fuchs, DZ. 9, 393 und Fund, Recht 8, 188; Roerner, Die 
Koften des "Schriftwechlels in Vormundihaftsfahen, 3BlFG. 5, MB. 

1. Der Vormund bat die Pfliht, Porto ufw. beim Nichtvorhandenfein 

von Mündelgeldern auszulegen (LG. Hamburg 6. Juni 04, ZBIFO. 5, 356). 

2. Anfprüce aus $ 1835 find im —— zu Twerfolgen (KRG. 27. April 03, 

DLG. 8, 361; RG. 29. Febr. 04, R6T. 27 179). 


8 1836. 


1. Bei Deftfebung eines Honorars find ſämtliche vormundicaftliche Ge⸗ 
ſchäfte, nicht bloß die Vermögensverwaltung zu berückſichtigen (RG. 27. April 03, 
OLG. 8, 361). 

2. Für die Klage auf Zahlung des Honorars wird erjt mit der Feitfegung 
durh das Vormundfchaftsgericht die rechtliche Grundlage geihaffen (KG. 
29. Febr. 04, RAGT. 27 A 180). 

3. Einer erneuten Abhörung des Vormunds in der VBeichwerdeinitang be— 
darf es nicht (RG. 29. Febr. 04, DIZ. 9, 604). 

4 Die Feitiegung der Vergütung des Vormunds kann nicht aus dem 
Grunde mit der weiteren Befchwerde angefochten werden, daß eine geringere 
ag angemefjen fei (BayDbLG®. 21. Okt. 04, Recht 8, 577). 


Vergütung nad Beendigung: I. 1, 207; Rechtsanwalt als Nadjlaß- 
— J. 2, 134 Nr. 1. 


Il. Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts. 
8 1837. 


1. Die Ausdehnung der Vorſchrift in Abf.2 auf den Inhaber 
der elterlihen Gewalt ift nad Zandesredt zuläffig und wird durch 
reichsgeſetzliche Vorſchriften nit ausgeſchloſſen (RG. 25. Febr. 04 
RG3. 57, 134, in Aufhebung von RG. in T. 1, 202 Ar. 5). 

2. Das Vormundfchaftsgericht ift nicht berechtigt, in den Wirkungskreis 
des DWormunds einzugreifen und ihm in ei rel bindende 
Meifungen zu erteilen. Deshalb genügt zur Verhängung einer Ordnungsitrafe 
nicht, daß der Vormund eine Weifung des Gerichts nicht befolgt hat (Bay- 
OHLG. 23. April 04, Seuff A. 59, 464 = 3BIFG. 5, 329; RG. 18. April 04, 
PoMScr. 7, 89; RG. 19. Sept. 04, PoMScr. 7, 141). Ebenfo 3.1, 201 Nr. 1. 

8. Anlage des Vermögens: T. 1, 201 Nr. 2; Nichtbefolgung von Anord- 
nungen: Wr. 3; Strafe nad Androhung: Nr. 4; Rechtsitreitigkeiten: Nr. 6; Er- 
fagleiftungen: 5. 2, 134 Nr. 1; Befchwerderecht Dritter? Ar. 2; Anftrengung 
eines Prozelles? Nr. 3. 

8 1838. 


1. Das Vormundſchaftsgericht kann gegen den Willen des Vormundes an— 
ordnen, daß der Mündel zum Zwecke des befferen jpäteren Fortkommens 
in einer deutſchſprechenden Familie untergebracht werde (RG. 6. April 04, Bof- 
MScır. 7, 107). 

2, Gefahr weiterer VBerwahrlofung: 7. 1, 202 Ar. 1 u. 2. 


8 1840. 


Das Bormundicaftsgericht ift nicht befugt, die vom Vormund gelegte 
Rechnung auf deifen Koſten durch den Kalkulator ergänzen zu laffen (86. 
Stettin 22, April 04, PoMScr. 7, 89). 


8 1841. 
Borlegung der Quittungen genügt: 5. 1, 202, 
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8 1844. 
Borausfegung der Anwendung des $ 1844: 7. 1, 202. 


$ 1846. 
Nur bei tatfächliher Verhinderung: J. 1, 202. 


IV. Mitwirkung des Gemeindewaijenrats. 
Literatur: |. 3. 1, 202. 


r 


V. Befreite Vormundſchaft. 
$ 1852. 


Übergangszeit: I. 1, 202 Ar. 1; Beteiligung des Wormunds an der Erb- 
auseinanderfegung: Ar. 2; keine Befreiung des Vaters an der Aufficht: Nr. 3. 


VI Samilienrat. 


VI. Beendigung der Bormundidaft. 


& 1886. 
1. Schledhtes Verhältnis des Vormunds zu den Angehörigen des Mündels 
ift nicht unter allen Umſtänden ein Entlaffungsgrund (RG. 15. Febr. 04, 
OLG. 8, 361). 
2. Übergangszeit: I. 1, 208 Ar. 1; Mangel an Achtung gegenüber dem 
Bormundichaftsgericht: Tr. 2. 
8 1890, 
VBermögensherausgabe: 3. 1, 203 Nr. 1; Erlaß: I. 1, 55 $ 397. 


Literatur: ſ. I. 2, 135. $ 1892. 


1. Eine Entlaftung des Wormunds kennt das BGB nicht; wohl aber 
kann der Mündel auf Ublegung der Schlußrehnung verzichten (OLG. Kaſſel 
21. März 04, SeuffA. 59, 411). 

2. Wechſel in der Berfon des Vormunds: J. 1, 203 Nr. 1; Ausbleiben des 
Mündels im Termin: Ar. 2; Prozeßweg: Nr. 3; vorbehaltlofe Entlaffung: Ar. 4. 


8 1893. 


Literatur: Thiefing, Kann bie Rükg be ber Beltallung nad beendigter Vormundſchaft durch 
DOrdnnungsitrafen erzwungen werben? Redt 8, 478; dazu Tofef, Recht 8, 548. 


Zweiter Titel. Vormundſchaft über Volljährige. 


’ 8 1899. 
Gefährdung des Wohls des Mündels: J. 2, 135. 


g 1901. 


Auch eine verheiratete geilteskranke Frau kann der Vormund unter Um: 
ftänden gegen den Willen des Ehemanns anderweit unterbringen (KG. 
21. Sept. 03, PoMScr. 6, 191). Über Unterbringung von Geijteskranken 
vgl. J. 2, 135. 

8 1906. 
Literatur: ſ. I. 1, 204. £ 

Vorläufige Vormundſchaft nad Abweifung des Entmündigungsantrags? 
3.2, 135 Ar. 1 = KGJ. 236 A 181; Prozebfähigkeit des unter vorläufige Vor— 
mundfchaft Geitellten? 3.2, 135 Ar. 2; Verfhwender: 7. 1, 204 Ar. 1 u. 2. 


— 
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Dritter Titel. Pflegichaft. 


$ 1909. 


1. Eine unzuläffigerweife erfolgte Bejtellun m eines A ift fo lange 
wirkjam, bis jie im Inftanzenzuge befeitigt ift (R März 03, DLG. 8, 365). 

2. Hatte das Amtsgericht eine Genehmigung — auf di⸗ Beldmerbe 
des Vormunds hin aber das Landgericht fie erteilt, fo kann dem Mündel 
nicht zur Einlegung einer — —— Sa Pfleger bejtellt werden 
(KG. 15. Febr. 04, DES. 8 — 267. 27 A . 

3. Das deutiche Recht — keine ——— Pflegſchaft als vorläufige 
Maßregel (KG. 7. Dez. 03, 863 27 A er Pllegſchaft auf die Fälle in 
88 1909— 1919 beichränkt: 2 135 Nr. 2 u. 

4 Pflegſchaft I Zuftimmung zum — eines Nacherbſchaftsgrund⸗ 
ſtücks: f. oben 8 1795 Nr. 

5. Srtab gebender Seitpunkt: 3.1, 135 Ar. 1; Bigilanzpflegihaft: Ar. 3; 
— zwiſchen Eltern und Rindern: Nr. 4; Pfleger zur Führung 
bar lechtsſtreits Nr. 5; Umfang und Dauer der flegichaft: 31 204 

Nr. 1 = SeuffA. 58, 72; Erziehungsftreit: 3.1, 204 Nr. 3; zu Abſ. 1 Saß 2: 
—— Fürforgeerziehung: Nr. 6. Val. 88 1640, 1666 BGB.; 5 20 FGG. unter 
„Pfleger“. 


Literatur: |. J. 2, 135. 


8 1910. 


1. Die mit Einwilligung des Geiftesihwacden für ihn angeordnete Pileg- 
haft nad $ 1910 Ubf. 2 BGB. darf nicht ent * an feinem Antrag aufredt- 
erhalten werden (Ba Bang 27. Mai 04, BayObl623. 5, 229 — Recht 8, 336 
= tr 59, 412; RO. 26. Sept. 04, RIA. 4, 196). 

Pfleger für — — eines nahe J. 2, 16 = 
Seuffil * 33 flegſchaft für ns wegen, einzelner Sandlungen: 
J. 1, 204 Nr. lu. 3; — —— durch Pfleger? Ar. 4; Selbſthandeln 
des Vertretenen: 3.2, 136 Wr. 


8 1911. 
Literatur: Herrmann, Anordnung einer Ubwefenheitspormundicaft, Würit3. 46, 171. 
Intereffe eines Dritten: I. 1, 205 Nr. 1; Ausländer: Ar. 2; inländijche 
Vertretung: Wr. 3; Todeserklärung: Nr. 4; kriegsgerichtliche Beichlagnahme: 
Nr.5; Berichollener: 3.2, 136 Nr. 


8 1912. 
Ungeborene Leibesfrudt: I. 2, 1 $ 1 Nr. 1; 1, 205 Nr. 2; Verlegung 
des Elternredts: Ar. 1. 
8 1913. 


1. Dem Vorerben jteht ein Beichwerdereht gegen die Anordnung einer 

Megibon aus 8 1913 Sag 2 BGB. nicht zu RG. 23. Nov. 03, OLG. 8, 323). 

Auf Antrag des Schuldners einer Hypothek ijt für die unbekannten 

Gläubiger ein Pileger zu beitellen, wenn es das ntereffe des Gläubigers er- 
— (RG. 21. März 04, 203 28 A 10). 

3. Nachlaßpflegicaft: 3.1, 205 Nr. 1; künftige Defgendenz: Nr. 2 und J. 

5 136 Mir. 1; Ungewißheit der Nacerben: =. 1, 136 Wr. 3 u. 5; Übergangszeit: 

tr. 4. 


8 1914. 


Literatur: Kiepert, Die Sammlungen zu wohltätigen oder gemeinnügigen Jwechen, Hannover 
1903. 


Für die durd öÖffentlihe Sammlung für einen vorübergehenden Zweck 
zuſammengebrachte Vermögensmaffe ijt nad) erfolgter Beftellung eines Pfle —— 
auf mu. des $ 1914 BGB. die Eintragung einer Hypothek zuläffig (YO 
Düffeldorf 29. April 03, Rhein URL. 21, 61 — Rheinlot3. 49, 34). 
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8 1915. 


1. Die Kündigung einer Nadjlaßforderung durd den Naclaßpfleger ohne 
—— — des Nachlaßgerichts iſt unwirkſam (OLG. Kiel 3. Nov. 03, DLG. 
‚ 367). 
2. Die Gebühr des Nachlakpflegers wird nad) freiem richterlichen Ermeſſen 
feitgeiegt (OLG. Kolmar 29. Okt. 03, EljlothHNlot3. 24, 89). 
8. — — zwiſchen Eltern und Kindern: J. 1, 206 Nr. 1; An— 
ipruch des Pflegers: Ar. 2. 8 1917 


Auswahl des Pilegers: I. 2, 136. 
$ 1918. 
Pilegichaft wegen Erziehungsjitreites: I. 1, 206. 
$ 1919. 
Zeitpunkt der Aufhebung: 93. 1, 206. 


Fünftes Buch. Erbrecht. 
Literatur: Strobal, Das deutfche Erbrecht auf den Grundlagen des BEB,, 3. Aufl., Berlin 1904; 
j. ferner J. 1, 207; 2, 197, 
Erſter Abjchnitt. Erbfolge. 
Riteratur: 1. I. 1, 207; 2, 187. 
8 1922. 


1. Eine Buchhypothek geht auf den Erben ohne Umfchreibung über; da- 
gegen bedarf es für den Erwerb durd Vermächtnis der Eintragung der Rechts: 
änderung im Grundbudh (OLG. Dresden 27. März 03, SächſArch. 14, 245). 

2, Nadhlaßkonkurs: I. 1, 207. 


g 1925. 
Berwandtichaftsbegriff: I. 1, 207. 
Zur U R 8 1926. 
ur Yuslegung: J. 1, 207. 
8 1931. 
Übergangszeit: 3. 1, 207. 
8 1937. 


Literatur: Hörle, Das Erbrecht des Fiskus und der an deſſen Stelld tretenden Perſönlichkeiten 
des öffentlihen Rechtes, Recht 8, 369; I. ferner 3.2, 197. 
Begriff des Erbredhts des Fiskus: I. 1, 207; Beſchwerde des Fiskus: 
[.$ 20 566. Nr. 9. 
8 1938. 


Hat jemand feine Kinder auf den Pflichtteil gefeßt und ift der ſonſt er— 
nannte Erbe weggefallen, jo haben die Enkel ein geſetzliches Erbredt (LO. 
Magdeburg 14. Okt. 04, Naumburg. 04, 1). 


Zweiter Abjchnitt. Nechtliche Stellung des Erben. 

Literatur; Binder, Die Rechtitellung des Erben, 3. Teil, Yeipzig 1905; |. ferner 5.1, 208. 
Erjter Titel. Annahme und Ausichlagung der Erbichaft. Fürforge des 
Nadlaßgerichts. 

Literatur: Boihan, Die geiamte Tätigkeit des Nachlakgerichts, Berlin 1905; T. ferner 5.2, 137. 
8 1942. 


1. Die Bejtimmungen in 88 1942, 1943 gelten au dann, wenn der ein- 
gejegte Erbe für den Fall, daß er mit den Anordnungen des Erblaffers nicht 
einverjtanden ift, auf den Pilichtteil gefegt ift (NG. 11. Jan. 04, IW. 33, 115). 

2. vgl. J. 2, 463 \r. 15. 
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8 1943. 

1. Die Ausichlagungsfrift läuft nicht, wenn der Erbe, wenn aud irrtüm- 
lih, glaubt, daß ihm ein beffer berechtigter Erbe vorgehe (OLG. Dresden 
15. Juni 03, SächſArch. 14, 239). Ebenfo Staudinger 5, 68 und J. 1, 208 
8 1944 Nr. 1. 

2. Verfügung über einen Nadlaßgegenftand: I. 2, 137 Ar. 1 = DI2. 
9, 822; Untrag auf Beltimmung einer Inventarfriſt: I. 2, 137 Nr. 2. 


8 1944. 


1. Für den pflichtteilsberedhtigten Nacherben beginnt die Ausfchlagungs- 
frift erft mit dem Wegfall des Vorerben, nicht aber mit dem Zeitpunkte, wo 
er von feiner Einfegung als Nacherbe Kenntnis erlangt hat (OLG. Zweibrücken 
18. Mai 04, PfälzRpr. 1, 67). 

2. Keine Prüfung des Nachlaß- oder Wormundichaftsgeridts: I. 1, 208 
Ar. 2 u. 3; Kenntnis aller wefentlihen Tatſachen: J 2, 137 Nr. 1. 


— 


8 1945. 
Reine Nebenbeſtimmungen: J. 1, 208 Ar. 1; nachträgliche Genehmigung: 
Nr. 2. 
8 1947. 
Ausfchlagung zuguniten eines Dritten: 5.2, 138. 
$ 1948, 


Literatur: Unger, Jweifelsfrage aus $5 1643 Ubi. 2, 1948 BGB., Recht 8, 277; Dazu Marcus, 


Recht 8, 328, 
& 1953. 
1. Die Erbichaftsausichlagung ift unwiderruflid (OLG. Kolmar 12. Jan. 04, 
ORG. 8, 265). 
2. Ermittlung des Nadlaßgerichts: I. 1, 208. 


8 1954. 
Kein Anfehtungsredht Dritter: 7. 2, 138. 


Literatur: f. I. 2, 138. 8 1966. 


Die Anfechtung der Unterlaffung der Ausſchlagung kann nur dann ftatt- 
finden, wenn die Unterlaffung in Kenntnis des Geſetzes abfichtlich erfolgt tft 
und die damit kundgegebene Willenserklärung auf einem Irrtum berubte, der 
fih nicht als Jrrtum im Beweggrund darftellt, fondern die in der Unterlaffung 
fih vollziehende Willenserklärung felbft betrifft (RG. 238. April 04, DTI3. 
9, 745 — IM. 33, 336; RG. 27. April 03, DLG. 8, 263). 


8 1968. 


Literatur: f. I. 2, 138. 8 1960. 


1. Der wegen Unbekanntfein des Erben ernannte Naclaßpfleger bat in 
erjter Linie den Erben zu ermitteln; ferner liegt ihm die Erhaltung des Nady- 
laffes ob (KG. 16. Mai 03, DLG. 8, 269). 

2. Zur Ründigung einer Naclafforderung bedarf der Nacdjlaßpfleger der 
Genehmigung des Nadlaßgerichts (OLG. Kiel 3. Nov. 03, SchlHolſt Anz. 04, 38). 

3. Das Honorar des zur Ermittlung unbekannter Erben beitellten Nach— 
laßpflegers ift nad) Maßgabe der Bemühungen, die er zur Nadhforfhung auf- 
gewendet hat, nicht nach den für die Vergütung der Ronkursverwalter gelten- 
den Grundfägen zu bejtimmen. Die Nadlaßpflegichaft ift eine cura personae, 
nicht eine cura rei (OLG. Kolmar 2. März 04, ElſLoth3. 29, 395). Ebenfo 
3. 2, 138 Nr. 1. Val. Staudinger 5, 99b. 


Riteratur: ſ. I. 2, 138. 
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4. Bekanntfein des Erben: I. 2, 138 Nr. 2, BayDbl®. dort — Geuffßl. 

69, 102; Nadjlaßpfleger, wann Nadlaßkonkurs: Ar. 3, ebenfo LG. Hamburg 

14. Okt. 02, 3BlFG. 4, 838; Anfechtung des Teftaments: Ar. 4; Ausländer: 

3.1, 208 Nr. 1; Urmenredt: Nr. 2 = SeuffA. 58, 37; Ungewißheit der An- 

nahme: Nr. 3: mehrere Erbihaftsprätendenten: Nr. 4; Grundfäße der Pfleg- 

Ihoft: = 5; Arreſt: Ar. 6; Sicherung des Nadlaffes: Nr. 7; keine rückwirkende 
raft: Ar. 9. 


8 1961. 


Nacdlaßpfleger wegen Unerkenntnis eines Nadlaßanjprudhs: 7. 1, 209 
Nr. 1; bekannte und unbekannte Erben: Nr. 3; Haftung für die Auslagen des 
Pflegers: Nr. 4; Anſpruch eines Beklagten wegen Roften: J. 2, 138 Nr. 1. 


8 1964. 


1. Wird vom Nacdlabgericht feftgeftellt, daß ein anderer Erbe als der 
vo nicht vorhanden tft, fo fteht dem Fiskus gegen diefen Beihluß die 
Beichwerde zu (RG. 5. Okt. 08, RIU. 4, 21 = R6T. 27 A 49). 

2. Die Ermittlung des Erben und die Feititellung des fiskalifhen Erb- 
rechts darf nicht deshalb unterbleiben, weil kein Bedürfnis beftehe und der 
Nachlaß überfchuldet fei (RG. 2. Aug. 04, DRG. 8, 384). 


8 1966. 


Die Frift in Abſ. 2 ift unter allen Umſtänden einzuhalten, gleichviel ob 
Erbrechte bereits angemeldet find, oder nicht (RG. 2. Aug. 04, OLG. 8, 384). 


Zweiter Titel. Haftung des Erben für die Nacjlagverbindlichkeiten. 


Literatur: Weyer, Praktifhe Streifzüge auf dem Gebiete der Erbenbaftung, Berlin 1904; 
f. ferner I. 1, 210; 2, 138. 


I. Nadhlaßverbindlidhkeiten. 


8 1967. 


1. VBerbindlidhkeiten, welche der Erbe im ntereffe der Verwaltung der 
Erbſchaft eingeht, find keine Nadlaßverbindlichkeiten im Sinne der $$ 1967 ff. 
BEB., für welhe durch die Anordnung der Nadjlaßpflegichaft oder durch Er— 
öffnung des Nachlaßkonkurſes nah 8 1975 BGB. die Haftung des Erben auf 
den Nachlaß befchränkt wird (OLG. Cöln 24. Febr. 04, Puchelts3. 35, 463). 


2. Abfindung feitens einer als Erbin eingefegten Rirchengemeinde: 7.2, 138. 


$ 1968. 


Über die Ruheſtätte des Erblaffers ift eine Vereinbarung zwifchen den 
Erben oder Verwandten möglih (RG. 3. Dez. 03, DIZ.9, 265). Wgl. über 
Ort und Unterhaltung der Ruheftätte: J. 1, 210 Ar. 1 u. 2. 


II. Aufgebot der Nadlaßaläubiger. 
& 1970, 
Zweck des Aufgebots: 3. 1, 210 Ar. 1; Gegenitand des Aufgebots: Ar. 2. 


8 1973. 


1. Dem durch Aufgebot ausgeichloffenen Nachlaßgläubiger kann der Erbe 
im PBrozeffe und noch bei der Zwangsvollitrekung einwenden, daß kein Über: 
ſchuß vorhanden fei (RG. 23. Gept. 04, DLG. 9, 385). 

2. Urteilsformel: 3. 2, 139 — SeuffA. 59, 26. 
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II. Beihränkung der Haftung des Erben. 
Literatur: Rojenmeyer, Die Redtsftellung der Nahlabaläubiger im fionkurfe über das Ver: 
mögen des Erben einidjtießlih des Nachläſſes, Bulchsz. 32, 263. 
8 1975. 


Anträg nad erfolgter Teilung: I. 1, 210 Nr. 1; Verfügungen des Ver: 
ters: Wr. 2, 
— 8 1979. 


Übergang der Hypothekenforderung auf den zahlenden Erben: J. 2, 139. 


8 1981. 
Abſ. 2 nur bei Mehrheit von Nadhlakgläubigern? 3. 2, 139 Ar. 1 = DI2. 
9, 822; Untrag von allen Erben: I. 1, 211 Nr. 1; Nadlakverwaltung neben 
Tejtamentsvollftrekung: Ar. 3; Aufrechterhaltung, wenn Borausfegungen erit 
jpäter vorliegen: Ar. 4. 
8 1984. 


Durchführung der einmal eingeleiteten Nachlaßverwaltung: I. 2, 139 Nr. 1; 
Eintritt des Verwalters in Prozeffe: 3. 1, 211. 


$ 1987. 
1. Der Erbe kann nicht gegen die Honorarfeitfegung einwenden, daß der 
Nadjlaßverwalter Verfehen begangen habe (RG. 23. Nov. 03, OLG. 8, 270). 
2. Grundfäge für die Bemeffung der Vergütung: I. 1, 211. 


8 1989. 


8 19%. 


1. Bei der Frage, ob eine entiprehende Mafie vorhanden ijt, kommt es 
lediglih auf den Beitand in dem Zeitpunkte an, in dem die Einrede aus 
$ 1990 geltend gemadt wird (OLG. Kolmar 2. März 04, OLG. 8, 271). 

2. Uniprud auf einen nicht im Nachlaß befindlichen Gegenitand: 7. 2, 139 
Nr. 1 = Mehl. 22, 236; Fortführung des Geichäfts: Nr. 1, 211. 


Literatur: ſ. 3. 1, 211. 


IV. Inventarerrihtung. Unbejhränkte Haftung des Erben. 
Literatur: f. I. 2, 139, 
8 199. 


Bei mehreren Erben Beitimmung nicht allen zufammen erforderlich: 
3. 2, 140 Ar. 1 — Seuffßl. 69, 100 = DT3. 9, 77; Rücknahme der Beitimmung 
der Inventarfrift: J. 1, 211 Ar. 1. 
$ 2001. 


Inhalt der Inventarifationspflict: I. 1, 212. 


8 2003. 
Antrag eines Miterben gegen einen andern: I. 1, 212. 


$ 2005. 

1. Eine abfichtlihe Herbeiführung der Unvollftändigkeit liegt nicht vor, 
wenn der Erbe einzelne Gegenitände veräußert hat, um dringlihe Nadlap- 
ichulden decken zu können, und dies bei der Aufnahme des Inventars anzeigt 
(OLG. Dresden 21. März 03, SächſArch. 14, 122). 

2. Nachweis der Unvollftändigkeit: J. 1, 212. 


8 2006. 


1. Während der Dauer einer Nacjlaßverwaltung kann die Leiftung des 
Dffenbarungseides durch den Erben nicht verlangt werden (RG. 27. Juni 04, 
RI. 4, 201). 

2. Ausfchlagender Erbe: T. 1, 212 Nr. 1; Entfhuldigungsgrund: Ar. 2 
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V. Aufihiebende Einreden. 


$ 2014. 
Rein Verzug während der Friſt: 3. 1, 212 


$ 2015. 
Kein Verzug während des Aufgebotsverfahrens: J l, 212. 


Dritter Titel. Erbſchaftsanſpruch. 
Lireratur: Buch, Die Haftung des Erbichaftsbefiters, Breslau 1904. 


$ 2018. 
Hereditatis petitio partiaria: J. — 140. 


1. Der Miterbe kann wegen — — nicht die Herausgabe der Nachlaß— 
ſachen zur Berfteigerung verweigern (KG. 24. Febr. 03, DLG. 8, 272). 
2. Zur Erbichaft gehörende Saden: I. 1, 212. 


s 2027. 
1. Derjenige, der erbichaftliche Geichäfte führt, ſteht nicht demjenigen gleich, 
der Nachlaßſachen in Belig nimmt (RG. 1. Juli 04, OLG. 9, 336). 
Mer in Kenntnis des Todes des Erblafiers die Schluſſel zu deſſen 
Baar übernimmt, ergreift Befig vom Nachlaß (RG. 19. Juli 03, OLG. 9, 33). 
mfang der Haftung des Erbichaftsbefigers: I. 2, 140 Ar. 1 — Sädji- 
Arc. 14, 66; Anfprud auf Nachlaßverzeichnis feitens eines Miterben an den 
andern: J. 9, 140 Nr. 2. 
8 2028. 


1. Die Entjcheidung des Nadlaßgerichts über Leitung des Offenbarungs- 
eides kann der BE —— nicht mit Beichwerde anfechten (Ba ayObe . 
30. April 04 = BayObG3. 5, 192 — NTU. 4, 18; OLG. Rolmar 21. Sept. 04, 
Redt 8, 505 Nr. 2164). Ehenfo 3 2, 141 Ar. 2 

2. Unterſchied von 8 2027: J. 9, 140 Ar. 1: Offenbarungseid des Mit- 
erben: J. 1, 213 Nr. 2; 2, 141 Ar. 3; Hausgenoffen: I. 1, 213 Ar. 3; Zus 
jtändigkeit des Gerichts: Nr. 4; Verbindung mit der Erbichaftsklage: Ar. 6 


8 2030. 
Form des Erbichaftskaufs: J. 1, 218. 


Vierter Titel. Mehrheit von Erben. 
Literatur: Spaett, Noch c.nige Fragen der Nahlaßbebandlung, Seuffßt. 69, 105; j. ferner 


Be Redhtsverhältnis der Erben untereinander. 
8 2032. 

1. Ein u mit welchem der eine Vertragserbe 
feinen ganzen Anteil an dem Nachlaß an den andern Miterben eg 
jtellt fih als Verfügung des Miterben über feinen Unteil an dem hrs 
a der $$ 2032, 2033 Ubf. 1 BGB. dar (BayDbtG. 3. Nov. 03, Baylot. 
n 4, 258). 

2. Soll das gemeinfchaftliche Eigentum zur gefamten Hand an einem 
Nadhlaßgrundftük in Miteigentum der Erben umgewandelt werden, fo bedarf 
es eines an die 88 313, 925 BGB. gebundenen Vertrags zwiichen den —— 
(RG. 21. April 04, R63. 57, 432; vgl. R63. 56, 96, 206, 430). — U. M.: OL 
— 30. Mai 04, EliLoth2. 29, 493. 

MWird einem Dritten der Anteil eines Miterben am an Ge 
von re Miterben übertragen und aufgelaffen, fo braudt das noch auf den 
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Namen des Erblajfers ——— Grundſtück nicht auf die Erben um— 
geſchrieben zu werden (KG. 30. Aug. 04, RITA. 4, 263). Ahnlich I. 2, 141 
8 2033 Nr. 2; vgl. auch Literatur dort. 

4. Beitimmung des Erblaffers über Grundftüde: I. 1, 213. 


8 2033. 

Literatur: Marcus, Bemerkungen zur Beurkundung und Durdführung gerichtlicher Erbteilungen 
in Preußen, ZBI5G. 3, 69; 4, 329; Mener, Über die Bewertung von Verträgen auf Mb- 
tretung von Erbanteilen, Seuffßt. 68, 25; f. ferner 3.2, 141. 

1. Die Eintragung einer Vormerkung auf den Anteil eines Miterben in 
ungeteilter Erbengemeinfhaft ift unzuläffig (RG. 27. Juni 04, RAGT. 28A 111). 
Bol. 3.1, 213 Ar. 1 u. 2. 

2, Iberlaffung des Nadlaffes an einen Miterben gegen Entgelt, Auf: 
laffung? 3. 2, 141 Nr.2 = DRG. 8, 104 — SchlHolſtAnz. 04, 77. — Abweichend: 
OLG. Königsberg 19. Okt. 04, DLG.9, 388. Form eines folden Vertrags: 
3.2, 141 Wr. 1; Belaftung des Erbanteils: J. 1, 213 Ar. 1 u.2 und T. 2, 141 
Nr. 3; Erbfchaftskäufer: 3. 1, 214 Nr. 5. 


8 2034. 

Durd die Ausübung des Vorkaufsrecdhtes erlangt der vorkaufsberedtigte 
Miterbe nicht ſchon den verkauften Anteil, fondern nur das Recht auf deffen 
Übertragung, fo daß, falls der verkaufte Anteil bereits auf den Räufer über- 
tragen worden, behufs Übergangs auf den Vorkaufsberedhtigten noch eine 
Einigung zwifchen diefem und dem Käufer erforderlich ift. Das Vorkaufsrecht 
ift unübertragbar (RG. 26. Sept. 04, OLG. 9, 387). 


8 2038, 

1. Das Nadlaßgeriht iſt nicht befugt, die Befriedigung der Nadjlaß- 
gläubiger felbft in die Hand zu nehmen, und zu diefem Zwecke Nadlaßforde- 
rungen einzuziehen (BayDbL®. 18. Dez. 02, Geuffßl. 69, 239 = DT}. 9, 559). 

2. Eingehen von Verpflidhtungen: J. 1, 214 Ar. 1; Anſpruch auf Abrech— 
nung: Nr. 2; Unteilbarkeit einzelner Gegenitände: Nr. 3. 


8 2039. 
Miterbe, der zugleih Nachlaßſchuldner ift: 3. 2, 141. 


8 2040. 
Kündigung einer Hypothekenforderung: I. 2, 141. 


Literatur: |. I. 1, 214. 8 2042. 

1. Die Klage des MWiterben auf Auseinanderjegung des Nadlaffes muß 
auf eine beftimmte Urt der Teilung gerichtet fein (OfG. Kiel 18. Wärz 04, 
SchlHolſt Anz. 04, 246). 

2. Vermittelnde Tätigkeit des Gerichts: T. 1, 214 Ar. 1, vgl. oben $ 2038 
Nr. 1; Ausicheiden eines Ei aus der Gemeinidhaft: I. 1, 214 Ar. 2; Nady- 
laßverwaltung: Ar. 3; Wiedereinführung der Erbengemeinfhaft: Ar. 4. 


8 2044. 
Bedeutung des Paragraphen: J. 1, 215. 


8 2046. 

1. Bei Streit über die Ausgleihungspflicht einzelner Miterben it die 
a Aufhebung der Erbengemeinfchaft zuläffig (RG. 14. Juli 04, OLG. 
9, 389). 

2. Der Auseinanderfegungsanfprud eines Miterben kann bei einer Viel- 
heit von Erben nur & en ſämtliche übrigen Miterben zugleich verfolgt werden 
(RG. 30. Nov. 03, ZUNG. 4, 493). 
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8 2048. 

1. Die Teilungsanordnung hat keine dingliche Wirkung (RG. 10. Okt. 04, 
OLG. 9, 396; OLG. Rolmar 4. Dkt. 04, OLG. 9, 396 — Recht 8, 553 — ElſLoth3. 
29, 567). 

2. Teilung durd einen Miterben auf Unordnung des Erblaffers: I. 1, 215 
Nr. 1; Beitimmung des Erblaffers über Anteile am Grundftük: Ar. 2 u. 3; 
unmittelbarer Übergang unmöglid: Nr. 4. 


8 2050. 


Biteratur: Tehlenburg, Lebzeitige — in ihrer Einwirkung anf die Erb- und 
Plichtteilsberechtigung nad dem BGB., Warburg 1903; T. ferner 9.1, 215; 2, 142. 


„Zuwendungen”: J. 2, 142, 
8 2055. 
Berzinfung des Vorempfangenen: 7. 1, 216. 


8 2057. 

Die Auskunfts- und Offenbarungspflicht des Miterben gemäß $ 2057 BGB. 
gebt dahin, alles, was er vom Erblaffer empfangen bat, anzugeben, nicht allein 
Diejenigen Zuwendungen, die im einzelnen Falle bei richtiger Auslegung der 
88 2050—2053 BGB. zur Ausgleihung zu bringen find (RG. 28. Upril 04, 
PfälzRpr. 1, 76 — IM. 33, 385 — Puchelts3. 35, 397). 


I. Rechtsverhältnis zwifhen den Erben und den Nachlaß— 
aläubigern. 
$ 2058, 

1. Der MWiterbe, der zugleih Naclaßgläubiger ijt, kann fchon vor der 
Teilung des Nadjlaffes von den übrigen Miterben Zahlung feiner Forderung 
beanfpruden; er ijt nicht darauf befhränkt, auf Berücfichtigung gelegentlich 
der Erbauseinanderfegung zu klagen (OLG. Dresden 12. Juni 03, SähiOLG©. 
25, 364. — U. M.: OVG. Naumburg ohne Datum, Seuffll. 59, 97). 

x 2. Gefamtjchuldneriihe Haftung, gleichviel ob geteilt oder ungeteilt: 
3.1, 216. 
8 2059. 
Brozeffuale Einrede: J. 1, 216. 
8 2062. 
Beihwerde von allen Erben gemeinihaftlidh: 5.2, 142. 
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Literatur. ſJ. 3.1, 216; 2, 142. 
Erfter Titel. Allgemeine Vorfchriften. 


Literatur: Walther, Die Einwirkung der ehelihen Gütergemeinihaft auf die Teftierfreiheit, 
Banflot3. n. F. 5, 171; Meckel, Die Verfügungen von Todes wegen des in einer Güter: 
gemeinfchaft lebenden Ehegatten in ihren materiellen Befonderheiten, BadTot3.2, 134. 


8 2067. 
Rückwirkende Rraft: 3. 1, 216 Ar. 1 = DRG. 6, 74. 
8 2068. 
Einfegung der „Rinder“ eines andern: 3.2, 142. 
8 2069. 


1. Die Beitimmung ift auch auf gemeinfchaftliche Tejtamente und Erb: 
verträge anzuwenden, und zwar felbft dann, wenn es fih um Abkömmlinge 


Warneyer, Jahrbuch der Entfheidungen. 3. Jahrg. 11 
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des zuerſt veriterbenden Ehegatten handelt (BayVbL ©. 19. Sept. oder 31. Okt. 03,! 
RITA 4, 27 = R6T. 27A 395 = DIS. 9, 391 — Seuffl. 59, 9 — D9I3. 
9, 303 — Rhein URP. 22, 19). 

2. Außer dem alle des 5 2069 BGB. treten die Abkömmlinge des ein- 
efegten Erben nur dann an deffen Stelle, wenn ſich die Erfaßberufung als 
halt des Tejtaments feititellen läßt BayObeG. 22. April 04, BayDpl63. 
5, 173 — Recht 8, 283). 

3. Zuwendung an Seitenverwandte: I. 2, 142 — Rhein UND. 22, 23. 


8 2072. 
„Ulte, arme, arbeitsunfähige Männer“: I. 1, 216. 


Literatur: |. 3.2, 142. 5 
Drohung: I. 1, 216 — DI2. 8, 55. 


Sireratur: |. I. 2, 142. 5 2079. 

1. Die 88 2, 3 Urt. 46 PrAG. gelten nur bei gefeglicher Erbfolge (OLG. 
Kiel 26. Mai 03, OLG. 8, 266). 

2. Das Inteftaterbreddt des PrAG. Art. 46 $ 3 hat nicht die Natur eines 
Pilichtteilsrechts (RG. 5. Juli 03, OLG. 8, 267). 

3. In welder Weife die Zuwendung erfolgt, gleihgültig: I. 1, 217. 


8 2084. 
Literatur: Dernburg, Die Auslegung der Teftamente, DI3. 9, 1. 

1. Bei der Auslegung iſt nicht bloß zu berückfichtigen, was ausdrücklich 
ausgelproden ift, fondern aud, was ohne ausgeſprochen au Tin, Vorausſetzung 
des Ausgeſprochenen iſt GayObLG. 10. Juni 04, BayOb G3. 5, 272). 

2. Ein im Teſtament nicht zum Ausdruck gelangter Wille: J. 2, 143 Nr. 1; 
begleitende Umftände: 3. 1, 217 Ar. 2; 2, 143 Fr. 2; früheres Recht: J. 1, 217 
Nr. 3; welches Recht? Nr. 4. 

8 2085. 


Ein eigenhändiges Tejtament ift nicht Ihon deshalb unwirkfam, weil es 
Lücken enthält, wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaffer troß der Nichtaus- 
füllung der Lücken den übrigen Inhalt des Teftaments gelten laffen wollte 
(RG. 31. März 04, OLG. 9, 394). 


Zweiter Titel. Erbeinfegung. 


8 2087. 


1. Eine Erbeinjegung liegt vor, wenn der Erblaffer nur über einzelne 
Gegenftände verfügt in der irrigen Meinung, daß diefe fein ganzes Vermögen 
umfaßten (RG. 26. Okt. 03, DES. 8, 290 — PoſMSchr. 6, 191). 

2. Ebenfo, wenn die einzelnen Gegenftände das — e Vermögen darſtellen 
(OLG. Kolmar 29. Sept. 03, ElſLoth3. 29, = % 150. 4, 503 — ElſLothZ. 
24, 73 — J. 2, 143 Nr. 1; DYLG. Rolmar 4. Okt. 04, Eljloth3. 29, 567 — DLEGO. 
9, 398 — Recht 8, 553). Ebenſo J. 1, 217 Ar. 4. 

3. Sind in letterem Falle die einzelnen Gegenstände Grundftücde, fo be- 
darf es der Auflaffung an die Bedadten (die leßtere Enticheidung des OLG. 
Kolmar gegen die erjtere in Ar. 2). 

4. Die Beitimmung in einem Ehe- und Erbvertrag, daß der überlebende 
Ehegatte das Gefamtvermögen zu erhalten und den Rindern aus dem Geſamt— 
gut einen bejtimmten Teil zu gewähren hat, gilt zuguniten des Ehegatten als 


' Das Datum ift in den einzelnen Zeitichriften verfchieden angegeben, obwohl es ſich offen» 
fihtlih um diefelbe Enticheidung banbelt. 
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Erbeinfegung und für die Rinder als Vermächtnis (BayObt6. 19. Febr. 04, 
Recht 8, 194). 

5. In der Zuwendung einer Summe wird im Zweifel keine Erbeiniegung 
zu finden fein (RG. 14. März 04, OLG. 9, 395). 

6. Anwendung auf ältere Teftamente: 3.2, 143 Ar. 2, ebenfo AG. 
14. März 04, OLG. 9, 395; Erbe — Vermädtnisnehmer: 7. 1,217 Ar. 1; Zus 
wendung von Bermächtniffen an die Erben: Nr. 2, vgl. OLG. Darmitadt 
14. Juli 03, ZBIFG. 343; nur Vermächtniſſe: Nr. 3. 


$ 2088. 
Zejtamentarifches Erbrecht neben dem gefeglidhen: J. 2, 143 


8 2091. 
Regel der Kopfteilung: I. 1, 218. 


Dritter Titel. Einfegung eines Naderben. 
Riteratur: f. I. 1, 218; 2, 148, 
8 2101. 


Literatur: ſ. J. 2, 148. 
Soweit die Einfegung eines Nadyerben erfolgen kann, ift aud fein durd 
die Einfegung geichaffenes Recht einzutragen (RG. 2. Mai 04, OLG. 9, 399). 
8 2103. 


Die Beitimmung it dispofitiv. Die Auslegung des Tejtaments kann er- 
geben, daß der Erblaffer einen Nie brauh als Vermächtnis, nicht als Vor— 
erbfhaft zuwenden wollte (KG. 7. Dez. 03, OLG. 8, 273; OLG. Darmitadt 
18. Sept. 03, HelfXfpr. 4, 130). 

8 2110. 


Literatur: Groffe, Die — des Unwerſalfideikommiſſars im Vergleich mit der Stellung 
bes Nacherben, Leipzi gi 
g 2111. 


Auch wenn der Vorerbe mit Mitteln der Erbichaft eine Hypothek erwirbt, 
muß die Nacdjerbfchaft eingetragen werden; die Löſchung einer ſolchen 2. 
bar! nur mit seine des Nacherben erfolgen (RG. 2. Nov. 03, RITA. 4, 69 

— R67. 27 A 111). 8 2112. 


Befreiung: I. 1, 218 $ 2104; Fortführung des Geſchäfts: T. 1, 218 8 2112. 


Literatur: ſ. 3.2, 148. $ 2118. 


1. Auch ein befreiter Worerbe kann über ein Grundftük nur nad deſſen 
Umfcreibung jamt Vermerkung der Naderbiolge oder mit Zuftimmung der 
Nacherben — (RG. 12. Okt. 03, Breslau. 04, 77). Ebenſo 3.2, 143 
Nr. 1. — U U: 26. Meiningen 6. Ian. . Naumburgiß. 04, 20. 

2. Veräußerung einer Hypothek: I. 2, 143 Wr. 1; Ronkursverwalter: 
J. 1, 218 Air. 1; Bedeutung der Eintragung der Naherbfchaft: Nr. 2, 

& 2114. 
Vorlegung einer Hnpothekenquittung feitens des Vorerben: J. 2, 143. 
& 2115. 


Zwangshypothek wegen perfönlicher Sy gr des Worerben: 7.2, 144 — 
RITA 4, 59 = 3BIFG. 4, 504 — R6GT. 27 A 133. 


Literatur: ſJ. J. 2, 144 8 2121. 


Geltendmahung im Prozeßweg: 3.2, 144 Nr. 1 = OLG. 8, 274; eidliche 
Bekräftigung des Verzeichniſſes: I. 2, 144 Nr. 2. 


11* 
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& 2127. 
Gegenitand der Auskunft: 7. 2, 144. 


8 2128. 


Das Recht des Naderben gegen den Borerben auf Sicherheitsleiltung ift 
unabhän ngig von t —— Verurteilung und Entziehung der Verwaltung 


(MG. 6. Okt. 04, I 
8 2136. 
vgl. 88 2113, 2114. 
8 2137. 
TFideikommiß des Überreites: I. 1, 218 88 2137, 2138. 
8 2142, 


Verhältnis zu 8 1944. 


Vierter Titel. Vermädtnis. 
Literatur: Trjek, Rusegel und Kollation, OſtNotZ3. 04, 49; |. ferner I. 1, 219. 


8 2150. 
Meitere Beihwerde gegen Feititellung, daß VBermädtnis vorliege: I. 1,219. 
8 2158. 
Vermächtnis an Dienjtleute und Arbeiter: J. 1, 219. 
8 2158. 
Literatur: vo. Biema, Das Unwachlungsreht unter Mitvermädhtnisnehmern, Hannover 1904. 
$ 2161. 
Klage des Vermächtnisnehmers gegen wen? J. 1, 219. 
8 2165. 
Lireratur: j. 3.1, 219. 
8 2169. 


Literatur: Munk, Das —— eines nicht zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtandes nach 
gemeinem Recht und BGB erlin 1904. 

Durch die reg mh einer der vermadten Bear Summe durd 
den Erblafier an den — —— verliert das Vermächtnis auch dann 
nicht ſeine Wirkſamkeit, wenn dieſe Vorausgewährung in der a der 
Realijierung des Vermächtniſſes — iſt (RS. 24. Juni 04, DRG. 9, 404). 


8 2173. 


Das Sculdbefreiungsvermädtnis ift, wenn eine Schuld des Vermächtnis: 
nehmers an den Erblaffer gar nicht bejteht, unter Umftänden als Vermächtnis 
des entiprehenden Betrags aufzufaffen (OLG. Hamburg 21. Nov. 03, DLG. 8, 275). 


8 2180, 
Ausihlagung durch Ichlüffige Handlung: J. 1, 219. 

8 2184, 
Vermächtnis eines Wohnungsredtes: I. 2, 144. 

8 2185. 
„Steuerfrei“: 3. 1, 219. 

8 2191. 


Ein Grundjtük kann in der Weile zwei Perſonen vermadht werden, daß 
es beiden gemeinfam nur dann — ſoll, wenn ſie ſich heiraten, fonft nur 
der einen (NG. 16. Okt. 03, OLG. 8, 276). 
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Fünfter Titel. Auflage. 


8 2192. 
Gegenitand der Auflage: J. 1, 219. 


8 2195. 
Beihränkung des eingefeßten Rindes: I. 1, 220. 


Sechſter Titel. Teftamentsvolljtrecer. 
Ziteratur: Yafrenz, Zur Teftamentsvollftrehung, IW. 32, 411; f. ferner I. 1, 220; 2, 145. 


8 2197. 


1. Wenn auch der Teftamentsvollftrecker nicht Vertreter des Erben im 
Sinne des $ 181 ift, fo kann er dod nicht in Ausübung feines Amtes und 
in Wahrnehmung der Intereſſen des Nachlaſſes mit fich in eigenem Namen 
ein Rechtsgeſchäft vornehmen. Iſt er Tejtamentsvolljtrecker zweier PBerfonen, 
fo kann er nicht für den einen eine Hypothek quittieren, die auf dem Grund- 
tük des andern lajtet (RG. 19. Okt. 03, OLG. 8, 277 — RAGT. 27A 148 — 

TU. 4, 63). Val. J. 1,30 8 181 Ar. 4 u. 5; 2, 21 Wr. 5; oben $ 181 Ar. 5u. 6; 
ferner 3. 1, 220 Nr. 1; 2, 145 Nr. 1, ſowie unten $ 2204 Wr. 1. 

2. In den Worten: „Möchte Sie bitten, ſich diefer meiner Sachen an— 
zunehmen und zu ordnen“, ift, wenn der betreffende Zettel nichts weiter ent- 
hält, die Anordnung eines Teitamentsvollitreckers nicht zu finden (OLG. Ham: 
burg 14. Juli 03, 3BIFG. 4, 623). 

3. Stellung des Tejtamentsvollftrekers: 3.1, 220 Ar. 1 u. 2; Wort „Teita- 
mentsvollftrecker”: 7. 2, 145 Nr. 2; Nacderbe: I. 1, 220 Nr. 3. 


8 2199. 


Der Tejtamentsvolljtreker kann fi zwar zur Ausführung einzelner Ge- 
ſchäfte eines Vertreters bedienen, nicht aber das Amt volljtändig einem General» 
bevollmädtigten übertragen (RG. 11. Jan. 04, DI3. 9, 509 — R6GT. 27A 197 
— DRG. 9, 408). 

8 2200. 


Unordnung einer gerichtlichen Pflegſchaft: I. 1, 220 Nr. 2; ftillichweigender 
Auftrag: Ar. 3. 
& 2202. 


Dem Grundbuchamte muß die Annahme des Tejtamentsvollftrekeramtes 
auc dann durch öffentliche Urkunde nacdhgewiefen werden, wenn die Ernennung 
zum Teftamentsvollftrecker durch Vorlegung einer Teftamentsausfertigung nad): 
gewieien iſt (RG. 13. Sept. 04, RJA. 4, 265). 


8 2203. 
Untrag auf Erbfchein: J. 1, 220 Nr. 1; Befugnis zur Tejtamentsauss 
legung: \r. 2. 
8 2204. 


1. Der Tejtamentsvolljtreker ift befugt, in Ausführung einer von den 
Erben vorgenommenen Erbteilung die Umfcdreibung einer zum Nachlaife ge- 
hörigen Hypothek auf den Namen eines andern Miterben zu beantragen, auch 
wenn er felbjt Miterbe ift (RG. 28. März 04, RJA. 4, 185 — KGT. 27A 194 
—= DLG. 9, 406). Bgl. oben $ 2197 Nr. 1; 3. 1, 221 $ 2205 Ar. 2. 

2. Beitimmung des Notars durch den Erblafler: 3. 2, 145. 


8 2205. 


1. Der Tejtamentsvollitrecker ift zur Belaitung des Nachlaßgrundſtücks 
mit Hypotheken nad außen bin unbeſchränkt befugt, foweit es fih nicht um 
eine unentgeltlihe Verfügung handelt (RG. 7. März 04, R6T. 27A 192). 
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2. Bei einer bypotbhekarifchen Belaftung bat der Grundbudridhter die 
Rlarlegung des Kaufalgefhäftes zu erfordern (LG. Deifau 17. Febr. 08, 
Thür. 51, 107). 

3. Legitimation des Erben beim Grundbuhamt: J. 1, 21 Nr. 1; Um- 
Ihreibung des Nachlaßgrundſtückes auf Miterben: Ar. 2 


8 2208. 
Beauffihtigung durh das Nacjlakgericht, Genehmigung: I. 2, 145. 
& 2211. 
BDerfügungen des Vormunds: I. 1, 221. 
8 2212. 
Literatur: ſ. 3. 1, 221. 
Reine Klage des Vollitreckers gegen die Erbeinfeßung: J. 1, 221. 
8 2213. 
p rk der Buse 3. 2, 145 Wr. 1; Vorausvermächtnis: J. 1, 221 Nr. 1; 
rozeßführung: Wr. 2. 
sebführung g 2215. 


Die Pflicht zur Mitteilung eines Verzeichniffes befteht nur den Erben, nicht 
aud den Vermädtnisnehmern gegenüber (RG. 2. Mai 04, IW. 33, 338). 


8 2216. 


Eine vom Erblaffer angeordnete Verfügungsbefhränkung kann nicht des- 
halb befeitigt werden, weil niemand ein Antereffe daran habe (LG. Breslau 
21. März 04, BreslauAß. 04, 30). Vgl. 3. 1, 221. 


8 2221. 


Die a der Vergütung erfolgt nicht durch das Nadhlaßgericht 
(RG. 15. Febr. 04, DEG. 8, 279 — RTU. 4, 140 = NRG6F. 27A 54, in Be- 
ftätigung von LG. Gnefen in PoſASchr. 7, 9). 


8 2224. 


Rechte Dritter: 3. 1, 221 Nr. 1; abweichende Unordnungen: Ar. 2; Prozeß: 
weg: Ar. 3; Rlaganitellung durd einen Vollſtrecker: 3. 2, 146 Nr. 1. 


8 2227. 


1. Der VBorfchrift des Gehörs wird nicht nn wenn der Tejtamentsvoll- 

ſtrecker zwar gehört, aber gerade über die Beihuldigungen nicht gehört wird, 

_— as für die fchwerwiegenditen hält (OLG. Hamburg 13. Jan. 04, 
. 8, 280). 


2. Die Entlaffung des Tejtamentsvollitreckers feßt kein Verſchulden voraus 
(RG. 14. März 04, DLG. 9, 407). 

8. eg ri 3. 2, 146 Nr. 1; Verlegung der Pflichten in 88 2215, 
2218: Nr. 2 — DVG. 8, 280; Gründe zur Entlaffung: I. 1, 222. 


Siebenter Titel. Errichtung und Aufhebung eines Teftaments. 
Literatur: J. 3. 1, 29. 
8 2231. 


Literatur: Zimmer, Das eigenhändige Teftament nad dem BGB., ArhBürgR. 4, 17; Brüd- 
mann, Eigenbändige Teltamente, Geſuk. 5, 181; Saleilles, Des formes du testament 
— Lart. 970 du code civil frangais et le $ 2231 du code civil allemand, RevDC. 
3 Ar. 1 (nah DT3. 9, 647); f. ferner 3. 1, 222; 2, 146. 

1. Beim Mangel einer Monatsangabe im Datum („den 14ten 1903*) ift 
das Tejtament ungültig, auch wenn fid) aus dem übrigen Inhalte des Teſtaments 
ergibt, welcher Monat gemeint ift (OLG. Hamburg 22. April 04, HanſG3. 
25 8.159 — Seuff A. 59, 413 — RI. 4, 143 — OLG. 9, 410). 
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2. Nichtigkeit des Datums erfordert: RG. in J. 2, 146 Ar. 1; ebenfo 
KaſſhH. Paris 13. Jan. 02, RevNot. 03, 174 — DNotV. 4, 273; Datum unter 
der Unterjchrift: I. 2, 146 Nr. 2. 

3. Lautet der leßte Sat des Tejtaments: „Dies bejtimmt Ü. Q.”, fo iſt 
darin eine genügende Unterfchrift zu finden (RG. 17. Dez. 03, GruchotsBeitr. 
48, 366 — DNot®. 4, 273). — Abweichend: I. 2, 146 Nr. 3. 

4 Ein in älteren Tejtamenten vorbehaltener Nachzettel muß nad dem 
1. Janüar 1900 in der Form des $ 2331 BGB. errichtet werden (RG. 4. Dez. 03, 
DVG. 8, 281). 

5. Ein unter der Herrichaft des ALR. errichtetes privatichriftliches Teita- 
ment wird dur Erwähnung in einer nad 1900 errichteten legtwilligen Ver— 
fügung nicht gültig (RG. 19. Mai 02, DLG. 8, 281). 

6. Angabe des Drtes im Tert: I. 2, 146 Nr. 3; Briefform: Nr. 4 
ORG. 8, 282 — RGJ. 6A 200 — DNotBD. 4, 272; Beweis fürs Datum: T. 
2, 146 Ar. 5; formlofer Nadtrag: Ar. 6 — PNotB. 4, 277; örtliches Ned: 
3. 1, 222 Nr. 1; Unterfchrift am Rand ufw.; Nr. 2; Ortsangabe eigenhändig: 
Nr. 5; Einfchaltungen, Durdjftreihungen: Ar. 6 u. 7; fremde Sprade: Nr. 8; 
ohne fremde Unterftügung: Ar. 9 u. 10; Blinde: Ar. 11; Beeinfluffung: Ar. 12. 


8 2238. 
Literatur: Harrafjfer, Dürfen Teftamentserrihtungsurkunden vorbereitet werden? BayNlot}. 
n. F. 5, 97; Hirfch, Zur Teftamentserrihtung Schreibensunfähiger, Württ3. 46, 5. 

1. Abf. 2 findet auf ſolche Perſonen Anwendung, die in fo hohem Maße 
ihwadlichtig find, daß fie nicht erkennen können, was fie unterfchreiben (RO. 
12. Febr. 03, GruchotsBeitr. 47, 1075). 

2. Das übergebene Teftament ift nicht deshalb ungültig, weil es ein 
vom Datum des Protokolls abweihendes Datum aufweilt OLG. Braunfchweig 
4. Juni 04, Braunfhw. 51 B. 77). 

3. Form der mündliden Erklärung: 3.2, 147 Nr. 1; Zeichen: 3. 1, 223 
Nr. 1; Niken: Ar. 2; öffentliche Urkunde: Ar. 3. 


8 2239. 


8 2241. 
Unrichtiges Datum: I. 1, 224 Ar. 1, vgl. oben $ 2231 Nr. 2 und 8 2238 
Nr. 2; „die unterzeichneten Gerichtsperfonen“: Nr. 3. 


8 2242. 

Literatur: Leſchinsky, Die —— des Aammergerichts über das Teſtament eines Schreibens» 
unkundigen, DI3. 9, 31;! Schwarz, it das Teitament nichtig, wenn der Urkundsbeamte 
nicht die Erklärung des Erblaflers, daß er nicht fchreiben könne, fondern die Tatſache der 
Schreibensunfähtgkeit felbft in dem Wrotokolle teftgeftellt hat? Kecht 7, 572;' Fuchs, Die 
Redtiprehung des Rammergerihts über das Teftament eines Schreibensunkunbdigen ($ 2242 
Abſ. 2 BEB.), 3BlFG. 4, 811;! derjelbe, Muß der Vermerk, daß der Erblaffer nicht ſchrelben 
kann, vorgelefen und genehmigt werben? ($ 2242 Ubi. 2 BGB.), ZBIFG. 5, 123;? Pignol, 
Unterfchreiben des Teftaments durch den blinden Erblaffer, 2332. 9, 737. 

1. Die Feltitellung der Erklärung des Erblaffers, daß er nidt 
ſchreiben könne, iſt wefentliches ————— und kann nicht durch einen 
Vermerk erſetzt werden, daß der Teſtator zum Schreiben zu matt — (RG. 
7. Jan. 04, R63. 56, 366 = DT3.9, 362 — Redt 8, 106 — FM. 33, 114 = 
RheinNlot3. 49, 381). Ebenfo I. 2, 147 Nr. 2; RG. dort = OLG. 8, 284 — 
SchlHolſt Anz. 04, 328. 

2. Die Erklärung des Erblaffers, nicht ichreiben zu können, kann hinter 
dem Bollziehungsvermerk ftehen und braucht nicht vorgelefen und genehmigt 
zu werden; fie muß aber vor den Unterfchriften ftehen (RG. ohne Datum, in 


Literatur: TS. I. 1, 224. 


Aufſätze betreffen fämtlih die in J. 2, 147 Mir. 2 mitgeteilten Entfcheidungen; vgl. 
oben Wir. 1. 
= Zu der in 3. 2, 147 Nr. 3 mitgeteilten Entſcheidung. 
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er von OLG. Naumburg 12. Jan. 04, DMotV. 4, 279). Ebenio 7. 
‚147 Wr. 3. 

3. Die Budjftaben „v. g. u.“ genügen (RG. 21. Jan. 04, AGBI. 15, 41). 
Ebenfo 3. 2, 147 Nr. 1. 


—— — Beſcheinigung des Protokollanten: J. 1, 224 Nr. 2; taube Perſonen: 
r.3; 


8 2244. 


1. Enticheidend für die Zuziehung eines Dolmetichers ift nicht die Ülber- 
zeugung der Urkundsperfon davon, daß der Erblaffer der deutichen Sprade 
nicht mädtig ift, fondern lediglidy die Erklärung des Erblaffers. Diefe Er- 
klärung kann in irgend einer Form (3. B. durdy Gebärden) erfolgen (OLG. 
Marienwerder 7. April 04, OLG. 9, 410 — PoMSchr. 7, 9). 

2. Dolmeticher befonders zuzuziehen: 5. 1, 224. 


$ 2245. 


Kein Gebraudh fakramentaler Worte: I. 2, 147 — SeuffBl. 69, 12 — 
EiſLothRot3. 2%4, 11. 
& 2246. 


Riteratur: |. I. 2, 147. 


1. Dem Teftator kann Einfiht in das hinterlegte Tejtament gewährt 
werden (OLG. Stuttgart 9. Juli 04, Württ3. 46, 298 — OLG. 9, 411). 
2. Begriff des Siegels: J. 1, 225. 


8 2248, 
Nachweis der Identität: J. 1, 225 Ar. 1; Überfendung durch die Poit: Air. 2. 


& 2249. 

Literatur: Dennler, Das Dorfteftament, Erlangen 1904; Rurg. Aufnahme von Notteitamenten 
durch die beitellten befonderen Urkundsperjonen, Berlin 1904; Dennler, Die Dorfteftamente, 
BINdDMmPr. 54, 343; v. d. Pfordten, Die Abfaffung von Dorfteftamenten, BlAdmPr. 54, 267 ; 
—, Haftung des Verfalfers eines nichtigen Teftaments gegenüber dem im Teftament Bedadten, 
MWürtt3. 46, 135. 

1. Auch das Dorfteftament ift nichtig, wenn darin die Feſtſtellung fehlt, 
daß es vorgelefen, genehmigt und unterjchrieben fei; und der Gemeindevor- 
jteher haftet dem darin Bedachten bei Verlegung diefer Formvorſchrift (MG. 
18. Febr. 04, IM. 33, 208; RG. 20. Juni 04, IM. 33, 450 — DI2. 9, 946 — 
DNB. 4, 565; KG. 16. Febr. 04, Recht 8, 193). Ebenfo I. 2, 76 $ 839 Nr. 5. 

2. Der Gebraud bejtimmter Worte tft für die in Abf. 2 vorgefchriebene 
Feititellung nicht erforderlich (RG. 16. März 03, GruchotsBeitr. 47, 983). 

3. Wohl aber muß die Teititellung im Protokoll felbjt erfolgen (AG. 
19. Sept. 04, OLG. 9, 414; LG. Lyck 26. Nov. 03, PoſMSchr. 7, 233). 

4. Der Gemeindevorjteher iſt nicht ſchon deshalb fchadenserfaßpflichtig, 
weil die Feititellung der Vorlefung, Genehmigung und Unterzeihnung nicht 
in dem die Erklärung der Beteiligten enthaltenden Teil des Protokolls erfolgt 
ilt; denn ob dies erforderlich, ijt beitritten (RG. 1. Febr. 04, IW. 33, 144 — 
Zfmittl JB. 15, 386 — RheinNlot3. 49, 183). Vgl. J.2, 147 Nr. 2. 

5. Weglaffung des „genehmigt“: I. 2, 147 Nr. 1; begründete Beforganis: 
3.1, 225 Wr. 1; öffentliche Urkunde: Ar. 2; deutiche Sprade: Wr. 3. 


8 2252. 
& 2255. 


Literatur: ſ. I. 2, 147. 


Literatur: f. I. 2, 148. 


Eine Einklammerung ftellt ebenjo wie eine Durdjjtreihung oder NRadie- 
rung eine Veränderung dar, durch die der Wille, eine jchriftlihe Willens- 
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erklärung aufzuheben, — — zu werden pflegt, jedenfalls dann, wenn 
über die eingeklammerten Worte neue Worte, die an Stelle der alten treten 
ſollen, geichrieben find (OLG. Cöln 5. April 04, Recht 8, 284). Wal. J. 1, 223 


Nr.6 u. 7 
8 2259. 


1. In Preußen find die vom Notar zweks Eröffnung an das Nadlaß- 
gericht abgelieferten Erbverträge dem Notar nad) der Eröffnung wieder zurüd- 
— (KG. 30. Nov. 03, RGT. 27 A 41 — ElſLothNot3. 24, 171 — 

heinlot3. 49, 6 = DLGO. 8, 285 — Rhein UN. 21, 68); in Verfolg von RG. 
in 3.2, 148 Nr. 1 (= Rheinlot3. 48, 191 — ElſLothNotZ3. 24, 171), wonad 
die Frage der Rückgabe nad Landesrecht zu enticheiden ift. 

2. Der Notar hat eine von ihm verwahrte leßtwillige Verfügung nad 
dem Tode des Erblaffers auch dann an das Nachlaßgericht abzuliefern, wenn 
die Verfügung dur den vorm Erbfall erfolgten Tod des Bedachten angeblich 
gegenftandslos geworden ift (RG. 22. Febr. 04, RIU. 4, 141 — RG.27 A 186 
— DRG. 9, 415). 

3. Ublieferung vor 1900 errichteter Erbverträge: J. 1, 225 Wr. 1; 
vor 1900 errichtetes Keftament: Nr. 2; keine Zwangsmaßregeln: Nr. 4; Reife- 
koften: Ar. 5; Amtspflicht des Notars zur Ablieferung: 3. 2, 148 Ar. 2; was 
ift abzuliefern? Ar. 3. Wal. 8 2300. 


8 2260. 


Riteratur: Schulgky, Muß ein Tejtament auch dann verkündet werden, wenn im Termine zur 
Eröffnung kein Beteiligter erichienen it? ZBIFG. 4, 835; f. ferner J.1, 226; 2, 148. 


1. Ein Schriftftüc, das fih äußerlich als legtwillige Verfügung darftellt, 
ift zu eröffnen, ohne daß dem Richter eine Prüfung darüber zufteht, ob es an 
einem formellen oder materiellen Mangel leidet (RG. 21. Dez. 03, ROT. 
27 A 38 — DLG. 9, 416 — Rhein UND. 22, 16). Ebenfo T. 2, 148 ir. 1; 
vgl. J. 1, 226 ir. 5a bis d. . 

2. Verkündung, wenn niemand erichienen: 7. 2, 148 Nr. 2. — 4. M.: 
LG. Meiningen 1. Nov. 03, Naumburg AR. 03, 102; Begriff der Eröffnung: 
3. 1, 226 Wr. 1; offene Teftamente: Ar. 2; gemeinihaftlihe Teſtamente: 
ir. 3 u. 4; Verzicht der Beteiligten auf die Eröffnung: Ar. 6. 


8 2261. 


„Amtliche Verwahrung”: J. 1, 227 Ar. 4 DNotV. 3, 3955 Ermittelung 
des zujtändigen Gerichts: I. 1, 226 Wir. 1; gemeinjchaftliches Tejtament: 


Ar. 2 u. 3. 
8 2262. 


Keine Mitteilung von Legaten, die widerrufen werden können: I. 1, 227 
Nr. 1; außeramtliche Kenntnis: Ar. 2. 


8 2263. 

Bedingte Vermächtniſſe: I. 2, 148 Nr. 1; Übergangszeit: 7. 1, 227 ir. 1; 
gemeinfchaftliche Tejtamente: Wr. 2. 
8 2264. 
Literatur: ſ. I. 2, 149, 


Vollftändige Abichrift: I. 1, 227 Nr. 2; Erbichaftsiteueramt: ir. 1; Ver— 
merk in der Abichrift, was in Urfchrift geichrieben und was gedruckt iſt: 
3.2, 149 Ar. 1. 


Achter Titel. Gemeinſchaftliches Teftament. 


Literatur: Goldmann, Das gemeinichaftlidhe Teftament unter befonderer Berückſichtigung des 
fog. Berliner Teftaments, GruchotsBeitr. 48, 64; J. ferner J. 1, 228; 2, 140. 


8 2267. 


1. Die einheitlihe Errichtung der beiden, ein gemeinfchaftliches Teitament 
bildenden legtwilligen Verfügungen erfordert nicht notwendig, dab die Ver- 


170 1. Bürgerliches Gejegbud. V. 


fügungen auf demjelben Bogen gefchrieben find (BayObL6. 10. Tuni 04, 

BayObLG3. 5, 272 — Recht 8, 387 - 32156. 5, 252 = NT. 4, 197). 

2. Gültig ift ein gemeinfchaftlides Tejtament, in dem beide Ehegatten zu- 
nächſt tejtieren und Darunter jeder, nebeneinander vermerkt: geleſen, geneh— 
migt, unterfchrieben, und mit zweimaliger Datumsangabe unterfchreibt (RG. 
9. Juli 04, RAGT. 28 A 20). 

3. Ungültig dagegen, wenn beide zufammen unterfchreiben und darunter 
ein Datum jteht (KG. 18. Jan. 04, DLG. 8, 287). Ebenfo 3. 2, 149 — RNTU. 
4, 12 — Rhein ARD. 21, 160). 

8 2269, 

Literatur: Rik, Zur furiſtiſchen Ronftruktion der korrejpektiven Verfügungen im gemeinfdaft- 
lihen Teftament, ArhBürgR. 35, 175; Jaftrow, Wie können fi ei eleute bei einem Teita- 
ment nad) $ 2269 BGB. gegen die Vereitelung ihrer Abſichten durch Pflichtteilsanfprühe der 
Rinder fihern? DNotT. 4, 424. 

Der Überlebende iſt alleiniger Erbe des Erftverftorbenen: 3. 1, 149 — RG. 
dort — DVG. 8, 288. Wal. dazu DMotV. 4, 403; Ausfhluß der Auslegungs- 
regel des $ 2269: J. 1, 228. 

8 2270. 


Literatur: Dswalt, Zum Begriff der korrefpehtiven Verfügungen, DI3. 9, 735. 

Der überlebende Ehegatte darf bei feinen ag Bo Verfügungen des ge- 
meinichaftlihen Teftaments nicht durch fraudulöfe Schenkungen vereiteln (RG. 
25. Jumi 04, IM. 33, 337 = DI2. 9, 697). 


8 2273. 
Literatur: ſ. I. 1, 228, 
Übergangszeit: I. 1, 228 Nr. 1; Verwahrung beim eröffnenden Gericht: 
Nr. 2; Anteile der Abkömmlinge am Gefamtqut: Ar. 3. 


Vierter Abjchnitt. Erbvertrag. 


8 2277. 

Zuläffig ift die Rückgabe eines gemäß $ 2277 verfchloffenen und beim 
Amtsgericht in befondere amtlihe Verwahrung gegebenen Erbvertrags an 
das Notariat zwecks Öffnung und Erteilung einer Abſchrift (KG. Heidelberg 
18. Dez. 03, BadNlot3. 2, 56). 


Literatur: ſ. I. 1, 228. 


8 2278. 


1. Enthält ein Erbvertrag nur foldhe Bejtimmungen, die in einem Erb- 
vertrag nicht getroffen werden können, fo kann er, wenn die Vorfchriften für 
ein Tejtament beobadıtet find, als ſolches aufrechterhalten werden (KG. 9. Juli 04, 
AST. 28 A 16). Wal. I. 1, 229 8 2276. 

2. Beitimmung, daß der Überlebende die Hälfte als Water: oder Mutter- 
gut auszuzahlen habe: 7.2, 149 Air. 1; vertragsmäßige und einfeitige Ver— 
fügungen: J. 1, 229 Ar. 1. 


8 2281. 
Literatur: ſ. J. 2, 149. 

8 2286. 

Bereitelung der Intereffen des Vertragserben? T. 2, 149. 

8 2287. 

Schenkung in Form eines Verpflegungsvertrags: J. 1, 229. 
8 2290. 

vgl. oben $ 883 Nr. 4. 
8 2298, 


Sireratur: ſ. J. 1, 228. 
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8 2300. 
Zur Eröffnung von nicht in der bejonderen amtlichen Verwahrung befind- 
lichen Erbverträgen ijt nicht das Nachlaßgericht, ſondern das verwahrende Ge: 
richt zujtändig (OLG. Rarlsruhe 29. März 04, BadNot3.2, 116). Wal. oben 


8 2259. 
Literatur: [. I. 2, 150, 8 2201. 


Übergangszeit: J. 1, 229; vgl. oben $ 518 Nr. 2. 


8 2302. 


Die Bejtimmung hat infolge ihres Prohibitivcharakters rückwirkende Kraft 
(OLG. Kiel 5. Nov. 03, SchlHolftAnz. 04, 2 = DLG. 8, 290). 


Fünfter Abſchnitt. Pflichtteil. 
Literatur: Reier, Das Pilichtteilsrecht der Enkel nad dem BGB., Berlin 1904; Stelzer, Das 
Pflichttellsrecht, BayFinBl. 12 9. 15:16; f. ferner 8 1, 229; 2, 156 Urt. 25. 
8 2303. 
Kein Miterb-, nur Forderungsredt: 3. 1, 229 Nr. 1; Gebrauch des Wortes 
„Erbe: Ar. 2 = DIZ. 8, 131. — Ubweichend: OLG. Dresden 21. Dkt. 08, 
Recht 8, 577; Verfügungen des Univerfalerben: I. 1, 230 $ 2304. 


8 2306. 
Literatur; Mayer, Wann beginnt die Ausfchlagungsfrift des als Nacerben eingefegten Pflicht: 
teilsberechtigten? Puchelts3. 34, 632; ſ. ferner I. 2, 150. 

1. Die allgemeinen Bejtimmungen über die Ausfchlagungsfrift bleiben in 
Geltung; doc joll diefe für den Pflichtteilsberechtigten niemals früher als mit 
der Erlangung der Kenntnis eintreten (OLG. Pofen 30. Juni 04, PoſASchr. 
7, 108). Ebenfo RG. in T. 1, 230 Ar. 3. 

2. Hinterlaffener Erbteil, Ausfchlagung des Nacherbteils: I. 1, 230 Nr. 1; 
Entziehung der väterlihen Verwaltung: Nr. 2. 


8 2307. 
Anfechtung des Verzichts auf den Pflichtteil: 3.2, 150 Ar. 1 = ElſLoth— 
Not. 24, 31; Übergangszeit: I. 1, 230. 


$ 2309. 


Lireratur: Qangbeineken, Das Pflichttellsrecht entfernterer Abkömmlinge und ber Eltern, 
SächſArch. 14, 319; vgl. oben vor $ 2308. 


8 2313. 
Pflichtteilsergängungsklage, Vorbehalt im Urteil? 3.2, 150. 


Literatur: ſ. I. 1, 230. s 2814. 

1. Der nit als Erbe berufene Pflichtteilsberechtigte kann nicht beim 
Nadlaßgerihte die amtliche Aufnahme eines Nadlaßverzeichniffes beantragen 
(RS. 4. Jan. 04, RIU. 4, 92 — OLG. 8, WI — RG. 27 A 51). 

2. Recht auf Auskunft: T. 1, 230 Ar. 1 — SeuffA. 58, 74; mehrere 
Pflichtteilsberechtigte: Ar. 2; 8 2001 Ubf. 2: Nr. 3; Pflicht zur fofortigen Aus- 
kunft: Ar. 4; „Beitand des Nachlaffes”: 3. 2, 150 Nr. 1. 


8 2315. 


Literatur: Tehlenburg, Lebzeitige Zuwendungen in ihrer Einwirkung auf die Erb- und Pflicht⸗ 
teilsberehnung nad dem BG6B., Warburg 1904; Herrmann, ft für die Anrechnung ber 
vor 1. Januar 1900 fehlen Yusftellungen auf den Pflichtteil das WürttER. oder das 
BGB. maßgebend? MWürtt3. 46, 71. 


1. Zuwendungen, die unter der Beitimmung erfolgt find, daß fie auf den 
Erbteil anzurechnen find, find nicht auch auf den Pflichtteil anzurechnen (RG. 
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25. Febr. 04, Recht 8, 248. — Abweichend: DLG. Pofen 2. März 04, PoſMWSchr. 
7, 77). 
2. Unordnung der Anrechnung bei der Zuwendung: 5.2, 150. 


Literatur: f. 3.2, 150. 8 2325. 


— — 3.2, 150 Ar. 1, wodurch Ar. 3 dort beſtätigt wird; Fidei— 
kommißftiftung: Ar. 2. 
8 2329. 


Mar eine Nahlaßmaffe nicht vorhanden, fo find die Erben zur Ergänzung 
des Pflichtteils nicht verpflichtet. $ 2329 findet auch Anwendung, wenn die 
Schenkung vor 1900 erfolgt iſt (RG. 9. Mai 04, IM. 33, 362). 


& 2330. 
Handelt es fih um die Entlohnung von Dienften, fo ijt einesteils deren 
Umfang, andernteils die Größe des Nadlaffes zu berükfichtigen (OLG. Dresden 
24. Okt. 03, SächſArch. 14, 516). 8 


1. Es iſt nicht erforderlich, daß die Tatbejtandsmerkmale des $ 1568 im 
Teſtament einzeln aufgeführt werden, vielmehr genügt, wenn deutlich erkennbar 
gemacht wird, daß der Erblaffer einen Scheidungsgrund nah $ 1568 als ge- 
geben anfieht und wenn die betreffenden Verfehlungen hinreichend bejtimmt 
gekennzeichnet werden (RG. 22. Dez. 03, OLG. 8, 292). 

2. Reine Entziehung im Erbvertrag: I. 1, 231. 


8 2337. 


Literatur: f. 3.2, 151. 5 2338. 


Enterbung in guter Ubficht, re 3.2, 151 Nr. 1; Nicht» 
vorliegen der Vorausfegungen des $ 2338: Nr. 2; Tejtamentsvollftreker und 
Nacerben: Ar. 3. 


Sedjter Ubjchnitt. Erbunwürdigkeit. 
8 2343, 


Literatur: ſ. I. 2, 120 8 1570, 


Riteratur: j. 3.2, 120 8 1570. 


Siebenter Abjchnitt. Erbverzicht. 


8 2346. 
Annahme des Verzichts: J. 1, 231. 


Achter Abjchnitt. Erbichein. 


Literatur: Münchmeyer, Der deutiche Erbnachweis, Hannover 1904; Bradhvogel, Vom gegen: 
ftändlich beichränkten Erbihein, Recht 8, 6; Schmidt, Zur Frage vom gegenftändlih be— 
ſchränkten Erbjchein, ZB15G.5, 350; Hellwig, Darf der Schuldner die Vorlage eines Erb» 
icheins — SeuffBi. 68, 473; Marcus, In welcher IBeife iſt der Erbſchein auszuſtellen, 
wenn alle terben bis auf einen auf Diefen einen ihre Anteile an dem Nadjlaffe verkauft 
und übertragen haben? ufw., 3BIFG. 4, 611; f. ferner J. 1, 231; 2, 151. 


8 2353. 

1. Das Nachlaßgericht hat felbjtändig zu prüfen, ob die gefeglichen Voraus: 
feßungen für die Erteilung des nachgeſüchten Erbjcheins beſtehen BayObL6G. 
8. Nov. 02, Seuffßl. 69, 146). Dal. J. 1, 231 Nr. 2, 

2. Das Nachlaßgeriht hat fich der Auslegung der Verfügung von Todes 
wegen, auf welche hin die Erteilung des Erbjcheins beantragt wird, zu unter» 
ziehen (OLG. Kolmar 30. Sept. 03, Eliloth3. 29, 290). 
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3. Die Spezialkommiffionen in Preußen find für die Aufnahme von Erb- 
rg — nicht zuftändig (RG. 27. Juni 04, RAGT. 28 A 23). 
Keine Verweigerung, weil Erbe keinen Erbichein brauche: I. 2, 151 
Nr. r 1, 233 Nr. 11; negatives Zeugnis, daß kein Pflichtteilsanfprud: 7. 
2, 151 Wr. 2a; Ele über Erbteilsveräußerung: Nr. 2b; Hinweis auf Be- 
ichränkungen: Ar. 2c; gegenftändlid beichränkter Erbſchein: Ar. 2d (vgl. 
Literatur oben); weldes Erbrecht zu bezeugen? Wr. 2e; — des 
Erbſchaftskäufers? Nr. 3a — RAGT. 26 A 311 — EifLoth2. 2 9, 273; wer an- 
tragsberechtigt? J. 1, 233 Nr. 9a; Gläubiger: Ar. 9b; Teitamentsvollftrecer: 
Nr. 9e; Dritte: Ar. 9d; Angabe der Erben: Ar. 8a u. 8i; Angabe des Be- 
rufungsgrundes: Nr. 8b: zweifelhafte Teftamentsbeftimmungen: Nr. 8c; er 
— Erbbeſcheini gung: Nr. 8h; Vermächtniſſe: Nr. Sk; Übergangszeit: 
r. 1 u. 6; vorherige Eröffnung des Zeftaments: Nr. 3; Ehe- und Erbvertrag: 
Nr. 4; ichwangere Witwe: Ar. 5; Streit über Erbrecht Nr. 7; Mangel an 
Naclaßgegenftänden: Nr. 10; Legitimation des Erben auf andere Weife: 


Nr. 12. 
8 2354. 
Literatur: Auerbach, Sind aud die vor dem Erbfall weagefallenen u anzugeben und 
z Wegfall nachzuweiſen? DNotV. 4, 427; dazu de Witt, DALE. 4, 

Mer als gejeglicher Erbe die Erteilung eines — beantragt, hat 
auch "ie bereits vor dem Erblaffer veritorbenen Perfonen anzugeben, durd 
welche, falls fie noch lebten, er von der Erbfolge —— oder * Erb⸗ 
teil gemindert werden würde (KG. 21. Dez. 03, RITA. 4 = .27A 4; 
KG. 18. Jan. 04, 15. Aug. 03, OLG. 8, 293, 294). 

2. Fehlen von Abkömmlingen zur Zeit des Antrags: I. 1, 233. 


8 2356. 
Literatur: Eihhorn, Zum Erbausweis der Miterben, DNotV. 4, 392; ſ. ferner J. 2, 152. 

1. Die eidesjtattliche Werfiherung des $ 2356 Abi. 2 ift ins Protokoll 
felbjt aufzunehmen. Notarielle Bekennung zum Inhalt einer Anlage, in 
welcher die Verficherung abgegeben ijt, genügt nicht (RG. 3. Nov. 02, OLG. 
8, 29 = 3.2, 152 Ne. 2). Dazu Weißler, DMotV. 4, 347. 

2. Zum Nachweis des Erbrechts des ehelichen Kindes nad) der verjtorbenen 
Mutter bedarf es der Beibringung einer Heiratsurkunde nicht (RG. 7. Dez. 03, 
ar 27 A 48). 

Eidesftattliche Verfiherung perfönlid: 3.2, 152 Nr. 1, ebenfo LG 
Pr 1. Dez. 03, eg 48, 286; dazu MWeißler, DAB. 4, 351; Rüde: 
gabe der Urkunden: J. 2, 152 yir.3 — RAGT. 26 A 308 — Eljloth3. 29, 270; 
Erhebung angebotener Beweife: I. 1, 233 Nr. 1; Zeugenbeweis: Ar. 2. 


& 2357. 
Literatur: ſ. I. 2, 152. 

1. Wird ein gemeinfchaftlicher Erbfchein nicht von allen Erben beantragt, 
fo haben die Antragfteller nicht nur zu behaupten, fondern auch zu beweifen, 
daß die übrigen Erben die Erbſchaft angenommen haben (AG. 28. Dez. 03, 
OLG. 8, 296 — RGT. 27 A 189 — RU. 4, 89 Schlſoift Anz. 04, 204 — 
DNB. 4 349 — Breslau ik. 17, 31). 

2. „Erbteil”: 5. 1, 233 Nr. 1; Angabe vor Notar oder Gericht: ir. 2; 
Untrag des Volljtreckers auf gemeinihaftlien Erbfchein: Ar. 3. 


8 2358. 
Literatur: ſ. 3.1, 2334; 2, 151 vor 8 2358. 
Vorausfegung der öffentlichen Aufforderung: 3.2, 152 Ar. 1; Verſagung 
des Erbicheins: I. 1, 234 Nr. 1; Beihwerde: Ar. 2. 
8 2359. 
1. Rann der Erbichein nicht fo erteilt werden, wie der Erbe das Erbredt 
behauptet, fo ift der Antrag abzulehnen, nidt etwa ein Erbichein anderen In— 
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halts zu erteilen (RG. 8. Juni 03, OLG. 8, 297 — Zfmittl JB. 15, 293; Bay- 
OpLG. 21. Sept. 03, BayübLG63. 4, 634). 

2. Wer einen Erbichein verlangt, muß das Material beibringen, das das 
Gericht zur Bildun ler Überzeugung vom Erbrechte des Antragitellers für 
erforderlih hält (RG. 15. Dez. 02, OLG. 8, 298). 

Überzeugung des Gerichts, offenkundige — J.2, 153 Nr. 1; 
Entſcheidung, ob Teſtament entgegenſteht: I. 1, 234 — ROT. 25 A 64. 


8 2360. 
Prozeß über das Erbrecht: I. 1, 234. 


& 2361. 

1. Die Kraftloserklärung eines Erbfcheins kann erjt dann erfolgen, wenn 
die fofortige — desſelben nicht ausführbar iſt (OLG. Kolmar 30. Sept.03, 
ElſLothNot3. 24, 

2. Der —— erblchein kann nicht durch Beſchwerde von dritten Per— 
ſonen angefochten werden, vielmehr findet nur Einziehung und Kraftloserklä- 
rung durd das Nachlaßgericht ftatt; der wirkliche Erbe hat nur einen Anfpru 
auf Herausgabe gegenüber dem Beliger eines unrichtigen Erbſcheins ( 26. 
Darmijtadt 13. Juli 04, 38156. 5, 317). — Abwei ker * 1, 234 Ar. 3 u. 6, 
OLG. Jena 14. Mai 02 dort - ZB1F6. 5,2: J.2, 

3. Nichtigkeit des zugrunde liegenden kannste: "7 1, 234 Ar. 1; Un- 
richtigkeit aus NRecdtsgründen: Ar. 2; Untrag des er auf Einziehung: 
Nr. 4; Zweifel an der Teitierfähigkeit des Erblaffers: Nr. 5 


8 2363. 
Angabe der Berfon des Nacerben: J. 1, 234. 

8 2365. 
Ablehnung des Grundbudrichters, weil Erbichein materiell unridtig: I. 
53. 


8 2367. 


Aufhebung eines Depots, auch wenn nur Teftament vorgelegt wird: RG. 
in 3.2, 153 — HoldheimsMSchr. 12, 218 — DMNotV. 4, 345; dazu Merkens 
in BankQ. 3, 43; Haberftumpf in Redt 8, 187. 


8 2368. 
Biteratur: J. J. 2, 158. 
Mehrere Vollſtrecker: J. 1, 285 Ar. 13 Ausweis vom Grundbuchamt: Ar. 2; 
Kurator einer Familienſtiftung: Ar. 3. 


8 2369. 


Literatur: ſ. oben vor $ 2358. 


Neunter Abjchnitt. Erbichaftskauf. 


Literatur: Vederle, Aber Reditsfolgen der Übertragung eines Erbanteils, BabRpr. 70, 227, 
8 2371. 

1. Auch der Verkauf eines Erbteils durch einen MWiterben ift ein Erb- 
ihaftskauf; er bezieht fich „aber nicht auf die einzelnen Nadlaßgegenitände 
(RG. 22. Febr. 04, DVG. 8, 299). 

2, Gegenitand des Schidaftshaufs: 3.1, 225 88 zul 2374; vgl. J. 1, 214 
$ 2033 Nr. 5; 2, 141 8 2083 Wr. 1; 2, 152 8 2353 Ar. 3 


8 2385. 
Erbentfagung: I. 1, 235. 


— 
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Einführungsgelet zum Bürgerlichen Geſetzbuche. 
Literatur: J. I. 1, 236. 


Erjter Abjchnitt. Allgemeine Vorjchriften. 


: Art. 2. 
Literatur: ſ. J. 1, 236. 

1. Ein „Herkommen“ kann fi niemals gegen ein durd das Geſetz 
— Verbot bilden (BayObeG. 9. Sept. 03, SeuffBl. 69, 83). 

2. Durch bloßen Gerichtsgebrauh kann fih, wenn diefer auf eine un- 
richtige Anwendung des bejtehenden Rechts zurückzuführen ift, ein Gewohn- 
heitsrecht nicht bilden (RG. 28. Dez. 01, ZW. 31, 94). Ebenfo wird durd 
Redtsirrtum der Beteiligten die Bildung von Gewohnheitsrecht verhindert 
(RG. 20. Okt. 02, IW. 31, 639). — U. M.: Rublenbedk 3, 456. Val. ferner 
über Gewohnheitstedt: J. 1, 236 Ar. 2—5, fowie Plan 1, 39; Reh: 
bein 1, 

8. Art. 106 der PrVf.: 3. 1, 236 Ar. 1; ausländifhe Vorfchriften: Ar. 6; 
Gemeindeautonomie: Nr. 7. 

Art. 4. 
Literatur: f. 3. 1, 237. 

1. Die Anwendbarkeit der Beitimmung fett voraus, daß eine Verweifung 
in dem Sinne vorliegt, daß lediglich das allgemeine Recht zur Anwendung 
zu kommen habe; fie entfällt aber, wenn die Verweiſung die Bedeutung bat, 
daß der in Bezug genommene Sat einen Beitandteil des betreffenden Sonder: 
rechts bilden foll (BayVGH. 12. Dez. 02, BayVGH. 24, 281). 

2. Auseinanderſetzung Be. Fideikommißfolgern und Erben: T. 2, 154 
Nr. 1; 88 15, 70 GenG®.: J. 1, 


Art. 6, 
Art. 7 


Biteratur: Sternberg, Ein Beitrag zur Be der internationalen Rectsentwidlung mit be- 
—*—* —— gun 7 zwiſchen Ofterreihh und Deutichland beſtehenden NRedtsverhält- 
niffes, © 48, 498; Mobs, Das Prinzip der „wohlerworbenen oe im internationalen 
un > Iteriemporalen Vrivatrete , Böhms. 14, 362; ſJ. ferner & 549 3PO., fowie J. 

1. Nach den Beitimmungen über die zeitliche Herrfchaft des neuen Rechts 
ift zu prüfen, welches örtliche Recht anzuwenden ift (RG. in T. 1, 247 Nr. 11; 
ebenfo DLG. Dresden 13. Juli 03, OLG. 8, 12 — GädhfOLG. 235, 441 — 
Böhms?. 14, 92). 

2. Wird ein Blankoakzept von einem in Rußland lebenden Deutſchen von 
Rußland aus dem in Deutichland lebenden deutihen Wechſelnehmer zugefandt, 
fo ijt die Befugnis zur Ausfüllung nad deutfhem Recht zu beurteilen (RG. 
ohne Datum, PoſASchr. 7, 10). 

3. Aufnahme eines Inländers in den ausländifchen Staatsverband: 
T. 2, 154 Nr. 1; Grundfag: 3. 1, 237 Nr. 1; Parteidispofition: Ar. 2; aus 
ländifche juriftifche Berfon: Wir. 3;' Handelsgefellihaft: Nr.4;! Namensredht Nr. 5. 


Art. 9. 


Biteratur: |. 57E63PO. 


Literatur: f. I. 1, 337. 
Lebensvermutung nad ausländifhem Redt: I. 1, 237. 


Art. 10. 


Urt. 10 bezieht jih nicht auf die handelsrechtlihen Gejellichaften; über 
deren Rechtsfähigkeit enticheidet das ausländifhe NRedht (OLG. Hamburg 


! vgl, unten Urt. 10. 
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7. Nov. 03, Hani63. 24 9. 309 — Böhms?. 14, 69 —DLG. 8, 12 — DLG. Ham- 

—59 Nov. 03, Ag 15 9. 25 — Böhms?. 14, 163; DLG. Hamburg 

ärz 04, Hanf6Z 25 9.193 — DEG. 9, 29 — Böhms?. 14, 476). Ebenfo 

a 1, 287 Aublenbek 3, 473 Nr. 5. — U. M.: 7.2, 154 Nr. 1. Vgl. oben 
22 BGB. Wr. 1. 


Art. 11. 
2iteratur: v. Seeler, Nach weichem örtlichen Recte Ay auf Grund internationalen Privatrechts 
bie Bertragsobiigationen, zu beurteilen? DIT. 133; — Die Ehefchließung von Deutjchen 


im Ausland, Standesa, 2, 254; Challandes, Über bie Gem der im Yuslande errichteten 

Rechtsakte nad) der Auifihen Öefeggebung und Gerichtsprarts, Böhms. 14, 308. 

1. Ein im Ausland gültig errichtetes eigenhändiges Tejtament kann im 
Grundbuchverkehr nicht eine öÖffentlide Urkunde erfegen (RG. 21. Dez. 08, 
2. 27A 108 DVG. 8, 222 — Böhms?. 14, 398). 

Bei der Prüfung der "Formgültigkeit einer ausländifhen Beurkundung 
ober Belahlon iſt das ausländifche Necdt zur Unwendung zu bringen 
(RS. 21. Dez. 03, R6F. 27A 250). 

3. Für die Frage, weldhes örtliche Recht anzuwenden fei, ift der Ent: 
itehungsort der Obligation ohne Bedeutung (RG. 24. Dkt. 02, GruchotsBeitr. 
48, 989). 

4. Die Frage der Verjährung ift nady demjenigen örtlihen Recht zu be— 
urteilen, welches das gefamte Obligationsverhältnis überhaupt beherriht (RG. 
ohne Datum, PoſASchr. 7, 10). Ebenfo J. 2, 154 Wr. 1. 

5. Abtretung: I. 1, 238 Ar. 1 u. 2. 


Art. 12. 


Durdy Drohung verurfadhte Übergabe eines Wechſels: I. 2, 155 Wr. 1; 
Tatbejtand an mehreren Orten: Nr. 2; Zufammenitoß von Schiffen verichiedener 
Nationalität: Ar. 18. 


Art. 13. 

Zeugnis eines Ausländers vor der Ehefchließung in Preußen: J. 2, 155. 
Art. 14. 

Ausdehnung des Prinzips des Urt. 14: J. 2, 155. 
Art. 15. 


Eheliches Güterreht nad englifhem Recht: I. 2, 155 Ar. 1; Immobilien 
der Gütergemeinichaft: 3. 1, 238 Ar. 1; wejtfälifches Güterredt: Ar. 2. 


Art. 17. 
Literatur: Fran, Können deutſche Gerichte bei Ausländern auf beftändige Trennung von Tiſch 
und Bett erkennen? Böhmsz. 11, 345; f. ferner J. 1, 388. 

1. Deutfche Gerichte dürfen auch dann nicht auf beftändige Trennung von 
Tiſch und Bett erkennen, wenn nad deutihem Rechte die Scheidung der Ehe 
gerechtfertigt, nach dem Rechte des Staates aber, dem der Ehemann zur Zeit 
der Erhebung der Klage angehört, nur bejtändige Trennung von Tifh und 
Bett zuläffig fein würde (ROVZE. 12, Okt. 03, RGg. 55, er = MW. 

32 8. 129 — Böhms3. 13, 575 — 933. 9, 1231 = KichR. ‚ 284). — 
A. M. früher: RG. in I. 1, 238 Nr. 2; 2, 155 Ar. 1. 

2. Daher kann die "Scheidung öfterreichifcher Ratholiken von deutichen Ge- 
richten weder vom Bande noch von Tifch und Bett BEN Gen. werden (RG. 
17. Dez. 03, IJW. 33, 86 — DI2. 9, 267). So — 1, 238 Nr. 1. 

3. Klagerhebung: J. 1, 239 Nr. 3; italienifche Ehe in Frankreih: Ar. 4. 


— 


Art. 19. 
Für das Rechtsverhältnis zwiſchen einem Nichtreichsaängehörigen und 
feinen im Reich wohnenden Rindern find die deutſchen Geſetze nicht maßgebend 
(28. Eöln 7. Tan. 03, Rhein ARBV. 21, 9). 
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Art. 21. 
Alimentenklage einer Bayerin in Dfterreih: I. 1, 239. 


Art. 22, 
Literatur: Nitter, Ehelihkeitserklärung und Adoption im deutfchen internationalen Privatredıte, 
Böhms. 14, 45; Shmiß, Legitimation von unehelihen Rindern durch Ausländer, Standesa. 
2, 43 = Böhms?. 14, 118. 
Urt. 22 ift analog auf Ausländer anzuwenden. Nach den Prinzipien des 
EGBGB ift für das Namensredt das Heimatsrecht maßgeblich (RG. 28. Mai 01, 
Böhms?. 13, 417 — DLG. 3, 85 — Standesa. 1, 134). 


Literatur: ſ. I. 2, 155. Art. 23. 

1. Der ausländifhe Staat übernimmt die Fürforge im Sinne diefer Be- 
ftimmung insbefondere aud dann nicht, wenn zwar nad) feinem Redte eine 
Fürſorge erforderlich, die Beftellung einer Vertretung durch die ausländifchen 
Behörden für den im Inlande vorzunehmenden Redtsakt aber ausgeſchloſſen 
ift. Dies ift nah dem in den Vereinigten Staaten von Amerika geltenden 
Rechte der Fall (RG. 8. Nov. 02, FrankfRundfcd. 37, 80). Vgl. 3. 2, 155 Nr. 2. 

2. Das Bormundichaftsgericht hat von Amts wegen zu ermitteln, ob die 
DVorausfegungen der Vorfchrift in Abf. 1 vorliegen (RG. 7. Dez. 03, Böhms?. 
14, 77 = ROT. 27 A 164 — RITA. 4, 78). 

3. Pflegihaft alten Rechts über Ausländer: J. 2, 155 Nr. 1 = Böhms?. 
13, 420; Ubgabe der Vormundfchaft, wenn Deutiche Ausländerin geworden: 
3.1, 239 Ar. 1; Entmündigungsverfahren: Ar. 2; Zeitpunkt des Bedürfniifes 
einer inländifhen Wormundihaft: Ar. 3 und I. 2, 155 Nr. 3; Fürforgeerziehung 
von Ausländern: 3. 1, 239 Ar. 4 u. 5. 


Art. 24, 
2iteratur: Barazetti, Behandlung deuticher Nachläſſe in der Schweiz, insbefondere im Kanton 
Züri, Böhmsz. 14, 355; f. ferner I. 1, 240. 
Im Inland gelegener Nadlaß eines im Ausland gejtorbenen Ausländers: 
3. 2, 156; nach franzöfifhem Gerichtsgebraud gilt in diefem Falle für das in 
Deutfchland gelegene Vermögen deutiches Recht (OLG. Kolmar 1. Juni 04, 
ElſLothNotZ3. 24, 278). 
Art. 25. 


Literatur: ſ. 3.2, 156. 
Nadhlaßverwaltung: I. 2, 156 Nr. 1; weldes Gericht zuftändig? Ar. 2; 
Erbſchein, wenn Ausländer im Inland geftorben: I. 1, 240. 


Art. 27. 
Literatur: ſ. I. 1, 240; 2, 156 (Standesa. 1, 173). 

1. Auch im Falle der Rücdverweifung hat der ausländiiche Werlobte das 
Zeugnis jeiner Heimatbehörde oder die Befreiung von dieſer beizubringen 
(RG. 27. Okt. 02, Böhms?. 13, 415 — Standesa. 2, 1). 

2. Scheidung nad engliihem Recht: J. 1, 240. 


Art. 29. 
Literatur: ſ. J.2, 156. 

1. Nach Urt. 29 wird für das deutihe Vormundſchaftsgericht keine Zu: 
jftändigkeit begründet, wenn die keinem Staate angehörenden Mündel im In— 
lande weder MWohnfig noch Aufenthalt haben (26. Trier 28. Juli 02, Rhein- 
ARD. 21, 72). 

2. Entlaffung eines Minderjährigen aus der deutihen Staatsangehörig- 
keit: 3.1, 240. 

Art. 30. 


Literatur: Rlein, Zur Auslegung des Art. OD EGBGB., Böhms 3. 14, 146. 
Art. 31. 
2ireratur: ſ. J. 2, 156. 
Warneyer, Jahrbuch der Entfheidungen. 3. Jahrg. 12 
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Zweiter Abjchnitt. Werhältnis des Bürgerlichen Gejeßbuchs zu den 
Reichsgejeßen. 
Art. 32, 
6" Verzugszinien aus Wechſeln: J. 1, 240. 


Art. 34. 


Literatur: Wittmaack, Kann feit dem 1. Januar 1900 der Water bei Beleidigung feiner minder: 
jährigen Kinder aud aus eigenem Recht Firivatklage erheben? SchiHolltinz. 04, 81; über 
Diefelbe Frage Rheinftein in IW. 38, 196. 


Durch Urt. 34 Ziff. IT bat $ 65 StGB. eine ſachliche Anderung nicht er- 
fahren (BayDbt 6. 24. März 03, BayDbL66t. 3, 251). 


Art. 52. 
Bergihäden: J. 1, 240. 


Dritter Abſchnitt. Verhältnis des Bürgerlichen Gejegbudhs zu den 
Landesgeſetzen. 


Art. 55. 
Literatur; Jebens, DVG. und BHB., PrBerwBl. 25, 297. 

1. Durch Urt. 55 wird ausgeiprocen, daß alle feit der Geltung des BGB. 
begründeten privatrechtlihen Nedtsverhältniffe grundfäglih nur nad) diefem 
— ſich beſtimmen (KG. 7. Juli 03, RO 55, 247). 

Gemeingebraud an Öffentlihen Wegen nad) gemeinem Redt: I. 2, 156 
Nr. 1; öffentlichrechtlihe Normen, Inſtleute: Ar. 2. 


Literatur: j. J. 2, 156. 


Urt. 57. 
Literatur: ſ. I. 2, 156. 

Art. 58. 
Literatur: f. I. 2, 157. 

Art. 59. 


Literatur: Arükmann, Fidelkommiß, Rente und Verfchuldungsgrenze, ArhBürgR. 23, 181; 
f. ferner 5.2, 167. 


Preußifche Familienfideikommilfe: J. 2, 157. 


Art. 61. 
Eintragung im Grundbud: J. 1, 241. 
Art. 62, 
| Eintragsfähigkeit der Verficherungspfliht und des Veräußerungsverbots: 
.1, 241. 
Art. 64, 
Literatur: ſ. 3.1, 241; 2, 157. 
Art. 65. 


Literatur: f. I. 2, 157. 

Umfang des gemeinredhtlihen Schußes des Regenwafferablaufs: NG. 
21. März 03, SeuffA. 59, 275; Öffentliche Flüffe: I. 2, 157 Nr. 1; Alluvion am 
Ufer ftehender Gewäſſer: Air. 2; Wafferentnahme am Bad: J. 1, 241 Wir. 1; 
Flußbett mit Ebbe und Flut: Ar. 2. 


Art. 67. 
Riteratur: ſ. I. 1, 241; 2, 157. 
Bergihädenaniprud: 3. 2, 157 Nr. 1; Zubehöreigenichaft der Gebäude in 
Sachſen: Ar. 2; — —— J. 1, 241 Ar. 1; Zubußen: Air. 2; Wind» 
müblen, Berghalden: Wr. 3. 
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Art. 68, 


Art. 69. 
2iteratur: ſ. I. 2, 158. 

1. Der Eigentümer eines zur Zeit des nkrafttretens des BGB. mit 
einer ifchereiberechtigung belajteten Grundſtücks ift verpflichtet, die Eintragung 
der Berechtigung in das Grundbuch zu bewilligen, wenn die Fiſchereiberechti— 
gung nad den für das fragliche Rechtsgebiet in Betracht kommenden Beitim- 
mungen ſich als eine objektiv dingliche darftellt (RG. 25. Sept. 03, RG3. 
55, 314 = DJ2. 9, 69). 

2. Infoweit die zur Zeit des Änkrafttretens des BGB. beitehenden 
Grunddienftbarkeiten (Fifchereigerechtigkeit nach ſächſiſchem Recht) den generell 
der Landesgefeggebung vorbehaltenen Redtsmaterien angehören, behält die 
Zandesgefeggebung überhaupt Geltung (DVG. Dresden 10. April 02, SädfDLG. 


Zur Yuslegung: 7.1, 241. 


3. Afterverpadhtung einer Jagd nad preußiihem Recht: I. 2, 158; 


2, 52 Ar. 2 


Art. 71. 
vgl. 8 835. 

Art. 73. 
Meeresufer: 3. 1, 142; 2, 7 8 90 Nr. 1. 

Art. 75. 


— — KRollifionsnormen zum Verſicherungsvertrag. Böhms3. 13, 366; f. ferner 

1. Nach gemeinem Recht werden durch den Liquidationsbeichluß eines 
BVerficherungsvereins auf Gegenfeitigkeit die Rechte der Mitglieder aus den 
BVerfiherungsverträgen nicht beeinträdtigt, falls es fih um Lebensverfidhe- 
rungen handelt (RG. 15. Dez. 03, Seuffll. 59, 274). 

2. Der objektive Gebäudewert ift von der Feuerverfiherungsgefellichaft 
im Falle eines Brandes audy dann zu erfegen, wenn die Gebäude bereits zum 
Abbruch beftimmt waren (RG. 6. Juni 02, SeuffA. 59, 402). 

3. Welches Recht für die Verfiherung maßgebend? %. 2, 158 Ar. 1 — 
Pudelts3 34, 586; Worfchriften des Verſicherungsrechts allgemein aufredt- 
erhalten: I. 1, 242 Nr. 1; Recdtsfähigkeit der WVerficherungsgefellihaften auf 
Gegenfeitigkeit: Nr. 2. 

rt. 76. 


Abtretung von Verlagsredhten für Frankreich: J. 1, 242 Nr. 1; Unverkäuf- 
lichkeit des verlegten Werkes: Nr. 2. 


Art. 77. 
Literatur: ſ. oben bei $ 31 BGB, aud in J. 1 u. 2. 

1. Die Tätigkeit eines Gemeindebeamten beim Verkauf eines gemeind- 
lihen Grundftüks ift als Ausübung anvertrauter Öffentlicher Gewalt nicht 
zu eradıten (BayVGH. 22. April 03, BayVGH. 24, 476). 

2. Die Amtstätigkeit der Poftagenten gegenüber dem Publikum bei Ver— 
mittlung des Poſt- und Telegraphenverkehrs iſt als Ausübung anvertrauter 
——— Gewalt nicht zu betrachten (BayVBG6H. 13. Mai 03, BayVG9 
4, 514). 

3. Über Fälle der Ausübung öffentliher Gewalt f. oben $ 31 BGB. 
7a bis d; RG. 15. Okt. 03 dort in a — DI2. 8, 573; RG. 11. Mai 04 dort 
in a — SächſArch. 14, 478; RO. 10. (nicht 14.) Dez. 03 dort in d = IW. 33, 52. 
Bol. ferner MilBenf®. in $ 5 des G. vom 13. Juni 95. 

4. Unwendung auf den Reichsmilitärfiskus: I. 2, 158 Nr. 1 = IM. 32 
B. 65 — Fiſchers 3. 27, 272; ebenfo RG. 22. Mai 03, ElſLoth3. 29, 321; Aus— 
übung der öffentliden Gewalt: I. 2, 158 Nr. 2; $ 11 EGGVG.: Nr. 3; Sächſ. 
Refkript vom 28. Okt. 1796: 7.1, 242. 

12* 
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Urt. 80, 


Bei Handlungen des Richters, die nad Lage der Sade einen rafhen 
Entihluß und deffen fchleunige Ausführung erfordern, kann die vermögens- 
rechtlihe Werantwortung des Beamten keinesfalls nah dem Maßſtabe be- 
urteilt werden, ob fi das Vorgehen bei ſpäterer Brüfung als fadhdienli und 
pe erweift. Wenn der Richter fich in der von ihm vorausgefegten 

achlage geirrt oder auch in der Wahl des Mittels für den gefegmäßig er- 
folgten Zweck fehlgegriffen bat, fo hat er damit noch nicht feine Amtspflicht 
verlegt (RG. 25. Tan. 04, RG3Z. 56, 339). 


Art. 81. 
—— nur von Sonderbeſtimmungen bezüglich der Aufrech— 
nung: J. 2, 158. 
Art. 84. 


1. Sowohl die Orden als ſolche, wie deren einzelne Niederlaſſungen ſind 
„geiſtliche Geſellſchaften“, die nach Urt. 13 der Preuß. Verfaſſung Korporations— 
rechte nur im Wege der Geſetzgebung erlangen können (RG. 28. Dez. 03, 
Rhein ARV. 21, 93 — RheinNot3. 49, 51 — RAGT. 27 A 75 — DRG. 8, 164). 

2. Die „freie evangelifhe Gemeinſchaft“ iſt weder als Religionsgefell- 
ſchaft noch als geiftliche Gefellihaft anzufehen (O6. Cleve 22. April 08, ZBl- 
36. 4, 342). 

Art, 86. 


1. —— Landgemeinden bedürfen der Genehmigung des Kreisaus— 
ueʒ zum Grundſtückserwerbe nur bei einem Werte von mehr als 5000 M. 
(RO. 28. März 04, R6T. 27 A 273). 

2. Kirchliche Rorporationen: 3.2, 158 — DLG. 8, 103 — KG6F. 36 A 257. 


Urt. 87. 
Riteratur: ſ. I. 1, 242, 

Art. 91. 
Biteratur: ſ. I. 2, 158. 

Art. 95. 


Literatur: |. 3. 1, 242. 

1. Zu den Vorjchriften, die unberührt bleiben, find aud) die dem Gefinde- 
recht angehörenden Vorichriften über die Form des Gefindevertrags zu rechnen. 
In Preußen ift der Gefindedienftvertrag an keine Form gebunden, auch wenn 
er einen Gegenstand von über 150 M. betrifft (AG. 5. Okt. 08, R6GT. 26 C 79 
— Recht 8, 554). 

2. In Preußen find Dienjtboten nicht berechtigt, wegen leichter Züchtigung 
den Dienſt ohne Kündigung zu verlaffen (OLG. Stettin 6. Nov. 03, OLG, 
7, 476). 

3. Bei der Vergleihung der Verpflichtungen des Dienftberedtigten kommt 
es lediglich auf die gefeglichen Beitimmungen als ſolche und nicht darauf an, 
ob fie bei dem einzelnen Dienftverhältniffe nad den dafür getroffenen befon- 
deren Beltimmungen wirken (PrONVG. ohne Datum, OLG. 9, 289 Nr. 1 = 
PrOVG. 42, 315). 

4. 8 7 der Sädjf. Gefindeordnung: I. 1, 242. 


Art. 96. 
Gutsüberlaffungsvertrag: I. 1, 242. 


Art. 99. 
Pfändung von Zinfen: 3. 1, 243 Nr. 1; Außerkursfegung: Nr. 2. 


! Hier irrtümlich 04 als Datum angegeben. 
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Art. 106. 

1. Der Art. 105 EGBGB. hat für die nah dem 1. Januar 1900 ein- 
getretenen Schäden eine erweiterte Haftung des Unternehmers eines Eifen- 
bahnbetriebes nah den Grundfägen der gemeinſchaftlichen actio negatoria 
nicht zur Folge (OLG. Kiel 13. Febr. 04, SchlHolſtAnz. 04, 68). 

2. Bedeutung der Beitimmung des Art. 105: 7.2, 159. 

Art. 109. 
vgl. 83 HaftpflG. Nr.4; Aufhebung wohlerworbener Privatrechte: J. 1, 243. 


Art. 111. 
Baupolizeiliche Verbote: 7. 1, 243; 2, 84 8 903 Nr. 2; vgl. oben $ 906 
Nr.5 SchlHolſtAnz. 04, 241). 
Art. 113. 


Literatur: ſ. 3.2, 159. 
Unfahrtsrampen an einer Brücke: I. 2, 159 Ar. 1; Gemeingebraud an 
öffentlichen Wegen: I. 2, 156 Art. 55 Wr. 1. 


Urt. 115. 


Biteratur: f. I. 2, 159. Art. 119. 
Parzellenabtrennung von einem Gutsbezirk: J. 1, 243. 


Art. 124. 


Literatur: |. 3.2, 150. 


Biteratur: f. J. 2, 159. 

Miteigentum: I. 1, 243. 

Art. 132. 

1. Die auf den Beitimmungen des PrULR. berubende Werbindlid- 
keit einer Kirchengemeinde zur Leiftung von Hand» und Spanndieniten zur 
Herftellung und Unterhaltung eines Schulhaufes, das zugleih als Külter- 
— dient, iſt öffentlichrechtlicher Natur (BayVSp. 31. It. 02, BayVGH. 
24, 225). 


2. Pfarrhausbaulaft: J. 1, 243. 


Art. 133. 


1. Daß die Evangeliihen beftimmter Gemeinden an einem Kirchhof 
nußungsberedtigt und unterhaltspflichtig find, kann auf dem Grundbucdhblatte 
des Kirhhofs nicht eingetragen werden (RG. 2. Febr. 03, OLG. 8, 123 — 
ZRirhR. 14, 273). 

2. Erbbegräbniffe in Sachſen: J. 1, 243 Nr. 1; Begräbnisplag auf Privat- 
——— Nr. 2; „ehrliches Begräbnis": Nr. 3; Aſchenreſte auf Friedhöfen: 

tr. 4. 


Art. 134. 
Literatur: |. I. 2, 159. 

Verhältnis des Landesrechts zu den reichsgejeglichen Vorfchriften über Er— 
jiehungsredht: 7.2, 159 Ar. 1; Rinder aus preußifhen Mifchehen: Nr. 2; Auf: 
rechterhaltung von Zwangsmaßregeln: 3. 1, 244 Nr. 1; Kinder eines Alt» 
katholiken: Ar. 2; legte Krankheit: Nr. 4; Religionsunterrict: Ar. 5; uneheliche 
Rinder: Ar. 6; Verträge der Ehegatten in der Pfalz: Ar. 7. 


Art. 135. 


Riteratur: Cordes, Zwangs- und er und öffentliche Armenpflege. Zugleich ein 
Beitrag zur Erläuterung der 88 1666 u. 1838 BGB. und & 135 EGBGB. mit befonderer Be- 
rühfihtigung der oldenb, Gejeggebung, D1d3. 30, 184; Beft, Zwangserziehung im Sinne 
bes Urt. 135 EGBGB. und Anordnung der Unterbringung nad ben 1666, 188 BGB., 
Recht 8, 177; Sf. ferner I. 2, 160. 


Borausfegung der er ce 3. 2, 160 Ar. 1; VBormundichafts- 
behörde: Nr. 2; 88 55, 56 StOB.: J. 1, 244, 
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Art. 136. 
Literatur; Thoma, Die Armenvormundſchaft, BadVerw3. 3%, 21. 

1. Sind auf Grund ortsitatutarifcher Beitimmung Beamten der Gemeinde 
verwaltung die Rechte und Pflichten eines Wormunds für folhe Minderjährige 
übertragen, die im Wege der Öffentlichen Armenpflege unterjtügt werden, fo 
bat die Gemeindeverwaltung dem Wormundichaftsgericht auf deſſen Erſuchen 
die betreffenden Beamten zu bezeichnen (RG. 14. Dez. 03, Rhein ARBV. 21, 128). 

2. Anſtalt mit den Rechten eines VBormunds: J. 2, 160. 


Art. 140. 


Art. 141. 
2iteratur: Geib, Die Zuftändigkeit der Amtsgerichte neben den Notaren zur Beurkundung von 


Rechtsgejchäften in Württemberg (EGBGB. Art. 141), Württ 3. 46, 134 
Beziebt fih nur auf die freiwillige Gerichtsbarkeit: 7. 2, 160. 
Urt. 143, 


Art. 151. 


Literatur: 1. J. 2, 160, 


Literatur: ſ. I. 1, 245. 


Literatur: ſ. 3.1, 245. 


Vierter Abjchnitt. Übergangsvorichriften. 
Literatur: 1. 3.1, 245; 2, 160, 
Art. 155. 

1. Eine vor 1900 ausgeiprodhene Entmündiqung wegen Geijteskrankbeit 
kann nad dem 1. Januar 1900 als Entmündigung wegen Geiftesihwäche 
aufrechterhalten werden (RG. 23. Okt. 02, GruchotsBeitr. 47, 897). 

2. Entmündigungsverfahren: T. 1, 245. 


Art. 156. 
Miederaufhebung der Entmündigung: T. 1, 245. 
Art. 161. 
Todestag vor 1900: 7.1, 245 Nr. 2 — WürttT. 15, 275; zu Abſ. 3: Ar. 1. 
Art. 163. 
Privatgelellichaften des alten Rechts: 3. 2, * ei 1, ebenfo OLG. Braun- 
ſchweig 19. Juni 03, GSeuffll. 59, 433; auch 3.1 45 Ar. 1; Beauflihtigung 
von Familienftiftungen. In Preußen: J. 2, 160 Sir er Gemeindefparkaffe in 
Sadjen: 3. 1, 245 Nr. 2, 
Art. 164. 

Literatur: Rriener, Reditsnerhältniffe an Brechſtuben, SeuffBl. 69, 110. 
Art. 167. 

= ed aaa von Sonderbejtimmungen in Landfhaftsordnungen ufw.: J. 1,245 

13. 
Art. 168. 
Lettwillige Verfügungsbefhränkungen in Preußen: I. 1, 246. 

Art. 169. 


Riteratur: 1. 3.1, 246. 

1. Die Anwendung der Borfchrift ift nicht auf diejenigen Fälle befchränkt, 
wo dem nad) altem Recht begründeten Anſpruch ein juriftifch völlig gleichartiger 
Unfprud des neuen Rechts entipricht; vielmehr ift im einzelnen Falle nur zu 
fragen, ob der nad) bisherigem Rechte begründete Anfpruc den konkreten Um- 
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ame nad auch gemäß dem Rechte des BGB. begründet fein würde (RG. 

Dez. 03, IW. 33, 109; vgl. RG. 16. Jan. 04, IW. 33, 110). 

2. Der Art. 169 ift auf die Ausſchlutzfriſten bei Eheſcheidungsgründen 
analog Fe (RO. 11. Tan. 04, DI3.9, 405) Val. über Ausfchlußfrijten: 
3.1, 246 Wr. 2. 

3. Iſt der Rlaganiprud nad dem 1. Januar 1900 entitanden, fo richtet 
fih deifen Verjährung nah neuem Recht, mag auch der dem Anſpruch zu— 
grunde liegende Vertrag vor 190 gejcloffen fein (OLG. Braunfchweig 
25. Sept. 03, Braunfhw. 51, 126,. 

4. Prescription partieuliere des rheiniſchen Rechts iſt keine eigentliche den 
Anſpruch tilgende Verjährung (OLG. Cöln 31. Okt. 03, RheinARV. 21, 99). 

5. Die dur das BGB. abgekürgte Friſt einer vor dem 1. Januar 1900 
bereits begonnenen Verjährung beginnt am 1. Januar 1900 und endet, je 
nachdem es fih um eine ein-, zwei: oder mehrjährige Friſt handelt, am 
31. Dezember eines folgenden Jahres (OLG. Breslau 30. Mai 04, Recht 8, 336). 

6. Anwendung auf $ 124 BGB.? T. 2, 161 Ar. 1; welches Recht maß— 
gebend: J. 1, 246 Ar. 1; frübere geſetzliche Ausichlußfrift: Ar. 2; vor 1900 
vollendete Verjährung: Ar. 3. 

Art. 170. 


Literatur: 1. 3.1, 246; 2, 161. 

1. Zum STEUER — Das nad neuem Recht zu beurteilen ijt 
(3. 2, 161 Air. 5) — gehört nur die Art und Weife, wie geleiftet werden muß, 
nicht. der Inhalt defien, was zu leijten ift. Zu dem Inhalte der Leiſtung ift, 
wenn dieſe auf Auskunftserteilun und deren eidliche Bejtärkung geht, das 
Maß der Eidespflicht zu rechnen (RG. 29. Febr. 04, IW. 33, 196). 

2. Gehört zum Entjtehen des Anſpruchs der nad dem 1. Januar 1900 
eingetretene Erfolg, ift aber die Handlung völlig vor 1900 geleiftet, fo af das 
Scduldverhältnis vor 1900 entitanden (RG. 2. Febr. 04, RG3. 57, 16 — IM. 


33, en 

Fit eine Mehrheit von Gläubigern oder Schuldnern an dem Schuld- 
— beteiligt, ſo berührt die Frage, wer die Rechte aus dem Schuld— 
verhältniſſe geltend zu machen und die Verpflichtungen aus ihm zu erfüllen, 
ſowie in welchem Umfange dies zu geſchehen babe, unmittelbar den Inhalt, 
den Umfang und die Wirkungen des Schuldverhältniffes (RG. 19. Sept. 03, 
RG3. 55, 285). 

4, Leiltungsverzug: 3.2, 161 ir. 1; Unnahmeverzug: Nr. 2 — Örudjots- 
Beitr. 47, 994; Darlehnszinfen: 7.2, 161 Ar. 3; Verzugszinfen: 3.1, 246 Nr. 1 u.2 
Tilgungs- und a sgründe, Erfüllungsgeichäft: 5 2, 161 Nr. 4 u. 5 
BayObLG. dort — l. 69, 61; Aufrechnung: J. 1, 247 Nr. 3; Zurück: 
behaltungsredt: J > 61 Nr. 6; Angei e der Abtretung: Nr. 7 = EiLoth2. 
29, 185; Dauerdelikte: %.2, 161 Ar. 8 ppothekenübernahme: Ar. 9, ebenſo 
DES. Dresden 25. Mai 03, OLG. 8, te: ; handelsrechtliche Schuldverbältniffe: 
3.2, 161 Ar. 10; familienrechtliche Schuldverhältniffe: Ar. 11; bisherige Kol— 
Üfionsnormen: 8 1, 247 Ar. 11; 2, 161 Nr. 12; gemeinredtlihe Wieder- 
einfegung: Ar. 13; it aft: I. 3 247 Nr. 6; 8 268 H6B.: Ar. 7; Friften: 
Nr. 8; Bürgihaft: Ar. 9; Verlöbnis: Wir. 14. 


Se Art. 171. 

Bedeutung und Auslegung des Art. 171: 7.2, 162 Nr. 1; verichieden be- 
meſſenes gg ara Nr. 2; Vertragsform? Ar. 8; dingliches Mietrecht: 
3.1, 248 Nr. 2; Pfandredt: Ar. 3; Handlungsgebilfen: Ar. 4 ; zuläffige Rün- 
digung: Ar. 5 

Art. 172. 


1. Die vor dem Inkrafttreten des BOB. eingegangenen Miet: und Padıt- 
verhältniffe beftimmen ſich im allgemeinen nad dem bisherigen Rechte; die 
Borichriften in 88 571 ff. BGB. finden nur infoweit Anwendung, als der 
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Mieter die darin bejtimmten Rechte gegen den Erwerber erlangt (RG. 20. Okt. 03, 
IM. 32 2. 131). 
2. Zwangsverfteigerung: J. 1, 248. 


Art. 173. 
Eigentum an einer Scheidemauer! J. 2, 162. 


Art. 180. 
Spolieneinrede: J. 2, 162 Nr. 1; Erfagpflicht für Aufwendungen: I. 1, 248 
Ar. 2. 
Art. 181. 


1. Mit dem Inkrafttreten des BGB. ift das Sondereigentum an einer 
Sadıe, die fih nad neuem Recht als wefentliher Beltandteil einer andern 
Sadıe daritellt, erlofhen; dodh kann diefer Umstand einer vor dem 1. Januar 
1900 erhobenen Klage auf Herausgabe nicht entgegengefeßt werden (RG. 
18. Dez. 03, RG3Z. 56, 243 — D33. 9, 314 — SchlHolſt Anz. 04, 198). Ab— 
weichend: 7.1, 249 Wr. 2. 

2. Eigentumserwerb: J. 1, 249 Nr. 1; Machtbefugniffe des Eigentümers: 
Nr. 3; 88 1004, 906 BEGB.: Nr. 4; Miteigentum nad Bruchteilen: Ar. 5. 


Art. 182, 
Literatur: J. I. 2, 162. 


Stockwerkseigentum: 5.2, 162. 


Art. 184. 
Literatur: f. I. 1, 249. 

1. Urt. 184 bat nicht bloß eingetragene Rechte im Auge; vielmehr 
läßt der Paragraph alle Rechte, mit denen eine Sade oder ein Redht am 
1. Januar 1900 belaftet war, bejtehen, foweit fich nicht aus den Art. 192—195 
ein anderes ergibt (RG. 11. Nov. 03, DI3Z.9, 122 — 3BIFG. 4 495 — IM. 
3,5 = RG3. 56, 10; RG. 12. April 04, IW. 33, 282; OLG. Dresden 
9. März 03, 3BIFG. 4, 497). Ebenfo: 7.2, 163 Ar.4 = RG3. 55, 314 — 
233.9, 69. 

2. Bei den beitehen gebliebenen Rechten find die dem Berechtigten zus 
itehenden Befugnijfe und die entiprechenden Pflichten des Eigentümers nad 
Art und Umfang gemäß dem früheren Rechte zu bejtimmen; doc ift das Maß 
für die Benugung einer Dienjtbarkeit und Reallaft nad neuem Recht zu be= 
ftimmen (RG. 28. Jan. 04, R63. 56, 378 —= IM. 33, 165). 

3. Ein beitehendes Kellerrecht ift nicht mehr als Eigentum, wohl aber als 
ein dingliches Recht im Sinne von Art. 184 aufrechterhalten (RG. 13. Jan. O4, 
RG3. 56, 258 — Rhein ART. 21, 135 — Pudelts. 35, 257). 

4. Die Vorausfeungen für die Aufhebung eines vorm Inkrafttreten des 
BGB. begründeten dinglihen Workaufsrechtes find als zu deſſen Inhalt ge- 
hörig nad dem zur Zeit feiner Entjtehung geltenden Gefege zu beurteilen 
(RG. 18. Mai 04, ZW. 33, 381). 

5. val. oben $ 97 BGB. Tr. 1; Art. 69 Nr. 1. 

6. Erbzinsrechte zuguniten des „Ulntererbzinsherrn”: J. 2, 162 Ar. 1; Vor— 
merkung des früheren Rechts: Ar.2 u.4, fowie J. 1,249 Nr. 3; Gemeinde 
fervitut: I. 2, 162 Ar. 3 = GSeuffX. 59, 12; antichretifhes Pfandredt: I. 1, 249 
Nr. 1; Nutungspfandredt: Ar. 2; Pfandreht am Zubehör: Ar. 4; Nießbraud: 
Ar. 5; Wegegerechtigkeit: Nr. 6. 

Art. 187, 


Die Vorfchrift entfcheidet die Frage nicht, unter weldyen formellen Voraus— 
fegungen die ar ar ftattzufinden hat, dafür ijt die GBD. maßgebend 
(KG. 1. Aug. 03, DVG. 8, 129). 
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Art. 189. 
Literatur: Peter, Bon der Grundfhuld im elfaß-lothringiichen Zwifchenrecdht, ElſLothNot3. 24, 4. 
Sandesgefeglihe Hypothek: I. 1, 249. 


Art. 191. 


1. Art. 191 betrifft nur den Schuß im Beſitz einer Dienftbarkeit, nicht die 
Geltendmadung eines Dienftbarkeitsanfpruds beitimmten Inhalts (RG. 21. Jan. 
04, SW. 33, 138). 

2. Ausübung der Dienftbarkeit: J. 2, 163. 


Art. 192, 
Literatur: Dennler, Zur Bedeutung des Art. 192 EGBGB., Seuffßt. 69, 89; ſ. ferner I. 1, 349; 
2, 168. 


Umwandlung einer nit valutierten altredhtlichen Dupotbet in eine Eigen- 
tümergrundfhuld: I. 1, 249 Ar. 1; 2, 163 Nr. 1; ebenfo OLG. Dresden 3. Bert 
03, SäihfOLG. 25, 222; Anfechtung einer altrecdhtlihen Hypothek: I. 2, 163 
Ar. 2; preußiihe Rautionshypothek: Ar. 3 u. 4; preußiſche Eigentümerhypotbek: 
3. 1, 250 Ar. 3; Hypothek an „gewillkürtem“ Zubehör: I. 2, 163 Nr. 6; Zur 
behöreigenſchaft: I. 1, 250 Ar. 8; Hypothek auf Unteil eines Miterben: 7. 1,250 
Nr. 4; Arreſthypothek: Nr. 5; Hypothek des ſächſiſchen Rechts: Ar. 6 u. 7; 
Einreden aus dem perfönlihen Schuldverhältnis: Nr. 9, ebenfo RG. 17. Okt. 
03, 3BIFG. 4, 492; Ronkurs: Nr. 10. 


Art. 193. 


Art. 195. 
Urt. 195 bezieht ſich nicht auf Rentenfchulden (OLG. Hamburg 14. Juli 04, 
HanſG3. 25 B. 233). 
Art. 198, 


Ungültigkeitsklage: I. 1,251 Ar. 1; Ausſchlußfriſt: Ar. 2; Werlöbnis: ir. 3. 


Literatur: f. J. 1, 351. Art. 199. 

Sceidungsurteil, Unterhaltsanfprüde: 3.1, 251 Air. 1, ebenfo OLG. Frank- 
furt 10. Nov. 03, Recht 8, 47; Schlüffelgewalt: Ar. 2; KRojtenvorfhuß bei der 
Sceidungsklage: Nr. 3. 

Art. 200. 


Piteratur: ſ. I. 2, 168. 


Literatur: ſ. I. 1, 251; 2, 164. 

1. Eine Ehefrau, die unter rheinifhem Recht Gütertrennung vereinbart 
bat, ift jet nicht mehr gemäß Art. 217 C. c. bei ihren Verfügungen an die 
Mitwirkung des Mannes gebunden (RG. 1. Aug. 03, DLG. 7, 399). 

2. In Stralfund wird bei der Auseinanderfegung mit den Rindern nad) 
Lübifhem Recht nur der Nachlaß des verftorbenen Ehegatten geteilt (OLG. 
Stettin 17. März 03, OLG. 7, 400). 

3. Auf die am 1. Januar 1900 beftehende fortgeiegte Gütergemeinſchaft 
finden die Art. 44 ff. PIUGBGB. keine Anwendung (RG. 4. Jan. 04, DLG. 
8, 338). Fortgeſetzte Gütergemeinfhaft des lübiſchen Rechts: I. 2, 164 Nr. 4. 

4. Abſchichtung. Wirkung der Todteiluna: I. 2, 164 Nr. 1; erbrechtliche 
Wirkungen des altredtlihen Güterftandes: Ar. 2 u. 3; 9. 1,251 Air. 2; Uns 
wanbdelbarkeit des Güterftandes: I. 2, 164 Nr. 5; unbeerbte Ehen des lübifchen 
Redts: 3. 1, 252 Nr. 5. 

Art. 201. 


2iteratur: f. 3. 1, 252. 

1. Eine vor 1900 begangene Bigamie kann nur dann zur Scheidung der 
Ehe führen, wenn die Verfehlung aud nad den Beitimmungen des damaligen 
Rechts ein Scheidungsgrund war (RG. 20. Okt. 03, OLG. 7, 411 — ZKirhR. 
14, 153). 
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2. „Bisherige Geſetze“: ‚252 Nr. 1; Rompenfation der Ehebrüche: 
Wr. 2 u. 3; bösliche fan Ar. 4; Rechtfertigungsgrund: Nr. 5 und 
3.2, 164 Ar. 3; Grund zur zeitweifen Trennung: 3.1,253 Nr.6; $ 1576 BGB.: 
Nr. 7; Berufung: Nr. 9; Rla e auf zeitliche Trennung: Ar. 10; Sculdfrage: 
Nr. 11: Unterbaltsanfprud): r. 12 u. 13; Tatfachen vor 1900: J. 2, 164 Ar. 1; 
Straftat, Strafe: Nr. 2. 

Art. 203. 
nn f. 5. 1, 283. 

* eine vor 1900 verheiratete minderjährige Haustochter durch die 
Ehefäiltehung die rechtliche Stellung einer volljährigen Ehefrau erlangt, fo 
findet, wenn nad 1900 Brozeffe gegen fie erhoben werden, $ 1626 nicht An— 
— (RG. 11. Febr. 03, GruchotsBeitr. 47, 998). 

as im Aurfürftentum Helfen dem Bater am mütterlihen Erbteile 
feiner Rinder vor 1900 entjtandene lebenslängliche Nießbraudsredht ift nicht 
——— (OLG. Kaſſel 10. Nov. 03, OLG. 8, 353). 

Klage des Kindes auf Verneinung der Vaterfhaft: 3. 2, 164 Nr. 1; 
Unterhoitsnhkte geichiedener Ehegatten: Ar. 2 und T. 1, 255 Nr. 13; Rechtsver: 

ann vor 1900 begründet: 7. 1, 253 Nr. 1; Feftftellun des *amilienftandes: 

254 Wr. 2; gemeinredhtliche Statusklage: Nr. 3; Vermögensauseinander- 
rd bei MWiederverheiratung: Nr. 4; elterliche Gewalt: Ar. 5 u. 6; Rindes- 
vermögen: Wr. 7 u. 8; Muttergut, Muttererbe: Ar. 9 u. 10; ; Anterhaltspflicht: 
Nr. 11; Mitgift: Ar. 12; Bilegihaft: Nr. 14; $ 1640 BGEB.: Nr. 15. 


Art. 206. 


Klage auf Herausgabe des Kindes: J. 1, 255 Wr. 1 u. 2; 2, 165; Bormund- 
Ihafts- oder Prozehgeriht? Nr. 3; Vertrag geichiedener Ehegatten: ir. 4; 
einjtweilige Verfügung: Wr. 5. 


Art. 207. 


Die Frage, ob ein vor 1900 geborenes Kind als ehelihes anzufehen ift, 
bejtimmt ſich nach den bisherigen Gejegen, und zwar find diefe bezüglich aller 
Ri die Trage der Ehelichkeit in Betracht kommenden — maßgebend 
RG. 13. Mai 02, IW. 31, 238 — Standesa. 2, 152). Ebenſo I. 1, 255; 2, 165. 
Bol. 3. 1, 256 Art. 209 Ar. 1. 


Art. 208. 

Riteratur: Fricke, Bebält der Vater eines vor dem 1. Januar 1900 außerehelidy geborenen Rindes 
das ihm in den SEHA2IM2UEN. gewährte Recht, das Kind er 4. —— 
in ch rg ae und Fe zu et oe 32,414; Noeldeke, Art. 08 E6B6 

hein RAV. ferner J 

1. Die zwiſchen einem —— Rinde und feinem Water bejtehenden 
Rechtsbeziehungen find nicht ſchon durch die Geburt zum Abſchluß gelangt, 
ftellen fi vielmehr als ein Dauerzuftand dar, der immer wieder neue Rechte 
und — — erzeugt (RG. 8. Juli 04, IW. 33, 465 — BadRpr. 70, 293). 

Das bisherige Recht des Waters, das uneheliche Rind felbit zu ver- 
oftege, ift nicht befeitigt (RG. 18. Fan. 04, Seuffl. 59, 238 — PoſMWSchr. 

ef — Braunſchweig 22. Febr. 01, Braunihwz. 51, 127). Ebenfo 3.2, 256 

r. 

— der a (Art. 340 C. e.): } 1; 256 Ar. 4; „Vater“: 
Nr. 1; bisheriges geſetzliches Erbrecht unehelicher Inder: Ar. 5; Statuten- 
kollifion: 3. 2, 165 Nr. 1; Familienrecht des Kindes gegenüber der Mutter, 
Art. 756 C, e.: fr. 2 = HeifRipr. 4, 137. 


Art. 209. 
AUdoptionsvertrag vor 1900 geietofen, nach 1900 genehmigt: I. 2, 165 
Nr. 1; Einkindichaftsvertrag: Ar. 2; Nießbrauh am Vermögen: J. 1, 256 


Nr. 1; ebeliche Ubftammung: Nr. 3. Vgl. Art. 207. 
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Art. 210. 

1. Die Fertigung des Nadlabverzeichniffes wegen Beteiligung Minder— 
jähriger als Erben fällt unter das Vormundichaftsrecht und unterfteht deshalb 
dem neuen Recht (OLG. Karlsruhe 20. Juni 03, BadRpr. 70, 74). 

2. PrFEG. vom 2. Juli 00: J. 2, 165 Ar. 1; geistliche Wormünder: 7. 
1, 256 Nr. 1; PBilegichaft: Ar. 2, 4, 5; Aufhebung eines Familienratsbeichluffes: 
Nr. 3; Befreiung der Vormünder: Wr. 6. 


Art. 213. 


Literatur: du Chesne, Erbrechtliche Auslegungsregeln in der Übergangszeit, RKecht 8, 469; 
Natter, Erwerb und Berluft, jowie Gegenftand Der nadı dem 1. Januar 1900 begründeten 
ftatutariihen Nugniebung, Württ3. 46, 33; f. ferner 9. 1, 337; 2, 165. 

1. Die Verpflichtung zur eidlihen Beſtärkung eines Nachlaßverzeichniſſes 
it, wenn der Erblaffer vor 1900 verftorben ijt, nach bisherigem Rechte zu ber 
urteilen (RG. 10. Dez. 03, RN63. 56, 221 == SähfOLG. 25, 41; BayDbL6 
30. Okt. 02, Seuffßl. 69, 123). 

2. Die Legitimation als Erbe eines vor 1900 verjtorbenen Erblaffers richtet 
fi) nad bisherigem Recht (OVG. Dresden 10. Febr. 03, SächſOLG. 25, 159). 
Ebenſo (Legitimation durch Erbihein?): 3. 1, 257 Nr. 5; 2, 166 Wir. 9, 

3. Zu den erbrechtlihen Verbältniffen des Urt. 213 gebört aud das In— 
jtitut des Tejtamentsvollitrekers (RG. 2. Febr. 04, FrankſKundſch. 38, 45). — 
Ahnlich: RG. in J. 1, 257 Ar. 1 u. 7; 2, 166 ir. 8. 

4. 8 50 PrVormd. enthält eine erbrechtliche WBorfchrift im Sinne des 
Art. 213 EG. Der Minderjährige, welder vor 1. Januar 1900 definitiv die 
Benefiziarerbeneigenichaft erworben bat, wird foldyer nicht dur Handlungen 
oder Unterlafiungen feiner gejeßlichen Vertreter verluftig, auch nicht wenn 
diefe Handlungen und Unterlaffungen nad 1. Januar 1900 liegen (OLG. Eöln 
23. Dez. 03, OLG. 8, 367 — Rhein ARBV. 21, 132). 

5. Erbredtliche Verhältniffe: I. I, 257 Ar. 1 u. 2; Teftamentseröffnung: 
Nr. 3; Erbregulierung: Ar 4; Nadlaßpflegichaft: Ar. 6; retour lögal: Nr. 8; 
Ehevertrag: Ar. 9; Erbichaftskauf: Air. 10; Nacyerbe: Ar. 11; Pflichtteil: 7. 
2,165 Ar. 1; Ergänzung des Pflichtteils: Ar. 2; Anfechtung eines Teftaments: 
Nr. 3; fideikommilfarifche Subftitution: Ar. 4 — SchlHolſtAnz. 04, 70; Duaji- 
pupillarfubftitution: Air. 5; Auseinanderjegung der Miterben: Ar. 6; Ausein- 
anderjegungsverfahren: Ar. 7 = 3BIFG. 4, 412. 


Art. 214, 

Literatur: Dp., Zur Frage der Auslegung der vor dem 1. Januar 1900 errichteten Teitamente 
und Erbverträge von nad diefem geitpunkt verftorbenen Ehegatten, HeſſKſpr. 4, 133; dazu 
Hangen, HeſſKſpr. 5, 5; f. ferner I. 2, 166. 

1. Bezüglich eines vor 1900 errichteten Erbvertrags find die Vorſchriften 
des früheren Rechts, wenn der Erblaffer nach 1900 jtirbt, nur infoweit anzu— 
wenden, als es fih um die Errichtung des Erbvertrags und die Bindung des 
Erblaffers an deſſen Beitimmungen handelt, in allen — Beziehungen 
— die Vorſchriften des BGB. maßgebend (Baydbt®. 31. Okt. 03, Seuffli. 
59, 99). 

2. Der Inhalt eines vor dem Inkrafttreten des BGB. abgeichloffenen 
Erbvertrags bejtimmt ſich danach, wie er nad) dem zur Zeit feiner Schließung 
geltenden Rechte auszulegen ift BayDbL6. 5. Juli 04, Recht 8, 451). 

3. Dagegen: Urt. 214 betrifft lediglich die formale Kraft eines vor 1900 
errichteten Tejtaments; der Inhalt der teitamentariichen Verfügung muß nad) 
neuem Recht gewürdigt werden (OLG. Poſen 24. Febr. 04, PoMScr. 7, #1). 
Bol. J. 1, 258 Wr. 1. 

4. Uuslegung: 3. 1, 258 Ar. 1 u. 2; Bindung des Willens, Scheidung: 
Ar. 3 — NRheinArch. 99 1 24; Unfechtung eines Erbvertrags: I. 1, 259 Nr. 1; 
2, 166 Nr. 1; sql. Urt. 217; Widerruf eines wechleljeitigen Tejtaments: 
3. 1, 259 Wr. 5; Ablieferungspflicht der Notare: Ar. 6. 


188 3. Reihshaftpflichtgefeß. 


Art. 217. 


Ein unter der Herrihaft des früheren Rechts, das ein Erbredt der Ehe— 
gatten nicht kannte, abgeichloffener Erbvertrag Ichließt, wenn ein Ehegatte 
erft nad Einführung des BGB. jtirbt, das Erbrecht des überlebenden Ehe- 
gatten nur dann aus, wenn in dem Erbvertrag ein nad den Vorfcriften des 
früheren Rechts gültiger Erbverziht enthalten iſt GayObLG. 20. Juni 04, 
Recht 8, 387). Bal. I. 2, 166. 

Art. 218. 


Literatur: Borhardt, Das chelihe Güterreht und Gütererbredht der übergeleiteten Eben in 
der preußiichen Monardıite, Breslau 1908; f. auch I. 2, 164 Art. 200. 


Wirkung der Überleitung: 3. 2, 166. 


3. Reichshaftpflichtgeſetz 
vom 7. Juni 1871 in der dur Art. 422 EGBGB. 
abgeänderten Faſſung. 


Lireratur: Eger, Kommentar, 5. Aufl., Hannover 1900; Haufer, Berlin 1886; Endemann, 
3. Aufl., 1885; Zah und Maier, Haftpflidtsrecht, 1902; Coermann, 1898; Reindl, München 
191; Eger (Tertausgabe), 1903; v. Weinridh, Die Haftpflicht der Voft für Beihädigung von 
Reifenden, verglichen mit der eg Hake nach deutſchem Reichsrecht, EifenbE. 19, 160; 
Eoermann, Die Etienbahnhaftpflict, EuſenbE. 18, 175; dberfelbe, Neue Haftpflidhtarund: 
füge, ZWerEifenbV. 04, 361; Reindl, Die Haftpfliht der Schlafwagengefellihaft, Eiienbe€. 
18, 367; Defterlen, Die Haftpflicht ber Eifenbahn nad gemeinem Redt und BGB., ins- 
befondere beim berfahren von Fuhrwerken und Beihädigungen durch Funkenflug, Eifenbe®. 
15, 273, 367; 16, 168, 352, 

8 1, 


Riteratur: Weber, Das Verjhulden bei Eifenbahnunfälten, Eifenb€. 19, 78; Qatka, Zur 
neueften Praxis des öfterreichtichen Haftpflichtrechtes Verſchulden des Beichädigten — höhere 
Gewalt — Schmerzensgeld), Eifenb®. 19, 359; v. ee Sind die SS 254 und 846 BGB. 
auf die Haftpflicht der Eijenbahnen und der Poft wegen Befhädigung von Reiſenden nicht 
anwendbar? Eifenb®. 19, 369; Boethke, Zufammenftoß eines Straßenbahn: und Omnibus ; 
wagens. WUusgleihungspfliht von Geſamtſchuldnern, die aus verfhiedenartigen Rechtsgründen 
haften, EifenbE. 20, 366; Tilſch, Uber Werfhulden des Beihädigten bei Unzurechnungs- 
fühigkeit_desjelben, Eifenb€. 17, 168; Birkenbihl, Zum Begriff „höhere Gewalt“ im Sinne 
bes 8 1 HaftpflG., Eifenb®. 18, 76; Shadhtan, Betriebsunfall und höhere Gewalt im Sinne 
des Haftpfi®. beim Betriebe einer elektrifchen —— EiſenbE. 16, 85; Weber, Er— 
fagpflit-Ronkurrenz für den nad Haftpflichtrecht Werantwortlien, Eifenb€. 21, 81. 

A. Begriff: 

1. Die Haftung nad) dem HaftpflG. ift als Haftung aus unerlaubter Hand- 
lung im Sinne des $ 840 BGB. anzufehen (RG. 23. Okt. /24. Nov. 02, SW. 32 
B. 25 = EifenbE. 20, 115 = RN63. 53, 114 — 3WVerſWeſ. 4, 419. — U. M.: 
RO. 8. Febr. 04, Recht 8, 222; vol. auch unten J). 


B. „Beim Betriebe*: 


2. Betrieb ift nicht im engſten Sinne zu verjtehen; es find alle Hanpd- 
lungen gemeint, die mit dem Transport felbjt in einem gewilfen Zufammen:- 
von jtehen (RG. 2. Mai 01, EifenbE€. 18, 225 — IM. 30, 427; RG. 9. Jan. 02, 
RG3. 50, 92 — ZRleinb. 10, 404; RG. 18. Juni 03, Seuffßl. 69, 116; RG. 
8. Okt. 03, IW. 32, 403). 

3. Doh muß eine erkennbare Beziehung zu einem beftimmten Betriebs- 
vorgange vorhanden fein (RG. 6. Juli 03, EiſenbE. 20, 181 — IM. 32, 345; 
RO. 16. Nov. 03, GruchotsBeitr. 48, 375). 

4. Ein Betriebsunfall liegt vor: 

a) wenn anläßlich des Umfdhlagens einer Weiche jemand verlegt wird 
(MO. 8. März 00, R63. 46, 23 — IM. 29, 315 — SächſArch. 10, 608 — 
Eifenb€. 17, 223, 225); 
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b) wenn fich der Unfall beim Rangieren ereignet, gleichviel ob ſich dies 
im Bahnhof oder außerhalb vollzieht (RG. 12. Mai 02, Recht 6, 327 — EifenbE. 
19, 63; OGS. Wien 5. Juni 01, EifenbE€. 18, 241); 

c) wenn jemand beim Ausfteigen aus dem Coupé verunglückt (RG. 
25. April 99, Eifenb€. 16, 146 — 308. 28, 343); 

d) wenn die Eile des Reifenden den Unfall verurſacht (RG. 24. Juni 02, 
IM. 31, 436 — ArchGewR. 3, 286 — EifenbE€. 19, 65; RG. 3. Juli 02, Recht 
6, 464; DLG. Cöln 10. Tan. 99, EifenbE. 16, 307 — Puchelts3. 30, 623; OLG. 
Rolmar 10. Mai 01, EifenbE. 18, 229 — ElſLoth3. 26, 395); 

e) wenn jemand durch die Elektrizität eines herabhängenden 
Drahtes verlegt wird, auch wenn der Betrieb der elektriihen Bahn zur 

eit des Unfalls ruht (RG. 15.'29. Tan. 00, EiſenbE. 17, 57; RG. 3. Dez. 08, 
RG3. 56, 265 — Eifenb€. 20, 334); 

f) wenn ein Pferd, durch eine Lokomotive erfhreKkt, durchgeht und 
einen Menſchen tötet (RG. 24. Nov. 02, RG3. 53, 114 — EifenbE€. 20, 24; 
OLG. Kolmar 10. Mai 02, Recht 6, 299 — EifenbE. 19, 62; OLG. Marien: 
werder 17. Sept. 03, PoſMSchr. 7, 98). Ebenfo und a. M.: DG6H. Wien 
(. 3.2, 71 Nr. 13); 

g) wenn jemand in einem Motorwagen durd eine Erplofion infolge 
Kurzſchluß derartig erfchreckt wird, daß er eine [hwere Nervenerfhütterung 
davonträgt und an feiner Gefundheit gefhädigt wird (MG. 29. Sept. 04, 
IM. 33, 562). 

5. Ein Betriebsunfall liegt nicht vor: 

a) wenn jemand durh das Herabfallen eines Stükes vom Dad: 
gelims des Bahnhofs verlegt wird (RG. 6. Juli 03, DIZ. 8, 478; RO. 
13. Zuli 04, IW. 33, 487); 

) wenn ein Reifender auf den Stufen des Bahnhofs ausgleitet 
(DGH. Wien 4. Jan. 00, Eifenb®. 17, 211; HG. Wien 30. Mai 03, Eifenb€. 
20, 174); 

c) wenn jemand nad der Unkunft aufdem Bahnſteig ausgleitet (KG. 
1. Zuli 04, ZW. 33, 484); 

d) wenn jemand beim Überfchreiten der Schienen verunglückt (RG. 
11. April 00, 7. Jan. 01, GrudyotsBeitr. 44, 1026; 45, 357 — EifenbE. 18, 42), 
auh wenn die Verlegung dadurd herbeigeführt wird, daß die Schiene in 
Ausfplitterung begriffen ift (OLG. Dresden 13. Febr. 01, DLG. 3, 51); 

e) wenn ein Paſſagier im Coupé durh Zugluft an der Gejundbheit 
geihädigt wird DEE. Celle 5. Okt. 98, Eifenb€. 16, 24 — SeuffXl. 54, 158); 

f) vgl. 3.2, 71 Nr. 13 d bis f. 


C. Eifenbahn: 

6. Für den Begriff der „Eifenbahn“ im Sinne des HaftpflG. iſt nicht 
wejentliches Erfordernis, daß die Bahn dem allgemeinen Verkehr dient (RG. 
11. April 00, GruchotsBeitr. 44, 1026 — SächſArch. 10, 604 — EifenbE. 17, 244).! 

7. Auch unterirdifche, dem Bergwerksbetrieb dienende Eifenbahnen fallen 
darunter (RG. 24. April 02, GruchotsBeitr. 46, 1005 — Recht 6, 353 — TW. 
31, 316 — ZBergr. 45, 82 — Eifenb€. 19, 61). 


D. Betriebsunternehmer: 

8 Maßgebend ift, für weſſen —— und Gefahr der Betrieb ausgeübt 
wird, wem das ökonomiſche Ergebnis des Betriebes zum Vorteil oder Nachteil 
gereicht (RG. 17. Sept. 01, EifenbE. 18, 264; RO. 16. Febr. 02, IW. 32, 158 — 
EifenbE®. 20, 140). 

9. Bei Bahnen in gemeinfamer Verwaltung find fämtliche Betriebsunter- 
nehmer folidarifch haftpflichtig und zur Klage paffiv legitimiert (RG. 17. Sept. 01, 
GrucdotsBeitr. 46, 1008; RO. 10. Juli 02, EifenbE®. 19, 251 — RG3. 52, 144). 


! Begriffsbeftimmung der Eifenbahn im Sinne des HaftpflG. ſ. RGZ. 1, 232. 
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10. Bei einem Zufammenjtoß an der Areuzungsitelle zweier Bahnen 
haften beide Unternehmer folidariich (RG. 12. Jan. 00, Sähfird. 10, 617 — 
Eilenb®. 17, 139, 213 = IW. 29, 188). 

E. Rauſalzuſammenhang: 

11. Der objektive urfächlihe Zufammenbang erfordert nicht mehr, als 
daß Unfang und Ende — die erite einen kaufalen Verlauf einleitende Tatſache 
und die Wirkung — durch eine ununterbrochene Kette von mitwirkenden Tat- 
ſachen verknüpft find (RG. 19. März 00, EifenbE€. 17, 231 — IM. 29, 396; 
RO. 2. April 00, SächſArch. 10, 613). 

12. Durch das Dazwifchentreten einer, wenn aud auf freiem Entſchluſſe 
beruhenden Handlung eines Dritten, die mit der Verfchuldung einer andern 
Perfon im Zufammenhang ſteht, wird der Kaufalzufammenhang nicht not- 
wendig aufgehoben (RG. 25. Nov. 02, IM. 32, 30 — EifenbE€. %0, 122; RG. 
22. Dez. 02, EifenbE. 20, 311 — AUrhEBMW. 04, 741). 

13. Wegen des bloßen Überwiegens einer von mehreren Schadensurfachen 
darf den anderen die Raufalität nicht ganz abgefprochen werden (RG. 22. Juni 03, 
IM. 32 3. 92 — Eifenb€®. 20, 179). 

14. vgl. I. 1, 92 Nr. 4; 2, 70 Nr. 4. 


F. Höbere Gewalt: 

15. „Höhere Gewalt“ bedeutet ein von außen, d. h. außerhalb des Be— 
triebs des Unternehmers, einwirkendes Ereignis, das auch durd die äußerſte 
nach den — Umſtänden gebotene Vorſicht und durch alle vernünftiger— 
weiſe dem Unternehmer zuzumutenden Vorkehrungen nicht abzuwehren, noch 
in feinen Folgen unſchädlich zu machen iſt (RG. 28. Jan. 01, IW. 30, 164; 
RG. 9. Dt. 02, SächſArch. 13, 202; DLG. Kolmar 24. März 03, ElfLoth2. 
29, 344). 

16. Höhere Gewalt kann unter Umftänden aud in dem gewaltjamen 
Eingreifen eines Dritten in den Betrieb liegen (RG. 9. Okt. 02, Eifenb€. 19, 258). 

17. Unfälle, die ihren Grund in der gefährdenden Natur des Bahn: 
betriebs haben, können nidyt als Ereigniffe angefehen werden, die als Grund» 
lage für die Annahme höherer Gewalt dienen (RG. 12. Juni 99, R63. 44, 27 
— Eifenb€. 16, 163; RG. 2. Nov. 99, SeuffX. 55, 158 Nr. 76 — GrudotsBeitr. 
44, 160; RO. 5. Jan. 03, IW. 32, 110 — EifenbE€. 20, 127). 

18. Mängel des Betriebs und mangelhafte Leiftungen der Betriebsbeamten 
können niemals höhere Gewalt daritellen (RG. 22. Juli 03, IW. 32, 316 — 
EifenbE. 20, 184; OGH. Wien 30. Jan. 01, EifenbE€. 19, 195 — RöllsE. 01, 22). 

19. Höhere Gewalt liegt audy vor, wenn der Verlegte in einem Zuftand 
momentaner geijtiger Verwirrung gehandelt hat (RG. 3. Tuli 99, Eifenb€. 
16, 255 — SächſArch. 9, 700). Dagegen kann die Beftürzung eines Verlegten 
nicht als höhere Gewalt gelten (RG. 14. Nov. 01, EifenbE. 18, 336 — IM. 
31, 31 = ArchGewR. 3, 128). 

20. Überfahren eines unmündigen Rindes kann nie unter den Begriff der 
„böheren Gewalt“ fallen (RG. 2. Nov. 99, EiſenbE. 16, 335; RG. 11. Mai 03, 
FB. 32, 273 — RN63. 54, 404 — Eifenb€. 20, 166; RG. 4. Febr. 04, IM. 
33, 183 — Recht 8, 228 — EifenbE. 20, 346; RG. 28. März 04, EifenbE, 21, 59). 

21. Höhere Gewalt liegt vor, wenn infolge eines Orkans an der Berg: 
lehne ein Baum entwurzelt wird und dabei Steine auf die Geleife fallen 
(OGH. Wien 13. Okt. 03, Eifenb€. 20, 322). 


G. Eigenes Verſchulden: 

22. „Berfchulden” ift gleichbedeutend mit YFahrläffigkeit im Sinne von 
8 276 BGB. (RG. 14. Nov. 01, IW. 31, 31). 

23. Danach handelt fahrläffig, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
außer act läßt; diefe Vorſchrift gilt auch für Kinder im Alter von über 
7 Jahren (RG. 30. April 00, GruchotsBeitr. 47, 920). 

24. Kommt ein Rind im Alter von über 7 Jahren in grage, fo ift $ 828 
anzuwenden (RG. 28. Mai 03, SächſArch. 14, 81). Eigenes VBerfchulden ift an- 
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zunehmen, wenn Kinder auf der Straße fpielen, ohne auf die Straßenbahn zu 
achten (RG. 28. März 03, ZRleinb. 11, 116). Bei Rindern unter 7 Jahren tjt 
eigenes Verſchulden ausgeſchloſſen (RG. 19. Jan. 03, ArchẽkBW. 04, 473 — 
ZRleinb, 11, 207; OLG. Kolmar 24. März 03, ElſLoth3. 29, 344). 

25. Die vom Publikum zu beobadhtende Vorficht tft nicht in allen Fällen 
in gleicher Weiſe, ſondern je nady den Umftänden zu beurteilen (RG. 14. Dez. 00, 
IM. 30, 40 — EifenbE€. 18, 36). 

26. Die bloße Möglichkeit, daß der Unfall durch eigenes Verſchulden des 
Getöteten verurfacht wurde, jchließt die Haftbarkeit der Bahn nicht aus (RG. 
1. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 193 — EifenbE. 21, 32). 

27. Berbotwidriges Verhalten allein begründet noch kein eigenes Ver— 
Ihulden des Berlegten (RG. 13. Nov. 99, Seuffl. 55, 160 Nr. 77 — EifenbE, 
16, 340; RG. 26. Juni 03, Redt 7, 405 — Eifenb€. 20, 77). Wal. unten 
Nr. 31 d u.e, aber auch ir. 30 h. 

28. Schuldhafte Gefährdung des eigenen Lebens wird dadurd aus 
geichloffen, daß fie erfolgte, um einer fittlihen Verpflichtung zu genügen, 
3. B. einen andern zu retten (RG. 16. Jan. 02, IJW. 31, 136 — Eifenb®. 19, 24 
— SächſArch. 12, 209); nicht aber, wenn fie erfolgte, um von Sachen (Tieren) 
eine Gefahr abzuwenden (RG. 28. Dez. 99, EifenbE. 17, 210 — SächſArch. 
10, 622). 

29. Eigenes Verfchulden kann nur als mitwirkende Urſache des Unfalls 
in Betracht kommen, nicht als alleinige (RG. 19. Juni 03, IW. 328.92 — 
EiſenbE. 20, 175; RG. 19. Okt. 03, IW. 32 3. 136 — EiſenbE. 20, 256 — 
Seuffßl. 69, 308). 

30. Eigenes Berfhulden liegt vor: 

a) wenn jemand eine Straße in einer Großftadt überfchreitet, ohne 
fi zu vergewilfern, ob ein Straßenbahnwagen kommt (RG. 15. Febr. 04, 
DI3. 9, 459 — AnnVerſ. 35, 373; DLG. Cöln 14. März 03, Eifenb®. 20, 63 
— Redt 7, 319; DLG. Hamburg 28. März 98, EifenbE. 16, 19). Ebenfo wenn 
jemand vom Bürgerfteig auf das Geleis herabtritt, ohne fi umzufehen (RG. 
2. Upril 00, Eifenb€. 17, 237 — SächſArch. 10, 613); 

b) wenn jemand binter einem Motorwagen weg aufs Nebengeleiie 
an 5* * zu überzeugen, ob ein Wagen entgegenkommt (RG. 14. April 04, 

.33, 287); 

ec) wenn jemand, der auf einen Motorwagen wartet, nur in der Rich— 
tung des von ihm erwarteten Wagens Yusihau hält (RG. 22. Tan. 03, IW. 
32, 102 = EiſenbE. 20, 134); 

d) wenn jemand abends eilig eine Verkehrsftraße kreuzt, ohne Umfhau 
3u halten, ob nicht audy von der andern Seite (links in der Fahrtrichtung) 
ein Motorwagen kommt (OLG. Hamburg 1. Juni 04, Hani63. 25 3 181); 

e) wenn der Verlegte überfahren wurde, obwohl der Motorwagenführer 
initruktionsmäßig (beim Bremfen) verfahren ift (RG. 26. März 02, 
Eifenb®. 19, 57 — ArchGewkK. 3, 224); 

f) wenn der Berlegte vorzeitig aus dem nodh in Bewegung befind- 
lihen Zug geftiegen iſt (OLG. Darmitadt 28. Juni 01, Puchelts 3. 33, 534 
— EifenbE. 19, 200; OLG. Wien 9. Juni 01, Eifenb®. 18, 242); 

g) wenn ein Paſſagier felbjt die Coupetür [chließt und fich hierbei den 
Finger einklemmt (OGH. Wien 238. März 01, Eifenb€. 18, 216; DEG. Wien 
19. Okt. 01, EifenbE. 18, 326); 

h) wenn ſich der Reifende vorfchriftswidrig auf der PBlattform des 
fahrenden Eijenbahnwagens aufgehalten hat (OLG. Graz 5. Juli O1, 
Eifenb€. 19, 6; D6H. Wien 2. Mai 01, EiſenbE. 18, 317; OGS. Wien 
12. Dez. 02, EifenbE€. 21, 1); 

i) wenn dem Berunglücten die Überfchreitung der Geleife ausnahms: 
weife geftattet worden, er aber hierbei infofern unbefonnen und forglos handelt, 
als er einen ihm entfallenden Gegenſtand aufbebt, ohne ſich um den heran- 
nahenden Zug zu kümmern (RG. 17. März 04, ZW. 33, 232 — Eifenb€. 21, 52); 
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k) wenn ein Radfahrer hinter einem Dampfbahnzug berfährt und 
plöglid aufs andere Geleis ausbiegt, ohne fid) zu vergewilfern, ob ein Straßen- 
bahnwagen ei Sehr een (RG. 15. März 00, Eifenb€. 17, 238); 

I) vgl. oben Wr. 27 und unten Ar. 31 du. e. 


31. Eigenes Verfhulden liegt nicht vor: 

a) wenn ein Reifender beim Aufftehen vom Sige mit der Hand zwiſchen 
an und Tür gerät und diefe zufhlägt (OGH. Wien 6. Dez. 00, EifenbE€. 

b) wenn das fahwidrige Verhalten durch Beitürzung infolge des Zu— 
lammenftoßes zweier Wagen hervorgerufen wurde (RG. 9. Jan. 02, R63. 
50, 92 — Eifenb®. 19, 18); 

c) wenn ein Paffagier beim Inbrandgeraten eines Motorwagens 
in ungeeigneter Weife vom Wagen |pringt (DRG. Dresden 9. März 03, Eifenb€. 
20, 226 = SädhfAUrd. 14, 126); 

d) wenn jemand vom Vorderperron eines Motorwagens fällt, weil 
er fih an der auellingftange, — diesbezüglichen Anſchlags, nicht feft- 
gehalten hat (RG. 2. April 00, IB. 29, 396 — SächſArch. 10, 615 — Eiſenbẽ. 
17, 238 — GrudotsBeitr. 44, 1028); 

e) wenn der Verlegte einen Plaß auf dem Perron des Straßenbahn: 
wagens eingenommen bat, der laut Anfchlag freizubleiben hatte (RG. 
23. April 03, GruchotsBeitr. 47, 1026); 

f) vgl. oben Nr. 27 und 30 h. 

32. Eine zu hohe Fahrgeihwindigkeit der Lokomotive ift dann nicht als 
kaufal für einen Unfall anzufehen, wenn das eigene Verfchulden des Ver- 
legten derart war, daß er aud bei langfamem Fahrtempo überfahren worden 
wäre (OLG. Dresden 2. Juli 01, Recht 5, 545 — Eifenb€. 18, 255). 

33. Trunkenheit allein beweijt das eigene Verſchulden des Verleßten noch 
nicht, fondern nur dann, wenn fie ihn In Ihuldhaftem Verhalten geführt hat 
MG. 27. Febr. 02, EifenbE®. 19, 50 = IM. 31 B. 212). 

34. Bei dem Zufammenjtoß eines Straßenbahn: Motorwagens mit einem 
Zandem kann gegen den Tandemfahrer, der hinter dem die Lenkitange 

übrenden fit, nur dann eigenes Verſchulden vorgehalten werden, wenn 
weifel in die Gewandtheit und Zuverläffigkeit des Führers begründet waren 
(RG. 1. Okt. 08, Eifenb€. 20, 249 — IW. 32, 403). 

35. 5 254 BOB. ift auf die Fälle des HaftpflG. anzuwenden (RG. 
24. Nov. 02, IM. 32 B. 13 — R63. 53, 75 — EifenbE. 19, 344; RG. 
5./12. Febr. 03, IM. 32, 157 — RN63. 53, 394 — DT. 8, 177 — EifenbE€. 
20, 48, 51; RG. 19. Okt. 03, IM. 32 3. 136 — GeuffBl. 69, 308; RG. 2. Nov. 
03, Seuffl. 59, 224 u. &.). — U. W. nur: OLG. Hamburg 22. Dez. 02, EifenbE€. 
20, 33; vgl. oben die Literatur. 

36. Schon die Urfädhlichkeit der allgemeinen Gefährlichkeit des Eifenbahn- 
betriebs einerfeits und eines eigenen Verfchulden des Verletzten anderfeits 
find gegeneinander abzuwägen (RG. 12. März 03, Eifenb€. 20, 150; RG. 
2. Nov. 03, Seuff A. 59, 224 — EifenbE. 21, 14; RG. 9. Nov. 03, IJW. 32 B. 136 
— Eifenb€. 20, 263 — R6}. 56, 154; RO. 3. Dez. 03, IM. 33, 87 — EifenbE. 
20, 333; OLG. Hamburg 10. Mai 04, HanſG3. 25 B. 193). 

37. Bei konkurrierendem Verſchulden des fahrläffig das Straßenbahngeleis 
Betretenden ſowie des nicht fofort bremfenden Wagenführers findet $ 254 BGB. 
Anwendung (RG. 14. April 04, EifenbE. 21, 66 = IM. 33, 287). 


H. Beweis. 

38. Der Unternehmer hat den vollen Beweis eines für den Unfall kaufalen 
eigenen Verfchuldens des Getöteten zu führen; kann der Hergang in diefer 
Richtung nicht aufgeklärt werden, fo fällt die Ungewißheit dem Unternehmer 
zur Laft (RG. 10. Juni 02, AUrhGewR. 3, 320 — Eifenb€. 19, 148; RG. 
10. Zuli 02, Buchelts3. 34, 80 — Eifenb€. 20, 15; NG. 1. Febr. 04, Pudelts. 
35, 193 — Eifenb€. 21, 32). 
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39. Der dem Haftpflichtigen nachgelaſſene Einredebeweis kann alternativ 
darauf gerichtet werden, daß entweder höhere Gewalt oder eigenes Verschulden 
des DWerlegten den Anfall herbeigeführt hat (RG. 8. Febr. 00, IW. 29, 256 = 
Eifenb®. 17, 147 — SächſArch. 10, 611). 

40. Gebt aus der Handlung des Werletten das Verſchulden desielben 
zweifelsfrei hervor, Jo bedarf es eines weitern Beweiles nicht (RG. 3. Juli 99, 
Eifenb®. 16, 255 = SächſArch. 9, 700). 

J. Geridtsitand. 

41. Der Gerichtsitand der unerlaubten Handlung iſt bei Klagen aus $ 1 
des Haftpfl®. nicht gegeben (RG. 13. Febr. 02, R6 3. 50, 408 —= SeuffA. 57, 372 
— EifenbE€. 19, 40). gl. aber oben Wr. 1. 

K. Revifion. 

42. In der Revifionsinjtanzg kann nur nadgeprüft werden, ob die feft- 
geitellten Tatſachen ein Verſchulden begründen oder ausichließen, und ob die 
der Löſung diefer Frage unterftellten Tatfachen eine ausreichende Würdigung 
des gefamten Inhalts der Verhandlungen erkennen laffen (RG. 12. Febr. 03, 
IM. 32, 157). 

8 2, 


Der Verletzte hat keinen Anſpruch auf eine Verfiherungsiumme aus einem 
vom Unternehmer abgeichloffenen Vertrage, aud nicht im Konkurfe desfelben 
(RG. 27. April 03, EifenbE€. 20, 157 — IM. 32, 246). 


83. 
Literatur; Weber, Das Redt Dritter im Haftpflichtgeieß, Eifenb€. 18, 272. 

1. Der Unterhaltsberechtigte ift zur Alage auf Schadenserfat wegen ſchuld— 
barer Tötung des Unterhaltspflichtigen bereits berechtigt, bevor der Getötete 
noch die Fähigkeit zur Unterhaltsgewährung erlangt hatte (BayObL©. 9. April 
02, Eifenb®. 19, 221 = GeuffXl. 57, 408). 

2. Eine Witwe, welde ihren Ehemann erjt nach der Verlegung geheiratet 
hat, bat keinen Anſpruch auf Unterhalt, den fie bei Lebzeiten des Mannes 
nicht gehabt hat (RG. 15. Jan. 03, Eifenb€. 20, 131 — IM. 32, 68, in Be- 
ne von OLG. Hamburg 23. Mai 02, ArchGewR. 3, 377 — Eifenb€. 
19, 236). 

3. Die Möglichkeit der Wiederverheiratung der Witwe eines Getöteten 
hat bei der Bemeffung der Entichädigung außer Betracht zu bleiben (RG. 
21. Nov. 00, EifenbE. 18, 23 — Pudelts. 33, 158). 

4. $ 845 BGB. findet auf 8 3 HaftpflG. keine Anwendung (RG. 8. Febr. 
04, Recht 8, 222 = RG}. 57, 52 = EiſenbE. 20, 347; 21, 36 = ArchEBW. 
04, 1210 = DI3. 9, 457 = Unnterf. 35, 374). 

5. In einer der Gefamteinnahme des Ehemanns entiprechenden Rente 
liegt auch die Entihädigung für den Erwerbsverluft aus der Tätigkeit der 
Ehefrau (RG. 26. Nov. 00, EifenbE. 18, 28 = IM. 29, 876 — RG3. 47, 92). 


8 3a. 

1. Für die Feftitellung des Vermögensnadteils ift der Erwerb zur Zeit 
des Unfalls maßgebend. Eine Verminderung ift vom Haftpflidhtigen nad): 
zuweilen (RG. 3. Nov. 03, EifenbE€. 20, 261). 

2. Es ift nach freiem Ermeifen zu entjcheiden, ob mit der erlernten Erwerbs» 
fähigkeit aud die Fähigkeit zu einem andern Erwerb fortgefallen ift; zur 
Grlernung einer neuen Erwerbsart iſt der Verletzte nicht verpflichtet (RG. 
8. Tan. 03, Eifenb®. 20, 129). 

3. Iſt ein Rind verlegt worden, fo muß es fpäter einen Beruf ergreifen, 
bei dem es feine Erwerbsfähigkeit angemeifen betätigen kann; es hat aber 
noch immer das Recht der Gelbjtbeftimmung bei feiner Berufswahl (RG. 
20. Nov. 02, R63. 53, 148 — Redt 7, 109 — EifenbE€. 19, 340). 
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4. Die Feititellung des Anſpruchs wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
kann ſchon gefordert werden, wenn der Verletzte noch nicht erwerbsfäbhig ijt 
(RG. 2. Nov. 99, GruchotsBeitr. 44, 160). 

5. Eine verlegte Ehefrau, die als Geihäftsgebilfin ihres Wannes tätig 
war, kann wegen Aufhebung oder Minderung ihrer Erwerbsfähigkeit Schadens: 
erſatz verlangen; die gefeglihe Verpflihtung des Mannes zur Gewinnung von 
Unterhalt fteht dem nicht entgegen (RG. 26. Nov. 00, RG3. 47, 84 — Eifenb€. 
18, 27). Bol. $ 7 Nr. 1. 

6. Der Erjag der Kurkoſten foll nicht zu einer Bereicherung führen; des— 
halb find bei einer Badereife etwa im Haushalt gemadte Erfparniffe ab- 
zuziehen (LG. Cöln 27. April 01, Eifenb€. 19, 199 — DJ3. 7, 560). 

7. Aufwendungen für die Behandlung durd tierifhen Magnetismus [ind 
nicht als erftattbare re eg anzufehen (OLG. Dresden 31. Mai 01, 
SächſArch. 11, 628 — Eifenb®. 18, 239). 

8. Die Erhöhung einer lebenslänglihh geforderten Rente lediglih zum 
Zwecke der ET unzuläffig (RG. 30. Wai 00, Eifenb€. 17, 265). 

9. vgl. 8 845 BGB. Wr. 1. ' 

7. 


1. Die durch 8 3 begründete Erſaätzpflicht wird nicht dadurch aufgehoben, 
daß neben dem Getöteten andere Perſonen durch Gefeg oder Vertrag zur Ge- 
wäbrung des Unterhalts verpflichtet gewefen find (RG. 28. Jan. 01, Eifenb®. 
18, 51 — R62. 47, 211 = IM. 30, 142; RG. 22. April 01, GrudotsBeitr. 
45, 1066). 

2. Un Stelle des durdh Art. 42 EGBGB. aufgehobenen $ 7 Abſ. 2 ift 
$ 323 ZPO. getreten (RG. 23. Okt. 02, EifenbE®. 19, 263 — IWW. 31, 608). 

3. Ein aus Billigkeitsrückfichten wegen eingetretener Verjährung ab- 
gefchloffener Haftpflichtvergleih kann nicht mit der Begründung angefochten 
werden, daß die bewilligte Entfchädigung zu gering fei und der Vergleich mit 
Rückſicht auf die Notlage des Verlekten gegen die guten Sitten verjtoße (RG. 
26. Nov. 03, Eifenb€. 20, 332 — UrhEWRR. 04, 480). 


4. Gefeß über die Beurkundung des Perfonenftandes 
und die Eheſchließung. 


Literatur: Rommentare und Bandausgaben: Sartorius, 1M01; Räubler, Leipzig 1901; 
A Kommentar, Berlin 1904; Vhilter. 2, Uufl., 100; Roße, 1899; Zeidler, 1899; 
Schulß, 1899; Boffmann, 1900; Fidler, 1901; ferner: Vorfchriften über die Beurkun- 
dung des Verfonenftandes, 2. Aufl., Berlin 1909; Dertel, Die Beurkundung des pe 
ftandes, Yeipzig 1903; derſelbe, Das Perlonenftandsrecdht, Yeipzig 1904; Bender, Handbuch 
für Standesbeamte, 3. Yufl., 1900; Eridyfen, Die Führung der Standesregifter, 1900 ; 
Aruſe, Das Standesamt, Handbuch für Standesbeamte, 1902; Schmiß, Perfonenitand und 
Ebeihließung in Preußen, 1902; Stölzel, Deutfches Eheſchlietzungsrecht, als Anleitung für 
die Standesbenmten bearbeitet, Berlin 1904; Weibe, Standesamts-WUrchio, Berlin 1904. 


Erfter Abſchnitt. Allgemeine Beftimmungen. 


8 11. 


1. Eine unridhtige Eintragung (polnischer Frauenname auf „ki” ftatt auf 
„Ka*) it nicht gleichbedeutend mit der Berweigerung einer Umtshandlung und 
beredhtigt nur zum Berichtigungsverfahren nadı 88 65, 66 (RG. 17. Febr. 02, 
Gtandesa. 2, 3 = DRG. 4, 297; RG. 2. Febr. 04, RGT. 27 A 34 = PoſMSchr. 
7, 28 = GStandesa. 3, 229). gl. unten $ 22. 

2. Dagegen liegt eine Üblehnung vor, wenn die Vornahme einer Amts— 
handlung, fo, wie beantragt, a oder an ungerechtfertigte Bedingungen 
geknüpft wird (RG. 17. Dez. 00, RIU. 2, 7 — ROT. 21 A 50). 
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3. Wird der Richter wegen der Weigerung, einen WUdoptionsantrag ein- 

utragen, nad Abſ. 3 angerufen, fo hat er den Vertrag auch auf feine materielle 

irkfamkeit zu prüfen (RG. 8. Juli 01, Standesa. 1, 193 — DRG. 4, 107 — 
ArchVerw R. 28, 19 — RGT. 22 A 250). 

4. Gegen die Verfügung des Amtsgeridhts iſt die einfache Beſchwerde ge- 
geben (OLG. Dresden 25. Nov. 02, SähjDLG. 24, 384). 

5. Der Standesbeamte hat kein Beſchwerderecht — die Verfügung des 
Amtsgerichts (RG. 30. Juli 02, Standesa. 1, 187 — DVG. 5, 444; RG. 25. Jan. 
04, Standesa. 3, 91 — DLG. 8, 233 — NTU. 4, 34 = ROT. 27 A 31 — 
Seuff A. 59, 430 — SchlHolſtAnz. 04, 157). Wal. 8 66 Wr. 2, 

6. Dagegen hat die Auffichtsbehörde ein Beſchwerderecht (AG. 14. Jan. 01, 
NIU 2, 10 = OLG. 2, 176 = RGT. 21 A 181; BayObG. 14. Sept. 02, DYG. 
3, 398 — Gtandesa. 1, 205; RG. 17. Aug. 02, Standesa. 2, 38). 


8 13. 
Literatur: Shmidt, Die Verweigerung der Unterfchrift auf dem Standesamte, Standesa. 1, 277. 

1. Die Feititellung der Perfönlichkeit des Erfchienenen durd den Vermerk: 
„Durh Sachkenntnis anerkannt“ ift ungenügend (DVG. Stuttgart 6. Nov. 02, 
Mürtt3. 45, 234). 

2. Bornamen, für die eine deutfche und eine fremdfpracdliche Form beiteht, 
find in deutfcher Form einzutragen; die fremde Form tft in Klammern bei- 
qufügen (RG. 11. Juni 00, AGT. 20 A 252 — RRA. 1, 94 — Gtandesa. 1, 28; 

6.8. Juni 03, BoMScr. 6, 118). Fit aber der Vorname in polnifcher Form 
(Wladislaw) eingetragen, fo kann die Umänderung in die deutſche Form 
(Wladislaus) nicht im Wege der Berichtigung verlangt werden (AG. 11. Juli 02, 
OLG. 5, 340 — Standesa. 2, 137). 

3. Der Mangel der Unterzeihnung kann nicht durdy Berichtigung geheilt 
werden; wohl aber können im Wege des Berichtigungsverfahrens die Gründe 
angegeben werden, weshalb nicht unterfchrieben worden iſt (OLG. Dresden 
23. Dez. 03, Seuff A. 59, 301). 

4 Wird die Unterfchrift verweigert, fo hat der Standesbeamte auf die 
rechtlihen Folgen der Weigerung binzumweifen (PrMinErl. 23. Aug. 02, 
Standesa. 1, 241). Gerichtlich beftraft kann der die Unterfchrift VBerweigernde 
nicht werden; wohl aber kann mit Drdnungsftrafen vorgegangen werden 
(OLG. Marienwerder 22. März 01, Standesa. 3, 221 — RegersGE. 25, 162). 


Zweiter Abſchnitt. Beurkundung der Geburten. 
8 17. 


1. Die Frift von einer Woche bedeutet fieben Tage, ohne Rükficht darauf, 
ob der Anfang auf einen Sonntag fällt; $ 193 BGB. findet keine Anwendung 
(DLG. Darmitadt 24. Dez. 04, Standesa. 3, 50 — RegersE. 25, 125. — U. M.: 
DLG. Hamm 11. Juli 04, Standesa. 3, 241). 

2. Auch die auf Binnenfhiffen während der Fahrt eintretenden Geburten 
und Sterbefälle find nur von dem zuftändigen Standesbeamten zu beurkunden. 
Läßt fich diefer jedoch nicht ermitteln, dann ift die Beurkundung durd den- 
jenigen Standesbeamten zuläflig, in Ddeffen Bezirk das Schiff zunädft vor 
Anker geht (PrMinErl. 16. Jan. 02, Standesa. 1, 49). 


8 18. 


1. Der Unzeigepfliht wird nicht genügt, wenn der Berpflicdhtete zwar 
kommt, aber, weil unbekannt, nicht verhandeln kann (BaydbL©. 21. Juli 03, 
NegersE. 25, 160). 

2. Im Sinne des PStG. muß die Geburt mit dem völligen Austritte der 
Leibesfruht aus dem Mutterleibe als beendet angefehen werden; nur wenn 
die Hebamme hierbei zugegen gewejen, iſt fie „bei der Niederkunft zugegen 
gewejen“ (RG. 29. Okt. 00, Standesa. 1, 74). 
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8 22, 
Literatur: Cenders, Einiges über ben Begriff „Stand” nah dem PSt6., Standesa. I, 280; 

, Zu $$ 22,59 PSt6., Standesa. 1, 68; Noth, Ergänzung der Worichriften über die 

Standesregifter ($$ 22, 54, 59 PStG.), ZBLFG. 3, 709, 

1. Bei — — den Eltern iſt die Namensgebung ſeitens des 
Baters maßgebend (LG. Schneidemühl 1. Juni 01, Standesa. 1, 140 — 
PoſMSchr. 4, 89). 

2. Mahgebend für den Namen des Rindes tft der dem Vater gefeglich 
zuitehende Name; wenn der DBater den ihm gefeglic zukommenden Namen 
geändert bat, fo tit dies ohne Belang. Das gilt aucd von der Schreibweife 
des Namens (PPrOVG. 18. Juni 01, PrOVG. 39, 403 — Standesa. 1, 219; 
KG. 5. Mai 02, ArchVerwRK. 29, 95 — PrVerwMinsl. 02, 42; RG. 3. Dez. 03, 
R67. 27 C 36 — Standesa. 3, 218; KG. 21. Dez. 03, Standesa. 3, 49 — 
Standesa. 3, 221. — U. M. früher: AG. 30. Sept. 01, R6TF. 22 C 115 = 
Standesa. 1, 229). 

3. Auch die weiblichen Kamilienmitglieder eines Polen, deffen Name auf 
„Ki“ endigt, find mit diefer Endung, nicht mit „ka“ einzutragen (RG. 18. Nov. 
01, Standesa. 1, 35 — DLG. 4, 297 = RAGT. 23 A 60; RG. 17. Febr. 02, 
Standesa. 1, 8). Wal. dazu PrMinErl. 8. April 03, Standesa. 2, 121 — 
ArchVerwR. 29, 138 und Verhandlung im Reichstag 24. März 03, Standesa. 
2, 145; 3, 64, fowie oben $ 13 Nr. 2. 

4. Iſt der Taufichein des Vaters in lateinifher Sprade ausgeftellt und 
entiprehen dem lateinifhen Wornamen im Deutſchen und Volnifchen zwei ver- 
ſchiedene Vornamen (Adalbertus — Adalbert — ——— ſo iſt maßgebend, 
welchen Namen der Vater tatſächlich geführt hat ( KG. 8. Dez. 02, OLG. 7, 114 
— 867.25 A51 = Gtandesa. 2, 195). 

5. Eine unrichtige Angabe des Standes des Vaters madt eine Berichtigung 
erforderlih (BayOblG. 14. Sept. 01, Standesa. 1, 244). 

6. Bei der Geburt eines ehelichen Kindes einer Witwe muß der Name 
und Todestag ihres Mannes angegeben werden (RG. 5. Mai 02, R6T.24 A 171 
— Gtandesa. 2, 169). 


8 25. 
Literatur: Priefter, Grenzen für die Piliht des Standesbeamten zur Eintragung der An— 
erkennung eines unehelihen Rinbes in das Geburtsregifter, Standesa, 1, 23. 

1. Durd die Beftimmung in $ 25 wird dem Standesbeamten nur die 
Befugnis übertragen, die Erklärung entgegenzunehmen und als nebenfädhlichen 
Beitandteil der Geburtsanzeige zu beurkunden; er handelt nur als Urkunds- 
perfon, nicht als Beamter der freiwilligen Gerichtsbarkeit (BayDbt6©. 6. Aua. 
01, Seuffll. 57, 251 — SeuffBl. 67, 37 — RIU. 2, 158 — RAGT. 23D 12 — 
GStandesa. 1, 90). 

2. Der Standesbeamte iſt reichsrechtlich nur zuftändig für die Beurkundung 
der Anerkennung der Waterjchaft, die bei der Anzeige der Geburt des Kindes 
oder bei der Ehefchließung der Eltern erfolgt (BayOpLG. 28. April 03, SeuffX. 
59, 302 = Redt 7, 344 — Gtandesa. 2, 241). 

3. Die Erklärung vor dem Standesbeamten muß beurkundet fein; eine 
mündlihe Erklärung genügt nicht (AG. 18. Juni 00, OLG. 1, 371). 

4. Eine Anerkennung nah $ 1719 BGB. kann nicht zu einer vorm 
1. Januar 1900 gefchlofienen Ehe erklärt werden (RG. 21. Mai 00, OLG 
1, 189 = DRG. 1, 41 — Gtandesa. 1, 4). 

5. Wer durch gerichtliches Urteil lediglih auf Grund des $ 1717 BGB. 
für den Vater eines unehelichen Kindes im Sinne der 88 1708—1716 dafelbit 
erklärt ift, kann nicht auf Grund diefes Urteils als der uneheliche Water des 
Kindes in das Geburtsregifter eingetragen werden (RG. 20. April 03, RegersE. 
24, 182 = Gtandesa. 2, 253 — R6T. 26 A 39 — SchlHolſtAnz. 04, 253). 

6. Iſt die Anerkennung beim Eintrag über die Eheichliegung beurkundet, 
fo kann im Wege des Berichtiqungsverfahrens vermerkt werden, daß der An— 
erkennende nicht der Erzeuger des Kindes fei (RG. 24. Junt 01, ROT. 22 A 254 
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— Gtandesa. 1, 184 — RTU. 2, 153). Doc wird die tatfächlich erklärte An— 
erkennung der Vaterſchaft mit den ſich fürs Rind daraus ergebenden Rechts— 
folgen bierdurh nit berührt (RG. 25. Mai 03, Standesa. 2, 219 — DVG. 
7, 121). 

8 26. 

1. Die Legitimation ift nad $ 26 auch dann zu vermerken, wenn der 
Ehemann der Mutter des unehelihen Rindes feine VBaterichaft in einem gültigen 
Teftament anerkannt hat (BayObt6. 26. Juni 02, RITA. 3, 115 = KOT. 
25 A 327 — Gtandesa. 1, 152 — Redt 6, #35 — OLG. 5, 339). 

2. Auf Grund ausländifcher Urteile können WBermerke ins Standes: 
regifter nicht ohne weiteres bewirkt werden (OLG. Dresden 25. Nov. 02, 
Böhms?. 13, 414 = DVG. 6, 18). Bgl. unten $ 55 Wr. 1. 

3. Auch in Fällen, wo es ſich nit um die Änderung von ri 
handelt, ift die Nactragung von Änderungen des Namens zuläflig (RG. 
16. Juni 02, ROT. 24 A 174 = Gtandesa. 2, 170). 

4. Die Feititellung einer Legitimation durch nachfolgende Ehe kann nad 
dem Tode des Erzeugers nicht mehr im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
erfolgen (Baydbt 6. 22. April 04, SeuffA. 59, 463 = BayVbL623. 5, 179). 

5. Fehlt zu einer der beizubringenden Urkunden noch die Genehmigung 
des Vormunds, und ift das betreffende Rind inzwiſchen volljährig geworden, 
fo hat es felbit die fehlende Erklärung abzugeben (OLG. Dresden 25. Nov. 03, 
3BlFG. 5, 247 — GStandesa. 3, 253). 

6. vol. $ 1741 BOB. 


Vierter Abfchnitt.! Form und Beurkundung ber Eheichliegung. 


8 45. 

Literatur: Hechmann, Das Nufgebot im Inlande vor der Ehejchließung, Standesa. 1, 13; 
Rilian, Einiges über die vor dem Aufgebot beizubringenden Urkunden, Standesa. 1, 51; 
Sartorius, Beiheinigung und Ermädtiqung beim Wohnungswechſel der Verlobten in der 
Zeit zwiſchen Aufgebot und Eheichließung, Stanbesa. 2, 221; Vinfert, Die Entgegennahme 
einer eidesftattlihen Berfiherung durch den Standesbeamten, Standesa. 3, 147. 

1. Dem Standesbeamten, der eine Eheichließung zwifchen Verlobten voll: 
ieht, von welchen nur einer den Wohniig in feinem Bezirke hat, liegt die 
Gflächt zur Nachprüfung, ob die gejeglichen Erfordernifie aud bezüglich des 
andern erfüllt find, dann nicht ob, wenn für diefen das Aufgebot von dem 
andern Standesbeamten angeordnet und die vorgefchriebene — — 
daß Ehehinderniſſe nicht zu feiner Kenntnis gelangt feien, erteilt wurde RG. 
26. Mai 02, RESt. 35, 265 — Standesa. 2, 63). 

2. Das une eines MWitwers kann nicht abgelehnt werden, wenn der 
Tod der erjten Ehefrau zwar nicht durd eine ftandesamtliche Sterbeurkunde, 
aber auf andere Weife nachgewiefen wird (26. I Berlin 1. Juni 04, RGBI. 
15, 75). 


8 46. 
vgl. die zu 88 7, 11 BGB., auch in J. 1 u. 2 angeführten Enticheidungen. 
8 54. 


1. Schließt eine gefhiedene Frau, die ihren MWädchennamen wieder an: 
genommen hat, eine neue Ehe, fo darf fie nicht unter einer Bezeichnung ein- 
etragen werden, die fie als gefchiedene Frau kenntlich macht (RG. 17. Dez. 00, 
RT 2, 7 = DRG. 3, 18 — Standesa. 1, 87). 
2. Aus der Berpflihtung, den Wohnort der Eltern anzugeben, folgt, daß 
die Frage richtig zu beantworten ift, ob die Eltern noch leben (RG. 29. April 01, 
RG3. 34, 2 — RheinArd. 01 II 144 — Standesa. 1, 242). 


’ Der dritte Abſchnitt ift durch Art. 46 EGBGB. aufgehoben. Einige noch nad dem 
1. Januar 1900 zu 833 ergangene Enticheldungen ſ. bei $ 1312 BGB., fowie J. 1, 152 8 1312 Nr. 3, 
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3. Ein Verweis auf die Genehmigung aus $ 1321 BGB. ift nicht mit 
einzutragen (26. Guben 10. Jan. 02, Standesa. 1, 221). 


8 55. 


1. Auf Grund des Urteils eines ausländifchen Gerichts kann ein Rand- 
vermerk ins Heiratsregifter dahin, daß die Ehe für nichtig erklärt worden fei, 
nicht eingetragen werden (AG. 26. Okt. 03, RIU.4, 7 — RAGT. 236 A 194 — 
DLGO. 7, 412 — GStandesa. 2, 279 — Böhms?. 13, 589). Vgl. oben 8 26 Nr. 2. 

2. Die Erklärung gegenüber dem Nacdlaßgerihte gemäß $ 1342 BGB. 
ift nicht eintragbar (YO. Hamburg 22. April 03, Standesa. 3, 92 — 3BIFG. 
4, 503). 


Fünfter Abſchnitt. Beurkundung der Sterbefälle. 


8 59. 


Die Bezeichnung des Verftorbenen in der Sterbeurkunde als „Witwer” 
mit Vor- und Familiennamen des verjtorbenen Ehegatten iſt zuläffig (RG. 
9. Aug. 02, Standesa. 1, 217). 


Sechſter Abſchnitt. Beurkundung des Perfonenftandes der auf See 
befindlichen Perſonen. 


Siebenter Abſchnitt. Berichtigung der Standesregifter. 


Literatur: Freie, Das Verfahren zur Berichtigung der Standesregifter, ZBLFG. 4, 675 — 
Standesa. 3, 100, 8 6 
5. 


1. Grund für eine Berichtigung ift dann gegeben, wenn die Eintragung 
zur Zeit ihrer Bewirkung dem tatſächlichen Sadverhalte nicht entiprady; ob 
ein tatfächliches Verhältnis vorliegt, das unrichtig beurkundet ift, kann nur 
nah Maßgabe der auf diefes Verhältnis bezüglichen gefeglihen Vorſchriften 
beurteilt werden (KG. 15. April 01, OLG. 3, 19 — Gtandesa. 1, 123). 


2. Die Unrichtigkeit der Schlußfolgerung, daß das auf Grund richtiger 
tatfächliher Angaben eingetragene Rind als eheliches anzufehen fei, kann nicht 
im Berichtigungsverfahren, fondern nur nach $ 26 PStG. Kklargeftellt werden 
(RO. 20. Jan. 02, DEG. 4, 300 — Gtandesa. 1, 267). 

3. Unter Berichtigung ift nicht nur eine Ricdhtigjtellung von falſchen An— 
gaben, fondern auch eine Bervolljtändigung des Regifterinhalts zu verftehen 
(KG. 25. Mai 03, RIA. 4, 6 = RGJ. 26 A 37 — Standesa. 2, 194 — RegersE. 
24, 163). 

4. Durch den Berichtigungsbeihluß kann der unrichtige Antrag auch 
wieder zur Löſchung gebradyt werden (26. Zwickau 9. Aug. 02, Standesa. 
2,39 — ZB1F6. 3, 460). 

5. Die Berichtigung des Standesregifters erfolgt nicht durd Streihung 
des unrichtigen Teiles der Eintragung, ſondern lediglich durdy Beiichreibung 
eines Vermerks (RG. 3. Juni 01, Standesa. 1, 171 — RAGT. 22 A 46). 

6. Eine unrichtige Eintragung im Standesregifter kann aucd in der Weije 
berichtigt werden, daß der beizufchreibende Randvermerk nur angibt, wie die 
Eintragung wahrſcheinlich richtig lauten muß (RG. Greifswald 2. Okt. 01, 
Standesa. 2, 5 = 3BIlFG. 2. Heft 20.21). 

7. Iſt einem Preußen die Führung des ihm verlichenen außerpreußifchen 
Adelstitels nad einer Mitteilung des Min. des Kgl. Haufes unterfagt, fo 
ift die Eintragung im SGtandesregijter, in der er als „von 9.“ aufgeführt 
worden, unridhtig und der Fall der Berichtigung gegeben (RG. 13. Jan. 02, 
OLG. 5, 341 Anm. 1 = R6T.233 A 192 — GStandesa. 1, 266). 

8. Ebenfo, wenn ein Pole als adlig eingetragen fit, ohne in den preußifchen 
Adel aufgenommen zu fein oder ohne daß feine adligen Vorfahren beim An— 
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falle ihrer heimatlihen Provinz an Preußen dem Könige als Adel gehuldigt 
haben (RG. 13. Aug. 02, OLG. 5, 341 — Standesa. 2, 4). 

9. Eine Berichtigung dahin, daß bei einer als nichtadlig eingetragenen 
Perjon das Mdelsprädikat eingetragen werde, iſt in Preußen nur zuläffig, 
wenn das Heroldsamt die Zugehörigkeit zum deutfchen Adel bejtätigt bat 
(RG. 29. Mai 01, Standesa. 1, 137). 

10. Iſt eine Perfon zu Unrecht im Standesregtiter und im Grundbud als 
adlig eingetragen, fo muß zunächſt das Standesregifter berichtigt werden, ehe 
die Berichtigung des Grundbudhs vorgenommen werden kann (RG. 20. Okt. 02, 
Standesa. 2, 150). 

11. vgl. die zu $ 11 Ar. 1, $ 13 Ar. 2 u. 3, 8 2 Nr. 3, $ 25 Nr.6 ab- 
gedruckten Entſcheidungen. go 


1. Für die Berichtigung einer vorm 1. Januar 1876 erfolgten Eintragung 
in das Standesregifter ift das Amtsgericht zuftändig. — Dem Gericht jteht 
eine Prüfung darüber nicht zu, ob die Berichtigung im öffentlichen ntereffe 
— ſei (RG. 10. Dez. 00, RGJ. 21 A 53. — U. M. bezüglich des erſten 

aßes: DLG. Rönigsberg 14. Febr. 00, Standesa. 1, 65). 

2. Dem Standesbeamten jteht gegen den Gerichtsbeichluß, der die Be: 
richtigung des Standesregifters anordnet, keine Beſchwerde zu (RG. 30. Juli 01, 
RITA. 2, 158 — Standesa. 1, 205). Wal. oben $ 11 Wr. 5 u. 6. 

3. Dem Vormundichaftsgericht fteht das Recht nicht zu, unmittelbar itatt 
des Vormunds das Berichtigungsverfahren aus 8 66 zu betreiben (OLG. 
Roſtock 21. Dez. 03, Meckl3. 22, 255 = DI2.9, 176). 

4. vgl. die zu $ 21 unter Ar. 3 abgedructen Entſcheidungen. 


Achter Abſchnitt. Schlußbeftimmungen. 
Literatur: Schmidt, Die Beltrafung faliher Ungaben auf dem Standesamt, Standesa. 1, 232. 
8 67. 

Zum Nachweis der erfolgten Ehefchliegung tft erforderlich, daß dem Geift- 
lichen etwas unterbreitet wird, woraus mit Sicherheit die itandesamtliche Ehe— 
ihließung gefolgert werden kann; eine bloße Verficherung der Nupturienten 
genügt nicht (RG. 3. Juni 01, Standesa. 2, 14). 


8 77. 
vgl. die zu Art. 17 EGBGB., aud in J. u. 2 abgedructen Entfcheidungen. 


8 82, 


Bei Aufnahme der Verhandlungen über Aufgebot, Eheichließungen und 
Geburten find die Beteiligten auf ihre kirchlichen Verpflichtungen hinzuweifen 
(PrMinErl. 21. Jan. 02, Standesa. 1, 49). 


5. Reichsbeamtengeſeth. 


“iteratur: Ausgaben mit Unmerkungen: PRieper, 2. Aufl., Berlin 1901; Brand, 102; Perels 
und Schilling, 1890. 84 


1. Das Gehalt eines Beamten ift nicht als Entgelt für die einzelnen tat- 
ſächlich geleifteten Dienfte, fondern als eine ihm für die Dauer feines Umtes 
zur ftandesgemäßen Bejtreitung des Lebensunterhaltes zuftehende Rente ans 
zufehen (R®. 19. Okt. 00, R63. 48, 1). 

2. Die Unjtellungsurkunde iſt eine weſentliche gr ine der Reichs⸗ 
beamteneigenſchaft BrOVG. 29. Upril 04, Eifenb€. 21, 74 — PrVerwßsl. 25, 723). 
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8 13, 
Literatur: Schüß, Die Haftpflicht der Poftbeamten, GefuR. 5, 233. 


8 14. 


Die Beitimmung in Abſ. 3 hat keinen jtrafredhtlichen Charakter, jondern 
enthält lediglih eine zivilrechtlihe Folge der Nichterfüllung der Amtspflicht 
und des dDadurd dem Staate zugefügten Schadens (RG. 13. Juni 02, RG3. 


52, 20). 8 
19. 


$ 19 bejtimmt nicht, daß je nad dem MWohnorte des Beamten die dort 
für Beamte des betreffenden Bundesjtaates gültigen Beftimmungen jtets an— 
zuwenden feien, fondern er will nur fubfidiäres Recht Ichaffen, infoweit durch 
das RBG. felbft nicht ein anderes beftimmt ift (OLG. Hamburg 4. Dez. 03, 
HanſG3. 25 B. 46). 
8 38. 


Auf diätarifch beichäftigte Hilfsarbeiter find die Vorfchriften des $ 5 Ubf. 1 
und des $ 14 Abſ. ? nicht anwendbar, denn ein Gehalt im Sinne diefer Be- 
jftimmungen jteht ihnen nicht zu (RG. 19. Okt. 00, R63. 48, 1 = IM. 29, 806). 


8 146. 


Die Beihlagnahme auf Grund von $ 146 erzeugt kein PBfändungs- 
ge mithin auch kein MUbfonderungsredt (OLG. Rolmar 3. April 00, 
LG. 1, 50). g 149 


1. Nur foldhe vermögensrechtlihe Anfprühe können im Rechtsweg ver- 
folgt werden, die aus einem tatjädhlich zur Entitehung gelangten Dienſt— 
verhältniffe, alfo aus einer durd Verleihung eines Amtes tatfächlich gegebenen 
Stellung des Beamten abgeleıtet werden, nicht aber auf ſolche Unfprüche, die 
auf eine Stellung gegründet werden, die dem Beamten bei rechtmäßiger Aus— 
übung der Amterhoheit des Neiches hätten verliehen werden follen (RG. 
2 Mai 01, R63. 49, 1; RG. 10. Febr. 03, R63. 53, 423). Val. GVBG. 8 13 

rt. 33 u. 57. 

2. Die Beitimmungen in 88 149, 150 haben nur Redtsanfprüde des Be- 
amten, die allein im Wege der Klage verfolgt werden können, im Auge. Alle 
Bewilligungen, die nicht auf einem NRedtstitel beruhen, fallen nicht bierunter 
(RG. 11. Okt. 00, IW. 29, 786 = RG3. 47, 41). 


8 150. 


Ein vermögensrechtliche Anfprüche aus dem Beamtenverhältnis betreffendes 
Klagerecht, das wegen Überfchreitung der im 8 150 RBG. beftimmten Frift er- 
lofhen it, kann nicht durdy Erneuerung des Gefudhs des Beamten um die 
Enticheidung der oberſten Reihsbehörde ins Leben zurücgerufen werden; von 
der durch fie über das wiederholte Geſuch getroffenen Enticheidung an beginnt 
die fechsmonatige Frift nicht nochmals zu laufen (OLG. Kolmar 16. Tan. 03, 
ElſLoth3. 29, 16). 


6. Reidysmilitärpenfionsgelek 
vom 27. Juni 1871, in der durch das Gejeg vom 22. Mai 1893 
abgeänderten Faffung. 
8 52. 
Dem Gericht jteht die Prüfung darüber zu, ob die in diefer Vorfchrift auf: 


ejtellten Vorausſetzungen für den Anfprud auf PBenfionserhöhung vorliegen 
RG. 10. Nov. 03, GrudotsBeitr. 48, 377). 
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859. 


Es genügt ein bloß zeitliches und örtliches Zufammentreffen der Beſchädigung 
mit dem Dienft; ein urfächlicher Zufammenhang braudt nicht zu beitehen (RG. 
19. März 03, RG3. 54, 157). 


8 76. 


Die Beitimmung in Abf. 2 darf nicht in einem, dem $ 140 PrG. vom 
6. Juli 65 entipredhenden, einfchränkenden Sinne verftanden werden (RG. 
12. Febr. 04, GruchotsBeitr. 48, 629). 


g 102. 


Eine Beihäftigung im Rommunaldienjt fällt nicht unter die Beitimmung c 
(diefelbe Entiheidung des RG. wie zu $ 76). 


8 107. 


1. Auch bei der Teititellung, ob der Beamte die zur Erlangung der 
Benfionsberedhtigung erforderlihe Mindeftdienjtzeit zurückgelegt babe, ijt die 
Militärdienftzeit in Anrechnung zu bringen RO. 28. Febr. 02, RG3. 51, 45). 

2. Frühere Offiziere gehören nicht zu den Militäranwärtern im Ginne 
diefer Gefetesitelle (RG. 23. Dkt. 00, IW. 29, 805). 


8 108. 


Der in $ 106 gegebene Begriff des Zivildienftes ift auf den Zivildienjt 
im Sinne des $ 108 Abſ. 1 nicht zu übertragen; unter Zivildienjt des Reiches 
im Ginne der le&teren Beſtimmung ift der von zuftändiger Stelle übertragene 
nichtmilitärifche Dienft zur Mitverwaltung öÖffentliher Angelegenheiten des 
Reiches zu verftehen (RG. 8. Febr. 00, JW. 29, 257 — N63. 45, 123). 


8 115. 


Das Gericht ift auch in bezug auf die Beantwortung der Frage an die 
Entſcheidung der Militärbehörde gebunden, ob die Dienft- und Erwerbsunfähig- 
keit desjenigen, der wegen einer erlittenen Dienftbeichädigung auf Grund des 
MilBenjG. Berforgungsanfprüde erhebt, gerade auf die erlittene Dienft- 
beihädigung als ihre Urfache zurückzuführen ift (RG. 12. Juni 03, IW. 32, 297). 


8 116, 


Bei einer gegen den „Preußiihen Militärfiskus” gerichteten Klage ift der 
Preußiſche Staat als Beklagter anzufehen; ijt aber das Generalkommando 
eines Urmeekorps als Bertreter des Militärfiskus angegeben und dieſem zus 
geitellt, fo ift die Klage wegen mangelnder PBaflivlegitimation abzuweifen (RG. 
5. Jan. 03, IM. 32, 103 = R62. 53, 239). 


Art. 20 des Gejeges vom 22. Mai 1893 in Werb. mit 8 5 des 
Gejeges vom 13. Juni 1895. 


Wenn aud das ©. vom 13. Juni 95 nur dem weiteren YAusbaue der 
TFürforgegefeßgebung dient, fo findet doch der allgemeine Grundfag im Art. 20 
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6. vom 22. Mai 93 auf das eritere Gefeß keine Anwendung. Deshalb find 
höhere Anfprüche nad Landesrecht bei Unfällen zuläffig, foweit dies die Haftung 
des Fiskus vorfhreibt (RG. 8. Tuli 04, RE 9, 97, in Beſtätigung von 
OLG. Dresden, SähfArd. 14, 639). 


Geſetz, betreffend die Entfhädigung der im Wieder- 
aufnahmeverfahren freigelprodyenen Perfonen, 
vom 20. Mai 1898. 
84. 


Die Ausichlußfrift beginnt mit der Zuftellung des a. — — 
pflicht anerkennenden Beſchluſſes (RG. 20. Okt. 03, IM. 32, 


B. Handelsrecht. 


8. Handelsgeſetzbuch. 


Literatur: I. Rommentare, Handausgaben, erläuterte ———— Danziger, 2. Aufl., 
Berlin 1900; Düringer-Hahenburg, Kommentar, Mannheim 18991904; Fuchs, Leipzig 
1899; Friedberg, Danbeisgeiebgebung des Deutichen Reichs, 7. Aufl., Leipzig 1M4; Gareis, 

andbausgabe, 3. Aufl., Münden 1904; Goldmann, Kommentar, Berlin 19001904; Korn, 
it preisgekrönten Erläuterungen, Berlin 19015 Makomwer, Rommentar, 12. Aufl., Berlin 
19001904; Scherer, HGB. mit WO. und ————— Leipzig 1899; J. ferner I. 2. 166. 

Il. Lehrbücher, foftematifche Darftellungen ufw.: Doehn, Der Raufmann und fein Redt, 
Leipzig 100; Behler, Das bürgerlihe Recht einichließlich des Handels: und Wechſelrechts 
und Das württembergiihe Landesreht, Bd. 1: Die allgemeinen Lehren, Stuttgart 1904; 
Engelmann, Das Handels, Wechlel- und Seerecht, Berlin 1899; derfelbe, Das bürger- 
liche Deutiche Recht mit Sr | des Hanbelsredhts, 3. Aufl., Berlin 1009; Gierde in 
Holgendorff, Enzyklopädie der Rechtswiffenkhaften, 6. Aufle, Leipzig 1904; Hahn, Aurzs 
gefaßtes Lehrbuch für bie l. ri Prüfmg, Berlin 1900; Manerhoff, corpus juris civilis 
für das Deutſche NReih und Preußen, Bd. 2, Handelsreht, Berlin 1900; —— Das 
neue und alte HGB. in ihren Abweichungen, Breslau 1899; Liebting, Das 8B. in Frage 
und Antwort, Berlin 1901; ſJ. ferner . 2, 166. 


Erſtes Buch. Bandelsitand. 
Erſter Abſchnitt. Kaufleute. 


g 1. 
Literatur: j. I. 2, 166. 


1. Gewerbebetrieb. Wirtſchaftliche Selbjtändigkeit: I. 2, 166 ir. 3; 
Mangel der vormundichaftsgerichtliden Genehmigung zum Gewerbebetriebe: 
Nr. 4; mangels Gewerbetriebs find nicht Raufleute: der Handlungsgehilfe: 
Nr. 1; der KRorrefpondentreeder und Mitreeder: Ar. 2; kein Gewerbebetrieb 
bei „Zentralverkaufsitelle für landwirtichaftlide Maſchinen und Geräte” einer 
Sandwirtihaftskammer: Nr. 5; bei Gemeindeiparkaffen in Baden (vgl. aber 
3. 2, 169 Ar. 13): Ar. 6; bei Ronfumvereinen: Ar. 7 — Rhein ARY. 21, 162. 

2. Die freie Vereinigung von Beamten und Arbeitern jtaatlicher Ver— 
waltungen zum Zwecke der Erridhtung und des Betriebs von Wohlfahrts- 
einrichtungen für die Förderung ihrer wirtfchaftliden Lage kann, da die Ge: 
werbemäßigkeit fehlt, nicht als Handelsgewerbe gelten (BadVGH. 3. Juli 03, 
BadRpr. 70, 65). j 

3. Bereine, die religiöfe Zwecke verfolgen, find, auch wenn fie Einzel- 
unternehmungen wirtichaftlihen Charakters betreiben, nit zur Eintragung 
ins Handelsregijter verpflichtet (RG. 18. April 04, OLG. 9, 17 = R6T.28 A 33 » 
— RIU. 4, 203). 

4. Der Umijtand, daß der prinzipielle Zweck des Staates auf die Förderung 
des Öffentlichen Wohls und nicht auf pekuniären Gewinn gerichtet ift, hindert 
nicht, den Fiskus als Raufmann anzufehen, wenn er gewerbsmäßig Handels» 
geichäfte (für Bergung und Aufbewahrung von Gütern) betreibt (OLG. Hamburg 
2. Juni 04, OLG. 9, 241). 


Kiteratur: |. I. 2, 166 


n' 
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5. Raufleute nad $ 1 find: 

Upotbeker, Berleiber von Dampfdreſchmaſchinen, Baugeſchäfts— 
inhaber, Unternehmer eines Elektrizitätswerkes, Generalagent von 
Verfiherungsgefellihaften, Yotterieeinnehmer, Faktoren für Web- 
waren, Shank- und Speifewirte, Töpfer, VBerlagsgelhäftsinhaber: 
3. 2, 168 Ar. 8-17; 

Rursmakler, die zur amtlihen Mitwirkung bei der TFeititellung des 
Börfenkurfes berufen find [fie find alfo nicht Beamte] (OLG. Dresden 28. Aug. 03, 
SAHlOLG. 25, 329 — DLG. 8, 245 — ZBLFG. 4, 637); 

Zimmermeifter und Bauunternehmer, wenn fie Baumaterialien ans 
ſchaffen und in bearbeitetem oder unbearbeitetem Zuſtande als beweglide Sachen 
weiterveräußern (f. auch I. 2, 168 Wir. 10), nicht aber, wenn fie das angeſchaffte 
Material in ein Grundjtück bineinverarbeiten, fo daß es deſſen Bejtandteil 
wird [f. 3. 2, 169 Nr. 7, 8] (RG. 17. Dez. 03, SeuffBl. 69, 159); 

Unternehmer von KRleinbahnen: PrOVG. 9. Jan. 03, PrOVG. 25, 160 
— Eifenb€. 20, 220; 

6. Handwerker ($ 1 Ziff. 2, $ 4) find: 

Bäckermeiſter, bandwerksmäßige Bierbrauer, Schneidermeifter: 
3.2, 168 Ar. 18, 19, 21; Schlädter: Nr. 20, audy wenn er Vieh ankauft und 
in verarbeitetem oder bearbeitetem Zuftande weiterverkauft (AG. 9. Nov. 03, 
OLG. 8, 92). 

7. Nicht Raufmann 
ift der Müllabfuhrgeihäftsinhaber, der gegen Entgelt die Befeitigung des 
Mülls übernimmt, da er deshalb noch nicht als Frachtführer gelten kann 
(RG. 6. Juni 04, OLG. 9, 237 3BIlFG. 5, 263). 


82. 

Literatur: Marcus, Die Eintragungspfliht von Arzten in das Handelsregifter, Kecht 8, 9; 
Naundorff, dasjelbe Thema, Redt 8. 186; Laftig, Der Gemwerbetreibenden Eintragungs- 
pflicht zum Bandelsregifter und Beitragspflicht zur Handelskammer und Handwerkskammer, 
Halle 1903; Joſef, Die Vereinigung von Arzten zur — ——— 5 als bloße Verbindung 
(Innengeiellihaft) ober als offene Handelsgeiellihaft, Gruchots®eltr. 28, 263; |. ferner J. 2, 169. 


Allgemeines: 

1. Rechtsfähigkeit (daber Konfumverein nicht eintragsfähig): I. 2, 169 
Nr. 1; die Zugebörigkeit zum hohen Adel befreit nicht von der Eintragungs- 
pflidt: Nr. 2; — iſt der Zeitpunkt der Entſcheidung über den Ein— 
tragungsantrag: Wr. 3; kaufmänniſch eingerichteter Gewerbebetrieb: Ar. 4; 
Anwendung auf Handwerker: Wr. 5. 

2. Haupt und Zweigniederlaffung: ſ. $ 13 Wr. 3. 

Einzelfälle: 

3. a) Ärzte betreiben dadurd, daß fie ihren Beruf dauernd zum Zwecke 
des Erwerbes ausüben, noch kein gewerbliches Unternehmen. Ebenfo ift der 
Betrieb einer Heilanjtalt, wenn er lediglih in Ausübung des ärztlichen 
Berufs des Unternehmers und zum Zwede diefer Ausübung, insbefondere zu 
Lehrzwecken, als Grundlage für die eigene Fortbildung oder für wiljenichaft- 
lihe Unterfuchungen oder behufs fahgemäßer Behandlung der Kranken durd 
den Inhaber der Unjtalt ftattfindet, felbit dann kein gewerbliches Unternehmen, 
wenn die Unftalt einen erheblichen Gewinn ergibt und wenn Aſſiſtenzärzte bei 
der ärztlichen Behandlung beteiligt find (RG. 9. Nov. 03, Goldſchmidts 3. 55, 281 
— DVG. 8, 89 — 3BIlFG. 4, 637). 

b) Dagegen ijt der Unftaltsbetrieb regifterpflichtig, wenn die Gewährung 
von Aufenthalt und Unterhalt und die hieraus erwachſende Einnahme den Haupt- 
zweck bildet, namentlich die Kranken in der Hauptfadhe nicht vom Unternehmer 
felbft behandelt werden (diefelbe Enticheidung wie zu a, ebenfo T. 2, 169 Ar. 6). 

4. Bauunternehmer, Maurermeijter, der Material zum Verbauen 
anfhafit: I. 2, 169 Nr. 7 u. 8 = Puchelts3. 03, 220 — 3BIFG. 4, 512; vgl. 
auch 3. 2, 168 Air. 10; 3, $ 1 Nr. 5. 
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5. Der Bergwerksbefißer, der ins Handelsregifter eingetragen ift, ift 
Kaufmann (RG. 1. Juli 04, ZW. 33, 475). 

6. Eifenbahnbau-, Hohbau- und Tiefbaubetrieb: 7. 2, 169 Ar. 9. 

7. Der gewerbsmäßige Grundftüksbandel wird von $ 2 betroffen, 
wenn das Unternehmen nad Art und Umfang einen kaufmännifch eingerichteten 
Geihäftsbetrieb erfordert (AG. 9. Nov. 03, Goldfhmidts?. 55, 304 = KGT. 
26 A 209 3BlFG. 4, 727; ebenfo I. 2, 169 Ar. 11; desgl. Geſellſchaft zur 
Aufihließung und PBarzellierung von Grundjtücken, wenn Gewerbemäßigkeit 
vorliegt (RG. 20. Juli 04, OLG. 9, 238 — 3BIFG. 5, 263); desgl. für Grund- 
jtüksmakler: \ir. 10. 

8. Der Pfandleiher ift nit Raufmann nad $ 1. Er ift aber nah 8 2 
regifterpflichtig (RG. 29. Febr. 04, OLG. 8, 379 — RTU. 4, 153 — Recht 8, 415 
— ZBIF6. 5, 97; 4, 856). 

9. Schülerpenfionat ift nicht eintragspflictig: I. 2, 169 Nr. 12. 

10. Sparkaife ijt regijterpflichtig: 3.2, 169 Nr. 13; ſ. aber I. 2, 168 Ar. 6. 

11. Theaterunternehbmungen find gewerbliche Unternehmen im Sinne 
von 82 (KG. 26. Okt. 03, DLG. 8, 247 — RS. 26 A 212 — Goldſchmidts3. 
55, 286 — 3BIFG. 4, 727; ebenfo OLG. Dresden 7. Juli 03, SähfOLG®. 25, 327 
— OLG. 8, 249 — 3BIFG. 4, 637). 
ji = Waffergewinnungs-Gefellfhaft nicht regifterpflihtig: I. 2, 169 

r. 14. 
13. Verein mit religiöfen Zweden: j.$ 1 Nr. 3. 


Literatur: [. 3.2, 170. 53. 

1. Begriff des Nebengewerbes: J. 2, 170 Nr. 1. 

2. Gewinnung anorganifcher Bodenbeftandteile (Ziegelei): I. 2, 170 
Nr. 2—4. Ein darauf gerichtetes Gewerbe kann nur dann ein Nebengewerbe 
des landwirtichaftlichen Betriebes fein, wenn die Bodenbejtandteile in der 
Hauptfahe aus Grundftüken herrühren, die dem Unternehmer in erfter Linie 
dr landwirtichaftlihen Zwecken, alfo zur Ergänzung organiſcher Stoffe dienen. 

ird der Ton in der Hauptfahe aus hierzu allein verpadteten Grundſtücken 
—— oder gekauft, ſo liegt ag Hauptgewerbe vor (RG. 22. Febr. 04, 
echt 8, 414 — RU. 4, 149 = ZBIFG. 5, 9). 
3. Molkereigenoffenfhaft, Bierbrauerei: 7. 2, 170 Ar. 5 u. 6. 


84 
Literatur: Kuck uck, Zur Auslegung des $ 4 Ubf. 1 HGB. und Vorfhlag zu feiner Abänderung 
Holdheims MSchr. 13, 1245 J. a 3. 2, 170. 

1. 8 4 fteht mit $ 2 nicht im Zufammenbhange, jondern bildet eine Aus— 
nabhmebeftimmung zu $ 1: 3.2, 170 Ar. 1. Doc findet $ 2 unter den darin 
aufgejtellten Vorausfegungen nur Anwendung auf das nicht handwerksmäßige 
Kleingewerbe, nicht auf Handwerker, die auf alle Fälle von der Regiiterpflicht 
befreit find (BayObLG. 11. Dez. 03, RIA. 4, 102 — SeuffA. 59, 195 — DLG. 
8, 250 — Recht 8, 83 — ZBLFO. 5, 27; 4, 638. — U. M.: Staub, 6.—7. Aufl, 
©. 71 Anm. 3; ©. 74 Unm. 8). 

2. Grenzen des Rleingewerbes: 7. 2, 170 Ar. 3 (Befteuerung); Ar. 4 (Urt 
des Betriebs); Nr. 5 (äußere Einrichtung des Betriebs); Ar. 2 (Kapital, Umfaß, 
Ertrag ujw.) — SeuffA. 58, 468. 

3. Für die Feititellung, ob ein Kleingewerbe vorliegt oder nicht, können 
grundfäglihd nur die Verhältniffe zur Zeit der Entfcheidung über den Ein- 
tragungsantrag in Betradht kommen. Die Wahrfcheinlichkeit der Steigerung 
des Geihäftsumfangs über den Kleinbetrieb hinaus kann hödjftens dann be- 
adhtlih fein, wenn ein alsbaldiges Anwadfen zum Großbetrieb in Ausficht 
fteht (RG. 22. Dez. 02, DLG. 7, 146; ebenfo 3.2, 171 Nr. 6). Herabfinken des 
Geihäftsumfangs nad der Eintragung: Nr. 7; auch für die vor dem 
1. Januar 1900 eingetragenen Firmen (RG. 14. März 04, Redt 7, 256 — 
3BiFG. 4, 856). 
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4. Enticheidend dafür, ob ein Gewerbe jelbjt bei beträchtlidem Umfange 
als handwerksmäßiges anzufehen fei, ift die Art, in der das Unternehmen ge- 
führt wird, wobei insbefondere das Verhältnis des Meifters zu feinen Gebhilfen, 
die Urt und das Maß der Arbeitsteilung, die Verwendung von Mafdinen: 
kraft, die Benußung des Kredits im MWechfelverkehr in Betracht kommen 
BayOb G. 11. Dez. 03, vgl. Ar. 1). 

5. Bei Gajtwirtichaftsbetrieben richtet fi die Grenze zwifchen Klein— 
gewerbe und Großbetrieb nad dem Umfange des Betriebs, infonderheit der 
Größe des Betriebskapitals, der Größe des Umfages, der Zahl der Perfonen, 
denen gegenüber der Gewerbetreibende Werbindlichkeiten eingeht (OLG. 
Hamburg 13. Juli 04, DLG. 9, 240 — 3BIFG. 5, 263). 

6. Für den Minderkaufmann des $ 4 findet die Worfchrift des $ 25 über 
die Haftung für die Geſchäftsſchulden des früheren Firmeninhabers keine An— 
wendung, fofern die Firma des von ihm erworbenen Geihäfts nicht ins 
Handelsregifter eingetragen ift (RG. 3. Juni 03, BankW. 3, 9 — DI2. 8, 429). 

7. Auch auf eine Vereinigung von Minderkaufleuten ift $ 4 anzuwenden. 
Gibt aber eine ſolche Bereinigung allgemein (3. B. durch Verfendung von An- 
zeigen an einen größeren Aundenkreis) kund, daß fie ein Handelsgewerbe in 
der MWeije, die den Anſchein eines kaufmännifch eingerichteten Gejchäftsbetriebes 
erweckt, unter einer firma betreibe, wie fie einer offenen Handelsgejellichaft 
zukommt, fo muß fie fih nad außen hin aucd als offene Handelsgeſellſchaft 
behandeln laffen. Sie wird deshalb durch die Willenserklärung eines Mit- 
glieds Dritten gegenüber verpflichtet (RG. 19. Dez. 02, ZURtG. 11, 211 — 
ElſLoth3. 29, 186). Ebenfo ift auf ihren Recdtsnadhfolger $ 25 HGB. anzue 
wenden, wenn er das Gefhäft in der bezeichneten Weiſe fortführt (OLG. 
Dresden 4. Mai 03, SächſArch. 14, 583). 

8. Scheidet ein Mitglied einer foldyen Vereinigung aus, Jo kann er dies 
feiner Haftung dann nicht mit Erfolg entgegenfegen, wenn er die Kortführung 
der alten Firma geichehen läßt, oder wenn er nad) der Lage der Sadıe, ins: 
befondere nad) feinem Gejchäftsgebaren vor dem Ausicheiden, verpflichtet war, 
Dritte davon in Kenntnis zu fegen (OLG. Dresden 2. Okt. 08, OLG. 8, 96; 
vgl. auch $ 15 Ar. 3). 

85. 
Literatur: |. J. 2, 171. 


1. Wirkung des $ 5 nady außen und nad innen: J. 2, 171 Nr. 1. 

2. Wirkung der Eintragung einer Zweigniederlaffung: J. 2, 171 Wr. 2. 

3. Eingetragener Minderkaufmann, Eintragung einer bürgerlichen Gefell- 
Ihaft: 3. 2, 171 Ar. 3 u. 4. 

4. Unzuläffigerweife als offene Dandelsgefellihaft eingetragene Vereini— 
gung: 3.2, 174 8 15 Ne. 5. 


Zweiter Abſchnitt. Handelsregiiter. 


Literatur: Ehbrenberg, Rechtsſicherhelt und Verkehrsſicherheit mit befonderer Rüdkjicht auf das 
Hanbelsregifter, Iberings. 47; Mumm, Die Wiitwirkung der [ nö Siege un 
bei der Fiotigbaltung der Hanbdelsregifter, Recht 8, 218; Telgmann, Wirkung der Ein» 
tragung ins Handelsregiſter und Veröffentlihung aus demfelben, Göttingen 1904; Auerbach, 
Eintragung ins Handelsregifter darf von Einzahlung eines Koſtenvorſchuſſes abhängig gemadıt 
werben, RGBI. 15, 78. g 8 


vol. SGG. 125 ff. 
gl. ı 88 89. 


Zu Abf. 1: 
1. Neben dem aus $ 9 fih ergebenden allgemeinen Rechte zur Einficht 
können nod andere, auf befondere Gefeßesbeitimmungen gegründete weiter- 
ehende Rechte für bejtimmte Perfonen oder Behörden zur Einficht beftehen. 
Is folche befondere Bejtimmung kommt diejenige des $ 144 Gewllßerj®. in 
Betradt (RG. 7. Dez. 03, OLG. 8, 385 — RIM. 4, 100 Recht 8, 292, 339 — 
3BlFG. 5, 61). 


Zweiter Abſchnitt. Handelsregijter ($$ 8—13). 207 


Zu Ubf. 2 u. 3: 

2. Eingereihte Scriftitüke: I. 2, 172 Nr. 1; gerichtlihe Verfügungen: 
Nr. 2; Beweiskraft der Beicheinigung des Gerichts: Ar. 3; Negativzeugnis: Ar. 4. 

3. Die Beweiskraft der Regifterauszüge ift nicht ohne weiteres auf die 
Zeit ihrer Erteilung befhränkt. Wielmehr ſpricht für ihre Nichtigkeit auch 
ipäter nody die Vermutung, wenn nicht allzu lange Zeit feit der Ausitellung 
vergangen ift oder Tonftige Umjtände gu ſprechen (OLG. Kolmar 29. Febr. 
04, ZBIFG. 5, 330 = ZBIFG. 4, 801 — Recht 7, 226). 

4, Regifterzeugniffe im Grundbucdverkehr ſ. $ 33 GBO. 


811. 


Dem Ermeſſen des Regifterrichters ift nur die Auswahl der Blätter, nicht 
aud die Form der Bekanntgabe überlaſſen, jo daß ihrer Feitfegung im Ver- 
waltungswege nichts entgegenfteht (DXLG. Rönigsberg 9. Okt. 03, DLG. 8, 251). 


8 12. 
. . Erſuchtes Gericht: J. 2, 172 Nr. 1; keine Bedingungen, Betagungen: 
Wir. 3. 

2. Form der Beglaubigung: I. 2, 172 Ar. 2 = ZAktG. 11, 121 — 
ThürBl. 51 B.8 = BankW. 3, 30. 

3. Die Erteilung einer allgemeinen Vollmadt der Geſellſchafter unter- 
einander in den Fällen, wo das Gejeg die Mitwirkung fämtlicher Gefellihafter 
bei der Unmeldung aufgibt ($$ 108, 125, 142, 148), ift unzuläffig (KG. I Berlin 
4. Juni 08, FARO. 11, 23). 

8 13. 
Biteratur: f. 3. 2, 172, 
Begriff der Zweigniederlaffung: 

1. Selbftändiger und dauernder Gewerbebetrieb: 3. 2, 172 Nr. 1; Merk: 
male der Selbjtändigkeit: Ar. 2; erkennbare Geichäftsitelle: Nr. 3; Verſchieden— 
beit des Ortes: Ar. 6; Filiale einer Gasanjtalt: Nr. 4; felbftändiger, aber 
nicht eingetragener Inhaber einer Filiale: Ar. 5. 

2. Bloßer MWarenvertrieb durch einen Handlungsagenten außerhalb des 
Sites der Gaupiniebexiafiung begründet nicht eine Zweigniederlaffung am 
Mohnfike des Agenten (OLG. Dresden 24. März 03, SächſOLG. 25, 335 — 
— 4, 639); ebenſo nicht einfache Verkaufsmagazine, Empfangnahme- und 

blieferungsjitellen (26. Mainz 30. Nov. 00, HefiRtipr. 04, 4 = 3BIFG. 4, 799). 

3. Haupt- und Zweigniederlaffung bilden einen einheitlichen Geſchäfts— 
betrieb, Die Eintragungsfähigkeit der Zweigniederlaffung feßt daher nicht 
voraus, daß der Umfang ihres Geihäftsbetriebs für ſich allein über den Um— 
fang des Rleingewerbes hinausgebe (RG. 11. April 04, Recht 8, 416 — NA. 
4, 159 = R6T. 27 A 210 = ZBLFG. 5, 101, 150). 

Firma der Zweigniederlaffung: 

4. Abweichender Zufag: I. 2, 173 Nr. 7 u. 8 („Filiale*), Ar. 10 („Agentur“). 

5. Firma bei Veräußerung der Zweigniederlaffung: 3. 2, 179 Nr. 8. u. 9. 

6. Eine Hypothek kann night unter der Firma der Zweigniederlaffung 
ins Handelsregifter eingetragen werden (RG. 12. Sept. 03, NIAU. 4, 47 — 
DLG. 9, 351 = ZURtG. 11, 151 — HoldheimsMScr. 13, 22 — BankY. 3, 96 
— 38156. 4, 552 — NaumburgAf. 03, 95; ebenfo AG. 10. Dez. 00, DLG. 
2, 198; RG. 2. Mai 04, Holdheims MScr. 13, 181 — DLG. 9, 352; BayObR6. 
11. Juni 04, f. $ 201 Ar. 6. — U. M.: J. 2, 173 Nr. 8; OLG. Dresden 7. April 
03, HoldheimsMSchr. 13, 22 — Bank. 3, 95 — FURL. 14, 69 — SächſOLG. 
25, 156 — ZURtG. 11, 85 — ZBIFG. 4, 414 — DLG. 9, 351). 

7. Dagegen ijt die Abtretung einer Hypothek an eine Zweigniederlaffung 
in dem Ginne zuläffig, daß der Leiter der Zweigniederlaffung dabei als 
Repräfentant der Hauptniederlaffung tätig ift und die Hypothek auch auf den 
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Namen der leßteren eingetragen wird. Dabei ift es unbedenklich, durch einen 
befonderen Vermerk bei der Eintragung auf die Zugehörigkeit der Hypothek 
um DBermögenskompler der Zweigniederlaffung bin uweiſen (RG. 2. Mai 04, 
HoldheimsMSchr. 13, 184; vgl. RG. 21. Jan. 01, IL. 2, 198). 


Eintragung zum Handelsregifter: 


8. Einträge, die nur die NRectsverhältniffe der Zweigniederlaffung be- 
treffen: I. 2, 173 Ar. 11; Nadıweis der vorgängigen Eintragung beim Haupt- 
niederlaffungsregifter: Ar. 12; von vorherigem Prokureneintrag: Ar. 13; Ver— 
änderungen in den Redtsverhältniffen der Hauptniederlaffung: Ar. 16; 
Ichweizerifche Zweigniederlaffung einer deutjhen ©. m. b. H.: Wr. 15. 

9. Bei Anmeldung der Zweigniederlaffung bat der Regifterrichter, wenn 
die Hauptniederlaffung bereits eingetragen ift, nicht nochmals zu prüfen, ob 
das gewerbliche Unternehmen nad Art und Umfang einen kaufmännifchen 
Geichäftsbetrieb erfordert. Dafür ift vielmehr allein der Inhalt des Regiiters 
der Hauptniederlaffung maßgebend (diefelbe Enticheidung wie oben Ar. 3; vgl. 
aber J. 2, 173 Nr. 14). 

10. Zweigniederlaffung von Uktiengefellichaften ſ. $ 201. 


8 14. 
Literatur; Markus, Winmelbezwan —— einzelnen von mehreren Anmeldepflichtigen, 
Holdheims MSchr. 13, 30; vgl. d ale ft 12, 304. 

1. Findet fich bei der Bezeichnung des Firmeninhabers im Handelsregijter 
eine unrichtige Standesbezeihnung, ſo kann der dirmeninhaber zu einer bie 
Löſchung diefer Bezeihnung beantragenden Anmeldung im Mege von Drdnungs- 
itrafen nicht angehalten werden (RG. 28. Sept. 03, Goldſchmidts3. 55, 24 — 
KGBl. 14, 102 — DLG. 7, 342). 


2. Eine verjehentlidh "gelöfchte Firma kann, wenn fie tatfächlich erlofchen 
ift, nicht im Berichtigungsverfahren bloß zu dem Zwece wieder eingetragen 
werden, um nunmehr ihre Löſchung ordnungsmäßig herbeiführen zu können 
(RG. 27. Juni 04, DRG. 9, 257 — 3BIFG. 5, 334). 


3. Verfahren nur zuläffig im Wege des $ 132 FGG.: 7.2, 174 Ar. 3; 
gegen juriftifche Perſon, Aktiengefellihaft: Nr. 2 u. 3. 
4. vgl. $ 132 566. 


8 15. 
Literatur: Telgmann, Wirkung der Eintragung in das Handelsregifter und der DVeröffent- 

liyungen aus demſelben, Hannover 1908. 

1. 8 15 Ubf. 1 findet keine Anwendung im Falle des $ 25 HGB. (MG. 
19. Sept. 03, IJW. 32, 401 — 3BIFG. 4, 424). 

2. Anderung des Firmeninhabers: I. 2, 174 Ar. 1; Auflöfung einer nicht 
eingetragenen Handelsgefellihaft: Ar. 2; ausgefchiedener Gefellichafter einer 
nicht eingetragenen Bereinigung: Ar. 3; Erben des Inhabers einer nicht ein- 
getragenen Firma: Wr. 4. 


3. 88 15 u. 31 finden auf Minderkaufleute zwar keine Anwendung; doch 
it nah Treu und Glauben die Haftbarkeit aud des Minderkaufmanns für 
ein Geichäft nicht zu bezweifeln, das ein neuer, das Geichäft unter Zuftimmung 
des Vorgängers weiterführender Inhaber mit dritten Perſonen abfchließt, 
denen die Veränderung in der Perſon des ee nit durd Re ee 
a ift (OLG. Karlsruhe 10. Juni 03, BadRpr. 70, 49 — Recht 8, 256; 
ebenfo RG. 28. Wärz 03, RGEBl. 14, 60; vgl. auch $ 4 Nr. 8). 

4. Derjenige, der duldet, daß ein anderer ihn als feinen gefhäftlichen 


Teilhaber bezeichnet, haftet Dritten gegenüber (OLG. Dresden 2. Okt. 03, OLG. 
8, %6 —= Recht 8, 227). 
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Dritter Abjchnitt. Handelsfirma. 
Riteratur: f. 3. 2, 175. 
Siteratur: f. 3. 2, 175. 8 17. 
1. Erihöpfende Regelung der Grundfäße über Firmenrecht im HGB.: 
3.2, 175 Nr. 1. 


2. 8 17 Abſ. 2 findet auch auf Handelsgefellichaften Unwendung. 8 313 
ZPD., wenn Firmen verklagt werden: 7. 2, 175 Wir. 2, 

Die Firma im Prozeß: 

3. Klage gegen eine Firma: J. 2, 175 Nr. 4 = Bank. 3, 9 Nr. 6-8; 
ebenfo AG. 30. Sept. 03, DJ3. 8, 526; vgl. aud I. 2, 329 $ 253 Nr. 4; gegen 
ausländifche Firma: Ar. 3. 

4. Urteil gegen Firma: 7.2, 175 Nr. 5; QJudikatsklage daraus: Nr. 6; 
ferner: Zur Bezeihnung im Urteile genügt die Ungabe der Firma; es bedarf 
nicht der TFeitjtellung, ob es fih um die Firma eines Einzelkaufmanns oder 
einer Gejellihaft handelt (LG. I Berlin 30. Jan. 04, RGBI. 15, 46). 

5. Spätere Aufnahme des bürgerliden Mamens ftatt der Firma ins 
Rlagrubrum: I. 2, 175 Ar. 3; Einzelkaufmann nad Erlöfchen der Firma: Nr. 9; 
irrtümliche Rlagerhebung gegen Einzelkaufmann ftatt gegen Geſellſchaft: Nr. 3. 

6. Firma der offenen Handelsgefellichaft ſ. $ 124. 


Die Firma im Grundbud: 


7. Eintragung einer Hypothek auf die Firma eines Einzelkaufmanns ift 
unzuläffig (OLG. Karlsruhe 26. Sept. 03, Puchelts 3. 35, 17 — 3BIFG. 5, 153; 
ebenfo RG. 4. Mai 03, Goldſchmidts 3. 55, 298 — R6T. 26 A 135 — Geuffl. 
58, 453; ebenfo auch ——— anderer Rechte: J. 2, 175 Nr. 11; ebenſo OLG. 
Stuttgart 6. Febr. 03, Württ3. 45, 170. — U. M.: DLG. Rolmar, I. 2, 175 
Nr. 11 — ElflothZ. 38, 242). 

8. Gründungsanträge unter der Firma: J. 2, 175 Nr. 10. 

9. Firma im Börfenregiiter: I. 2, 175 Ar. 13. 


8 18. 


1. Regifterreht, nicht Werwaltungsbehörde überwadht Beobadhtung des 
8 18: I. 2, 176 Wr. 1. 
2. Erjigung der Firma: 7.2, 176 Ar. 2. 


Name des Raufmanns: 


3, Der Familienname kann in die firma eines Einzelkaufmanns nur in 
der Form aufgenommen werden, wie der Yirmeninhaber ihn nad den Gefegen 
des Staates führen darf, dem er angehört (RG. 2. Febr. 04, RAGT. 27 A 64 — 
ZBLFG. 4, 856). 

4. Name eines andern: J. 2, 176 Ar. 4 = Bank. 3, 132 — Holdheims- 
MScr. 13, 49; fremdipradlicher Name: Ar. 5; Sculc ftatt des ftandesamtlichen 
Schulz: Nr. 6, ebenfo Ar. 10; Mädchenname der Witwe: Ar. 7; Abänderung 
von „Ferd. B.s Söhne, Louis u. Karl B." in „Ferd. B.s Söhne“: Nr. 8; 
„Fritz“ ftatt „Friedrich“: Ar. 9. 

FSirmenzufäße: 

5. Abtrennung des Firmenzufages: 3. 2, 177 Ar. 12; Anderung des das 
Nachfolgeverhältnis andeutenden Zufaßes durch den zurückbleibenden Gefell- 
ichafter: Ar. 13. 

6. Zufäße, die au auf ein anderes Geihäft am Orte paffen (Radebeuler 
Teigenkaffeefabrik): I. 2, 177 Nr. 11 = RGE3. 54, 183 — 3BIFG. 4, 43; 
ne ee —— Nr. 15; „Fahrrad- und Nähmaſchinenhaus“: Ar. 16; 
„Berfandhaus": Nr. 17; „Apotheker“: Ar. 18; „Pilfener Brauhaus Berlin“: 
Nr. 19; „Rabattfyftem Hanſa“: Ar. 20; „Phönix“, „FJagdemporium“: Nr. 21; 

Warneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 14 
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„Stadtbrauerei“ eines Privatmanns: Ar. 22; „Engroslager": Ar. 23; „Deutiche 
Böenediktine Liqueur-Fabrik“: Nr. 24. 

7. Ein Zufaß, der nicht nach feinem Wortlaute, aber nad) den beftehenden 
örtlihen Verhältniffen in den mit diefen mehr oder weniger bekannten Berfonen 
eine Täufhung über die Verhältniffe des Geichäftsinhabers hervorzurufen ge- 
eignet ijt („Bahnhof-Eifenbahnhotel* mit Rückſicht darauf, daß früher am 
felben Orte ein „Eifenbahnbotel“ bejtand), ift nicht nach 8 18 Abf. 2 unzuläffig 
(OLG. Stuttgart 24. Juni 04, RIU. 4, 215). 

8. Werden Zufäge, wie 3.38. „Warenhaus“, auf dem Ladenfchilde und in 
Anzeigen der Firma beigefügt, jo darf dies doch nicht in der Weiſe geicheben, 
daß fie mitten in die Firma eingeihoben und dieſer dadurd ein ganz anderes 
Ausfehen gegeben wird. Geſchieht es dennoch, jo ift nad 8 37 zu verfahren 
(RG. 9. Aug. 04, DLG. 9, 245 — ZBIFG. 5, 334). 

9. Die Firma „E. 3. Söhne” einer offenen Handelsgefellfhaft ift als neu- 
gebildete unzuläffig, weil fie den Anfchein erweckt, als ob fie urfprünglich 
„E. 3." geheißen habe und der Zufag „Söhne“ ein Rechtsnadfolgerverhältnis 
bedeuten folle, und weil $ 18 Abſ. 2 nad $ 6 auch auf Handelsgejellihaften 
anzuwenden ift, ferner auch aus dem Grunde, weil fie nicht nad $ 19 die 
Namen der Gefellichafter enthält (RG. 11. April 04, AGT. 28 A 39 — DRG. 


9, 241). 8 
19. 


1. Zufäße, die dem Gegenjtande, der Art des Unternehmens entnommen 
find: 7. 2, 173 Ne. 1. 

2. Dffene Handelsgejellichaft „U. B.s Söhne*: I. 2, 178 Ar. 2, ebenfo RG. 
9. Zuli 04, DES. 9, 241 = ZBIFG. 5, 334; vgl. auch oben $ 18 Ar. 9. 


8 20. 


Zuläffig ift die Abkürzung „AG.“ ftatt Aktiengeſellſchaft, „G. m. b. 9.“ 
jtatt Gefellfchaft mit befchränkter Haftung, Verfiherungsgeiellihaft „a. ©.“ 
ftatt auf Gegenfeitigkeit (RG. 25. Mai 03, RGJ. 26 A 69 ZURtG. 11, 69 
— RA. 4, 233). 

8 22, 
Literatur: Schönewald, Über die Verpadhtung von TE Hannover 1904; Fedßr, 

Anmeldung der Firma eines verpadteten Handelsgeihäfts, DIZ3. 9, 118; f. ferner I. 2, 178. 
Borausfegungen: 

1. Beltehendes Handelsgeihäft: I. 2, 178 Nr. 1 u. 5, vgl. 181 Nr. 3; Zu- 
ftimmung des Geihäftsinhabers und Fortführung des Geſchäfts: Ar. 2 u. 4; 
Rechtmäßigkeit der abgeleiteten Firma: Ar. 6 u. 7; Befugnis zur Veräußerung 
(Ronkursverwalter): Ar. 3; nicht eingetragene Firma eines vor dem 1. Januar 
1900 von zwei Gefellihaftern begründeten Baugelhäfts: Nr. 5; Veräußerung 
der Zweigniederlafiung: Ar. 8 u. 9; vormundicaftsgeridhtlihde Genehmigung: 
Nr. 12; Witwe als Borerbin: Ar. 15; Fortführung durch mehrere Erben: 
Nr. 13 u. 14. 

2. Dem Erwerber eines Handelsgeihäfts kann vom Veräußerer nicht das 
Recht eingeräumt werden, mit dem Geihäft eine Firma anzunehmen, die der 
Veräußerer hätte führen dürfen, aber nicht geführt hat (RG. 6. Febr. 04, Hold- 
hbeimsMScr. 13, 228 — GrudhotsBeitr. 48, 621). 

3. Der Erwerber einer En Dina kann ſich nicht auf feinen guten 
Glauben ftüßen (RG. 6. Juli 03, RheinArch. 100, 41 — 3BIFG. 4, 511). 
Fortführung: 

4. Die Fortführung einer abgeleiteten Firma durd) denjenigen, der fie mit 
dem Gefchäft erworben bat, ift unzuläffig, wenn fie nicht einen ausgefchriebenen 
Bornamen enthält, es fei denn, daß fie ihon vor dem 1. Januar 1900 im 
Handelsregifter eingetragen worden iſt. Sie darf aber aud nicht durch 
Ausichreibung des bisher unausgefchriebenen Wornamens geändert werden 
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[Theodor H. ftatt Th. H.] (RG. 14. Dez. 03, RIU. 4, 105; desal. 21. März 04, 
RG. 27 A 216 — 3BIFG. 5, 63). 

5. Eine Fortführung der Firma liegt auch dann vor, wenn ihr ein Zuſatz 
gegeben wird, der ein Nachfolgeverhältnis andeutet [E. H. St. u. Co. fortgeführt 
als „PBetroleumgeihäft vormals Betrieb von C. 9. St. u. Co.“) (RG. 12. Dez. 
03, 383 56, 187). 

6. Die Veränderung einer Firma durch andere als die in $ 22 geitatteten 
Zuſätze ift auch mit Zuftimmung des früheren Inhabers nicht erlaubt (OLG. 
Roſtock 30. März 04, Recht 8, 415 — RITU. 4, 158 3BIFG. 5, 100). 

7. Fortführung durd offene Handelsgeiellihaft: J. 2, 178 Nr. 6; durd 
Uktiengefellihaft: Ar. 16—18. 

8. MWeiterveräußerung der fortgeführten Firma: 5.2, 179 Ar. 11; Ber: 
legung an andern Ort: Wr. 10. 

9. Einihränkung, Ausdehnung des Betriebs: J. 2, 179 Nr. 19. 

10. DBeränderung der Firma: 5.2, 179 Nr. 20 u. 22; „Ferd. B.s Söhne Louis 
u. Rarl B.“ fortgeführt als „Ferd. B.s Söhne”: Wr. 21; „Firma 2. u. ©.“ 
fortgeführt als „L.u.©.: Nachf. F. D. M.“: Nr. 23; Weglaffung des eine frühere 
offene Handelsgejellihaft andeutenden Zufaßges: Ar. 24. 

11. Läßt der Erwerber den Namen feines Gefchäftsvorgängers, der mit 
dem feinigen übereinftimmt und ihm deshalb auch aus eignem Recht als 
Firma zufteht, an feinem Haufe ftehen, bedient fih aber bei Unterfchriften und 
geihhäftliden Mitteilungen des eigenen Namens in anderer Zufammenftellung, 
fo liegt keine Firmenfortführung vor (RG. 6. Febr. 04, HoldheimsMSchr. 
13, 228 — GrudotsBeitr. 48, 621). 

g 23, 


1. Vorausfegung der Zuläffigkeit des Übergangs einer Firma iſt der 
Übergang des Handelsgeihäfts, worunter der Inbegriff aller Rechtsverhältniſſe 
zu verjtehen ijt, die mit dem Betriebe des Handelsgewerbes in Beziehung 
jtehen. Werden einzelne Bejitandteile — ſo iſt zu entſcheiden, ob 
dieſe Ausnahme mit dem Begriffe des Übergangs des Geſchäfts verträglich 
ericheint (RG. 29. Dez. 03, IWW. 33, 99 — Recht 8, 109; ebenfo RG. 12. Dez. 03, 
RG3. 56, 187 — Recht 8, 227); ebenfo: Erforderlich ift die Übertragung folder 
Geihäftsbejtandteile, durch die die Kontinuität des Gejchäftsbetriebs gewahrt 
wird; das Gefhäft muß troß der Änderung des Inhabers als fortbeitehend 
anzuſehen fein (RG. 15. Febr. 04, 3BIFG. 5, 322; vgl. audy $ 24 Nr. 4). 

2. Iſt mit der Veräußerung eines Handelsgeihäfts im ganzen die Über- 
nahme der Verpflitung zur Übertragung des Eigentums an feinem Grund: 
jtücke verbunden, fo bedarf fie der gerichtlichen oder notariellen Form (OLG. 
Pofen 18. Dez. 03, OLG. 8, 436 — 3BIFG. 5, 145 — 3AktG. 11, 282). 


8 24. 
1. Dbernahme der Gefellihaftsfirma nad Auflöfung der Gefellfchaft durch 
einen Gefellichafter: 3. 2, 180 Ar. 1, 3 u. 4. 
2. Wideripruch des ausfcheidenden Gefellihafters gegen Fortführung feines 
Namens: 3.2, 180 Ar. 2. 
3. Underung des Nacdjfolgerzufages durch den die Firma der offenen 
Handelsgejellihaft fortführenden Geſellſchafter: 3. 2, 180 $ 22 Nr. 24. 


825. 

1. Gilt nur für Vollkaufleute: J. 2, 180 Nr. 1 = ZB1F56. 4 26 —- RG3. 
55, 83; für Minderkaufleute nur unter Umftänden: Wir. 2; kauft jemand das 
Geihäft eines Minderkaufmanns und führt es unter deffen Firma weiter, fo 
findet $ 25 keine Anwendung: fiehe die Enticheidung Wr. 4. 

2. Der Ausfhluß der Haftung des Firmennadfolgers für die früheren 
Geihäftsihulden kann nur auf dem in $ 25 Ubf. 2 bezeichneten Wege erfolgen. 
Insbefondere kann fich der Nachfolger nicht darauf berufen, daß dem Gläubiger 
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die ausfchließende Vereinbarung auf andere Weile bekannt geworden jei (RG. 
19. Sept. 03, Seuffll. 59, 72 = Bank. 3, 95 — HoldheimsMSchr. 13, 108). 

3. Vereinbarung, daß der Erwerber „die in der Bilanz aufgeführten 
Paſſiva“ übernehme: 7.2, 181 Nr. 9; Deutlichkeit der Ausichließungsperein- 
barung: Ar. 10. 

4, Zum Erwerbe eines Handelsgeihäfts im Sinne von $ 25 reicht es aus, 
wenn es in feinen wefentlihen Grundlagen übergeht. Das Ausſcheiden ein- 
zeiner, vom Vorgänger geführten Artikel übt keinen Einfluß aus (OLG. Poſen 
16. Mai 04, PoMSchr. 7, 109 — SeuffX. 59, 415; vgl. 8 23). 

a 5. Kein „beitehendes” Handelsgeihäft, wenn Konkurs eröffnet ijt: 3.2, 181 
Air. 3. 

6. Zum Ausſchluſſe der aus Abſ. 1 begründeten Haftung ift nicht not— 
wendig, daß die Abſ. 2 dafür aufgeitellten Vorausfeßungen fhon im Augen- 
blick des Beginns der Geidäftsfortführung vorhanden jeien, fondern es genügt, 
daß fie „unverzüglich“ herbeigeführt werden (RG. 7. Nov. 03, Holdheims MSc. 
13, 48 = BankV. 3, 114 = Seuff A. 59, 196 — IW. 33, 8 — Recht 6, 198, 531 — 
3BlFG. 4, 799, 638, 349 — DT3. 9, 219; ebenfo 7.2, 181 Nr. 8). 

7. Unter der im Betriebe des Handelsgeihäfts begründeten Verbindlichkeit 
werden Verpflichtungen verjtanden, die mit dem Gejchäftsbetriebe in einer fo 
engen, inneren Verbindung ftehen, daß fie als eine Folge daraus erfcheinen. 
Das ift auch dann der Fall, wenn fich der frühere Gejhäftsinhaber einem 
Dritten gegenüber zu gewiflfen Änderungen gegen Entgelt verpflichtet hatte 
(RG. 27. Febr. 03, IM. 33, 214). 

8. Bei Übertragung eines Handelsgeihäfts mit Aktiven und Baffiven 
bleibt der bisherige Geihäftsinhaber neben dem Erwerber für den Kaufpreis 
folcher Waren verhaftet, die er während feiner Inhaberfchaft beftellt hat, die aber 
erit feinem Nachfolger geliefert worden find, falls es ſich nicht um einen Zug 
um Zug zu erfüllenden Kaufvertrag handelt, fondern der Kaufpreis kreditiert 
u. (OLG. Hamburg 16. März 04, HanſGZ3. 25, 139; ebenfo RG. J. 2, 181 

r. 6). 

9. Haftung bei Fortführung zweier Handelsgejchäfte unter einer Firma: 
3.2, 181 Nr. 4; bei Erwerb nur des einen von mehreren demjelben Veräußerer 
gehörigen Geihäften: Nr. 5; Bewirkung der Gegenleiftung an den Erwerber 
ftatt an den Veräußerer: Wr. 7. 

10. Bei der vom Konkursverwalter vorgenommenen Veräußerung des 
zur Ronkursmaffe gehörigen Handelsgeihäfts ift der Ronkursgläubiger nicht 
„Dritter“ im Sinne des $ 25 XUbf. 2 HGB. (RG. 21. Mai 04, JW. 33, 417). 

11. Befonderer Verpflihtungsgrund: 7. 2, 181 Ar. 12; Beibehaltung des 
Ladenſchilds als Fortführung der Firma: Nr. 11. 


8 27. 
PBireratur: Stegemann, Die Vererbun gg er are Leipzig 1903; Schulthaßz, Die 
Schuldhaftung der Erben nad) $27 H6B., Borna-Leipzig 1908; f. ferner 5.2, 181. 

1. Nur die völlige Aufgabe des Geſchäfts oder der Firma durdy die 
Erben befreit von der Haftung nad & 27 Xbf. 2. Die Veräußerung an einen 
en enthält keine folhe Aufgabe (RG. 2. Dez. 03, IM. 33, 100 — RG3. 

‚ 197). 

2. Der Handelsregijterrichter kann die Erben nicht zur Eingehung eines 
Gefellfchaftsvertrags zwingen. Die Erben können vielmehr auf Grund der 
zwiichen ihnen beftehenden ——— das Geſchäft fortführen, und zwar 
unter der bisherigen Firma (KG. 2. April 02, BankX.3, 133 = GeuffXl. 59, 103 
— %,2, 179 Nr. 13; vgl. ferner 3. 2, 179 Ar. 14 u. 15; 2, 174 Nr. 4; 2, 201 


Nr. 3). 
g 28. 
2iteratur: f. J. 2, 182. 


Anwendung bei Umwandlung nad 1. Januar 1903; gefeßliche Abtretung: 
3.2, 182. 
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8 29. 
Literatur: Raufmann, Muß die Firmenzelchnung zent erfolgen oder genügt die Beglaubi« 
ung ihres Unerkenntnifies? ZBlFG. 4, 467; Reli, Sind Ytrmengeihnungen in anderer 
—— Schrift als der deutichen für zuläffig zu erachten? Zfmittt JB. 14, 194; T. ferner 
1. Rursmäkler find verpflichtet, ihre Firma zum Handelsregifter an— 
zumelden (OLG. Dresden 28. Aug. 03, BankQ. 3, 133 — ÜLG. 8, 145). 
2. Antrag auf Berichtigung einer eingetragenen Firma: 3.2, 182 Nr. 1. 
3. Die Eintragung eines Sofprädikats als Teil der Firma im Dandels- 
tegilter und die Pflicht des Geichäftsinhabers, die Firma am Laden an- 
zubringen, ftehen der Befugnis der Polizei, den unberectigten Gebraud 
des Hofprädikats zu verbieten, nicht entgegen PrOVG. 29. Jan. 03, PrOVG. 
‚43, 305 ZBFO. 4, 799). 
8 30. 


1. Die Firma „Erfte X.er Spar: und Vorſchußkaſſe“ unterfcheidet ſich 
deutlich genug von der Firma „Eriter X.er Spar» und Areditverein“ (OGH. 
Mien 22. Sept. 03, OftEBL. 22, 154). 

2. Die Bezeichnungen „Aktiengefellichaft” und „Gefellihaft mit befchränkter 
Haftung” Be geeignet, zur Unterfheidung der Firma zu dienen (5. 2, 182 

= > 26 A 215 = Goldſchmidts3. 55, 303 — ZAktG. 11, 63 — Recht 
: 2. : f. dafelbjt). 

3. ————— deutlich unterſcheiden ſich „Ernſt von Spokelſen“ und 
„Ernit & von Spokelſen“: J. 2, 182 Nr. 1; „Reftaurant à la Aſchinger“ und 
„Bierquelle nad Alhinger“: Nr. 2; „Union deutiche Verlagsgefellichaft (Akt. 
Gei.)" und „Berliner Union Berlagsgefellihaft m.b.9.*: Ar. 3; „Wujterkarten- 
fabrik Karl U.” und „Karl U., Spezialgeihäft für Bureauartikel*: Nr. 4; 
„Gütertransport Gefellichaft Carl Cohn & Cie.“ und „Carl Eohn & Co.“: 

Nr. 5; „Johann Maria Yarina Georgsplaß 9* und „Zohann Maria Farina 
dem Tülichsplaß*: Ar. 6 „Deutiche Creditanſtalt P. M. vormals 
. 6. & Cie." und „9.6. & Cie.“ J. 2, 177 Ar 14 


831. 
1. Fortdauern einzelner Rechtsverhältniſſe nach Aufgabe des Betriebs: 
3.2, 182; vgl. J. 2, 180 $ 24 Ar. 3 
2. Erlöichen der Firma einer — Handelsgeſellſchaft f. $ 157 Nr. 3. 
8 33. 
1. 833 u nur für Neuanmeldungen: J. 2, 183. 
2. Das giftergericht hat zu prüfen, ob ſich nach den beigebrachten Ur- 
kunden die Beſtellung des Vorftandes einer juriſtiſchen Perſon als rechtsgültig 
erweilt (OLG. Dresden 9. Juni 03, OLG. 8, 382 — Recht 8, 339). 


8 34. 

Die fih aus $ 33 ergebende Pflicht des Regiſterrichters, die Rechtsgültig— 
keit der Boritandsbeitellung auf Grund der beigebrachten Urkunden zu prüfen, 
auch für die Unmeldung einer Anderung in der Zufammenfegung des 

orjtandes (OLG. Dresden 9. Juni 03, DLG. 8, 254 — SächſOLG. 235, 341). 


Literatur: ſ. 3.2, 188. 8 36. 
Löſchung eingetragener Öffentlicher Unternehmungen: J. 2, 183. 
8 37. 
Literatur: Schmidt, Firmenmißbrauch, Göttingen 1908. 
Geſchützte Rechte: 


1. Bei einer Klage aus $ 37 Abſ. 2 bat nicht zunächſt der Beklagte 
gegenüber der durch die Eintragung der ftreitigen Firma auf den Mamen des 
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Klägers ins Handelsregijter für diefen geichaffenen Redtsvermutung ein bejjeres 
Recht nachzuweiſen, fondern es muß zunädjt der Kläger das ihm an der Firma 
uftehende Recht beweifen, fo daß die Klage ohne Prüfung des Rechts des 

eklagten abzuweifen ift, wenn dem Kläger diefer Nachweis nicht gelingt. it 
Klage und Widerklage erhoben und ergibt der Prozeß, daß beide Parteien 
nicht zur ı irmenführung befugt find, fo kann der Regiiterrichter gegen beide 
nach 8 37 Ubf. 1 verfahren (RG. 29. Juni 04, SächſArch. 14, 575 — 3BIFG. 
5, 222). 

2. Nur die Verlegung von Rechten, nicht ſchon die von berechtigten Inter— 
eifen gibt den Anfprud des 8 37 Ubf. 1. Der aus $ 1 Abſ. 1 des UniB6. ge- 
gebene Anſpruch auf Unterlaffung beftimmter Angaben in öffentliden Ankündi- 
gungen jtellt no kein Recht dar (OLG. Stuttgart 13. Juni 02, WürttT. 
15, 311; ebenfo RG. in I. 2, 183 Nr. 8; desgl. Ar. 9, jedoch Nr. 7; vgl. auch 
KG. 11. April 04, RT. 20 A 39). 

3. Das Recht braudt nicht gerade ein Firmenrecht zu fein, es genügt 
3. B. audy eine Verlegung des Namenredts (RG. 12. Dez. 03, ROG3. 56, 187). 

4, Das durch $ 37 geſchützte Recht iſt Wermögensredht: I. 2, 183 Nr. 12. 


Gebraud: 


5. Nur Gebrauch, nicht Anderung, Löſchung verboten: 3.2, 183 Nr. 1. 
6. Zum Begriff des Gebrauds: I. 2, 183 Nr. 2 u. 6; Führung einzelner 
Morte aus der Firma: Nr. 3 u. 4. 


7. Darin, daß jemand eine von einem andern geführte Firma für fih als 
Warenzeichen eintragen läßt, kann nod nicht der Gebraud einer ihm nicht 
zuftebenden Firma gefunden werden (KG. 3. Juli 03, R63. 55, 241 = DTZ2. 
8, 477). 


Befugnis zum Gebraud: 


8. Die Eintragung einer Firma hat keinen konjtitutiven Charakter. it 
deshalb eine Firma in ihrem Urfprunge nicht rechtmäßig zuftande gekommen, 
aber gleihwohl ins Handelsregifter eingetragen, jo benußt derjenige, der das 
Geſchäft mit der Firma in autem Glauben an ihre Redhtbeftändigkeit erworben 
bat, fie dennody unbefugt im Sinne von $ 37 (RG. 6. Juli 03, BankX. 3, 30 
— IM. 32, 343). 

9. Nimmt jemand in feine eigene Firma eine fremde Firma auf, jo kann 
auch diefe die Grundlage zu einer Klage aus 837 Abſ. 2 bilden, wenn fie audh 
an fih (3.8. als ausländifche Firma) nicht geſchützt ift, da die nunmehrige 
Firma auf aaa Fälle gemäß $ 18 HGB. unitatthaft ift (RG. 30. April 04, 

. 33, 366). 

10. Eine nicht eingetragene Firma kann auf $ 37 Ubf. 2 keinen Unter- 
laffungsaniprud gründen (OLG. Hamburg 9. Okt. 03, OLG. 7, 381). 

11. „Salta-Spiel” und Firma „A. Sala“: T. 2, 183 Ar. 5; Nichteintragung 
fämtlicher Gefellfhafter einer offenen Handelsgefellihaft: Ar. 10; Firma in 
anderer Gemeinde: Ar. 11. 

12. Der unbefugte Gebraud einer Firma kann von einem firmenpflichtigen 
Kaufmann aud Be einen Rlleingewerbetreibenden im Wege des $ 37 Ubf. 2 
verfolgt werden. Dagegen kann der Kleingewerbetreibende gegen den firmen- 
pflichtigen Raufmann nur im Wege des 8 37 Abſ. 1 die Einhaltung der Be- 
ftimmungen des 8 18 erreichen (OLG. Breslau 25. Jan. 04, Recht 8, 171). 
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Literatur: Maatz, Die Grundlagen der Buchführung, IW. 31, 341; J. ferner J. 2, 184; Wie müffen 
die Handelsbücdher ihrem innen und äußern Wefen nad fid geben, um vor dem Geſetz ſtand— 
zubalten? ZUkt. 14, 208, 

8 38, 


Das Handelsbud ift Vermögen: 7.2, 184 — RN63. 51, 163. 
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8 39. 
1. Begriff der Bilanz, Spezialifierung: I. 2, 184 Ar. 1, 2; Anfechtung der 
ten Bilanz: Ar. 4; Firma als Wermögenswert in der Bilanz: Ir. 5; 
auer des Geidhäftsjahres: Nr. 3 — Bank. 3, 10; Recht auf Einficht der 
Bilanz: 7. 2, 190 8 65 Wr. 1, 2. 
2. Bilanz der AUktiengefellichaft: j. $ 260. 


Literatur: 1. J. 2, 185. 8 40. 

1. Bilanzwerte. Erträgniffe gehören nicht dazu: 7. 2, 185 Ar. 1; fiktive 
Werte im Gejellihaitsinnenverhältnis: Ar. 2; einer Aktiengefellfhaft unent- 
—— überlaſſene Grundſtücke: Ar. 4; Genußſcheine: I. 2, 211 Ar. 6 u. 7; 

nnuitäten, ausgelofte Obligationen: ZUktG. 11, 149; Berlufte, weifelhafte 
orderungen: ZAktG. 11, 173; allzu hohe Abfchreibungen: FARO. 11, 173; 
ffektenkonto in der Bilanz: ZURtG. 11, 197; Bilanzwahrheit: ZUkt. 14, 41. 

2. Nur diejenigen VBermögensftüce, die wirklic vorhanden find, müſſen 
in der Bilanz aufgeführt werden. Es bedarf aljo nicht der Betätigung des 
Nihtvorhandenfeins von Grundftüken durch eine ausdrücklihe Bemerkung 
[„vakat“] (RG. 12. Sept. 03, ZURtG. 11, 186). 

3. Der Raufmann kann nicht als Belohnung für feine eigene Erfinder- 
tätigkeit irgend eine fiktive Summe als Wert eines ihm erteilten PBatentes in 
die Bilanz einjtellen, fondern lediglich feine Auslagen für Verſuche, Modelle, 
KRoften und ähnliches. Nur wenn er das Patent kauft, darf er den Raufpreis 
als ae einjtellen (RG. 3. März 04, ZURtG. 11, 261 =- Holdheims MSc. 
13, 159). 

4. Verſuchskoſten als Aktivum in der Bilanz, Ausſtellungs-Reklame— 
Mafcdinen: ZAktG. 11, 

5. PVerfonen, die ein vor dem 1. Januar 1900 betriebenes Gewerbe über 
diefen Zeitpunkt hinaus fortgeführt haben und von da an, im Gegenfaß zu früher, 
auf Grund von 88 1, 2 oder 3 Abf. 2 re aa Raufleute geworden 
find, find mit dem bezeichneten Zeitpunkte auch zur Aufftellung einer Er- 
öffnungsinventur und »bilanz verpflichtet worden (R®. 11. Juni 01, GoltdArdh. 
48, 365). 

8 43. 


Riteratur: ſ. I. 2, 186. 
Beweiskraft mangelhafter Bücher: 5. 2, 185. 


8 4. 

1. Nur einem Bollkaufmann, nidt aber einem Minderkaufmann oder 
Handwerker kann die Vorlegung feiner Handelsbücder auferlegt werden (RG. 
23. Okt. 03, Seuff A. 59, 81 = IM. 32, 421). 

2. Die Vorlegung nah $ 44 kann vom Gerichte ganz nad) feinem Er- 
meflen angeordnet werden. Es bedarf nicht der in 8 424 Wr. 5 3PO. er- 
forderten Borausfegungen (RG. 12. Tan. 03, SächſArch. 14, 90). 

3. Ehefrau bei Errungenichaftsgemeinihaft: I. 2, 185. 


Literatur: 1. 3. 2, 185. 5 46. 


Fünfter Abjchnitt. Prokura und Handlungspollmadht. 


Literatur: Court, Welche rechtliche Stellung nimmt der Vormund einem Handelsgeichäft gegen- 
über ein, Das er im Namen des Münbels betreibt? DI3.9, 213; dasjelbe Thema: Marcus, 
33.9, 354; f. ferner 5.2, 185. g 
48 


Iſt der Prokurift Handlungsgebilfe: 3.2, 185 Nr. 1. 


8 49, 
1. Für unerlaubte Handlungen des Prokuriften haftet die Firma nicht 
ohne weiteres, fondern nur nad $ 824 BEP. (OLG. Karlsruhe 3. Dez. 03, 
ZAktG. 11, 20; ähnlih RG.: 7. 2, 185 Nr. 1). 
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2, Ermädtigung des Prokuriften zu Vergleihen in Zwangsverfteigerungs- 
fahen: J. 2, 186 Ar. 2,3; zur Belajtung, Veräußerung von Grundftüken durch 
Eintragung ins Handelsregilter: Ar. 5; zur Austellung von Zeugniffen: 
I. 2, 194 Wr. 4, Prokurift der Aktiengefellihaft: fiehe die Entfcheidung bei 
8 231 Nr. 4; 3.2, 217 $ 232 Ar. 2, 7, 10. 

3. Bei Kollektivprokura genügt, wenn es fih um das Wiffen von Tat- 
faden oder Arglift handelt, das Wilfen oder die Arglift eines Prokuriſten 
(RG. 27. Sept. 04, PoMSchr. 7, 142). 

4. Zuftellung an Öejamtprokuriften: I. 2, 185 $ 48 Ar. 2; gegenfeitige 
Iberwadhungspflidt: Ar. 3 — 3AktG. 11, 73. 


8 54. 

1. Auch für den kaufmänniichen Verkehr läßt fich nicht der Sat aufitellen, 
daß der Inhaber eines Telephonanjchluffes für die damit abgegebenen Er— 
klärungen unter allen Umfjtänden hafte (OLG. Hamburg 21. Dez. 03, SeuffXi. 
59, 198 — HanfG3. 25, 156 = Bank. 3, 156; ebenfo J. 2, 186 Nr. 6, vgl. Nr. 7). 

2. Der Geihäftsführer eines Handelsgewerbes ift, von Notfällen abgefehen, 
nicht befugt, zum Zwecke der Gefhäftsführung ohne befondere Vollmächt 
Darlehen aufzunehmen. Den Umfang der Vollmadıt des Geihäftsführers hat 
derjenige zu prüfen, der fi mit ihm auf die Ubichließung von Rechtsgeſchäften 
einläßt GBayObL6G. 25. Nov. 03, Recht 8, 83). 

3. Stillſchweigend erteilte Inkafjovollmadt: J.2, 186 Nr. 1; Befhränkungen 
der Handlungsvollmadt: Nr. 4; Handlungsagent: Ar. 8; Werfiherungsagent: 
Nr. 9; guter Glaube des Dritten bezüglich der Handlungsvollmadt: Nr. 4, 5; 
— — Höhe der vom Reiſenden übernommenen Lieferungspflicht: 

tr. 2 


4. Ein für ein Bergwerksunternehmen abgefchloffener Vertrag, der die 
Lieferung einer Seilbahn unter Feſtſetzung der Gegenleiftung auf 81 000 M. 
betrifft, kann nicht zu den Geichäften gerechnet werden, die der Betrieb eines 
derartigen Unternehmens gewöhnlich mit ſich bringt (RG. 1. Tuli 04, IM. 33, 475). 


8 55. 
Rechnungsvermerk: „Zahlung belieben Sie jtets an uns direkt zu leiſten“: 
3.2, 187. 
8 56. 


Literatur: 1. 3.2, 187. 


Sedjter Abſchnitt. Handlungsgehilfen und Handlungslehrlinge. 


Literatur: Bail, Das Recdtsverhältnis der Arbeitgeber und Arbeitnehmer in Handwerk, Inbuftrie 
und Handelsgewerbe auf Grund der Reichsgejeße und ihrer Ausgeftaltung durh Wiſſenſchaft 
und Rectiprehung, Berlin 1904; Tipinski, Das Recht und der Rechtsweg der ——— 

ehilfen, Leipzig 1904; Cuno, Das Recht der Handlungsgehilfen nach dein BGB. HBB., 
ewd., Groß-Lichterfelde 1901; f. ferner J. 2, 187. 


8 59. 
Literatur: Hahn, Die Spefen der Handlungsreifenden, GewG. 9, 276. 
Begriff des Handlungsgebhilfen: 

1. Reine Raufmannseigenfhaft: I. 2, 187 Ar. 1; Urt der Tätigkeit: Nr. 2; 
Geihäftsführer einer Schankwirtichaft: Ar. 3; Bufetier: Nr. 11; Stenograpbh: 
Nr.4,5; Plakanweifer bei Steinhändler: Ar.7; Damenkleidergefchäfts-Leiterin: 
Mr. 8; Direktrice eines Pußgeihäfts: Nr. 10 — DLG. 6, 348; Schaufenfter- 
dekorateur: Nr. 13; Waterklerk: Nr. 9; Vorſteher der Filiale: Nr. 12; Zu- 
fammentreffen kaufmännifcher und gewerblidher Dienjte: Ar. 14, 6. 

2. Der Hauptunterfcdied zwifchen den Handlungsgehilfen und dem Agenten 
bejteht darin, daß der Agent der Firma als felbftändiger Handelsgewerbe- 
treibender gegenüberftebt, und als folder in der Regel aud noch anderweitig 
tätiq ift, während der Gebilfe in dienftlicher Abhängigkeit von feinem Geſchäfts— 
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berrn ein unfelbjtändiges Glied im Gefchäftsorganismus von deffen Handels: 
gewerbe ijt und ohne befondere Genehmigung nicht in einem andern Handels: 
gewerbe tätig werden darf; daß ferner der Agent in der Regel auf Provifion 
als Vergütung für feine Tätigkeit angewiefen tft, während der Gehilfe feites 
Gebalt bezieht; daß weiter in der Regel der Agent an einem andern, der 
Gebilfe aber an demfelben Orte wie die Firma wohnt, und daß endlich der 
Agent dem Geichäftsbetriebe ferner fteht, während der Gebilfe ihm mehr oder 
weniger dienftbar gemadt ift (OLG. Karlsruhe 8. April 04, BadRpr. 70, 186). 

3. Eine ftändige oder regelmäßige Arbeit des Dienftverpflichteten ift zum 
Begriffe des Handlungsgehilfen nicht notwendig. Deshalb ift der Stunden- 
buchhalter auch Handlungsgehilfe (LG. Berlin 30. Dez. 03, DI2. 9, 952). 

4. Nimmt jemand, der eine kaufmännifche Firma führt, einen andern zur 
Bejorgung der (ihrer Natur nad kaufmännifchen) Dienfte eines Rorrefpondenten 
und Kaffierers an, fo iſt diefer als Handlungsgebilfe anzufehen, ſelbſt wenn 
der Unnehmende nit Raufmann und feine firma nicht eingetragen tft (OLG. 
Karlsruhe 6. Dkt. 03, BadRpr. 70, 14). 

5. Upothekergehilfen find keine Handlungs-, fondern Gewerbegehilfen (LG. 
Frankfurt a. D. 22. Febr. 04, REBl. 15, 85; dagegen J. 2, 187 Wr. 6). 

6. Der Straßenbahnfchaffner ift weder Handlungs-, noch Gewerbegehilfe. 
Es liegt ein Dienjtvertrag des bürgerlichen Rechts vor (RG. 21. Juli 02, OLG. 
9, 249). 

7. Der Baumeifter iſt nicht Handlungsgebilfe, fondern Betriebsbeamter 
nad $ 133 Gewd. (OLG. Braunſchweig 25. April 02, OLG. 6, 240). 
Dienjtvertrag: 

8. Religionsmündiges Mündel; Ritualvorfchriften: 3.2, 188 Nr. 15; Dienite 
außerhalb des Geihäftslokals: Ar. 17; Verzicht auf die Dienfte vor Ablauf der 
Kündigungsfrift: Ar. 23. 

9. In einer hemifchen Fabrik wird das hemifche Verfahren zur Herftellung 
eines bereits bekannten Endproduktes von einem ebenfalls bekannten Aus— 
gangsitoff aus geſucht und es gelingt einem Ungeitellten, die für das Verfahren 
nötigen hemifchen Reaktionen aufzufinden. Hter liegt eine ſogenannte Etabliffe- 
mentserfindung, d. h. eine Erfindung durch einen Ungeftellten vor, die dem 
Geihäftsherrn zuiteht. Wenn aber der Ungeftellte bei den Verfuchen zur Auf: 
findung jener Reaktionen ein Verfahren entdeckt, durch das dasfelbe End- 
produkt von einem andern Ausgangsitoffe aus hergeitellt werden kann, jo 

ebührt die Erfindung ihm (RG. 25. April 04, SähfArdh. 14, 625; vgl. 7.2, 188 
r. 16 — ZAktG. 11, 116). 


Reifende: 

10. Wenn dem GStellungfucdhenden eine direkte Aufforderung zur Vor: 
jtellung von einer Firma zugegangen ijt, fo find ihm die Unkoften der Vor— 
jtellung (Reife ufw.) nach einem beitehenden Handelsbraude zu erftatten (Gut- 
achten der Handelskammer Leipzig ohne Datum, HoldheimsMSchr. 12, 308). 

11. Reiſeſpeſen find zur Deckung des gefamten Lebensunterhaltes des 
Reifenden während der Reife beftimmt; wird daher der Reifende vertrags- 
widrig von der Reife abgehalten, fo wird er injofern geichädigt, als er nun 
mehr feinen Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln beftreiten muß; in Höhe 
diefer Aufwendungen bilden die Spefen einen wejentlihen Teil der — 
lichen Bezüge und können daher nicht willkürlich entzogen werden (OLG. 
Frankfurt a. M. 25. Juni 03, Recht 7, 556); ähnlich I. 2, 188 Nr. 19, 20. 

12. Kein Anſpruch auf Reife, fondern nur auf Schadenserfag: 3. 2, 188 
Nr. 18; billiges Ermeffen wegen Notwendigkeit der Reife: Nr. 20, ähnlich 
OLG. Karlsruhe 6. Juni 03, BadRpr. 70, 61; ———— Betrag der Ver— 
trauensſpeſen: Ar. 21; Verpflichtung des Reiſenden zu Rontorarbeiten: Nr. 22; 
beftimmter monatliher Umfag: 3.2, 191 8 67 Nr. 4; Recht auf alleinige Ver: 
tretung: 9. 2, 190 8 65 Nr. 4; 192 Nr. 9; ungenügender Erjaß der Reifetätig- 
Reit: J. 2, 192 Nr. 7. 


218 8. Handelsgejegbud. 1. 


8 60. 

1. Ein gegen das Berbot, auf eigene oder fremde Rechnung Handels- 
geichäfte zu maden, von einem Handlungsgebilfen abgejchloffener Vertrag ijt 
nicht ſchon wegen diefer Verbotswidrigkeit als gegen die guten Sitten ver- 
jtoßend anzufehen (OLG. Braunfhweig 26. Nov. 03, Seuff A. 59, 257). 

2. Rückwirkung vor dem 1. Januar 1898: J. 2, 189 Ar. 1; Vorbereitung 
eines felbjtändigen ——— — durch abgehenden Gehilfen: Ar. 2; Zu— 
ſtandekommen des Geſchäfts unnötig: Ar. 3; vertragsmäßige Anwendung des 
Art. 59 alten HGB.: Wr. 4. 

8 61. 


1. Ein MWäklervertrag, durch den ein in einem Handelsgewerbe AUngeitellter 
fih der Ronkurrenzfirma feines Prinzipals gegenüber zur Vermittlung einer 
BVerkaufsgelegenbeit verpflichtet, verftößt nicht gegen die guten Sitten. Das 
Anftellungsverhältnis gibt dem Bertrage nicht einen moralifh verwerflichen 
Inhalt, fondern berechtigt den Prinzipal zum Schadenserfag oder zum Eintritt 
in den giltigen Vertrag. Die Einrede der Ronkurrenzfirma aus dem An— 
itellungsverbältnis ift eine unbeachtliche exceptio de jure tertii (OLG. Braun- 
ihweig 26. Nov. 03, Recht 7, 575). 

2. Unabänderlichkeit der getroffenen Wahl: I. 2,189 Ar. 1 — Geuffll. 
59, 27 — Z3AktG. 11, 164 — 883 9, 999; Zeitpunkt der Kenntnis: Ar. 2; 
liberale Zuwendungen: Ar. 3. 


8 63. 

Literatur: Horrwig, Hann bie Beitimmung bes $ 63 Abſ. 1 HGB. durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden? DJ3. 9, 504; vgl. au Recht 8, 497; Hilfe, Der Einfluß der Rrankenkaffennonelle 
auf 88 63, 72 H68., Redt 8, 276; |. ferner 3.2, 190. 

1. Geſchlechtskrankheit gilt als verſchuldetes Unglük (OLG. Frankfurt 
28, Okt. 08, OLG. 8, 95). 

2. Die Einziehung zu einer militärifchen bung kann niemals als ein 
Unglück angefehen werden (RG. 10. Febr. 04, RGBI. 15, 31). 

3. Beginn der ſechswöchentlichen Frift: I. 2, 190 Nr. 2. 

4. Vertragsmäßiger Ausfchluß des 8 63 Abſ. 1: I. 2, 190 Nr. 1 u. 3, 
ebenfo LG. Berlin 25. Tan. 04, RGBIL. 15, 50; 26. I Berlin 3. Febr. 04, 
KGB. 15, 36; vgl. KEBl. 13, 86; 14, 22; vgl. au KG. 10. März 02, Goltd- 
Arch. 49, 345. 

8 64. 

Literatur: f. J. 2, 19. 

1. Aufrechnung gegen die unpfändbaren Teile des Gehalts bei entlafjenen 
Dandlungsgehilfen: & 2, 190 Nr. 1; Zurücbehaltungsredt an der Muſter— 
fammlung: Ar. 2. 

2. Auf Handlungsagenten finden 88 64 u. 71 keine Anwendung (OLG. 
Hamburg 26. Febr. 04, OLG. 6, 388 — Recht 8, 339). 


8 68. 


1. Der commis interesse darf die Einfiht der Bücher des Geſchäftsherrn 
im allgemeinen nur perfönlih, nicht dur Vertreter vornehmen. Nur wenn 
es zur Erreihung des Zweckes unerläßlidh ift, kann er Sadverftändige zu— 
gr (OLG. Bofen 7./13. Dez. 03, OLG. 8, 95 — 3AktG. 11, 161 = PoſASchr. 
‚ 192). 

2. Recht auf Bilanzziehung: I. 2, 10 Wr. 2 u. 3; Tantieme-Nadforde- 
rung: Nr. 1; Recht auf alleinige Vertretung: Ar. 4. 

3. Zur Anfechtung der Bilanz ift der commis interesse nur dann be- 
rechtigt, wenn Arglift, offenbare Unbilligkeit in der Wertsanfegung oder 
ihrankenlofe Willkür dabei vorliegt. Dagegen ift er nicht mit der Behaup- 
tung zu bören, daß das Vermögen objektiv unrichtig abgefhägt fei (RG. 
23. April 02, RGBI. 14, 6). 
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8 66. 

1. Ein ſogenannter Verſicherungsinſpektor, der von der Verſicherungs— 
gejellihaft gegen ein garantiertes, auf den Mindeftbetrag fejtgejtelltes Pro— 
vifionseinkommen ohne fonftige, von den gefeßlihen Vorfchriften abweichende 
Bedingungen angeitellt worden ift, ſteht zur Gefellihaft nicht im Verhältnis 
eines jelbjtändigen Gewerbetreibenden, fondern im Verhältnis des Handlungs 
gehilfen zum Prinzipal, und es kann ihm der Dienit, fofern nicht ein wid 
tiger Grund im Sinne des 8 72 vorhanden, nur gemäß $ 66 gekündigt 
werden (OLG. Kolmar 13. Mai 04, Recht 8, 454). 

2. Iſt ein Handlungsgebilfe nur für eine Gefchäftsreife engagiert und iſt 
diefe vertragsmäßig fo feitgelegt, . ihre Dauer fih nad objektiven Mo: 
menten bejtimmen läßt, fo ift das Dienjtverhältnis für einen beftimmten 
Zeitraum abgefchloffen (OLG. Braunſchweig 22. April 04, Braunfhw. 51,113). 

3. $ 66 wirkt zurück auf die vor dem 1. Januar 1898 eingegangenen, [päter 
noch bejtehenden PDienftverhältniffe (OLG. Kolmar 2. Mai 02, DIZ. 9, 415 — 
3.2, 190 Nr. 2). 

4. Sogenannte „Lebensitellung*: I. 2, 10 Nr. 1; bedungene Bertragsauf- 
bebung beim Berkauf des Geihäfts oder Tode des Prinzipals: Ar. 3; Rün- 
digung nah 92 Uhr abends: Nr. 4; Ründigung ſchon vor Beginn des 
Dienftes: Ar. 5. 

8 67. 


1. Die Vertragsbeitimmung, daß die Kündigung beiderfeits in der drei» 
monatlichen Friſt erfolgen könne, ift nach $ 67 Ubf. 2 dahin zu ergänzen, daß 
fie auch nur für den Schluß eines Kalendermonats erklärt werden darf (R®. 
3. Okt. 03, OSG. 8, 96). 

2. Rürzere als einmonatlide Ründigungsfrift: I. 2, 191 Nr. 2; An— 
jtellung „auf Probe“: Nr. 1; eintägige Ründigungsfrift: Ar. 3; Kündigung, 
falls nicht beftimmter monatlidher Umfaß erzielt wird: Nr. 4; falls Leiftungen 
nicht befriedigen: Ar. 5; bei geringfter fernerer Unregelmäßigkeit: T. 2, 193 
8 70 Nr. 21. 

868. 


Für die Anwendbarkeit des $ 68 find nur ſolche Dienitbezüge in Betracht 
zu ziehen, deren Höhe von vornherein feſtſteht. Es find alfo weder die dem 
Handlungsgehilfen zuftehende Umfaßprovifion, noh etwaige Naturalbezüge 
(Wohnung, Koft) zum „Gehalt“ hinzuzurechnen (RG. 14. Mai 04, OLG. 9, 250). 


8 69. 
Literatur: Seelmann, Unzuläffiges Yushilfsengagement, Redt 7, 524. 
Anftellung auf Brobe: 5. 2, 191 8 67 Nr. 1. 


Riteratur: f. 3. 2, 19. 8 70. 
a) Wichtiger Grund: 


1. Gegenüber dem Gefchäftsführer einer Handelsgejellfchaft bildet es einen 
wichtigen Entlaffungsgrund, wenn er, aus Börfentermingefhäften in Anſpruch 
genommen, den Differenzeinwand erhebt (RG. 10. Jan. 03, Holdheims WSchr. 
13, 73 — DI3. 8, 153; vgl. Wertheim, BankX. 2, 130). 

2. Unfittliher Verkehr eines Handlungsgebilfen in einer ihm im Geſchäft 
überlaffenen Wohnung ift ein Entlaffungsgrund (OLG. Darmitadt 25. Sept. 03, 
SeſſRſpr. 5, 42). 

3. Geichlechtsverkehr zwifchen Angeitellten ift noch kein Entlaffungsgrund 
(26. Görlig 29. März 04, Breslau. 17, 27). 

4. Die Ungabe eines falfhen Namens beim Engagement durd den Hand» 
lungsgebilfen gibt dem Prinzipal Grund zur fofortigen Entlaffung; außerdem 
berechtigt fie ihn unter Umftänden zur Anfechtung des Vertrags wegen Irr— 
tums (26. I Berlin 9. Jan. 04, KGEBl. 15, 57). 
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5. Unjteckende Krankheit, unehelihe Schwangerfchaft geben einen wid)- 
tigen Grund zur fofortigen Entlaffung ab (26. I Berlin 22. April 04, RGBIL. 
15, 85). 

6. Verdacht der Unterfchlagung: I. 2, 192 Nr. 2; zerrüttete Wermögens: 
verhältniffe: Nr. 4; Voritrafen: Ar. 5; Ronkubinatsverhältnis: Ar. 6; unge- 
nügender Erfolg der Reifetätigkeit: Ar. 7 (vgl. 3. 2, 191 $ 67 Wr. 4 u. 5); 
— durch den Arzt des Prinzipals: Ar. 8; Anſtellung eines zweiten 
Reifenden: Nr. 9; eines zweiten Betriebsleiters: Nr. 10; Sonnabendsarbeit bei 
Juden: Nr. 11; —— der Provifion. Ar. 12. 

7. Für die Anwendung des $ 70 Abſ. 1 kommt es nicht darauf an, ob 
die Verhältniffe, die dem einen Teile Grund zur Aufkündigung des Dienit- 
verhältniffes geben, vom andern Teile verfchuldet find (OLG. Hamburg 
4. Febr. 04, DYG. 8, 254; ebenfo I. 2, 191 Nr. 1). 

8. Reine PBarteidispofition: J. 2, 192 Nr. 3. 

9. Wird ein Handlungsgehilfe ungerechtfertigt entlaffen, fo bedarf es für 
feinen Anſpruch auf weiteren Lohn eines Angebots feiner Dienfte nicht (LG. 
Kiel 9. Nov. 03, Seuff A. 59, 163 — Bank. 3, 133 — ZURtG. 11,188; — a. M.: 
Staub). 

10. $ 70 Ubf. 2 erfordert fubjektiv vertragswidriges Verhalten. Ein ob- 
jektiv redhtswidriges Verhalten berechtigt zwar zur fofortigen Ründigung, 
gibt aber keinen Schadenserfaganfprud (OLG. Hamburg 8. Febr. O4, 86 
8, 255). 

b) Ründigung, Entlaſſung: 

11. Ungabe des Entlaffungsgrundes: 7. 2, 192 Nr. 15; Nadhholung in 
der Klage: Hr. 16; Entlaffung nicht für fofort: Ar. 14; „Sie können aber 
auch gleich geben!*: Nr. 13; Einfluß der Vertragsftrafe: Ar. 17; Belaffung des 
Gehaltsanfprudhes nad Auflöfung: Ar. 18; bei Bertragsverlängerung bekannt 
gewefene Entlaffungsgründe: Nr. 19; Zuftimmung der Mitliquidatoren: Ar. 20; 
Entlaffung „bei der geringiten ferneren Unregelmäßigkeit*: Wr. 21. 

12, Die Entlaffung durh den KRonkursverwalter muß der Handlungs» 
gebilfe auch gegenüber dem Gemeinſchuldner gelten laffen, insbefondere aud 
die Gründe des Ronkursverwalters dazu (RG. 29. Sept. 03, IW. 32, 389). 


8 71. 
1. Außerung des Diebitahlsverdadts: J. 2, 193. 
2. Die Außerung: „Sie find dümmer, als ein dummer Junge”, iſt auf 
Grund der bejonderen vorliegenden Umftände nidyt als erhebliche Ehrver: 
legung angefehen worden vom DLG. Hamburg 13. Juli 04 (OLG. 9, 251). 


Riteratur: 1. 3.2, 198, 5 72. 
3u Ziff. ı: 

1. Ein wichtiger Grund, dem Tnipektor einer Verfiherungsaefellihaft zu 
kündigen, ift nicht dann gegeben, wenn die von ihm neben der Tätigkeit für 
die Gejellichaft übernommene Vertretung einer andern Firma durch den vor: 
geſetzten Generalagenten der Verjicherungsgefellihaft unter der Bedingung, 
daß durch die Tätigkeit für die fremde Firma der Gejfellfchaft kein Schaden 
entitehe, genehmigt worden ift und wenn nicht die Gefellihaft die Entitehung 
eines folhen Schadens nachweiſt (OLG. Rolmar 13. Mai 04, Recht 8, 454 — 
DOLG. 9, 248). 

2. Durch Sammlung von Notizen über die Geichäftsverhältniffe bringt 
fi der Handlungsaehilfe in den Verdacht eines ungetreuen Verhaltens. Wer: 
ftärkt er diefen Berdacht nun gar noch Durch die beharrlidhe Weigerung, die 
Aufzeihnungen herauszugeben, fowie durch die Unterlaffung jeden Verſuchs, 
ſich zu rechtfertigen, fo kann dem in feinem Vertrauen zum Gebilfen arg be- 
einträchtigten Brinzipal deffen weitere Beihäftigung nicht zugemutet werden 
(OLG. Braunfhweig 25. Sept. 08, Braunſchw3. 51, 117). 
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3. Verlegung des $ 60: 7. 2, 193 Nr. 1; Untreue: Ar. 2,3 u. 4; gemein- 
jame VBerabredungen gegen den Prinzipal: Ar. 3; fingierte Orders: Ar. 5. 


Zu Ziff. 2: 

4. Der an ſich zu billigenden Anſicht Staubs (Unm. 4 zu 8 72), daß 
eine einmalige Berfäumnis des Dienstes als erheblich anzufeben fei, wenn fie 
während einer lebhaften Gefchäftszeit ftattfindet und infolgedeflen dem Prin- 
zipal die Bewältigung des Geihäfts unmöglich gemadt oder erjchwert worden 
ift, ift doch nicht zu folgen in dem Falle, daß es fih nur um die Ver— 
fäumnis weniger Stunden handelt, der Handlungsgebilfe zum Ladengeſchäft 
nicht abfolut nötig war und die Möglichkeit beitand, Erjat für ihn zu be- 
ihaffen (OLG. Braunfchweig 3. April 08, Braunfdw3. 51, 116). 

5. Außeradtlaffung der Anweifungen für die Reife: J. 2, 194 Nr. 6, 7; 
Silberhodhzeit der Eltern: Ar. 8; „bebarrliher Widerſtand“: Ar. 9. 


Zu Ziff. 4: 
6. Taktlofes Benehmen: 7.1, 194 Nr. 10; Strafanzeige gegen Prinzipal 
wegen Gewerbevergebens: Nr. 11. ' 
73. 


— —— ———— AGBl. 15, 37; Wittner, desgl. Holdheins USchr. 12, 176; 
fſerner J. 2, 

1. Verlangt der Handlungsgebilfe, daß ein ihm bereits erteiltes Zeugnis 
hinfichtlich der Beihäftigung und der Führung ergänzt werde, fo ijt der Frin. 
zipal nicht gehindert, ein im erften Zeugniffe ausgefprodhenes Urteil nachträg— 
li zu ändern (vgl. aber J. 1, 75 8 630 Nr. 2). — Das Zeugnis hat nur ein 
Urteil zu enthalten. Daß die einzelnen Tatſachen angegeben werden, auf die 
es fi gründet, kann nicht verlangt werden. — Die Art der Beihäftigung 
braucht nicht unbedingt durd ein beftimmtes Wort (Buchhalter, Rontorift ufw.) 
gekennzeichnet zu werden. Es genügt aud, wenn der Inhalt des Zeugnilfes 
ſonſt erkennen läßt, in welder Weile der Gehilfe beihäftigt worden ift (OLG. 
Kiel 28. März 04, SchlHolftAnz. 04, 167 — Geuffll. 59, 465 — 3AktG. 12, 45 
— DRG. 9, 251). 

2. Die Formulierung des Zeugniffes iſt Sade des Prinzipals. Glaubt 

fi) der Gehilfe dur die Faſſung beeinträchtigt, fo muß er auf Berichtigung 
ne: (RO. 8. Juni 04, ZURtG. 12, 45 — DVG. 9, 252; dagegen SächſArch. 
7, 553). 
3. Zeugnis über Führung oder Leitung allein: 3.2, 194 Ar. 1; wann ift 
das Zeugnis zu erteilen? Ar. 2, 3; Berechtigung des Prokuriften zur Er- 
teilung: Nr. 4; Berichtigung: Nr. 5, 6; vermögensrechtlihe Natur des An— 
fpruchs auf Zeugnis: Nr. 8. 


8 74. 


Literatur: Tiedemann, Das geſetzliche Ronkurrengverbot und die Ronkurrenzklaujel bes Hand« 
lungsgehilfen nad bem neuen HG6#B., Leipzig 1904; Hartmann, Das gefegliche Ronkurrenz» 
gr ot für Handlungsgehilfen nad dem alten und dem neuen H6B., Berlin 1904; f. ferner 

. 2, 1%. 


1. Zeitliche Anwendbarkeit der 88 74, 75: 7. 2, 195 Nr. 1; Anwendung 
auf felbjtändige Kaufleute: Ar. 2; felbftändiges Geihäft nicht Worausfegung 
für Unterlaffungsanfprud: Nr. 3. 

Umfang: 

2. Die Konkurrenzklaufeln find nicht als Einfhränkungen in der Ge- 
werbefreiheit eng und nur nad dem Wortlaute auszulegen, fondern es ift bei 
ihnen gleich wie bei anderen Verträgen der wirkliche Wille zu erforſchen und 
niht am buchjtäblichen Sinne des Ausdruces zu haften (RG. 24. Febr. 04, 
Holdheims MSchr. 13, 131 — ZURtG. 11, 211; ebenfo J. 2, 195 Nr. 4). 

3. Die Ubmadhung, der bisherige NReifende dürfe die Runden feines bis 
herigen Haufes nicht befuchen, ift ftreng dahin auszulegen, daß ihm nicht jeder 
geichäftliche Verkehr, fondern nur eben der Befuch und zwar auch nur der ge- 
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ſchäftliche Beſuch verboten ſei (OLG. Hamburg 15. Jan. 04, OLG. 8, 255; 
ähnlich für Reifen: 7. 2, 196 Wir. 17). 

4. Der dreijährige Ausihluß aus einem ganzen Geichäftszweige madıt 
das Verbot, falls der Geichäftszweig ſehr engbegrenzt iſt, wie 3. B. Die 
Fabrikation und der Vertrieb von Glasplakaten, nicht zu einem unbejchränk- 
ten, felbjt wenn der Ausſchluß für das ganze Deutiche Reich gelten foll (OLG. 
Rarlsrube 8. April 04, BadRpr. 70, 186). 

5. it dur das KRonkurrenzverbot die „Mitbeteiligung* an einem gleich- 
artigen Geihäft ausgeichloffen, fo ift unter „Mitbeteiligung” zu verftehen, der 
im Verkehre berrihenden Auffaffung gemäß, eine Beteiligung durch Einfegung 
der vollen Arbeitskraft, durch Einwerfen von Kapital, Immobilien, Appa— 
raten ufw., und zwar mit dem Anſpruche auf Teilnahme am Gewinne, ge- 
wöhnlih aud mit der Verpflichtung, am Verluſte zu partizipieren. Sie liegt 
alfo nicht vor, wenn derjenige, gegen den das Werbot erlaffen ift, feinem 
Sohne bei der Einrihtung eines gleichartigen Geſchäfts ratend zur Seite ſteht 
und ihn mit Geld unterftütt (DRG. Zweibrücken 6. Juni 04, PfälzRpr. 1, 86; 
vgl. aber J. 2, 196 Nr. 13). 

6. Erihwerung des weiteren Fortkommens durch das Verbot: T. 2, 195 
Nr. 6; Verbot der Heritellung weniger Spezialitäten: Ar. 7; Geſchäfte von 
auswärts in dem verbotenen Bezirk: Ar. 5; vor Ablauf der Verbotsfrift ge> 
ichloffene, aber erit nach Ablauf auszuführende Geſchäfte: Ar. 16; geringe Be: 
deutung des Ronkurrenzgeichäfts: Nr. 9. 

7. Die Ronkurrenzklaufel enthält im Zweifel nicht die Verpflichtung, be— 
reits beſtehende Gefhäftsverbindungen fofort aufzulöfen (RG. 24. Jan. 03, 
ZURtG. 11, 22). 

8. Die örtliche Unbefchränktbeit der KRonkurrenzklaufel bat nicht ohne 
weiteres deren völlige Nichtigkeit zur Folge; vielmehr hat der Richter die Be- 
fugnis, die Wirkfamkeit der Klaufel angemeflen einzufhränken (RG. 18. Dez. 03, 
zunn 3, 133 = GrudyotsBeitr. 48, 369 ZURtG. 12, 17; ebenfo 7. 2, 196 

rt. 11, 12). 

9. Iſt ein KRonkurrenzverbot ohne räumliche Begrenzung aufgeftellt und 
enthält es infofern eine unbillige Beihwerung des Handlungsgebilfen, fo ift 
es deshalb nicht als völlig nichtig anzufehen, fondern auf Grund von $ 74 
Ubi. 1 HGB. in Verb. mit Urt. 1 Abſ. 2 EGSGB., entiprehend Art. 171 
EGBGB., auf den Drt der Handelsniederlaffung des Geichäftsherrn und feine 
Anne ENG zu befchränken (OLG. Dresden 12. Juni 03, SähfDLG. 
25, 214). 

10. Die Ronkurrenzklaufel, die dem Buchhalter eine Rokosmatten- und 
Läuferfabrik unterfagt, innerhalb von drei Jahren in ein Ronkurrenzgeihäft 
einzutreten, ijt troß ihres Mangels einer örtlichen Einengung angemefjen be- 
grenzt, weil der Buchhalter als ſolcher (da er nicht im technifchen Betriebe an- 
gen war) aud außerhalb des kleinen Kreifes der wenigen vorhandenen 

okosmatten- und Läuferfabriken Anftellung finden kann (Gutachten der 
Handelskammer Dresden ohne Datum, Recht 8, 476). 

11. Zuwiderhandlung gegen das Verbot als Grundlage für einftweilige 

Verfügung: 3. 2, 196 Nr. 10. 


Vertragsitrafe: 
12, Verzugszinfen: I. 2, 196 Nr. 14; Zuläffigkeit und Höhe: Nr. 15, 19. 


8 75. 


1. Die Beftimmung des $ 75 Abſ. 1 muß nicht auf den Fall des ſo— 
fortigen Dienjtaustrittes ohne Ründigung beichränkt werden, fondern tft auch 
anzuwenden, wenn der Prinzipal dem Handlungsgehilfen Grund zum ſo— 
fortigen Dienftaustritte gegeben, diefer aber unter Einhaltung der vertrags- 
mäßigen Friſt aus dem Dienfte getreten ift, es fei denn, daß darin eine Ver— 
zeihung gefunden werden muß (RG. 22. Jan. 04, IM. 33, 149 — Bank. 
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3, 134 = RN63. 56, 372; vgl. DLG. Pofen 8. Okt. 03, ZURtG. 11, 161 — 
OLG. 8, 96). 

2. Der im $ 75 vorausgefeßte „erhebliche Anlaß“ ift nicht identiſch mit 
dem in $$ 70, 72 erwähnten „wichtigen Grunde“. Als erheblicher Anlaß ge- 
nügt eine wohlbegründete Unzufriedenheit mit den Leiftungen des Handlungs: 
gebilfen, ohne daß der Prinzipal in der Lage zu fein braudt, dem Richter 
darzutun, er zur Ründigung nad 88 70, 72 berechtigt ſei. Ein folcher 
Anlaß ift 3. B. gegeben, wenn fi der Gebilfe zu der ihm übertragenen 
Stellung nicht eignet (OLG. Hamburg 14. Dez. 03, Hanf623. 25, 201 = DL 
8, 97 — Recht 8, 227). 

3. Ründigt der PBrinzipal dem Handlungsgebilfen ohne erheblichen Anlaß, 
jo kann er die Konkurrenzklaufel nur dadurd aufrechterhalten, daß er fofort 
bei der Ründigung dem Handlungsgehilfen erklärt, er wolle ihm für die 
Dauer der Wirkfamkeit der Klaufel den Gehalt fortzahlen. Tut er das nicht, 
jo erlifcht die Klaufel und kann aud nicht dadurch wieder aufleben, daß der 
Gebilfe fih Handlungen zuihulden kommen läßt, die den Prinzipal gemäß 
$ 72 Ziff. 1 zur — des Dienſtverhältniſſes berechtigt hätten (DL®. 
Eöln 2. März 04, Bank. 3, 134 — OLG. 8, 387 — ZURLG. 11, 211 — Recht 
8, 198). 

4. Unwendung des $ 75 auf tedhnifhe Ungeftellte: I. 2, 196 Wr. 1; 
Kündigung aus anderen Gründen: Ar. 2, 18, 3, 

5. Es genügt, daß Gründe vorliegen, die die fofortige Dienjtauflöfung 
objektiv rechtfertigen. ie jubjektiven Gründe zur Auflöfung find nicht ent— 
icheidend. — Eine Kompenfation mit gegenfeitigem Verſchülden kennt das 
Gejeß nicht. Ein Verfchulden des Handlungsgebilfen ift nur infoweit für 
defien Rechte aus einem Verſchulden des Prinzipals von Erheblichkeit, als 
eben dadurd das Verhalten des Prinzipals entichuldigt würde (RG. 22. Jan. 04, 
RG3. 56, 372). 

6. Ein erheblicher Anlaß zur Kündigung im Sinne des $ 75 liegt dann 
vor, wenn in der Perfon des oder der Geihäftsinhaber eine Änderung ein- 
tritt, die Veranlaſſung gibt, daß die bisher vom Handlungsgebilfen beforgten 
Geihäfte nunmehr von einem der Geichäftsinhaber vorgenommen werden 
(OLG. Jena 27. Okt. 02, ThürBl. 50, 275 — Recht 7, 556). 

7. Die Beweislaft, dab der erhebliche Anlaß nicht verfchuldet ift, trägt 
der PBrinzipal. Die Eröffnung des Konkurfes über das Vermögen des Prin- 
zipals bildet einen verſchuldeten Unlaß an ſich nicht, kann aber ebenfowenig 
ohne weiteres als Verfchulden des Gemeinfchuldners gelten. Diefer muß be— 
weifen, daß ihn kein Verfhulden am Ausbruche des Konkurjes treffe (RG. 
29. Sept. 03, IM. 32, 389). 

8 76. 
Literatur: Lehmann, Das Recht der Handlungslchrlinge, Ellwangen 1904. ü 

Lehrling mit höherer Schulbildung im Bankgeihäft: 3.2, 197 Nr. 1; 
Marktbelfer:, Qaufburfchen-Arbeiten: Nr. 2. 


8 77. 
Literatur: ſ. 5. 2, 197. 


— — der Äbertrittserklärung: I. 2, 197 Ar. 1; begründete 
Kündigung: Nr. 2; Übertritt vom Detailgefhäft zum Speditionsgefhäft: Nr. 3. 


8 79. 
Literatur: 1. 3. 2, 197. 
8 80. 
Entlaffungsgründe im Zeugniffe: 3.2, 197. 
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Siebenter Abſchnitt. Handlungsagenten. 


Literatur: Docnabl, Der Handlungsagent in feiner Rechtsftellung nad früherem und je igem 
Rechte, Borna-srankfurt a. M., 1903; |. ferner 3.2, 197; Jacuftel, Das Recht der Igen- 
ten und Mähler, 2, Aufl., Berlin 1904. 
8 84. 


Literatur: |. 1.2, 197. 
a) Begriff des Agenten: 

1. Dauerndes Vertragsverhältnis; Gegenfag zum Mäkler: 3. 2, 197 Nr. 2; 
Verficherungsagent: Ar. 3; Generalvertreter, der auf eigene Rechnung kauft 
und verkauft: Ar. 15 Gegenjag zum Handlungsgebilfen f. $ 59 Nr. 2. 

2. Die Bezeichnung als „Agent“ im Unftellungsvertrage zwingt nicht zu 
der Annahme, daß der Ungeitellte nunmehr aud wirklich Agent im Rechts: 
inne fei. Immerhin ift ihr bei der Auslegung erhebliches Gewicht beizu- 
legen. — Auch ein Agent kann feites Gehalt beziehen, wie aus 8 88 folgt. 
Die Beftimmungen, daß wöchentlich abgerechnet und Provifion gezahlt, daß 
die Tätigkeit auf einen bejtimmten Bezirk beſchränkt und daß die Entjcheidung 
über die Ausführung der abgeichloffenen Geihäfte dem Geſchäftsherrn vor— 
behalten bleibe, find ebenfalls mit der Stellung des Agenten nicht unverträg- 
lich. — $ 67 gilt nicht für Agenten (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, OLG. 8, 388). 

3. Ein Reifender, der ausichließlid für denfelben Gejhäftsherrn tätig zu 
fein und ſich deifen Unordnungen nidht nur in bezug auf einzelne Gefchäfte, 
fondern ganz allgemein En fügen bat, ift Handlungsgebilfe, nicht Agent, ſelbſt 
wenn er Vergütung in Geftalt von Provifion, nicht als feites Gehalt bezieht. 
Daß die Fälligkeit der Provifion erſt mit Abſchluß der vermittelten Geſchäfte 
eintritt, fteht dem nicht entgegen (RG. 6. Mai 03, OSG. 7, 318; vgl. $ 59 Nr. 2). 

4 Ein Kaufmann unterhält für eine Firma in feiner Wohnung ein 
Zigarettenlager für mehrere hundert Mark, das ihm nad) Bedarf ergänzt wird, 
und führt daraus die an ihn als Vertreter der Firma ergangenen Beitellungen 
aus. Er ſucht die Inhaber von Cafes ufw. auf, um Beitellungen zu fammeln. 
Seine Vergütung bejteht aus monatlid 100 M. feft und 10%o Brovifion für 
die von ihm vermittelten Aufträge. Er ijt zur Entgegennahme von Be- 
ftellungen, unter Umftänden gegen Kredit, ermächtigt und legt aller drei Monate 
Rechnung ab. Auf Grund diefer Merkmale tit er als Agent anzufehen (OLG. 
Dresden 24. März 03, SächſOLG. 25, 335). 

5. Ein Ugent, der gewerbsmäßkig für andere Perfonen, ohne von ihnen 
auf Grund eines Vertragsverhältnifies ftändig damit betraut zu fein, die Ver— 
mittelung von Geſchäften „über unbeweglihe Sachen“ übernimmt, ift weder 
Handlungsagent, noch HBandlungsmäkler (LG. Krefeld 27. Juni 04, 3BIFG. 
5, 254). 


b) Ugenturvertrag: 

6. Recht auf Ausübung der Dienite: I. 2, 198 Air. 5; 199 8 88 Nr. 1; Vor- 
zugsredht des Agenten im Ronkurfe: Ar. 9; Schadenserjag bei Wißwirtfchaft 
im Geidhäfte: Ar. 7; Ugent einer Pool-Schiffahrtsgeſellſchaft: Ar. 10. 

7. Ein Auftraggeber darf feinem Agenten nicht willkürli die Gelegen- 
beit entziehen, durch Abfag der zum Verkaufe überlaffenen Waren die be- 
dungene Provifion zu verdienen, auch darf er ihn nicht über die einfchlägigen 
Verhältniffe täufhen. Doch kann aud dem NWuftraggeber nicht zZugemutet 
werden, lediglich im ntereffe des Agenten Geihäfte mit Schaden oder doc 
ohne - Gain zu maden (RG. 20. März 08, Eljloth3. 29, 195 — ZAktG. 
11, 238). 

8. Der Gefhäftsherr muß Abreden, die der Agent mit einem Dritten ge- 
troffen hat, gegen fich gelten laffen, auch wenn ihm der Agent beim Bericht 
über das Geſchäft nichts davon mitgeteilt hat und feine Genehmigung alfo 
nur für das Geſchäft ohne fie erteilt ift (OLG. Marienwerder 16. Okt. 03, 
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8 85. 

1. Es beiteht keine Vermutung dafür, daß ein Agent Abſchlußvollmacht 
habe. Daher muß im Einzelfalle fejtgeitellt werden, ob er Abichluß- oder 
nur DVermittelungsagent ift. — Die unverzüglide Mitteilung der Geichäfts- 
bedingungen mit Ubänderungen ihüßt davor, daß die Abmachung des Agenten 
als genehmigt gilt (OLG. Darmftadt 15. April O4, HefiRipr. 5, 72; ebenjo RO. 
in I. 2, 198 Ar. 1 u. 4). 

2. Ugent nicht Handlungsbevollmädtigter zum gefamten Geichäftsbetrieb: 
I 2, 198 Wr. 2; Verfiherungsagent: Ar. 3; Garantie für die Qualität der 
Ware: Nr. 5; Unverzüglichkeit der Üblehnung: Wr. 6. 


8 87. 
a „s u ift nur anzuwenden, wenn der Agent Abſchlußvollmacht befißt: 
.2, 199. 
8 88, 


1. Rein Recht auf Ausführung der Aufträge: 3.2, 199 Nr. 2; Nidht- 
ausführung ohne Grund: Ar. 3; aus Rulanz: Ar. 4; Beweislaft bei Provifions- 
forderungen für nicht ausgeführte Gefchäfte: Ar. 5 u. 6. 

2. Un fich ift bei $ 88 Abſ. 2 nicht gerade ein VBerfchulden des Geſchäfts— 
herren Vorausſetzung. Es genügt auch ein fonftiges, die Ausführung hinderndes 
Verhalten, 3. B. wenn das Geihäft aus Gefälligkeit einem Dritten gegenüber 
rükgängig gemadt worden ift (aus Rulanz, ſ. Ar. 1). Es iſt auch gleichgültig, 
ob das Verhalten ſich ſchon bei Abſchluß des Geſchäfts oder erit hinterher ge- 
zeigt hat (RG. 13. Okt. 03, DI3. 8, 549). 

3. Die Höhe der Provifion des Handlungsagenten ift, wenn der Prinzipal 
minderwertige Aktien feines Schuldners in —— nehmen muß, zu be— 
rechnen nicht nach dem Werte der Aktien im Augenblick ihrer Hingabe, auch 
nicht nach dem vollen Werte der Forderung, ſondern nach dem Vreiſe, den die 
fpäter erfolgte tatfächlihe Werwertung der Aktien ergibt (OLG. Frankfurt 
6. Juli 01, OLG. 9, 270). 

4. Der Provifionsanfprud des Agenten kommt erit durch die wirkliche 
Ausführung der Beitellungen zur Entjtehung (OLG. Zweibrücken 14. März 04, 
PfälzRpr. 1, 49; ebenfo DLG. Poſen 6. Juni 04, Redt 8, 556). 


889. 

1. Rückwirkende Kraft des $ 89: J. 2, 199 Nr. 2. 

2, Die BVertragsbejtimmung, dab der Bezirk des Agenten „die Stadt 
Dresden mit Vororten und der Umgebung im Umkreife von zehn Meilen“ um: 
faffen folle, ift nicht rein mathematiſch auszulegen, 3. B. dahin, daß damit ein 
Kreis mit einem Radius oder aber mit einer Peripherie von zehn Meilen ge- 
meint fei, ſondern nah Gefichtspunkten, die der Lage des einzelnen Falles zu 
entnehmen find, 3. B. dahin, daß das — wirtſchaftliche Sinterland babe 
gemeint fein follen (OLG. Dresden 16. März 03, SächſArch. 14, 108), 

3. Die Zufiherung von Provifionen für „direkte Orders” ift dahin aus— 
zulegen, daß dem Ugenten der PBrovifionsanfprud auch dann zuftehen foll, 
wenn ein Auftwag aus dem ihm übertragenen Gebiet von Runden direkt oder 
durh Vermittlung eines Dritten beim Gefhäftsherrn einlaufen (OLG. Zwei- 
brücen 14. März 01, PfälzRpr. 1, 49; ebenfo RO. in J. 2, 199 Nr. 1). 


8 91. 

1. Auf Grund des allgemeinen und unbeftimmten Borbringens, daß die 
Aufftellung unvollftändig fei, ift der Agent nicht berechtigt, Vorlegung der 
Bücher zu verlangen (OLG. Dresden 16. März 03, SächſArch. 14, 108). 

2. Buchauszug, Büchereinficht: I. 2, 199; val. auch $ 92 Nr. 5. 

3. 8 254 3 findet auch auf den Fall des 8 91 HGB. Anwendung. 
Der Handlungsagent, der nah $ 9 vom Geſchäftsherrn die Mitteilung von 


Marnener, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 15 


226 8. Handelsgefeßbud. II. 


Buchauszügen verlangt, kann daher mit der Klage darauf zugleich die Klage 
auf Zahlung derjenigen PBrovifion verbinden, die er auf Grund der nad den 
Budauszügen für den Geſchäftsherrn abgeichloffenen Geſchäfte von diefem zu 
beanfpruden hat (DLG. Karlsruhe 7. Mai 03, BadRpr. 03, 312 — Recht 8, 79). 


89. 

1. Rückwirkende Kraft des 8 92: 7.2, 199 Ar. 1; analoge Unwendung 
des $ NR HGB.: Ar. 2. 

2. Daß ein Ugent auch für eine Aonkurrenzfirma tätig ift, ift für den 
durch den Agenten vertretenen Gefhäftsherrn, wenn er es weiß, kein Grund 
zur Entlaffung. Denn der Agent ift, fofern nicht befondere Umftände es anders 
rechtfertigen, nicht verpflichtet, feine ganze Tätigkeit nur einer von ihm ver: 
tretenen firma zu widmen (OLG. Breslau 6. Okt. 03, Recht 8, 23). 

3. Auch gegen den Agenten begründen von ihm ausgehende erhebliche 
Beleidigungen des Geihäftsherrn einen wichtigen Grund zur Entlaffung. Bei 
Beleidigungen gegen die Angehörigen des Geſchäftsherrn ift das nur dann 
der Fall, wenn durd fie die Perfon des Geihäftsherrn mitbetroffen wird 
(OLG. Braunfhweig 4. März 04, Braunfhw. 51, 117). 

4 Zur Entfcheidung darüber, was als wichtiger Grund im Sinne des 
$ 92 anzufehen ſei, ift nicht ohne weiteres eine entiprehende Unwendung der 

& 71, 72 zuläffig, da Geihäftsherr und Agent als gleichberechtigt gegenüber- 
ftehen. Doch iſt es als wichtiger Grund anzufehen, wenn der WUgent im 
Briefwechlel mit feinem Gefchäftsherrn erheblich beleidigende Außerungen ge- 
braudt (OLG. Dresden 29. Febr. 04, OLG. 8, 389 — ZURtG. 11, 236 — 
Redt 8, 339). 

5. Der Gejchäftsherr ift dem Agenten gegenüber verpflichtet, die ihm bei 
der Abrechnung mitzuteilenden Budauszüge über die provifionspflichtigen Ge- 
ſchäfte mit peinlichiter Sorgfalt und abfoluter Wollftändigkeit aufzuftellen. 
Eine Verlegung diefer Pflicht ift als wichtiger Grund zur fofortigen Auflöfung 
des Vertragsverhältniffes durch den Agenten anzufehen (diefelbe Entfcheidung 
wie zu 4). 


Achter Abſchnitt. Handelsmäkler. 
— — Das Recht der Agenten und Mäkler, 2. Aufl., Berlin 1904; J. ferner 
— 8 93. 
Nichtanwendung von 88 93 ff. 56B.: J. 2, 200 Ar. 1; Gegenſatz zum 


Agent: 7. 2, 197 8 84 Nr. 2; Auftrag zur Vermittlung des Sciffsfracdhtvertrags, 
zur Einklarierung: Ar. 2; vgl. ferner & 84 Nr. 5. 


8 94. 
Vorbehaltlofer Empfang, Behalten der Schlußnote: T. 2, 200. 


8 9. 
Literatur: Bebrend, Sclußnote mit vorbehaltener Aufgabe: DIZ3. 9, 373. 
Genehmigung des Geihäfts ohne Kenntnis der Gegenparteien: J. 2, 200. 


8 98. 
Delkredere -Berfiherung für Wechſel: J. 2, 200. 


8 99. 


Abſchluß des Vertrags unter aufidhiebender Bedingung; Fälligkeit des 
Lahnes: I. 2, 200. 


Erſter Ubfchnitt. Offene Handelsgejfellfhaft (68 105— 109). 227 


weites Buch. Bandelsgefellfchaften und ſtille 
Geſellſchaft. 


Literatur: Kahl, Die Errichtung einer Handelsgeſellſchaft durch Religiöſe (in der Feſtgabe für 
9. Dernburg am 4. April 1900), Berlin 1900; J. ferner J. 2, 200. 


Erjter Abſchnitt. Offene Handelsgejellichaft. 


Literatur: Delfke, Der Unterichied der offenen Handelsgeiellfhaft und der Geſellſchaft des 

bürgerlihen Redts, Göttingen 1909; Berner, Die Gründung und Geichäftsführung der offenen 

andelsgefellichaft, Rommanditgelellihaft, Uktiengefellfhaft, Rommanbditgefellichaft auf Aktien, 
Leipzig 1904; |. ferner J. 2, 200; vgl. aud $ 2. 


Erfter Titel. Errichtung der Gefellfchaft. 

Literatur: Moll, Kann eine Uktiengefellfhaft Gefellihafter einer offenen Handelsgeiellichaft fein? 

Holdheime MSchr. 13, 50; |. ferner .2, 300. 

8 105. 

1. Vereinigung von Perſonen, die nah außen bin als offene Handels- 
geſellſchaft auftritt, f. $ 4 Ar. 6. 

2. Eine wefentlide Borausfegung der Eintragung einer offenen Handels: 
ejellihaft ins Firmenregifter ift, daß der Betrieb einer Handelsgefellihaft zur 
Reit des Untrags ernftlich bezweckt wird. Fehlt es an dieſer Ernitlichkeit, To 
kann der Regiiterrichter den Antrag zurücweilen (DLG. Rolmar 28. Jan. 04, 
ElſLothNot3. 24, 93 — ZURLG. 11, 236 — DRG. 8, 383 — 3BIFG. 4, 799). 

3. Erben eines Einzelkaufmanns: T. 2, 201 Nr. 3; minderjährige Ge- 
ihwijter: Nr. 2; offene Handelsgefellfhaft als Mitglied einer andern Gejell- 
haft: Ar. 5; Beitritt eines neuen Gefellfhafters: Nr. 1; Zugehörigkeit der 
Gefellfhafter auch zu anderen Geiellfchaften: Ar. 6; offene Handelsgefellichaft 
als Bollmadtsträgerin: Ar. 7; keine offene Handelsgelellihaft ohne gemein: 
jame Firma und Hervortreten nah außen: Wr. 4. 


8 106. 

1. val. $ 105 Wr. 2. 

2. Die Eintragung darüber, zu weldem Zeitpunkte die Gefellichaft be- 
gonnen hat, bat als Öffentlihe Erklärung des Willens der Gefellichafter zu 
gelten, gemäß der Eintragung aus $ 123 zu haften und muß deshalb ihnen 
gegenüber als wahr gem (OLG. Dresden 16. Nov. 03, SächſArch. 14, 645). 

3. Prüfung des Gefellihaftsvertrags: J. 2, 201. 


Zweiter Titel. Redtsverhältnis der Gefellfchafter untereinander. 
2iteratur: ſ. 3. 2, @1. 
8 109. 


1. Die Gefellfhaftsrecdhte der einzelnen Gefellichafter ergeben kein Mit- 
eigentum an den zum Gejellihaftsvermögen gehörigen Sachen. Diefe find 
vielmehr für den einzelnen Gefellihafter fremde Sachen, und wenn er fie fich 
rehtswidrig zueignet, fo ee Unterfchlagung vor (RG. 5. Mai 04, 3AktG. 
12, 17; f. aber POBVG. 8. März 04, ZURtG. 12, 46). 

2. Bei der Gemeinihaft zur gejamten Hand kann ein zum Gefamtgute 
gehöriges Grundftük aud zugunften eines einzelnen Gemeinicdhafters belaftet 
werden. Durd die Zulaffung einer folhen Belaftung wird insbefondere aud 
der Grundjaß nicht verlegt, daß eine Hypothek nicht für den Grundjtücks- 
eigentümer felbft begründet werden kann. Das gilt namentlihy auch für die 
EN N! (RG. 16. Febr. 03, Goldfchmidts?. 55, 302 — RGT. 
26 130). 

3. Das Einbringen eines Grundftüks in eine offene Handelsgejellidhaft 
jtellt ein felbjtändiges itempelpflichtiges Veräußerungsgeſchäft jelbft infoweit 
dar, als der bisherige Eigentümer als Gefellfchafter beteiligt it (OLG. Poſen 
13. Juni 04, ZUktG. 12, 46). 
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4. Dagegen liegt keine Veräußerung vor (für die Beſitzwechſelabgabe zu 
entrichten wäre), wenn die bisherigen Gefellichafter der aufgelöften offenen 
Handelsgefellihaft fih als Gefamteigentümer des Grundftücks eintragen laffen 
(KONG. 8. März 04, 3AktG. 12, 46). 


5. vgl. 8 124. 
8 110 
Vergütung für Bemühungen: J. 2, 201 
8 111 
Biteratur: ſ. I. 2, 201. 
8 114. 


Literatur: Bacmeifter, Der Ausihluß fämtlicher Vertreter einer offenen Handelsgefellihaft von 
deren Vertretung, Goldſchmidts3. 55, 417. 


Gefellfchaft zwiſchen Voll- und Minderjährigen: I. 2, 201; vgl. weiter 
S 125. 


g 116. 


Innen-, Außenverhältnis: J. 2, 201 Ar. 1; Zurükhaltungsrecht des Gefell- 
ihafters: Ar. 2; Notwendigkeit der Vollmadtsüberichreitung: Ar. 3. 


8 117. 


Entziehung der Geihäftsführung durd einftweilige Verfügung: J. 2, 202 
Ar. 1 = ZURtG. 11, 188; 3.2, 202 Ar. 2. 


8 118, 
Abtretung des Rechts auf Bilanzeinficht: I. 2, 202. 


Dritter Titel. Rechtsverhältnis der Geſellſchafter zu Dritten. 
8 123, 


1. Iſt die MWirkfamkeit einer offenen Handelsgefellfhaft gemäß $ 123 be- 
gründet, fo haftet der einzelne Gejellichafter aus den Handlungen der Geſell— 
ichaftsvertreter audy dann, wenn er vom andern Gefellfchafter zur Eingehung 
des Gefellihaftsvertrags durch Betrug veranlaßt worden tft und ihn deshalb 
angefochten hat, es fei denn, daß der Gefellihaftsgläubiger die zur Anfechtung -» 
berechtigenden Tatſachen beim Gefhäftsabfchluffe gekannt hat oder hat kennen 
müffen. Darauf allein, daß er auch gegenüber dem Regifterridhter und dem 
Gefellichaftsgläubiger nadträgli den Gefellichaftsvertrag angefochten hat, 
kann fich der Gefellfchafter nicht ftügen (OLG. Dresden 16. Nov. 03, SächſArch. 
14, 645 — ZURtG. 12, 47). 

2. Mit der rechtlihen Wirkfamkeit der offenen Handelsgefellfihaft im 
Verhältnis zu Dritten durch deren Eintragung wird für den qutgläubigen 
Dritten die Rechtsbeftändigkeit der Firma keineswegs gefichert RO. 6. Zuli 03, 
RheinArch. 100, 41 — 3BiFG. 4, 511). 


8 124, 
2iteratur: Arend, Die Parteiqualität der offenen Handelsgejellfchaft im geltenden NReichszivil- 
prozeßrechte mit Ausihluß des Ronkursverfahrens, Leipzig 1904. 
Redhtsnatur der offenen Handelsgejfellichaft: 

1. Nicht juriftiiche Perſon: J. 2, 202 ir. 1; Gefellfhafter bei Geſchäften mit 
der Gejellihaft: Ar. 2; Gefellichaftsvermögen: Ar. 3; Stellung des einzelnen 
Gefellihafters: Nr. 4; Erwerb einer Firma dur offene Handelsgeiellichaft; 
nunmehrige Firmeninhaber: Nr. 5; Ausftellung eines Wechſels einer Gefell- 
ihaft an eine andere, aus denfelben Gefellichaftern gebildete Geſellſchaft: Ar. 7; 
unvollftändige Zeichnung der Gefellihaftsfirma: Ar. 8 — SächfArch. 14, 86. 
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Difene Handelsgejfellfhaft im Grundbude: 

2. Zeichnung der für die Eintragung erforderlihen Erklärung der offenen 
Handelsgefellihaft durch den Gejellichafter: J. 2, 203 Nr. 9: Unzuläffigkeit der 
Eintragung der Gefellichafter ftatt der Gefellichaftsfirma: Ar. 10. 

3. Menn die Miteigentümer eines Grundftüks ſich zu einer offenen 
Handelsgefellfhaft vereinigen und ſich gegenfeitig verpflichten, ihre Miteigen- 
tumsanteile am Grundftük in die Gefellihaft einzuwerfen, jo ijt zur Ülber- 
tragung des Eigentums am ÖGrundftük auf die Gefellfhaft noch die Auf: 
laffung an fie und ihre Eintragung im Grundbuce nötig (RG. 2. Nov. 03, 

63. 56, 96 = BankW. 3, 206; val. dazu J. 2, 203 Nr. 12). 

4. Bei der Gemeinfhaft zur gejamten Hand kann ein zum Gefamtgute 
gehöriges Grundftük auch zugunften eines einzelnen Gemeinjchafters belajtet 
werden. Durd die Zulaffung einer folden Belaftung wird insbefondere aud 
der Grundfaß nicht verlegt, daß eine Hypothek nicht für den Grundſtückseigen— 
tümer jelbit begründet werden kann. Das gilt namentlih auch für die offene 
Handelsgefellihaft (RG. 16. Febr. 03, Goldfchmidts. 55, 302 — RGT. 26 A 130. 
— A. M: 3. 2, 203 Nr. 11). 

5. Umjchreibung im Grundbude nad Geiellichaftsauflöfung ſ. $ 131 Ar. 2. 
Dffene Handelsgefellihait im Prozeß: 

6. Nach dem Rechte des Staates Neuyork kann eine Handelsgefellichaft 
(partnership) nicht als foldye klagen und verklagt werden, fondern nur ihre 
einzelnen Geſellſchafter. Ihre Parteifähigkeit ift nad dem Rechte des Ge- 
fellichaftsfiges zu beurteilen (OLG. Hamburg 14. Juni 04, OLG. 9, 253 — 
3BlFG. 5, 334). 

7. Gerichtsftand der Erben des Gefellihafters: I. 2, 203 Nr. 13; Geſell— 
ihafter als Prozebpartei: Ar. 14; Bezeidhhnung der Gefellichaftsvertreter im 
Prozeſſe: Ar. 15; in der Klagfchrift: Ar. 16; Gefellfchafter als Zeugen im Bro- 
zeife der Gefellihaft: Ar. 17; Austritt des Gejellihafters während des Pro- 
zejles: Ar. 18; Auflöfung der Gefellfchaft, Übernahme durd einen bisherigen 
Teilhaber: Ar. 19; Auflöfung ohne Liquidation, Beendigung der Liquidation: 
Nr. 20; Auflöfung vor Urteilszuftellung: Ar. 21; Ronkurseröffnung über das 
Dermögen eines Keilhabers: Nr. 22, 


8 125. 

Literatur: Bacmetfter, Der Ausihluß fämtlicher Gejellihafter einer offenen Handelsgefellidaft 
von deren Vertretung, Goldichmidts3. 55, 417; Boch, Vertretungsbefugnis und Firmenzeich— 
nung bei offenen Handelsgeiellfhaften, ORAUGZ. 55, 121; ſ. ferner J. 2, 4. 

1. Der vertretungsberehtiate Gefellfchafter einer offenen Handelsgejell- 
ihaft, der gegen die Beftimmung des Gejellihaftsvertrags ohne Genehmigung 
der übrigen Gefellihafter im Namen der Geſellſchaft aus ihren Mitteln ein 
Grundftük in der rg VE erftanden hat, kann gegen den An: 
ſpruch der Mitgefellichafter auf Rückzahlung des für den Erwerb aus der 
Gefellfhaftskaffe Entnommenen zur Gejfellichaftskaffe nicht geltend madyen, 
daß er zur Rüdzahlung nur Zug um Zug gegen Auflaffung des auf den 
Namen der Gefellfhaft im Grundbuch eingetragenen Grunditüks verpflichtet 
fei (RG. 8. April 03, Z3AktG. 11, 19). 

2. Ausfhluß einer Ehefrau als Teilhaberin von der Vertretungsmadt: 
73.2, 204 Nr. 1; Ausſchluß ſämtlicher Gefellihafter: Nr. 2. 


8 126. 


1. Bei der unbedingten Faffung des $ 126 ift davon auszugehen, daß der 
Dritte nur dann keine Rechte gegen die Gefellihaft erwirbt, wenn der Teil: 
baber mit deffen Willen abfihtlich zum Nachteile der Gefellihaft handelt 
(OLG. Darmjtadt 6. März 03, HeiNipr. 4, 97 — Recht 7, 531). 

2. Unerlaubte Handlungen des vertretungsberecdhtigten Gejellfchafters: 

.2, 204 Nr. 1; Unterfchrift des Vertreters: Nr. 2, 7, 8; Unterzeichnung von 
Wechſeln über die Vollmacht hinaus: Ar. 3; Mißbraud der Vertretungsmadt, 
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gutgläubiger Dritter: Ar. 5; Anmeldung fürs Handelsregifter: Nr. 6; Nicht- 
wifien des Gegenkontrahenten, daß der Vertreter für die offene Handelsgefell- 
ſchaft handelt: Ar. 9; vgl. ferner 8 116. 


8 127. 


Dem einzelnen Geſellſchafter kann das Recht der Geihäftsführung auch 
infoweit entzogen werden, als es zu einem NRedte der Mitwirkung bei ge- 
ihäftlihen Handlungen des Mitgefellfchafters ausgejtaltet ift (OLG. Dresden 
16. Jan. 01, FARO, 11, 118). ’ 

128, 


Literatur: |. I. 2, 208, 


Solidarifhe Haftung, auch wenn keine offene Handelsgeiellihaft bejteht: 
3.2, 205 Nr.1; Vertrag der Gefellihaft kein Vertrag des Gefellichafters: Ar. 2. 


8 129, 

Einrede der Rectshängigkeit bei Klage zunächſt gegen die Geſellſchaft, 
dann gegen Mitgefellichafter: I. 2, 205 Nr. 1; gegen inländifche Klage wegen 
eines im Auslande anhängigen Redtsitreits: Ar. 2; TFeitjtellung der Forde— 
rung gegen die Gefellihaft im Konkurſe: Ar. 3; Aufrechnung gegen Privat 
rt mit einer Gefellichaftsforderung: Nr. 4; Haftung der Teilhaber nad 

uflöfung: Wr. 5; des ausgefchiedenen Gefellihafters: 3. 2, 205 Ar. 7, 8; 174 
8 15 Qr. 3. 
& 130. 


Rechtsverhältnis, wenn ein Teilhaber einer aus zwei Perfonen beftehenden 
offenen Handelsgejellfhaft austritt und gleichzeitig ein anderer als Teil- 
baber an feiner Stelle eintritt: I. 2, 206 Ar. 1; Übertragung an neue Inhaber 
und Auflöfung durch diefe: Ar. 2. 


Vierter Titel. Auflöfung der Gefellfchaft und Ausjcheiden von 
Gejellichaftern. 


g 131. 


1. Umwandlung in eine andere Gefellfhaftsform: I. 2, 206 Nr. 1; 207 
& 139 — ZURtG. 11, 212 — BankV. 3, 45; Inanfpruchnahme des Ausgeſchie— 
denen aus Übwiclungsgeihäften: Ar. 2; Vertrag über Ausicheiden zwiſchen 
Kindern und ihrem Gewalthaber: Nr. 3; gleichzeitige Klagen der Gefellihafter 
gegeneinander auf Auszahlung des Galdos: Ar. 5. 

2. Eine Umfchreibung des Eigentums an dem einer offenen Handelsgefell- 
ihaft gehörenden Grundftücke auf die Namen der einzelnen Geiellichafter nach 
Auflöfung der Gefellihaft ift unzuläffig (RG. 21. Dez. 03, RIA. 4, 124 — 
3BlFG. 5, 77 — ZAktG. 11, 237 — Recht 8, 294), auch nicht auf den das Ge- 
Ihäft mit Aktiven und Paſſiven übernehmenden Teilhaber; es bedarf vielmehr 
vorheriger Auflaffung: 3. 2, 207 Ar. 4; ebenfo BayDbL®. 27. März 03, 3AktG. 
11, 68; 3.2, 207 $ 143 Nr. 2; ebenfjo RG. 4. Aug. 04, OLG. 9, 254; DLG. 
Dresden 19. Mai 03, OLG. 9, 255. 

3. Wird eine offene Handelsgefellihaft durch den Tod eines Gefellihafters 
aufgelöft, fo bedarf eine Vereinbarung über die Art der Liquidation, felbit 
wenn fie ein zum Gefellihaftsvermögen gehöriges Grundftück betrifft, ‚oder 
ein Vertrag, durd den eine fchiedsgerichtliche Entſcheidung über die in bezug 
auf die Liquidation etwa entitehenden Streitigkeiten vorgefehen wird, einer 
vormundicaftsgerichtlichden Genehmigung dann nicht, wenn der Erbe des ver- 
een ae noch minderjährig ijt (RG. 13. April 03, Bank A. 3, 49 
— Redt 7, 312). 


Literatur: |. I. 2, 206. 


8 133. 
Strenge Prüfung perfönliher Gründe: I. 2, 207. 


— 
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8 137. 
Vertretung der Erben des geftorbenen Gejellihafters: I. 2, 207. 


g 139. 


1. Iſt eine offene Handelsgefellfhaft durch den Tod eines Gejellihafters 
aufgelöjt, fo können die überlebenden Gejellichafter mit den Erben des ver- 
jtorbenen, folange die bejtehende Gemeinſchaft noch nicht tatfächlich erledigt ift, 
insbefondere noch Vermögen als folches der Gefellfchaft vorhanden iſt, die 
Fortfegung der Gefellihaft auch als Kommanditgefellihaft mit der Maßgabe 
vereinbaren, daß den Erben die Stellung als Rommanditiften eingeräumt 
wird. Gleichzeitig kann ein neuer Gefellfhafter als Kommanditiſt eintreten. 
Die fo geſchaffene Rommanoditgefellfchaft ift dann nicht eine neuerrichtete Gejell- 
ihaft, fondern noch das alte Nedtsjubjekt. — Gehört der Anteil des ver- 
jtorbenen Gejellihafters am Gefellfhaftspermögen zum Gefamtgute der fort- 
gefegten Gütergemeinichaft, jo nehmen die Teilhaber am Gefamtgute die Stellung 
der Erben ein (RG. 6. Juli 03, Goldfcymidts3. 55, 305 — RAGT. 26 A 219 = 
3BlFG. 4, 727 — ZAktG. 11, 161; vgl. 3. 2, 207 8 143 Nr. 1). 

2. Umwandlung einer offenen Handelsgejfellihaft in Rommanditgefell- 
ihaft: 3.2, 207 = Bank. 3, 45 3AktG. 11, 211. 


8 142. 

1. Rücwirkende Kraft des $ 142: J. 2, 207. 

2. $ 142 läßt zu, daß der eine der Gefellichafter das Geihäft mit Aktiven 
und Baffiven übernimmt, wenn das Gericht ihn dafür für berechtigt erklärt. 
8 140 Ubf. 2 ergibt, daß der für die Auseinanderjegung und die Vermögens— 
lage der Gefellihaft maßgebende Zeitpunkt der Augenblick der Auflöfung der 
Gefellfchaft und ihrer Übernahme mit Aktiven und Paſſiven durd den einen 
Gejellfchafter ilt. Beide Vorfchriften find auch auf den Fall anzuwenden, 
wenn der eine Gefellfchafter mit Zuftimmung des andern freiwillig ausicheidet 
und der andere das Geſchäft mit Aktiven und PBaffiven übernimmt, ebenio 
der Grundfaß des $ 740 BGB., daß der Ausicheidende am Berluft und Ge- 
winn teilnimmt, der fih aus den jchwebenden Gejchäften ergibt (RG. 11. Nov. 03, 
ZURtG. 11, 163). 

3. Fortfegung der bereits aufgelöften Gefellihaft durch die bisherigen 
Geſellſchafter: I. 2, 207 $ 143 Nr. 1 (vgl. RAGT. 24 A 109; 22 D 24; RN. 3, 97; 
2, 146; OLG. 6, 353); durch die bisherigen Gefellichafter und einen Erben als 
Rommanbditgefellfchaft f. oben $ 139. 

4. Eigentumserwerb an den Gefellihaftsgrundftüden durch den übernehmen= 
den Gefellfchafter ſ. $ 131 Nr. 2. 

8 1483. 


1. Weigern fich fämtliche oder doch nur einige Gefellidafter, die Auflöfung 
anzumelden, jo kann der Regifterrichter auf Grund von $ 132 366. nur 
gegen fie gemeinjfam, nicht gegen die einzelnen vorgehen. Das gilt aber nicht, 
wenn der eine von den vorhandenen zwei Gefellichaftern bereit ift, mit dem 
ſich weigernden Gefellihafter die Anmeldung vorzunehmen (26. Hamburg 
8. Juni 04, Holdheims WSchr. 13,198; vgl.dazu Warcus, HoldheimsMSchr.13, 30). 

2. Das Erlöfchen der Gefellfchaft hat nicht ohne weiteres das Erlöfchen 
der Firma zur Folge. Sie dauert vielmehr bis zur Beendigung der Liquidation 
oder, falls die Gefellichafter fidy ohne eine ſolche auseinanderfegen, bis zur er— 
folgten Auseinanderfegung fort (RG. 27. Juni 04, RAGT. 8 A 42 — DVG. 


9, 257 — 3BiFG. 5, 334). N 
Fünfter Titel. Liquidation der Geſellſchaft. 
8 145. 


1. Solidarhaft der Gefellichafter: 7. 2, 208 Wr. 1. 
2. Daß mit der Liquidation der Gefellfichaft (offenen Handelsgefellfhaft, 
Aktiengefellihaft, Rommanditgefellfhaft) deren auf Erwerb gerichteter Betrieb 
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aufböre, ift nicht immer gejagt (3. B. bei Terraingefellfhaften). it es nicht 
der Fall, fo hat die in Liquidation befindliche Gejellihaft auch die Gewerbe: 
jfteuern weiter zu zahlen PrOVG. 25. Sept. 03, ZURtG. 11, 237). 

3. Ob das tatfädhlihe Band, das die Gefellichafter auch nad der Auf: 
löſung noch verbindet, durch „Liquidation“ oder auf andere Weife gelöft werden 
foll, ift Sade der in der Gemeinihaft Stehenden (val. $ 158) und tft ohne 
Einfluß für die Beurteilung der noch nicht erledigten Wertragsverhältniffe. 
Erleidet ein foldes aber durch die Auflöfung eine wefentliche Underung, die 
nad) dem Vertragswillen der Parteien der Gegenkontrabent ſich nicht gefallen 
zu laſſen braucht, fo iſt diefer zur vorzeitigen Löſung des Vertrags, aljo aud) 
zur Weigerung berechtigt, die daraus folgenden Verbindlichkeiten zu berichtigen 
(OLG. Hamburg 10. März 04, OLG. 9, 260). 


8 146. 


1. Wenn zwiichen Ehegatten — ie und gleichzeitig 
eine offene Handelsgefellichaft beftebt, jo kann der Ehemann eine zum Geſchäfts— 
vermögen gehörende Korderung nad) Auflöfung der Gefellihaft nur dann allein 
einziehen, wenn die Forderung infolge Einigung der Eheleute ihren gefell- 
Ichaftlihen Charakter verloren hat und lediglich als Beltandteil der Errungen- 
fchaft in Frage kommt (OLG. Darmftadt 6. Nov. 03, HeſſKſpr. 4, 169 — Recht 
8, 198). 

2. Die gerichtliche Ernennung von Liquidatoren für eine offene Handels- 
gefellfchaft wird noch nicht dadurch ausgefchloffen, daß die Gefellihaft auf: 
gelöjt, das Geihäft auf einen Dritten als Alleininhaber übergegangen und 
Dies im Hanbdelsregiiter vermerkt ift. Die Beſtellung der Liquidatoren ift 
beim Eintrag über Auflöfung. der Gefellfhaft und Übergang der Firma ein- 
tragbar (RG. 19. Juli 04, DYG. 9, 261 — 3BIFG. 5, 335). 

3. Die Anſprüche des gerichtlich ernannten Liquidators einer aufgelöften 
offenen Handelsgefellihaft gegen die bisherigen Gefellihafter auf Vergütung 
für feine Tätigkeit und Erfaß feiner Auslagen find im Prozeßwege und nicht 
vom Regiftergericht im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu enticheiden, 
felbft dann nicht, wenn es von den Parteien vereinbart wird (R®. 8. Febr. 04, 
OLG. 8, 256 — RIN. 4, 144 — ZURtG. 11, 186 — Recht 8, 413 — ZBIFG. 
5, 90; 4, 799). 

4. Zuftändige Behörde für die Beitellung: J. 2, 208 Ar. 1; Auflöfung 
der Gejfellihaft braucht nicht eingetragen zu fein: Wr. 2. 


8 147. 
Zuftändige Behörde für Ubberufung: J. 2, 208. 


g 148. 


Die MWirkfamkeit der Beltellung des Liquidators ift von der Anmeldung 
und Eintragung im Handelsregifter nicht abhängig. Die Unterlaffung der: 
felben hat lediglih die in $ 15 56GB. beftimmten Aa (RG. 20. Febr. 04, 
HoldheimsMScır. 13, 166). 

8 149. 

Klage auf vorläufige Verteilung: I. 2, 208 Nr. 1; Beitritt zu anderer 

Geſellſchaft durch Liquidator: Ar. 2. 


8 150. 


lage des einen von mehreren Liquidatoren gegen die Gefellichaft in feiner 
Eigenihaft als Teilhaber: I. 2, 208 Nr. 1; des einen Rollektivliquidators 
gegen den andern: Ar. 2. 
8 155. 


Vorläufige Verteilung: I. 2, 208 8 149 Nr. 1; Widerfprud des einen 
Öeiellihafters gegen die Auszahlung des Anteils an einen andern Gejell- 
ihafter: I. 2, 208. 
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8 157. 


1. Keine Darlegung eines der Auflöjungsfälle des $ 145 Abf. 2 und der 
tatfjächlihen Auseinanderfegung nötig: I. 2, 208 Wr. 1; deklaratorifche Be: 
deutung des Lölhungseintrags: Ar. 2; Recht auf Büchereinfiht: Nr. 3; nadı- 
träglich eingehende Poftjendungen: Ar. 4 = 3AktG. 11, 211. 

2. Ein Ubkommen, die Löfchung der Firma troß nicht befchafiter, aber 
auch nicht ausgeichloffener Liquidation vorzunehmen, ift unwirkfam (OLG. 
Hamburg 20. Mai 04, DLG. 9, 262 — 3BIFG. 5, 334). 

3. Die Firma einer offenen Handelsgejellihaft erlifcht, wenn nad Be— 
endigung des Geihäftsbetriebs das Aktivvermögen realifiert und unter Die 
Gläubiger verteilt ift. Das Übrigbleiben von Schulden hält die Gefelljchaft 
in ihrem Beftande nicht aufrecht. — Die verſehentliche Löfhung der Firma im 
Regifter hat nicht ihr Erlöfchen zur Folge, wenn fie tatfächlich noch beiteht. — 
Die Befeitigung einer ohne Antrag vorgenommenen Löfhung hat zu unter- 
bleiben, wenn feititeht, daß die Firma zur Zeit der Löfhung tatſächlich er- 
loihen war (KG. 27. Juni 04, A67.28 A 42 = DLG.9, 257 —= 3BIFG. 5, 334). 

4. Der Streit über die Einficht der Geichäftsbücher unter Zuziehung eines 
Sadjverftändigen nah Beendigung der Liquidation iſt eine Angelegenheit der 
freiwilligen, nicht der ftreitigen Gerichtsbarkeit (LG. Mainz 2. Nov. 03, HeſſKſpr. 
4, 147 — 3BiFG. 4, 638). 

5. Fortführung des Unternehmens durd die anderen Gefellichafter oder 
Dritte: 3 2, 208 $ 145 Nr. 2. 


Sechſter Titel. Verjährung. 


8 159. 
Keine Anwendung auf Scheingefellfchaft: I. 2, 209 Air. 1 — Bank. 3, 30; 


Eintrag ins Regiſter der Hauptniederlaffung entſcheidet: Nr. 2. 


Zweiter Abſchnitt. Kommanditgeſellſchaft. 


& 161. 
Literatur: |. I. 2, 209. 

1. Der Gefellichafter, einer aus zwei Perſonen beitehenden Rommandit- 
ejellichaft, der nad Mbereinkommen mit einem beftimmten Termin aus der 
ejellichaft ausfcheidet, während der andere Geſellſchafter das Geihäft mit 

Aktiven und Bafliven übernimmt, hat am Gewinn und Verluſt teil, der ſich 
aus den zur Zeit feines Ausfcheidens jchwebenden Gefhäften ergibt, aud 
wenn fie erft nach feinem Austritte zur Abwicklung gelangen (RG. 11. Nov. 03, 
RG3. 56, 16 — Bank. 3, 206 — ZURtG. 11, 280, 163). 

2. Bezeihnung als Rommanditär; Begriff der Rommanditgefellicaft: 

3.2, 209 Nr. 1; Mechlelzeihnung: Nr. 2. 


8 162, 
Prüfung des Gefellfihaftsvertrags durch den Regifterrichter: J. 2, 210 Nr. 1. 


8 164. 


1. Die Vertrdgsbefugnis des einzelnen Gefellichafters kann nie auf die 
Zuziehung eines neuen Gelellichafters bezogen werden, da durd) fie die Gejell- 
Ihaft auf ganz neue Grundlagen gerait würde (RG. 16. Nov. 03, Holdheims: 
MScr. 13, 50; ähnlih 3.2, 210 Ar. 2 

2, Beitellung des Rommanditijten zum Handlungsbevollmädtigten der 
Geſellſchaft: 7.2, 210 Nr. 1. 


234 8. Handelsgeſetzbuch. II. 


Literatur: ſ. I. 2, 210. 5 171. 


1. Die Einlage des Rommanbditijten braucht nicht in bar zu geicheben 
(OLG. Hamburg 1. Febr. 04, DLG. 8, 258 — ZURLG. 11, 238; Bedeutung diejes 
Rechtsſatzes gegenüber den Gefellihaftsgläubigern: 3. 2, 210 Ar. 2). 

2. Klage auf Erfüllung der Einlagepflicht nad Ronkurseröffnung: 5.2, 210 
Ar. 1; Nichtigkeit des Gefellichaftsvertrags; Einrede, daß die vom Konkurs: 
verwalter geforderten Einlagen nicht zur Tilgung der Schulden gebraucht 
werden: Ar. 2; Gerichtsftand für Rlagen des Ronkursverwalters: Nr. 3. 


8 176. 


Haftung eines Rommanbitiften für Schulden aus Übernahme eines Ge- 
ihäfts: 3.2, 210. 
ihäfts: J 8 177. 


Ein bloßer Wechſel der Kommanditiſten bringt die Rommanditgefellichaft 
nicht zur Auflöfung BayObLG. 28. Nov. 03, ZURtG. 11, 142). 


Dritter Abſchnitt. Aktiengejellichaft. 


Literatur: Alcin, Die neueren Entwicdlungen in Verfaffung und Recht der Uktiengejellichaften, 
Wien 1904; ſ. ZURt. 14, 159; HoldheimsMöcr. 13, 98; ZURt. 14, 131; Moll, Kann eine 
Ukttengeiellihaft Geſellſchafter einer offenen Hanbelsgelellichaft fein? Holdheims MSchr. 13, 50; 
Berner, Die Gründung und Geichäftsführung der offenen Handelsgejellihaft, Rommandit- 
geſellſchaft, Aktlengeſellſchaft, Rommanbitgeiellichaft auf Uktten, Leipzig 1904; |. ferner I. 2, 211. 


Eriter Titel. Allgemeine Vorſchriften. 


8 178. 


1. Ausländifche Aktiengefellichaften, foweit fie nicht zu einer Art von 
Vereinen gehören, bezüglich deren im Sinne des 8 22 BGB. befondere reichs— 
geiegliche Vorſchriften beftehen, gelten in Deutfchland nur dann als rechts— 
fähig, wenn ihre Rechtsfähigkeit gemäß Art. 10 EGBGB. durch Beſchluß des 
Bundesrats anerkannt ift (OLG. Hamburg 23. Juni 03, HanſG3. 24, 253). 

2, Dagegen: Art. 10 EGBGB. bezieht ſich gar nicht auf die handelsrecdht- 
lichen Gejellihaften, und deren Rectsfähigkeit beurteilt fich daher ausſchließ— 
lich nach dem Perfonaljtatut, fo daß alfo eine ausländifhe Aktiengejellichaft 
in Deutichland Redtsfähigkeit befigt, wenn ihr ſolche in dem Staate zuſteht, 
in dem fie ihren Sig hat (OLG. Hamburg 20. Nov. 03, HanſG3. 25, 25; ebenfo 
OLG. Hamburg 7. Nov. 03, Hani63. 24, 309; DLG. Hamburg 23. März 04, 
HanſG3. 25, 193). 

Siteratur: . I. 2, 211. 5 179, 

1. Unteilbarkeit (insbefondere in bezug auf Herabfegung und gleidh- 
seitige Erhöhung des Kapitals): I. 2, 211 Ar. 1, 2; Interimsfdeine: \ir. 3. 

. (Genußfcein.) Gibt eine Aktiengefellihaft Genußicheine in der 
Meife aus, daß fie die Inhaber der Genußicheine gegen die von ihnen dafür 
gewährte Kapitaleinlage am Gewinn und Verluſt des Gefellichaftsgewerbes 
beteiligt, ohne fie zu Mitgliedern zu maden, jo fchuldet fie ihnen als Dritten 
die vertragsmäßig feitgefegten Anteile am Gewinn (vgl. R®. in J. 2, 211 Nr. 4). 
Sie hat dann den auf die Genußicheine entfallenden Teil des Gewinns nidht 
zur Einkommenijteuer zu verjteuern (OLG. Hamburg 1. Febr. 04, HaniG2. 
25, 101 = ZURtG. 11, 200). Einfluß derartiger Genußicheine auf die Geſchäfts— 
führung (Reingewinn): 7. 2, 211 Nr. 5; Einftellung in die Paſſiva: Ar. 6; 
Einlöfung: Ar. 7; Verwendung des Sanierungsgewinns zur Einlöfung: Tr. 8. 

3. Geminnanteilicheine: I. 2, 212 Wr. 9. 

Siteratur: [. I. 2, 212. $ 180. 
Kleine Aktien: ZAkt. 14, 101; ſ. ferner I. 2, 212. 


— 


Literatur: |. J. 2, 212, 8 181. 


Dritter Abſchnitt. Aktiengefellfhaft (88 178—186). 235 


8 182, 
Literatur: |. I. 2, 212. 

1. (Ziff. 2.) Bei einem Bergwerksbetrieb ift unter dem Betrieb des Unter- 
nehmens nicht bloß der Bergwerksbetrieb im engeren Sinne, fondern find 
alle auf Erreihung des Gefellichaftszweres gerichteten Maßnahmen zu ver: 
ftehen (RG. 3. März 04, HoldheimsMSchr. 13, 166). 

2. Rein — Sitz: J. 2, 212 Ar. 1; — — und Entlaſſung des 
Vorſtandes: Ar. 2; Anmeldung einer ausländiſchen Aktiengeſellſchaft zum 
Regiiter einer inländifhen Zweigniederlaffung: Ar. 3 = ThürBl. 51 B. 42 — 
3BlFG. 4 143 — Goldſchmidts 3. 54, 294 — ZURtG. 11, 8. 

3. Die Anftellung des Vorſtandes einer Aktiengefellfhaft muß, wenn 
das Statut der Gefellihaft nichts anderes bejtimmt, oder wenn nicht einzelne 
Mitglieder des Auffichtsrats durch die übrigen ausdrücklich dazu bevollmädtigt 
find, durch fämtlidye Mitglieder des Auffichtsrats erfolgen (RG. 23. Dez. 03, 
IM. 33, 100 — Bank. 3, 95). 

8 184. 


Der Vorſtand handelt nicht redhtswidrig, wenn er eigene Aktien der Ge- 
jellfihaft unter ihrem Werte, aber doch preiswert veräußert (JAktG. 12, 26). 


8 185. 
Biteratur: |. 3.2, 212; vgl. auch $ 288. 
1. Ausgabe von Worzugsaktien: ſ. bei $ 288. 


2. Beifpiel der Umwandlung von Stammaktien in Borzugsaktien, und 
zwar gegen Zuzahlung einer beftimmten Summe: ZURkt®. 11, 247, 269. 


Literatur: f. 3.2, 212. $ 186. 


1. Die Beitimmung, daß jedes Abkommen über einen zugunften einzelner 
Uktionäre bedungenen befonderen Vorteil zu feiner Wirkfamkeit der Geſell— 
ihaft gegenüber der Aufnahme in den Gefellichaftsvertrag bedürfe, gilt auch 
für Aktienzeihnungen zum Zwecke der Erhöhung des Eumbacpkiale (RG. 
13. Jan. 04, HoldheimsMSchr. 13, 112 — ZURt. 14, 78 — IM. 33, 182). 

2. Unter den zugunften einzelner Aktionäre bedungenen befonderen Vor— 
teilen im Sinne des $ 186 Ubf. 1 ift jede einem Aktionär außer feinen Mitglieds» 
anfprücdhen eingeräumte Begünftigung zu verftehen, und zwar aud dann, wenn 
die Abrede dieſer Vergünftigung zugleich der Gefellfhaft Nugen bringt. — Der 
Mangel der Aufnahme einer befonderen Feſtſetzung des Vorteils in den Ge- 
fellfhaftsvertrag kann nicht durch nachträgliche formlofe Genehmigung des 
Bertrags feitens der Gefellihaft behoben werden, fondern nur durch zuftim- 
menden Beichluß der Generalverfammlung nad) 8 274 (RG. 6. Febr. 04, Hold- 
heimsMSchr. 13, 165 — 3AktG. 11, 222 — IM. 33, 182). 

3. Die TFeltiegung des Gefellfhaftsvertrags über die auf das Grund- 
kapital von Aktionären gemadten, nicht durch Bareinzahlung zu leiftenden 
Einlagen können nicht nadjträglich bei Abänderung des Gejellichaftsvertrags 
durch Beſchluß der Generalverfammlung als „erledigt“ geitrichen werden (KG. 
13. Jan. 04, RGT. 27 A 226 — ZURtG. 11, 247 = ZB156. 5, 150; ebenfo 
J. 2, 218 fir. 1). 

4. Bei der Gründung geplanter Erwerb herzuftellender Anlagen: 7. 2, 212 
Nr. 2; Gründung einer Aktiengejellihaft zum Bau und Betrieb einer Bahn: 
Nr. 3; WAuflaffung in die „ſoeben gegründete”, aber noch nicht eingetragene 
Uktiengefellihaft: 3. 2, 213 8 188 Ar. 1 Recht 7, 507. Die Eintragung der 
Liegenihaft ins Grundbuch auf den Namen der Uktiengefellihaft kann aber 
erſt nad Eintragung der leßteren ins Handelsregifter erfolgen (OLG. Rolmar 
28. Mai 03, ZURtG. 11, 113); Erwerb des Einbringens durd die Gründungs- 
gefellfhaft: I. 2, 213 8 188 Nr. 2. 

5. Gründergewinn: ZAktG. 11, 149. 


2306 8. Handelsgefeßbud. 1. 


8 187. 
Gründung durch juriftiihe Perſon: I. 2, 213 Ar. 1; Aktienkauf, Ron 
fortialbeteiligung, Syndikatsvertrag: Ar. 2 


Literatur: j. 3.2, 213. $ 188. 
Tod eines Gründers: I. 2, 213. 


Literatur: f. 3.2. 213. 5 189. 

1. Verweiſung auf andere Urkunden im Zeihnungsicein: J. 2, 213 Ar. 1; 
Vereinbarungen der Zeichner untereinander gegenüber Dritten: Ar.2 = SähfArd. 
12, 198. 

2. Anfechtung des Zeihnungsicheins bei der Gründung und bei der Rapi- 
talserhöhung wegen Betrugs: F 2, 213 Ar. 3 = NO. 14. März 03, ZURtG. 
10, 250 — HoldpeimsMCchr. 12, 158. 

3. Der Sag, dab die Aktienzeihnung gegenüber der Gefellihaft nicht 
wegen Betrugs oder rrtums angefodhten werden kann, gilt aud, wenn 
jemand durch Betrug des Vorſtandes einer Aktiengefellfchaft zum Raufe von 
Uktien beftimmt und bierdurd Aktionär geworden iſt (RG. 14. Wärz 02). Des- 
halb hat der Aktionär im Konkurſe der Aktiengejellihaft keinen Schadens- 
erfaganfpruch gegen die Gejellichaft er des betrügerifhen Verhaltens des 
Voritands (LO. Leipzig ohne Datum, kt®. 11, 5). 

4. Während eine — auf Aktien inländifher Aktiengejell- 
ſchaften wegen Betrugs der Öefellihaft gegenüber nicht angefochten werden 
kann, ift dagegen eine Zeichnung auf Aktien ausländifcher Aktiengefellfchaften 
wegen unrichtiger — und argliſtiger Täuſchung anfechtbar (KG. 
31. März 04, DIZ. 9, 555 — BankA. 3, 206). 


8 190. 


Bor Einführung des HGB. bzw. des G. vom 11. Juni 70 errichtete Aktien- 
gejellichaften (Auffichtsrat): J. 2, 214. 


Literatur: ſ. J.2, 214. 8 191. 
Übernahme eines Teiles des Unternehmens; Genauigkeit der Darlegungen: 


3.2, 214. — 


Ausſchaltung der Prüfungsreviſoren: ZAktG. 11, 174; Bericht der Vor— 
ftandsmitglieder: ZAktG. 11, 90. — 
195. 


ch 1. 3.2, 214; Staub, Eine Zwickmühle bei der Gründung von Wktiengefellichaften, 
3.8, 76. 


Zwingender Charakter: I. 2, 214 Wr. 1. 


Siteratur: f. J. 2, 214. 8 200. 

1. Guter Glaube des Dritten: 3.2, 214 Ar. 1, 2. 

2. Handelnde find nicht nur die gefhäftsführenden Mitglieder: 3.2, 214 
Ar. 3 = WürttT. 15, 318. 

3. Iſt vor Errichtung einer Uktiengefellichaft in ihrem Namen mit dritten 
zone ein Rechtsgeſchäft abgeichloffen worden, fo find als „Handelnde* im 

inne von $ 200 anzufehen nicht nur diejenigen, die perjfönlich mit dem Dritten 
das Rechtsgeſchäft abgefchloffen haben, fondern alle diejenigen an der Grüns 
dung beteiligten PBerfonen, die mit die Eingehung des Geſchäfts genehmigt 
—— lalſo auch nicht jeder Gründer und Zeichner Ihledthin) (RG. 22. Sept. 03, 
— 3, 46 — IW. 32, 389 — RG3. 55, 302 — ZURLG. 11, 108 = DI2. 
) 
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8 201. 


1. Begründung einer Zweigniederlaffung unter neuem Recht von einer 
Uktiengefellfhaft des alten Rechts: 7.2, 214 Nr. 1. 

2. Anmeldung einer ausländifhen Aktiengefellichaft ſ. $ 182 Ar. 2. 

3. Es genügt die Beibringung des zurzeit geltenden Gefellichaftsvertrags; 
daß der Vertrag in feiner urfprünglicen Faffung mit allen zu feiner Abände- 
rung ergangenen Geſellſchaftsbeſchlüſſen vorgelegt werde, iſt nicht erforderlich. 
Als beglaubigte Abſchrift des Gejellihaftsvertrags kann aber nicht ſchon ein 
mit einem Vermerke des Regiiterrichters dahin, daß es die derzeit geltenden 
Beitimmungen enthalte, verjehenes Druceremplar der Statuten gelten. Es 
bedarf vielmehr der Beibringung von Abſchriften der den neuen Geſellſchafts— 
vertrag feitfegenden Verhandlung, verjehen mit dem Zeugniſſe darüber, daß 
die Abfchrift mit der Urfchrift übereinftimmt (RG. 9. Nov. 03, RAGT. 26 A 225 
— ZUktG. 11, 133 — Goldjhmidts. 55, 306 — OLG. 8, 384 — ZURt. 14, 172 
— RI. — — HoldheimsMSchr. 13, 200 — Bank. 3, 174 — 3BIFG. 
5, 57; 4, 728). 

4. Formelle Unterlagen für die Eintragung: J. 2, 214 Ar. 6; befonderer 
en 8231 Nr. 1. 

Anderungen in den Perjonen der Auflichtsratsmitglieder find aucd zum 
Reiter der Zweigniederlaffung anzumelden (RG. 9. Juli 04, 3AktG. 12, 29 
©. 9, 243 = 3BIFG. 5, 335 = R6T. 28 A, 46 = NIN. 4, 217; — a. M.: 
3.2, 214 Nr. 7; 1. aud ZURLG. 11, 132, 268). 

6. Die Zweigniederlaffung einer Aktiengefellfchaft ift keine felbjtändige 
juriſtiſche Perſon. Daher ift hinfichtlich des ihr zur felbftändigen Verwaltung 
überlaffenen Vermögens die Uktiengejellihaft das ausfchließlihe Rechtsſubjekt 
und fie, nicht die Zweigniederlaffung, ift als Gläubigerin eines von dieſer 
einem Grundftücksbefiger gegebenen Darlehns im Hypothekenbuche einzutragen 
BayOb 8LG. 11. Juni 04, Bank. 3, 206 = ZURtG. 12, 8 — Redt 8, 389 — 
3BlFG. 5, 183; vgl. die Entfcheidungen $ 13 Wr. 6). 

7. Wird eine Uktiengefellfchaft bei Abſchluß eines Geſchäfts durd die als 
Direktoren ihrer Zweigniederlafjung bezeichneten Leiter derjelben vertreten, fo 
ift anzunehmen, daß fie als vom Vorftande der Aktiengefellichaft bevollmäd)- 
tigte Leiter der Filiale derfelben kraft diefer Vollmacht die in Frage ſtehenden 
Rechtshandlungen für die AUktiengefellichaft felbjt vorgenommen haben. Es läßt 
fih alfo weder einwenden, daß fie für eine keine befondere Perſönlichkeit 
habende Zweigniederlaffung abgeichlofien, noch daß es „Direktoren“ der Zweig- 
niederlafjung nicht gebe (RG. 3. April 04, ZURtO. 11, 222 — IM. 33, 297 — 
HeſſRſpr. 5, 73). 

8. Bei Eintragung der Zweigniederlaffung einer ausländifhen Aktien» 
gefellihaft ift die Gebühr nur nad Anlage und Betriebskapital der Zweig: 
niederlaffung zu berechnen (RG. 15. Juni 03, DES. 9, 224). 


8 205. 
Sperrfrift bei Vergleihen vor 1. Januar 1900: 3.2, 215. 


8 207. 
Literatur: Arüger, Die Nachgründung im deutfhen Aktienreht, Borna-Höttingen 1903. 


Zweiter Titel. Recdhtsverhältniffe der Gefellihaft und der Geſellſchafter. 
8 210. 
Inländijche Barteifähigkeit ausländifcher Aktiengefellichaft: 3.2, 215 Ar. 2; 
vgl. oben 8 178. 
g 211. 
Ausihließung des Aktionärs nad freiem Ermeffen: J. 2, 215. 


238 8. Handelsgefegbud. II. 


8 212. 
Literatur: j. 3.2, 215. 
(Rübenlieferungsaktiengefellfchaften:;) 

1. Die Rübenlieferungspflicht ift als Beitandteil des Gejellichaftsvertrags 
nah dem alten HGB. unjtatthaft (RG. 1. Juli 03, Recht 7, 550 — ZURtG. 
11, 35; vgl. 3.2, 215 Nr. 1 u. 2); felbftändiger Nebenvertrag, Nückerftattung 
der ohne Grund gelieferten Rüben: Ar. 3 u. 4; Unfittlihkeit des Rüben: 
lieferungsvertrags? Wr. 5; Erlangung der Uktionärrehte als Vorausfegung 
für die Gültigkeit des Nebenvertrags: ſ. $ 222 Nr. 2. 

2. vgl. $ 222 Nr. 2. 

8 213. 


Biteratur: J. I. 2, 216. 

1. Die Beträge, die bei Errihtung der Aktiengefellfchaft oder bei Er- 
höhung des Grundkapitals durch Ausgabe neuer Aktien für einen höheren 
als den Nennwert über diefen hinaus erzielt worden find, find nicht Gewinn, 
fondern Rapitalseinlage der Aktionäre (LO. Leipzig ohne Datum, ZAktG. 11, 7). 

2. Die Statutenbejtimmung: „Die Dividenden verjähren zuguniten der Ge- 
fellfhaft in fünf Jahren vom Ba —— ab gerechnet“, wird durch den 
Wortlaut des Dividendeniheins: „Diefer Dividendenfchein ift nad) dem 2./T. 00 
ungültig und die darauf zu erhebende Dividende der Gejellichaft verfallen“ 
dahin interpretiert, daß die Friſt als Präklufivfrift unabhängig von einem 
Verſchulden des Berechtigten laufen foll (RG. 30. Nov. 03, HoldheimsMSchr. 
13, 111 = ZURtG. 11, 175). 

3. Schaden, den der einzelne Gefellfchafter durh das Verhalten der Ge- 
fellfhaftsorgane erleidet: I. 2, 216. 

8 214. 


Literatur: Rebm, Fälle auläffiger Übernahme von Dividendengarantien für den eigenen Betrieb 
durd Aktiengefellichaften und Gefellfchaften mit beihränkter Haftung, Goldfihmidts}. 55, 460; 
Der Dividendenanfprud, ZAkt. 14, 29, 125. 

Zinfenanfprud der Bankhäufer, die für Aktiengefellihaften das Auszahlen 

der feitgefeßten Dividende beforgen: ZAktG. 11, 223. 


8 215. 
Übergangszinfen für neue Aktien bei Erhöhung des Grundkapitals: 
3.2, 216 Nr. 1; nachträgliche Erhöhung der Bauzinfen: Nr. 2; Reingewinne 
aus Dividendengarantien? 7.2, 222 8 262, 


Literatur: |. I. 2, 216. $ 219. 
Raduzierungsverfahren: 7. 2, 216. 


g 221. 


Forderungsaufrehnung: J. 2, 216 Ar. 1, 2; Vereinbarung, daß ein Dritter 
die Uktien bezahlt oder aufrechnet: Nr. 3. 


N 8 222. 
Literatur: ſ. 5.2, 216, 

1. Ausübung des dem Vorjtande gegebenen Redts, Namensaktien nad) 
dem Tode des Inhabers zu erwerben: * 2, 216. 

2. Die Vorſchrift, daß es zum Erwerbe von Kleinaktien der Zuſtimmung 
des Aufſichtsrats und der Se reger 7 bedarf, ift zwingend. Sit in- 
folgedeffen der Erwerber einer Aktie einer Rübenlieferungsgefellihaft doc 
nicht als Aktionär anzufehen, jo läßt fih für ihn auch nicht eine Rüben- 
lieferungspflicht aus dem Nebenvertrage ableiten, nachdem diefer mit Rückſicht 
darauf nit als zujtande gekommen gelten kann, daß die Erlangung der 
Aktionärrechte die felbitverftändliche Vorausfegung für die Eingehung des Neben» 
vertrags bildet (OLG. Braunfhweig 9. Juli 03, Braunfhw?. 51, 71). 
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8 223. 


8 225. 
Der gemäß $ 225 die Rechte mehrerer Mitberedhtigter an Aktien aus» 
übende gemeinfame Vertreter hat fi in der Generalverfammlung nah $ 252 


Abſ. 2 durch ſchriftliche Vollmacht zu legitimieren (OLG. Frankfurt 30. März 04, 
FrankfRundicd. 38, 106). 
& 226. 


Literatur: ſ. J. 2, 217. 


Literatur: j. 3.2, 217. 


Dritter Titel. Verfaſſung und Gejchäftsführung. 
g 2331. 


— — Die Amtsniederlegung des Vorſtandes, Iherings J. 44, 235; T. ferner 
3.2, 217. 

1. Bejonderer Borftand für die Zweigniederlaffung: J. 2, 217 Air. 1; 
Haftung für den Vorſtand: ir. 2. 

2, Den Offenbarungseid für die Gefellihaft bat der zur Zeit der Leiſtung 
beſtellte Vorſtand zu leiften. Der früher bejtellt gewefene ift nicht dazu ver: 
pilichtet und berechtigt, wenn er noch nicht im Handelsregifter als Vorftand 
gelöicht fit (LG. Dresden 25. Juli 02, 3AktG. 11, 101 ähfArd. 14, 132). 

3. Zuftellungen an eine Uktiengejellihait können nicht gültig an einen 
Dienftboten des Vorſtandes bewirkt werden (PrOVG. 31. Mai 02, 3AktG. 
11, 90 = PrOVG. 10, 343). 

4. Der Prokuriſt ift nicht gefelicher Vertreter der Uktiengejellihaft. Diefe 
kann daher nur vertreten werden durch den Voritand, nicht „Durdy den Vor— 
ftand und den Prokurijten* (RG. 30. Mai 04, ZURtG. 12, 3 — 3BIFG. 
5, 216). 

5. Nadı $ 2 BGB. in Verb, mit Urt. 2 EGSGB. haftet die Aktiengefell: 
ſchaft für unerlaubte Handlungen ihres Vorſtandes nah $ 31 BGB. Unter 
einer ſolchen Handlung iſt auch die AUnterlaffung einer pflihtmäßig vorzu: 
nehmenden Handlung zu veritehen. Dazu gehört auch, daß der Vorſtand die 
mißbräuchliche Führung der Gefellichaftsfirma durch Dritte verhindert. Voraus: 
fegung für eine aus einer folden Unterlaffung fidy ergebende Schadenserfaß: 
pflicht ift, daß der Vorſtand wußte oder willen mußte, daß durch den Mißbrauch 
der Firma Dritten Schaden entitehen konnte (RG. 23. Tan. 03, ZURtG. 12, 23 
— 93.8, 223 — IM. 32 B. 39). 

6. Die Uktiengefellihait haftet für fahrläfliges Verhalten ihres technifchen 
Betriebsleiters RO. 16. Fan. 04, R63. 57, 38). 

7. Ausnahmsweile kann der Auffichtsrat als Organ der Gefellichaft 
handeln. Dann müſſen aber, falls nicht jtatutarifch anders beitimmt ift, fämt- 
liche Mitglieder gemeinfam handeln oder gemeinfam einem unter ihnen Voll: 
macht erteilen (RG. 23. Dez. 03, HoldheimsMSchr. 13, 75 — ZURLG. 11, 148). 

8. Befugnis des Aufiichtsrats zur WVorftandsbeitellung: J. 2, 217 8 232 
Nr. 8, Mitwirkung der Generalverfammlung bei der Kündigung: Ar. 9; Kon— 
trabieren mit PBrokuriften: ZAktG. 11, 49. 

9. Sofortige Entlaffung eines Vorftandsmitgliedes, das bei feiner Be- 
werbung eine WBorbejtrafung wegen Urkundenfälihung verichwiegen hatte: 
ZURtG. 12, 1; wegen Betrunkenfeins: ZAktG. 12, 28. 

10. Der Vorftand, der nicht imftande ift, fidh bei jeinen Ungejtellten den 
nötigen Gehorfam zu verihaffen, darf deshalb entlaffen werden: ZAktG. 
12:2 

11. Darf ſich der Auffichtsrat in den mit dem Vorftande geichlofjenen An— 
jtellungsvertrage das Recht der Dberleitung ausbedingen, wenn das Statut 
oder ein VBerfammlungsbeichluß folches nicht rechtfertigt? ZAktG. 11, 220. 

12. Die Amtsniederlegung eines Auflichtsratsmitgliedes gilt, auch wenn 
fie nur dem Vorftande gegenüber erklärt it: ZAktG. 12, 6. 
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13. Gültigkeit von KRonkurrenzverboten: ZAktG. 11, 145; Erlöſchen des 
Verbots mit Auflöfung der Gejellihaft: ZAktG. 11, 217. 
14. Gehaltsanſpruch des zu einer militärifchen Ibung eingezogenen Direk- 
tors: ZAktG. 11, 169. 
& 232. 
Literatur: Die Entzichung des den Vorftandsmitgliedern verliehenen Rechts der Einzelzeihnung 
und Einzeivertretung: ZAktG. 11, 2415 J. ferner 7.2, 217. 
1. Stillihweigende Genehmigung durch einen Kollektivvertreter: I. 2, 217 
Nr. 1; einzelner KRollektivprokuriit, einzelne Borjtandsmitglieder als Handlungs: 
bevollmädtigte: Ar. 2; ftillihweigende Bevollmädtigung: Ar. 3, 5; zu weit 
ehende Vollmadıt: Ar. 4; Bollmadıtserteilung an Vorftandsmitglied: Ar. 6; 
Mitwirkung des Prokurijten beim Worhandenfein nur einer Voritandsperfon: 
Nr. 7; Beihränkungen des mitwirkenden Prokurijten: Ar. 10; Mitliquidator: 
3.2, 226 $ 298 Nr. 2. 
2. Urglift, Kenntnis von Tatſachen bei KRollektivvertretung: ebenfo wie 
bei Kollektivprokura $ 49 Wr. 4. 


8 234. 
1. Eintragung des Titels: „Generaldirektor“: 7.2, 218, 


2. Bedarf ein Auffichtsratsbeihluß über Ernennung eines Vorſtands— 
mitgliedes der Beglaubigung der Unterichrift? ZAktG. 11, 125. 


8 236. 

Abſ. 1 dispofitiv: J. 2, 218 Ar. 1; Provifion für den Vorſtand von einem 
Dritten: Ar. 2. 

8 237. 
Siteratur: f. I. 2, 218. 

1. Ift dem Vorftand vertraglid eine Tantieme von den „als Dividende 
zu verteilenden Beträgen“ zugejichert, jo kommt es nidyt darauf an, ob der Ge- 
winn auch wirklich unter der Bezeichnung „Dividende“ verteilt wird. Wird 
die Dividendenverteilung der gefeglihen oder jtatutarijchen Beltimmung zu— 
wider unterlaffen, jo behält der Vorjtand trogdem feinen Aniprud auf Tan- 
tieme. 

2. Im Zweifel ift anzunehmen, daß bei einer Vertragsbeftimmung der 
unter 1 bezeichneten Art das Wort Dividende in Übereinftimmung mit dem 
gewöhnlichen Sprachgebrauch gewählt fei, alfo in der Bedeutung des zu ver- 
teilenden Reingewinnes. Diefer braucht nicht Jahresgewinn zu fein, jondern 
muß nur die jährlihe Bilanz zur Grundlage haben. 


3. Bis zu welder Höhe der verteilte Reingewinn dem Tantiemeanſpruch 
zugrunde gelegt werden muß, ift zunächſt aus dem Anitellungsvertrage feit- 
zuftellen und nad der Abſicht, von der die Rontrahenten dabei geleitet worden 
find, zu entfcheiden. Der Gewinn, der durd eine abnorme, die wirtichaftliche 
Grundlage der Gefellichaft ergreifende Transaktion erzielt wird (eine Sciff- 
fahrtsgefellfhaft verkauft zwecks Einftellung des Betriebes ihre fämtlichen 
Schiffe), wird in der Regel nicht als tantiemepflichtige Dividende angeſehen 
werden können. Das gilt auf alle Fälle von dem für die Schiffe erzielten 
Raufpreis, foweit er fi mit dem Buchwerte der Schiffe det, kann aber un: 
bedenklich auch wegen des Nugens (Überichuffes über den Buchwert) an— 
genommen werden. 

4. Auch die durch Ausſchüttung des Wefervefonds zur Verteilung ge- 
langenden Beträge find nicht ohne weiteres tantiemepflichtig (zu 14: NG. 
9. Juni 04, Hanib2. 25, 265 — 3AktG. 12, 4 — IM. 33, 418, in Aufhebung 
von I. 2, 218 Nr. 3 — 3AktG. 11, 76). 

5. Refervefonds zur Amortifation auszulofender Aktien: J. 2, 218 Wr. 1; 
vertragsmäßige, vor 1. Januar 1904 entitandene Rechte: Nr. 2; vertragliches 
Tantiemeredht im Verhältnis zu den Statutenbejtimmungen: ZAktG. 11, 127. 
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5 238. 
Zuftimmung des Aufjihtsrats zur Prokura: 3.2, 219. 


8 239. 


Die Buchführungspflicht des 8 239 ift öffentlichrechtliher Natur und kann 
durch privatrechtliche Vereinbarungen der Vorjtandsmitglieder unter fich oder 
mit dem Aufſichtsrate nicht befeitigt oder auf einzelne Vorftandsmitglieder 
unter Befreiung der übrigen übertragen werden (RG. 11. Tan. 04, Seuffßl. 
69, 165; vgl. aud 8 246 Wr. 2). 

8 240 


1. Das HGB. gewährt dem Vorſtande der Aktiengefellfchaft nachdem er 
erkannt bat, daß die Zahlungsunfähigkeit der Gejellichaft eingetreten fei, nicht 
noch eine „Deliberationsfrift” (RG. 11. Dez. 03, SchlHolſt Anz. 04, 333 — RGESt. 
37, 6 — ZURtG. 12, 27). 

2. Der Voritand kann ſich der Anmeldung des Ronkurfes bei Zahlungs: 
einstellung durch Amtsniederlegung entziehen (ZAktG. 12, 3). 


8 241. 
Literatur: Wieland, Der Anſpruch aus $ 241 Abſ. 1 HGB. im Konkurſe der Autiengeſellſchaft, 
Goldjchmibts3. 55, 469. 

1. Erklärtes Einverftändnis des Auffichtsrats und der Generalverfamm: 
lung als Entihuldigung: I. 2, 219 Nr. 2; desgleihen vorausfichtliches Ein- 
verjtändnis: Ar. 1, 4; Verpflichtung, Einverjtändnis einzuholen: Ar. 4 (dagegen 
die bei $ 253 angeführte Literatur; vgl. auch dafelbit Nr. 1); Haftung des Vor- 
ftandes gegenüber Dritten: Nr. 3. 

2. Bilanzaufftellung, Entlaftung in der Generalverfammlung: ſ. $ 260 


Ar. 38. 
8 242. 
Eintragung der Stellvertreter: 3. 2, 219 Ar. 1; Ernennung von Stell— 
vertretern: Ar. 2; vgl. auch J. 2, 217 $ 232 Nr. 8. 


8 243. 

Literatur: Rieber, Zur Yuflichtsratsfrage (aus der Feſtgabe der juriſtiſchen Gejellfchaft zu 
Berlin für R. Rod), Berlin 1903; Neander Müller, die Aufiihtsratsfrage in Deutichland, 
HolbheimsMSchr. 13, 246; |, ferner 7.2, 219, 

1. Um den Willen des Auffihtsrats kundzugeben, müffen alle Mit- 
alieder gemeinfam handeln. Deshalb können einzelne Mitglieder des Auf: 
fichtsrats in deffen Namen immer nur auf Grund einer Vollmadıt des Auf- 
ſichtsrats rechtsgeichäftlihe Willenserklärungen abgeben (RG. 23. Dez. 03, 
ZURtG. 11, 148 — HoldheimsMSchr. 13, 75 — SähfArd. 14, 216 — ZURt. 
14, 87). 

2. Auflichtsrat bei Aktiengefellichaften alten Redts: I. 2, 214 8 190; 
nur eventuelle Beitellung eines Auffihtsrats: 3.2, 219 Ar. 2; Geſellſchaft ohne 
Auffihtsrat: Ar. 3. 

3. Amtsniederlegung des Auffihtsratsmitglieds: ZAktG. 11, 267. 


8 24. 


Literatur: Marcus, Gilt bie Vorfchrift des $ 244 aud für das Hanbelsregiiter von Zweig: 
niederlaffungen? Kecht 8, 357. 


Veränderungen des Auffihtsrats: I. 2, 220 = DI3. 8, 504 = 3BIFG. 

4, 350; dagegen $ 201 Nr. 5. 
8 245. 

Literatur: f. J. 2, 220. 

1. Höhe des Prozentfages der Tantieme: J. 2, 220. 

2. Entihädigung des Auffichtsrats während der Liquidation: ZAktG. 
11, 83; Firum für den Auflichtsrat: ZAktG. 11, 197. 

3. f. die Entfcheidung bei $ 237. 

MWarneyer, Jahrbudy der Entfheidungen. 3. Jahrg. 16 
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8 246, 

1. Einfiht in die Bücher: I. 2, 220 Nr. 1; Genehmigung der Handlungen 
des Voritandes? Nr. 2. 

2. Ein Vorftandsmitglied hat ohne weiteres die Pflicht, diejenigen Bücher 
und fonftigen Unterlagen zu prüfen, die zur Aufitellung einer richtigen Bilanz 
erforderlidy find. Ebenfo aber find auch die Mitglieder des Auflichtsrats ge— 
halten, zum Zwede der ihnen obliegenden Prüfung der Bilanzen und der 
Vorſchläge zur Gewinnverteilung in gewiffen Umfange vom Budinhalt 
Kenntnis zu nehmen und, wenn fie dabei auf Mängel und Bedenken jtoßen, 
die erforderlihe gründlihe Prüfung nicht zu unterlaffen (MG. 7. Nov. 03, 
ZAktG. 11, 195, 124 — HoldheimsMSchr. 13, 132 = IW. 33, 43 — Bank. 
3, 79 = ZUkt. 14, W). 

3. Darauf, dab die Bücherreviforen die Bücher und die Bilanz geprüft 
haben, dürfen fich die Auflichtsmitglieder nicht verlaffen. (Diefelbe Entiheidung 
wie zu 2: ZAktG. 11, 197.) 

4. In fällen, in denen der Auffichtsrat zur Berufung einer Verſammlung 
der Geſellſchaft verpflichtet und befugt ift, kann er aucd zur Beurkundung 
des — EARBENSEBANGE einen Notar zuzieben, deffen Kojten die Gefellichaft 
zu bezahlen hat OLG, Cöln 24. Dez. 03, 3BIFG. 4, 728). 


— 


4 Auffichtsrat als Organ der Gejellichaft: ſ. die Enticheidung bei $ 231 


8 248. 


Aufhebung des $ 6 Ubi. 1 des G., betr. die Rommanditgefellihaften auf 
Aktien und die Aktiengelellihaften, vom 18. Juli 1884: J. 2, 220 Ar. 1; Stell: 
vertreter eines verjtorbenen Voritandsmitgliedes: Nr. 2. 


8 249. 
Literatur: [. 3. 2, 220. 

1. Durch die in $ 249 Abſ. 3 feitgefegte befondere Haftung der Auffichts- 
ratsmitglieder ift nicht jene Haftung ausgeſchloſſen oder geändert, die fih aus 
dem in Abſ. 1 niedergelegten allgemeinen Grundfaß ergibt, daß die Mit- 

lieder des Auflichtsrates bei Erfüllung der ihnen nad $ 246 zugewiefenen 
bliegenheiten die Sorgfalt eines ordentlihen Kaufmanns anzuwenden haben. 
Vielmehr enthält Abf. 3 eine neue, felbitändige, auf die darin bezeichneten 
Fälle beichränkte, verichärfte Haftungsvorichrift, infofern fie auf den Erjag, 
d. h. auf die Eritattung der gejegwidrig erfolgten Zahlungen Ph Deshalb 
haften die Auflihtsratsmitglieder aud dann, wenn ihnen die Gejegwidrigkeit 
einer Auszahlung fahrläffigerweife unbekannt — iſt RKG. 7. Nov. 03, 
HoldheimsMSchr. 13, 132 — ZW. 33, 43 — ZURLG. 11, 195, 124 — Bank. 
3, 77 = ZURkt. 14, 90). 

2. Entlaftung: vgl. $ 360 Nr. 6, 7, 8; unrichtige Berichterftattung in der 
Generalverfammlung: I. 2, 222 Nr. 1. 


Literatur: ſ. J. 2, 220. 5 250. 

Die Generalverfammlung einer Aktiengefellihaft kann nidht durch Statut 
zum Sciedsrichter in Streitigkeiten der Gejellihaft und der Aktionäre ge— 
madıt werden (RG. 30. Sept. 03, DI3. 8, 549; dazu Jaffa, DT3. 9, 646). 


$ 251. 


Entſcheidende Stimmen für den Vorfigenden: J. 2, 220 Nr. 1; Geſchäfts— 
führer bei feiner Wahl: Nr. 2. g 22 


Literatur: Steveking, ft rechtsgültig die Beltimmung der Statuten einer Aktiengefellichaft, 
daß ein YUktionär fid) nur durch andere Aktionäre vertreten lafien darf? Gruchotsßeitr. 48, 516; 
f. ferner 7. 2, 221. 
1. Berfagung des Stimmredts für Frauen: J. 2, 221 Nr. 1; unberedhtigte 
Entziehung des Stimmredts: Ar. 2; Stimmenthaltung: Nr. 3. 


Nr. 
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2. Die Statutenbeftimmung, daß ein Bevollmädtigter, durch den das 
Stimmredt eines Uktionärs ausgeübt werden foll, felbjt Aktionär fein muß, 
> rechtsgültig (MG. 23. Mai 03, Bank A. 3, 32 — N63. 55, 41; ebenfo RO. 

— 03, 3AktG. 11, 128 — Holdheims MSc. 13, 164 — IM. 33, 73). — 

AU. M.: Mantry, GefuN. 5, 279; vgl. auch oben Sieveking. 

3. Der Aktionär, der einem "andern ein Pfandrecht an — Aktien be— 
ſtellt hat, kann in der Regel gleichwohl das Stimmrecht für die verpfändeten 
Aktien ausüben (OLG. Tena 4. Juli 03, Recht 7, 582; ebenfo Förtſch im 
Redt 7, 561 — ZURtG. 11, 103; vol. auh RG3. 52, 202). 


Literatur: Lehmann, Wie weit erftreckt fich na und Pflicht des Auflichtsrats und Vorftands 
einer Ahtiengefeltfchaft zur Einberufung einer eneralverfammlung? DI3.9, Mi; ebenfo Ver: 
handlungen Des 27. Deutihen Juriitentags, Berlin 1904, 57;_desgl. Staub, dafelbft, 80; das⸗ 
felbe Thema Rehm, HoldheimsMlSchr. 18, 239; Simon, 253 9, 778; ; ferner JURtH. 12, 2; 
ZURt. 14, 132; vgl. dazu die Entfehetdung 3. 2, 219 $ 241 Ar. 

1. Die Einberufung von — — einer Aktiengeſellſchaft 
got in erjter Linie zu den dem Vorſtande einer Aktiengefellihaft obliegenden 
andlungen der Geihäftsführung. Demgemäß bat, wie über alle anderen 
ragen der Geichäftsführung, fo auch über die Frage, ob und wann die Ein- 
berufung einer Generalverfammlung „im Intereſſe der Geſellſchaft erforderlich 
fei*, der Vorſtand (eventuell der Auffichtsrat) der Uktiengejellihaft nad) feinem 
pflihtmäßigen an im Rahmen der Sorgfalt eines ordentliden Kauf— 
mannes je nach Lage des Einzelfalles und unter Berücfichtigung aller Inter— 
eſſen der rigen zu enticheiden (Beihluß des 27. Deutichen Juriftentags 

1904 33, 473 


Hr ). 
2. Darf ein kollektiv zeichnender Direktor De — ſelbſtändig 
die He ren, berufen? f. ZAktG. 
Vom Rechte des Vorſtandes zur as 3 Auffichtsrats: ZAktG. 


8 254. 

Über das Verlangen der Aktionäre nad) Berufung einer Generalverfamm- 
lung hat das Gericht nad) freiem Ermeffen zu entfcyeiden. Dabei muß es das 
Berlangen zu 8 rückweiſen, wenn es die Vornahme einer rechtswidrigen Handlung 
bezweckt. agegen hat für feine Entjcheidung Betracht zu bleiben, in 
welcher Weife die Annahme des Berlangens die ntereffen der verichiedenen 
AUktionärgruppen berührt und welchem Tntereffe vom wirtichaftlichen Stand: 
punkte aus der Vorzug gebührt. Auch damit läßt fich eine Ablehnung nicht 
begründen, daß der frühere Generalverfammlungsbeichluß, deffen Wiederauf: 
bebung die Untragiteller der einzuberufenden Generalverfammlung unterbreiten 
wollen, bereits nach $ 271 angefochten fei und daher Sure die erneute Be— 
ihlußfaffung der Entjcheidung des Prozeßgerichts vorgreife. Endlich gibt aud) 
keinen Üblehnungsarund der Umftand ab, daß die Untragiteller die erneute 
Beichlußfaffung herbeiführen wollen, weil fie hoffen, durch den inzwifchen er- 
folgten Aufkauf möglichft vieler Aktien das Stimmenverhältnis — ihren 
Gunſten verändern zu können und den früheren Beſchluß auf on, eife um- 
zuftoßen (RG. 15. Okt. 04, DI3. 9, 1024; Hiberniafadye: vgl. $ 30 


8 255. 


Die Unberaumung der Generalverfammlung auf [eine unpaffende Zeit: 
ZURtG. 11, 85 8 256. 


Nicht ausdrücklich bezeichneter —— —— J.2, 221 Ar. 1; 
zuſammenhängende Gegenſtände: Ar. 2 
8 257, 
Befondere Mitteilung der Tagesordnung und der gefabten — 
ſammlungsbeſchlüſſe gegen Hinterlegung einer Aktie: ZAktG. 11, 
— 


11, 104 
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8 259. 

Literatur: Hahenburg, Die Beurkundung der Beichlüife einer Generalverfammlung, Recht 8, 16. 

1. Die Beitimmung der Saßungen einer Uktiengefellihaft, daß das Pro— 
tokoll einer Aktiengefellihaft no von anderen Werfonen als dem Notar 
unterichrieben werden foll, iſt rechtsaültig. Fehlen diefe Unterichriften, jo kann 
die —— der Generalverſammlungsbeſchlüſſe ins Handelsregiſter nicht 
erfolgen. — Auf das Protokoll der Generalverſammlung finden $ 125 BGB., 
SS 125 f. FGG. keine Anwendung, da es fih nicht um Beurkundung eines 
Rechtsgeſchafts handelt. — Ob ein Notar als Aktionär oder Aufſichtsrats— 
mitglied die Beurkundung des Protokolls een S6 FGG. vornehmen kann, 
ift Tatfrage (26. Cleve 30. Aug. 04, RheinNot3. 49, 221). 


2. Dagegen: Die Formvorichriften in $ 259 über die Beurkundung von 
Beichlüffen find zwingend und können durchs Statut nicht abgeändert werden. 
Daher genügt ihre Innehaltung, aud wenn der Gefellihaftsvertrag weiter: 
eine‘ gt innegehaltene Formvorſchriften aufitellt (OLG. Dresden 1. März 04, 
3BlFG. 5, 320). 


88 260, 261. 

Literatur: Simon, Betradytungen über — * und a ei te der Uktiengefellfhaft (aus 
der Feſtgabe ber juriftifchen Gefellihaft zu Berlin für X. Hod), rlin 1903; yellmeth, Die 
bilanzmäßige Behandlung der Veränderungen des Üktienkapitals: BadVerw. 36, 133; Bauer, 
Inventur und Bilanz be Atiengefellichaften, Leipzig 1903; Rehm, Buchführung und Juris: 

rudenz, Holdheims MSchr. 13, 173; Jakobfohn, Beforedung von: Rehm, Die a Fr ber 

ktiengejellichaft ufw. 41. 3.2, 221); Reiſch, ebenfo, Holdpheims MSchr. 13, 33 u. 66; Rehm, 

Entgeanung dazu, HoldheimsMSchr, 13, 88; Dagegen: ZJURtG. 11, 97; Rehm, Mbertreibung bes 

——— im Aktienweſen. DIZ.9, 34; Dagegen: Bondt, Offenheit und Tg im 

Ukttenweien, Sächflirdh. 14, 188; Zur Reform der Gefchäftsbücher des Vorftands, kt®. 

11, 98; Die Berufung auf die Entlaftungserteilung der zum Schadenserfag berangezogenen 

Voritande- und Aufiidtsratsmitglieder, JUkt. 11, 90; Fuld, Der Dividendenanfprud, ZURt. 

14, 125; f. ferner J. 2, 221. 

1. Prüfung der Bilanz durch den Regifterrichter: 7.2, 221 Nr. 1; Wer: 
tagung der Bilanzgenehmigung: Nr. 2; zwingende Natur des 8 260: Nr. 3; 
nachträgliche Anfechtung der genehmigten Bilanz: Nr. 4; Entlaftung: Nr. 7, 
Nr. 6 — ZURtG. 11, 54; ſ. ferner Verfchleierung, ZAktG. 11, 51, 52, 81, 146, 
170, 171, 194, 218, 219, 242. 

2. Die Vorfchrift des $ 2361 5GB., wonad in der Bilanz der Aktien- 
gelebinont in keinem Falle ein höherer Wert für Vermögensſtücke als der 

nihaffungs- und Heritellungspreis eingelent werden darf, bezieht ſich auch 
auf Grundjtüke und fogenannte jtabile Werte. — Unter Reparaturen können 
auch bauliche Einrichtungen veritanden werden, wodurd die an einem Ge— 
bäude notwendige Umgeftaltung und damit zugleid eine Wertserhöhung be- 
wirkt wird, fo daß alfo die Aufwendungen unter Umjtänden den eg 

koften zuzurechnen find (RG. 4. Dez. 03, HoldheimsMScr. 13, 193 — i 

33, 246 — RESt. 36, 436 — ZURtG. 11, 100). 

3. Die Dffenbarungspflidt des Worftandes der Aktiengefellfhaft gebt 
dahin, das Geſchäft in allen feinen rechtlichen Beziehungen und in feinem 
dadurch bedingten praktifhen Gefamtergebniffe darzuitellen. Sie ift alfo fchon 
dann verlegt (nad $ 314 Abſ. 1 jtrafbar), wenn die Verpflichteten die zur be- 
zeichneten Bekundung erforderlichen tatjächhlihen Angaben in den Bilanzen 
oder den ſonſtigen gejeglich in Betradyt kommenden Mitteilungen wiflentlich 
unterlaffen. Unter Umjtänden kann aud bloßes Schweigen jtrafbar fein 
(RG. 18. März 04, 3AktG. 11, 221 — Recht 8, 229). 

4 Bewirkt der Vorjtand durch wiſſentlich falfche Einjtellung von nicht 
vorhandenen Werten die Verteilung eines in Wirklichkeit nicht erzielten Ge— 
winnes, fo ift er wegen Untreue ftrafbar (RG. 26. Febr. 03, ZURtG. 11, 3; 
ebenfo RG. 18. März 04, ZURtG. 11, 221). 

5. Unrichtige Berichterftattung des Auffichtsrats: I. 2, 220 8 249 Nr. 1. 

6. Entlaftung des Vorftands und Auflichtsrats, Umfang: I. 2, 220 8 249 
Nr. 2; vgl. auch ZAktG. 11, 99. 


— 
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7. Generalverfjammlungsbeichlüffe dedten nur dasjenige, das der Verfamm: 
lung wirklich unterbreitet worden ift, fo daß, wenn die Bilanz auf falfcher 
Grundlage beruht hat und dies in der Generalverfammlung nicht zur Sprache 
gebracht worden it, die Bilanz nicht jo gelten kann, als fei fie troß jener Grund: 
lage von der Generalverfammlung genehmigt worden. Dabei kommt es nicht 
darauf an, ob die Mehrzahl der Generalverfammlung Kenntnis von der Sad): 
lage gehabt hat, denn die Privatkenntnis der einzelnen Aktionäre ift ohne Be- 
deutung, fondern nur darauf, was der Generalverfammlung als folder direkt 
oder indirekt zur Belchlußfaffung unterbreitet worden iſt (RG. 7. Nov. 03, 

M. 33, 43 — ZUkt®. 11, 124 u. 195 — Bank. 3, 77 — ZURt. 14, 0 — 
oldheims MScr. 13, 132; abfällig kritifiert: ZUkt. 11, 245). 

8. Bertraulihe Mitteilungen ftatt an die Generalverfammlung an eine von 
ihr erwählte Rommiffion: ZAktG. 11, 246. 

9. Im Sinne der Aktionäre ift verteilungsfähiger Reingewinn nur das, 
was ſich nad einer treuen Bilanz als Überfhuß der Aktiva über die Paſſiva 
ergibt, eingerechnet in lettere das volle Grundkapital und die gefeßlich oder 
itatutarifch vorgefehenen Neferven (RG. 9. Juni 04, Hani63. 25, 265; |. $ 237). 


8 262. 


Literatur: Shmalenbad, ber die Unlage des Refervelonds, Bank. 3, 72; Anappe, Zur 
firitik der Auffaſſung von Refervefonds, ZWerfiBiif. 4, 125; Rehm, Erwiderung dazu, Da: 
ſelbſt 127; J. ferner 3. 2, 222. 


Auf Grund von Dividendengarantien gezahlte Beträge: I. 2, 222. 


8 264. 

1. Zu Ubf. 1 f. ZAktG. 11, 127. 

2. Der Generalverfammlung jteht das Recht nicht zu, der Minderheit von 
Aktionären, die gemäß 5264 die Berufung einer Generalverfammlung verlangt 
bat, und deren Verlangen die Gefellihaftsorgane gemäß Abf. I dafelbit ent- 
ſprochen haben, die durch die Berufung und Übhaltung der Generalverfamm- 
lung entjtandenen Koſten aufzuerlegen (RG. 4. Nov. 02, HoldheimsMScr. 
12, 52 = RGEBl. 14, 7 = ZURtG. 10, 108). 


8 265. 
Literatur: ſ. J. 2, 222. 
Offentlich beglaubigte Form: J. 2, 222 Nr. 1. 


$ 266. 
Literatur: Dber das Verhältnis des Vorftandes zum Reviſionsbericht, der durch die Generalver: 
fammlung oder eine Uktionärmehrheit veranlaßt wurde, ZAktG. 12, 3. 

1. Die gerichtliche Beitellung von Reviforen kann nur auf die Ablehnung 
eines Antrags auf Prüfung eines oder mehrerer individualifierter, nicht aber 
ſchlechthin auf die der „gefamten Gründungsvorgänge* geftügt werden (RG. 
8. Juni 03, DLG. 9, 263 — 3BIFG. 5, 335). 

2. Revifor nicht „zur Prüfung der Bilanz”: J. 2, 222 Ar. 1 = ZURtG. 
12, 33; Roften der Prüfung: Ar. 2 = ZUktG. 11, 84. 


8 268. 
Literatur: J. J. 2, 222. 

Selbftändig geitelltes Minderheitsbegehren: 3. 2, 222 Ar. 1; Recht auf 
Bücjervorlegung: Ar. 2 = ZUktG. 11, 58; Identität der Minderheit, die Be- 
ftellung von Prozeßvertretern verlangt, mit der, die in der Generalverfamm- 
lung Anſprüche jtellt: Ar. 3; Anwendbarkeit auf Gefellfchaften aus der Zeit 
vor dem 1. Januar 1900; Bezeihnung der Prozekvertreter gegenüber Regifter: 
gericht: Ar. 4. 
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8 269. 


1. Welche Aktien find zur Hinterlegung geeignet? 7.2, 223. 

2. Dem Staate gegenüber ift die Aktiengejellihaft, nicht die Minderheit 
Schuldner der in Ubf. 4 bezeichneten Koſten (RG. 29. Febr. 04, ZUR. 11, 199 
— IM. 33, 214 — BankU.3, 174 — GrudotsBeitr. 48, 627 — ZUR 14, 212 
— Redt 8, 506). 

8 271. 
— * 1.3.2, 223; Fuld, Die Unfechtung des Beſchluſſes der Generalverfammlung, ZURtG. 


1. Vorausfegung von Amts wegen prüfen: I. 2, 223 Nr. 1; Fortdauer 
der AUktionäreigenihaft: Ar. 2; Widerfprud gegen einen Antrag: Wr. 3. 

2. Nach Ublauf der in Abſ. 2 bezeichneten Friſt kann die Anfechtung eines 
Generalverfammlungsbeichluffes nicht mehr auf andere als die in der vorher 
eingereichten KRlagichrift angegebenen Tatlahen geitügt werden. Geſchieht es 
dennoch, jo ift die Klage, ohne daß es eines darauf gerichteten Einwandes des 
Beklagten bedarf, zurüczuweifen (RG. 30. Sept. 03, Bank A. 3, 46 — IM. 
32, 30 — ZURtG. 11, 102 — HoldheimsMSchr. 13, 75 — GeuffXl. 59, 104 — 
Recht 8, 23 — J. 2, 223 Nr. 4). 

3. Auch wenn die gefaßten Beichlüffe für die Gefamtheit der Aktionäre, 
ja felbft wenn fie für den anfechtenden Aktionär günftig und nüßlid find, 
find fie für ungültig zu erklären, wenn die Anfechtung berechtigt tft (OLG. 
— 25. März 04, OLG. 8, 386 — HanſG3. 25, 136). 

4. Nicht jede Beſchränkung der Diskuffion ift für unzuläffig zu halten, 
fondern nur diejenige, die die Möglichkeit ausfchließt, die auf der Tagesord— 
nung ftehenden Gegenjtände einer jahgemäßen Erörterung zu unterziehen. — 
Auf bloße Erwägungen der Zwechmäßigkeit kann die Anfechtung von 
Generalverfammlungsbeichlüffen nicht geitügt werden (RG. 3. März 04, Hold- 
heimsMSchr. 13, 166 — ZURtG. 11, 222). 


8 272, 
Literatur: 1. J. 2, 223. 

1. Klage zu richten gegen Jämtliche Auffichtsratsmitglieder: 7.2, 223 Ar. 1; 

men, an Vorftand und Auffichtsrat: Ar. 2; bzw. den Vorfigenden des 
uflichtsrats: Ar. 3; prozeßhindernde Einrede? Nr. 6. 

2. Eine obligatorifhe Pflicht zur Sicherheitsleiftung ift nicht aufgeitellt. 
Die Prüfung, ob fie zu leiften fei oder nicht, obliegt in jedem einzelnen Falle 
dem Gericht, und es kann von ihr abgejehen werden, wenn die Unredlidhkeit 
oder grobe Gefegesverlegung fo klar zutage liegt, daß man dem Untrag- 
jteller nicht gut zumuten kann, die Sicherheit zu leiften (OLG. — 
25. März 04, DLG. 8, 384 — Recht 8, 339 — Hanj63. 25, 136 — 3AktG. 
11, 224). 

3. Wenn ein Aktionär einen Beſchluß der Generalverſammlung anficht, 
und die Aktiengeſellſchaft gemäß $ 272 Abf. 3 wegen der ihr drohenden Nach— 
teile vom klagenden Aktionär Sicherheitsleiftung verlangt, fo entſcheidet das 
Gericht über die Art und Höhe der Gicherheitsleiftung durch ein nad $ 303 
ZPO. zu erlaffendes Zwifchenurteil, das nicht felbftändig, fondern nur zu— 
fammen mit dem Endurteile anfechtbar ift (RG. 16. März 03, HoldheimsMScır. 
13, 108; ebenfo 3.2, 223 Wr. 4). 


Vierter Titel. Abänderungen des Geſellſchaftsvertrags. 


8 274. 
1. Erhöhung des Grundkapitals: J. 2, 224. 
2. Die Durchführung des ans der Generalverfammlung, 3. B. die 
Beitimmung von Frijten für die — von Vorzugsrechten, kann dem 
Aufſichtsrat übertragen werden (OLG. Dresden 9. März 04, 156.5, 249). 


Dritter Abjchnitt. Aktiengefellichaft (SS 269-2). 247 


8 275. 
1. Erhöhung des Aktienkapitals: I. 2, 224 Mr. 1; Entziehung des Vor: 
rg ae oder anderer Mitgliederrechte: Ar. 2; Anderung des Gegenitandes: 
r. 3. 


2. Eine Abänderung des Gegenſtandes des Unternehmens liegt nicht bloß 
in der Beſeitigung ſeines bisherigen Gegenſtandes, ſondern auch in der Hinzu— 
fügung neuer, die ſtatutariſchen Grenzen überſchreitender Gegenſtände zu den 
bisherigen (RG. 11. Mai 03, Recht 7, 582). 

3. Die Aktiengejellihaft kann die Verpachtung ihres gejamten Betriebs 
mit einfadher Stimmenmehrheit beihließen: ZAktG. 12, 31. 


8 277. 
Streichung einer gejegwidrigen Beltimmung — I. 2, 224. 
8 278. 
Literatur: ſ. 3.2, 224. 
8 280. 


1. Anzahl der mitwirkenden Auffichtsratsmitglieder: I. 2, 225 Nr. 1; 
Regifterrichter der Zweigniederlaffung: Ar. 2. 

2. Die Verantwortlichkeit der Vorſtands- und Aufjichtsratsmitglieder, die 
fi weigern, die Unmeldungen bezüglid der Grundkapitalsveränderung vor: 
zunehmen: ZURtG. 11, 174. 


8 281. 

Literatur: |. $ 189. 

1. Nidhtausführung der feitgefegten KRapitalserhöhung: 3.2, 225 Wr. 1. 

2. Ein Zeichnungsichein über Aktien, in dem die Ungabe des Zeitpunktes 
fehlt, wenn die Zeichnung wegen Unterbleibens der Eintragung der Erhöhung 
mas hinfällig wird, ift nichtig (RG. 14. Nov. 03, Holdheims MSchr. 

‚137). 
3. f. die Entſcheidungen bei $ 189. 


8 283. 
Bezugsrecdht bei der Sanierung: 3. 2, 225 Wir. 1, 2; Übertragbarkeit des 
Bezugsredts: Nr. 3; Bezugsrechte aus der Zeit vor dem 18. Juli 1854: Ar. 4. 


8 284. 
Prüfung durch Regijterrichter: T. 2, 225. 


8 288, 
Literatur: |. 3.2, 28. 

1. Zuläffigkeit der ——— durch Aktienzuſammenlegung, 
eng und eg der Aktien der das Bezugsredht nicht 
ausübenden Aktionäre: I. 2, 226 Ar. 1; unzuläffige Ausführungsvorfcriften: 
Nr. 2; Wirkfamkeit bei bloßer Verminderung des Nennwerts: Ar. 3; gleich- 
eitige Eintragung der Herabſetzung und des Herabfegungsbeichluffes: Ar. 4 = 
 oldheimsMechr. 12, 230 — ZURtG. 10, 254. 

2. Bei Herabfegung und gleichzeitiger Erhöhung des Aktienkapitals ent- 
ftehen die Anteilsrechte der Inhaber der alten Aktien an den neuen Aktien 
ſchon mit der Eintragung ins Handelsregijter, mochten ſich auch die „neuen“ 
Aktienurkunden noch in den Händen der Gefellichaft befinden (RG. 30. Nov. 03, 
Holdheims MSchr. 13, 111 — 3AktG. 11, 175). 


8 290. 
Kraftloserklärung von Aktien bei Rapitalsherabfegung: I. 2, 226. 
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Fünfter Titel. Auflöfung und Nichtigkeit der Geſellſchaft. 
Literatur: B ett, Der Konkurs der Uktiengefellfchaft und ihre Erneuerung, Leipzig 1904; f. ferner 
3.2, 226, zu Burdkas, dafelbft vgl. ZUkt. 14, 211. 
8 292. 


Vor Ablauf der Zeit kann die Uktiengefellfchaft gemäß $$ 274, 275 ihre 
Fortdauer beichließen. Iſt jedoh aus den Statuten zu entnehmen, daß den 
einzelnen Mitgliedern ein unentziehbares Recht auf die Auflöfung hat ein- 
geräumt werden follen, fo bedarf es ihrer Zuftimmung (RG. 14. Nov. 03, 
IM. 33, 44 = Bank. 3, 78 — HoldheimsMSchr. 13, 136 — ZURtG. 11, 198). 


8 296. 
Literatur: |. I. 2, 226. 

1. „Eintretende Vakanzen in der Liquidationskommiffion werden durch 
Wahl des Auflichtsrats ergänzt“: J. 2, 226. 

2. Gegen die durd Gericht erfolgte Beitellung des Liquidators ſteht dem 
Auffichtsrate oder dem Aktionär eine Beichwerde nicht zu. Sie kann nur auf 
dem fi aus 8& 250 ergebenden Wege geltend gemadjt werden (KG. 15. Febr. 04, 
ZURtG. 11, 172 = DVG. 8, 235 = NIU. 4, 147). 

3. Zu Liquidatoren können nur phyſiſche Perfonen, nicht eine Behörde 
als ſolche beftellt werden. Dagegen kann ein Beamter oder Einzelträger einer 
Behörde beftellt werden, fofern nur die Firmenzeichnung der Vorſchrift in 
$ 296 Ubf. 4 genügt (RG. 18. Juli 03, ArchkBW. 03, 1354 — Eifenb®. 
20, 243 — Recht 8, 506 — 3BIFG. 5, 335). 

4. Entihädigung des Auflichtsrats während der Liquidation: ZAktG. 


11, 83. 
8 296. 


Die MWirkfamkeit der Beitellung eines Liquidators ift nit von der An: 
meldung und Eintragung ins Handelsregifter abhängig. Die Unterlaffung der 
Anmeldung und Eintragung hat lediglidy die in $ 15 HGB. beftimmte Folge 
(RG. 20. Febr. 04, HoldheimsMScr. 13, 166). 


8 298. 


Einforderung rückftändigen Aktienkapitals durch die Liquidatoren: J. 
2, 226 Ar. 1; Handlungsmadt des Mitliquidators: Ar. 2. 


8 302. 
Literatur: ſ. I. 2, 227. 

Das Regiftergeriht kann, wenn die Liquidatoren das Erlöfchen der Firma 
anmelden, die Eintragung des Erlöfchens nicht davon abhängig maden, daß 
das fih aus 8 301 Abſ. 1 ergebende Sperrjahr abgelaufen iſt. Es kann auf 
Grund des ihm bekannt gewordenen Nichtablaufs diefes Sperrjahres die Ein- 
tragung nur dann ablehnen, wenn es daraus entnehmen muß, daß noch An— 
ſpruͤche der Gefellfchaft bejtehen und ſonach die Liquidation noch gar nicht be- 
endet ift (RG. 16. Mai 04, RAGT. 28 A 51). 


8 303. 
Literatur: Ehrenberg, Die Ubtretung des Vortefeuilles, ZBerſWiſſ. 4, 24. 

Der Vertrag einer Aktiengefellihaft mit einer Verfiherungsbank, worin 
diefe der erjteren ihren ganzen Vermögensbeftand „in totale Rückverſicherung“ 
gibt, erftere fich dagegen verpflichtet, fämtliche Verbindlichkeiten der Bank aus 
ihren Berficherungsverträgen zu decken, die Paſſiva zu begleihen und die 
Berwaltungskojten für die ganze Zeit der Liquidation aus ihren Mitteln zu 
decken, iſt nicht NRückverfiherungs-, fondern Schuldübernahmevertrag. Eine 
jolhe „Abtretung des Portefeuilles“ an eine andere Gefellihaft ift zuläffia 
(R6. 29. Dez. 03, IW. 33, 150). 
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8 304. 


Literatur: Rehm, Die Rechtsfragen in der Hiberniafahe, DI3. 9, 83 u. 1027 (vgl. die Ent- 
iheibung $ 254). 


8 305. 
Literatur: |. I. 2, 27. 

1. Siß der aufzunehmenden Gefellihaft im Inlande: 3. 2, 228 Wr. 1; 
Übergang des Eigentums: Wr. 2. 

2. Die einzelnen Bermögensrechte der unter Fufion liquidierenden Ge- 
fellihaft geben nicht fhon mit dem Abſchluſſe des Fufionsvertrags, fondern 
erft mit der förmlichen Abtretung auf die übernehmende Gefellihaft über. 
Diefe erfolgt aber in der Regel erft nach Beendigung der Liquidation (OLG. 
Rolmar 26. Juni 03, ElſLoth3. 29, 448). 


8 309. 

Literatur: Rebler, Kann eine Aktlengefellfchaft, deren Firma im Hanbelsregifter mit der Be— 
zeihnung „WUktiengefellfichaft" eingetragen ift, für nichtig erklärt werden, wenn im Geiellichafts- 
vertrage die Firma ohne diefe Bezeichnung beftimmt it? ZBlFG. 5, 210; f. ferner I. 2, 227. 

Mängel nah 8 182 Abſ. 1: I. 2, 227 Nr. 1; andere als die in 8 309 be- 

zeichneten Mängel: Ar. 2; Verlegung gejegliher Kormvorfcriften: Nr. 3. 


Sechſter Titel. Strafvorfchriften. 


Vierter Abſchnitt. Kommanditgeſellſchaft auf Aktien. 
Biteratur: j. I. 2, 227. 
8 332. 

1. Iſt Umwandlung in Aktiengefellihaft Neugründung? I. 2, 227. 

2. Die Umwandlung einer Rommanditgefellfhaft in eine Gefellfhaft mit 
befchränkter Haftung läßt fich nur durch Auflöfung der erjteren und Neuerrich— 
tung der legteren bewirken. Das Erlöjchen der Firma der erjteren tritt aber 
erit ein, wenn das Geſchäft felbit, für das fie geführt wird, erlifcht oder wenn 
der Geihäftsnadfolger fie fortführt. ft fhon auf Grund der Auflöfung des 
früheren Rectsfubjektes das Erlöfchen der Firma eingetragen, fo findet $ 142 
66. Anwendung, wenn die firma nicht erlofchen, fondern übergegangen tft 
(RG. 9. Juli 04, OLG. 9, 246 = ZBIFG. 5, 335). 


Fünfter Abſchnitt. Stille Gejellichaft. 


8 335. 

1. Stiller Gefellfchafter einer Aktiengelellfhaft: I. 2, 227 Ar. 1; wuche- 
rifches Rreditgefchäft in Form der ftillen Gefellfchaft: I. 1, 23 $ 138 Nr. 23. 

2. Durch die Vertragsbeitimmung, daß jemand als jtiller Gefellichafter 
mit einem angegebenen Kapital in eine Firma eintritt, wird nicht aus- 
geichloffen, daß es fih in Wirklichkeit um ein Darlehnsverhältnis handelt. 
Ein Gefellichaftsverhältnis kann nicht angenommen werden, wenn nidt eine 
Gewinnbeteiligung als ſolche befteht (RG. 8. Juli 04, Recht 8, 485). 


8,337. 

1. Forderung aus der jährlihen Gewinnverteilung: I. 2, 227. 

2. Un und für fi ift es Sade des Geihäftsinhabers, die Bilanz und 
die Berehnung von Gewinn und Verluſt aufzumaden und folgli aud die 
buchführungstechniſchen Grundfäße für diefe Aufitellung zu beitimmen. Der 
itille Gefellfchafter hat dann das Recht der Prüfung. Stellt aber der ftille 
Gefellichafter im Prozeffe eine Bilanz auf und wird diefe Bilanz vom Ge- 
Ihäftsinhaber nicht beanftandet, fo ift fie maßgebend. Dann iſt es auch als 


Literatur: J. I.2, 227 
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richtig anzuerkennen, wenn Einnahmen, die im laufenden Jahre im voraus 
gemacht worden find, als einmalige Einnahme des laufenden Geidhäftsjahres 
zum vollen Betrage verbucht find (RG. 3. März 04, Holdheims WSchr. 13, 159 
— ZURtG. 11, 261). 

8 338. 

1. Nach Auflöfung der Stillen Gefellfhaft kann der ftille Gefellfchafter die 
Mitteilung einer Bilanz oder fonjtige Aufklärungen fowie die Vorlegung der 
Papiere und Bücher auf Grund von $ 338 Abf. 3 nicht mehr fordern. Er 
kann fein Recht vielmehr nur im Prozeßwege geltend maden (RG. 16. Mai 04, 
KOT. 28 A 56 — RIM. 4, 208). 

2. Einſicht der Geihäftsbücher: I. 2, 228. 


8 340. 
Anſpruch auf Gewinnanteil beim Berkauf, auf Weiterführung des Ge- 
ihäfts: I. 2, 228. ss 


Klage auf Feititellung des Anteils gegen Ronkursverwalter; Verluft durch 
Entwertung der Aktiva; Höhe der le pa am Berluit: I. 2, 228 Nr. 1; 
Anteil am Geihäftsgewinn während des Konkurfes: Nr. 2. 


8 342, 
Ronkursverwalter bei Klage nad) $ 342; Gerichtsitand derfelben: I. 2, 228. 


Prittes Buch. Bandelsgefchäfte. 
Erjter Abjchnitt. Allgemeine Vorſchriften. 


8 343. 
DES einer Gefellichaft, die unter einer Gefellihaftsfirma auftritt: 
en 8 344. 


1. Sichtbare Beziehung zum Handelsgewerbe? I. 2, 228 Wr. 1. 

2. Im Betriebe eines Warengeihäfts ift es an fih nicht ausgefchloffen, 
daß der Inhaber verfügbare Gelder in börfengängigen, jederzeit realijierbaren 
Mertpapieren anlegt, um höheren Gewinn daraus zu erzielen. Deshalb gilt 
die Vermutung des $ 344 auch für Spekulationsgefhäfte [Uktienverkäufe, 
Sotteriefpiel, klaglofe Differenzgeſchäfte] (RG. 9. Juli 04, IW. 33, 496). 

3. Die Vermutung des $ 344 Ubf. 2 läßt fi nicht mit der bloßen Be— 
hauptung entkräften, daß dem Schuldſchein eine Verbindlichkeit zugrunde 
liege, die ihrerfeits nicht dem Handelsgewerbe des Schuldners angehöre, denn 
der Kaufmann ift nicht gehindert, auch foldhe Verbindlichkeiten, die an fich 
nicht handelsgeſchäftlicher Natur * durch Ausſtellung eines mit der Firma 
gezeichneten Wechſels auf ſein Handelsgeſchäft zu übernehmen. Nur dann 
würde dem Gläubiger die Einrede der Argliſt entgegenſtehen, wenn er aus 
der Urkunde eine Verbindlichkeit berleitete, obſchon der erjte Gläubiger ſich 
bei der Ausjtellung mit dem Schuldner darüber einig war, daß eine Geſchäfts— 
verbindlichkeit damit nicht begründet werden folle, und obſchon er dies beim 
Erwerbe wußte (RG. 2. Dez. 03, IM. 33, 100 = R623. 56, 197). 

4. Begriff des Schuldfcheins: J. 2, 228 Nr. 2. 


8 346. 


Literatur: Apt, Gutadten der Ülteften der ———— in Berlin über Gebräude im Han- 
beisverkehr, Berlin 1904; Ußmann, Die unbeftellten Zufendungen, Berlin 1901; Behrend— 
Gutiche, Handelsbräude im Großhandel und Schiffahrtsverkehr Magdeburgs, Magdeburg 
104; Goldfhmidt, Der Weinfady-Jurift, Sammlung ber Gutachten ufw. aus der Wein- 
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brandhe, Mainz 194; Jakobfon, Das Schweigen im Handelsverkehr, Bank. 3, 197; 
Zander: Fehrmann, Danziger Handelsgebräuhe, Danzig 1901; Frankenburger, Die 
rechtliche Bedeutung der Telephongeiprähe, DI3. 9, 815; Swoboda, Die kaufmännifche 
Urbitrage (Ufancen), 2. Uufl., Berlin 1902. 


Handelsgebräude: 


1. Handelsgebräuche und Gewohnheiten finden Anwendung, auch wenn 
die Partei ihre Unwendung nicht wollte, aber einem entgegenjtehenden Willen 
* Tr und Geltung verichafite (RG. 27. Okt. 03, BadRpr. 70, 10 — 

echt 7, 582). 

2. Es darf davon ausgegangen werden, daß der Käufer einer Ware fich 
den im Handelsverkehr berrichenden — und Gebräuchen auch ohne ihre 
Kenntnis unterwirft (OLG. Karlsruhe 10. Nov. 03, BadRpr. 70, 63; dagegen: 
RO. 7. 2, 229 Ar. 1). 

3. Im Verkehr zwiichen Getreidehändlern untereinander (nicht jedoch in 
dem von Getreidehändlern mit Bäckern) pilegt für die einjtweilige Über: 
laffung der den Lieferanten gehörigen Säcke eine Leihgebühr von durdy- 
ſchnittlich Ye Pf. pro Sak und Tag nad) Ablauf einer nicht in Anrechnung 
u bringenden Frift von vier Wochen gezahlt zu werden (Handelskammer 

lauen, HoldheimsMSchr. 13, 51; vgl. I. 2, 230 Nr. 8). 

4. In der Tuchinduſtrie eriftiert im Verkehr mit der deutichen Kundſchaft 
ein Warenfkonto als Handelsbraudh nicht. Der vereinbarte Skonto jtellt 
vielmehr ein Kaffen- oder Zabhlungsikonto dar. Nad Ablauf des vereinbarten 

ahlungstermins fteht dem Runden ein rechtlicher Anfprud auf Kürzung eines 
kontos nicht zu (diefelbe Handelskammer wie zu 3). 


5. Der im pfälziihen Weinhandel geltende Handelsbrauch, wonadı 
MWeinkäufe, die unter Vermittlung größerer Rommiflionäre zuftande kommen, 
im allgemeinen und jelbjt dann, wenn der Rommittent (Räufer) an den Kauf: 
verhandlungen teilnimmt, als vom Rommiffionär abgejchloffen zu gelten haben, 
gilt auch dann, wenn der Käufer (Rommittent) bei den Raufverhandlungen 
die Raufzufage erteilt hat. Daran ändert nichts der Umitand, daß der Kom— 
milfionär feine Proviſion nit vom Rommittenten, jondern vom Gegenkontra- 
benten erhält (RG. 27. Nov. 03, HoldheimsMSchr. 13, 104). 


6. Nach) Handelsbraud hat der Verkäufer dem Räufer die Ware an 
deffen Wohnfig oder am angegebenen Beitimmungsorte zu überfenden, alfo 
eventuell auch an dritte Perjonen. Zur Überfendung gehört aud die in $ 52 
EifenbBerkd. vorgeichriebene Angabe der Nummern und Eigentumsmerkmale 
im Fradıtbriefe (OLG. Marienwerder 17. April 03, OLG. 8, 57). 


7. Erfüllungsort im Wildbretbandel, Leiftungsort im Handel mit 
Torfitreu, Kaſffa-Abnahme im Handel mit Futtermitteln, „kleine Repara- 
turen” im Mufikautomatenhandel (Handelskammer Xeipzig 02, Hold- 
heimsMSchr. 12, 281). 

8. Die Koften der Rückſendung von Retouren find im Zweifel vom Ver- 
käufer zu tragen (OLG. Karlsruhe 21. Okt. 02, ZURtG. 11, 20). 


Bedeutung einiger im Handelsverkehr vorkommender Formeln, 
Ausdrücke, Erklärungen ufw.: 


9. Die Erklärung, dab „die Differenz anerkannt werde*, enthält 
ebenfowenig ein Unerkenntnis, dab nicht vertragsmäßig geliefert fei, wie die 
Bereiterklärung, die Beanftandung feinem Lieferanten weiterzugeben (DVG. 
Rarlsrube 10. Nov. 03, BadRpr. 70, 63). 

10. Die Klaufeln babnfrei, frachtfrei, franko, ihr Einfluß auf die 
eitfegung des GErfüllungsorts: f. Gutachten der Alteſten der Raufmannicaft 
erlin 1. Febr. 04, HoldheimsMSchr. 13, 78. 

11. Die Vereinbarung, daß eine Ware „jederzeit“ umgetauſcht werden 

könne, ift nicht dahin zu verjtehen, daß die Erlaubnis zum Umtaufche dem 
Käufer zeitlich unbeichränkt erteilt werde, fondern nur dahin, daß ihm eine 


“ 


ni 
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billige Frift zur Entichließung eingeräumt werde (OLG. Dresden 4. Mai 03, 
ZURtG. 11, 142 — OLG. 8, 56). 

12. „Netto Raffe“ befagt nur, daß der Kaufpreis ohne Skonto zu zahlen 
fei. Zur Vorauszahlung, insbefondere alfo zur Unnahme gegen Nachzahlung 
verpflichtet fie nicht (OLG. Dresden 9. Okt. 03, OLG. 8, 56 — SächfArch. 
14, 643); ebenfo Staub $ 372 Erkurs Anm. 35, Seuffll. 37 Nr. 326; Dove: 
u Gutadten ©. 96 !*; dagegen Geuffll. 47 Nr. 45; f. ferner 3. 1,47 8 326 
Mr. 1). 

13, Der in einer Order durd die Worte: „Rafle 30 Tage dato mit 
290 Skonto bedungene Abzug fit ein KRaffa-, kein Warenfkonto (OLG. Ham- 
burg 4. Dez. 03, DLG. 8, 57). 

14. Die Klaufel „nah Art der gefandten Probe“ bedeutet, daß eine 
Mare zu liefern tft, die ihrer Gattung nad diefelbe Ware daritellt, wie eine 
dem Beklagten vorher gefandte Probe (OLG. Hamburg 25. Sept. 03, DVLG. 
7, 387). 

15. Die Rlaufel „ausgeliefertes Gewicht garantiert” ift ohne Ein- 
fluß auf die Beftimmung des Erfüllungsorts (OLG. Kiel 35. Mai 03, OLG. 
7, 154). 

16. Der mit den Worten „Rafia 30 Tage dato, ln bier mit 
290 Skonto“ bedungene Skontoabzug ift ein Kaffa-, kein Warenjkonto 
(OLG. Hamburg 4. Dez. 03, HanſG3. 25, 44). 

17. Durch die cif-Rlaufel (cost, insurance, freight) übernimmt zwar der 
Verkäufer die Fradıt, doch erwächſt ihm daraus noch nicht die Verpflichtung, 
die Fracht bei der Abladung oder doch am Beitimmungsorte des Schiffes bei 
der Entlöfhung vorauszuzahlen (OLG. Hamburg 18. März 04, HanſG3Z3. 
25, 127); fie verpflichtet den Käufer nicht, Die Sendung zu frankieren (OL®. 
Hamburg 25. März 04, HaniG3. 25, 119 — OLG. 9, 271). 

18. fob (frei an Bord) val. J. 1, 38 $ 269 Nr. 11; 2, 251 $ 561 Nr. 1; 
OLG. Hamburg 8. Febr. 04, Fanie2. 25, 208. 

19. „Frei Waggon X. netto Kaffe bei Abgang“ heißt zwar, daß 
der Käufer fpäteftens bei Abgang der Ware von X. den Kaufpreis zu bezahlen 
bat, ändert aber für ihn nidt den Leiftungsort (OLG. Hamburg 9. Okt. 00, 
872. 7, 56). 

20. ſ. ferner die J. 2, 229 Nr. 5 mitgeteilten Entfcheidungen. 


Treu und Glauben, Verkehrsflitte: 


21. Der Käufer braucht nit mit Rückſicht auf die gute Sitte mit der 
Möglichkeit eines Rechenfehlers in der Preiskalkulation zu rechnen 
(RG. 16. Okt. 03, ZURtG. 11, 114 = DI2. 9, 68; vgl. 3. 2, 229 Ar. 3). 

22. Der Runde, der, wie ſchon öfters vorher, Waren zur Anſicht ge- 
ſchickt erhalten hat, haftet für ihre Verwahrung, jedoch nicht nach $ 690, fon- 
dern nadı $ 276 BGB. (OLG Karlsruhe 23. Okt. 03, BadRpr. 70, 50). 

23. Überfendung von Büchern zur Anficht (OLG. Dresden 20. Febr. 03, 
OLG. 8, 29). 

24. Nad) heutigem Recht ift die Frage, ob der nach dem 1. Januar 1900 
in einem Ronkurfe zuftande gekommene Zwangsvergleich eine Anſtands— 
pflicht des bisherigen Schuldners zur Tilgung des verlaffenen Teils der Ron - 
kursforderungen hat beftehen laffen, unbedenklich zu bejahen (RG. 8. Febr. 04, 
HoldheimsMSchr. 13, 130). 


25. Es verftöht gegen die guten Sitten, wenn jemand den von ihm ver- 
triebenen Waren wider befjferes Wiffen Eigenfchaften beilegt, die fie wert: 
voller ericheinen laffen, als fie wirklich find (OLG. Hamburg 4. Wärz 04, 
HoldheimsMSchr. 25, 125). . 

26. Ein Raufmann hat nicht das Recht, allgemein gültig vorzuſchreiben, 
dab kein Kaufmann feine Waren unter einem von ihm, dem Yabrikanten, 
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vorgefhriebenen Preife in den Verkehr bringen dürfe (DLG. Hamburg 
21. April 04, HanſG3. 25, 15 = 3AktG. 12, 22; vgl. I. 2, 230 Nr. 7). 

27. Hingabe von Zinsſcheinen erfolgt im gewöhnlichen Verkehr in 
der Regel nur zahlungshalber, nicht an Zahlungs Statt. Der Nehmer des 
Zinsicheins hat die Verpflichtung, ihn in angemeffener Zeit bei der Zahlſtelle 
zur Zahlung vorzulegen und madt ſich fchadenserfaßpflicdtig, wenn er das 
unterläßt (OLG. Frankfurt 22. Juni 04, 3AktG. 12, 18 — Bank. 3, 207). 

28. vgl. ferner die Entſcheidungen J. 2, 229 Nr. 3, 2, 6. 


Bedeutung des Stillfhweigens: 


29. Das kaufmänntihe Beftätigungsfchreiben enthält die Offerte an 
den andern Teil, fi) mit dem Inhalte des Schreibens einverstanden zu er- 
klären; es will konjtitutiv wirken (RG. 9. Okt. 03, HoldheimsMScr. 13, 28). 
Sein Inhalt wird durch Stillihweigen genehmigt (RG. 26. April 04, DT3- 
9, 605 — Hani63. 25, 225; ebenfo RG. in I. 2, 229 Nr. 4; RG. 13. März 03, 
ZURtG. 11, 115; RG. 4. Mai 02, IM. 31 B. 232; DLG. Dresden 11. März 01, 

ächſArch. 12, 62; OLG. Hamburg 16. Nov. 03, HanſG3. 25, 19). 

30. Auch der Nichtkaufmann ift, und zwar aus $ 157 BGB. an die Feit- 
fegung des Erfüllungsorts in den einem kaufmännifchen Beftätigungs- 
ihreiben anliegenden Bedingungen gebunden, wenn er fie unwiderjproden 
läßt (OLG Stettin 18. Febr. O4, PoſASchr. 7, 34). 

31. Durch das Beſtätigungsſchreiben werden mündliche Berein- 
barungen, die es nicht mit enthält, nicht bejeitigt, foweit fie nicht in Wider: 
ipruch zu ihm jtehen (RG. 26. April 04, Hanf63. 25, 225; ebenfo DEG. Kiel 
26. Sept. 04, SchlHolſt Anz. 04, 327). 

32. Briefliche Abſchlußbeſtätigung eines telegraphiich abgeſchloſſenen Ver- 
trags (OLG. Hamburg 14. Jan. 03, OLG. 8, 28). 

33. Die wiederholte Zufendung von Gefhäftsbedingungen, worin 
ein befonderer Gerichtsſtand feitgefegt wird, anläßlich der Behändigung von 
Rehnungsauszügen, das Schweigen des Empfängers darauf und die Fort: 
feßung des Geichäftsverkehrs in den neuen Geſchäftsperioden rechtfertigen nad) 
der Verkehrsfitte den Schluß, daß der Empfänger in die Abänderung der 
Zuftändigkeit willige. — Ein Induftrieller, der mit einem Bankier in Ge: 
ihäftsverbindung ſteht, kann nicht einwenden, daß er die ihm vom Bankier mit 
Rehnungsauszügen zugefandten Briefe nicht geleien habe (RG. 9. Dez. 03, 
HoldheimsMSchr. 13, 105). 

34. Menn jemand auf Grund eines Zirkulars, das nicht bloß eine Preis- 
lite darjtellt, fondern die Gefchäftsbedingungen des Verfenders enthält, mit 
ihm ein Geſchäft über die im Zirkular erwähnten Waren abſchließt, fo muß 
er alle diejenigen darin enthaltenen Geihäftsbedingungen gegen ſich gelten 
lajfen, deren Abänderung er nicht ausdrücklich vereinbart hat, 3. B. aud die 
Feitfegung des Erfüllungsorts (RG. 16. März 03, HoldheimsMScr. 12, 278). 

35. Die in der überfandten Preislifte vermerkte Abänderung des Er: 
füllungsorts gilt nur dann, wenn die Kaufsofferte unter Bezugnahme auf 
diefe Rreislifte erfolgt ift (RG. 26. Febr. 04, Holdheims MSchr. 13, 224). 

36. Beitimmungen über den Erfüllungsort und fonftige Geſchäfts— 
bedingungen in einer dem Käufer vor dem Vertragsichluffe vorgelegten 
Preislifte find verbindlih (RG. 16. März 03, ZURLO, 11, 115; vgl. RO. 
4. Juli 02, ZW. 31 8. 252). 

37. Der Umftand allein, daß auf einer früher für ein anderes Geſchäft 
überfandten Rechnung der Vermerk „Erfüllungsort Berlin“ jtand, kann die 
Zuftändigkeit für ein fpäteres Gefchäft nicht begründen (RG. 4. Juli 02, R623. 
52, 133); vgl. aber: Die Abrede eines Erfüllungsorts bei der erjten Waren- 
beitellung gilt ftillihweigend aud für die nachfolgenden Beitellungen im Laufe 
der Geichäftsverbindung (RG. 3. Febr. 02, KGBl. 14, 5). 

Nur dann ift das Schweigen als Genehmigung aufzufaffen, 
wenn der Schweigende die ihm gewordene Erklärung tatfädhlich in dem Sinne 
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verftanden bat, dab eine Antwort nach Treu und Glauben erforderlih war 
(OLG. Kiel 9. Juni 03, OLG. 8, 3). 

39. Im kaufmännifchen Verkehre ift die Erklärung der Annahme auf 
ein Angebot nicht nötig (Gutachten der Handelskammer Leipzig ohne Datum, 
Holdheims MSchr. 12, 309). 

40. Derjenige, für den ein anderer ohne Vollmacht eine verpflichtende Er- 
klärung abgegeben bat, ift verpflichtet, diefe Erklärung unverzüglich, nachdem 
er von ihr Kenntnis erhalten hat, zu widerrufen, da ſonſt fein Shweigen 
als Genehmigung gilt (OLG. Hamburg 17. Mai 04, HanſG3. 25, 199). 

41. vgl. die Enticheidungen 7.2, 229 Wr. 4. 


Giroverkebr: 

42. Hat ſich der Käufer verpflichtet, den Kaufpreis auf das Girokonto 
des Verkäufers bei einer an deſſen MWohnfit beftehenden Bank zu über: 
weifen, fo kann darin, und zwar jelbjt dann, wenn er die Einzahlung bei 
einer an feinem eignen Wohnfite beftehenden ——— der Bank 
u bewirken bat, die Vereinbarung gefunden werden, daß der Wohnort des 

erkäufers Erfüllungsort für die Zahlung des Käufers fein folle. — Bei der 
Überweifung auf Girokonto der Reihsbank erfolgt die Zahlung an den Emp— 
fänger nicht ſchon mit der Einzahlung bei der Bank, fondern erft mit der von 
der Bank vorgenommenen Umbudhung des eingezablten Betrags auf das 
Konto des Empfängers (RG. 30. Okt. 03, HoldheimsMSchr. 13, 24). 

43. Die zwifhen Girobanken im Giroverkehr erfolgenden Überweilungen, 
ihre Widerruf und ihre vertraglichen Beitimmungen über die Zuläffigkeit 
des Widerrufs find auch für das Verhältnis der Banken mit ihren Runden 
von rechtlicher Bedeutung (RG. 5. März 04, HoldheimsMSchr. 13, 160). 

44. Führt eine Girobank gemäß ihrem Regulativ zu Rontrollzweken für 
jeden Girokunden ein Buch über den Umſatz auf deffen Girokonto, in das 
alle Ein- und Ausgänge von ihr eingetragen werden und das dem Konto 
inhaber zur Kontrolle werktäglich zur Verfügung ſteht, fo ergibt ſich daraus 
für dieſen die Verpflichtung, das Bankbud in angemefjenen, unter verftändiger 
Würdigung des Bedürfnifjes abzumeifenden Friften zu prüfen und von hervor— 
tretenden Unrichtigheiten der Bank rechtzeitig Mitteilung zu madyen. — Ein 
Anerkenntnis der Einträge im Bankbudh kann in der vorbehaltslofen Rück— 
gabe des zu Kontrollzwecen eingeiehenen Bankbudhs noch nicht gefunden 
werden. — Die Gefahr dafür, dab infolge von Jrrtümern oder auf Grund 
Jet ater AUbfchreibezettel Abſchreibungen vorgenommen werden, trägt die 

ank (OLG. Hamburg 13. Juli 03, HanſG3. 24, 244; beftätigt durh RG. 
10. Febr. 04, HanſG3. 25, 143). 

45. In Hamburg pflegen die mit der Reihsbank im Ausgleihsverkehr 
ftehenden Girobanken die fich äußerlich durh YAustaufh von Verrechnungs— 
bogen und demnädjitige Skontration bei und mit der Übrechnungsitelle — 
der Reihsbank — vollziehende Überweifung bei Abjchreibungsaufträgen, die 
unter Hinweis auf am felben Tage zu erwartende Eingänge erteilt werden, 
fhon vor Eintreffen diefer Eingänge vorzunehmen, indem fie auf Grund eines 
zwifchen den Banken beftehenden Ubkommens berechtigt find, jede Überweilung 
bis zu einer beftimmten Nacdmittagsitunde zu widerrufen, während die Bank, 
an die überwiejen war, die etwa ihrerfeits erfolgte weitere Überweijung an 
eine dritte Bank nad) einer halbeh Stunde fpäter widerrufen darf. Bei diefem 
Verfahren wird mit dem Momente der vollzogenen Giroausgleihung (Skon= 
tration) zwifchen den beteiligten Banken auf der Reihsbank der abzu— 
fhreibende Betrag vermitteljt Abtretung eines entiprechenden Teilbetrags des 
Reihsbankgiroguthabens der abjchreibenden Bank an die zufchreibende von 
dem abzufchreibenden Girokunden an den erwerbenden gezahlt. Un diefer 
Zahlungswirkung wird auch nichts geändert, wenn im Augenblicke ihres Ein- 
tritts die abichreibende Bank die in Ausficht geftellten Eingänge noch nicht 
erhalten hat und infolgedeffen ohne Deckung für den abgefchriebenen Betrag 
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eblieben ijt. Ebenfowenig wird der Zahlungswirkung durd eine fofortige 
MWeiterfchreibung des Betrags feitens der erwerbenden an eine dritte Bank 
berührt. Endlih wird fie auch nicht aufgehoben dadurd, daß für die ab- 
Ichreibende gegen die erwerbende Bank und für diefe gegen die dritte Bank 
der Widerruf vorbehalten iſt, da diefer Vorbehalt als refolutive Bedingung 
aufzufalfen ift, das Zuftandekommen der Zahlungswirkung alfo nicht hindert. 
Wird ein folcher Widerruf zu fpät erklärt, troßdem aber von der abgmichreiben- 
den und der erwerbenden Bank berückfichtigt, To bleibt troßdem die Zahlung 
des abjchreibenden an den erwerbenden Gläubiger beitehen (OLG. Hamburg 
21. Okt. 03, Hanf63. 24, 304; beftätigt durh RG. 5. März 04, HanfG2. 
25, 203). 

46. Die Sperrung eines Girokontos enthält nody keine Kündigung des 
Girovertrags (RG. 25. April 03, R 63. 54, 229, in Beftätigung von AG. 3. Nov. 02, 
DLO. 6, 76; vgl. 3. 2, 241 $ 347 NW. 6). 


8 347. 


1. Zur Sorgfalt eines Kaufmanns gehört es, daß er aud für die 
Ichleunige Erledigung von den außerhalb der Geichäftsitunden eingehenden 
Sendungen beforgt iſt. Doc kann das nur von folden gelten, die ſich auch 
äußerli als Eilfahen kennzeichnen. Eine Klaägſchrift kann nicht ohne 
weiteres als ſolche Eilfadhe gelten (RG. 12. Febr. 04, Seuff A. 59, 424). 

Nehmer eines in Zahlung gegebenen Zinsicheins: vgl. $ 346 Ar. 27. 

3. Verantwortlichkeit für Rat und Auskunftserteilung kann nur aus 
einem Wertragsverhältnis oder aus vorfäglicher unerlaubter Handlung nad 
8 826 BGB. hergeleitet werden. Daher kann ein Dritter nicht einen Schadens- 
erſatzanſpruch ftügen auf eine Auskunft, die ein Bankier nicht ihm, fondern 
einem anderen gegeben habe, der dabei nicht als fein Beauftragter aufgetreten 
ift, es fet denn, daß es fih um einen Bericht, eine Empfehlung, einen Rat- 
ſchlag gehandelt hat, der von vornherein dazu bejtimmt war, zur Kenntnis 
—— Kreiſe gebracht zu werden (OLG. Hamburg 18. Dez. 03, HanſG3Z. 
25, 53). 

4. Der Direktor einer Bank, der einem andern auf Befragen über die 
Güte von Aktien eine wiſſentlich falfche Auskunft gibt, haftet Dritten, denen 
der andere diefe Auskunft übermittelt bat, für den ihnen durch fie verurfachten 
Schaden nur, wenn er wußte, daß der andere die Auskunft Dritten mitteilen 
werde. Daß er fi) das habe fagen müffen, reicht zur Begründung feiner 
Haftpflicht nicht aus (RG. 4. Aug. 03, HoldheimsMSchr. 13, 47 — Bank. 
3, 63 — IM. 33, 142), 

5. Wenn beim Verkauf von Wertpapieren feitens einer Bank an einen 
Privatmann diefer als minderkundige Laie die fahmännifhen Kenntnifje und 
Erfahrungen der Direktoren der Bank in Anſpruch nimmt und diefe ihm auf 
Grund ihrer Kenntniffe den erbetenen Rat erteilen, fo hat die Geſellſchaft für 
eine den Direktoren bei der NRatserteilung zur Laft fallende Arglift oder Jahr: 
läffigkeit einzuftehen (RG. 27. Febr. 03, HoldheimsMScır. 12, 151 — ZURLG. 
10, 221 — IM. 32, 151; vgl. R63.42, 125). 

6. Wenn eine Bank für die Rure einer von ihr finanzierten Gewerk- 
Ihaft auswärtige Räufer fuht und deshalb Perfonen, die fie zum Kaufe ver: 
anlaffen will, Angaben über die Verhältniffe und Ausfichten des Unternehmens 
macht, fo leijtet fie diefen Perfonen kaufmänniſche Dienjte, bei deren Leiftung 
fie die Sorgfalt eines ordentlichen Raufmanns nicht außer acht laffen darf. Gibt 
fie dabei ein Erpofe, das über das von ihr felbjt erjt eingeholte Gutachten 
hinausgeht, fo handelt fie fahrläffig. Der Räufer kann fie aber nicht ſchadens— 
erfagpflichtig machen, wenn ihm von ihr mit dem Erpofe auch diefes Gutachten 
zugänglid gemadt wurde (RG. 26. Jan. 04, HoldheimsMSchr. 13, 107). 

7. Iſt die Frage zu enticheiden, ob der Bankier für fahrläffig erteilten 
Rat zum Ankauf von Aktien jchadenserfaßpflichtig gran werden foll, jo iſt 
aud) zu prüfen, ob der Rat den Käufer aud zum Kaufe beftimmt hat, oder 
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ob andere Gründe für ihn enticheidend gewefen find (RG. 4. Febr. 03, 
HoldheimsMSchr. 12, 97). 

8. Der Bankier muß damit rechnen, daß eine Spekulation in Aktien, 
deren Geſellſchaft nicht über die erforderlihen Betriebsmittel verfügt, fehl- 
ihlagen wird. Er darf fie deshalb nicht empfehlen, zumal wenn ihm bekannt 
ift, daß die Aurfe der Aktien nur künſtlich bochgehalten werden (RG. 
16. April 04, DI2. 9, 650 — ZURtG. 12, 7 — Bank. 3, 209). 

9. Haftung des Bankiers, Uktien einer neu errichteten Aktiengejellihaft: 
3. 2, 230 Nr. 1; feine Beziehungen zu ihr: Ar, 2; pofitive Außerungen: Nr.3; 

veränderte Verhältniffe: Ar. 4; bloße Redensarten: Nr. 5. 
: 10. Der Schadenserfaganipruh aus der beim Verkaufe von Aktien ab- 
gegebenen Zuficherung, daß die Aktien für ein beftimmtes Geihäftsjahr Divi- 
denden von bejtimmter Höhe erreichen würden, unterliegt der allgemeinen Ver: 
jährung, nicht derjenigen des $ 477 BGB. (RG. 7. Wai 04, HoldheimsMSchr. 
13, 251). 

11. Die Zufiherung bezüglich der zum Kaufe angebotenen Aktien, eine 
G6prozentige Dividende für 10 Jahre fei durch Hinterlegung von Wertpapieren 
gedeckt, ift dahin auszulegen, daß fichere, börfengängige Wertpapiere hinter- 
legt feien, nicht aber Aktien derielben Aktiengelellihaften (RG. 9. Dez. 03, 
308. 33, 109 — ZAktG. 11, 211). 

12, Girobank: I. 2, 230 Nr. 6 DI3. 8, 297. 


8 348. 


Anwendung auf ein vor 1. Januar 1900 beendigtes Dienjtverhältnis: 
3.2, 231 Nr. 1; „im Betriebe des Handelsgewerbes“ verfprodene Vertrags— 
jtrafe: Ar. 2. 


8 350, 
Wegen Formmangels ungültige Urkunde: J. 1, 23 8 140. 
& 352, 


Verzugszinfen feit 1. Januar 1900: I. 2, 231 Ar. 1; bei kaufmännifchen An— 
fehtungs:, Ronkursanfprüden: Ar. 2, 4; Hilfslohn: Ar. 3; Ronventionalftrafe 
des Handlungsgebilfen: Wr. 5. g 208 


1. Der Wechſelinhaber kann Zinfen von Protejtkoften und Auslagen aud 
nicht auf Grund von $ 353 fordern (OLG. Darmitadt 6. März 1903, OLG. 
7, 392 — Recht 8, 30). 

2, Für eine Forderung aus ungeredtfertigter Bereiherung (auf eine 
Schuld aus einem Handelsgeihäft ift a viel gezahlt) braudt ein Raufmann 
nicht 5 Prozent Zinjen zu zahlen (OLG. Magdeburg, NaumburgAft. 03, 90). 


8 354. 

1. Dieje Vorſchriften find nicht zwingend und können durch Parteiver— 
einbarung oder Handelsbraudh abgeändert werden (RG. 27. Dez. 03, Recht 
8, 83 — Holdheims MSchr. 13, 104; ebenfo T. 2, 231 Nr. 1). 

2. Lagergeld im Koftenfeftfegungsverfahren: 7. 2, 231 Ar. 2; ftillfchweigende 
Vereinbarung von Vergütung: Nr. 3. 


8 355. 

Literatur: Hartmann, Das Hontokorrentverhältnis nah den Vorfchriften bes neuen H6B., Berlin 
1804; Buff, Das Rlontokorrentgefhäft im deutihen Bankgewerbe, Stuttgart 1904; Bros 
fius, Woderne Rontokorrentlehre, Leipzig 1900; S. ferner I. 2, 23831. 

1. Periodiihe Abrechnung und Saldoziehung: 3. 2, 231 Nr. 1; Kündigung: 

Nr. 2; irrtümlich nicht eingeitellte eu Wr. 3; Abernahme des an- 

erkannten Saldos in die neue Rechnung: Ar. 4, 7; Differenzgefhäft: Ar. 4; 

Gerichtsitand: Nr. 5, 6; Nichtbeftehen eines eigentlihen Rontokorrentverhält- 

niffes: Ar. 8. 
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2. Mejentlihes Merkmal eines Rontokorrents ift, daß nad Abrede und 
Übung die eingeftellten beiderfeitigen Unfprüche und Leiftungen ihre Selbjtändig- 
keit verlieren, was durch die bloße Führung eines Kontos und die periodifche 
Erteilung von Auszügen und deren Anerkennung nicht ohne weiteres dargetan 
wird (RG. 15. Jan. 03, Recht 7, 180 — IM. 32 8. 35). 

3. Die dem Kontokorrentverhältnis zugrunde liegenden Forderungen 
können nicht felbjtändig und für ſich geltend gemadt werden, jondern find 
durch Aufnahme in das Rontokorrent untrennbare Teile des Rechnungsganzen 
geworden, fo daß ein felbjtändiger Anſpruch nur binfichtli des nad Ver— 
rehnung und Wusgleihung der beiden Geiten fi ergebenden Guthabens 
bejteht. Daher find Beitätigungsfchreiben der Banken über den Empfang oder 
die vereinbarte zukünftige Überlaffung von Ultimogeldern, fonftigem feiten 
Geld oder täglihem Geld ſowie Schreiben derfelben über die vorgenommene 
fogenannte Buchung der zu diefem Zwecke ihnen überlaffenen, bisher auf den 
Rontokorrenten der Runden gebuchten Gelder nicht als bloße Mitteilungen 
und Budhungsanzeigen im Kontokorrentverkehr, fondern als felbftändige 
kaufmännifhe Verpflihtungsicheine bzw. Schuldanerkenntniffe anzufehen (RG. 
16. Sept. 02, HoldheimsMScr. 12, 25). 

4. Die Urt der Verrechnung der Aktiv» und Debetpoiten im KRontokorrent 
in Fällen, wo der Baffivpojten teils aus wirkjamen teils aus unwirkfamen 
Verbindlichkeiten befteht, ijt beftritten. Nach der einen Meinung hat fie auf die 
mehreren, bis zum Zeitpunkte des Rontokorrentabichluffes geitundeten Poſten 
verhältnismäßig zu geichehen (fo Trumpler, Goldſchmidts3. 50, 488; NO. 
26. Juni 01, 29. Febr. 02, 21. Febr. 03). Diefe Berechnung entipricht dem & 366 
Abi. 2 BGB. Sie bewirkt, daß die klaglofen Verbindlicdhkeiten infoweit ge- 
tilgt find, als bei einer verhältnismäßigen Aufrechnung der gegenüberjtehenden 
Aktivpoſten auf fie entfällt (RG. 14. Nov. 03, JW. 33, 76). 

5. Die erfolgreihe Anfechtung verichiedener dem Saldoanerkenntnifje 
zugrunde liegender Poſten ergibt auch deffen Nichtigkeit. Ein Unerkenntnis 
der einzelnen nicht angefodhtenen Poſten liegt nicht vor (RG. 25. Tan. 04, 
BankY. 3, 156 — IM. 33, 219). 

6. Nach der rechtlichen Natur des Rontokorrentverhältniffes gelten bare 
Einfhüffe nicht als Zahlungen zur Tilgung eines beftimmten Debetpoftens, 
fondern als Leiftungen zur Begründung eines Uktivpoftens. Sie können alfo 
nicht bar zurüdverlangt werden (RG. 23. Jan. 04, IM. 33, 151 = Geuffll. 
59, 332 — Bank. 3, 190). 

7. Saldoanerkenntnis bedarf nicht der Schriftform (RG. 15. Tan. 03, 
IM. 32 3. 4, 35). 

8. Von verfchiedenen Kontokorrentpojten können verichiedene Zinsfäße 
vereinbart werden (RG. 23. Tan. 03, GrucotsBeitr. 47, 688). 


8 369, 

Die von Staub vertretene AUnficht, daß bei Fehlen eines Handelsbrauds 
eine vereinbarte Erfüllung „im Herbft* die Erfüllung fpäteftens am 21. De- 
zember bedeute, mag für Gejchäfte gelten, die im Herbit desfelben Jahres 
erfüllt werden follen. Dagegen iſt Zahlung „im Herbit nädjten Jahres“ 
fpätejtens Anfang Oktober des nädjiten Jahres zu leiften (LG. Magdeburg 
20. Febr. 04, Naumburg iR. 04, 54). 


Literatur: ſ. I. 2, 232. 


tel quel: 3. 2, 232 Nr. 1, 2; „von guter Beichaffenheit”, „beite, feinite, 
prima” Ware: Ar. 3; billige MWafjenartikel: Ar. 4. 


Literatur: [. 3. 2, 290. 8 363. 


1. Auf den Inhaber lautende Lagericheine können von jedermann rechts— 
gültig ausgeftellt werden (OLG. Hamburg, 16. Mai 04, Hanf63. 25, 177 = 
29. 9, 35 — Recht 8, 485). 


Warneyer, Jahrbuch der Entiheidungen. 3. Jahrg. 17 
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2. Die Gültigkeit der vor dem 1. Januar 1900 ausgeitellten Inhaber: 
lagericheine ift nad früherem Rechte zu beurteilen (RG. 28. Tan. 03, 
HoldheimsMSchr. 12, 186, identiſch mit T. 2, 233 8 264 Nr. 1). 

3. Zweck der Annahme: I. 2, 232 Ar. 1; formwidriger Wechſel: Nr. 2; 
Eingabe einer Unweifung an Zahlungs Statt: Nr.3; unvollkommenes Inhaber: 
papier: J. 2, 233 $ 364 Wr. 1. 

8 364. 
Literatur: Büfing, Welen und Wirkungen des Indoſſements in der heutigen deutſchen Grieg- 

gebung, Berlin 1904; f. ferner I. 2, 233. 

1. Indoffement: J. 2, 233 Nr. 1. 

2. Das Konnoffement ift für das Verhältnis zwiſchen dem Verfrachter und 
dem Empfänger der Güter maßgebend. Wilerdings wird durd feine Aus— 
jtellung nicht ein abftraktes Schuldverhältnis begründet, vielmehr bleibt der 
Frachtvertrag die rechtlihe Grundlage der Verpflichtung des Verfrachters. 
Uber durch das Ronnoffement wird der Inhalt diefer Verpflichtung in felbftändiger 
Meife begrenzt. Es ift infofern Skripturobligation. Die nicht darin aufgenom- 
menen Beitimmungen find dem Empfänger gegenüber unwirkfam, fofern es 
nicht ausdrüklid auf fie Bezug nimmt. Lediglid Einwendungen gegen die 
Gültigkeit der Verpflihtungserklärung im Ronnoffement, die ſich aus feinem 
Inhalt ergeben oder unmittelbar gegen den legitimierten Beſitzer begründet 
find, können beachtet werden. Kenntnis des Erwerbers vom Beltehen anderer 
Einwendungen ift unerheblid. Nur argliftiges Verhalten findet den Schuß 
des Geſetzes nit. Das liegt aber nur vor, wenn beabfichtigt wird, dem Wer: 
pflichteten feine aus der Urkunde nicht erfichtlichden Einwendungen abzufchneiden 
(RG. 13. Febr. 04, IM. 33, 215 — RG3. 57, 62; RG. 6. Febr. 04, HanſG3. 
25, 189 — HoldheimsMSchr. 13, 227). 


8 366. 
Riteratur: Meilhbaus, Der Eigentumserwerb nad) bem allgemeinen beutihen 56B., Erlangen 
1900; f. ferner J. 2, 233. 
Veräußerung des ganzen Geihäfts: J. 2, 233; Eigentums» und MWiteigen: 
tumserwerb an beweglichen Sachen: DLG. Karlsruhe 18. Nov. 02, DJ3. 8, 252. 


8 367. 


Bireratur: Hoppenftedt, Die Haftbarkeit des Banklers bet geftoblenen Wertpapieren, Berlin 
1900; alomon-Böhk, Zur Frage des Schußes gegen den Erwerb aufgerufener Wert- 
papiere, BankW. 2, 69. 


Fahrläffigkeit des Bankiers gegenüber Inhalt eines Stekbriefs: I. 2, 233. 


g 369. 

Literatur: Stevers, Das kaufmännifhe Zurükbehaltungsreht, SächſArch. 14, 162 (auch als 
Sonderabdrud, Leipzig 1904); Caefar, Reime unterfcheidet fi; das kaufmänniſche Zurück 
behaltungsreht vom Zurücdbebaltungsredht des BHB.? Straßburg 1904; Schulze, Das Ver- 
hältnis des bandelsrechtlichen Zurücbehaltungsrecdhts zu dem des BGB., Cöthen 1904. 

1. Ausdrücliche Abmachung: I. 2, 233 Nr. 1; andere Sicherheiten: Ar. 2; 

nad Ronkurseröffnung: Ar. 3, 4; Blankoakzepte: Ar. 4; Sadinbegriff: Ar. 5; 

Eigentumsübertragung an Dritte: Nr. 6. 


2. Hat der Gefhäftsführer der Zweigniederlaffung eines Raufmanns für 
die richtige Geihäftsführung und Rückgabe des Warenlagers eine Sicherheit 
beftellt, jo fhüßt ihn das kaufmänniſche Zurückbehaltungsredt nicht wirkfam 
gegen dingliche Rechte Dritter am Warenlager, die vor Fälligkeit feines An— 
ſpruchs auf Rückgabe der Sicherheit erworben wurden (BanobE6. 23. Sept. 03, 
Recht 7, 531). 

3. 8 369 findet zwar keine Anwendung, wenn der Schuldner ihm nicht 
gehörige Sachen dem Gläubiger übergeben hatte. Dem Herausgabeanfprud 
des Schuldners jteht jedoch die Einrede der Arglift entgegen, wenn er dem 
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Gläubiger vorgefpiegelt hatte, die Sahen gehörten ihm, und ihn dadurch ver- 
anlaßt hatte, das Gefchäft einzugehen, auf Grund deſſen die Übergabe erfolgte 
(RG. 25. Febr. 04, Recht 8, 227). 


8 370, 
Entitehen, Erlöfchen des Zurückbehaltungsredts: J. 2, 234. 
Zweiter Abſchnitt. Handelskauf. 
8 373. 


Literatur: f. I. 2, 24. 


Literatur: f. I. 2, 2%. 
a) Unnahmeverzug: 

1. Rein Verfhulden: 7.2, 234 Nr. 1; Ungebot am Erfüllungsort, Wahl- 
recht, wörtlihes Angebot: Ar. 2; unverladen zu liefernde Ware: Nr. 3; Ab— 
lehnung der Annahme vor Üblieferung: Nr. 4; Abnahme beim Überfendungskauf: 
Nr. 5; anderweitige Verfügung: Nr. 6; Beweislaft: Nr. 7: Netto Kaffe gegen 
Berladungsdokumente: Ar. 8; Netto Kaffe beim Verkäufer: Ar. 9. 

2. Beim Sukzeffivlieferungsgefchäft ift der Verkäufer berechtigt, nad Ab— 
lauf der AUbnahmefrift dem Käufer beliebige Teile der rücftändigen Waren- 
menge anzubieten und zum Gelbjthilfeverkauf zu bringen. Der in Annahme- 
verzug befindliche Wertragsteil verliert durd feinen — nicht das Recht, 
zu verlangen, daß er zur Erfüllung nur Zug um Zug verurteilt werde (RO. 
18. Dez. 03, Holdheims WSchr. 13, 157). 

3. Beiteht der Verkäufer wegen Verfchlehterung der Vermögensverhält— 
niffe des Räufers gemäß $ 321 BOB. auf Leiftung Zug um Zug, jo liegt An— 
nahmeverzug im Sinne des $ 373 Abſ. 1 HGB. vor, wenn der Käufer ſich nur 
zur Annahme der L2eiftung bereit erklärt, die Öegenleiftung aber ablehnt 
(OLG. Kolmar 25. März 03, Eliloth3. 29, 37). 


b) Folgen des Unnahmeverzugs: 


4 In $ 373 nicht erwähnte Verzugsfolgen: 3.2, 235 Ar. 10; Verfahren 
$ 326 BGEB.: Nr. 11, 12. 


Gelbithilfeverkauf: 


5. (Wo?) Der ohne zwingenden Grund an einem andern Orte als dem 
vertragsmäßigen Leiftungsorte vorgenommene Gelbithilfeverkauf ift ungültig 
(RG. 25. ars 04, HoldheimsMSchr. 13, 229); vgl. I. 2, 235 Ar. 13 (befondere 
Gründe zur Wahl eines andern Orts) u. 14 (Dispofitionspapiere). 

6. (Dur wen?) Aursmakler des Börfengefeßes, RG. 12. Mai 02: 
3.2, 235 Nr. 15 — HoldheimsMScr. 12, 78; des alten Rechts, DLG. Stettin 
12. März 03: Ar. 15 = PoſASchr. 03, 175; Eifenbahnbeamte: Nr. 16. 

7. Wann?) 7.2, 235 Nr. 17. 

8. Verjteigerung von Waren an einem Tage, an dem nad dem örtlichen 
Gebraucde ſolche Verfteigerungen nicht vorgenommen werden, madt den Selbjt- 
bilfeverkauf ungültig. Zeigt der Verkäufer dem Käufer die geplanten Einzel- 
heiten der Verfteigerung an und widerfpricht diefer nicht, fo gelten fie als ge- 
nehmigt (OLG. Rarlsruhe 27. Febr. 04, BadRpr. 70, 162). 

9. Verfahren.) Rechtzeitige Bekanntmadhung: J. 2, 235 Ar. 18; Unrichtig- 
keit derjelben: Nr. 19; Berfhiebung: Ar. 20; in der Benadridhtigung vom 
Tage der Verfteigerung liegt zugleih aud die Androhung des Gelbithilfe: 
verkaufs, wenn fie nicht fchon vorher erfolgt ift (diefelbe Entiheidung wie oben 
Nr. 8); Ungefeglichkeit des Verfahrens: Ar. 21; Öffentlichkeit: Ar. 24; Mit- 
bieten des Verkäufers: Nr. 23; Ausfhluß der Haftung: Ar. 26; Zufaß über 
die Beichaffenheit‘ Nr. 27. 

10. Beim GSelbjthilfeverkauf ift es nicht unter allen Umjtänden als un— 
zuläffig und feine Gefeßwidrigkeit bewirkend anzufehen, wenn er unter anderen 
als den für das urfprünglide Raufgejchäft vereinbarten oder als den fi aus 
dem Gejeß ergebenden Bedingungen abgeihloffen wird, fofern dieſe anderen 
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Bedingungen nur als geihäftsüblih oder den gegebenen Berhältniffen ent- 
ſprechend zu eradıten find und dadurch das ntereffe des fäumigen Käufers 
nicht in einer durch die Umstände nicht gerechtfertigten Weife verlegt wird 
(RG. 30. Sept. 04, Recht 8, 556). 

11. Die Gefhäftsbedingung, daß „der Roggen fo verkauft werde, wie er 
beichaffen“ fei, ift gleichbedeutend mit dem Ausichluffe der Gewährleiftung und 
bewirkt deshalb, daß der Selbithilfeverkauf vom Verkäufer als auf feine 
Rechnung erfolgt anerkannt werden muß. Der Einwand, daß aud bei nicht 
erfolgtem Ausfchluffe der Gewährleiitung kein höherer Preis erzielt worden 
wäre, kann die Folgen des fehlerhaften Verkaufes nicht befeitigen. Ebenfo 
braucht einen formell unrichtigen Selbithilfeverkauf der fäumige Käufer nicht 
deshalb gegen ſich gelten zu laffen, weil er keinen Einfprud dagegen erhoben 
bat et 15. Jan. 04, PoſMSchr. 7, 42 — Recht 8, 144; vgl. 
3.2, 236 Nr. 25). 

12. Beim Gattungskauf ift der Selbjthilfeverkauf aud dann gültig, wenn 
ftatt der auf Lager genommenen eine andere Ware von gleicher Art und Güte 
vom Verkäufer verjteigert worden ift (OLG. Marienwerder 16. Okt. 03, SeuffA. 
59, 74 — Recht 8, 103). 

13. Der Selbthilfeverkauf einer Ware, die zur Zeit der Verfteigerung 
nicht mehr verkehrsfähig war (3. B. auf Grund des Weingefeges), ift unzuläffig 
(OLG. Darmitadt 25. März 04, HeſſKſpr. 5, 72). 

14. Die anderweitige Verfügung über die nicht angenommene Ware beim 
Genuskaufe enthält nicht eine Zurücknahme der Kaufsofferte und damit den 
Verluft des Rechts aus $ 373. 8 373 gewährt nur ein Redt für den Ver- 
käufer, Stellt aber keine Pflicht auf (RG. 10. Juni 03, Braunfhw?. 51, 79). 


8 375. 
Literatur: ſ. I. 2, 236. 

Rückwirkung auf Verträge alten Rechts: J. 2, 236 Nr. 4; Dispofition, 
Natur des $ 375: Ar. 3; Folgen der Vornahme, Nihtvornahme der Spezifi- 
kation: Ar. 2, 1. 

8 376. 


1. Das Firgefchäft verliert feinen Charakter dadurd nicht, daß der Käufer 
das Recht hat, auch täglich die gekaufte Ware abzunehmen (RG. 14. Febr. 03, 
BankX. 3, 10 — GrudotsBeitr. 47, 658 — HoldheimsMScr. 12, 151), 

2. Erfüllungsverweigerung: I. 2, 236 Ar. 1; Börfengelhäft: Nr. 2: Be- 
griff des Firgefhäfts: Ar. 3; Lieferungsvertrag über eine binnen kurzer Frift 
in überfeeifhem Hafen abzuliefernde Ware: Nr. 4. 


Literatur: j. J. 2, 397. 8 377. 
Handelskauf: 

1. Einſeitige Handelsgeſchäfte: J. 2, 237 Nr. 1; Handwerker: Nr. 2. 
Allgemeines: 


2. Die Frage, ob dem Käufer eine dem $ 377 entipredhende Rügepflicht 
obliegt, ift nach dem am Erfüllungsorte des Käufers geltenden Rechte zu ent- 
icheiden (ebenfo I. 2, 237 Ar. 3). Als folder hat Hamburg zu gelten, werin 
ein im Auslande wohnender Käufer ſich im Kaufvertrage verpflichtet hat, in 
Hamburg gegen KRonnoffement ein in Hamburg zahlbares Akzept zu geben 
(OLG. Hamburg 15. April 04, Hanf63. 25, 149 = DLG. 9, 272). 

3. Die Vorfchriften über die Mängelrüge regeln die Verpflichtungen des 
Räufers und müffen daher, auch wenn nicht feine Zahlungspflicht, fondern der 
Mandlungsanfiprud in Frage jtebt, dem Rechte entnommen werden, nad dem 
jih überhaupt die Verpflichtungen des Käufers regeln (OLG. Hamburg 
8. Febr. 04, HanfG3. 25, 209). 
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4. Auch Minderkaufleute find zur Mängelrüge verpflichtet (OLG. Dresden 
22. Juni 03, SächſArch. 14, 246); ebenfo für Handwerker: 7.2, 237 Nr. 2; ein- 
feitige Handelsgeſchäfte: Ar. 1. 

5. Für die Mängelrügepflicht aus einem vor 1. Januar 1900 abgeſchloſſe— 
nen, aber nad diefem Zeitpunkte erfüllten Kaufe kommt das neue Recht zur 
Unwendung (OLG. Eöln 27. April 03, Puchelts 3. 35, 48). 

6. Zeigt fi der Mangel erſt nah Ablauf von fehs Monaten, jo kommt 
lediglich nody $ 478 BGB. in Frage und aud der nur infoweit, als die Zah— 
lung des Raufpreifes verweigert werden darf (OLG. Breslau 26. Nov. 03, Recht 
8, 83). 

7. Die vertragswidrige Beichaffenheit der ausbedungenen Emballage der 
gelieferten Ware jtellt ebenfalls einen Mangel nad) $ 377 dar (OLG. Hamburg 
11. Dez. 03, OLG. 8, 98). 

8. Statutenkollifion: J. 2, 237 Ar. 3, 4; Mängel zugefagter Eigenidaften: 

Nr. 5; Möbelleihvertrag: Ar. 7. 


Pfliht zur Unterfuhung, zur Wängelrüge, Umfang der Unter: 
fuhung: 
9. Stichproben: I. 2, 237 Nr. 8; Sadverftändiger: Ar. 9; Nadjtihprobe 
im Raffeehandel: Ar. 10; „behufs Prüfung darf eine Kifte geöffnet werden“: 
Nr. 13; Schuhwarenhandel: Ar. 12. 


10. Bei teilweifer Wangelbaftigkeit einer aus mehreren Saden beitehenden 
MWarenfendung kann der Käufer nicht hinfichtlich des dem Vertrag entſprechen— 
den Teils — hinſichtlich des vertragswidrigen Teils aber rügen, 
wenn die Ware eine Einheit bildet. Das iſt der Fall, wenn ihre einzelnen 
Beſtandteile fo zuſammengehören, daß ihre Trennung mit wirtſchaftlichen Nach— 
teilen für den einen oder den anderen Vertragsteil verknüpft iſt, z. B. bei 
einer Bartie als „Tägefallende* Bretter verkaufter Holzwaren (OLG. KRönigs- 
berg 27. Okt. 03, SeuffA. 59, 268). A 


11. Bei Lieferung in mehreren Teilfisderungen muß der Käufer jede 
einzelne Teilfendung fofort unterfudhen und eventuelle Mängel rügen (OLG. 
Hamburg 3. März 04, HanſG3. 25, 9). 

12. Bei Waren, die in einer üblichen Verpakung oder Verfchließung in 
den Verkehr kommen, ift der Räufer von der Unterfuhungspfliht nur dann 
befreit, wenn durch entipredhende Stichproben eine Entwertung oder Unver:- 
käuflichkeit der Ware in irgend erheblidem Umfange eintritt oder zu be— 
fürchten ift (RG. 29. Jan. 04, IW. 33, 151 = RG3. 57, 7). 

13. Die Prüfung der Beichaffenheit abaelieferten Weines durch den Ge- 
ihmak, das Gefiht, den Geruch allein genügt nicht: die Unterfuhung muß 
ſich aud auf den Such ergehalt erjtreken, unter AUmftänden im Wege der 
chemiſchen Unterfuhung (OLG. Hamburg 11. März 04, OLG. 9, 273). 

14. Die Ingebrauchnahme der gelieferten Ware kann als Unterſuchungs— 
maßregel nur gelten, wenn fie wirklich zum Zwecke der Unterfuchung, nicht, 
wenn fie nur zwecks Werwendung vorgenommen worden ijt (RG. 3. Febr. 04, 
HanſG3. 25, 154). 

15. An fi hat die Mberfendung von Ausfallproben nicht die Wirkung, 
daß der Kauf bei Unterlaffung der Unterfuhung oder Bemängelung der Proben 
fih in einen folden verwandele, für den nunmehr die Proben maßgebend 
feien. Unter Umftänden kann aber eine Verpflichtung des Käufers zur Be- 
mängelung der Ausfallsmufter vorliegen, wenn nämlich nad dem Geichäfts- 
verkehr unter den Parteien ein joldes Verfahren als gewollt anzufebhen it, 
oder wenn ein bezüglicher Handelsbrauch beiteht, oder wenn nad den Grund» 
fäßen von Treu und Glauben dem Käufer im Interefje des Verkäufers die 
Verpflichtung zur Erklärung obliegen würde (OLG. Hamburg 13. Nov. 03, 
Hani63. 235, 16 — DXLG.9, 273; vgl. 3. 2, 238 Ar. 11). 
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Drt, Rechtzeitigkeit der Unterfuhunga und der Mängelrüge: 


16. Die Rügepflicht beginnt erjt mit der Ablieferung der Ware, nicht ſchon 
mit dem Gingange der Faktura, und zwar jelbft dann, wenn fidy aus diefer 
ein Qualitätsmangel ergibt (RG. 22. April 04, IM. 33, 341). 

17. (Ublieferung.) Xblieferung befteht in der Übergabe an den Emp- 
fänger. Sie ift ein zweifeitiger Akt, der ein Zufammenwirken zweier Ber: 
fonen, des Übliefernden und des Empfängers, bedingt. Dagegen ift die An— 
kunft ein rein tatfächlicher Akt, nämlich das Eintreffen am — — 
(RG. 17. Nov. 03, IW. 33, 46). 

18. Ablieferung im Sinne von 8 377 liegt nur vor, wenn der Räufer tat- 
fählih in den körperlichen Befig der Ware gelangt if. Daß ihm nur die 
Möglichkeit, die Ware an ſich zu nehmen oder eine Probe daraus zu ent- 
nehmen, gewährt ift, genügt nody nicht ohne weiteres (RG. 8. Dez. 03, Hold- 
hbeimsMSchr. 13, 70 — Redt 8, 83 — ElſLothZ3. 29, 440). 

19. Ublieferung ift der Akt, durch den der Verkäufer die Ware aus feiner 
Verfügungsgewalt entläßt und durch den fie in die Verfügungsgewalt des 
Käufers oder feines Bevollmädtigten gelangt, oder: der Ukt, durch den der 
Verkäufer die Ware aus feiner Verfügungsgewalt entläßt, um den Räufer in 
die Lage zu fegen, nunmehr feinerjeits darüber zu verfügen, und durch den 
der Räufer felbft oder durch Beauftragte die Ware übernimmt. Durch Über: 
gabe an den Spediteur des Käufers kommt die Ublieferung zuftande Ob 
auch bei Übergabe an den Schiffer des Käufers, hängt davon ab, ob der Ab— 
lader fich mit der Abladung der Verfügung über die Ware gänzlich begibt 
und infolgedeffen auch das etwa zu zeichnende Konnoſſement nicht mehr zu be- 
anfpruden bat (OLG. Hamburg 8. Febr. 04, HanſG3. 25, 209). 

20. Fit beim Getreidehandel Beförderung der Ware nad) einem Binnen- 
bafen an den Spediteur des Käufers zur Weiterbeförderung auf dem Waffer- 
wege vereinbart, fo gilt als Xblieferungsort der Wohnort des Spediteurs, 
und es befteht eine Unterfuchungspflicht des Spediteurs an diefem Orte mit 
der Wirkung, daß die Ware troß rechtzeitiger Rüge als genehmigt gilt, wenn 
die Feititellung der Mängel nicht dort durch Sadverftändige erfolgen kann 
(RG. 9. Nov. 03, REBIl. 15, 6 — Recht 8, 144). 

21. Die Unterfuhung ijt erjt notwendig, wenn die Ware auf den Speicher 
verbradht ift und die mit der AUnterfuchung betrauten Ungeftellten zur Hand 
find. — Eine Pflicht, noch vor Üblieferung die Ware fhon nad Empfang der 
Stükprobe auf Mängel zu unterfudhen, befteht im allgemeinen nit (OLG. 
Hamburg 8. Febr. 04, HanſG3. 25, 95). 

22. Ort der Üblieferung: 7.2, 238 Ar. 15; f. ferner Gutachten der Handels- 
kammer Leipzig 02, HoldheimsMScr. 12, 281. 

23. Ublieferung durch Abergabe des Frachtbriefs? I. 2, 238 Nr. 16; bei 
Maſchinen: Ar. 17; Boftpaketadreffe: Nr. 18; Lieferung — Üblieferung: J. 1,37 
8 269 Nr. 1; Ublieferung — Annahme: 7. 2, 238 Nr. 20; Ublieferungsort — 
Beitimmungsort: Wr. 21. 

24. Unverzüglidhkeit der erg 3.2, 239 Nr. 22; befondere 
Beichhleunigungsmittel: Ar. 23; zeitraubende Maßnahmen; Ahnen des Mangels: 
Nr. 24; verzögerte Einfendung von Proben an den Sadverftändigen: Ar. 25; 
Öarantie: Ar. 26; Teillieferungen: Nr. 27, vgl. oben Ar. 10, 11; Hinausfchiebung 
durch Vereinbarung: Nr. 28; durch Handelsbraud: Ar. 29; im Holzhandel wegen 
Unterfuhung des Trockengehalts: Ar. 14; Konſerven: Ar. 30; Blecheinfäße, 
Dltucheinlagen: Ar. 31; Druckfadhen: Nr. 32; Prüfung erſt am überfeeifchen 
Beitimmungsort: Ar. 33; telegraphifhe Mängelanzeige: Ar. 34; „Reklamationen 
werden nur innerhalb acht Tagen nad Empfang berücfichtigt“: Ar. 35. 

25. Bei einer komplizierten Mafchine braucht der Käufer erft zu rügen, 
nadhdem er fie, fobald es tunlih war, aufgeitellt und fi) durch ausgiebige 
Betrachtung und Verfuche von ihrer dauernden Betriebsfähigkeit zu Überzeugen 
verfucht hat. Zeigt fie beim erften Verſuche Mängel, jo kann er zunädjft ab- 
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warten, ob fie nicht bei weiteren Verſuchen wegbleiben (OLG. Marienwerder 
1. Dez. 03, PoſMWSchr. 7, 25; vgl. 3. 2, 238 Wr. 17). 

26. Bei der Lieferung von Schmirgel genügt zur ordnungsmäßigen Unter: 
ſuchung feine fofortige Befichtigung. Es ift nicht nötig, daß zunächſt mit dem 
Brechen (crusting) des Schmirgels begonnen wird (RG. 3. Febr. 04, HanſG3. 
25, 154). 

27. Sind Stoffe zur Herftellung von Mifhungen gekauft (Effenzen für 
Cognae mousseux), fo iſt es durd die Natur der Sade bedingt, daß die 
Mängelrüge erft dann zu erfolgen braudt, wenn die hergeftellten Mifchungen 
ein verläßliches Urteil über die Art und Weife gejtatten, wie die Stoffe in der 
geihaffenen Zufammenfegung wirken (DLG. Zweibrücken 18. Mai 04, Recht 
8, 339). 

28. Für die Frage, ob und wann eine Anzeige nad dem ordnungsmäßigen 
Geſchäftsgange tunlich ift, ift nicht der übliche, fondern der ordnnnasmäßige 
Geihäftsgang maßgeblich. — In einem Seehafen ift die fofortige Tunlichkeit 
der Unterfuhung bis zum Beweife des Gegenteils zu vermuten (OLG. Ham- 
burg 15. April 04, HanſG3. 25, 149). 

29. Es verftößt nicht gegen Treu und Glauben, Mängel ſchon vor der 
Unterfuhung zu rügen (RG. 8. Dez. 03, ElſCoth3. 29, 440 — Holdheims MSchr. 
13, 70 = Recht 8, 83). 

Form, Inhalt der Mängelanzeige: 

30. Geeignete Form: J. 2, 240 Ar. 36; Vertreter ohne Vertretungsmadt: 
Nr. 37 — SächſArch. 13, 578 — Recht 7, 507; völlig allgemein gehaltene Un- 
eige: Ar. 38; „minderwertig“, „ganz miferabel“, „nicht probemäßig“: Ar. 39, 40; 

itteilung, daß der dritte Übkäufer des Räufers beanjtande: Nr. 41; Erklärung 
der Nichtgenehmigung? Nr. 42; richtige Bezeihnung des Mangels? Nr. 43; 
——— daß unter Umſtänden auf den Mangel kein Gewicht gelegt werde: 
Ar. 44. 

31. Bei einer MWeinlieferung iſt die telegraphifhe Mitteilung: „Wein 
nicht nach Probe, lege zur Verfügung“ als ausreihende Mängelrüge anzufehen, 
da nad der Natur der gelieferten Ware fih die fofort nad der Ablieferung 
gerügte Probewidrigkeit erkennbar nur auf den Gefhmak des Weines be- 
iehen kann (RG. 27. Okt. 03, BadRpr. 70, 9 — Recht 7, 582; vgl. I. 2, 240 

r. 39, 40). 

32. Wenn aud die Mängelrüge nicht fofort eine Wahl des Rechts — 
Mandlung oder Minderung — verlangt, fo muß doch aus ihr erhellen, daß 
der Käufer nicht die Mängel felbft auf fi nehmen, fondern den Verkäufer 
dafür verantwortlihd machen will (OLG. Darmitadt 23. Tan. 03, HeſſKſpr. 
4, 158; dagegen RG.: J. 2, 240 Nr. 42). 

33. Eine Mängelrüge, die lediglih befagt, die Ware falle gegen das 
Raufsmufter wefentlid ab, ift ausreihend, wenn fie den Umftänden nad) (beide 
Teile find fachverftändig, haben Raufsmufter und Stüdproben in der Hand) 
verjtändlic ift (OLG. Hamburg 8. Febr. 04, Hani63. 25, 95). 


Genehmigung (Xbf. 2, 3): 

34. Die in der Unterlaffung rechtzeitiger Mängelrüge zu findende Ge- 
nehmigung erftreckt fich nicht bloß auf unbedeutende Dualitätsabweihungen, 
fondern aud auf fo große, wie es verdorbene Ware gegenüber gefunder it, 
ja fogar nach $ 378 auf Waren ganz anderer Art (OLG. bg 24. Okt. 03, 
DLG. 7, 388). 

35. Die Umfüllung des abgelieferten Weins durch den Empfänger in feine 
Fäffer braudt nicht ohne weiteres eine Genehmigung des Weines zu enthalten 
(RG. 27. Okt. 03, BadRpr. 70, 9 = Recht 7, 582). 

36. Verfügung über die Ware: J. 2, 240 Ar. 45, 46, 47; Anerkennung 
der vor der Ware überfandten Faktura: Nr. 48; Verluft des Schadenserfaß- 
anfpruds: Ar. 49; Genehmigung einer für den Verkauf verbotenen Ware: 
Nr. 50; Vergleihsverhandlungen: Nr. 51. 


264 8. Handelsgejeßbud. II. 


Urgliftige Verfhweigung (Abf. 5): 

37. Urgliftige Verfhweigung im Sinne des $ 377 Ubf. 5 liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn der Verkäufer den nicht angezeigten Mangel gekannt bat, 
jondern es muß nod hinzukommen, daß er darauf gerechnet hat, der Käufer 
werde den Mangel nicht entdecken und deshalb die Ware behalten (RG. 
15. März 04, HoldheimsMWSchr. 13, 226). 

38. Zur Anwendung des Ubf. 5 genügt es, daß der Verkäufer dur Ver— 
ihweigen argliftig eine Täufhung verſucht bat. Daß das Verſchweigen 
kaufal für die Unterlaffung der Unterfuhung oder Mängelanzeige geworden 
fei, ift nicht erforderlich (RG. 26. Juni 03, R63. 55, 210 = 7.2, 241 Nr. 52). 


g 378, 
Biteratur: I. 2, 241. 


=! 


1. Dafür, ob die gelieferte Ware offenfichtli von der Beſtellung fo er- 
beblih abweicht, daß der Verkäufer die Genehmigung des Räufers als aus- 
geichloffen betradhten mußte, ift nicht die fubjektive Auffaſſung des Verkäufers 
maßgebend, fondern die objektive Abweichung der bedungenen von der ge— 
lieferten Ware, wobei als objektives Moment aud die Frage nad) der Ver— 
wendbarkeit der Ware für die vom Räufer mit der Beitellung ins Auge ge- 
fe ten Zwecde zu beadten ift (RG. 17. Nov. 03, HoldheimsMchr. 13,90 — 
TB. 33, 9). 

2. Die Rügepflicht fowohl der Dualität wie auch der Quantität der Ware 
beginnt immer nur von der Xblieferung, nicht vom Eingange der Faktura 
ab. — Der Umjtand, daß die Annahme der Ware zunächſt aus anderen Grün- 
den abgelehnt, die Zuviellieferung dabei aber nicht beanftandet wird, enthält 
keine Genehmigung der Mebrlieferung (RG. 19. April 04, Holdheims MScr. 
13, 249). 

3. Übergroßer Feucdhtigkeitsgehalt von Holzitoff: I. 2, 241. 

4. Verfälichtes Bienenwachs ftellt nicht im Berhältnis zu dem Begriff 
„reines Bienenwadhs“ ein aliud vor, fondern es liegt nur Nichtgewährung 
einer zugeficherten Eigenfhaft vor (OLG. Hamburg 15. April 04, HanſGZ. 
25, 149). 

& 379. 
Literatur: Rottenftein, Die Aufbewahrungspfliht des Kaufmanns nad $ 379 Abf.ı 86B., 
Göttingen 1004. 

1. Zum Selbjthilfeverkauf nad $ 379 ift der Räufer nicht berechtigt, wenn 
der Ware DR Berichlehterung, nicht Verderb droht, oder wenn er durch Ein- 
legung der Ware in ein Lagerhaus den Verkauf vermeiden kann und nad 
Lage der Sade annehmen muß, daß damit dem nterefle des Verkäufers mehr 
gedient ift als mit dem Verkaufe (OLG. Marienwerder 27. Nov. 03, Seuffll. 
59, 105 — PoſASchr. 6, 192). 

2. Das wefentlih im Intereffe des Käufers auszuübende Verkaufsrecht 
des $ 379 Ubf. 2 fchließt keineswegs aus, daß der Käufer auch ohne das Vor— 
liegen der Worausfegungen diefer gefeglihen Beitimmungen — Gefahr im Ver— 
zuge — ſich durd einftweilige Verfügung gemäß 8 90 3PO. zum Verkaufe 
ermächtigen läßt, wenn er glaubhaft madıt, daß die weitere Lagerung der Dis: 
pofitionsware ihre fortgefegte Wertverminderung zur Folge haben würde 
(D8G. Karlsruhe 3. März 03, DI2. 9, 319 — 7. 2, 241). 

3. Anordnung des Weiterverkaufs durchs Prozeßgericht: I. 2, 241. 


g 381. 


1. $ 381 unterftellt nicht den Werkvertrag ſchlechthin dem Handelsredte: 
J. 2, 241. 

2. $ 381 Abſ. 2 ift dahin zu verftehen, daß ein Geſchäft der darin bezeich- 
neten Art als Handelskauf zu betradten und zu behandeln tft und allen 
Regeln darüber unterliegt (OLG. Hamburg 23. Dez. 03, DLG. 9, 274). 
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Dritter Abſchnitt. Kommiſſionsgeſchäft. 
Literatur: Trumpler, Die Vinkulationskommiffion, Holdheims MScr. 12, 268; |. ferner I. 2, 241. 
8 383, 


1. Lotteriekollekteur: 3. 2, 241 Nr. 1; Spiel, Wette: 3. 1, 84 $ 762 Nr. 9; 
Konkurrenzverbot: 3.2, 241 Ar. 3; Verpflichtung, zu feitem Preis bezogene 
Maren a bezablen, fobald fie weiterverkauft werden: Ar. 4. 

2, Ubernimmt ein Ronfortium die Begebung einer Anleihe, fo iſt eine 
zum Ronfortium gehörige Bank, bei der die Zeichnung erfolgt, nicht Kom— 
miffionär des KRonfortiums, fondern ſchließt in eigenem Namen für eigene 
Rehnung ab (RG. 9. Tan. 04, ZW. 33, 151 — Bank. 3, 135 — ZUR. 
14, 116 = R62. 56, 299). 

3. Das Verhältnis des KRonzertgebers (Rünjtlers) zum Konzertunternehmer 
(Arrangeur) ift nicht das des Auftrags, fondern das eines Kommiſſions— 
geihäfts im Sinne von $$ 406 Abſ. 1 Sat 2, 383 HGB. Die Forderung des 

ommrittenten (Rünftlers) an den Rommifjionär auf Auszahlung des Erlöfes 
kommt dabei erjt mit der Abhaltung des Konzerts zuftande (OLG. Dresden 
14. Juli 03, SächſArch. 14, 93 — SeuffA. 59, 107). 

4. Auch für den handelsrechtlichen Rommiffionär gilt der gemeinrechtliche 
Sat, daß der Beauftragte, der für fremde Rechnung, aber im eigenen Namen 
abichließt, beim Brude des Vertrags durd den Mitkontrahenten von dieſem 
Erſatz des Schadens verlangen kann nicht nur, wie er ihm perfönlicdh, fondern 
auch weiter wie er feinem Auftraggeber erwadjfen ift. Zur Begründung diefes 
erweiterten Anſpruchs braucht der Kommiſſionär nicht darzutun, dab der Rom- 
mittent die Entihädigung verlange. Er muß fih aber den Einwand gefallen 
laffen, daß die weitere Entihädigung nicht dem Rommittenten zufließe, fon: 
dern lediglich eine Bereicherung für ihn bilden werde (RG. 23. März 04, IM. 
33, 264). 

8 384, 


1. Geridhtsitand: I. 1, 39 $ 269 Nr. 16; Konkurs des Rommilfionärs: 
3.2, 242 Nr. 2; Kollifion der Äntereifen des Rommiffionärs und des Rom: 
mittenten: Ar. 3; Unzeigepfliht des Erportkommiffionärs: Ar. 5; conto finto 
(eompte simulde): Nr. 6; Bankier: ſ. $ 347; Verfügung über die für Rech— 
nung des Rommittenten gekauften Stücde durch Kommiſſionär: I. 2, 243 $ 391 
Nr. an verjpäteter Einkauf: Nr. 2b (dafelbft RG. 28. Jan. 03 — Bank. 
2, 159). 

2. Aucd ohne ausdrückliche Erlaubnis des Rommittenten kann der Kom— 
miffionär dem Käufer die Gefundheit des verkauften Tiers zufihern, wenn 
ihm deſſen Fehlerhaftigkeit vom Kommittenten verfhwiegen worden und aud 
felbft nicht bekannt war und er nach pflichtmäßigem Ermeſſen bei reiflicher Er- 
wägung aller Umftände des Falls annehmen durfte, dDurd die von ihm für 
wahr gehaltene Zufiherung dem Intereſſe des Rommittenten zu dienen. Der 
Rommiffionär hat gegen den Rommittenten Anfpruh auf Erfaß des Kauf: 
preifes und der Futterkoften, die er, zur Einwilligung in die Wandlung nad) 
Entdekung der Fälfchlichkeit jener Zuficherung genötigt, dem Käufer hat 
zahlen mülfen (OLG. Kolmar 18. März 04, Recht 8, 227 — DLG. 9, 275). 

3. Durd die Konfignation mit garantiertem Preis bei der überfeeifchen 
Verkaufskommiffion verpflichtet fi der Rommiffionär auch zur Zahlung des 
— für den Fall, daß er ſeinerſeits die Ware überhaupt nicht verkauft. — 

ine ſolche Ronfignation ijt kein Proprekauf (OLG. Hamburg 27. Juni 04, 
DLG. 9, 276). 
8 385. 


1. Die der Weifung des Rommittenten zuwider laufende Ausführung der 
Kommilfion ift für den Rommittenten nicht verbindlid und wird es auch nicht 
dadurh, daß er auf die Ausführungsanzeige bin jchweigt. Denn in dieſer 
Anzeige liegt die Offerte, eine andere als die der Anweiſung entiprechende 
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Ausführung als Erfüllung gelten zu laffen, und diefe Offerte bedarf der Un- 
nahme, die aus bloßem Schweigen ohne Hinzutreten weiterer jchlüffiger Momente 
in der Regel nicht gefolgert werden darf (RG. 30. April 04, HoldheimsMScdr. 
13, 250). 

2. Die Beweislaft, dab die weilungswidrige Ausführung der Rommilfion 
vom Rommittenten genehmigt ijt, trifft den Rommiffionär (diefelbe Entſcheidung 
wie zu 1). 

3. Dur Bezahlung der Rechnung und Annahme der vom Rommiffionär 
gekauften Aktien wird der Rommittent nicht daran gehindert, ed 
geltend zu maden, fein Auftrag fei gar nidht ausgeführt worden (RG. 
16. Sept. 03, IW. 32, 374). 

8 386. 
Riteratur: ſ. I. 2, 242. 


8 390. 
Anwendung auf Spediteur: I. 2, 242. 


8 391. 
Literatur: ſ. J. 2, 242. 
Zurückweifung des Ronnoffements über unkontraktlihde Ware durch Ein: 
kaufskommiffionär: 3.2, 242 Nr. 1. 


8 392. 


Menn ein Raufmann, der felbjt nicht gewerbsmäßiger Rommilfionär ift, 
im Betriebe feines Handelsgewerbes eine einem andern gehörige Mafchine auf 
feinen Namen, aber für Rechnung des andern verkauft, fo fteht die Forderung 
auf Zahlung des Kaufpreifes gegen den Käufer im Verhältnis zu den 
Gläubigern des Eigentums gemäß 88 406, 312 H6%. diefem, nicht dem Rauf- 
manne zu, ohne daß dabei etwas darauf ankommt, ob der Raufmann zu er- 
kennen gegeben hat, daß er für Rechnung des Eigentümers und nicht für eigene 
Redinung verkaufe (OLG. Celle 27. Dkt. 02, DLG. 6, 94). 


8 396. 


1. Der Vertrag zwiihen Rommittenten und Rommiffionär unterliegt, wenn 
der Rommiffionär eine Belohnung empfängt, den Vorfchriften des BOB. über 
den Dienitvertrag, joweit das HGB. nicht eingreift. Des Rechtes, außer der 
Belohnung für die Dienfte noch den Erja des verauslagten Einkaufspreifes 
zu erlangen, gebt er hiernach auch dadurch nicht verluftig, daß er durd die 
fälſchliche Angabe über den Einkaufspreis dem Auftraggeber begründete Ver: 
anlaffung zur Kündigung des Dienjtverhältniffes gegeben hat. Ein folder 
Redtsverluft würde nad den in $ 628 BGB. aufgeltellten Grundfägen nur 
dann eintreten, wenn anzunehmen wäre, daß feine bisherigen Zeiftungen, der 
Einkauf der Ware, infolge der Kündigung für den Auftraggeber kein Intereffe 
mehr hätten (RG. 3. März 03, ElſLoth3. 29, 195). 

2. Alternative Klage auf Zahlung oder Befreiung von den eingegangenen 
Verbindlichkeiten: I. 2, 243 $ 391 Nr. 1. 


8 397. 
Abwendung des Pfandrechts durch Sicherheitsleiftung? J. 2, 243. 


7 


Literatur: J. 7.2, 243. 3 06 e o- 9 8 7 f F 4 4.28% ? 
1. $ 400 Abf. 1 enthält, wie fi) aus $ 402 ergibt, kein zwingendes Recht, / 
2. Gelbjteintrittsanzeige im Ronkurfe des Rommittenten: 3.2, 243; die— 

felbe Entiheidung: Eine folde Aufrechnung ift übrigens unftatthaft, wenn der 
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Kommiffionär den Wert der Ware erft der Maffe fhuldig geworden ift. Sie 
wäre es aber auch dann, wenn in der Anmeldung der Gegenforderung eine 
Selbjteintrittsanzeige gefunden werden könnte. 


8 406. 
vgl. die Entſcheidungen 88 383 Nr. 5, 384 Ar. 2, 392. 


Vierter Abſchnitt. Speditionsgejchäft. 


8 407. 

1. Der Spediteur, der einen Verfendungsauftrag von einem andern Spedi— 
teur übernimmt, ift verpflichtet, dDiefem mitzuteilen, daß der Frachtführer, durch 
den er den Transport ausführen läßt, ihm gegenüber die Haftung für Verluſt 
allgemein eingefchränkt hat (RG. 29. Nov. 02, RGBI. 14, 35). 

2. UAnnoncenbureau: 7. 2, 243 Nr. 1 (OLG. Celle 22. März 02 — ZUktG. 
10, 214); Einklagung des Guthabens; Rechnungslegung: Nr. 2. 


Literatur: 1.3.2, 43 


8 408. 

1. Hinweis auf Verfiherung: 7.2, 243 Nr. 1; Merkzeichen im Ronnoffement: 
Nr. 2; Beförderung an andern Ort mit anderen Frachtſtüchen zufammen: 
Nr. 4; Vertreter des Empfängers; Weifungen des Übfenders: Nr. 3 (diefe Ent- 
fheidung ift aufgehoben, weil nadhträgli doch noch die Verpflichtung dem Ab— 
fender gegenüber übernommen worden war, feinen Weifungen nachzukommen, 
und weil tatfächlich doc) ein Speditionsvertrag bejtand, durch RG. 24. Okt. 03, 
HanſG3. 25, 35). 

2. Nach hamburgiicher Ufance ift der Spediteur auch ohne befondere An: 
weifung zur Verwiegung von aus Rußland kommender Kleie verpflichtet, um 
es dem binnenländifhen Käufer zu ermöglichen, feinen Verkäufer wegen 
etwaigem Windergewidht gegen das KRonnoffementsgewicht in Anſpruch zu 
nehmen (OLG. Hamburg 10. — 03, HanſG3. 24, 258). 

3. Händigt ein Spediteur auf Anweiſung des Empfängers die Ware einem 
Schmuggler aus, jo kann der Abjender aus dem Verluſte der Ware Schadens- 
erfaßaniprüde darauf nur dann gründen, wenn die Ware durd; den Schmuggel 
(Ronfiskation) verloren gegangen iſt, nicht aber, wenn der Verluſt auf andere 
Umftände zurückzuführen iſt. Eine gegen die guten Gitten verjtoßende Hand: 
lung liegt allerdings vor, falls der Spediteur Kenntnis gehabt hat. Daraus 
folgt aber nur, daß er keine Rechte erlangt, nicht aber, daß Schadenserfaß: 
anfprüche gegen ihn begründet find (RG. 2. Dez. 03, R63. 56, 179). 

4. Hat der Verfender den Spediteur angewiefen, ihm Ronnoffement zuzu- 
fenden, da er die Ware gegen Ladeſchein verkauft habe, und hat er dabei 
die direkte Adreffierung der Ware an den Empfänger vorgejchrieben, fo ift es 
Pflicht des Spediteurs, den Verfender darauf aufmerkfam zu maden, daß bei 
direkter Adreffierung die Ware auch ohne Ladeſcheine an den Empfänger aus— 
gehändigt würde (DRG. Rarlsruhe 3. Nov. 03, BadRpr. 70, 14). 


8 413. 


Schuldhafte Handlungen des Spediteurs nah Beendigung des Auftrags: 
5.2, 244 Wr. 1; Spedition zu beftimmten Säßen: Ar. 2 u. 3, 


8 414. 

1. Xblieferung: 3. 2, 414. 

2. Unter ‚Verluſt“ iſt jedes AUbhandenkommen des Gutes zu verjtehen, 
einerlei ob es ohne oder mit dem Willen des Spediteurs (Frachtführers, Lager- 
halters) erfolgt ift. Auch die inftruktionswidrige ae des Gutes 
an den Deftinatär ift Verluft (OLG. Hamburg 21. März 04, OLG. 9, 277). 
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Fünfter Abſchnitt. Lagergeichäft. 


8 416. 
Literatur: Wimpfiheimer, Der Lagerſchein nad deutſchem Recht, Karlsruhe 1903; f. ferner J. 2, 244. 
Schadenserfaß durdy Gegenkontrahenten: I. 2, 244 Nr. 1; Leiftungsort 
für Einlagerer: Ar. 2. 
8 417. 


Hat in Hamburg Lagerhalter dem Einlagerer Gewicht des an legitimierten 
Dritten ausgehändigten Teils des Lagergutes mitzuteilen? J. 2, 244 Ar. 1; 
Beihädigung des Lagergutes: Ar. 2; — * Kaiverwaltung: J. 2, 245 
s 42: 


= g 420. 
Erfüllungsort für Zahlung des Lagergeldes: 7. 2, 245. 


8 423. 


Die Anſprüche gegen den Lagerhalter unterliegen auch dann der Ver- 
jährung des $ 423, wenn der Lagerhalter feine Unfähigkeit zur Auslieferung 
mit der Begründung erklärt, daß er die Ware gar nicht erhalten habe, oder 
daß fie nah Anweifung des Einlagerers ausgeliefert fei (RG. 27. April 04, 
HanſG3. 25, 141). 


Sechſter Abſchnitt. Frachtgeſchäft. 
Literatur: ſ. J. 2, 245. 
8 425. 


Riteratur: ſ. I. 2,245; vgl. 89 EiſenbVerkO. 

Eifenbahngepädträger: I. 2, 245 Nr. 3; Boithalter: Ar. 4; Transport 
eines Floßes: Wr. 5; zeitweiliges Liegenlaffen des Gutes im Schiff: Ar. 2; 
Sorgfalt des Abſenders: Wr. 1; Gericdhtftand des Erfüllungsorts: Ar. 6 — 
See. 9, 132; Übergabe einer Poſtſendung ans Zollamt: ® 2, 246 8 427; 
Miüllabfuhrgefhäftsinhaber: f. die Enticheidung $ 1 Ar. 7. 


8 426. 
Literatur: ſ. I. 2, 245. 

Aufnahme der Merkzeihen: I. 2, 245 Nr. 1; Freizeichnung von der Ver— 
antwortlichkeit für Marken: Ar. 2; ee als Beweismittel; Gegenbeweis: 
ſ. 851 EifenbVerkd.; undeutlide Frachtbriefe: Urt. 6 Nr. 2 BernFracht AUb.; 
f. auch die übrigen Entfcheidungen dafelbjt und in Art. 7. 


8 427. 
1. Übergabe einer Poftfendung an die Zollbehörde: J. 2, 246, 
2. Vorſchußweiſe Bezahlung der Zollkoften? f. Art. 10 Bern Fradhtllb. 


Mr 8 429. 
Literatur: |. I. 2, 246. 

1. Vertragsmäßige Beihränkung der Haftung: J. 2, 246 Nr. 1; Prüfung 
der Berpakung: Nr. 2. 

2. Unter Üblieferung im Sinne der 88 429, 606 HGB. ift nad) konitanter 
Reditiprehung der höchſten Gerichte derjenige Akt zu verjtehen, wodurd) der 
Trachtführer nach beendetem Transporte den Gewahrfam der Ware mit aus— 
drüclicher oder ftillihweigender Einwilligung des Empfängers wieder aufgibt, 
gleichviel, an wen und ohne Unterjhied, ob dadurdh der Empfänger den 
juriftiichen Befiß erlangt (OLG. Hamburg 17. Dez. 03, Hanf63. 25, 47; vgl. 
3.2, 246 8 430 Nr. 1 und die Enticheidung $ 448). 

3. vgl. die Entficheidungen bei & 456. 

4. Kunitgegenftände: f.$ 50 EiſenbVerkO. 
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8 430. 

1. Ablieferung: ſ. & 429. 

2. Feititellung des Verkaufswerts fowohl durch Sacdverjtändige als auch 
durh Verkauf: J 2, 246 Nr. 2. 

3. Daß die Ermittlung des durd die Beihädigung herbeigeführten Minder- 
werts durdy Sachverſtändige wie bei $ 712 erfolgen müſſe, ift nicht erforderlich. 
Auch eine Berjteigerung des Gutes kann als zwehkmäßiges Verfahren gelten. 
Doch muß fie dann ordnungsmäßig erfolgen. Insbeſondere muß fie fo redht- 
zeitig Öffentlich bekannt gemacht werden, daR fie in den ntereffentenkreifen 
binreihend bekannt werden kann (OLG. Karlsruhe 22. Dez. 03, BadRpr. 
70, 90). 

8 432. 


1. Vom Adreffaten mit der Abrollung der für ihn auf der Bahnitation 
ankommenden Waren im allgemeinen beauftragter Spediteur: J. 2, 246 Wir. 1; 
Frachtvertrag zuguniten des Empfängers: Ar. 2; Verwechſlung des Frachtgutes 
auf Bahntransport, Durdhkonnoffement: Ar. 3. 

2. Regrekaniprüde der Frachtführer untereinander unterliegen nicht der 
ee aa (OLG. Karlsruhe 24. Febr. 03, Eifenb®. 20, 314 — 

. 9, 511). 

3. Die rechtliche Stellung eines ausländifhen Unterfrachtführers ift nad) 
dem Rechte feines Staates zu beurteilen. Endet biernad feine Verpflichtung 
als Frachtführer mit dem Ublieferungsangebot, fo hört damit auch die Haftung 
des deutichen Spediteurs für ihn auf (RG. 10. April 01, ArhEBW. 03, 196). 

4 Das NRückgriffsreht des $ 432 Abſ. 3 verjährt gemäß $ 439 nicht. 
Vorausſetzung für feine Geltendmadhung ift aber, daß der Regreßnehmer feiner- 
feits Schadenserfaß geleijtet bat. Es bejteht daher nicht, wenn der Anſpruch 
— nah $ 414 verjährt ift (OLG. Hamburg 23. Dez. 03, HanſG3. 
25, 45). 

5. ſ. Urt. 27 BernFrachtUb. 


Der Empfänger der Fracht, der die Sendung unter Bezahlung der Fradıt 
annimmt, ohne amtliche Unterfuhung zu veranlaffen, verliert trogdem feine 
Rechte gegen den Frachtführer nicht, wenn er fie fih ausweislich des bahn- 
amtlichen Tatbeftandsprotokolls vorbehalten und die Bahn diefem Vorbehalt 
ſtillſchweigend zugejtimmt bat (DLG. Karlsruhe 24. Febr. 03, DT23. 9, 511 — 
Eifenb®. 20, 315). 

8 435. 

Anfprud des Adreffaten eines Geldbriefs gegen Poftanftalt: J. 2, 246 Nr. 1; 
Meldung des legitimierten Empfängers nad Abſendung der Unbeitellbarkeits- 
meldung: Ar. 2; f. ferner Urt. 16 BernFrachtUb. 


8 436, 

1. Der Empfänger wird durch die Annahme des Frachtguts und Des 
rachtbriefs, wenn er darin als Empfänger bezeichnet ift, zur Bezahlung der 
achtkoſten verpflichtet, gleichviel, ob er das Frachtgut lediglid namens eines 
zum in Empfang genommen hat (26. Frankfurt a. D. 22. Dez. 02, RGBI. 

14, 35). 

2. Erſuchen des Ubfenders, Fracht nicht zu zahlen: J. 2, 247 Ar. 1; Aus: 
händigung des Ladefcheins: Ar. 2; Befiger des Ladeſcheins: Ar. 3, EifenbE. 
18, 214; f. ferner Art. 17 BernFrachtUb. 


8 437. 
f. Urt. 24 BernFracht Ab. 
8 438, 
vgl. die Entfcheidung $ 434; grobe Fahrläffigkeit vgl. $ 457. 
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8 440. 

Literatur: Marcus, Kann auf Grund von $ 440 ber Frachtführer ohne weiteres ein richterliches 
Veräußerungsverbot gegen den Empfänger bes Guts erwirken mit bem Effekt der Erhaltung 
des Pfandrechts? Recht 8, 132; f. ferner I. 2, 247. 

1. Entftehung des Pfandredts: I. 2, 247. 

2. Der Schuldner kann nicht die dem Pfandrechte unterliegenden Saden 
infoweit zurückfordern, als ihr Wert den der Forderung überfteigt (OLG. 
Dresden 23. Okt. 03, SächſArch. 13, 577). 

3. Die Vertragsbejtimmung: „Sollten wir auf das Ausladen der Faſchinen 
warten, fo erklären wir, daß wir dafür kein Liegegeld verlangen werden“, 
kann nicht ohne weiteres als Verzicht für Liegegeld für den Fall angefehen 
werden, daß die Nichtabnahme der Ware durch vertragswidrige Beichaffenheit 
verurfacht ift. Der Anſpruch auf Liegegeld findet in $ 254 BOB. feine Grenze. 
Machen alfo die Schiffer ihr Pfandrecht geltend, fo müffen fie trogdem an dem 
ihnen bezeidyneten Plate ausladen, da fie ja ihr Pfandrecht ausreichend durch 
Zurückhaltung des Ronnoffements, Lade- oder Lagerfcheins geltend maden 
können (OLG. Marienwerder, PoſASchr. 7, 93). 


8 444, 

Die Vorfchrift des $ 444, wonad) der Ladeſchein kein Recht auf ein anderes 
als das wirklic verladene Gut erzeugt, hat für den Ladeſchein des Binnen- 
ihiffahrtsrechts keine Geltung. $ 72 Xbf. 2 BinnenSh®. gibt dem Ladefchein 
vielmehr einen konnoffementartigen Charakter, fo daß der qutgläubige Erwerber 
die Auslieferung der Güter unabhängig von ihrer Vertretung auf Grund der 
Skripturobligation fordern kann (RO. 3. Febr. 04, Gruchots Beitr. 48, 625 — 
HoldheimsMSchr. 13, 130). 


8 446, 
Biteratur: ſ. 3. 2, 347. 

8 447. 
Riteratur: |. I. 2, 247. 

8 448. 


— Mittelftein, Ablieſerung des Guts gegen Rüchgabe des quittierten Warenpapiers, 
3.9, 585. 


1. Die Ablieferung ift regelmäßig erjt bewirkt, wenn das Frachtgut aus 
dem Schiffe ausgeladen tft, und auch erjt mit diefem Zeitpunkte kann der Schiffer 
die Rücdgabe des mit dem Xblieferungsbekenntniffe verjehenen Ladeſcheins 
verlangen. Dem fteht nicht entgegen $ 56 Binnen&h6., worin nicht der Be- 
griff der Ublieferung, fondern die Frage geregelt ift, wer die Entladung zu 
beforgen und ihre Koften zu tragen hat (RG. 7. April 04, DLG. 8, 390). 

2. vgl. 8429 Nr. 2. 

8 449. 


Geltung für das Binnenfdiffahrtsredht: I. 2, 246 $ 432 Nr. 3. 


GSiebenter Abfchnitt. Beförderung von Gütern und Perjonen 


auf den Eilenbahnen. 
Piteratur: ſ. die Literatur vor $ 1 EiſenbVerkO.; ferner I. 2, 47. 
g 4583. 


Der Schadenserfaganfprud, der fi aus der Transportverweigerung der 
Eifenbahn ergibt, tft nad) dem Rechte des Orts zu beurteilen, wo die Weigerung 
erfolgt (RG. 15. Febr. 04, EifenbE. 20, 350). 


455. 
Literatur: |. I. 2, 247. 5 


Frachtbrief als Beweismittel; Gegenbeweis: f. $ 51 EifenbVerkd., Art. 6 
Nr. 3 BernFradhtllb.; Datumftempel: ſ. Bern Fradtllb. Urt. 8 Nr. 1, 2, 3. 
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8 456. 

. 1. Bei der Frage nad) der Haftung der Eifenbahn für Schaden, den das 
Gut auf dem Transport erlitten hat, iſt zu unterfuchen, ob die Beſchädigung 
lediglich eine Folge des Transports oder nicht vielmehr eine foldye der Liefe— 
rungsüberfchreitung gewejen ijt. Im erjteren Falle findet $ 456 HGB. bzw. 
8 75 EifenbBerkd,., im zweiten Falle findet 8 466 HGB. bzw. 8 86 EifenbVerkO. 
Dans (26. I Münden 1. März 02, EiſenbE. 19, 215 — ZIntEifenb. 
10, 387). 

2. Für einen Schaden, der dem Abſender durd die Übergabe des Fracht— 
guts ans Zollamt erwädjlt, hat die Eiſenbahn nicht zu haften (D6H. Wien 
31. Juli 02, EifenbE®. 19, 330). 

3. Höhere Gewalt; Vorausficht: I. 2, 247 Ar. 1; Erplofionen im Innern 
eines Eifenbahnwagens: Nr. 2 — ZIntEifenb. 10, 192 — Pudelts. 32, 641; 
Berfagen. der Bakuumbremfe: Ar. 3; außergewöhnlich große Kälte: f. Art. 41 
Nr. 8 BernFracht Ab. 8 75 Nr. 1 EiſenbVerkO. 

4. Streik ijt nicht als vis major anzufehen (HG. Untwerpen und London 
country court, DI3. 6, 204). 

5. Mangel der Verpakung: I. 2, 247 Nr. 4; ferner $ 58 EiſenbVerkO. 

6. Durch die Beltimmung des $ 456, daß ein Mangel der Verpackung 
die Haftung nicht ausfchließe, wenn er äußerlich erkennbar war, wird der Aus— 
fhluß der Baftun für die befondere Gefahr des $ 459 nicht berührt und nicht 
etwa durd die Annahme eines Transportqutes mit als mangelhaft äußerlich 
erkennbarer Verpackung in den Fällen diefes Paragraphen eine Haftung der 
a Ubf. 3 dafelbft begründet (OLG. Frankfurt 16. Okt. 03, Recht 

‚ 109). 

7. YAushändigung an den nicht legitimierten Empfänger: I. 2, 247 Wr. 5. 

8. Unter gewöhnlicher Leckage ift zu verftehen das regelmäßige Dringen 
gewiffer Flüffigkeiten dur die Fugen der Gebinde ohne äußerliche Befchädi- 
gung der leßteren. Außergewöhnliche Leckage ift durch äußere oder gewalt- 
ſame Beihädigung der Faftage herbeigeführtes Auslaufen. Auch gehören hierher 
die Fälle, wo infolge der eigentümlihen natürlichen Beichaffenheit des Guts 
ein das gewöhnlide Maß überjteigendes Auslaufen jtattgefunden hat (RG. 
20. Jan. 04, IM. 33, 183 — Eifenb®. 20, 243 = Hanf63. 235, 15 = RG3. 
56, 400); in Beitätigung von: 2 

9. Für den Begriff der Leckage tft es gleichgültig, ob die Flüffigkeit all- 
mählich oder dadurch plößlich ausfließt, daß das Gefäß durd einen Unfall 
plößlidy zertrümmert wird: J. 2, 254 8 616. 


8 457. 

1. Bei der fFeititellung, ob eine grobe Fahrläffigkeit vorliegt, ift auch auf 
die mit dem Betrieb einer größeren Eifenbahn verbundenen bejfonderen Ver— 
hältniffe Rücficht zu nehmen (OLG. Karlsruhe 17. Febr. 04, BadRpr. 70, 173). 

2. Verſehentliche Beförderung eines als Eilgut aufgegebenen Gutes als 
Frachtgut: f. Art. 41 Nr. 7 BernFrachtUb. 

3. Nachträgliche Befeitigung der Beihädigung; Herabminderung des Werts: 
3.2, 248 8 456 Ar. 6 — 3Ber&ifenbß. 02, 463 — 3IntEiſenb. 10, 233. 


8 458, 
1. vgl. EifenbVerkd. $ 9. 
2. Anwendbarkeit des $ 833 BGB: I. 2, 248 — Eifenb€. 18, 239. 


8 459. 
Literatur: ſ. I. 2, 245; f. ferner $ 77 EifenbVerkDd. 
Zu Abſ. 1 Ziff. 1: 
1. Durch $ 459 Ubf. 1 foll der Bahn nicht ein Recht darauf eingeräumt 
werden, mit dem offen verladenen Gute nad) Belieben zu jchalten und es nad 
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Belieben den Gefahren auszufegen, die ohne erhebliche eigene Beläftigung ver- 
mieden werden können. erät 3. B. ein mit einem Petroleumfaſſe offen be- 
ladener Wagen dadurd in Brand, daß er dicht hinter der Lokomotive einge- 
itellt und von diefer aus durch Funkenflug in Brand gefeßt wird, fo liegt troßg 
S 459 Ubf. 1 Werfchulden der Eifenbahn vor (OLG. Darmitadt 24. April 03, 
HeſſRſpr. 5, 25 — Z3IntEifenb. 12, 272; vgl. dazu auch Art.31 Nr.6 BernFracht Ab.). 

2. Bom Mbjender ſelbſt beitellte und beladene offene Wagen: f. Urt. 31 
Ar. 3, 4 Bernifradtllb. 

3. Befondere Gefahr bei Transport von in Stroh verpadten Waren in 
offenem Wagen: f. Art. 31 Nr. 5 Bernfradtllb. 

4. Belondere Gefahr des PDiebftahls: f. Art. 31 Nr. 7 BernFracht Ab. 
3u Ziff. 2: 

5. Beladung „alla rinfusa‘: f. Urt. 31 Ar. 8 Bernffradtllb. 

Zu Ziff. 3: 

6. Die Konitatierung der Selbjtverladung in dem feinem übrigen Inhalte 
nad den Transportvertrag ergebenden Frachtbriefe genügt als Beurkundung 
der Vereinbarung in diefem (RG. 12. Dez. 03, Eifenbe. 20, 335 — 3IntEiſenb. 
12, 174). 

7. Der Abſender braucht bei Selbftverladung den ihm von der Bahn ge- 
ftellten Wagen nicht genau zu unterfuden. Nur das Llberfehen einer in die 
Augen jpringenden Fehlerhaftigkeit würde ihm zum Verſchulden gereichen 
AUG. Mühlhaufen 26. Juni 00, EiſenbE. 17, 276 — 3IntEiſenb. 8, 219; 
vgl. Art. 31 Nr. 10, 11, 13; Urt. 5 Nr. 4, 5, 6 Berntfradtlib.). 

8. Ratichläge eines Bahnbeamten bei der Gelbjtbeladung: f. Art. 31 Ar. 9 
BernFracht Ab.; Mitverfchulden der Eifenbahnangeftellten: f. dafelbjt Nr. 12. 


Zu Ziff. &: 

9. Glastafeln gehören zu den der befonderen Gefahr des Brudes aus- 
gefegten Gütern. Der Eifenbahn muß deshalb ein beftimmtes, ihr als Ver- 
fhulden anrecdhenbares Ereignis als Urfache der Be nadgewiefen 
werden, um fie ihadenserfaßpflichtig machen zu können (26. Münden 4. Febr.03, 
Eifenb®. 20, 137 — ZIntEifenb. 11, 281). 

10. Glasballons als Verpakung von Flüffigkeiten: I. 2, 248 Wr. 2; vgl. 
Art. 31 Ar. 19 Bern fftadtllb. 

11. Eier: Art. 31 BernFrachtAb. Ar. 15; Getreide alla rinfusa: dafelbft 
Nr. 16; Eifengußwaren: dafelbit Nr. 17; Sirup: dafelbft Ar. 18; unter Glas 
und Rahmen befindliche Bilder: dafelbft Nr. 20; Marmor: dafelbft Nr. 21. 

12. Die bloße Feuergefährlichkeit des Spiritus an fi), die er mit vielen 
anderen Waren teilt, ijt nicht als eine die Worausfeßungen des $ 459 Ziff. 4 
erfüllende befondere Beichaffenheit des Gutes. anzufehen (RG. 12. Dez. 03, 
EiſenbE. 20, 335 — 3IntEiſenb. 12, 174). 

Zu Ziff. 5: 

13. Die an fih durch die Beitimmungen $ 459 Abſ. 1 Ziff. 3, 5 gegebene 
Befreiung der Eifenbahn von der Haftpflicht ift ausgeichloffen, wenn die Eifen- 
bahn den entjtandenen Schaden verfchuldet hat. Das iſt 3. B. dann der Fall, 
wenn zur DVerladung von Pferden feitens der Eifenbahn eine dazu ungeeignete 
Zadebrüce gejtellt wird und daraus ein Unfall entiteht (RG. 9. März 04, 
HoldheimsMScr. 13, 162 — EifenbE. 20, 351 — ZIntEifenb. 12, 310). 

14. Unrubige Bewegung transportierter ne 2, 248 Nr. 1 = EifenbE. 
18, 239 — 3IntEiſenb. 10, 232; ähnlid OLG. NMlarienwerder 17. Sept. 03, 
PoſMSchr. 7, 93). 

15. Lieferungsftift bei Pferdetransporten: f. Urt. 31 Nr. 23 Bern Fradhtllb. 
Zu Ziff. 6: 

16. Als Gefahr, deren Abwendung durd die Begleitung bezweckt wird, 
ift nicht diejenige Gefahr zu verjtehen, die während der Fahrt dadurch entiteht, 
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daß der Verfchluß der Wagentüren fich löft, oder daß ein ordnungsmäßig an- 
gebundenes Tier fi) von der Befeltigung im Wagen loslöft und hinausfällt 
(OLG. Kaſſel 16. Juni 04, DLG. 9, 278). 


Zu Abf. 2: 


17. 8 459 hat nicht die Bedeutung, daß die Eifenbahn nicht hafte, wenn 
die in ihm aufgeitellten Borausfegungen vorliegen, daß fie dagegen unbeſchränkt 
hafte, wenn das nicht der Fall ift. Die Bedeutung des $ 459 liegt vielmehr 
in der durch feinen Abf. 2 aufgeftellten Vermutung. Damit ift nicht aus- 
geichloffen, daß die Eifenbahn, wenn fie ſich auf die ihr günstigen Beitimmungen 
des 8 459 nicht berufen kann, fidy nicht auf eine ihr durd eine andere Gejep- 
beitimmung —— Haftbefreiung berufen dürfe. Iſt z. B. der Schaden 
durch eine vom Abſender erteilte Anweiſung entſtanden, ſo haftet die Eiſenbahn 
auch dann nicht, wenn fie dieſe Anweiſung nicht in den Frachtbrief auf: 
genommen hat, und zwar nad) 8 456. Sie kann ſich nur nicht auf $ 459 be- 
rufen (OLG. Pofen 2. Mai 04, PoMScr. 7, 92 = Recht 8, 455 — DVG. 


9, 277 
* 8 460. 
Gefunder Weizen: f. Urt. 32 Bern Fradhtllb. 


8 461. 


Ausftattungsmöbel, die vom Wohnfige der Eltern der Braut nad dem 
Ort des neu zu begründenden Haushalts verfandt werden, find ohne Rückficht 
darauf, ob fie neu oder alt find, nicht als „Umzugsgut nad Spezialtarif III”, 
fondern nad) dem Tarife „Die allgemeine Wagenladungsklaffe B* zu verfrachten 
(OLG. Naumburg 18. Dez. 03, Seuff A. 59, 111 — EiſenbE. 20, 337). 


8 462. 
Runftgegenjtände: f. 8 50 EiſenbVerkO. 
8 465. 
Begriff des Reifegepähs: ſ. $ 30 EifenbVerkd.; vgl. aud 8 37 Eifenb- 
VerkO. 
8 466. 
vgl. $ 87 EifenbVerkDd.; Art. 40, 41, 39 BernFracht Ub. 
8 469, 
vgl. die Entjcheidungen bei Art. 27 Bern Fradtlib. 
8 470. 


vgl. 88 61, 91 EifenbVerkd.; Urt. 12 BernFrachtUb. 


Pierfes Buch. Seehandel. 


Literatur: Rudorff, Die Seegefeßgebung bes Deutichen Reichs, 3. Aufl., Berlin 1902; Stoerk, 
Studien zum See- und Binnenihiffahrtsrecht, Tübingen 1900; Bappenheim, Die Revifions- 
bebürftigkeit bes deutſchen Seehanbelsrecdhts, Kiel 1901; ſJ. ferner 3.2 


Erjter Abfchnitt. Allgemeine Borfchriften. 
Literatur: ſ. J.2, 248. g 47. 


1. Unterfchied zwifhen See: und Flußſchiff: I. 2, 248 Nr. 1. 

2. Bei Fahrten auf dem Raifer-Wilhelm- Kanal hängt die Beantwortung 
der Trage, ob die Normen des Binnenfchiffahrts- oder des Seerechts für dort 
erfolgte Zufammenftöße anzuwenden find, davon ab, ob das verlegende Schiff 
ausfhhließlih zum Erwerbe auf Binnengewäffern oder durc die Seefahrt be- 
ftimmt iſt (OLG. Kiel 22. Sept. 04, SchlHolſtAnz. O4, 323; ebenſo RG3. 

‚ 140). 


Warneyer, Jahrbuch der Entjcheidungen. 3. Jahrg. 18 
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8 476. 
Bei der Veräußerung gegen Veräußerer begründete Anſprüche: 3.2, 248. 


8 479. 
Feititellung der Reparaturunwürdigkeit: J. 2, 249. 


8 481. 
Literatur: ſ. 3.2, 249. 


Zweiter Abſchnitt. Needer und Reederei. 


8 484. 
Raufmannseigenfhaft: 3. 2, 166 Nr. 2; Seeſchiffe f. oben $ 474. 
8 485. 


Literatur: |. 3.2, 249. 


1. „Dritter“: ® 2, 249 Nr. 1; Stauer: Nr. 2; Nachweis der Verlegung 
einer gejeglihen Verordnung: Nr. 3; Verlegung einer Perſon: I. 2, 356 
8 664. 

2. Der Reeder, der wegen eines feinem Sciffspermögen zugefügten 
Schadens gegen einen andern Reeder Erfaßanfprüde erhebt, muß fi den 
Einwand gefallen laffen, feine eigene Schiffsbefagung habe durch Verſchulden 
in der Ausführung ihrer Dienftverrihtungen den Schaden mit verurfacht 
re 25. Sept. 03, Hanf63. 25, 14 = Geuffll. 59, 89 — RG3. 55, 316 — 

33.8, 549). 
3. Vertragsmäßiger Ausihluß der Haftung: fiehe die Enticheidung 8 734 


Nr. 1. 
8 486. 


1. Haftung aus Bergungsvertrag: T. 2, 249 Nr. 1; Beihädigung eines 
. Schiffes durch Befagung eines andern, demfelben NReeder gehörenden Schiffs: 
Nr. 2; Beſchränkung der Haftung Amts wegen; Beihädigung durdh eins von 
mehreren Schiffen desfelben Reeders: Ar. 3. 

2. val. die Enticheidung $ 734 Nr. 2. 


8 487. 


Haftung der Schiffsmannfhaft für Zollftrafe: 3.2, 249 Nr. 1; Abmuſte— 
rung an anderm Orte: Ar. 2. 


8 489. 
Literatur: ſ. I.2, 250. 
8 492, 
Raufmannseigenjchaft: I. 2, 166 Nr. 2. 
8 499, 


Der Korrefpondentreeder ift nicht verpflichtet, dem einzelnen Mlitreeder 
Rechnung abzulegen (OLG. Hamburg 16. Mai 04, HanſG3. 25, 227). 
8 510. 
Miete eines Leichters: vgl. die Entfcheidungen bei $2 BinnenSchG. 


Dritter Abſchnitt. Schiffer. 


Biteratur: 1. J. 2, 250. $ 518. 

Im Sinne von $ 36 der Bremiſchen Seeverficherungsbedingungen iſt ein 
Fiſchdampfer für die geplante Reife nicht genügend ausgerüftet, wenn er fo 
wenig Kohlen mit ſich führt, daß fie für die planmäßig angetretene NRückreife 
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nit ausreihen und er infolgedeffen einen Schlepper annehmen muß (OLG. 
Hamburg 9. Nov. 03, Hanf®3. 25, 33; beftätigt durh RG. 22. Juni 04, 
HanſG3. 25, 244). 

8 514. 


1. Bereitfchaft zu gefonderter Entladung: 5. 2, 250; ſ. ferner unten 
$ 606 Nr. 3. 

2. Der Schiffer hat für gehörige Garnierung und ausreichende Ventilations- 
einrichtungen bei Getreidefendungen zu forgen (OLG. Hamburg 29. Febr. 04, 
HanſG3. 25, 121). 

3. Gewidtsangabe an Lade: und Löſchgeſchirren vgl. $ 606 Wr. 2. 


8 515. 
Kenntnis von Handelsbräuchen: 7. 2, 250. 


8 527. 
Prozeffe wegen Berge- und Hilfelohns: I. 2, 250. 


8 535. 

In bezug auf die Güter beginnt die Reife, fobald fie in die Gewalt des 
Sciffers gelangen, und endigt mit ihrer Ablieferung durch ihn. Solange er 
nicht ausgeliefert hat, ift er mithin gefeglicher Vertreter der Ladungsbeteiligten 
aud noch im — — ſoweit dieſe Vollmacht nicht durch die Natur 
der Sache oder beſondere Umſtände eine Beſchränkung erfährt (KG. 3. Febr. 04, 
RG3. 56, 394). 

8 544. 


Unentgeltliche Beförderung einer Berfon: I. 2, 250. 
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8 556. 

1. Bon Deutfchem und Belgier in San Francisco abgefchloffener Vertrag 
auf Güterbeförderung von Hamburg nad) Antwerpen: 7. 2, 250 Wr. 1. 

2, To proceed with the vessel to a safe port in... or to near thereunto 
as she may safely get: 7. 2, 250 Wr. 2. 

3. Auf einen Frachtvertrag, der von einem Berliner Haus für eine ruffifche 
Firma in London mit einem Hamburger Schiffsmäkler über einen von Ham- 
burg nad) Rußland —— Transport abgeſchloſſen wird, iſt deutſches 
Recht anzuwenden (OLG. Hamburg 15. März 03, HanfG3. 25, 133 — Böhms3. 
14, 404). 


Schleppvertrag: 


4. Der Schleppvertrag iſt Werkverdingung. Daher ift für den erfolglos 
gebliebenen Verſuch, einen feitgeratenen Dampfer abzufchleppen, eine Vergütung 
nicht zu fordern (OLG. Hamburg 23. Tan. 04, HanſG3. 25, 80). 

5. Ein Vertrag über die Beförderung von Fahrzeugen, die nicht mit Be- 
faßung verfehen und nicht‘ felbjtändig manövrierfäbig find und demzufolge 
dem Führer des Schleppers zum Gewahrfam übergeben werden, um in deffen 
Gewahrjam bis zur Vollendung des Transports zu bleiben, ift nicht ein 
Schlepp⸗, fondern ein Frachtvertrag. Ein DVerichulden der Angeitellten des 
Zransportunternehmers hat daher der Eigentümer des Schiffes, der den 
Transport in Auftrag gab, nicht zu vertreten (OLG. Hamburg 20. Okt. 03, 
HanſG3. 24, 289). 

6. Un fi bat der Schlepper den Entichuldigungsbeweis für die Nicht- 
ausführung des Schleppvertrags zu führen. Er erledigt fi aber, wenn alle 
für den Unfall in Betracht kommenden Umitände klar liegen. Geht aus ihnen 
hervor, daß die Ausführung des Schleppvertrags durdy einen vom Schlepper 
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nicht zu vertretenden Umftand unmöglich geworden tft, To ift der Schlepper 
entihuldigt. Das geichleppte Schiff muß ihm dann einen befonderen TE 
—— 63, ET ee des übernommenen Werks nadhweifen (RG. 10. Okt. 03 
an 2 

7. Läuft ein geſchlepptes Schiff während des Schleppens auf, ſo iſt der 
Schlepper aus dem Frachtvertrage nur verpflichtet, mit genügendem Aufwande 
an Zeit und Mafchinenkraft Urt und Umfang des Hinderniffes feitzuftellen. 
Er darf weitere Bemühungen unterlaffen, fobald fidy dabei ergibt, daß es 
außerordentlicher, die gewöhnliche Schleppletitung überfteigender Anftrengungen 
bedarf, um das Schiff flott zu machen. — Wird auf hoher See ein auf der 
Elbe beheimateter Schlepper angenommen, fo ift davon auszugehen, daß bei 
ibm aucd eine genaue Kenntnis des Elbfahrwarfers vorausgefegt wird und 
daß er unter Kontrolle des Lotfen den Kurs in Ausführung des Sclepp- 
vertrags angeben foll. — Nimmt das geichleppte Schiff einen Lotſen an, To 
haftet für deſſen Verſchulden im Verhältniſſe zwiſchen dem geſchleppten Schiffe 
und dem Schlepper das eritere (OLG. Hamburg 27. April 04, HanſG3. 25, 157). 

8, Die Werjährungsbeftimmung des 8 638 BGB. findet nit nur dann 
Unwendung, wenn es fih um die Serfteltung einer Sache, fondern auch dann, 
wenn es fih um die Erzielung eines Erfolges handelt, alfo auch beim Sclepp- 
vertrag. Wird die Schleppfahrt vorzeitig eingeftellt (3. B. infolge eines Un- 
falls), jo läuft die Verjährungsfriſt nicht ohne weiteres vom Zeitpunkte der 
Einjtellung ab, da in ihr nody keine Abnahme des Werks liegt, ſelbſt wenn 
die Barteien ſich über die Beendigung des Vertrags einig ſind. Ein ſolches 
Einigſein würde nur dann eine Abnahme des Werkes darſtellen, wenn es ſich 
auch dahin erſtreckt, daß der Beſteller trotz Nichterreichung des Vertragshafens 
die Schleppfahrt als ausgeführt anſehen will. Regelmäßig wird aber eine 
Abnahme in ſolchen Fällen dann anzunehmen fein, wenn der Beſteller den 
vereinbarten Schlepplohn zahlt. Dann läuft die ala SF der Zahlung 
ab (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, HanſG3. 25, 78. — ©. Hamburg 
9. Okt. 03, HanfG2. 24, 299). 

8 567. 


Ertraverdienft: 3. 2, 251 Nr. 1; Deksladung: Nr. 2. 


Literatur: |. 3. 2, 31. 5 559. 

1. Seeuntüdigkeit: ungenügende Reinigung: I. 2, 251 Nr. 1; mangel- 
hafte Feitlegung der Ladung: 82 2, 262 8 821 Ar. 2 (lies aber Hani62. 03, 142 
ſtatt 42); ausreichender Koblenvorrat: oben $ 513; relative Seetüchtigkeit:: Buft- 
dichtigkeit, Geruch: J. 2, 251 Nr. 3; Zeitpunkt der Seetüdtigkeit: Nr. 4. 

2. Freizeichnung von latent defeet in hull: 3.2, 251 Nr. 5. 


S 561. 
„Frei an Bord": 7.2, 251 Ar. 13 Koſten der Nachſendung der Ladung: Ar. 2. 


8 563. 
Verladung von Sprengftoffen: I. 2, 252. 


8 568. 

Die in $ 565 Ubf. 1 dem Needer entzogene Befugnis wird ihm wieder: 
egeben durch die Klaufel „mit Freiheit, in andere Dampfihiffe umzuladen“. 
ie kommt aber nidt in Betradt, wenn das Gut verfehentlid) ausgeladen 

und auf einen fremden Dampfer verladen worden iſt. Es muß vielmehr eine 
abfichtlide Dispofition des Reeders vorliegen (OLG. Hamburg 15. Tan. 04, 
HanſG3. 25, 86). 

8 566. 


„Mit Freiheit, Güter auf Deck zu verladen": I. 2, 252 Nr. 1; „Reeder 
behält fih das Recht vor, Güter auf Deck zu befördern“: Nr. 2. 
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8 567. 
Anzeige der Ladefertigkeit: J. 2, 252 Nr. 1; Einfhiffung: Abgabe an Gee- 
oder Leichterfchiff? Ar. 2. 
8 577. 


Fit im Falle des $ 577 mit dem Ablaufe der Ladezeit keine Ladung ge- 
liefert, fo ift der Vertrag hinfällig. Der Verfrachter braucht nicht noch gemäß 
$ 570 Ubf. 1 anzuzeigen, daß er nicht auch noch die vereinbarte Überliegezeit 
warten will (R®. 15. Juni 03, R62. 55, 179). 


8 580. 


Bei einem Zirka-Fradtabfchluffe erjtreckt fich die Vertragspflicht nur auf 
Lieferung des geringjten danach zuläffigen Quantums. Nach einem im Un- 
ihluffe an die Verfradhtungsbedingungen der Elbichiffahrtsgeiellichaften ge- 
bildeten Handelsbrauce find das 5%o unter dem angegebenen Betrage. Diefe 
Fautfracht ift auch dann zu zahlen, wenn das Frachtgut zwar angedient, aber 
bis zum Scluffe der Schiffahrt nicht geliefert worden ift (DLG. Hamburg 
23. Dez. 08, HanſG3. 25, 41). 

8 587. 
Fautfracht bei teilweifer Lieferung der Teilfradht: I. 2, 252. 


8 590. 


Die öffentliche Bekanntgabe einer beftimmten Abfahrtszeit der auf Stück— 
güter angelegten Schiffe enthält nicht die Verpflichtung, diefe Zeit prompt 
innezuhalten (OLG. Hamburg 20. Jan. 04, Seuffl. 59, 370). 


8 591. 
Rlarierung: 3. 2, 252. 
8 592. 


1. Darüber, ob das zum Anlegen bejtimmte Bollwerk in Drdnung fit, 
braudt fi der Sciffer nicht zu unterrichten; der Inhaber des Bollwerks 
haftet für den Schaden, der aus deffen ordnungswidrigem Zuftand entjteht 
(OLG. Hamburg 10. Juni 03, HanſG3. 24, 210). . 

2. Durch die Klaufel: vessel to report and consign at port of loading 
and discharge to X. X. Co. or their agents on customary terms erlangt der 
Dritte vom Eharterer angewiejene Rechte gegen den Reeder. Diejer ijt viel- 
mehr nur gegenüber ihren Charterern gebunden (OLG. Hamburg 17. April 04, 
HaniG2. 35, 7). 

3. Muß das Schiff leichtern, um ohne Gefährdung feiner Sicherheit an 
feinen kontraktlichen Löfchplag zu gelangen, fo hat die Koften der Charterer 
zu tragen (OLG. Hamburg 6. Jan. 04, HanſG3. 25, 68). 

4 Wahlreht des Empfängers: I. 2, 253 Nr. 2; Begriff des Empfängers: 
3.2, 254 $ 614 Ar. 3. 

8 598. 


1. Begriff der Löihung: J. 2, 253 Nr. 1; Fracht nach „ausgeliefertem Ge- 
wicht oder Maß”: dafelbit; in fefter Summe: Wr. 2; Koften der Zeitungs- 
annoncen: Ar. 3. 

2. Durch die Rlaufel: „any extra charges incurred for the steamer's 
quick despatch to be paid by the consigners“, erlangt das Schiff das Redt, 
in feinem eigenen nterefje den Empfänger mit Ertrakoften zu belajten. Durch 
fie wird es auch geredtfertigt, wenn das Schiff, um möglichſt ſchnell wieder 
ladebereit zu fein, auf den Kai entlöfcht, obſchon der Empfänger rechtzeitig mit 
Schuten längsfeits des Schiffs gekommen war (UG. Hamburg 6. Febr. 04, 
HanſG3. 25, 154). 
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8 594. 

1. Der Empfänger braucht ſich ſolche Tage, an denen das Schiff nur zeit- 
weilig löfchbereit war, nicht in die Überliegezeit einrechnen zu laffen (DXLG. 
——— 12. Dez. 02, HanſG3. 24, 47). 

2. Beweislaft: I. 2, 253. 

8 597. 


Stundenlanger Mangel der Löfchbereitihaft: 7.2, 253 Nr. 1; Vereinba— 
rung, daß nicht weniger als 75 t pro Werktag aelöjcht werden follen: Ar. 2; 
die Entiheidung iſt aufgehoben durh RG. 15. Juni 03, HaniG3. 24, 295: 
der Schiffer ift nicht verpflichtet am Löfchplag zu warten, wenn der Empfänger 
erklärt hat, er werde vorläufig nicht weiter abnehmen. 


8 604, 


1. Der Empfänger von Stükgütern kann nicht verlangen, daß ihm eine 
Partie zufammengehörender Stückgüter auf einmal ausgeliefert werde, wenn 
fie an verjdiedenen Stellen des Schiffes verftaut waren (OLG. Hamburg 
15. Mai 00, DI3. 6, 440). Wal. dazu J. 2, 250 8 514. 

2. Aufforderung, Kenntnis von der Ankunft: J. 2, 253 Ar. 1. 


8 606. 

1. Genügende Auffiht, Bewachung des Schiffes: 7.2, 251 8 559 Wr. 8; 
OLG. Hamburg 23. Jan. 04, HanſG3. 25, 61. 

2. Auch auf offenen Schuten müffen zum Schutze gegen das Stoßen gegen 
die Raimauer Fendern geführt werden (OLG. Hamburg 23. Jan. 04, Hani®2. 
25, 61). 

3. Dafür, dab die Leute des Verfracdhters, der fein Schiff mit Haken zur 
Berwendung beim Laden und Löfchen verjehen läßt, dabei einen Haken mit 
einem kleinen, kaum erkennbaren Schweißfehler an Bord genommen haben, 
kann der Verfradhter nicht verantwortlih gemadt werden. Ebenfowenig kann 
von ihm verlangt werden, die befonders ſchweren Lade: und Löſchgeſchirre mit 
Ungaben über die Belaftungsarenze zu verfehen. Hat ſich übrigens der Wer: 
frachter im Konnoſſement vom Verſchulden des Schiffers freigezeichnet, jo kann 
er ſchon deshalb aus einer mangelhaften Beichaffenheit der Gerätichaften nicht 
in Anſpruch genommen werden "5 514) (OLG. Hamburg 31. Okt. 03, Hanſ G3. 
25, 9). 

4. Wird eine Beihädigung, für die der Verfrachter nachgewiejenermaßen 
nicht aufzukommen bat, durch unfachgemäße und vom Verfrachter zu ver- 
tretende Behandlung nadträglid vergrößert, fo kann ihm nicht der ganze 
Schaden auferlegt werden. Es muß ihm vielmehr nadıgewiefen werden, um 
wieviel fi der Schaden durch fein Verſchulden vergrößert hat (OLG. Ham- 
burg 29. Febr. 04, HanſG3. 25, 121). 

5. Es iſt nit Sache des Gegners der beweispflidtigen Partei, Behaup- 
tungen nad der Richtung aufzustellen, daß der Transportübernehmer in der 
einen oder der andern Weile die ihm obliegenden Pflichten verlegt babe. 
Underfeits ift aber der zur Führung des Erkulpationsbeweifes verpflichteten 
Bartei, wenn fich die für die Beſchädigung kaufal gewordenen Umftände nicht 
mit Sicherheit nachweiſen laffen, noch die Möglichkeit gegeben, den Erkul« 
pationsbeweis in der Meife zu führen, daß fie nachweiſt, nad den Erfah— 
rungen des täglichen Lebens müſſe angenommen werden, daß der entjtandene 
Schaden auf Umftände zurückzuführen fei, für die fie nicht verantwortlich ge- 
macht werden könne (OVG. Hamburg 23. Jan. 04, Hanf63. 25, 61); vgl. im 
Anſchluß an die Beftimmungen der Ks ee Ewerführerbafe vom 29. März 
1889: 3.2, 251 $ 559 Wr. 6. 

6. Tit eine Schute gelunken, die Ware alfo nicht abgeliefert, fo liegt Ver— 
luft der Ware vor. Das gilt auch dann, wenn die Schute nadträglid von 
einem Dritten, 3. B. der Affekuranzgefellichaft, gehoben und die Ware ver: 
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jteigert wird. Der Anſpruch auf Erfaß der Differenz zwiichen Verfteigerungs- 
erlös und Fakturenwert ift dann ebenfalls Anſpruch wegen Berluft. Er ver: 
—— „010 nach 88 439, 414 HGB. (OLG. Hamburg 23. Dez. 03, HanſG3. 
u), .) * 

7. Für die nad) der Ablieferung erfolgte WVerwechflung des Frachtguts 
haftet der Schiffer nicht mehr (OLG. Hamburg 17. Dez. 03, Hanf63. 25, 47; 
Begriff der —— ſ. 8 429 Nr. 2). 

8. Zeitpunkt der Annahme: J. 2, 254. 


a 


Literatur: ſ. 3.2, 354. 8 608. 
Feſtſtellung des Mankos durch Zählen, Meſſen, Wiegen: J. 2, 254. 
8 609. 


1. Eine TFeititellung des Guts durch Sadverftändige kann nur infoweit 
gefordert werden, als der Zweck der Beitimmung, nämlich Befeitigung von 
Zweifeln und Unficherheit über Menge, Zuſtand, Beichaffenheit der Güter es 
erfordert, was aber aud bei einem Berlufte an der Menge des Guts der Fall 
fein kann, 3. B. wenn x deifen quantitativer Beitimmung eine befondere 
Sachkunde nötig ift. — Die Quittung nad $ 8 des Hamburgifhen AGSGB. 
ift fchriftlich zu erteilen (26. Hamburg 9. April 03, HanſG3. 24, 192; ebenfo 
R62. 52, 404). 

2. Gewidtsangabe in diefer Quittung f. die Entfcheidung $ 651 Nr. 3. 

3. Rlaufel: „Die Stüdzahl muß bei der Entlöfhung aus dem Dampfer 
vom Empfänger feitgeftellt werden, andernfalls ift die Reederei für Manko 
nit verantwortlih”: I. 2, 254 Nr. 1. 

4. Teilweifer Verluſt: I. 2, 254 Ar. 2 u. 3. 

5. Das Präjudiz des $ 609 findet auch bei den aus 8 658 fich ergebenden 
Unfprüchen des Empfängers gegen den Verfradter wegen Beihädigung des 
Fradhtguts Anwendung (OLG. Roſtock 30. April 03, Meckl3. 22, 6 = Redt 


75 
nn 88 611, 618, 

1. Berechnung des Schadens nad) den Hamburger Ewerführer- Bedingungen: 
3.2, 251 8 559 Nr. 8. 

2. Der weitere Haftungsumfang der 88 611, 613 bezieht fich nicht, wie 
der des Art. 607 des alten HGB., nur auf die gefegliche Haftung des Wer: 
fradters auf Grund der Annahme der Güter, fo daß nad wie vor im 
Falle eines von ihm zu vertretenden Werfchuldens voller Schadenserjaß zu 
leiften wäre, fondern der Verfrachter haftet — von unerlaubten Handlungen 
abgejehen — wegen Berlufts und Beihädigung des Guts nur in dem in 
SS 611, 613 begrenzten Umfange, während er für andere Schäden nad den 
den Frachtvertrag beherrichenden Regeln des Werkvertrags haftet. Aber auch 
diefe beichränkte Haftung läßt ſich vertragsmäßig noch weiter einjfchränken, 
3. B. durch die Rlaufel: „Im Falle von Anfprüchen wegen unvolljtändiger Ab— 
lieferung, wenn das Schiff feinen Beſtimmungsort erreicht hat, gilt als Preis 
der Marktpreis im Beitimmungshafen am Tage der Einklarierung des Schiffes, 
abzüglich der erfparten Frachten und Koſten. Das Schiff ift nicht verantwort- 
fi für irgendweldyen Verluft am Marktwert, der durch verfpätete oder un- 
richtige Ablieferung verurſacht ift.*“ Wit diefer Rlaufel wird nicht etwa ein 
Beripätungsichaden freigezeichnet. Sie bezieht ſich vielmehr auf die Erfaß- 
leiftung für Werluft und befagt, daß a) für die Preisbildung nicht der in 
88 611, 613 bezeichnete Zeitpunkt, fondern der Tag der Einklarierung maß: 
gebend ift, und b) der Reeder das Gut nadliefern und jo Schadenserjaß- 
anfprüche vermeiden kann (OLG. Hamburg 15. Jan. 04, HanſG3Z. 25, 86). 


8 614. 


Verweifung auf die Chartepartie: I. 2, 254 Ar. 2; netto Kaffe laut Kon- 
noffement: Ar. 1; Empfänger: Ar. 3. 
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8 616. 
Leckage: I. 2, 254; vgl. $ 456 Nr. 8, 9. 


& 619. 


„Ihe freight to be paid on unloading and right delivery of the cargo 
in cash less 1!/ı per cent discount“: 3.2, 254. 


& 621. 
Uusweifungskoften: I. 2, 255. 
8 630. 
Haftung des Verficherers für Diſtanzfracht: I. 2, 255. 
8 637. 
Bom Eharterer ſelbſt ausgebrachter Urreft: I. 2, 255. 
8 643, 


Literatur: f. 3.2, 256. 
Zeichnung mit Empfangsbefcheinigung von Einladung: I. 2, 255. 


8 651. 


1. Konnoffement als Träger des NRedtsverhältniffes zwifchen Verfrachter 
und Empfänger: f. $ 364 Wr. 2; Statutenkollifion: I. 2, 255 8 630 Ubf. 2; Ge- 
feße, Dandelsbräude: F 2, 255 8 651 Nr. 1; am Frachtantrage beteiligter 
Konnofjementsinhaber: Ar. 2; Bedeutung des Konnoſſements, wenn nicht fo ge— 
markte Güter angeboten werden: ir. 3 

2. Die Datierung des Ronnoffements enthält keine nähere Bezeichnung der 
übernommenen Güter im Sinne des $ 652 dahin, daß mit ihr die zeitliche 
Herkunft der Güter (Septemberladung) bezeichnet werde. Es liegt aber in ihr 
gegenüber jedem Erwerber des Ronnoffements die vertragsmäßige Erklärung, 
daß er ſich auf die Richtigkeit des angegebenen Datums verlaffen könne, und 
das Gemwährverfprehen, für die Folgen einer irrigen Datierung aufkommen 
u wollen (RG. 4. Juni 04, HanſG3. 25, 258; ebenfo OLG. Hamburg 10. Dez. 03, 
— 25, 165). 

3. Darin, daß in der Quittung des Empfängers das Gewicht der aus 
dem Seeſchiffe in Empfang genommenen Güter genau angegeben iſt, liegt ein 
Vorbehalt von Anſprüchen wegen eines nad) dem Konnoſſement geſchuldeten 
Mehrquantums nur dann, wenn der Schiffer ein beftimmtes Duantum als 
verfchifft im Ronnoffement anerkannt hat (OLG. Hamburg 8. Okt. 03, HanſG3. 
24, 297). 

4. Die Schadenserfaganfprüce, die der Empfänger des Ronnoffements in- 
folge der unrichtigen Datierung nad der vorftebenden Entfcheidung erheben 
kann, gehen ihm nicht dadurd) verloren, daß er das Ronnoffement mit der Ware 
nadträglih dem Übfender wieder zur Werfügung ftellt (OLG. Hamburg 
10. Dez. 03, HanſG3. 25, 165). 

$ 652, 


1. Maffenartikel: 3. 2, 255. 

2. Die Rlaufel: contents unknown and said to be marked as per margin; 
it is specially stipulated, that no claim is to be made by the shipper or re- 
ceiver for any loss arising from difference in marks, numbers, or contents 
hat diefelbe Bedeutung wie die Klaufeln „Inhalt unbekannt“ ($ 654) und 
„Marken unbekannt”, d. h. der Verfrachter lehnt mit ihr die Haftung für 
die Richtigkeit der Konnoffementsangabe über Bezeichnung, Zahl und Inhalt 
ab, und der Empfänger hat nunmehr durch andere Beweismittel als das im 
Konnoffement befindliche ride ein gie des Schiffers zu beweifen, daß 
die im Ronnoffement bezeichneten Waren verfradhtet worden find (RG. 2. Jan. 04, 
HanſG3. 25, 106). 
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8 654. 
vgl. die Entſcheidungen $ 632 Nr. 2 und J. 2, 255 8 658. 
8 657. 
frei von barratry: I. 2, 256. 
8 658, 
vgl. die Entſcheidung $ 609 Nr. 5. 
8"662. 


Der Reeder haftet dem Ilnterfrachter für die Erfüllung des Unterfradt: 
vertrags nur dann, wenn dem Schiffer von der erfolgten Unterverfrachtung 
Mitteilung gemacht wird, trog Übernahme der Güter und Ausjtellung des Kon- 
noffements (OLG. Hamburg 30. Upril 04, HanſG3. 25, 144). 


Fünfter Abſchnitt. Frachtgeichäft zur Beförderung von Reiſenden. 
8 664. 
Bewahrung der Reifenden vor Beihädigungen: I. 2, 256. 


Sechſter Abſchnitt. Bodmerei. 


Siebenter Abſchnitt. Haverei. 


Erſter Titel, Große Haverei und befondere Haverei. 
Piteratur: |. I. 2, 256. 
8 700. 


8 150 FGG und ordentliher Rechtsweg: I. 2, 256 Ar. 1 = DRG. 1, 162; 
eingetretene, unmittelbar drohende Gefahr: Ar. 3; Beihädigungen durd for- 
ciertes Arbeiten der Mafchine: Nr. 2. 


8 703. 


Menn Ladung und Fradt, nicht aber das Schiff gerettet find, fo findet 
keine Havereigroffe ftatt (RG. 29. April 03, HaniG3. 24, 233). 


8 709. 

1. Der Spruch des zur Taration des Wertes einer befchädigten Ware be- 
rufenen Schiedrichters kann nur wegen manifesta iniquitas angefodhten werden 
(OLG. Hamburg 26. Mai 03, HanſG3. 24, 205). 

2. Durch Feititellung des Wertes entftehende Koften: J. 2, 256. 


8 711. 

Die Bildung eines Marktpreifes für eine Ware ift ausgelchloffen, wenn 
das Geichäft, das mit der Ware am Plate gemacht wird, abfolut unbedeutend 
if. Das kann aber noch nicht aus dem Umjtande hergeleitet werden, daß es 
an — Plätzen viel größer iſt (OLG. Hamburg 26. Mai 03, HanſG3. 
24, 205). 

8 717. 

Daß der Wert des Schiffes durch Sachverſtändige ermittelt werden mülfe, 
wie im Falle des $ 707, iſt nicht anzunehmen (OLG. Hamburg 5. Okt. 00, 
DI2. 7, 56). 

8 728. 

Nachträgliche Anderung der Dispache: J. 2, 257. 
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Zweiter Titel. Schaden durch Zufammenftoß von Schiffen. 


8 734. 
Literatur: |. 3.2, 87; Möller, Verjährung in Kollifionsfadhen, Hanſ63. 25, 237. 

1. 88 734, 485, 486 HGB. und ebenfo 88 92, 3, 4 BinnenSh6. find dis» 
pofitiv. Die darin ftatuierte Haftung für das Verfchulden der Mannfdhaft kann 
dur Wereinbarung ausgefchloffen werden. Dagegen find die Vorfchriiten in 
8 55 Ubf. 2 der Kanalbetriebsordnung für den Kaifer-Wilhelm-Ranal vom 
29. Juli 1901, wonad dieſe Haftung für Dampfer der Ranalverwaltung aus- 
geichloffen wird, als mit $ 734 HGB. im Widerfprucd ftehende Verwaltungs- 
vorjehriften ungültig (OLG. Kiel 9. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 113). 


2. Die Beitimmungen des deutfchen Rechts über die Worausfeßungen und 
den Umfang der Haftung des NReeders für Kollifionsfhäden haben für die 
deutihen Gerichte zwingenden, abfoluten Charakter, fo daß fie die Haftung 
des Needers nur infoweit anerkennen können, als das Redt des eigenen 
Landes fie ftatuiert (RG. 12. Juli 86, RG3. 19, 10). Daher kann nicht der 
deutfche Schiffer, dem im fremden Hafen ein fremder Zwangslotfe beigegeben war, 
für den von diefem verjhuldeten Zufammenitoß haftbar gemadt werden, da das 
nad deutihem Recht unzuläffig iſt. — Bei einem auf deutfchem Gebiet er- 
folgten Zufammenftoß ift deutiches Redt auch dann maßgebend, wenn beide 
Schiffe fremder Nationalität find (RG. 30. Mai 88, RG3. 21, 136). Ebenfo, 
wenn ein fremdes, vom Zwanaslotien geführtes Schiff mit einem fremden in 
einem fremden Hafen zufammenitößt (RG. 9. Juli 92, R63. 29, 90); desgleidhen, 
wenn fremde Schiffe verfchiedener Nationalität auf fremdem Gebiet zufammen: 
ftoßen (RG. 10. Nov. 00). Dagegen ift das Flaggrecht anzuwenden, wenn 
fremde Schiffe derfelben Nationalität oder zwei Schiffe verfchiedener Natio- 
nalität, auf die aber dasfelbe Gefet anzuwenden tt (3.8. Schweden-Norwegen), 
auf offener See zufammenitoßen (RG. 18. Nov. 01, IW. 31, 35 — HanſGZ3. 
23, 57 = RG3. 49, 182). 

3. Nachträgliche Fortfegung der Reife: J. 2, 257 Nr. 10, 

4, Das befhädigte Schiff kann Erfat des tarierten Schadens aud dann 
verlangen, wenn es Reparaturen nicht vorgenommen hat. — Zwecentipredhende 
Auslagen für die Reife eines Erperten zur Herbeiführung einer gütlichen 
Einigung find dem beſchädigten Schiff zu erftatten (OLG. Hamburg 11. Nov. 03, 
Hanf63. 24, 310). 

5. Kleinere Fahrzeuge find verpflichtet, beim Herannahen größerer aus 
dem Wege zu geben (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, HanſGZ. 25, 79; val. 
J. 2, 257 Ar. 3). 

6. Die Führer von Seefchiffen, die verholen wollen, find nicht verpflichtet, 
auf allen Fahrzeugen, die möglicherweife die Pafjage beeinträchtigen könnten, 
vor dem Verholen Beicheid zu fagen. Vielmehr muß beim Hinlegen von Fabr- 
zeugen von ihnen auf das Freibleiben der Fahritraße Rückficht genommen 
werden, und wenn fie fie dennoch beengen, fo müffen fie darauf eingerichtet fein, 
beim Herannahen von Schiffen ſich auf deren Warnungszeichen rechtzeitig weg- 
legen zu können (OLG. Hamburg 25. Tan. 04, Hanf63. 25, 91; vgl. J. 2, 257 
Nr. 7. — U M: OLG. Hamburg 13. Jan. 04, HanſG3. 25, 69). 

7. Wenn fi) zwei Schuten nebeneinander hinlegen, nadts keine Lichter 
führen und infolgedeffen die eine Schute von einem vorüberfahrenden Seeſchiffe 
fo gegen die andere gedrückt wird, daß diefe havariert, fo kann die letztere 

egen die andere Schute daraus keinen Schädenanfprud) herleiten, daß fie Rein 
!icht geführt hat, weil fie denfelben Fehler begangen hat (OLG. Hamburg 
3. Febr. 04, HanſG3. 25, 126). 

8 Un fi bat bei der Kollifion zwifchen einem feitliegenden und einem 
in Fahrt befindlichen Schiffe ſich das leßtere zu erkulpieren. Brannten aber 
bei dem feitliegenden Schiffe die Lichter ſchlecht, ſo daß ungewiß tft, ob es 
jihtbar war, fo liegt ihm der Beweis dafür ob, daß es vom fahrenden Schiffe 
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ſchuldhaft angerannt worden iſt (RG. 27. Febr. 04, HanſG3. 25, 188; ebenfo 
3. 2, 258 Ur. 12; dafelbft auch unbeleuchtete Fahrzeuge im Hamburger Hafen). 

9. Desgleihen hat, wenn das feltliegende Schiff an einer verbotenen 
Stelle ankerte, es den Beweis zu führen, daß dieſe Übertretung eines Ver— 
botes feiner Befaßung nidt zum Verſchulden gereihe. Dabei ift aber nicht 
das Verhalten einer jeden einzelnen Perſon der Sciffsbefagung für fich allein 
zu prüfen, fondern es ift zu erörtern, ob nicht gerade unter den obwaltenden 
Umftänden das Zufammenwirken oder das unterlaffene Zufammenwirken 
diefer Berfonen den Unfall herbeigeführt hat (RG. 4. Mai 04, HanſG3. 25, 212; 
ebenjo 7. 2, 258 Nr. 13). 

10. Unter Verkehrswaſſerſtraße im Sinne des $ 21 des Hamburger Hafen: 
gejeßes find alle jchiffbaren Gewäſſer zu verftehen, in denen das Fahren nicht 
obrigkeitlicdy verboten ift, oder die nicht mit obrigkeitliher Genehmigung als 
Liegepläße verwendet werden. Auf leßteren ift das Legen von Troffen ge- 
itattet (OLG. Hamburg 14. Okt. 03, HanſGZ3. 24, 312). 

11. Sachgemäßes Verbalten beim Überholen: 3. 2, 257 Nr. 4; Baflieren 
der Hamburger Brücken; Verhalten beim Begegnen: Ar. 9; beim Kreuzen im 
Hamburger Hafen: HaniG3. 24, 33; Fahrgeſchwindigkeit bei Nebel: I. 2, 257 
Nr. 5; Verhalten bei plößlichem Hineinlaufen in eine Nebelbank: OLG. Ham- 
burg — Febr. 03, HanfG3. 24, 9, beſtätigt durch NG. 23. Sept. 03, HanfG3. 
24, 294. 


Raiferlide Verordnung vom 9. Juni 1897: 


12. Die Kaif. VO. vom 9. Juni 97 zur Verhütung des Zufammenftoßens 
von Schiffen gilt auch für fogenannte Benzin-Motor-Barkaffen, weil fie 
308 Mafcinenkraft bewegte Fahrzeuge find (OLG. Hamburg 22. März 99, 

33.5, 9). 

In $ 16 Ubf. 2 der Raif. VD. ift der Paſſus: „fofern die Umftände dies 
geftatten“, fo zu verftehen, daß er in der Megative lauten müßte: fofern nicht 
die Umftände dies verbieten (RG. 25. Juni 02, RN63. 52, 87 — IM. 31, 427). 

13. Die beiden roten Lichter des Art. 4 brauchen nicht ſchon fofort beim 
Auflaufen auf Grund gejeßt zu werden. Es iſt vielmehr eine angemeffene 
Friſt zu gewähren, bis fejtgeftellt ift, ob das Schiff wirklich feitiigt, und 
bis * Laternen fertig gemächt find (OLG. Hamburg 20. Nov. 03, HanſG3. 
25, 30). 

14. Die Trage, was als mäßige Gefhwindigkeit anzufehen fei (Art. 16), 
ift für jeden einzelnen Fall zu beantworten nach der PDichtigkeit des Nebels, 
nah Wind, Wetter und Seegang, nah Größe, Bauart und Manövrierfähig- 
keit des Schiffes, nach der Frequenz der Ortlichkeit uw. (OLG. Hamburg 
14. Dez. 03, HanſG3. 25, 167). 

15. Es iſt nit angängig, das Verhalten eines Schiffes gegenüber der 
Vorschrift des Art. 25 der Kaif. VD. bei feiner Fahrt in engem Fahrwaſſer 
in Raufalitätsbeziehung zu fegen zu einem Unfalle, der fi in geraumer Ent- 
fernung von der Ausmündung diefes engen WYahrwaflers in die Elbe zu- 
getragen bat (KG. 7. Juli 00, IM. 29, 669). 

16. Urt. 27 der Kaif. VD. ift in feiner fachlichen re 
m Schiffe fremder Nationalität anzuwenden (RG. 10. Nov. 00, IM. 

17. Der Gebrauch der in Art. 28 der Raif. WO. bezeichneten Signale ohne 
die anfchließende Ausführung der mit ihnen angedeuteten Handlung enthält 
einen Berftoß gegen Art. 28 RG. 23. Okt. 01, IW. 30, 852). 

18, Die VBorfchrift des Art. 28 der Kaiſ. VO., daß Rursänderungen fignali- 
ftert werden follen, bezieht fih nur auf Fahrzeuge, die einander anfichtig find. 
Trogdem kann unter Umftänden auch einem nicht fichtbaren Schiffe gegenüber 
das Unterlaſſen des Signals ein Werichulden enthalten (RG. 19. Dez. 03, 
Hani62. 25, 114). 
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Geſchleppte Schiffe: 

19. Kommando des Schlepperkapitäns; nautifche Einheit: I. 2, 257 Wr. 1; 
Lotſe beim Berholen eines Seeſchiffes: Ar. 6; Verhalten des geichleppten 
Schiffes bei KRollifionsgefahr: Ar. 8; Haftung des Schleppers: Wir. 2. 

20. Es iſt für einen Schleppzug ein gefährliches Unternehmen und des- 
halb dem Schlepper als Verſchulden anzurechnen, wenn er bei berrfchendem 
ichwerem Eisgange mit drei [wer beladenen Fahrzeugen die Elbe quert. Der 
Schiffer hat daher für den dabei entitehenden Schaden aufzukommen. Dabei 
ift es nicht nötig, daß er den infolge feines Mangels an Sorgfalt gerade ein- 
getretenen jchadenbringenden Erfolg vorausgefehen hat oder habe vorausfehen 
müffen. Es genügt die objektive Möglichkeit des Erfolgs, um feine zivil- 
rechtliche Zurechenbarkeit zu begründen (OLG. Hamburg 1. Febr. 04, HanſG3. 
25, 105). 

21. Im Fahrenlaſſen eines fehr langen Schleppzugs liegt dann kein Ver— 
fhulden, wenn derartig lange Schleppzüge zwar Rt aber im Verkehr 
üblich) und gefeglich nicht verboten find (RG. 9. Mat 03, Hanf63. 24, 247). 

22. Im Brozeffe eines geichleppten Dampfers gegen feinen Sclepper 
wegen einer Kollifion ift die Mebenintervention eines dritten Dampfers, der 
befhuldigt wird, die Kollifion feinerfeits verfchuldet au haben, mangels des 
rechtlichen Intereffes nicht zuläffig (OLG. Hamburg 27. Okt. 03, Hanf. 25, 11, 
beitätigt durh RG. 9. Tan. 04, Banfo2. 25, 72). 


8 735. 


1. Der Eigentümer der Ladung eines an einer Rollifion mitfchuldigen 
Schiffes kann feinen Schaden felbjt dann voll einklagen, wenn die Ladung 
für Rechnung des NReeders dieſes Schiffes verfichert ift (DLG. Hamburg 
24. März 03, HanſG3. 24, 300). 

2. Reeder, der zugleich Ladungseigentümer ift: J. 2, 358 Ar. 1; Verbält- 
nis der Reeder und Sciffseigner untereinander und zu den Yadungsbeteiligten: 
Nr. 2 = Grudotsßeitr. 47, 1014 — Recht 8, 23; Maß und Schema des beider: 
feitigen Verfchuldens: Ar. 3 = DT23. 8, 223 = HanſG3. 24, 285). 

3. Kollidiert ein Schleppzug mit einem dritten Schiff infolge Verfchuldens 
fowohl des Schleppers als auch des geichleppten Schiffs, fo ift der Schaden 
unter beide zu verteilen (RG. 14. Febr. 03, HanſG3. 24, 286). 

4. Bei der Abwägung der beiderfeitigen Schuld kann unter Umftänden 
das Verfchulden des einen Teils im Vergleich mit dem Verfchulden des andern 
Teils fo geringfügig eriheinen, daß von einer Verteilung des Schadens ganz 
Abſtand genommen werden kann (RG. 24. Okt. 03, HanſG3. 25, 54). 


8 738. 


1. —— — iſt der Lotſe, den der Schiffer zufolge obrigkeitlicher An— 
ordnung an Bord nehmen muß und deſſen Befehle betreffend die Navigierung 
befolgt werden müſſen. Er gehört nicht zur Beſatzung und der Reeder des 
von ihm gelotſten Schiffes haftet nicht aus dem von ihm verurſachten Zu— 
ſammenſtoße. Derſelbe Grundſatz gilt für den Zwangsſchlepper (DVG. Kiel 
22. Sept. 04, SchlHolſt Anz. 04, 323). 

2. Eingreifen des KRapitäns in Manöver des Zwangslotfen: I. 2, 258. 


Achter Abjchnitt. Bergung und Hilfsleiftung in Seenot. 


8 740, 
Lireratur: 1. I. 2, 258. 
1. Manövrierunfähiges Schiff im Sclepptau; Seenot: T. 2, 259 Nr. 2; 
wann ift Bergelohn verdient: Ar. 5; Rettung eines von der Mannſchaft ver- 
laffenen Schiffes: Ar. 1; Lotfendienjte als Hilfeleiftungen: Ar. 6; Errettung 
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der Mannſchaft: Ar. 3 = DTI2. 9, 79; Vertrag über Hilfslohn zwiſchen Schiffen 
derjelben Reederei: Ar. 4; Hüfeleiftung eines Strandvogts: f. bei $41 StrandO. 

2. Regelmäßige Bedingung einer Hilfslohnforderung ijt der Erfolg (RG. 
in Hanf63. 14, 77, Seuffll. 49 Ar. 182), Daher iſt für den erfolglos ge- 
bliebenen Verſuch, einen fejtgeratenen Dampfer abzufchleppen, keine Vergütung 
zu zahlen (OLG. Hamburg 23. Jan. 04, HanſG3. 25, 80). 

3. Der Anſpruch auf Hilfslohn feßt nicht voraus, daß eine unmittelbare 
Notlage für das gerettete Schiff vorliegt. Es genügt, wenn bei vernünftiger 
Beurteilung der gegebenen Berhältniffe mit Grund von den Beteiligten an- 
genommen werden durfte, daß im Falle des Unterbleibens von Maßnahmen 
zur Entfernung des in hilflofem Zuſtande befindlihen Schiffes von der Unfall: 
jtelle diefes der Gefahr des Unterganges oder der Beihädigung ausgefeßt fein 
werde (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, HanſG3. 25, 163). 

3. Iſt die Strandung eines geichleppten Schiffes auf ein Verſchulden 
fowohl des Scleppers als der Befagung des geichleppten Schiffes zurüd- 
zuführen, fo hat der Schlepper nur einen Teil des Hilfslohns zu beanfpruden; 
auch muß er für einen feiner Schuld entiprechenden Teil des dem gefchleppten 
Schiffe erwacjienen Schadens aufkommen (OLG. Hamburg 27. Upril 04, Hanf- 
63. 25, 157). g 741 


Unfehtung wegen Übermaßes: I. 2, 25 
8 742. 

1. Wegen der Höhe des Hilfslohns f. OLG. Hamburg 10. Mai 04, 21. 
Nov. 03, 9. Mai 04, HanfG3. 25, 110; 25,23; 25, 213; LG. Hamburg 29. Juni 01, 
HaniG2. 25, 254, 255; f. ferner 7. 2, 259. 

2. Die Forderung auf Hilfslohn ift mit 5%o zu verzinfen (OLG. Hamburg 
10. Mai 04, HanſG3. 25, 110; ebenfo I. 2, 231 $ 352 Wr. 3). 

8 744. 
Für Hilfeleiftungen in Seenot befonders gebauter Dampfer: J. 2, 259. 


8 748, 


Verteilung des Hilfslohns auf mehrere an der Hilfeleiftung beteiligte Par— 
teien (LG. Hamburg 29. Juni 01, HanſG3. 25, 253). 


8 749. 


Koſten des wegen des Hilfslohns geführten Prozeffes im Verhältniffe zwi- 
ichen Reeder und Eharterer: J. 2, 259. 


Neunter Abjchnitt. Sciffsgläubiger. 


8 754. 
N Ahmann, Die rechtlihe Stellung der Schiffsgläubiger, Berlin 1903; f. ferner 
2 


nn 


Kaigebühren: I. 2, 260. 
Begriff der Reife: 7. 2, 260. 


Zehnter Abjchnitt. Verſicherung gegen die Gefahren der Seeidhiffahrt. 


Literatur: Steveking, Der Entwurf eines Reichsgefehes betr. Mbänberung ber Vorſchriften des 
HGB. über Die Seeverficherung, Goldſchmidts 3. 55, 145; f. ferner J. 2, 260. 


Erfter Titel. Allgemeine Vorfchriften. 


8 779. 


Nücverfiherung durch einen Verfiherungsvertrag oder Gefellichaftsver- 
hältnis: 3. 2, 260 = DI2. 8, 525. 


8 757. 
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8 784. 


1. Der Inhalt der Berficherungspolice ift für den Berficherungsvertrag 
maßgebend. Stüßt ſich eine Partei auf davon abweidyende Beitimmungen, fo 
muß fie entweder nacweifen, daß diefe Beftimmungen von beiden Parteien 
gewollt feien und deshalb die Police infoweit mit dem Wertrag nicht überein- 
ftimme, oder aber fie muß die Police nad 8 119 BGB. anfehten. Dabei 
ipricht aber der Umjtand, daß die Police zur Übertragung an Dritte von vorn- 
herein bejtimmt war, gegen das Borhandenfein von in ihr nicht enthaltenen 
Beitimmungen (OLG. Hamburg 26. Mai 02, —— 24, 205). 

2. Zurückbehaltungsrecht an der Police: J. 2, 260 


8 788. 
Begriff der Doppelverfiherung: J. 2, 260 Ar. 1; „laufende” Police: Ar. 2 


8 801. 

Bleibt der gemäß $ 133 der Allgemeinen Geeverficherungsbedingungen 
ermittelte Schaden unter der Tarfumme der Police oder gebt er über fie 
binaus, fo ift das ohne Einfluß darauf, ob für den neben den Gütern nod 
mit verficherten imaginären Gewinn Erſatz zu leiten ift (HanfG3. 24, 205). 


8 804. 
Zahlung des re sbetrags ihon vor Eintritt der Vorausſetzungen 
der 88 838, 839: 5. 2, 261 Entitehung des Herauszahlungsanipruds 
gegen den Verficherten; uk: Ar. 2; anderweitige WVerficherungen: Ar. 3 


Zweiter Titel. Anzeigen bei dem Abſchluſſe des Vertrags. 
Riteratur: ſ. I. 2, 261 
8 806. 


1. Unzeigepflicht des WVerficherers? I. 2, 261. 
2. Eine Deckslaft von etwa Vs der Ladung ift ein Umftand, der nadı 
8 806 anzuzeigen iſt (OLG. Hamburg 20. Febr. 04, HanſG3. 25, 129). 


Dritter Titel. 
Verpflichtungen des Verfiherten aus dem Verjiherungsvertrage. 
8 813. 


Megfahrt des auslaufenden Schiffs aus dem Beftimmungshafen und Rück— 
kehr dahin: 3. 2, 261. 
8 819, 


Die Beitimmung des Art. 3 8 130 der Wllgemeinen Seeverjiherungs- 
bedingung iſt zwar ihrer Kaffung nad zwingend, doch geht aus $ 131 Abi. 5 
hervor, daß der entgegen $ 130 ohne Reparatur vorgenommene Verkauf des 
Schiffs durch den Verficherten nicht etwa die Werwirkung aller Rechte aus der 
Verficherung für ihn im Gefolge hat, fondern nur bewirkt, daß der Verkauf 
nicht als für Rechnung des Verficherers vorgenommen gilt, fo daß der Ver— 
ficherte alfo nicht berechtigt ift, die Zahlung des Unterfchieds zwiichen dem 
Verkaufserlöfe und der Berfiherungsfumme zu fordern, fondern nur das in 8 131 
Abſ. 5 gewährte Recht hat. Das gilt aud dann, wenn durch befondere Ver— 
einbarung dem Abſ. 2 $ 130 die zwingende Faſſung des Abſ. 3 gegeben 
worden ilt. — Daß eine Rondemnation des Schiffes ftattgefunden habe, ift 
nicht notwendige Vorausfegung für die Anwendung des 8 131 Abf.5. — Iſt 
der Verficherte zur Reparatur nicht verpflichtet, jo gebührt der Erlös ihm 
allein, nicht auch anteilig dem Verſicherer (OLG. Hamburg 13. Juni 08, 
HanſG3. 24, 177; beftätigt durh RG. 2. Jan. 04, HanſG3. 25, 108 — RG2. 
56, 249). 
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Vierter Titel. Umfang der Gefahr. 


8 820. 


Durch die Ibernahme einer Raskoverficherung mit der Klaufel: „Die Ver: 
fiherung validiert zu denfelben Bedingungen, zu denen ein Teil des Kaskos 
bei Lloyds in London gedeckt ift, und verpflichtet fi) demgemäß der Ver— 
ficherer, etwaige Havarien in gleicher Weife zu regulieren wie Lloyds in London 
den dort gedeckten Teil des Kaskos reguliert haben“, übernimmt der Ver- 
ficherer die Regelung auch des etwa eintretenden Totalfhadens und erkennt 
er ferner an, daß nicht das Beſtehen einer gewilfen Verpflichtung von Lloyds, 
fondern deren tatfächlihes Handeln für die Schadenserfaganfprüde gegen ihn 
maßgebend fein foll (OLG. Hamburg 5. Jan. 04, HanſG3. 25, 49). 

„Auf behaltene Ankunft”: J. 2, 261 Ar. 1; „Auf behaltene Ankunft bzw. 
auf behaltenen Zuſtand“: Ar. 2; ,‚Verſicherung gilt nur für Seegeſetze“: Ar. 3. 

Das einen Schaden verurſachende „Stoßen“ des Schiffs im Sinne des 
8 19 Abſ. 4 der Bremifchen Seeverficherungsbedingungen liegt nit nur dann 
vor, wenn der Rumpf des Schiffs, fondern audy dann, wenn überhaupt irgend 
ein in der direkten Berührung von außen ausgefeßer a B. aud 
die Schraube, auf einen harten Gegenitand aufprallt. Diefer Gegenftand 
braucht kein fremder, ohne Verbindung mit dem Schiffe frei treibender zu fein, 
fondern kann aud zum Schiff felbjt gehören [Scarrbrett] (OLG. Hamburg 
2. Dez. 03, HanſG3. 25, 37). 

8 821. 


1. Seeuntücdtigkeit: 3. 2, 262 Nr. 2, 3; Kenntnis des Verficherten davon: 
Nr. 1; Konkurrenz von fehlerhafter Verladung und Schiffsunfall: Ar. 4. 

2. Durch DOffenlaffen der Großluke wird ein mit Deck verfehenes Schiff 
noch nicht zu einem offenen, fo daß die unter der Vorausfegung eines Des 
geichloffene Werficherung dadurch noch nicht hinfällig wird (OLG. Hamburg 
20. Febr. 04, Hani63. 25, 129). 


& 835. 
Drt der Dispade: I. 2, 262. 

& 837. 
Vertragsmäßige Dispadeure: J. 2, 262. 

8 850. 
Totalverluft: 3.2, 261 $ 820 Ar. 2, 3. 

8 851. 


Berfiherungsredtlicher a el der Beihädiaung: 3. 2, 262; dagegen: 

Das Kriterium zwiſchen Verluſt und Beihädigung im Sinne der See— 
verfiherung ift der Wirkung der fchadenbringenden Urſache zu entnehmen. 
Charakterifiert fie fich als eine foldye, die das Gut zwar anpreift, aber erjt 
durch die unbehinderte Dauer der Einwirkung zum völligen Verluſte führt, 
fo wird in der Regel nur Befchädigung angenommen. Daher kann Total: 
verluft in frachtreditlihdem Sinne immer nod als Beihädigung im Sinne des 
$ 851, alfo im verficherungsrectlihen Sinne gelten (R®. 20. Juni 04, HanſG3. 
25, 115 = R63. 56, 400, in Beltätigung von DLG. Hamburg 20. Juni 03, 
HanſG3. 24, 261). 


Fünfter Titel. Umfang des Schadens. 


8 854, 

1. vgl. $ 850. 

2. Totalverluft liegt nicht nur bei abfoluter Unmöglichkeit der Wieder- 
erlangung des Schiffs, fondern aud dann vor, wenn feine Wiedererlangung 
nad der objektiven Sachlage — nicht nad der fubjektiven Auffaffung der 
Beteiligten — als durhaus unwahrjcheinlid anzufehen ift, wofür 3. B. der 
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Umſtand ein Indiz abgibt, daß vorausfichtlich der zufammengerechnete Betrag 
der Bergungs- und Reparaturkoften den Wert des Schiffes überfteigen würde. 
Diefe Unwahrfcheinlichkeit bejteht aber nicht, wenn eine Beraungsgefellfchaft 
die Bergung als ausfichtslos aufgegeben, die Werficherungsgefellfhaft aber fo- 
fort einen anderen mit der Bergung beauftragt und dies den Beteiligten an- 
gegeigt hat (OLG. Hamburg 17. Mai 04, HanſG3. 25, 241). 

. Dadurd, daß eine Verfiherungsgejellfihaft auf ihre eigenen Koften das 
bereits verloren gegebene Schiff noch rettet, verhindert fie den Eintritt eines 
Totalverluftes mindeitens dann, wenn zwifchen dem Sinken bzw. dem erften 
erfolglos gebliebenen Hebungsverfuhe und der durd fie vorgenommenen Hebung 
keine längere Friſt verftrichen tft (f. Enticheidungen wie zu 2). 

4. Totalverluft kann dann nicht vorliegen, wenn das Schiff nad) den Be- 
ftimmungen des HGB. als reparaturunwürdig kondemniert ift (diefelbe Ent- 
Iheidung wie zu 2). 

5. Eine ſolche Rondemnierung liegt nur dann vor, wenn in dem gericht: 
lien Beichluffe, der die Reparaturunwürdigkeit feititellt, ausdrücklich auch 
die Befugnis zum Verkaufe des Schiffes erteilt wird (diefelbe Entſcheidung 
wie zu 2). 

6. Iſt beftimmt, daß der verficherte Betrag als Totalfhaden bezahlt 
werden foll, falls das Schiff total verloren geht oder falls die Reparaturtare 
mehr als einen bejtimmten Betrag (7500 der Verficherungstare der Hamburger 
Raskopolice) überjteigen würde, und hat der Verficherer das vom Verficherten 
verloren gegebene Schiff auf feine Koſten geborgen, fo find die Hebungskoiten 
bei der Beam des Umfanges der Reparaturkojten nicht mit zu berück- 
fihtigen. Dabei kann aucd dem Verficherer nicht der Vorwurf gemacht werden, 
daß er dadurd, daß er die Hebung felbft hat vornehmen laffen, den Eintritt 
der Bedingungen (Totalverlujt oder bejtimmte Höhe der Reparaturkoften) wider 
Treu und Glauben verhindert hat, an die der Verficherungsfall geknüpft ijt 
(diefelbe Entjheidung wie zu 2). 

7. Wird ein Dampfer nad) Verluft der Schrauben und naddem die 
Ventile und Schrauben geöffnet waren, auf offener See von der Mannfchaft 
verlaffen und gehen dann keine Nadrichten über ihn mehr ein, fo liegt Total- 
verluft vor (080. Hamburg 28. März 04, HanſG3. 25, 145). 


8 860, 

Der Verficherer von imaginärem Gewinn hat den Beitrag, den der Ver— 
fiherte zur Havariegroffe hat zahlen müffen, weder ganz noch zum Teil zu 
tragen, braudt ihn fi) alfo auch nicht auf den ihm zukommenden Überfhuß 
anrechnen zu laffen (OLG. Hamburg 11. Dez. 03, HanfG3. 25, 64). 


8 861. 


g 879. 


Ebenfo wie bei einem Totalverluft in Unfehung des imaginären Gewinns 
nad) $ 860 oder bei Totalverluft eines Teils der Güter nad $ 879 Abf. 3 ift 
auch bei Ankunft der Güter in beihädigtem Zuftande der Iberfhuß, den ihr 
Verkaufserlös und die Havariegroffe über den Verfiherungswert hinaus er— 
geben haben, von der Verfiherungsfumme des imaginären Gewinns in Abzug 
zu bringen (OLG. Hamburg 28. Febr. 03, HanſG3. 25, 153). 


Riteratur: ſ. I. 2, 263. 


Sechſter Titel. Bezahlung des Schadens. 
8 884. 

Nach $ 60 der Allgemeinen Seeverfiherungsbedingungen hat der Verficherte 
für Hebung des gefunkenen Sciffes zu forgen. Übernahm aber der Verficherer 
nach Undienung des Schadens die Hebung, fo ijt darin nur die Übernahme 
des Auftrags zur BBeftellung eines Tauchers zwecks Vornahme der Hebung, 
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nicht die Ibernahme eines Werkvertrags zu finden, fo daß alfo der WVerficherer 
für den Erfolg der Hebung nicht einjteht (OLG. Hamburg 30. Sept. 03, HanſG3. 
275). 


$ 886. 

Menn jemand, der als Uffekuranzvermittler Rückverficherungsverträge mit 
einer englifhen Gefellihaft vermittelt, dabei die Policen in den Händen be- 
hält und gegenüber den Rüdkverficherern als Verfiherungsnehmer auftritt, fo 
kann er zwar gemäß $ 866 auch ohne Vollmacht die Verficherungsgelder er- 
heben, Inhaber der Forderung darauf ift aber die rückverficherte Geſellſchaft 
allein, fo daß fie bei Ausbruch des Konkurſes zu deren Vermögen einen Be— 
ftandteil der Konkursmaſſe bildet. Der Afjfekurangvermittler kann aud nicht 
— die ihm gegen die verſicherte Geſellſchaft zuſtehen, gegen die 

onkursforderung auf Zahlung des Verſicherungsbetrags aufrechnen. Eben— 
ſowenig ſteht ihm ein Zurückbehaltungsrecht an den Policen zu, da fie nicht 
als beweglihe Sache nody als Wertpapier ($ 369 HGB.) gelten können. Nur 
Forderungen, die fich auf den verficherten Gegenstand felbjt beziehen, jene 3. B. 
auf Erfaß der von ihm dafür verlegten Prämien, gewähren nad 8 388 ein 
Zurükbehaltungsredt (OLG. Hamburg 19. Mai 03, Santoa. 24, 193). 


8 891. 
Abtretung der Rechte aus dem Geeverfiherungsvertrage: J. 2, 263. 


Siebenter Titel. Aufhebung der Verfiherung und Rückzahlung der 
Prämie, 


8 898. 


Aufrehnung der dem Werfiherten durch anderweitige Werfiherung nad 
en — — entſtandenen Koſten gegen Prämienforderung: 


J.2 Nr. 1, 


Einführungsgeſetz zum Handelsgeſetzbuche. 
Art. 1. 


1. Urt. 1 Abf. 2 EGSGB. ordnet nur das Inkrafttreten des VI. Ab— 
ſchnitts J Buchs HGB. vom 1. Januar 1898 ab an, ohne mittelbar oder un- 
mittelbar zu erkennen zu geben, daß daneben das neue BGB. ergänzend in 
Kraft treten folle. Deshalb ift für die Zeit vom 1. Januar 1898 bis zum 
31. Dezember 1899 das frühere bürgerliche Recht zur Ergänzung heranzuziehen 
(R6. 30. Mai 00, ZW. 29, 251; ebenfo RG. 4. Nov. 02, IM. 29, 634; RO. 
14. Juni 00, SähfArd. 10, 474). 

2. Daher findet auch Urt. 171 EGBGB. auf handelsrechtliche Dienftverhält: 
niffe vor dem 1. Januar 1900 keine Anwendung (RG. 27. Okt. 00, IW. 29, 855). 


Art. 2 


1. Auf Grund von Art. 1 ift vom 1. Januar 1900 ab ergänzend das neue 
bürgerliche Recht, insbefondere auch auf während der Übergangszeit laufende 
Dienftverhältniffe Art. 171 EGBGB. anzuwenden (OLG. Stettin 1. Nov. 00, 
DLG. 1, 436 — Recht 5, 47). 

2; Ebenfo gilt vom 1. Januar 1900 ab Art. 170 EGBGB. für laufende 
bandelsrechtlihe Schuldverhältniffe, insbefondere für Gefellihaften (OLG. Bam- 
an A Febr. 01, OLG. 3, 276; vgl. DLG. Dresden 12. Mai 02, ZUktG. 10, 41 

echt 6, 614). 

3. Nah) $22 BGB. in Verb. mit Art. 2 EGSGB. unterliegt es keinem Be- 
denken, daß eine Aktiengefellfchaft für die unerlaubte Handlung ihres Vor: 


Warneyer, Jahrbuch der Entſcheldungen. 3. Jahrg. 19 
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ftandes gemäß $ 31 BGB. haftet, wonad ein Werein verantwortlich ift für 
den Schaden, den der Vorftand dur eine in Ausführung der ihm zuftehenden 
Verrichtungen begangene, zum Schadenerfaß verpflichtende Handlung einem 
Dritten zufügte (RG. 23. Tan. 03, ElſLoth3. 29, 189 — Redt 7, 235 — IM. 
32 B. 39 — D33. 8, 223 — Bank A. 3, 143). 

4. Bei Unjtellung eines Reifenden in einem nad Inkrafttreten des BGB. 
errichteten Wertrage, der auf 3, 6, 9 Jahre mit 6Gmonatlicher Kündigung vor 
Ublauf jeder Vertragsperiode abgeichloffen worden tft und deffen leßte, nicht 
gekündigte Vertragsperiode in die Zeit nad jenem Inkrafttreten fällt, find 
die Rechte des NReifenden aus einem in diefelbe Vertragsperiode fallenden Ver— 
— des Reiſenden nad neuem Recht zu beurteilen (OLG. Kolmar 
7. Nov. 02, Eljloth3. 28, 460 — Recht 6, 590). 

5. Das BGB. findet aud auf eine Gefellihaft mit beichränkter Haftung 
Anwendung, infoweit nit das H6B., EGHGB. und das GmbHG. anders 
beftimmen (86. 2. Dez. 01, DI3.4 A 105 = Redt 6, 270). 


Art. 5. 


Der Beliker eines Bergwerks, der ins Handelsregifter eingetragen ift, ift 
faufmann (RG. 1. Juli 04, JM. 33, 475). 


Art. 9. 


1. Die Borfchrift des $ 9 I EGSGB. Über die er des 8 133f 
in die Novelle zur Gewd. vom 1. Juni 1891 betr. die Beichränkung der 
Mirkfamkeit der Konkurrenzklaufeln gegenüber den Wngeitellten in Ge— 
werbeunternehmen tft nicht, wie der bezüglich der Handelsgefhäfte gleich- 
lautende 8 74 HGB. bereits am 1. Januar 1898, fondern erft am 1. Januar 
1900 in Kraft getreten. 88 133 f. enthalten auch nit infoweit zwingendes 
Recht, jo daß fie aus diefem Grunde auf die am 1. Januar 1900 bejtehenden 
Verträge mit rückwirkender Kraft in Anwendung zu bringen wären (NG. 
12. Okt. 03, Recht 7, 556; vgl. JW. 29, 785). 

2. Die Beitimmungen des $ 75 HGB. find neben dem $ 133 f. Gewd. 
auf technifhe Angeftellte nicht anwendbar (OLG. Karlsruhe 13. März 00, 
DTO. 1, 53 Recht 4, 377). 

3. Der Begriff des offenen Ladens im Sinne des durd Art. 9 EGHGB. 
in die GewO. eingefchobenen 8 15a fett ein Geichäftslokal voraus, worin jeder 
Raufluftige Eintritt erhält. Darauf, ob der Eintritt erft nach vorberigem 
Rlingeln möglid ift, ob das Lokal im Erdgeihoß liegt, ob die Kunden fich 
aus der Bevölkerung im allgemeinen oder nur aus bejtimmten Berfonenkreifen 
zufammenfegen, kommt nidts an (RG. 10. Dez. 00, DI3. 6, 215). 


Art. 22, 


1. Die Fortführung der Firma des Redtsvorgängers durd den Erwerber 
eines Handelsgejhäfts ift unzuläffig, wenn die Firma einen ausgeſchriebenen 
Vornamen nicht enthält und zur Zeit des Inkrafttretens des H5GB. nicht ein- 
getragen war. Ebenſo iſt unzuläffig die Anderung der Firma durch Aus— 
ichreibung der Firma des Rechtsvorgängers (RG. 14. Dez. 03, RIU. 4,15 — 
Recht 8, 292). 

2. Auch die vor dem 1. Januar 1900 eingetragenen Firmen unterliegen der 
Löſchung, wenn der Betrieb des Gejhäfts dauernd auf den Umfang des Klein— 
gewerbes herabgefunken ijt (AG. 14. März 04, Recht 8, 256). 

8. Entgegen zu Staub (Zufaß zu $ 20 ©. 123), der annimmt, daß die Vor: 
ausfeßungen des Art. 22 Ubf. 2 auch dann vorliegen können, wenn weder eine 
Mehrheit von Berfonennamen, noh im wejentlihen nur Perfonennamen in 
der Firma enthalten find, tft anzunehmen, daß die Zumutung, daß eine Aktien- 
aefellfhaft ihre langjährige Firma ändere, nur für gerechtfertigt zu balten 
ift, wenn eine befondere Gefahr der Verwechſſung mit der Firma perjönlich 
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haftender Gefellichafter vorliegt. Bei der Firma „Schroedterfche Brauerei” ift 
das mit Rückſicht auf das Wort „Gefellichaft“ nicht der Fall (LG. Heidelberg 
3. Febr. 00, Holdheims WMSchr. 9, 75). 

4. Urt. 22 Abſ. 1 gewährt den am 1. Januar 1900 eingetragenen Firmen 
nur infoweit Schuß, als fie nad den bisherigen Vorfchriften geführt werden 
durften (RG. 5. Mai 82, ROT. 24 A 163). 


Art. 28. 


Das Vorredt, das in dem aus dem Jahre 1872 ftammenden Statut einer 
Uktiengefellihaft den erjten ar er und ihren Rechtsnachfolgern ein- 
geräumt ift, nämlich daß fie nad) Verhältnis ihrer Zeichnungen bei jeder Er- 
höhung des Aktienkapitals „ein Drittel der neu zu emittierenden Aktien zum 
Nennwert“ zu übernehmen beredtigt find, ift durch Art. 28 EGSGB. aufredt- 
erhalten (RG. 26. Juni 01, ZW. 30, 617). 


10. Eifenbahnverkehrsordnung 
vom 26. Oktober 1899. 


Literatur: Eger, Rommentar, 2. Aufl., Berlin 1901; Hertzer, besgl., Berlin 1902; Gorbden, 
desgl., Berlin 100; Gareis, Handausgabe, Gießen 1900; Coermann, Erläuterungen zur 
neuen EifenbTerkd., EifenbE. 16, 175; Laband, Iſt die EifenbVierkD. rechtsgültig? DI3. 
5, 5009; 6, 61; Harburger, dasfelbe Thema, DI}.6, 159; Raufmann, basjelbe Thema, 
DJI3. 6, 185: Großmann, daslelbe Thema, ZWVerEifend®. 01, 549; Scherer, dasielbe 
Thema, IW. 31, 57; Bornhak, dasfelbe Thema, PrBVerwBl. 22, 188; Gerftner, dasfelbe 
Thema, ZVerEiſenbV. 1900, 1537; Reindl, dasfelbe Thema, ZVerElſenbV. 01, 66; ö3, 
dasjelbe Thema, Württ J. 13, 122, 

I. Eingangsbeftimmungen. 


Literatur: Reindl, Das Verordnungsreht des Reichseifenbahnamts nad) Abf. 2 der Eingangs: 
beftimmungen zur EifenbVerkDd. vom 25. Okt. 18%, Eijenb®. 17, 75. 


I. Allgemeine Bejtimmungen. 
86. 


— — aus Transportverweigerung ſ. die Entſcheidung bei $ 453 


8 7. 

Literatur: Baumgarten, Zur Frage, ob fih das Verbot eines Privatübereinkommens nit nur 

I a a fondern aud auf Preiserhöhungen gegenüber den Eifenbahntarifen 

1. Ausjtattungsmöbel, die vom Wohnfige der Eltern der Braut nad dem 
Orte des neu zu begründenden Haushalts verfandt werden, find ohne Rücficht 
darauf, ob fie neu oder alt find, nicht als „Vorzugsgut nad) a rg II“, 
fondern nach dem Tarife „die allgemeine MWagenladungsklaffe Klaffe B* zu 
verfradhten (OLG. Naumburg 18. Dez. 03, Geuffl. 59, 110 — Eifenb€. 20, 337). 

2. Die Folgen unklarer Faffung der Tarifbeitimmungen dürfen nicht auf 
den Abſender abgewälzt werden, fondern fallen der Eifenbahnverwaltung zur 
Laſt (OLG. Dresden 25. Wai 04, Eifenb€. 21, 78). 

3. vgl. die Entſcheidungen Art. 6 Ar. 10, Art. 11 Ar. 1, 4 BernFracht Ub. 


89. 
Literatur: Eger, Die Haftung der Eifenbahn für ihr Perfonal, Eifenb®. 17, 366. 

1. Der Eifenbahnportier, der im Auftrage eines vorgefegten Beamten 
einen trunkenen PBaflagier vom Bahnfteige entfernt, handelt in Ausübung des 
Hausredhts der Eifenbahnverwaltung. Diefe haftet alfo aus einem von ihm 
dabei begangenen Verſehen (RG. 19. Upril 04, EifenbE. 21, 68). 

19* 


292 10. Eifenbahnverkehrsordnung. 


2. Der Eifenbahnfiskus haftet außerkontraktlih für unerlaubte Hand- 
lungen eines WRangierleiters nicht, weil Ddiefer nicht als Willensorgan des 
Fiskus zu eradıten ift GayObLG. 16. Tan. 02, Eifenb®. 19, 207 — Geuffll. 
57, 435). 

II. Beförderung von Perfonen. 


Literatur: Eger, Der Berfonenbeförberungsvertrag der Eifenbahn nah dem neuen HGB. und 
ber EifenbWerkDd., DI3.6, 107; Weber, Die Perionenbeförberung auf Eifenbahnen, Ver: 
EiſenbV. 1902, 146. g 12. 


Literatur: Benersdorf, Die rechtliche Natur der Eifenbabhnfahrkarte, Berlin 1903; berjelbe, 
Die Eifenbahnfahrkarte als Legitimationszeihen, EiſenbE. 20, 79. 


8 15. 


Das Hausredt in den Warteräumen der Eifenbahn fteht dem Stations- 
beamten zu, dem Bahnhofswirte dagegen nur dann, wenn ihm die Aufrecdht- 
erhaltung der Ordnung in den Bewirtungsräumen ausdrüklid zur Pflicht 
emacht worden iſt (RG. 23. Wärz 03, EiſenbE. 20, 151 — IW. 32, 320 — 
RGESt. 36, 188). 

8 17. 


Literatur: Eger, Die Zahl ber Pläße der aufzunehmenden Perſonen ift nicht beftimmt, die Eiſen⸗ 
bahn haftet deshalb auch nicht für en: 273.7, 3; a. M.: Herger, DI3.7, 218; 
Gorben, Eifenb@. 18, 290; Holzbedher, ZUer&ifendV. 02, 2, 791. 


g 21. 


Literatur: Gordben, Zur Yuslegung des Art. 21 Ubf. 2 EifenbVerkDd., betr. das Platznehmen in 
Zügen ohne gültige Fahrkarte, Eifenb®. 20, 198; Boethke, Penn ze Erläuterung des 
21 der EifenbVerkd., EifenbE. 21, 87; Holzbeder, $ 21 Abj. 2 der EifenbVerkDd., ZBer- 
JenbV. 02, 663; 03, 1455; Naumann, Dasfelbe Thema, ZBer&ifenbB. 03, 101; v. M. & 21 

Ziff. 2 u. 4 der EifenbahnVerkD., Z3VerEiſenbV. 03, 1392. 


g 28, 


1. Die Beförderung von Zeitungspaketen durch erpreffen Boten als 
Handgepäk im Wagenabteil auf der Eifenbahn ift nah $ 2 des RG. vom 
28. Okt. 71 nicht verboten, wohl aber feine Beförderung als mit Gepäckſchein 
aufgegebenes Reifegepäk (RG. 1. Mat 02, EifenbE. 19, 138 — ZVerEifenbV. 
02, 890). 

2. Es verftößt gegen die Beitimmungen des PoitG., wenn Zeitungs- 
pakete in der MWeife befördert werden, daß ein Bote mehrere Kahrkarten Löft 
und dann im Wagenabteil eine entjprehende Anzahl von Pläßen mit den 
Zeitungspaketen belegt (RG. 9. April 04, RESt. 37, 98 — AUrHEBW. 04, 1221 
— 3VerEiſenbV. 04, 1346). 


IV. Beförderung von Reifegepäd. 
8 30. 


Der Begriff des „Reiſegepäcks“ ift in $ 30 der EiſenbVerkO. (ebenfo $ 30 
des ſächſ. Tarifs) nicht feit umgrenzt. Keinesfalls find darunter ausfchließlich 
die nur zum perfönlihen Gebraude des Reiſenden bejtimmten Gegenftände zu 
verjtehen. Auch „kleine Riften und dergleichen“, die Sachen des Handelsverkehrs 
enthalten, jtellen unter Umftänden noch WReifegepäk dar (OLG. Dresden 
13. Febr. 02, GoltdArch. 49, 322). a 


Literatur: Mangelhafte Verpachung von Gepädftücken, EiſenbE. 17, 31; Derger, ZVer— 
EiſenbV. 03, 297. 
8 37. 


Literatur: Eger, Die Verantwortlichkeit der Eifenbahn für die u eg Glfendb®, 
17, 232; Reindl, Haftung der Eifenbahn für bie Gepädträger, Eifenb&., 17, 361; Derfelbe, 
Zur Frage der NRedhtsftellung der Eifenbahngepäcträger, Elfenb®. 19, 81; Gorden, Die 
Rechtsftellung der Eifenbahngepäcträger, EifenbE. 18, 182; derfelbe, Noch einmal die Ge- 
pädtträger der Eifenbahn, Eifenb&. 19, 285; j. ferner ZInt&ifend. 9, 139. 
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1. Eifenbahngepäcträger find infoweit, als fie einem Reifenden Gepäd 
nad und von der Wohnung befördern, als felbjtändige Kradtführer anzufehen 
(OLG. Hamburg 29. Juni 00, DLG. 2, 100). 

2. Die Haftung der Eifenbahn für die Gepäckträger beihränkt fih auf 
die Beförderung des Gepäcks von und nad den Zügen durdy fie. Eine Haf- 
tung für das ihnen etwa zur Aufbewahrung übergebene Gepäck trägt die 
Eifenbahn nicht (OLG. Kiel 7. Mai 03, SeuffXl. 58, 360 — DVG. 7, 154 
EifenbE. 20, 164 — SchlHolſt Anz. 03, 177 = UhEBW. 04, 211). 


8 38. 


Literatur: Herker, Iſt die Eifenbahn beredhtigt, die Haftpflicht für das ihr zur be ei 
übergebene Gepäck auszufdilichen? ZBer&ifenbV. 01, 738, 1117; Neindl, dasfelbe Thema, 
ZVerEiſenbV. 01, 532, 932; Rundnagel, Uusfchließung oder Beihränkung der — 
der Eifenbahn für das ihr zur Aufbewahrung übergebene Gepäck, EiſenbE. 18, 275; Gorden, 
Die Haftpflicht der Eifenbahn für das ihr zur Hufbewahrung Üübergebene Gepäk, ArchOffK. 
02, 418. 


V. Beförderung von Erprebgut. 
VI. Beförderung von Leichen. 


VI. Beförderung von lebenden Tieren. 
5 44. 
Zu Abf. 5 vgl. 8 459 HGB. Nr. 13. 


VIII. Beförderung von Gütern. 


5 4. 
Literatur: Rundnagel, Der Fradtvertrag der ElfenbVerkD. als Fradtvertrag zugunften Dritter, 
Eifenb&. 19, 278. 


Schadenserfag wegen Transportverweigerung: |. $ 453 HOB. 


8 50. 
Zu B Ziff. 2: 

Unter „Runftgegenftänden“ find Werke der bildenden Künſte zu verjtehen, 
denen durch eine künſtleriſche Geſtaltung — im Gegenfage zur handwerks- 
und fabrikmäßigen — ein befonders hoher, das gewöhnlihde Maß über- 
jteigender Wert innewohnt. Sie müfjen als „Runftgegenftände” ausdrücklic) 
im Frachtbriefe bezeichnet fein. Die Bezeichnung 3. B. als „Denkmal-Gips- 
ſtudſen“ oder „Ölgemälde“ genügt nicht, um die Folgen des 889 auszuſchließen 
(OLG. München 14. Dez. 00, EifenbE. 17, 357 — 3VerEiſenbV. 01, 172). 


8 51. 
Literatur: |. 8426 HGB.; ferner Bach, Zur Auslegung des $ 51 Abi. 2 der EiſenbVerkO., 3Uer- 

EiſenbV. 04, 1463. 

1. Vorfchriften über den Transportweg: fiehe die Enticheidungen Art. 6 
BernFracht Ub. (beachte aber die Verſchiedenheit des Gefetes!). 

2. Der Fradıtbrief dient als Beweis über den Fracdıtvertrag und Die 
darin enthaltenen Angaben, bildet aber nicht den Vertrag felbjt und kann 
deshalb durch Gegenbeweis entkräftet werden (LG. Mülhaufen 26. Nov. 01, 
Pudelts3. 33, 95 — Eifenb€. 18, 343). 


8 53. 


Literatur: Eger, Die Verjährung der Frachtzufchlagsforderungen, DJ3.8, 133; Reindl, das- 
felbe Thema, DI3.8, 100; derfelbe, Berehnung bes Frahtzufhlags wegen Wagenüber: 
laftung nad) beutjd em, internationalem und öfterreihifhem Rechte, Eifenb®. 20, 357; Hagena, 
Berehnung bes — ie bei gleichzeitigem Vorliegen einer zu niedrigen Gewidhts» und 
falfhen Inhaltsangabe, ZWer&ifendß. 01, 859; Reindl, dasfelbe Thema, ZVerEiſenbV. 
01, 389, 997; Herger, Die Verjährung ber Frächtzuſchlagsforderung bes $ 53 EifenbVerkd. 
Z3VBer&ifenb®. 02, 653. 
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1. Der in $ 53 vorgefehene Fradıtzufhlag bat das Weſen einer Vertrags- 
itrafe. Seine Nichteinforderung enthält daher auch nicht eine unrichtige An- 
wendung des Tarifs im Sinne von $61 Ubf. 4, die nach Jahresfrift feine Rück- 
forderung ausfhließt. Das Recht der Eijenbahn auf feine Einforderung 
entfteht mit der Aufgabe des Frachtitükes unter ungenügender Deklaration. 
Ob fie es annimmt, ift dabei gleihaültig (RG. 10. Okt. 00, SähfArd. 11, 341 

RG3. 47, 33 — IM. 29, 788 — DI2. 6, 27 — Recht 5, 474 — EifenbE. 
18, 11; 17, 331). 

2. Für den durch unrichtige Deklaration verwirkten Fradtzufhlag haften 
Ubfender und Empfänger, nachdem diefer das Gut angenommen bat, ſoüdariſch, 
fo daß der Zuſchlag aud vom erfteren direkt eingezogen werden kann (OLG. 
Darmitadt 15. Juli 00, OLG. 2, 23). 

3. Auch wenn den aufnehmenden Beamten infofern ein Verſchulden trifft, 
als er den vom Übfender begangenen Fehler auch feinerfeits überfieht, kann 
der Frachtzuſchlag gefordert werden (OLG. Darmitadt 2. Juli 98, Eifenb®. 
16, 305 — Puchelts 3. 30, 667). 

4. vgl. die Enticheidungen zu Art. 7 Bern Fradtllb. 


8 56. 
Literatur: Sanzer, $56 EifenbVerkd,, Z3BerEiſenb V. 04, 704. 


8 58. 

1. Ergibt die Feititellung nad 88 71 ff., daß Fäſſer, obſchon fie bei der 
Ublieferung zur Bahn nicht beanftandet worden find, infofern mangelhaft be- 
ihaffen waren, als fie der ftoßenden Beförderungsbewegung nit genügend 
Miderjtand haben leiften können und deshalb durch Lockerung der Reifen 
und Dauben lek geworden find, fo liegt ein äußerlich nicht erkennbarer 
Mangel der Verpakung vor (AUG. Mülhaufen 10. Mai 01, beftätigt durh LG. 
Mülhaufen 18. Nov. 01, EiſenbE. 18, 230 — ZIntEifenb. 10, 231 = DI2. 
6, 487; vgl. ferner die Enticheidungen bei $ 456 HGB.). 

2. Ein ungenügender Verſchluß eines Faſſes ift ein äußerlich erkennbarer 
Mangel der Verpadkung, für den die Eifenbahn haftet (RG. 26. Sept. 00, 
Eifenb€. 19, 193 — SächſArch. 12, 731). 


8 59. 
j. Art. 10 BernFrachtUb. und $ 427 56B. 
8 60. 
Literatur: Br—, Eifenbahn und Rollfuhrmann, ZVerEiſenbV. 03, Mi. 
8 61. 


Literatur: Reindl, Uber den Anſpruch der Eifenbahn auf Entrichtung der Fracht bei unterwegs 
eintretendem Untergange des Gutes, ZWer&tfenbV. 08, 1233; 04, 1079; f. ferner ZInt@ifenb. 
12, 26; Reindl, Die Verjährung der Frachtzuſchlagsſorderungen, vgl. die Entfcheidungen bei 
Urt. 12 BernFracht Ub. g 62 


1. Durdy Erhebung der Nachnahme feitens der Bahnverwaltung wird der 
AUbfender befriedigt (OLG. Poſen 5. Febr. 03, EiſenbE. 20, 50 — SeuffA. 
58, 181). 

2. vgl. die Entſcheidungen bei Art. 13 BernFrachtUb. 


868. 
Literatur: H —, Lieferfrift und vergeblid, verfuhte Ubfuhr, ZVerEiſenbV. 083, 1277. 

Auf Grund der „befonderen Beftimmunaen, betreffend den Eifenbahngüter- 
verkehr in Hamburg und Altona“ ift die Lieferfrift gewahrt, wenn das Gut 
nod vor ihrer Beendigung auf einem Güterbahnhofe in Hamburg, der noch 
nicht die Entladeftelle zu fein braucht, eingetroffen und dem Empfänger davon 
noch innerhalb der Friſt avijiert worden ijt. Für eine Verzögerung in der 
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Meiterbeförderung von dort nad der vom Empfänger angegebenen Entlade- 
ftelle ift die Eifenbahn verantwortlid (OLG. Hamburg 28. Juni 04, HanſGZ. 
25, 205 — ZVerEiſenbV. 04, 1363; ebenfo DLG. Hamburg 7. Juni 04, HanſG3. 


25, 181). 
8 64. 


Literatur: R—, Das Verfügungsreht des Abfenders in der Praris, ZVerElſenbV. O4, 421, 4659, 
Verfügungsreht des Ubfenders: ſ. Art. 15 Bernradtllb. 


8 66. 


Ablieferung des Gutes: f. $ 429 56B.; Meldung des legitimierten Emp- 
fängers nad) Abfendung der Unbejtellbarkeitsmeldung: I. 2, 247 8 435 Nr. 2. 


8 68. 
Literatur: Herger, Die Verantwortlihkeit für den Schaden aus der verjpäteten ober unter» 
bliebenen Zuftellung des von der Eijenbahn der Poſt übergebenen Aviſes, EifenbE. 19, 274. 
Die Eifenbahn haftet für den aus verfpäteter Benadhridtigung von der 
Unkunft des Gutes entjtandenen Schaden felbit dann, wenn fie die Liefer: 
frift eingehalten hat (OLG. Münden 5. Febr. 02, EiſenbE. 19, 210 — ZInt— 
Eifenb. 11, 15). 
8 70. 


1. Ablieferungshinderniffe: f. die Entfcheidungen bei Art. 24 Bern frahtllb. 

2. Der Spediteur, dem die Bahn das vom Deſtinatär nicht bezogene Gut 

dee $ 70 EifenbVerkDd. unter Nachnahme der darauf laftenden KRoften und 

uslagen auf Lager gegeben bat, ift berechtigt, dDiefe nachgenommenen Beträge 

fowie die bei ihm felbjt aufgelaufenen Kojten gegen den Abſender geltend zu 
machen GezG. Margarethen 31. Okt. 00, EifenbE€. 17, 339). 


8 71. 


1. Tatbeitandsaufnahmen nah 8 71 gehören, ohne daß es einer Ver— 
eidigung der fie protokollierenden Beamten bedarf, zu den Öffentlichen Urkunden 
im Sinne des $ 415 ZPO. (LG. Mülhaufen 26. Nov. 01, Eifenb€. 18, 343 — 
Puchelts 3. 33, 95). 

2. Verluſt des Frachtguts liegt vor, wenn die Bahn nicht abliefern kann. 
Ablieferung an den nicht legitimierten Empfänger ift Verluft (RG. 17. Mai 02, 
IM. 31, 398 — Recht 6, 618). 8 

72. 


Auch wenn eine Unterfuhung durch einen amtlich bejtellten Sachverſtändigen 
nicht erfolgt, verliert der Empfänger fein Recht gegen den Fradıtführer doc 
dann nicht, wenn er ausweislid der amtlichen Tatbeftandsaufnahme die Sen: 
dung nur mit Vorbehalt feiner Entihädigungsanfprüdhe angenommen bat und 
die Bahnverwaltung, indem fie diefen Vorbehalt entgegennahm, ohne ihn ab- 
zulehnen, ihm jtillihweigend zugejtimmt hat (OLG. Karlsruhe 24. Febr. 03, 
Eifenb€. 20, 314 = DT. 9, 511). 


8 75. 


1. Höhere Gewalt ift ein äußerlich unabwendbares Ereignis, deffen Folgen 
auch bei Aufwendung aller zu Gebote ftehenden Mittel felbft bei äußerfter 
Vorfiht und Sorgfalt nicht abgewendet werden konnten. Dabei kommen aber 
nur folche Mittel in Frage, die angewendet werden konnten, ohne den wirt- 
ihaftlihen Erfolg des Unternehmens ganz oder erheblich zu gefährden. Plötzlich 
eintretender Froft oder eine unvorhergelehene Verkehrsſtörung ift nicht ohne 
weiteres als höhere Gewalt anzufehen (OLG. Hamburg 7. Juni 04, HanſG3. 
25, 181; vgl. ferner $ 456 Nr. 2 HGB.; Art. 18 Bern Fradtlib.). 

2. Schaden als Folge des Transportes oder der Lieferungsüberfchreitung 
ſ. 8 456 Wr. 1 86B. 

3. Schaden durch Abgabe ans Zollamt ſ. $ 456 Wr. 2 HGB. 
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8 77. 


Literatur: Reindl, — ber Eiſenbahn bei Beförderung in offenem Wagen, ZVerEiſenbV. 
02, 168; Janzer, Über die Grenzen der Verpflichtungen aus bem fFrachtoertrag bei den vom 
Empfänger zu entladenden Wagenladungen, ZVerEiſenbV. 04, 211; Haftung ber Eifenbahn 
bei äußerlich nicht erkennbaren Wängeln der Verpakung, ZVerEiſenbV. 02, 1302. 

1. (Ziff. 4.) Kartoffeln gehören zu den der befonderen Gefahr des 8 77 

Ziff. 4 ausgefegten Gütern (OLG. Hamburg 7. Juni 04, HanfG2. 25, 181). 

2. vgl. die Enticheidungen bei $ 459 —8 


8 70. 


Die EiſenbVerkO. vom 15. November 1892 hat, ſoweit fie den Güter- 
transport betrifft, nicht die Bedeutung einer unmittelbar verbindlichen Brivat- 
rechtsnorm, fondern ftellt fih als WVerwaltungsverordnung dar, durch die den 
Eifenbahnen die allgemeinen Bedingungen der von ihnen abzufchließenden 
Fradtverträge vorgefhrieben werden. Daher bildet die unrichtige Anwendung 
des $ 79 keinen Revifionsgrund (RG. 24. April 00, IW. 29, 533 — Eifenb€. 


17, 245). 8 80 


Literatur: Rundnagel, Die Berehnung des Schadenserfaßes bei Beihädigung bes Frachtguts 
nad deutſchem Eifenbahnfradptrecht, Goldſchmidts 3. 55, 444. 


8 86, 
Literatur: Eger, Die Haftpflicht der Eifenbahn für den Schaden durd) VBerfäumung der Lieferung, 

Saͤchf Arch 11, 207. 

1. $ 86 ftellt nur den allgemeinen Grundfaß der Haftung der Eifenbahn 
für den durd die Verfäumung der Lieferfrift entjtandenen Schaden auf und 
trifft eine Ausnahmebeftimmung nur für den Fall höherer Gewalt. $ 87 regelt 
des näheren die Höhe dieſer Schadenserfaßpflicht, je nachdem ein Schaden 
nachgewieſen ift oder nicht. Ein Gegenbeweis der Eifenbahn, daß dem Ab— 
fender durd die Verſäumung der Lieferfrift kein Schaden entitanden fei, ift 
ausgeichloffen (OLG. Rolmar 19. Jan. 00, DI3. 5,144 — EifenbE. 17,59 — 
EN 25, 21). 

2. Die Haftung durch Verſäumung der Lieferfrift darf nicht verwecjelt 
werden mit der Haftung aus dem receptum wegen Verluſts, Minderung oder 
Beihädigung des Guts. Erjtere erfordert nur den Nachweis, daß durch Über: 
ſchreitung der feitgefeßten Lieferfriften dem Empfänger ein Schaden entitanden 
it. Doc befchränkt ich die Haftpflicht nicht etwa auf den Fall, daß das Gut 
beihädiat oder verdorben iſt. 3.3. beiteht fie audy für einen Schaden, der 
dadurd entiteht, daß der Empfänger jeinerfeits feinem dritten Abnehmer in- 
folge der Verſäumung nicht rechtzeitig liefern kann. Dagegen iſt für die 
Haftung aus dem receptum die Einhaltung oder Nichteinhaltung der Lieferfrift 
ohne jede Bedeutung (OLG. Hamburg 7. Juni 04, HanſG3. 25, 181). 


8 87. 
Die Eifenbahn bat nach $ 353 HGB. vom Tage der Fälligkeit der nad) 
87 EifenbVerkd. zu zahlenden Vergütungsfumme 5%o Zinfen zu zahlen 
iefelbe Entſcheidung wie bei $ 86 Nr. 1). 


8 88, 
Literatur: Eger, Erfah des vollen Schadens bei Vorſatz oder grober Sabriäffigheit der Eifenbahn, 
ZVerEiſenbB. 01, 259; Zu $ 88 ber deutichen EifenbVerkd,. vom 26, Okt. 189 J. ZInt- 
&ifenb. ®, 71. 


8 
(d 


8 9. 


Literatur: Eger, Die Verführung der Anſprüche gegen die Eifenbahn wegen Verluftes, Minde: 
rung, Beſchädigung ober verfpäteter Ablieferung des Guts, SähfUrd. 13, 120; Herger, Die 
Berjährungseinrede bes 3 91 EifenbVerkd., ZVerEiſenbV. 02, 627. 
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11. Internationales Übereinkommen über den 
Eifenbahnfradjtverkehr. 


. Literatur: Eger, Hommentar, 2. Uufl., Berlin 1903; Calmar, desgl., Wien 1902; Rofentbal, 
1894; Gerftner, 1899; Schwab, 1891; von Lenen, Das Eifenbahnfradtredht Teit dem 
BernFracht Ub. Goldfchmidts. 49, 381; Wago, Die Kevifion des internationalen Fradhtüberein- 
kommens, Bubapeft 1903, 

Art. 1. 


1. Die durd das BernFracht Ub. geſchaffene Einheitlichkeit ift nur materielle 
Rechtsgleichheit, keine formelle Rechtseinheit. Das Übereinkommen gilt alfo in 
jedem Staate als Landesgefeg. Seine Vorichriften find daher in Deutichland 
nicht revifibel, wenn es als ausländifhes Recht zur Anwendung kommt (RG. 
25. Febr. 04, Eifendb®. 21, 47). 

2. Auf Sendungen nad) einer außerhalb des Bereichs des BernFrachtUAb. 
gelegenen Station findet diefes keine Anwendung (BezGEfH. Wien 30. Mai 99, 
EifenbE®. 16, 162 — ZIntEifenb. 7, 522). 


Art. 3, 
(Ausführungsbeftimmung $ 1.) Runjtgegenjtände: vgl. $ 50 EifenbVerkd. 


Art. 5. 


1. Bei verfpäteter oder überhaupt nicht erfolgter Lieferung beftellter Wagen 
durch die Bahn iſt eine Schadenserjaßforderung des Beitellers nicht zulälfig. 
Der Beiteller hat nur das Recht, den mit dem Gefuh um Zuftellung des 
Magens hinterlegten Betrag zurücdzuverlangen (Kaſſh. Florenz 4. Jan. 03, 
ZIntEifenb. 11, 241). 

2. Wagen von befonderer Gattung auf einen bejtimmten Tag hat die 
Eifenbahn nur dann zu Stellen, wenn es ausdrücklich beftellt worden ift. Dann 
ift fie aber aud verpflichtet, es rechtzeitig anzuzeigen, wenn fie die geforderten 
Magen nicht Stellen kann, und haftet für entitehenden Schaden, wenn fie die 
Verladung ohne Anzeige in Wagen anderer Gattung vornimmt (KaſſhH. Paris 
5. Jan. 04, 3IntEiſenb. 12, 347). 

3. Der Schadenserfaganiprud, der fih aus der Transportverweigerung 
der Eifenbahn ergibt, ijt nad dem Rechte des Ortes zu beurteilen, wo die 
Meigerung erfolgt (RG. 25. Febr. 04, Eifenb€. 20, 350). 

4, Übernimmt der Abfender die Aufladung felbit, fo hat er ſich über den 
Zuftand der geitellten Wagen zu unterrichten und fie nötigenfalls zu reinigen. 

iefe Maßregeln gehören zur Aufladung felbjt; die Eifenbahn haftet nicht, 
wenn aus ihrer Unterlaffung Schaden entjteht (Kaffh. Turin 25. April 02, 
ZIntEifenb. 10, 239 — EilenbE€. 19, 137). 

5. Dagegen: Ber AUbfender ift nicht verpflichtet, die Beichaffenheit der 
Magen zu prüfen, die ihm zur Gelbjtverladung geitellt find. Die Eifenbahn, 
die beſchmutzte Wagen geitellt hat, haftet für den dadurch entitandenen Schaden 
(OGH. Wien 8. April 02, ZIntEifenb. 12, 131 — Eifenb®. 20, 310; ebenfo: 
BezGEfH. Wien 9. Nov. 01, ZIntEifenb. 11, 94). 

6. Hat aber der Übjender einen Mangel an dem ihm geitellten Wagen 
bemerkt, fo kann er, wenn er troßdem verlädt, infoweit keinen Schadenserjaß- 
anfprudh an die Eifenbahn geltend maden, als durch diefen Mangel Schaden 
verurfadht ift (HG. Löwen 4. Nov. 02, EifenbE®. 20, 19 = ZIntEifenb. 11, 184). 


Art. 6. 

Riteratur: ber die Bebeutung des lit. e des Art. 6 ZIntEifenb. 10, 119; Rann im inter: 
nationalen Frachtbriefe der „billigfte Tarif“ mit für die Eifenbahn verbindliher Wirkung vor» 
geichrieben werden? ZIntEifenb, 10, 4. 

1. Jede nachfolgende Bahn haftet nad Maßgabe des urfprünglichen Fracht⸗ 
briefs ohne Rückſicht auf etwaige an dem Inhalte des Frachtbriefs nad) der 
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Übernahme desfelben vorgenommenen Berfälfhungen. Dagegen hat die nad: 
folgende Bahn Veränderungen, die am YFradtbriefe unberecdhtigterweife von 
einem Bahnorgan der Vorbahn vorgenommen worden find, nicht zu verant- 
worten (Bez6iH. Wien 20. April 99, Eifenb€. 16, 143). 


2. Eine gefeßliche Verpflichtung der Bahnbeamten, undeutliche ———— 
dem Abſender zur Richtigſtellung zurückzuſenden, beſteht nicht. ie Folgen 
einer unrichtigen oder undeutlichen Bezeichnung des Beſtimmungsorts trägt 
der Abſender bzw. der Empfänger (OGH. Wien 11. Dez. 01, EiſenbGE. 19, 10; 
ebenfo BezfH. Wien 18. April 99, EifenbE®. 16, 62 — ZIntEifenb. 10, 49). 

3. Gegen den Inhalt des Frachtbriefduplikates über die Belaftung des 
Guts mit Nachnahmen ift der Gegenbeweis zuläffig (HG. der Seine ohne 
Datum, Eifenb€®. 19, 323; vgl. audy Urt. 7 Nr. 8, Urt. 13 Nr. 3). 


4. Abſender ift derjenige, der als folder den Fradtbrief unterfchrieben 
bat, ohne erweislidh auf Grund einer allgemeinen oder befonderen Bollmadıt 
für einen andern unterfchrieben zu haben (Zentralamt für den internationalen 
Eifenbahntransport 8. April 04, Eifenb®. 21, 61). 


5. Fractbriefadreffe „an U. für B.“: f. Urt. 41 Ar. 2. 
6. Unrichtige Adreffe: vgl. Art. 24 Wr. 4. 


Routenvorfdhrift: 


7. Die Wahl einer längeren als der im Frachtbriefe vorgefchriebenen 
Route berechtigt nicht zur Forderung von Schadenserfag, wenn die Sendung 
innerhalb der nad) der vorgefchriebenen Route berechneten Lieferfrift am Be- 
ftimmungsorte anlangt GaffH. Florenz 20. Nov. 02, ZIntEifenb. 11, 270 — 
Eifenb®. 20, 119). 


8. Bei Wahl eines andern als des vorgefchriebenen Transportwegs hat 
der Empfänger Anfprud auf Vergütung der von ihm ausgelegten Mehrfracht 
und Mehrkoften der Berzollung (BezGfH. Wien 24. Juni 02, ZIntEifenb. 
11, 178 — Eifenb€. 19, 153). 

9. Hat der UÜbfender den Transportweg angegeben, fo ift die Bahn nicht 
berechtigt, einen andern Weg zu benugen, auf dem die Fracht höher und die 
Lieferfrift eine längere ift, ungeachtet fie diefe längere Friſt nicht ausgenugt 
bat (Bez6iH. Wien 24. Juni 02, Eifenb®. 19, 153). 

10. Wenn der Tarif, deifen Anwendung im Frachtbriefe verlangt wird, 
einen direkten Sat zwilhen der Aufgabe- und Abgabejtation nicht enthält, fo 
ift die Fracht in der MWeife zu berechnen, daß der direkte Sag zwifchen der 
Aufgabe» und der der Ubgabejtation nächitgelegenen Zwifchenftation, für die der 
Tarif einen direkten Sat enthält, mit dem Xokaltarife der leßtern bis zur 
AUbgabeftation kombiniert wird. Die Ausfchliegung des Tarifs durch die Be- 
zeichnung der in ihm nicht berükfichtigten Abgabeſtation ift nicht anzunehmen. 
Ebenſo ift fie nit aus der Vorſchreibung der Verzollung an der Grenze zu 
entnehmen (Be36. Brünn 8. Nov. 99, Eifenb®. 17, 34). 


11. Auch eine nicht in der vorgefchriebenen Fradtbriefrubrik vermerkte, 
aber ſonſt aus dem Frachtbriefe deutlich hervorgehende Routenvorfchrift ift zu 
beadhten. — Die Erteilung einer Routenvorfchrift fchafft eine befondere Ver— 
pflihtung für die Eifenbahn, deren Verlegung eine infolgedeffen ſpäter er- 
folgende Ablieferung des Gutes aud dann als verfpätet erfcheinen läßt, wenn 
fie nod innerhalb der Lieferfrift erfolgt (RG. ohne Datum, ZIntEifenb. 
12, 351 = 3BVerEiſenbV. 04, 1063). 

12. Der Vermerk im Frachtbriefe: „Begleitfhein auf die Grenzftation MM.“ 
enthält die Angabe des einzuhaltenden Transportwegs. Daß diefe Angabe 
wirkfam nur in derjenigen Spalte des Frachtbriefs erfolgen könne, die mit 
„Angabe der anzuwendenden Tarife und Routenvorſchrift“ überfchrieben ift, 
ift nicht anzunehmen (OLG. Breslau 22. März 99, EiſenbGE. 16, 232, betätigt 
durh LG. Breslau 6. Nov. 99, Eifenb®@. 16, 337). 
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Art. 7. 
Literatur: Muſchweck, Die Vorſchri * des Urt. 7 Abſ. & 3 Ausführungsbeftimmungen 
BernFracht Ub. ZVerẽeſſenbs. 01, 19, 20; f. femer Annieiiend, 9, 107. 


1. Die irrtümliche Deklaration einer Sendung Apfel als „alla rinfusa‘ 
(unverpakt) — während fie in Sädten verpackt find — bedeutet nicht eine 
unrichtige Inhaltsangabe, fondern nur eine Angabe über die Art der Ver: 
padkung, fo deg der in Art. 7 Abſ. 4 vorgeſehene Frachtzuſchlag nicht erhoben 
en kann Gandels- u. Gewerbe-©. Budapeft ohne Datum, ZIntEifenb. 
12, 


= —— der Bahn zur Ergänzung ungenügend ausgefüllter Fracht— 
briefe: f. Art. 6 Wr. 2. 


3. Die zu Unrecht erfolgte Angabe „friiches Gemüfe” (in Wirklichkeit eine 
Kifte Trüffeln) enthält eine falſche aballsongntt und madıt den Abſender für 
den der Bahn dadurch entitandenen Schaden (Zahlung einer Zollitrafe) erfaß- 
pflichtig (HG. Antwerpen 25. Juli 01, EifenbE€. 18, 261 = ZIntEifenb. 10, 10). 

4. Die franzöfifche Nordbahn ift zur unentgeltlihen Gewicdhtsermittlung 
bei der Annahme zum Transport verpflichtet. Der Abfender ift berechtigt, die 
Stückzahl im TFrachtbriefe felbit anzugeben (Seine-HG., ZIntEifenb. 11, 6 
— EifenbE. 19, 230; vgl. ZIntEifenb. 11, 272, 341). 

5. Die Nachzählung eines dazu nicht berufenen oder beauftragten Organes 
der Eifenbahn kann nicht als eine feitens der Eifenbahn erfolgte Nadzählung 
angefehen werden GezG. Dimüß 24 Juni 02, ZIntEifenb. 11, 140 — 
Eifenb€. 19, 328). 


6. Hat die Eifenbahn die vom Abſender im Frachtbriefe nicht in der vor- 
geichriebenen Form beantragte Gewichtsermittelung dennoch vorgenommen, fo 
kann fie einen Fractzufhlag wegen unrichtiger Gewidtsangabe nicht ver- 
langen (OGH. Wien 5. Nov. 03, ZIntEifenb. 12, 169). 


7. Gegen die Gewicdhtsangabe im Fradıtbrief ift der Gegenbeweis zuläffig 
(26. Mühlhaufen 26. Nov. 01, ZIGntEifenb. 10, 87); ebenfo 96. Wien 
27. April 99, Eifenb®. 16, 237). 


8. Die Verfandbahn ift zur Einforderung des Fradtzufhlags beim Ab— 
fender legitimiert, wenn die falfche Deklaration erft nad Ablieferung des Gutes 
fejtgeftellt wird (OGH. Wien 18. Febr. 02, 3IntEiſenb. 12, 56 — BerEifenb®. 
03, 453 — EifenbE€. 20, 50). 

9. Die Folgen einer falfhen Deklaration treten audy dann ein, wenn der 
Ubfender in gutem Glauben war BezGfH. Wien ohne Datum, ZIntEifenb. 9, 50). 


10. Dem Xbfender jteht ein Recht auf Rückforderung der Fracht nicht zu, 
die er infolge ungenauer und unrichti ge zur im Sradıtbriefe zuviel 
bezahlt hat (OGH. Wien 25. Juli 01, Eifenb€. 22, 


11. Wenn die Eifenbahn infolge der “ee in der Verfandftation 
irrtümlicherweife ein höheres Gewicht angibt, als am Beftimmungsort feitgeftellt 
wird, fo haftet fie für den Fall, daß keine Gewidhtsdeklaration vorliegt, nur 
für I zuviel erhobenen Frachtzuſchlag KKaſſh. Florenz 25. Mai 03, ZIntEifenb. 
12, 172). 

12, Die Zufhlagsgebühr ift nicht nad dem Gewichte der ganzen Sendung, 
fondern nad) dem der verbotswidrig verjendeten Gegenitände zu berechnen 
(Ungarifhe Aurie 19. Juni 01, EſſenbE. 18, 248 — ZntEifenb. 9, 459; 
vgl. RO. 6. Juli 83, RG3. 10, 201: Handels: u. Wechfel⸗ ©. Budapeſt 14. Ian. 98, 
an 16, 16 = 2IntEifenb. T, 317; ferner den Auffag in ZIntEiſenb. 
10, 184). 

13. Die Berichtigung einer fehlerhaften Bezeichnung der Beitimmungs- 
ftation im Frachtbriefe nad Abgang der Sendung kann nur gegen Borwetfung 
des Frachtbriefduplikats gefordert werden (OLG. Wien 20. Okt. 97, EifenbE®. 
16, 14 = 3IntEiſenb. 7, 316). 
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Art. 8, 
Literatur: Das Frachtbriefduplikat in ben internationalen Transporten, ZIntEiſenb. 11, 334; 
f. ferner J. 2, 247 8 455. 

1. Die Annahme zur Beförderung beginnt erit, wenn dem Frachtbriefe der 
Datumftempel der Berfanditation aufgedruckt iſt (Bez6fH. Wien 16. Mai 99, 
EifenbE€. 16, 159). 

2. Der dem Frachtbriefe aufgedrücte Datumftempel ift verbindlid. Der 
Frachtvertrag ift an dem Tage, deffen Datum der Stempel zeigt, abgeichloffen. 
Ob die Verladung an demfelben Tage oder fpäter erfolgt, ift gleichgültig 
(BzGiH. Wien 18. Tuni 03, ZIntEifenb. 12, 53). 

3. Der dem Fradıtbriefe aufzudrückende Datumſtempel dient nur als Zeichen 
der Annahme, und der mit dem Datumftempel verjehene Frachtbrief dient nur 
als Beweis des Fradtvertrags. Der Mangel des Stempels ijt daher für das 
Zuftandekommen des Frachtvertrags irrelevant. Der Vertrag kommt viel- 
mehr zuftande durd die Annahme des Gutes zur Beförderung auf der Ver- 
fandftation (Uppellfenat des Handels: u. Wechſel-G. Budapeft 14. Jan. 98, Eifenb€. 
16, 16 = ZInt@ifenb. 7, 317). 

4. Im Falle des Verladens des Frachtgutes durch den Abfender beiteht 
nicht eine Pflicht der Eifenbahn, das Ausladen zu verfchieben und den Emp- 
fänger dur die Aufforderung, ſich dazu einzufinden, in Verzug zu ſetzen 
(KaffH. Paris 9. Febr. 98, EiſenbE. 17, 205 — ZIntEifenb. 8, 395). 


Art. 10, 
Literatur: Ibergabe des Gutes an das Zollamt, ZIntEifenb. 12, 88. 


Mit der Übergabe der am Beitimmungsorte angekommenen Güter ans 
Zollamt ift die Ablieferung erfolgt. Die Eifenbahn ift nicht verpflichtet, die 
Zollgebühr vorfchußweife zu verlegen (OGH. Wien 31. Zuli 02, ZIntEifenb. 
12, 34 — Eifenb€. 19, 330). 

Art. 11. 


1. Sondertarife für Zuchtvieh. Gebraudy der Bezeihnung „Zudtvieh”, 
Magervieh zur Mäftung: ZIntEifenb. 9, 113, 114. 

2. Der deuticheruffiiche Tarif findet auf die weitlid von der Demarkations» 
linie Grajewo-Bjeloftok-Brejt:Rowel gelegenen ruſſiſchen Stationen keine An— 
enbunaterähelung des Zivildepartements desruffiichen Senats vom 30. Okt.01, 
3IntEiſenb. 10, 315). 

3. Die Erhöhung eines Frachtſatzes auf der Teilftredke einer der dem Be- 
triebsreglement für den Drientverkehr unterftellten Bahnen tritt für den inter- 
nationalen Verkehr erſt nach Ablauf der im gemeinfchaftlichen Betriebsreglement 
Ei 3 ea Friſt ein (Kol. Tafel Budapeit ohne Datum, ZIntEifenb. 
11, 245). 

4. Die Zufiherung einer Bahn, wegen TFehlens einer WVerladerampe für 
Langholz einem einzelnen Intereffenten die tarifmäßige Gebühr für die Be- 
nußung des Krans zu erlaffen, enthält eine gegen den Grundjaß der Gleich- 
berechtigung aller verjtoßende Preisermäßigung (Schweiz. BundesG. 21. Tuni 95, 
Z3IntEiſenb. 10, 53). 

5. Unklare Saffung von Tarifbeitimmungen: f. die Entidheidung bei $ 7 
EiſenbVerkO. Wr. 2. 

6. Wann iſt ein Tarif in Öfterreih „gehörig veröffentlicht” GBez6. Brünn 
ohne Datum, Zänteitenb. 9, 76 — ZVer&ifenbV. 01, 89). 

7. f. die Entſcheidung Art. 6 Ar 10. 


Art. 12, 


Literatur: Mufhwerd, Die Frahtzuichläge im internationalen Güterverkehr, ZVerEiſenbV. 
01, 290; Burmeifter, Frachterſtattungsanſprüche im internattonalen Güterverkehr, ZVer- 
EifenbV. 04, 489; ſ. ferner ZIntEifenb. 12, 176; 9, 107; Der Frachtanſpruch der Eifenbahn 
bei unterwegs untergegangenem Gute, ZIntEifenb. 12, 26; Über die Zuläffigkeit der Teil- 
frankatur, ZIntEiſenb. 9, 408. 
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Zu Ubf. 1: 


1. Für die im Fradtbriefe angewiefene, von der Bahn aber dem Emp- 
fänger bei der Auslieferung nicht eingehobene Fracht kann der Abſender nicht 
nachträglich belangt werden (Be36fH. Wien 12. Nov. 01, ZIntEifenb. 10, 254). 


2. Hat der Abfender den Fradtbrief mit dem Vermerke „Franko“ ver: 
fehen, die Frachtgebühr aber bei der Aufgabe nicht berichtigt, fo iſt die Ver— 
fandbahn zur nadträglihen Erhebung des Frachtbetrags von ihm berechtigt, 
wenn die Empfangsbahn die Fracht infolge des Frankovermerkes nit vom 
Empfänger eingehoben hat (OGH. Wien 17. Jan. 01, ZIntEifenb. 10, 90 = 
EifenbE®. 18, 207). 

3. Der Vermerk des Ubfenders im Frachtbriefe, daß er die Sendung nur 
für den Durchlauf auf der öjterreichifchen Strecke frankieren wolle, ift für die 
Eifenbahn rechtsverbindlih. Die Reklamation wegen Nichtbeachtung des Ver— 
merks iſt als Frachtreklamation zu betrachten und erlifcht deshalb nicht nad) 
Urt. 44 Ubi. 1. Dagegen verjähren die Anſprüche daraus nad Art. 12 Abſ. 4. 
Die Verjährung wird durch die Reklamation bis zur erjten meritoriichen Ent: 
ſcheidung unterbroden (OGH. Wien 24. Okt. 01, ZIntEifenb. 11, 343; vgl. 
Z3IntEiſenb. 9, 448; vgl. über die Zuläffigkeit der Teilfrankatur 2IntEifend. 
9, 403). 

Zu Ubf. 2: 

4. It das Gut von der VBerfandftation ohne den in Art. 12 Abſ. 2 vor: 
gefehenen Rojtenvorfhuß angenommen worden, fo ift die Bahngemeinſchaft zur 
gänzlihen Ausführung des Transportes verpflichtet und kann ihn alfo nicht 
Ipäter fiftieren, weil nad) ihrer Schäßung die bereits aufgelaufene Fracht und 
— nicht mehr durch den Wert des Gutes gedeckt ſeien (HG. der 

eine 31. Okt. 00, EiſenbE. 17, 338 — 3IntEiſenb. 9, 109). 


5. Steht der Werfandbahn nah Art. 12 Abſ. 2 ein Fradtvorausbezah- 
lungsanſpruch zu, fo bleibt er ihr auch, wenn fie ihn zunächſt nicht geltend madıt, 
fondern die Fracht auf den Empfänger überweilt. Sie kann demnadh den 
AUbfender am Erfüllungsorte für die Worauszahlung, d. i. dem Aufgabeorte, 
verklagen (OſtCBl. 22, 155). 

Zu Abf. 3: 

6. Erfolgt die Auslieferung des Fradtgutes wegen Unmöglichkeit der 
fofortigen Feitjtellung der Fracht gegen Erlegung eines Depots, jo tft darin 
nit „Zahlung der Fracht“ im Sinne von Art. 12 Ubf. 4, fondern „Hinter- 
legung des ungefähren Frachtbetrags“ nad Abſ. 3 zu erblicken. Als „Tag 
der Zahlung”, von dem ab die Verjährungsfrift des Art. 12 Abſ. 4 zu laufen 
beginnt, gilt in diefem Falle der nu Sn endgültigen Abrechnung mit dem 
Frachtzahler (Bez6fH. Fünfhaus 14. März 99, EifenbE€. 16, 135). 

7. Die im Frachtbriefe erfichtlicd gemachten Beträge müffen vom Empfänger 
zur Erlangung des Frachtgutes auch dann vorläufig gezahlt werden, wenn ihre 
Berehnung unrichtig ift Bez6fH. Wien 14. Febr. 99, EifenbE®. 16, 49). 

Zu Ubf. 4: 

8. Die Übergabe eines Fracdıtbriefes mit einer unrichtig bemeffenen Fracht— 
gebühr ift nicht einer Auskunft gleich zu erachten. Hat der Empfänger auf 
die Frachtberechnung der Eifenbahn fid) verlaffen und dadurd, daß dieje falſch 
war, Schaden erlitten, fo hat er ihn felbjt zu verantworten, da er die Berech— 
nung als vorfihtiger Raufmann hätte durchprüfen müffen (OGH. Wien ohne 
Datum, ZIntEifenb. 11, 9). 

9. Im Sinne von Art. 12 Abſ. 4 ijt au in den Fällen das an Fradıt 
zu wenig Öezahlte vom Abſender nachzuzahlen und das zuviel Erhobene von 
der Bahn zurückzuerjtatten, wenn bei der Berehnung des nad Abſ. 3 im 
voraus fejtzufegenden ungefähren Frachtbetrags ein Fehler untergelaufen ift 
(OGS. Wien 24. Okt. 01, Eifenb€. 19, 204). 
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10. Bei Liquidierung von im Rücvergütungswege gewährten Tarifnadı- 
läffen (Refaktien) befigt der Berechtigte au im Falle verzögerter Zahlung 
keinen Anſpruch auf Zinfen (Bez6fH. Wien 13. Nov. 00, ZIntEifenb. 9, 360). 

11. Die Eintreibung eines Frachtdefizits vom Abſender ift Sache der Ver- 
fandbahn (Zentralamt für den internationalen Eifenbahntransport 8. April 04, 
Eifenb€®. 21, 61). 

12. Ein Fradtrücerftattungsanfpruh kann nicht nur gegenüber der Be- 
ftimmungsbahn, weldye die Fracht berechnet und eingezogen, fondern im Sinne 
des Urt. 27 auch gegenüber derjenigen Bahn geltend gemacht werden, die das 
Gut mit Frachtbrief angenommen hat (OGH. Wien 18. April 04, ZIntEifenb. 
12, 236 — Eifenb€®. 21, 67). 

13. Wenn die Eifenbahn den von ihr auf Grund einer Fradtreklamation 
zu zahlenden Betrag nicht mit der Poſt zufendet, Tondern den Berechtigten 
anweilt, ihn gegen Quittung an der Kaffe zu erheben, fo übernimmt fie die 
Verantwortung für die damit verbundene Gefahr, 3. B. wenn ihr eine ge- 
fälfchte Quittung vorgelegt wird Bez6fH. Wien 17. Juni 02, ZIntEifenb. 
11, 142). 

14. Zuviel erhobene Frachtſätze muß die Eifenbahn verzinfen Bezhfh. 
Mien 17. Juni 02, ZIntEifenb. 11, 375 — Eifenb€®. 19, 149). 

15. Nach franzöfiihem Recht wird die Verjährung der Frachterſtattungs— 
klage durch die Einreichung des NReklamationsfchreibens weder unterbroden 
nod) oa (Kaſſß. Paris 9. Dez. 01, ZIntEifend. 10, 325 — EifenbE. 
19, 117). 

Art. 13. 


1. Der Eifenbahn, die irrtümlich ein Frachtgut ohne Einhebung der Nadı- 
nahme ausgefolgt hat und infolgedeifen dem Aufgeber den Nadhnahmebetrag 
vergüten mußte, ſteht nad öſterreichiſchem Recht aus eigenem Rechte die Rück— 
ne gegen den Empfänger zu (DG6H. Wien 12. Dez. 99, ZIntEifenb. 
9, 145). 

2, Hat die Bahn eine nicht eingegangene Nachnahme irrtümlih an den 
Spediteur ausbezahlt, fo kann fie den von Diefem an feinen Auftraggeber 
weitergezahlten Betrag von letterem direkt nicht zurücfordern (OGH. Wien 
10. Jan. 01, ZIntEifenb. 11, 54; ähnlich App.» Sen. des Handels- u. WechſelG. 
Budapeit ohne Datum 03, 3IntEiſenb. 12, 59). 

3. Gegen den Vermerk im Frachtbriefe, wonad eine Nachnahme vom 
Empfänger bezahlt ijt, ift Gegenbeweis zuläffig (HG. Antwerpen 12. März 02, 
EifenbE. 20, 6 = ZIntEifenb. 11, 180; ebenfo in Anfehung des Duplikats 
die Entfcheidung Art. 6 Ar. 3). 

4. Eine ausländifhe Bahnverwaltung, welde mit einer Nachnahme be- 
laftete Waren nad) Deutjchland verfradhtet hat, hat nad Art. 6k, 13, 20, 21 
wegen diefer von ihr verauslagten Nachnahme, gleichviel ob fie den Fracht— 
betrag oder einen Teil des Kaufpreifes darftellt und ohne Rückſicht darauf, 
ob die Belaftung des Gutes damit den zwifchen dem Abfender und Empfänger 
geichloffenen Vertrage zumwiderläuft, ein gefeglihes Pfandreht an den Waren 
oder dem daraus bei der öffentlichen Werfteigerung in Deutſchland erzielten 
Erlös (OLG. Kolmar 13. Dez. 99, DI2. 6, 168 — EiſenbE. 17, 39 — ElſLoth3. 
25, 146). 

5. Die Abtretung des öfterreihifhen Nachnahmelcheins legitimiert den 
Zefitonar nicht zur Geltendmadhung der Nacdnahmeforderung, wenn er nicht 
im Befige des Frachtbriefduplikates ift, und hindert alfo auch nicht die nach— 
trägliche Aufhebung der Nachnahme durch den Ubfender (OGH. Wien 18. April 04, 
EifenbE. 21, 65 — ZIntEifenb. 12, 197). 


Art. 14. 


Ein Erfaganfpruh wegen Mblieferungsverfäumnis ift nidt dann be- 
gründet, wenn die UÜblieferung zwar nicht unmittelbar nad) der vor Ankunft 
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des Gutes erfolgten Übergabe des Frachtbriefs und der Fracht, aber dod 
nod innerhalb der gefeglihen Lieferfrift vorgenommen wird (KRajid. Paris 
27. März 01, Eifenb€. 18, 151; a. M.: dasfelbe Gericht 22. Juni 03, 3Int— 
Eifenb. 12, 987). 

Art. 15, 


Literatur: Aber den Anſpruch, für eine als Frachtgut aufgegebene Sendung auf dem Wege der 
— Verfügung die eilgutmäßige eiterbeförderung zu verlangen, Z3IntEiſenb. 

1. Bei Nichtbeadhtung der rechtzeitig und ordnungsmäßig gegebenen Ver- 
fügung des Abſenders, das Gut nicht an den Wdreffaten auszuliefern, kann 
der Abſender Schadenserfaß von der Eifenbahn verlangen, auch wenn er es 
unterlaffen hat, den Adrefjaten vorher gerichtlich zu belangen (Bez6fH. Wien 
24. Upril 00, EifenbE. 17, 249 — ZIntkiſenb. 10, 159). 

2. Wird die ohne Vorlegung des Frachtbriefduplikats abgegebene nad): 
träglide Abänderungsverfügung von der Eifenbahn nicht beachtet, fo kann fie 
daraus nicht [hadenserfaßpflichtig gemacht werden (Tribunal der Seine 5. Okt. 99, 
EifenbE®. 17, 23). 

3. Nadträglihe Abtretung des Nahnahmefcheins ſ. die Enticheidung 
Art. 13 Nr. 5. 

4, Urt. 15 Abſ. 2, 3 findet auch Anwendung, wenn die fehlerhafte Be- 
zeichnung der Beitimmungsitation im Frachtbriefe nachträglich geändert werden 
foll (OLG. Wien 20. Okt. 97, Eifenb€®. 16, 14). 


Art. 16. 

Literatur: Iſt der Empfüger berechtigt, vor Einlöfung des Frachtbrieſs die Befidhtigung Des 
Guts zu verlangen? —* 11, 234; Die Vollmacht für die Abholung angekommener 
Bahngüter, ZIntEifenb. 11, 2368, 310, 

1. Wird das Gut von der Eifenbahn an den zur Empfangnahme nicht 
berechtigten, fih aber durch Worlegung des mit dem Familiennamen des 
eigentlihen Empfängers legitimierenden Sohn desfelben ausgeliefert, fo haftet 
die Bahn nicht, wenn nicht Anhaltspunkte dafür nadgewiefen werden, daß fie 
die Unechtheit der Unterfchrift oder den Mangel der Ermächtigung des Sohnes 
zur Abholung der Sendung für den Empfänger hätte vermuten müffen (Kaffp. 
Paris 21. Juni 01, ZIntEifenb. 10, 230 — Eifenb€. 19, 111). 

2. Begnügt fi) die Bahn deshalb, weil die den Avisbrief vorlegende 
Perfon nicht fchreiben kann, mit der Unterfchrift einer dritten, zufällig an— 
weienden Berfon, fo ift fie jchadenserfaßpflicdtig, wenn der Inhaber des 
Avisbriefs nicht der wirklihe Empfänger war GKaſſH. Paris 18. Aug. 73, 
3IntEiſenb. 10, 231). 

3. Der unberedtigte Empfänger eines beim Transporte verwechlelten 
Faſſes Branntwein, der deffen Inhalt konfumiert hat, ‚haftet der Eifenbahn 
für den ihr dadurch entitandenen Schaden, wenn er gutgläubig war, nur für 
Bereicherung (Be36. Leoben 10. Sept. 01, ZIntEifenb. 11, 11). 

4. Das mittels eines Frachtbriefs aufgegebene, aus mehreren Rolli be- 
itehende Frachtgut braucht nicht in einer Partie verladen zu werden. Hat der 
Empfänger den einen befonders verladenen Teil der Sendung angenommen 
und die auf der ganzen Sendung haftende Fracht und Nachnahme bezahlt, To 
muß er auch den innerhalb der Lieferfrift noch einlangenden Reft der Sen- 
dung annehmen (OGH. Wien 18. Sept. 01, ZIntEifenb. 11, 202). 

5. Die Eifenbahn ift dem Ubfender dafür verantwortlich, wenn fie das Gut 
an einen unberedtigten Empfänger abliefert. Iſt aber die Adreſſe undeutlid) 

ejchrieben, fo kann dem Abſender ein Teil des Schadens auferlegt werden 

GH. Courtray 31. Okt. 03, Eifenb€. 20, 325 — 3IntEiſenb. 12, 97). 

6. Auslieferung an den nicht legitimierten Empfänger: f. Art. 30 Ar. 1. 
* 7. Nichtauslieferung wegen Nichtbezahlung des Frachtzuſchlags: ſ. Art. 33 

tr. 3. 
8. Begriff der Ablieferung: vgl. HGB. $ 429 Nr. 2. 
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Art. 17. 


1. Wenn die Bahn das Gut an den Empfänger ausgehändigt bat, ohne 
die angewiefene Fracht vom Empfänger einzubheben, fo kann fie deren Zah— 
lung nicht mehr vom Abſender verlangen (BezEfH. Wien 12. Nov. 01, Eifenb®. 
18, 334). 

2. Wenn die Empfangsbahn eine franko aufgegebene, jedoch mit der Zoll«- 
und Zollbehandlungsauslage belajtete Sendung dem Ndreffaten, der [don vor 
der Empfangnahme die Zahlung abgelehnt hatte, dennoch ohne Vorbehalt ab- 
liefert, jo kann fie nicht nadträgli Zahlung von ihm verlangen (Raffd. 
Paris 26. Juni 01, Eifenb®. 18, 252 — 3IntEiſenb. 9, 326). 

3. Nach italienifhem Rechte hat der bloße Auftrag des Empfängers an 
den bahnfeitig beftellten Rollfuhrmann, die für ihn angekommene Sendung 
ihm zuzurollen, nicht die Bedeutung, daß durd die Mbernahme des Guts 
durch den Fuhrmann das Gut angenommen werde. Der Rollfuhrmann tft viel- 
mehr nur nachfolgender Frachtführer. Die Annahme des Guts kommt erjt 
dur Aushändigung des Guts dur ihn an den Empfänger zuftande (Kafid. 
Rom 29. Jan. 01, ZIntEifenb. 10, 223 — EifenbE. 19, 104). 


R 4, Hy F Abſenders an den Empfänger, die Fracht nicht zu zahlen: 
. 2, 247 8 436 Wr. 1. 


Art. 18, 


1. Höhere Gewalt liegt nicht vor, wenn das Ereignis (3. B. die Ver- 
biegung einer Brücke und die daraus folgende Unbenußbarkeit der Strecke) 
vorausgefehen und durch entiprechende Maßregeln abgewendet werden konnte 
(96. Cannes 30. Juni 01, EiſenbE. 18, 254 — ZIntEifenb. 10, 19). 


2. Höhere Gewalt: vgl. die Entſcheidung bei $ 456 HGB. Wr. 3. 


Art. 19. 
Literatur: Zur Frage der Werantwortlihkeit für den Schaden aus der verfpäteten ober unter- 
— —— Zuftellung des von der Eiſenbahn der Poſt übergebenen Briefes, ZIntEifenb. 

‚ ii. 

1. Zur Benadridhtigung des Empfängers von der Unkunft des Gutes in 
der Beitimmungsftation ift im internen italienifhen Verkehr die Eifenbahn 
nicht verpflichtet (Rafjh. Turin 11. Juli 02, ZInt@ifenb. 11, 14). 

2. Nach öfterreihiifhem Vechte ift die Bahn für die richtige Beförderung 
des von dem Wdreffaten zur Poſt gegebenen Avisſcheines nicht verantwortlich. 
Es trifft fie daher auch kein Verfchulden, wenn fie das Gut infolge der falſchen 
Beitellung an den unrichtigen Empfänger des Uvisicheines aushändigt (Be3GfH. 
Mien 2. Cent. 02, ZIntEijenb. 11, 182). 

3. Hat eine franzöfifche Eifenbahn dem Empfänger die Ankunft des Gutes 
apifiert und den Frachtbrief ausgelöft, fo hat fie ihm die Sendung ohne Ver: 
zug und ohne Rüdficht auf die nod laufende Lieferfrift zur Verfügung zu 
itellen (Raffd. Paris 22. Juni 03, ZIntEifenb. 12, 987; a. M.: dasfelbe Gericht 
27. März 01, Eifenb€. 18, 151). 

4. Die Kojten, die dem Empfänger dadurd entitehen, daß er infolge ver- 
frühter Avifierung vergeblid die Abholung des Gutes von der Empfangs- 
itation verfucht hat, hat ihm die avifierende Bahn zu erfegen (OGH. Wien 
2. Mai 00, ZInt@ifenb. 10, 91). 

5. Eine Firma kann ein für allemal gültig auf die Apifierung ſowie auf 
Erfaß des durch das Unterbleiben der Avifierung entjtehenden Schadens ver: 
sichten. Fragt fie nad) eingegangenen Sendungen bei der Empfangsftation an 
und wird ihr dabei irrtümlich von einer tatjächlich an aa ng Sendung 
keine Mitteilung gemacht, To liegt zwar ein Verjehen der Bahn vor. Es kann 
aber nicht als grobes Verfehen gelten, fo daß Art. 44 keine Anwendung findet 
GBez Gfh. Wien 25. Sept. 00, ZIntEifend. 10, 11 = EifenbE€. 18, 116). 
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Art. 20. 


Menn ein Frachtgut nach einer ausländifchen Stadt erpediert wird, um 
daſelbſt bureau restant zur Verfügung des Empfängers gehalten zu werden, 
und fih in diefer Stadt kein Lagerhaus und felbjt keine Zollftelle befindet, 
fo kann der Eifenbahn daraus ke.n Vorwurf gemacht werden, daß fie im 
Laufe des Transports den Zoll bezahlt hat, bevor fie das Gut auf dem 
Bahnhofe dem Empfänger zur Verfügung ftellte (HG. Antwerpen 9. Mai 00, 
EifenbE®. 18, 204 = Puchelts3. 32, 617). 


Art. 23. 


Die einer öÖfterreihifceh-ungarifhen Eifenbahn aus Miete und Wieder: 
beritellungskoften der zu internationalen Fradttransporten verwendeten Wagen 
an eine deutiche Bahn zuftehenden Forderungen find nad) Urt. 20 Ubf. 4 nicht 
in Deutfchland pfändbar. Sind folde Pfändungen vor dem 1. Januar 1833 
erfolgt, fo haben fie für die nad) diefem Termin entitandenen Forderungen 
keine Gültigkeit (Zentralamt für den internationalen Eifenbahntransport 
10. Febr. 00, EifenbE®. 17, 149 — 3IntEiſenb. 8, 83). 


Art. 24. 
Literatur: Schwab, Über das Verfahren bei Ublieferungshindernifien, ZIntEiſenb. 12, 187; vgl. 

ebenda 118. 

1. Die zeitliche Unmöglichkeit der Verzollung iſt kein Ablieferungshinder- 
nis im Ginne des Art. 24 (LG. Elberfeld ohne Datum, ZIntEiſenb. 9, 363). 

2. Die Nihtempfangnahme durch den Wdreffaten gilt als Ablieferungs- 
bindernis (HG. der Seine 29. Nov. 99, ZIntEifenb. 9, 83). 

3. Der Spediteur, dem die Eifenbahn nicht bezogenes Gut auf Lager 
gegeben bat, iſt berechtigt, die von der Bahn nachgenommenen Beträge fowie 
die bei ihm felbit erwachſenen Koſten gegen den Abjender geltend zu machen. 
Einwendungen gegen die Richtigkeit der von der Bahn nachgenommenen Be: 
träge können der Forderung des Spediteurs nicht entgegengejeßt werden, find 
vielmehr zwifchen Abſender und Eifenbahn zu erledigen (Be3®. Margarethen 
22. Nov. 00, ZIntEifenb. 9, 206). 

4 Wenn ſich nicht ohne weiteres Zweifel an der Richtigkeit der Adreſſe 
einer Sendung ergeben, it der Berfandbahn kein Vorwurf daraus zu machen, 
daß fie die Adreſſe nicht hat vervollftändigen laffen. — Die Empfangsitation tft 
zu gewilfen Nachforſchungen oder zur Benadrichtigung der Verjanditation vom 
Verkehrshindernis verpflichtet, wenn die Adreſſe fi) als ungenügend heraus: 
jtellt (Uppd. Bordeaur 3. Febr. 03, ZIntEifenb. 12, 270). 

5. Hat der Adrefjat den Empfang der ganzen Sendung beftätigt, fo bat 
die Bahn keine Berwahrungspflit wegen der von ihm zurückgelaffenen Em: 
ballagen und braudt aud den Abfender nicht in Kenntnis zu fegen (BezGfH. 
Wien 24. April 00, EifenbE®. 17, 247). 

6. Die der Eifenbahn bei Nichtannahme einer Sendung vom Empfänger 
erteilte Meifung: „ohne weiteres nad Belieben über Die —— zu dis— 
ponieren“, befreit ſie von der Verpflichtung zur Benachrichtigung des Abſenders 
vom Verkaufe des Gutes (OGH. Wien 10. Okt. 99, ZIntEifenb. 9, 239). 

7. Den Empfänger, der die Annahme der Sendung verweigert hat, braucht 
die Eifenbahn vom Verkaufe nicht zu benachrichtigen. Auch braucht fie nicht 
den Verkauf am Empfangsorte vorzunehmen (HG. der Seine 21. Sept. 01, 
ZIntEiſenb. 10, 25 — EifenbE®. 19, 114). 


Art. 26. 
1. Ein Klageredht gegen die Bahn Steht nur dem WVerfügungsberedtigten 
zu, alfo ausfchließlich dem Abfender oder Empfänger (AppH. Brüffel 8. Tuni 03, 
Eifenb®. 20, 235 — 3IntEiſenb. 11, 345). 
2. Der im Fradıtbriefe nicht bezeichnete wirkliche Abſender iſt gegen den 
Frachtführer nicht klageberechtigt. — Das Klageredht des Abſenders erliſcht, 


Warneyer, Jahrbuch der Entſcheldungen. 3. Jahrg. 20 


306 11. Internationales Übereinkommen über den Eifenbabnfradtverkehr. 


fobald der Fradtbrief dem Empfänger ausgehändigt ift (G. Paris 2. Sept. 03, 
ZIntEifenb. 12, 269; ebenfo ZIntEifenb. 10, 190; a. M: diefelbe 9, 77; 
9, 133). 

3. Der nicht im Beſitze des Frachtbriefs befindliche Empfänger iſt nicht 
klageberechtigt (OGH. Wien 4. Jan. 04, Eifenb®. 20, 340 — ZIntEifenb. 
12, 127). 

4. Bon der vorherigen Erledigung einer bei der Eifenbahn angebradten 
Reklamation ift die Klageberehtigung wegen Lieferfriftverfäumnis nit ab- 
bängig (26. Lemberg 20. April 99, ZIntEifenb. 9, 90 — RöllsE. 00, 110). 


5. Der Übfender ift zur Alagerhebung nicht mehr befugt, fobald der 
Adreſſat verfügungsberectigt ift, es fei denn, daß ihn der Adreſſat ausdrück- 
lih zur Rlagerhebung ermädtigt. Eine Ausnahme biervon bildet der Fall, 
wenn der Abſender noch vor dem Eintritte der Werfügungsberechtigung des 
Udreffaten reklamiert und die Schadenserfaßklage in Ausſicht geitellt hat 
(Appd. Douai 17. Mai 01, EifenbE. 18, 319 — ZIntEifenb. 10, 129; abfällig 
kritifiert dafelbft 132). 

6. Der Empfänger hat kein KRlagredt, folange das Gut nit am Be- 
ftimmungsort angekommen ift (56. Antwerpen 15. Juni 00, Eifenb€. 17, 269 
— ZIntEifenb. 8, 365). 

7. Nur der im Frachtbriefe bezeichnete Abſender felbft, nicht fein Auftrag= 
geber, alfo bei Mufterkijten der Reifende, der fie aufgegeben hat, nicht feine 
Firma, iſt klagberechtigt (HG. der Seine 3. Okt. 01, EiſenbE. 19, 7 — 3Int- 
Eifenb. 10, 191; ebenfo für den internen franzöfifhen Verkehr KafiH. Paris 
28. Jan. 01, Eifenb®. 19, 4 — ZIntEifenb. 10, 190 und die dafelbjt 88 191, 
192 angegebenen Enticheidungen). 

8. ſ Urt. 33 Nr. 2, 

Art. 27. 


1. vgl. die Entſcheidung Art. 6 Wr. 1. 

2, Der Anfangsbahn, die gegen den Abſender Anſprüche aus angeblich 
unrichtiger Deklaration geltend macht, kann der Einwand der mangelnden 
Rlaglegitimation, daß nämlid zur Geltendmadhung diefes Anſpruchs nur die 
Endbahn berechtigt fei, nicht entgegengefegt werden (OGH. Wien 18. Febr. 08, 
EiſenbE. 20, 53). 

3. Dadurch, dab eine Zwiſchenbahn das unfrankierte Gut nicht weiter 
befördert, weil nad ihrer Schäßung die bereits aufgelaufene Fracht- und Zoll- 
auslage nicht mehr durdy den Wert des Gutes gedeckt ift, wird die Verſand— 
bahn nicht von der Haftung für ae: Lieferung befreit (GG. der Seine 
31. Okt. 00, ZIntEifenb. 9, 109 — Eifenb®. 17, 338). 

4, Die nad dem Fradıtvertrage nachfolgende Eifenbahn, die nie in den 
Beliß des Fradtgutes gelangt iſt, ift nicht paffiv zur Klage auf Schadenserfag 
wegen DVerluftes legitimiert (AUppH. Douai 21. Juli 00, Eifenb€. 17, 321). 

e 5. Verſchulden der Anfangsbahn vor Annahme zur Beförderung: f. Art. 30 
Ar. 4. 

6. Der in Art. 27 Ubf. 4 — ——— normierte Gerichtsſtand iſt ein 
ausſchließlicher und hat auch dann Geltung, wenn die Bahn in einem andern 
Staatsgebiete eine felbjtändige Niederlaffung hat (OſtOoßSG. 28. März 99, 
Eifenb®. 16, 234). 

7. 1. 8432 H6%. 

Art. 29. 

1. vgl. EifenbVerkd. $ 9. 

2. Durh Urt. 27 bzw. 8 26 der reglementarifchen Beitimmungen über 
den Güterverkehr zwifhen Rumänien einer- und Oſterreich-Ungarn und 
Deutihland andererjeits haben die allgemeinen handelsgefeglihen Vorfchriften 
über die Haftung des Frachtführers für die Leute, deren er fi bei Ausführung 
des ihm übertragenen Transportes bedient, keine Anderung erfahren (OGH. 
Mien 8. Febr. 99, EifenbE. 16, 308). 
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Art. 30. 


1. Mie im allgemeinen Frachtrecht, fo liegt auch im Sinne des Bern- 
FrachtAb. Verluft des Frachtgutes vor, wenn die Eifenbahn außeritande ift, 
das Gut bejtimmungsmäßig auszuhändigen und der vertragsmäßigen Ab- 
lieferungsfrift zu genügen BH6. 4, 14; 15, 30). Quslieferung des Gutes an 
einen nicht legitimierten Empfänger ijt, falls es die Bahn nicht wieder zur 
Stelle fchafft, Verluft (RG. 17. Mai 02, ZW. 3, 398 — ZIntEifenb. 11, 206 
— Eijenb®. 19, 144). 

2. Werden Güter unter Anwendung eines die Haftpflicht der Eifenbahn 
vermindernden Spezialtarifs transportiert, jo endigt diefe Verminderung der 
Haftung, wenn die Güter vom Beitimmungsbahnbofe zur Behaufung des 
Empfängers zugerollt werden, nicht fhon mit der Ankunft auf der Beſtim— 
mungsitation, fondern erjt mit ihrer Auslieferung an den Empfänger durd 
den Rollfuhrmann (Kaſſſh. Baris 18. April 01, ZIntEifenb. 10, 94). 


3. Der rg N und die damit verbundene Haftung der Eifenbahn 

geht nah franzöfifhem Recht nicht mit der Uvifierung von der Ankunft der 

endung, fondern erjt mit der wirklichen ggg der Sendung an den 
Empfänger zu Ende (KaſſH. Paris 21. April 02, ZIntEifenb. 10, 287). 

4. Die nachfolgende Bahn haftet nicht für den Schaden, den die Partei 
durch Werfchulden der Unfangsbahn vor Annahme zur Beförderung erlitten 
hat (BezGiH. Wien 16. Mai 99, EifenbE. 16, 159). 

5. Dadurd, daß die Eifenbahn dem XAbfender oder Empfänger Wagen 
zur Be» oder Entladung zur Verfügung ftellt, begibt fie fi ungeadhtet der 
ihm dabei reglementmäßig auferlegten Pflicht zu gewiſſen Sicherheitsmaß- 
regeln nicht des Befikes daran. Der Ubfender haftet deshalb nicht für den 
Schaden, der aus einem ohne fein Berfchulden entjtandenen Brande des 
Magens erwadfen ift (Kafid. Paris 16. Febr. 04, EifenbE. 21, 46 — ZInt- 
Eijenb. 12, 200). 

6. Mangelbaftigkeit der dem Abfender von der Bahn geftellten Wagen: 
vgl. Art. 5 Ar. 4, 5, 6. 

Art. 31. 


Literatur: Janzer, Über die Grenzen der Berpflihtungen aus dem fFrachtvertrage bei den vom 
Empfänger zu entladenden Wagenladungen, ZVerEifenbV. 04, 211. 


Zu Ziff. 1: 

1. Auch bei der Anwendung von Spezialtarifen fteht es den franzöfifchen 
Eifenbahnen frei, gedeckte oder offene Wagen zu verwenden (Apph. Grenoble 
18. Juni 02, 3IntEiſenb. 11, 248). 

2. Petroleum in offenem Wagen: f. $ 459 HGB. Nr. 1. 

3. Die Eifenbahn ift nicht verantwortlich für die Beſchädigung von Gütern, 
deren Aufladung und Bedeckung durch den Ubfender auf einen von ihm ver- 
langten offenen —— bewirkt worden iſt (GG. Alençon 29. Jan. 03, EifenbE®. 
20, 222). 

4. Die Eifenbahn haftet nicht für Schaden, der wegen mangelhafter Auf: 
legung der Wagendecke durd Vernäſſung der Sendung entjtanden ift, wenn 
tarifmäßig dem Abſender die Verladung oblag (Kaffd. Paris 18. Febr. 02, 
Eifenb€. 20, 309 — ZIntEifenb. 12, 100). 

5. Urt. 31 Ziff. 1 findet nur Anwendung auf das Gut felbit, nicht auch 
auf die Verpackung, alfo nicht, wenn ein an ſich der befonderen Gefahr in 
Ziff. 1 nicht ausgeſetztes Gut in Stroh verpackt ift und diefes in Brand gerät. 
Ebenfowenig finden Ziff. 2 oder Ziff. 3 Unwendung. Art. 31 ift überhaupt 
eng zu interpretieren, da er Ausnahmen zu Art. 30 bejtimmt (App9H. Lüttich 
31. Jan. 00, EifenbE®. 17, 313 — ZIntEifenb. 9, 456; im Ergebnis beftätigend, 
jedoch in der Begründung binfichtlih der Verpakung mit Stroh abweichend: 
Kaſſh. Brüffel 22. Nov. 00, EifenbE. 18, 124 — Wudelts3. 32, 359; vgl. 
Reindl in ZVerEiſenbV. 02, 168). 
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6. Gerät eine in offenem Wagen beförderte Sendung Lohe unterwegs in 
Brand, fo bejteht die aus Abſ. 1 folgende Vermutung, daß der Brand auf die 
mit der Beförderung im offenen — verbundene Gefahr zurückzuführen 
ift, auch dann, wenn der Wagen durh Decken geihügt war (Kal. Rurie 
Budapeft 31. Mai 98, ZIntEifenb. 10, 15). 

7. Zu den befonderen Gefahren, die durch Beförderung in offenen Wagen 
entjtehen können, gebört auch die Möglichkeit eines Diebitahls (UG. Mül— 
haufen 15. März 01, Eifenb®. 18, 214 Puchelts 3. 32, 547). 


Zu Ziff. 2: 

8 Iſt vom bfender einer alla rinfusa aufgegebenen, felbjt verladenen 
Sendung Gerite der Beweis geführt, daß er die deklarierte Gewidhtsmenge 
wirklich verladen, und daß er die Ladung durch Vorlegbretter in den Wagen 
gegen Auslaufen genügend geihüßt hat, jo entfällt die Haftungsbeihränkung 
der Eifenbahn aus Ziff. 2, 3 (LO. Münden 00, ZIntEifenb. 9, 208). 


3u Ziff. 3: 

9. Um die Haftungsbeihränkung der Eifenbahn gemäß Ziff. 3 zu befeitigen, 
muß der Abſender nahweifen, daß die bei der Unkunft der Sendung am Be: 
ftimmungsorte vorhandene Beihädigung am Gute im Augenblick des Auf- 
ladens nody nicht vorhanden geweien tft. — Daraus, daß fih die Angeitellten 
der Eifenbahn bei der vom Abſender jelbjt nn Berladung beteiligt 
und ihm Ratjchläge erteilt haben, kann eine Berantwortlichkeit der Eifenbabn 
nicht hergeleitet werden (Tribunal Eharleroi 13. Febr. 01, ZIntEifenb. 9, 242). 


10. Für den durch die zur Beförderung des Gutes nicht geeignete Be— 
ihaffenheit des Wagens entjtandenen Schaden haftet die Eifenbahn nicht, 
wenn der die Aufladung felbft beforgende Übfender den ihm bekannten mangel- 
baften Zuftand des Wagens nicht bemängelt hat (OGH. Wien 19. Dez. 99, 
3IntEifenb. 10, 54 — EiſenbE. 19, 1 — KöllsGE. 14, 262; ebenfo die Ent- 
ſcheidungen Art. 5 Wr. 6). 

11. Pflicht des Ubfenders, die von der Bahn geitellten Wagen zu prüfen: 
vgl. die Entichetdungen Art. 5 Nr. 4-6; HGB. 8 459 Nr. 7. 


12. Bei der VBerladung durd den Abfender kann zur Beihädigung des 
Gutes aud) ein Mitverfchulden der Angeitellten der Bahn (3. B. wenn fie die 
Ladehöhe entgegen dem Reglement oder einer fonft für fie beftehenden Ver: 
pflichtung dazu nicht nadhprüfen) mitwirken. Ein darauf gegründeter Schadens- 
erſatzanſpruch ftellt fih als Anſpruch aus dem Frachtvertrage dar und kann 
dazu führen, der Eifenbahn einen Teil des Schadens aufzuerlegen (OGH. Wien 
13. Febr. 01, ZIntEifenb. 10, 197). 

13. Es tft feitgeitellt, daß die Ubfender während der VBerladung einen mit 
Rückſicht auf die Natur der Sendung wejentlihen MWangel des Wagens be- 
merkt, aber nicht gerügt haben. Wnderfeits ſteht feit, daß bei der Ankunft in 
der Beitimmungsitation ein Teil der MWagendece fehlte. Die Eifenbahn hat 
nicht bewiefen, daß dies fchon beim Abgange des Wagens der Fall war. Ihr 
Fehler erfcheint erheblicher als der des Abſenders, deshalb find ihm Us, der 
Eifenbahn *>5 des entjtandenen Schadens aufzuerlegen (HG. Löwen 4. Nov. 02, 
Eifenb€. 20, 19). 

14. Die Lieferung des nad) Abf. 3 vom Wbfender zu erbringenden Be- 
weifes für die Haftpflicht der Eifenbahn, die fi) auf ordnungsmäßige Erpertifen 
oder auf nach Urt. 25 zuftande gekommene Feititellungen der Eifenbahn gründet, 
ift derjenigen vorzuziehen, die fi auf das Zeugnis beteiligter Perſonen oder 
folcher Perſonen jtüßt, die die Yadung nicht bejichtigt haben oder deren Auf: 
merkfamkeit nicht auf die weſentlichen Details der Sicherheitsporkehrungen 
gelenkt worden it, deren gewiffe Ladungen bedürfen. — Der Umftand, daß 
zwiichen den Beteiligten eine Vereinbarung getroffen wurde, um einen Erperten 
zu beauftragen, die wahricheinlihen Urſachen des aus einer Beihädigung er- 
wachſenen Nachteils zu ermitteln, läßt die Frage der Verantwortlichkeit oder 
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Nichtverantwortlichkeit des Frachtführers unberührt (AppG. Brüffel 6. Juni 99, 
EifenbE. 16, 244 — 3IntEiſenb. 7, 652). 


Zu Ziff. 4: 

15. Der Nachweis einer guten und fahgemäßen Berpakung kann die 
Vermutung, daß der Schaden aus der eigentümlichen befonderen Beichaffenheit 
des Gutes (Eier) und der daraus erwachſenden Brucdhgefahr entjtanden ift, nicht 
entkräften (O6H. Wien 5. April 02, ZIntEifenb. 12, 105; vgl. dazu nod 
BezGfH. Wien 15. Mai 00, ZIntEifenb. 10, 163; BezGfH. Prag 26. Nov. 01, 
3Int@ifenb. 10, 199; ebenfo Appd. Douai 9. März 9, Eifenb®. 16, 129; 
gegenteiliger Meinung: Eifenbahndirektion Eöln, ZIntEifenb. 10, 361). 

16. Getreide, das alla rinfusa verladen ijt, gebört zu den Gütern, die 
vermöge ihrer eigentümlichen natürlichen Beichaffenheit der befonderen Gefahr 
ausgejegt find, Minderung durch Verſtreuung zu erleiden (Be36id. Wien 
29. März 99, Eifenb®. 16, 61). 

17. Gegenjtände aus Eifenguß von folider Beichaffenheit gehören nicht zu 
den infolge ihrer eigentümlihen befonderen Beichaffenheit einer befonderen 
Bruchgefahr ausgelegten Gütern (Kafid. Paris 1. Dez. 02, ZintEifenb. 
11, 276 = Eifenbe. 22, 124 — Puchelts3. 34, 37; ebenfo H®. Döle 28. Nov. 02, 
EifenbE. 20, 122 — ZIntEifenb. 11, 278; AG. Mainz 24. Juni 03, ZInt— 
Eifenb. 12, 309). 

18. Gerät eine Sendung Sirup auf dem Eifenbahntransporte in Gärung, 
fo iſt das auf feine eigentümliche befondere Beichaffenbeit zurückzuführen, To- 
lange nicht der Abſender nachweiſt, daß die Bahn daran Schuld trägt [dadurd, 
daß fie das Faß zu lange der Sonne ausgejegt hat] (HG. Dftende 26. Mai 02, 
Z3IntEiſenb. 10, 367). 

19. Bei Flüffigkeit wird auch die fie zunächit umgebende zufammenbaltende 
Umbüllung nidt als Padung, jondern als ein Teil des Frachtguts felbit an- 
gefeben (LG. Lübeck ohne Datum, ZIntEifend. 11, 275; ebenfo BezGEfH. Wien 
10. Zuli 00, ZIntEifenb. 9, 244; vgl. 3.2, 248 8 459 Nr. 2). 

20. Unter Glas und Rahmen befindliche Bilder find ihrer Natur nad) 
der Gefahr des Bruches ausgejegt. Auch tadellofe Verpackung bietet keinen 
ae Schuß gegen Bruchgefahr (26. I Münden 4. Febr. 03, ZIntEifenb. 
11, 281). 

21. Ein Kamin aus Marmor gehört zu den Sachen, die vermöge ihrer 
eigentümlichen befonderen Beichhaffenheit der Gefahr des Bruches ausgefeßt 
find (HG. der Seine 30. Aug. 02, ZIntEifenb. 11, 212 — EiſenbE. 20, 17). 

22. Feuergefährlikeit von Spiritus: f. $ 459 Nr. 12 HGB. 


Zu Ziff. 5: 

23. Unrubige Bewegungen von transportierten Tieren während der Fahrt: 
ſ. $ 459 Wr. 145 B 

24. Bei Pferdetransporten kann die Eiſenbahn die ganze reglementarifche 
Lieferfrift ausnugen und haftet alfo nicht, wenn fie die Pferde zwar nicht un— 
verzüglich nach der Ankunft, aber doch vor Ablauf der Lieferfrift abliefert und 
die Pferde infolge der zu langen Dauer der Reife erkranken. Es liegt Die 
befondere Gefahr des Ubf. 4 vor (HG. Brüffel 19. Nov. 03, EifenbE€. 20, 331 — 
Z3IntEifenb. 12, 100; vgl. au App©. des HuWG. Budapeft, ZIntEifenb. 
12, 61). 

25. Ungeeignete Ladebrücke bei Pferdetransporten: |. $ 459 Ar. 13 5GB. 


. 


Art. 32, 
Guter gefunder Weizen gehört nicht zu den Gütern, die nach ihrer natür- 
lihen Befchaffenheit regelmäßig einen Mangel am Gewidt erleiden (Be36fd. 
Wien 9. Juni 03, ZIntEifenb. 12, 133). 
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Art. 33, 


1. Bei Nichtempfangnahme durh den Mdreffaten kann der Wbfender 
das Gut als verloren betrachten, wenn ihm nicht innerhalb 30 Tagen nad 
Ablauf der Lieferfrift Anzeige von der Nichtabnahme gemadt worden ift 
(H6. der Seine 29. Nov. 99, ZIntEifenb. 9, 83). 

2. Nach Ankunft des Gutes am Beitimmungsorte ift zur Geltendmadhung 
der Klage nad) Urt. 33 der Empfänger legitimiert, au) wenn er die Annahme 
der Sendung verweigert hat (UppH. Genf 25. Jan. 02, ZIntEifenb. 10, 164 — 
Eifenb®. 18, 358). 

3. Bei Nichtausfolgung und Veräußerung des Frachtguts durd die Bahn 
wegen Werweigerung des Frachtzuſchlags für angeblich unrichtige Inhalts- 
deklaration kann der Berechtigte das Gut nad Urt. 33 als in Verluft geraten 
betradhten (OGH. Wien 31. Jan. 99, EifenbE€. 16, 119). 


Art. 35, 


Die Beitimmung franzöfifcher Speztaltarife: „la compagnie ne repond pas 
des döchets et avaries de route“, findet audy) Anwendung bei gänzlihem Ver— 
luft des Gutes durch Feuer während des Transports (UppG®. Paris 8. März 00, 
ZIntEifenb. 9, 48). — 

rt. 37. 


1. Der Bahn liegt es nicht ob, dem Empfänger zu vermelden, dab das 
verfrachtete Gut minderer Qualität oder in mangelhaften Zuftande fei. Sie 
ift auch nicht verpflichtet, den Abfender zur Aufnahme einer Klaufel über die 
Beſchaffenheit in den Fractbrief zu veranlaffen. Eine ſolche Klaufel ift nad 
Urt. 4 Abſ. 5 überhaupt unzuläffig (BezöfH. Wien 9. Okt. 00, ZInt@ifenb. 
9, 147). 

2. Die Eifenbahn ift berechtigt, zur fpäteren Feſtſtellung des Schadens 
Meinfäffer, für deren Beihädigung auf dem Transporte fie erfaßpflichtig ift, 
nad) Feltitellung diefes Umjtandes zur Verhütung der Verwechſlung mit anderen 
Fäffern mit Marken zu kennzeichnen. Der Empfänger kann nidt den Gewinn 
erfeßt verlangen, der ihm dadurch entgeht, daß er die Fäſſer wegen diefer 
Marken fofort hat — auf Koften der Bahn — reparieren lajjen, Statt fie zu— 
a noch weiter zu benugen (Apph. Wontpellier 5. Juli 01, ZIntEifenb. 
10, 56). 

3. Minderwert: fiehe die Enticheidung I. 2, 247 8 456 Nr. 6 — ZInt— 
Eifenb. 10, 233 — Z3VerEiſenbV. 02, 463). 


Art. 39. 


1. Die Eifenbahn hat ein Recht darauf, die ihr nad) dem Tarife zuftehende 
Lieferfrift voll ausnugen zu können. Diefes Recht wird felbft nicht durch das 
des Empfängers berührt, das Gut in Empfang nehmen zu können, fobald er 
den Frachtbrief erhalten und die auf der Sendung liegenden Gebühren be- 
zahlt hat (Kafid. Turin 31. Dez. 02, EiſenbE. 20, 126; ebenjo KaſſH. Paris 
27. März 01, ZIntEifenb. 9, 282). 

2. vgl.$ 86 EifenbVerkd. 

3. Als „außergewöhnliches Verkehrsverhältnis“ im Sinne von $ 6 Ubf. 3 
Ziff. 2 der Ausführungsbejtimmungen, auf Grund deſſen Zufclagsfriften ver- 
fügt werden können, ift auch plößlicher Streik der Eifenbahnbedienjteten an- 
zufehen. Die Verfügung von Zufclagsiriften kann aud auf bereits abge- 
Das Fradıtverträge erftreckt werden (Schwei3BG. 14. Juli 00, ZIntEifenb. 
9, 85). 

4 Mer auf einer Reife verfchiedene fremde Bahnitredken benußt, unter: 
wirft fih von vornherein bezüglich der für fein Neifegepäk einzuhaltenden 
Lieferfriiten dem Rechte je desjenigen Staates, durch den er gerade reijt. Er 
kann alfo 3.8. nicht eine franzöfiiche Bahn wegen VBerfpätung des von ihm 
in Rußland trog Nichteinhaltung der Lieferfrift vorbehaltlos angenommenen 
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Gepäcks verklagen, da nad) dem ruffifchen Tarife diefe Annahme den Schadens- 
erfaganfprud wegen Verfäumung der Lieferfrift ausjchließt (Seine-Tribunal 
14. Nov. 00, ZIntEifenb. 10, 59). 

5. In Dfterreich-Ungarn beträgt der Schaden, der durd die verfpätete 
Ankunft des Reifegepäcks entitanden iſt, höchſtens dreimal 20 Heller für jedes 
Kilogramm des Gepäks (Upp©. des HuWG. Budapeft ohne Datum, ZInt— 
Eifenb. 10, 391). 

6. Die Rechte des Empfängers wegen Verfäumung der Lieferfrift geben 
nad italienifhem Rechte durd eine vorbehaltslofe Annahme des Gutes dann 
nicht verloren, wenn der Empfänger ſchon vorher der Bahn gegenüber Schadens: 
erfatanfprüde wegen der Verfäumung erhoben hat (Kaffd. Turin 17. Dez. 00, 
Z3IntEiſenb. 9, 287). 

Art. 40. 
Literatur: Dber die Erheblichkeit ber — der beklagten Eiſenbahn, daß kein Schaden 

entſtanden fei, gegenüber der Klage aus Art. 40, 3IntEiſenb. 10, 356. 

1. Das Recht, eine höhere Entihädigung als die fih aus Urt. 40 er- 
gebenden Süße zu verlangen, hat der Empfänger nur dann, wenn er entweder 
einen ihm aus der Lieferfriftverfäumnis entjtandenen Schaden nachweiſt, in 
welchem alle er aber nicht mehr als die ganze Fracht verlangen kann, oder 
Uralift bzw. grobes Verſchulden der Eifenbahn nachweiſt, in welchem Falle er 
volle Entihädigung einschließlich der gefchäftlich erlittenen Einbuße beanſpruchen 
kann (Rafi9. Paris 23, Juli 03, ZIntEifenb. 12, 355). 

2. Die Bahn kann nicht deshalb Auferlegung der Brozeßkoften des Rekla— 
mationsprozeifes auf den Empfänger verlangen, weil er ihr den auf Grund 
feiner nterefiedeklaration reklamierten Schaden aus der Verfäumung der 
Lieferfrift nicht außergerichtlihd nadhgewiefen hat (Bez36iH. Wien 17. Dez. 03, 
3IntEifenb. 12, 312). 

3. Die Eifenbahn, gegen die eine Klage auf Frachtrückerjtattung anhängig 
gemadt ift, kann fich der Bezahlung der Zinfen und Prozeßkoften nicht mit 
dem Einwand entziehen, daß die Fradıtreklamation nicht vor der Rlagerhebung 
auf dem Wege der Reklamation geltend gemadht worden iſt (86. Bordeaur 
9. Febr. 04, ZIntEifenb. 12, 241; im gleihen Sinne für den Fall, daß die 
Erledigung der Reklamation von der Eifenbahn ungebührlich verzögert worden 
it: AppS. des HuWG. Budapeft ohne Datum, ZIntEifenb. 12, 240; dagegen 
bei rechtzeitiger Erledigung: ZIntEifenb. 8, 288). 

4. Die Eifenbahn hat die fchriftlihe Formulierung von Vorbehalten bei 
der Ablieferung zuzulaſſen (G. der Seine 19. Dez. 03, 3IntEiſenb. 12, 279). 

5. Irrtümlich zu niedrig erfolgte Bezifferung des Reklamationsanfpruds 
Ichließt die Nachforderung nah Ablauf der Präklufionsfrift (Art. 44) innerhalb 
a” a (Art. 45) nicht aus (BGH. Wien 15. März 04, EifenbE®. 
20, 352). 

Art. 4. 


1. Urt. 41 u. 31 müffen als Ausnahmen zu Art. 30 eng interpretiert 
werden (diefelbe Entfcheidung wie bei Art. 31 Ar. 5). 

2. Die Fradtbriefadreffe „An U. für B." befagt deutlich, daß das Gut 
von der Bahn an WU. ausgeliefert werden foll. Liefert fie es troßdem dem 
B. aus, fo liegt in diefer Sorglofigkeit bei Auslegung der Adreſſe eine 
grobe Fahrläffigkeit im Sinne des Art. 41 (OGH. Wien 11. Mai 00, ZInt— 
Eifenb. 9, 77 — Eifenb€. 17, 259; vgl. aber den feitdem in Kraft getretenen $ 2 
Ubf. 8 der Ausführungsbeftimmungen; vgl. ZIntEifenb. 10, 133, 206). 


3. Die Zufiherung des das Gut aufnehmenden Stationsvorftandes, daß 
der Transport in einer kürzeren als in der reglementarifchen Lieferfriſt 
werde erledigt werden, ändert nichts an der Geltung diefer legteren Lieferfrift, 
fo daß die Bahn bei ihrer Innebaltung keineswegs wegen Berfäumnis 
Ihadenserjaßpflichtig iſt Kaſſh. Paris 12. März 01, Z3IntEiſenb. 9, 286). 
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4. Uußergewöhnlich große Kälte kann nicht ohne weiteres als eine ohne 
Verfhulden der Bahnverwaltung eingetretene Betriebsjtörung gelten (Be36fH. 
Mien 26. März 04, ZIntEifenbW. 12, 277). 

5. Unterläßt die Eifenbahn die Benachrichtigung des Abfenders von Xb- 
lieferungsbinderniffen, weil er feinen Namen und feine Adreſſe nicht auf dem 
Frachtbriefe angegeben bat, fo kann ihr grobe Fabrläffigkeit nicht zur Laſt 
gelegt werden (HG. Antwerpen 17. Mai 00, ZIntEifenb. 8, 408 — Eifenb®. 
17, 260). 

6. Verfpätung der UÜblieferung um 24 Tage ungeachtet mehrerer Rekla- 
mationen iſt als grobe Fahrläffigkeit der Eifenbahn anzufehen (Apph. Brüffel 
8. Juni 03, ZInt@ifenb. 11, 345 — Eifenb€. 17, 259). 

7. Grobe Fahrläffigkeit liegt vor, wenn die Eifenbahn die Lieferfrift- 
verfäumnis dadurch herbeiführt, daß fie ein als Eilaut aufgegebenes Gut als 
gewöhnlidhes Frachtgut befördern läßt (UppH. Lyon 18. Juli 02, EifenbE. 
20, 16 = Puchelts 3. 34, 117). 

Art. 44. 


1. Art. 44 gilt auch für frankierte Sendungen (Öbergeriht Schaffhaufen 
15. Dez. 00, ZIntEifenb. 9, 111 = Eifenb€. 18, 37). 


2. Gegen den Inhalt des Fradıtbriefs iſt Gegenbeweis zuläffig, insbefon- 
dere alfo auch gegen die Deklaration des Gutes im Frachtbriefe. Doc erlifcht 
das Recht darauf, wenn die Eifenbahn die Sendung gemäß Xrt. 7 Ziff. 2 
nachgeprüft hat, oder wenn die Partei das Gut angenommen und bezahlt 
bat [Urt. 44 Ubi. 1] (HG. Wien 27. April 99, EifenbE®. 16, 237). 


3. Auch durch die Erhebung einer Schadenserfagklage wegen Friftverfäum- 
nis vor Ankunft des Gutes wird bewirkt, daß die Erfaganfprüde nicht nad 
Unnahme des Gutes und Zahlung der Fracht gemäß Art. 44 erlöfchen KaſſH. 
Zurin 17. Dez. 00, EifenbE. 18, 128 = 3IntEiſenb. 9, 287). 


Art. 45. 
1. vgl. Art. 12 Nr. 15, 14. 
2. Uuc für die Hemmung der Verjährung von Entfhädigungsforderungen 
aus dem Frachtvertrage find die Gefete des Landes, wo die Klage angejtellt 
ift, maßgebend (OGH. Wien 24. Dkt. 01, EifenbE. 19, 204). 


Art. 46. 


Literatur: Eger, Zur Frage der Rompenfation verjährter Gegenforderungen der Eifenbahnen, 
Eifenb®. 21, W. 


Art. 47, 


1. Die anftandslofe Übernahme einer Ladung durd die Nachbahn Liefert 
der Vorbahn noch nicht den Beweis dafür, daß ein fpäter daran vorgefundener 
Schaden nicht auf ihrer Strecke entitanden iſt (Zentralamt für den inter: 
—— Eiſenbahntransport 19. Dez. 02, Z3IntEiſenb. 11, 44 — EiſenbE. 
19, 352). 

2. Feſtſtellung der ausfchließlihen Haftpflit einer von mehreren am 
Transport beteiligten Eifenbahnen. Verteilung der Haftung (Zentralamt für den 
internationalen Eifenbahntransport 19. Dez. 02, EifenbE®.19, 354 = 3IntEiſenb. 
11, 51). 

3. Feititellung der ausfchließlihen Haftpflicht der Verfandbahn (Zentral: 
amt für den internationalen Eifenbahntransport 19. Dez. 02, Eifenb€. 18, 356 

- ZIntEifenb. 11, 107, 114). 


Erfter Abſchnitt. Schiffseigner (88 1, 2). 313 


12. Binnenſchiffahrtsgeſetz. 


Literatur: Rommentare, Handausgaben, Tertausgaben: Förtſch, 2. Yufl., Leipzig 1903; Mittel» 
‚Stein, 2. Yufl., Leipzig 1900; Landgraf, 2. Aufl., Berlin 1900; Wakower, 3. Uufl., 
Berlin 1903; Pfafferoth, Berlin 1900; Abhandlungen: Werner, Verträge über das 
Binnenihiffahrtsrecht, Magdeburg 1903; Stoerk, Studien zum See- und Binnenfchiffahrts: 
recht, Yeipzig- Tübingen 1900, 


Erjter Abſchnitt. Schiffseigner. 


Literatur: Shwarßkopf, Die Pflichten des Sciffseigners, Göttingen 1897. 


81. 

1. Fluß» oder Geefhiffe? J. 2, 248 $ 474; auf KRaifer-Wilhelm-Ranal: 
$ 474 Ar. 2 H6%8. 

2. Zum Erwerbe durch Schiffahrt braucht das Schiff nicht beftimmt zu 
fein, fondern nur zur Schiffahrt. Daher find fämtliche Bagger und Bagger: 
ihuten Schiffe im Sinne des BinnenSchG. [nicht aber im Sinne des H6%.] 
(RG. 24. Mai 02, RG3. 51, 330). 

3. Mer den Leichter eines andern nicht zur Schiffahrt, fondern zu anderen 
Zwedken (3. B. Hebung eines gejunkenen Fahrzeugs) gemietet, ift nit Schiffs- 
eigner im Sinne des BinnenSchG. und haftet alfo auch nit gemäß $ 3 für 
Verihulden der Sciffsbefagung. Er kann daher, wenn das Schiff durch ihr 
Verſchulden befchädigt wird, auch während der NReparaturzeit die Miete for: 
dern (OLG. Hamburg 3 Dez. 03, SeuffA. 59, 219 — HanſG3. 25, 32). 


82. 

1. Auch der „Ausrüjter“ eines fremden Schiffes ijt Dritten gegenüber als 
Schiffseigner anzufehen (RG. 22. Juni 01, IW. 30, 619). 

2. Wenn der Miteigentümer eines Schiffes diefes zur Binnenfhiffahrt 
verwendet, jo ift er, wenn es auc nicht vollftändig ihm gehört, auch Dritten 
gegenüber als Sciffseigner anzufehen. Als folder Dritter kann dann aud) 
der andere Miteigentümer gelten, der das gemeinihaftlihe Schiff gerettet hat 
und Hilfslohn beanfprudt (OLG. Hamburg 8. Juli 01, Hanf63. 22, 243). 
Sciffsmiete: 

3. Nimmt jemand einen Leichter in der Weife in Miete, daß der auf dem 
Leichter bedienftete Wann darauf verbleibt und weiterhin vom Vermieter be- 
foldet wird, fo ſchlägt $ 2 BinnenSh6. nicht ein. Der Mann bleibt Schiffer 
des Vermieters, und diefer haftet deshalb gemäß $ 7 für den durd fein Ver- 
fhulden entjtandenen Schaden (RG. 4. Jan. 04, HaniG2. 25, 132 — R62. 
56, 360, in Aufhebung von OLG. Hamburg 22. Juni 03, Hanf62. 25, 16). 

4. Dagegen haftet der Mieter des Schiffes wie ein Schiffseigner gemäß 
8 2 Binnen&h6. für das Verfchulden der Leute des von ihm felbjt zum 
Scleppen einer Schute gemieteten Schleppers (OLG. Hamburg 26. Mai 04, 
Hani63. 25, 200 = DRG. 9, 34). 

5. Der Mieter des Schiffes ift nicht verpflichtet, den Wermieter von 
Pfandrechten freizubalten, mit denen das Schiff während des Mietvertrags 
auf Grund von Handlungen des vom Vermieter angeitellten Schiffers belaftet 
wird (RG. 4. Tan. 04, R63. 56, 360). 

6. Er haftet dem Vermieter aus dem Mietvertrage für eine Beihädigung 
der Schute infolge zu ftarker Beladung (OLG. Hamburg 2. Juni 01, Hani62. 
22, 223). 

7. Er ift dem Vermieter verpflichtet, die beladen im Hafen liegende 
Schute bewadhen zu laffen RG. Hamburg 4. Juli 02, HanſG3. 23, 284; 
ebenfo DLG. Hamburg 2. Juli 02, Hanf®3. 23, 198; vgl. OLG. Hamburg 
15. Jan. 04, Hanf63: 25, 57). 

8. vgl. $ 1 Ar. 3. 
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88 8,4. 
my tif, Was verfteht man unter Sctffsbefagung im Sinne bes Binnen Sh6.? 
e . 0. 
Schiffseigner: 
1. Aus 8 3 folgt, daß der Schiffseigner nad $ 445 3PO. vom Schiffs— 
perfonal vertreten wird (RG. 7. Juli 00, OLG. 2, 182). 
2. vgl. im übrigen die Entfheidungen $ 1 Ar. 3, 8 2. 


Dritter: 

3. „Dritter“ im Sinne des $3 BinnenSh6. bedeutet nur den Gegenfaß 
zum Sciffseigner einerfeits und zu der fchuldhaft handelnden Perfon der 
Schiffsbefagung anderfeits, nicht aber den Gegenfaß zu jeder andern Perſon, 
mit der der Schiffseigner in irgend einem Bertragsverhältniffe ftehbt. Daher 
tft nicht Borausfegung des 8 3, dab es an einem Vertragsverhältniffe zwifchen 
dem Sciffseigner und dem geihädigten Dritten fehle. Es kann alfo 3. B. 
auch der Mieter des Schiffes als folder Dritter gelten (RG. 22. Juni 01, 
IM. 30, 619). 

4. Ebenfo wie für das Seereht aus Art. 451, 452, 742, 755, 757 HGB. 
die nadträgliche Möglichkeit fich ergibt, daß der Reeder ſelbſt Gläubigerrecdhte 
am Sciffsvermögen (fortune de mer im Gegenfate zu fortune de terre) hat, 
ebenfo folgt fie für das Binnenfchiffahrtsreht aus 88 3, 4, 93, 100, 102 ff. 
BinnenSh6. Aus $ 93 ergibt fih auch, daß der Reeder als „dritte Perſon 
gegebenenfalls Anſpruch auf Hilfslohn gegen fein — Schiff erheben kann. 
Dagegen läßt fih aus $ 3 nicht ableiten, daß der Reeder oder Sciffseigner 
zu den Schadenserfagberedhtigten am eignen Schiffe gehören könne. Deshalb 
kann der Eigentümer eines Leichters nicht gegen fich felbjt als Eigentümer 
des Scleppers Rlage erheben, weil der Leichter durch Werfchulden des 
Scleppers beihädigt worden ift (RG. 2. Dez. 99, IM. 29, 53 — RG3. 45, 50 
— SeuffA. 55 Nr. 152; vgl. $ 93 Nr. 6). 

Schiffsbeſatzung: 

5. (Schiffer) Der Schiffseigner kann zugleich der Schiffer nur dann 
fein, wenn er jelbjt das Schiff führt oder, fofern die Reife noch nicht angetreten 
ift, führen will. Andernfalls iſt der Schiffer derjenige, der vom Eigner als 
Führer des Schiffes bejtimmt ift. Darauf, ob er mehr oder weniger beftändig 
bei den Fahrten desfelben Schiffes deifen Führer fei, von welder Dauer die 
Reife fei oder ob das Schiff fih vom Heimatshafen entferne, kommt nichts an. 
Der Ewerführerwohenlöhner kann deshalb Schiffer fein (RG. 13. März 01, 
SächſArch. 11, 596 — IW. 30, 335 = RG3. 48, 64 — HoldheimsMSchr. 10, 243 

- Hanf63. 22, 141; ebenfo OLG. Hamburg 7. Jan. 01, OLG. 2, 185 — 
22, 61. — U. M.: DLG. Hamburg 20. Okt. 00, DLG. 2, 185 — Hanf- 
63. 22, 9). 

6. Iſt ein Schaden verurfadht durh Scuten, die Hilfsfahrzeuge eines 
Baggers find, fo iſt Schiffsführer der Schuten auch der Führer des Baggers 
und es haftet gemäß $ 3 BinnenSchG. diefer Bagger. Die Schuten haften 
ebenfalls, foweit fie den Schaden verurfacht haben, oder aber, foweit fie Zu— 
behör des Baggers find (RG. 24. Mai 02, RG3. 51, 330). 

7. Zur Sciffsbefagung gehören auch der Stauer und feine Leute, denen 
das UÜbbäumen und Wiederanlegen des Dampfers und die dabei erforderliche 
Sorge für das Vertauen überlaffen ift (OLG. Hamburg 21. April 02, Hanj- 
63. 23, 190; f. aber 3. 2, 249 8 485 Ar. 2. 

8. Befatung des Schleppzuas.) Der vom Reichsgericht für das Gee- 
recht aufgeftellte Grundfaß, daß zur Befatung des geichleppten Schiffes außer 
dem Schiffer und der Schiffsmannihaft im engeren Sinne aud alle fonftigen 
zu Schiffszwecken vom NReeder oder Führer des Schiffs verwendeten Perſonen 
zu rechnen find, findet trog $4 Abſ. 3 BinnenSh6. aud fürs Binnenjdiffahrts- 
recht Anwendung. Der Eigner haftet alfo gemäß $ 4, wenn infolge des Ver— 
ihuldens der Bejagung des Schleppers in Ausführung ihrer die Navigierung 
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des geichleppten Schiffs betreffenden Dienjtverrihtungen das geichleppte Schiff 
mit einem andern zujammenjtößt [nautifhe Einheit] (OLG. Hamburg 
24. Nov. 9, HanfG3. 21, 1, bejtätigt durh RG. 21. März 00, JW. 29, 415 — 
Geuffl. 55 Nr. 219 = RG3. 46, 42 = HanſG3. 21, 143; ebenfo OLG. Hamburg 
8. Tan. 00, HanſG3. 21, 77, betätigt durh RG. 11. Dez. O1, HaniG3. 23, 105 
— R63. 50, 33 — IM. 31, 100). 

9. Da ein Schlepper, der ein Seeſchiff verholt, den Befehlen des vom 
Seeihiff aus das Verholen kommandierenden Lotjen unbedingt zu gehorden 
hat, fo bilden beide Schiffe während des Werholens in Anfehung der am Ver: 
holen beteiligten Schiffsbefagung eine nautifche Einheit, und der Eigner des 
Scyleppers haftet für den Schaden, den der Kapitän des gejchleppten Schiffs 
oder der darauf befindliche Lotfe verurfaht (OLG. Hamburg 13. Wärz 01, 
HanſG3. 22, 103; ebenfo DLG. Hamburg 17. April 00, HanſG3. 22, 175). 

10. Dagegen gilt die nautifhe Einheit des Schleppzugs nicht unbedingt 
im Verhältnis zwiſchen Schlepper und gejchlepptem Schiff; vgl. die Entichei- 
dungen unten Wr. 33 u. 34. 


Verſchulden der Befakung: 

11. (Schiffszufammenftoß.) Hat ein in Fahrt befindliches Schiff ein 
vor Anker a angerannt und befchädigt, jo ift ohne weiteres ein Ver— 
ihulden der Befagung des anrennenden Schiffs zu vermuten und den für 
diefes Verantwortlichen der Erkulpationsbeweis aufzubürden (OLG. Naumburg 
18. Juni 01, Recht O1, 464). 

12, Ein Verſchulden des Sciffsführers eines Bagaers liegt vor, wenn 
infolge ungenügender Befeltigung und Bewadhung der Baggerihuten eine 
foldhe Baggerfchute mit einem fremden Schiffe zufammenjtößt und es beichädigt. 
Der Sciffseigner haftet dann mit dem Baager und, wenn ihm die Schuten 
gehören, auch mit diefen (RG. 24. Mai 02, R62. 51, 330). 

13. Im Hamburger Hafen gilt die Kaif. VO. vom 9. Mai 1897 nur in- 
foweit, als nicht das Hafen. abweichende Beitimmungen enthält (OLG. Ham- 
burg 11. Upril 02, HanſG3. 23, 128). 

14. Die DWerantwortlichkeit desjenigen, der ein ftilliegendes Schiff an- 
gerannt hat, für den daraus entitandenen Schaden fegt voraus,. daß er das 
Schiff hat erkennen können. Erft wenn aus den Umjtänden erfichtlich ijt, daß 
er es hätte erkennen müffen, hat er fich zu erkulpieren. Nach den Hamburger 
Hafenverhältniffen muß aber der Führer eines Schiffes in der Dunkelheit 
damit rechnen, daß möglicherweife nicht fichtbare Fahrzeuge im Fahrwaſſer 
liegen (RG. 27. Juni 00, HanſG3. 21, 245). 

15. VBerholen) Die Führer von Geefchiffen, die verholen follen, find 
nicht verpflichtet, auf allen Fahrzeugen, die möglicherweife die Paffage beein- 
trächtigen könnten, vor dem Verholen Beicheid zu jagen. Vielmehr muß beim 
Hinlegen von Fahrzeugen auf das TFreibleiben der Fahritraße Rückſicht ge- 
nommen werden, und wenn fie dennoch die Fahrſtraße beenagen, jo mülfen Tie 
darauf eingerichtet fein, beim Herannahen von Schiffen fich auf deren Warnungs- 
zeichen rechtzeitig wegzulegen (OLG. Hamburg 25. Tan. 04, Hani63. 25, 9; 
vgl. dagegen OLG. Hamburg 13. Jan. 04, HanſG3. 25, 69). 

16. Beim Berholen großer Dampfer haben kleinere Schiffe dem verholen- 
den Dampfer Plaß zu maden (OLG. Hamburg 27. Dkt. 99, HanfG3. 21, 9; 
ebenfo OLG. Hamburg 7. Jan. 01, HaniG3. 22, 35; OLG. Hamburg 30. Jan. 01, 
HaniG23. 22, 108). Verhalten großer Dampfer beim Verholen: f. OLG. Ham- 
burg 8. Juni 00, HanſG3. 21, 197; ferner: wieviel Schlepper bat ein ver- 
holender Dampfer anzunehmen? DLG. Hamburg 23. Dkt. 99, HanſG3. 21, 13; 
desgl. DLG. Hamburg 7. Jan. 01, Hanf©3. 22, 35; DLG. Hamburg 23. Dez. O1, 
HanfG3. 23, 43; Kommando des auf dem gejcdhleppten Sciffe befindlichen 
Lotien: OLG. Hamburg 13. März 01, HanſG3. 22, 103. 

17. Unter Umftänden muß ein Dampfer, um feinen Liegeplaß im Segel- 
ihiffhafen einzunehmen, anftatt eines zwei Schlepper zur Affiftenz annehmen. — 
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Menden des Kahns auf dem Strome und über Steuer fchleppen laffen. — 
Korrektheit und Zweckmäßigkeit der Formierung eines Schleppzugs. — Die 
Unweifung des Liegeplaßes im Hafen durd die Hafenbehörde enthält keine 
Zuficherung derjelben, daß kein anderes Fahrzeug dort liege. — Durd die in 
8 19 des Hamburger Hafen. für Hafen- und Flußfahrzeuge gegebene An— 
weifung, das Fahrwaäſſer und die Liegepläge der Seeſchiffe nit zu ver- 
[perren, wird ein generelles Verbot, ſich überhaupt nicht auf foldye Liegepläße 
zu legen, nicht aufgeftellt. — Frage, wohin fih ein Kahn im Hamburger 
Hafen nad) Beendigung feiner Beladung zu legen habe (OLG. Hambura 
23. Okt. 99, HanfG2. 21, 13). 

. 18 8 28 Ubf. 2 des Hamburger HafenG. gilt aud für Scleppzüge, die 
aus Flußichiffen beitehen (OLG. Hamburg 1. Mai 01, HanſG3. 22, 152). 

19. Der Warnungspfiff des $ 30 des Hamburger HafenG. ift auch beim 
Vorüberfahren vor der Einfahrt in einen Hafeneinfchnitt zu geben (OLG. Ham- 
burg 24. Juni 01, HanſG3. 22, 187). 

20. Unter „Schwoien” im Sinne des $ 32 des Hamburger HafenG. ver: 
iteht man das Schwingen eines Schiffs um einen feſten Punkt, was entweder 
unter Benugung des Unkers oder mit Hilfe eines Schleppers geſchieht. Das 
Schiff ift dabei in der freien Bewegung gehemmt und kann anderen Schiffen 
nicht ausweichen (OLG. Hamburg 17. April 00, HanſG3. 22, 175). 

21. 5 30 Ubf. 2 des Hamburger Hafend., daß Brücken nur in langfamer 
Fahrt zu paffieren find, gilt auch für die beiden Elbebrüdken und bedeutet, 
daß unter ihnen die Fahrt nicht nur verlangjamt, jondern daß mit wirklich 
langfamer Fahrt gefahren wird. — Der Schiffer hat fih nicht nach dem 
theoretifch richtigen, fondern nad dem tatfächlich befolgten Verhalten der ihm 
begegnenden Fahrzeuge zu richten (OLG. Hamburg 4. Dez. 01, HanſG3. 23, 109). 

22. Eine Berpflihtung des mit eigener Mafchinenkraft vom Rai ab- 
legenden Dampfers, vorher die umliegenden Schiffe hiervon zu benadrichtigen, 
beiteht nicht (OLG. Hamburg 21. April 02, HanſG3. 23, 189). 

23. Plicht, darauf zu achten, daß andere Fahrzeuge nicht durch die er- 
zeugte Wellenbewegung gefährdet werden und erforderlihenfalls die Fahrt 
entiprehend zu mäßigen (OLG. Hamburg 7. Nov. 02, HanſG3. 24, 20). 

24. Eine Beleuchtung der im Hamburger Hafen an Seefchiffsfeite liegenden 
Schiffe ift nicht vorgefchrieben. Daraus, dab ein Kahn den ihm angewiefenen 
Liegeplaß nicht einnimmt, kann noch nicht ein Mitverfchulden an einen zwifchen 
ihm und einem andern Kahn erfolgten, von letzterem allein verurfachten Zu: 
fammenftoß hergeleitet werden (OLG. Hamburg, 17. Dez. 02, HanſG3. 24, 55). 

25. Unter Umjtänden kann das nad) $ 28 Abſ. 2 des Hamburger HafenG®. 
ausweichepflichtige Fahrzeug auch den Bug des andern Fahrzeugs kreuzen 
(OLG. Hamburg 14. Nov. 02, HanſG3. 24, 33). 

26. Werkehrswalierftraßen im Sinne des Hamburger HafenG., über die 
Taue und Leinen nicht ohne Genehmigung der Hafenbeamten gezogen werden 
dürfen, find alle fchiffbaren Gewäfler, in denen das Fahren nicht obrigkeitlich 
verboten ift, ebenfo aber auch diejenigen Gewäſſer, die mit obrigkeitlicher Ge: 
nehmigung zu Liegeplägen verwendet werden (OLG. Hamburg 14. Okt. 03, 
HanſG3. 24, 312). 

27. Daraus, daß ein Kahn entgegen 8 12 Abſ. 3 des Hamburger HafenG. 
nach der Beladung am Kai liegen geblieben ift, kann ein Witverfhulden an 
einem durch Unrennen eines pajlierenden Schiffs an ihn berbeigeführten Zus 
- fammenftoß nicht hergeleitet werden (OLG. Hamburg 13. Jan. 04, HanſG3. 
25, 69). 

28. Liegen zwei Schuten nachts nebeneinander ohne Beleuchtung, und wird 
infolgedeffen die nadı außen liegende Schute von einem anrennenden Schiffe 
gegen die nad der Raimauer liegende gedrückt, fo kann die leßtere gegen 
die erjtere keinen Schadenserfaß auf das ihr ebenfalls zur Laft fallende Ver— 
ihulden gründen, daß fie unbeleudhtet war (OLG. Hamburg 3. Febr. 04, 
Hanl632. 25, 126). 
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29. Im Hafen liegende kleinere Fahrzeuge müffen beim Herannaben großer 
Schiffe aus * Wege gehen (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, HanſG3. 25, 79). 
30. vgl. $ 9. 


Schleppfahrt: 

31. Die Einheitigkeit der Leitung des Schleppzugs (vgl. oben Air. 9) kann 

nicht foweit ausgedehnt werden, daß die Mannſchaft des geichleppten Schiffes 
egenüber dem Führer des Schleppers frei von aller VBerantwortlichkeit wäre. 
Bielmehr kann der Führer des Schleppers für den dem geichleppten Schiffe 
ugefügten Schaden dann nicht verantwortlich gemadyt werden, wenn defjen 
Beſatzung felbjt an der Schadenverurfahung mit Schuld trägt (OLG. Hamburg 
24. Jan. 00, Hanf63. 4, 78; in gleihem Sinne DLG. Hamburg 5. Febr. 02, 
Hani63. 23, 97). 

32, Der Führer des Schleppers hat nicht ohne weiteres das Rommando 
über das geichleppte Schiff. Aber felbjt wenn das der Fall tft, ift der Führer 
des geichleppten Schiffs nicht von der Verpflichtung befreit, bei unvorher- 
aefehenen Unfällen das für fein Fahrzeug Erforderliche felber unverzüglich 
wahrzunehmen und auszuführen (OLG. Hamburg 10. Okt. 02, HanſG3. 23, 277; 
vgl. OLG. Hamburg 14. Mat 02, Hani63. 23, 187). . 

33. Menn ein Schlepper bei dem Berfuche, einen eingefrorenen Kahn aus 
dem Eife berauszubolen, durch das Aufbrechen des Eifes einen danebenliegen- 
den Kahn befchädigt, jo ift ein WVerfchulden feiner Leitung zu vermuten (DVG. 
Hamburg 20. Juni 02, HanſG3. 23, 259). 

34. Die Beitimmungen des $ 34 des hamburgiſchen Hafen®., betreffend 
die Länge von Schleppzügen, bezieht fih auch auf nach Kuxhafen und weiter 
beftimmte, aus Geeleichtern beſtehende Schleppzüge. — Leichterführung nad 
8 33 — Urt. 11 der Kaiſ. VO. (OLG. Hamburg 29. Sept. 02, HäanſG3. 
23, 263). 

35. 8 28 Abſ. 1 des Hamburger HafenG®. gilt au für aus Flußſchlepp— 
zügen bejtehende Schleppzüge (OLG. Hamburg 1. Mai 01, HanſG3. 22, 152). 

36. Im Fahrenlaffen eines fehr langen Schleppzuges liegt ein Verſchulden 
nicht, wenn derartig lange Schleppzüge zwar gefährlich, aber im Verkehr üblich 
BI DEREN nicht verboten find (RG. 9. Mai 03, HanjG3. 24, 247 — IM. 
32 96). j 

37. Es iſt ein für einen Schleppzug gefährlihes und feinem Führer zur 
Schuld anzurechnendes Unternehmen, bei ſchwerem Eisgange mit drei ſchwer 
beladenen Fahrzeugen die Elbe zu queren (OLG. Hamburg 1. Febr. 04, HanſG3. 
25, 105). 

38. Der Umſtand, daß die Troffe zwiſchen Schlepper und Schute gebrochen 
ift, läßt nicht ohne weiteres auf einen Mangel an Sorgfalt der Befagung des 
Scleppers jchließen, fo daß alfo eine Erkulpationspfliht des Gigners des 
Scdleppers deshalb nod nicht begründet ift (DLG. Hamburg 11. Tuli 00, 
Hanf63. 21, 204). 

39. Es ijt fehlerhaft, im Hamburger Hafen zwei gefchleppte Schiffe neben- 
einander zu vertäuen; fie müſſen hintereinander verkoppelt werden (OLG. 
Hamburg 7. Febr. 02, HanſG3. 25, 298). 

40. Verſchulden des Schiffseigners ($ 4 Abf. 2), val. die Entſchei— 
dung bei $ 58 wegen des Verfchuldens des Frachtführers, insbefondere bei Be— 
wadhung beladener Schuten nadts: dafelbjt Nr. 10 fi. 


Haftung: 

41. (Umfang.) Haftung mehrerer beteiligter Schiffe: I. 2, 249 $ 486 Ar. 3; 
j. auch oben Ar. 13; Beichränkung der Haftung: $ 58 Ar. 1—7. 

42, Machläffiakeitsklaufel) Die Klaufel, daß der Schiffer von der 
Haftung für Nadjläffigkeit oder Werfehen der Sciffsbefagung oder fonjtiger 
Ungeftellten frei fein folle, ift zuläffig, Der Sciffseigner kann fi aber in- 
joweit nicht Darauf berufen, als ihn felbjt ein Verſchulden trifft oder als ein 
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Berfchulden einer andern von ihm ee Perfon vorliegt, die nicht zur 
Schiffsmannſchaft gehört (RG. 29. Okt. 02, R63. 52, 396; ebenfo RO. 6. Febr. 
89, Hanf63. 10 Nr. 37). 

43. Durch eine im Verwaltungswege erlaffene Betriebsordnung für die 
Benußung einer dem Gtaate gehörigen Öffentlihden Wafferitraße (Kaifer- 
Wilhelm-Kanal) können nicht die gefeglihen Beitimmungen über die Wer: 
pflichtung zum Schadenserfag für Verſchulden der Schiffsbefagung abgeändert 
werden (RG. 2. Dez. 99, RG3. 45, 162). 

44. 8 735 Ubi. 2 H6B., der nah $ 92 BinnenSchG. aud für Binnen- 
gewäller Anwendung findet, bezieht fich, infoweit er die Teilung der Haftung 
anordnet, nur auf das Verhältnis der Schiffseigner oder Reeder der kolli- 
dierenden Schiffe untereinander, nicht auf das Verhältnis zu den befhädigten 
Ladungsbeteiligten. Der Erfaganfprucd der leßteren bejtimmt fich vielmehr 
lediglih nah $ 734 HGB. (RG. 7. Juni 02, J. 31, 401). 

45. Verjährung: ſ. $26 Ar. 10, 11; 8 117. 


Zweiter Abſchnitt. Schiffer. 


8 7. 
Beariff des Schiffes: ſ. 88 3, 4 Nr. 5 ff. 
Verſchulden des Sciffers: ſ. $$ 3, 4 Tr. 12 ff. 
Überwadhung von Schuten: ſ. 88 58 ir. 10 ff. 


Kojten der Bewachung im Winterhafen: ſ. $ 82 Nr. 7. 


8 11. 


1. Der Schiffer ift zwar den am Unfalle Beteiligten gegenüber verpflichtet, 
die Verklarung mit tunlichiter Bejchleunigung vorzunehmen. Doc fteht dem 
Gerichte keine Kontrolle darüber zu und es fit daher auch nicht befugt, 
den Antrag auf Verklarung wegen Verjpätung abzulehnen (26. Hamburg 
16. März 01, HanſG3. 22, 133). 

2. Weiſt ein Gericht den Untrag trogdem wegen Verfpätung zurück, fo 
ift es dem Schiffer als Verfchulden anzurechnen, daß er nicht gegen diefen un- 
richtigen Beſchluß Beſchwerde eingelegt bat (OLG. Hamburg 31. Mai 01, 
Hanib3. 22, 201). 

3. Die Koften der Werklarung werden dadurh, dab diefe im fpäteren 
Rectsitreite über den Schädenanfprud als Beweismittel verwendet wird, nicht 
zu Koſten des Rechtsitreits, dagegen bilden fie einen Teil der Havereikojten 
(OLG. Hamburg 15. April 03, OLG. 7, 281). 


8 15. 

Auf Grund von $ 15 iſt der Schiffer befugt, wenn ſich das Schiff in einer 
imminenten Gefahr befindet, zu deren Abwendung es der fofortigen Hilfe eines 
Scyleppers bedarf, namens des Eigners über die Leiftung folder Hilfe einen 
en. abzufhliegen (OLG. Hamburg 8. Juli 01, HanſG3. 22, 243; vgl. 
$ 94 Ar. 2). 


PAR 


Dritter Abſchnitt. Schiffsmannſchaft. 
g 21. 
f. die Entſcheidungen 88 3, 4 Nr. 5 ff. 


Vierter Abjchnitt. Frachtgeſchäft. 
8 26. 


1. Der Unterfchied — Schleppvertrag und Frachtvertrag beſteht 
darin, daß letzterem die Übernahme des Guts, der Transport, die Bewachung 
während des Transports und die Ablieferung des Gutes nad vollendetem 
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Transport, erjterem nur der Transport wejentli it. Läßt daher der Ab— 
fender eines Floſſes diefes von zweien feiner Leute begleiten, bei denen die 
befonderen Umjtände dafür nicht vorliegen, daß fie den Gewahrfam am Gute 
und die Beitimmung darüber haben follen, fo liegt Fradıtvertrag vor (OLG. 
Hamburg 25. Juni 00, HanſG3. 21, 213 — Geuffl. 56, 103). 

2. Wenn ein Ewerführer den Auftrag übernommen hat, Waren aus einem 
Dampfer abzunehmen und bis auf weitere Order in feinem Fahrzeug auf- 
zubewahren, jo liegt ein Frachtvertrag vor (RG. 5. Okt. 01, HanfG3. 23, 41, 
in Beftätigung von OLG. Hamburg 15. Febr. 01, HanſG3. 22, 121). 

3. Der Vertrag, nah dem Schuten ohne Befaßung von Hamburg nad) 
Bremen geichleppt werden, iſt ein Frachtvertrag und kein Scleppvertrag 
(OLG. Hamburg 20. Okt. 03, HanſG3. 24, 289). 


4 Wenn ein Schiffer zwei Kähne zu Ubleichterzwecken zur Tagesmiete 
von 15 M. für den Tag bis dahin, daß der andere fie ihm wieder zur Ber: 
fügung ftellt, vermietet, jo tft das nicht ein Frachtvertrag, fondern ein wirk— 
licher Mietvertrag (OLG. Breslau 10. Juni 04, Recht 8, 389). 

5. Der Spediteur kann Auslagen, die er vor Beginn des Flußtrans— 
portes auf das Gut gemadt hat, an dem nad) Beendigung diefes Trans: 
portes in feine Hände gelangten Gute nicht geltend maden, wenn der Ab— 
fender den vom Schiffer gezeichneten Ladefchein bereits dem qgutgläubigen 
Sadungsempfänger ausgehändigt hat (RG. 28. Okt. 99, N63. 44, 116). 

6. Aus dem KRontrakte über den Transport jämtlicher auf ein beitimmtes 
Quantum gefhäßten Transporte einer Fabrik während der Sciffahrtsperiode 
eines bejtimmten Jahres wird der Beiteller fhadenserfaßpflichtig, wenn die 
von ihm in Wusführung des Kontraktes dem Schiffer übergebene Güter: 
menge erheblich hinter der dem Rontrakte zugrunde gelegten Schäßung zurüdt- 
bleibt (OLG. Hamburg 5. Febr. 04, HanſG3. 25, 97). 


7. Schleppvertrag: f. Air. 1—3. 

8. Für einen erfolglos gebliebenen Ubfchleppungsverfuh kann eine Ver- 
gütung nicht verlangt werden (OLG. Hamburg 23. Jan. 04, Hanf63. 25, 80). 

9. Wird die Erfüllung des Schleppvertrags durd Zufall unmöglich, fo 
erliiht die Werbindlichkeit des Schleppers daraus. Doc ift der Schlepper 
verpflichtet, dem von einem Unfalle betroffenen Schiffe, folange es irgend 
möglich ijt, Hilfe zu leiften. Soweit darin Dienjte anderer Art als die nad 
dem Schleppvertrage zu gewährenden zu finden find, bat er Anſpruch auf 
Hilfslohn (RG. 4. Mai 00, Hanf63. 21, 265; vgl. OLG. Hamburg 29. März O1, 
Hanf63. 22, 139). 

10. Der Anſpruch auf Erfag eines KRollifionsfchadens, den das geichleppte 
Schiff gegen den eigenen Schlepper erhebt, ift ein Anfprud auf Grund von 
$ 4 Wr. 2, nit auf Grund von $ 4 Ar. 3 BinnenSchG., da er nur auf 
mangelhafte Erfüllung des Schleppvertrags, nicht auf außerkontraktlidhes Ver: 
ihulden gegründet werden kann. Er verjährt daher nad $ 638 BGB.., nicht 
nach $ 117 BinnenSchG. (RG. 2. Dez. 03, HanſG3. 25, 84, in Beftätigung von 
OLG. Hamburg 17. April 03, Hani6Z3. 24, 181), Dadurdh, daß zunädjt ein 
Prozeß — ein drittes, an der Kolliſion beteiligtes Schiff geführt wird, 
De erjährung nicht unterbroden (LG. Hamburg 9. Okt. 03, Hanj63. 
+» 41. Die Abnahme des aus dem Schleppvertrage zu leiftenden Werkes 
erfolgt nicht ſchon durch Beendigung der Schleppfahrt, auch nicht bei vorzeitiger 
Einjtellung derfelben, jelbft wenn ſich die Parteien darüber, daß dies gefchehe, 
einig find (fo die Enticheidung oben Wr. 10). Es bedarf vielmehr nod einer 
MWillensäußerung des Beitellers dahin, daß er die den Gegenitand des Vertrags 
bildende Schleppleiftung als ausgeführt gelten laffen will. Eine ſolche Willens» 
Äußerung enthält 3. B. die Bezahlung des Sclepplohns. Erjt von dem 
Augenblicke an, zu dent fie erfolgt, beginnt die Verjährung nad) $ 638 BGB. 
zu laufen (OLG. Hamburg 26. Febr. 04, HanſG3. 25, 78). 
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12. Der Schadenserfaganfprud, den das vom Schlepper während des 
Scjleppens in den Grund gebohrte gefchleppte Schiff geltend madıt, ift ein 
Anfprud wegen mangelhafter Erfüllung des Schleppvertrags und gebt, falls 
das gefunkene Schiff in einen eine Reparatur nidyt lohnenden Zuſtand geraten 
ift, auf Erfaß der Koften für Unfchaffung eines neuen Schiffes und der durch 
die Entziehung des Gebrauchs der alten Schute bis zur Neuanſchaffung ent- 
gangenen Gewinns (OLG. Hamburg 17. April 03, HanſG3. 24, 181, beitätigt 
durh RG. 2. Dez. 03, HanſG3. 25, 84). 

13, Schiffsmiete: f. oben Wr. 4, $ 2 Wr. 3 ff. 


8 27. 


1. Die Klaufel „freie Seefchiffsfeite“ bedeutet, daß der Frachtführer fich 
verpflichtet, fich mit feinem Rahne länasfeits des Seefchiffs zu legen. Dagegen 
kann in ihr nicht die Übernahme der Koften eines nötig werdenden Schuten- 
transports gefunden werden (OLG. Hamburg 5. Dez. 03, HanfG3. 25, 43). 


2. Durch die Vertragsbeitimmung, daß der Binnenfciffer die zu trans» 
portierenden Güter aus dem Seeſchiffe zu übernehmen habe, wird der Binnen- 
ichiffer nicht verpflichtet, unter allen AUmftänden die Bedingungen zu erfüllen, 
die Die Abernahme der Ladung ermöglidhen. Er hat vielmehr nur einen feiner 
Kähne an den Seedampfer zu fchieben, während es Sache der andern Ver- 
tragspartei ift, das Erforderliche wegen der Einladung des Gutes in den Rahn 
zu beihaffen (OLG. Hamburg 17. Juni 99, Seuffl. 50 Nr. 2 — HanſG3. 
21, 28). 

3. Wenn der vom Frachtführer vertragsmäßig geitellte Kahn feiner Größe 
wegen nicht direkt an den Dampfer anlegen konnte, in dem ſich die zu über- 
nehmenden Güter befanden, und wenn dieje deshalb zunädjft in Xeichter geworfen 
werden mußten, fo trägt die Koſten der Leichterung der Übfender (OLG. Ham- 
burg 3. Dkt. 99, HanſG3. 21, 54; ebenfo OLG. Hamburg 17. Juni 99, HanſG3. 
21, 28). 


8 28, 

1. Die Beitimmung im Frachtvertrage, daß ſich der Schiffer nicht vor dem 
1. Juli als angekommen melden dürfe, hat, wenn nicht gleichzeitig beftimmt 
ift, daß er fich alsbald nad Ankunft und Entlöfhung zu melden habe, nicht 
die Bedeutung, daß er, von der bereits vor diefem Termin erfolgten Entlöſchung 
des Kahns ab, diefen zur Verfügung des Befrachters unbenußt liegen laffen 
müffe. Er ijt vielmehr nicht behindert, foweit es fih mit dem erficdhtlichen 
Intereffe des Befradhters vereinigen läßt, ſich durch Vornahme einer Zwifchen- 
reife anderweit Verdienft zu fuchen (OLG. Hamburg 10. Mai 01, HanſG3. 
22, 179 = Geuffl. 57, 28); dagegen: 

2. Wird ein Schiffer für eine Frachtreiſe engagiert, ohne daß über die Zeit 
des Untritts und der Beendigung der Reife etwas vereinbart wird, und iſt 
er gerade im Begriffe, eine Reife nad dem Abladeplaß anzutreten, fo tjt im 
Zweifel anzunehmen, daß er fih nah Ankunft daſelbſt und nachdem er feine 
Jadung gelöſcht hat, für das neue Engagement zur Verfügung ſtellen muß. 
Iſt dabei im Frachtvertrage beftimmt, daß er fich nicht vor einem beftimmten 
Termine als angekommen melden dürfe, jo tft das nur dahin auszulegen, daß 
er bei früherer Ankunft die Waren ohne Entgelt in feinem Kahn liegen laffen 
muß, nicht aber ihm das Recht eingeräumt fei, nach feiner Ankunft am Ab— 
ladeplaß zunächſt die Einnahme der Ladung abzulehnen und nod) eine Zwifchen- 
reife anzutreten (OLG. Hamburg 1. Juli 03, HanſG3. 24, 225). 

3. Zur Lade: bzw. Löfchbereitichaft gehört, daß der Frachtführer die Be- 
ladung bzw. Löſchung mit tunlichiter Beichleunigung vornimmt. Eine Minimal: 
oder Marimalleiftung genügt nicht (OLG. Hamburg 16. April 03, HaniG3. 
24, 152 = DRG. 7, 161). 


4 
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8 29. 

Iſt „Tukzeffive Verladung von Beginn der Sciffahrtseröffnung bis 
Ende Juni“ vereinbart worden, fo iſt das dahin auszulegen, daß die Ver- 
ladungen, wenn aud nit genau, jo doch einigermaßen gleihmäßig, „nad 
einem vernünftigen Derteilungsmodus” ar diefen en verteilt werden 
(OLG. Hamburg 16. Dez. 99, Hanf63. 22, 5; vgl. dazu I. 2, 253 $ 597 Wr. 2). 


8 30. 

1. Das Liegegeld ftellt das von den beteiligten Schiffahrtskreifen für den 
Normalfall geihäßte Intereffe des Schiffers an der Benußbarkeit jeines Rahns 
dar. Es kann deshalb auch als Maßitab für den Schaden gelten, den der 
Schiffer durch Nichtbenußbarkeit feines Kahnes infolge von Reparaturen 
erleidet, falls andere Gefihtspunkte zur Ermittelung diefes Schadens nicht 
gegeben find (OLG. Hamburg 21. Nov. 02, DLG. 6, 388). 

2. Das Liegegeld gehört zu den Frachtanfprüchen des Schiffers und kann 
deshalb aud vom SORTE des Gutes gefordert werden (OLG. Karlsruhe 
25. Juni 01, OLG. 6, 

3. 8 30 fpricht Ser er das Liegegeld zu ohne Rückſicht darauf, ob 
und welchen Schaden er durch Überfchreiten der Liegezeit erleiden mag. Gegen: 
über feinem Anspruch auf Liegegeld kann daher nicht eingewendet werden, 
daß er an der nnehaltung der Ladezeit kein ntereife gehabt habe, da er 
troß der Verzögerung noch rechtzeitig am Beltimmungsorte habe eintreffen 
— und tatſächlich eingetroffen fei (OLG. Hamburg 24. Sept. 00, SeuffA. 
% ’ 1 ” 

8 34, 

1. Die Beitimmung im Fradtvertrage: „Bei Nichterfüllung eines Fracht— 
abichluffes habe ich Anſpruch auf die im BinnenSh6. normierte Reufracht,“ 
ift ihrem Wortlaute nad) dahin auszulegen, daß die Reufracht zu zahlen ijt, 
wenn der Ablader den Frachtabſchluß nicht erfüllt, und daß die Höhe der 
Reufradit der im BinnenSh6. feſtgeſetzten entſprechen fol. Nicht iſt an— 
zunehmen, dab die Entjtehung des Anſpruchs auf Reufracht von den im 
BinnenSh6. normierten Vorausſetzungen abhängig fein folle (OLG. Hamburg 
14. Jan. 01, HanſG3. 22, 85). 

2. Fautfracht bei Sirkafhtülfen, bei Nihhtandienung der Ware bis zum 
Schluß der Schiffahrt ſ. $ 580 H68 


8 36. 
$ 36 bezieht fih nur auf reine Fradıtverträge oder mindejtens auf Ver- 
träge, die fi als Frachtgeſchäfte nad) ihrem hauptſächlichen Zwecke charakteri— 
fieren, iſt alſo nicht anwendbar auf ſolche Verträge, die eine Verbindung eines 
Fracht- mit einem — enthalten und bei dem die Lagerung die be— 
deutendere Leiſtung darftellt (OLG. Hamburg 12. Juni 03, HanſG3. 24, 203). 


8 38. 

Bei Stückgutverfrahtung von 10000 Kilo oder mehr braudt fich der 
Frachtführer, der, von der Befugnis des $ 35 BinnenSh6. Gebrauch madjend, 
die Reife mit unvollftändiger Ladung antritt, auf feine Fracht den Verdienſt 
nit anrechnen zu laffen, den er durch die Verwertung des freigebliebenen 
Raumes gemadt hat (OLG. Hamburg 14. Febr. 00, HanſG3. 21, 111). 


en 


1. „Freie Seefchiffsfeite": [.$ 2 

2. Die Vorſchrift des $ 46 Abf. % bezieht fich nur auf den Fall, daß die 
dem Schiffer angewiefene Anlegejtelle zum Anlegen ungeeignet iſt, nicht auf 
die Frage, ob die Ausladung dort vorgenommen werden kann. Diefe Frage 
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ift im Binnenjchiffahrtsrecht überhaupt nicht geregelt (RG. 4. Nov. 99, OLG. 
1, 247). 
3. Die Art und Weiſe der Lölhung am Löfchplage hat der Schiffer nad 
den im Löfchunashafen tatſächlich herrichenden Gebräucen, wenn nidt im 
Konnoffement etwas anderes vorgeichrieben ift. Im Hamburger Hafen iſt es 
üblich, die Löihung aus einem am Rai abgebäumt liegenden Seeſchiffe nicht 
bloß an der Stromfeite, fondern auch regelmäßig an der Kaifeite zu bewirken 
(OLG. Hamburg 19. Dez. 00, HanſG3. 22, 24). 

4. Leichterungskoften, die notwendig find, um an den Löfchplaß zu ge- 
langen, |. $ 592 86B. a 


Die Anzeige der Löfchbereitichaft fett nicht voraus, dab der Schiffer jofort 
mit der Löſchung beginnen kann. Es genügt, daß er imjtande it, das Schiff 
bis zum Beginn der Löſchzeit, das ift dem Morgen des auf die Meldung 
folgenden Tags, an den ihm angewiefenen Löſchplatz hinzulegen (RG. 17. April 01, 
DVG. 2, 370). 948 


Die Löfchzeit beginnt erjt mit dem Tage, der auf die Erreichung des an- 
ewiejenen Löichplages folgt, falls der Empfänger ihn auf die Meldung des 
Sciffers zur LKöjchbereitichaft fofort angewiejen hat (LG. Berlin 27. Wärz 01, 
RGBl. 01, 74). * 


1. Liegegeld kann der Frachtführer fordern auch ohne Schadensnachweis. 
Verlangt er aber Erjat eines das Liegegeld überfteigenden Schadens, jo muß 
er den ganzen Schaden nachweiſen (OLG. Hamburg 6. Dez. 99, HanſG3. 21, 56). 

2. Auch für diejenigen Tage kann der Frachtführer Liegegeld fordern, an 
denen er 8 der Löfcharbeit fchon wieder neue Ladung einnimmt (OLG. 
Hambura 27. Nov. 99, HanſG3. 21, 68). 

3. Gegenüber der Anzeige des Sciffers, daß er löfchbereit fei, kann fich 
der Empfänger zur Abwendung feiner Verpflichtung zur Zahlung von Liege: 
geld nicht darauf berufen, daß er dem Abſender gegenüber erſt fpäter zur AN . 
nahme verpflichtet fei. Das gilt auch, wenn der Schiffer es unterlafjen bat, 
den Übfender gemäß $ 52 davon in Kenntnis zu fegen, dab der Empfänger 
die Annahme verweigere und von der ihm in $ 52 eingeräumten Befugnis zu 
Er again und rer. des Frachtgutes Gebraud zu machen 
(DL. Hamburg 20. Mai 01, Hanf®3. 22, 241). 

4. Iſt vereinbart: „Die Entlöihung des Schiffes hat fo fchnell zu geicheben, 
wie das Schiff ausliefem kann,“ fo iſt als Wille der Kontrahenten ver: 
ftändigerweife nur der anzufehen, dab zwar an fid für das bei der Entlöfhung 
einzuhaltende Tempo die Ablieferungsfähigkeit des Schiffes den Maßitab ab: 
geben folle, daß im übrigen aber die Entlöihung unter Berückfichtigung der 
am Beitimmungsorte herrichenden Hafenverhältnifie und Gewohnheiten jtatt- 
finden folle. — In Lübeck wird regelmäßig acht Stunden den Tag gelöfcht. 
Nach den in Lübeck für die Lölhung von Holzladungen beftehenden Ufancen 
it der Empfänger nicht verpflichtet, nach zwei Seiten, alfo außer nach der 
Landfeite auch in Leichter, zu löfchen. — Die Belle ir wird nad vollen Tagen 
berechnet. Wenn der Empfänger fih fhon am Tage vor dem Beginne der 
Löſchzeit während einiger Stunden auf die Entlöfchung einlieh, fo kann darin 
nod keine Erklärung erblickt werden, daß er ſich dieſe Stunden auf die Löfch- 
zeit anrechnen laffen wolle (OLG. Hamburg 31. Okt. 00, HanſG3. 21, 309). 


8 52. 
8 53 


$ 53 gilt nur für den Fall, daß an einem Üblieferungsorte mehrere Emp- 
fänger find (Mittelftein, DIZ. 8, 567). 





vgl. $ 49 Nr. 3. 
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8 56. 


Nimmt troß der Beitimmung in $ 56 Abſ. 1 der Kapitän die Beförderung 
der Ladung an Land ſelbſt in die Hand, fo hat er dabei vorkommende Ver— 
ſehen nach 88 7 Abſ. 1, 26 BinnenSchG. zu vertreten. Die Abnahme erfolgt 
dann erjt an Land (RG. 29. Okt. 02, IW. 32, 12 — RG3. 52, 396). 


8 58. 

1. Der Umfang der in $ 58 ftatuierten Haftung kann durch Privatverein- 
barung abgeändert werden, und es ift auch nicht unzuläffig, die Haftung für 
grobes Verfhulden im voraus auszufchließen (OLG. Karlsruhe 27. Okt. 03, 
BadRpr. 70, 51 — Recht 8, 257). 

2. Die vertragsmäßige beſchränkte Haftung muß ſchon in der Entſcheidung 
ausgeſprochen werden, die im voraus über den Grund des Anſpruchs ergeht 
(DES. Hamburg 19. Juni 01, HanſG3. 22, 227). Sie gibt nicht die Grundlage 
für eine eigentliche, vom Beklagten geltend zu machende Einrede, fondern it 
amtswegen zu berüdfichtigen, wenn der Beklagte ein Intereffe daran hat. Sie 
kann aber im Verfahren über die Höhe des Betrags nicht mehr geltend ge- 
madt werden (OLG. Hamburg 3. April 00, SanſG3. 21, 132; DYG. Hamburg 
4. April 00, HanſG3. 21, 139, beftätigt durch RG. 7. Juli 00, HaniG2. 21, 260; 
ebenfo RG. 17. Sept. 00, Seuff A. 56, 242). 

3. Die Freizeichnung für fremdes und eigenes — verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten (RG. 30. März 04, Recht 8, 360 

4. Auslegung des $ 87 der er Br Bear en der Elbſchiffahrts— 
geſellſchaften RG. 16. April 02, HaniG3. 21, 139). 

5. Freizeichnung von jeder Daftung für Schäden, die beim Ein- und Aus— 
laden paffieren, iſt zuläflig [$ 22 der Verfiherungsbedingungen der Neuen 
—— ‚Stubdampfhiffahrtsgefetfchaft] (OLG. Hamburg 2. Dez. 99, 
dan6 21, 

——2— keitsklauſel: ſ. 8$ 3, 4 Nr. 42. 
7. Ausfhliegung der Haftung durch Verordnung: f. 88 3,4 Wr. 43. 


Beweislaft: 


8. Der Frachtführer hat zu beweilen erjtens: die für den entitandenen 
Schaden kaufalen Umftände, und zweitens: die Unmöglichkeit für ihn, dieſe 
Umjtände durch ordnungsmäßige Sorgfalt abzuwenden. Davon wird er nicht 
frei, wenn die Gegenpartei ihrerfeits Tatfachen behauptet, die fein Verfchulden 
begründen follen, bezüglich derer ihm aber der Erkulpationsbeweis gelingt. 
Er hat dann immer noch aud) das Nichtvorhandenfein anderer ihn verhaftender 
Tatſachen nachzuweiſen (OLG. Hamburg 25. Juni 00, Hanf63. 21, 215 = 
Seuff A. 56, 102; ebenfo RG. 15. April 03, HaniG2. 24, 187, in Bejtätigung 
von OLG. Hamburg 11. Dez. 02, HanſG3. 24, 58). 

9 Es genügt au nicht der Nachweis des Frachtführers, daß er im all— 
er jorgjam verfahren fei, fondern er muß im einzelnen die Urfacdhe der 

eihädigung und ihre Nichtabwendbarkeit nachweifen (OLG. Hamburg 5. April 02, 
HanſG3. 23, 235). 


Sorgfalt: 


10. Bei Beförderung eines Floßes hat der Fradtführer dafür zu forgen, 

für den Fall des Reißens einer Troffe Refervetroffen mitgeführt werden 

. Hamburg 6. März 00, HanſG3. 21, 213). 

11. Es bedeutet einen Mangel an Sorgfalt, wenn der Frachtführer 
Palmkerne und Naphthalin in einem Kahne zufammen verlädt und dabei nicht 
genügend Vorkehrungen trifft, um zu verhindern, daß die Palmkerne den 
Gerud des Naphthalins annehmen (OLG. Hamburg 12.DOkt.00, Hanf63.21, 311). 

12. Der Frachtführer hat feine Sorgfalt auch darauf zu richten, daß fich 
das Schiff in fahrtüchtigem Zuftande befindet, und haftet deshalb, wenn er 
das nicht beweijt, für das Leckjpringen der Schute (OLG. Hamburg 23. April 01, 

21: 
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—— 22, 164; ebenſo DLG. Hamburg 5. April 02, HanſG3. 23, 235; vgl. 
29. Hamburg 25. Juni 01, HanſG3. 22, 225). 

13. Der Ewerführer haftet, wenn der Ewerführertagelöhner eine Schute 
zur Mittagszeit mit der Breitfeite gegen den Wind liegen ließ, ftatt fie an 
eine gefhügte Stelle zu bringen, und wenn Dabei ein Unfall entitebt 
(OLG. Hamburg 11. Juni 00, HanſG3. 21, 280). 

14. Der Ewerführer iſt dafür verantwortlid, daß auf der von ihm be— 
nugten Schute zum Schuße gegen das Stoßen wider die Raimauer Fendern 
geführt werden (OLG. Hamburg 23. Jan. 04, HanſG3. 25, 61). 

15. Der Frachtführer ift verpflichtet, für eine gehörige forgfältige Bewachung 
der von ihm zum Transport benugten Schuten zu forgen, die nadıts beladen 
im Hafen liegen. Er hat anzuordnen, wie fi der Schiffer gegebenenfalls zu 
verhalten habe, und er hat darauf ernithaft und nachdrücklich zu halten, daß 
diefe Anordnungen, die ausführbar und ausreichend fein mülfen, auch befolgt 
werden. Inwieweit er diejfer Pflicht genügt und ein Unfall alfo nur von feinen 
Angeſtellten verfchuldet ift (fo daß er nicht perfönlich haftet), ift nach den Um— 
jtänden des einzelnen Falls zu beurteilen (RG. 13. März 01, HanſG3. 22, 141 
— SächſArch. 11, 596 — IW. 30, 335 = R62. 48, 64 = Holdheims N Schr. 
10, 243). 

16. Daber haftet der Frachtführer nur dinglich, wenn er einen von ihm 
als zuverläffig und gewilfenhaft erkannten Tagelöhner mit der Bewadung der 
Schute beauftragt und ihn gelegentlich kontrollieren läßt, diefer aber trogdem 
die Bewahung nicht forgfältig ausführt und die Schute infolgedejfen einen 
Unfall erleidet (OLG. Hamburg 24. Sept. 01, HanſG3. 22, 271). 

17. Es genügt nicht, daß der Frachtführer den Schiffer anweiſt, das 
Schiff nachts nicht zu verlaffen. Die Anweifung muß vielmehr dahingehen, 
nadts im Schiffe zu wachen. Scläft der Schiffer, fo liegt kein Verfhulden 
feinerfeits vor und der Frachtführer haftet perfönlich (RG. 5. Okt. 01, Hanf63. 
23, 41, in Beltätigung von DVG. Hamburg 15. Febr. 01, HanſG3. 22, 121; 
ebenjo DLG. Hamburg 6. Juni 02, HanſG3. 23, 249, infoweit betätigt von RG. 
ohne Datum, HanſG3. 24, 256). 

18. Wenn der Schiffer nachts auf der Schute ſchläft, fo muß der Fradıt- 
führer noch eine weitere Perfon als Wache hinbeordern (OLG. Hamburg 
27. März 03, HanſG3. 24, 150). 

19. Zur Erfüllung der dem Frachtführer obliegenden Kontrollpflicht ift 
es nötig, dab die Auffitsführung über die mit der nädtlihen Bewadhung 
der Schute Beauftragten fo eingerichtet ift, daß es keiner von ihnen wagen 
kann, feinem Auftrage zuwiderzuhandeln, ohne fich der Gefahr auszufegen, daß 
er deffen überführt wird. Daher ift von einem Gwerführerbas, der fein 
Geihäft mit einer großen Anzahl von Schuten betreibt, die Einrichtung einer 
igitematifhen Kontrolle zu fordern (RG. 25. April 03, HanfG3. 24, 185; ebenfo 
RO. ohne Datum, HanſG3. 24, 256; gegen diefe jtrenge Rontrollpflicht wendet 
fih OLG. Hamburg 11. Mai 04, HanfG3. 25, 229). 

20. Duldet ein Frachtführer jtillihweigend, daß die von ihm mit der Be- 
wadung der Schuten betrauten Perfonen ſich an Sonn- und Feſttagen bis 
* Abend entfernen und bleibt eine ſolche Perſon, die ſich auf Grund dieſer 

uldung entfernt hatte, bis zum nächſten Morgen aus, fo haftet der Fracht— 
führer perfönlih aus dem am nädjten Morgen aus der Nichtbewachung ent— 
jtehenden Unfall, obſchon er ein Ausbleiben auf fo lange nicht geduldet hatte, 
da der von ihm gelittene Brauch mit dem Ausbleiben bis zum nächſten Worgen 
in untrennbarem Zufammenbange ſteht (RG. ohne Datum, HanſG3. 24, 256, 
in Aufhebung von OLG. Hamburg 6. Juni 02, HanſG3. 23, 251). 

21. Es genügt aud nicht, ftatt eines Mannes zur Bewadhung einen Mann 
zur Schute zu fchicken, lediglich mit dem Auftrage, nachzuſehen, ob fie ordnungs- 
mäßig vertäut und nicht befonders gefährdet fei (OLG. Hamburg 28. Mai 00, 
HanſG3. 21, 189). 
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22. Für das Verfchulden einer PBerfon, deren fi der Frachtführer zur Er- 
füllung feiner Rontrollpflicht bezüglich der Schutenbewachung bedient und die 
nicht zur SanTebelagung gehört, haftet er perfönlidy (OLG. Hamburg 21. Juni 01, 
Danj®3. 22, 237). 

23. Die Bewahungspfliht des Ewerführers gilt auch für nur zum Teil 
beladene Schuten (OLG. Hamburg 23. Jan. 04, Hani63. 25, 61). 

24, Der Frachtführer haftet nicht perfönlih, wenn er zwar feiner Be— 
wacdhungspfliht nicht genügt bat, aber den Nachweis erbringt, daß die Ur- 
ſachen des Unfalls auch bei ordnungsmäßiger Bewadhung nicht bemerkt und 
abgewendet worden wären (OLG. Hamburg 13. März 03, HanſG3. 24, 118). 


25. Die Bewahung einer beladenen Schute vom Seeſchiffe aus im Ham- 
burger Hafen genügt nit (OLG. Hamburg 24. Nov. 99, HanſG3. 21, 79). 

26. Wohl aber die WVerbringung zu einem jtaatlichen Machtichiffe und 
Vertäuung an dem vom Wachmanne angewiejenen Plage (OLG. Hamburg 
23. Dez. 03, HanſG3. 25, 45). 


— des Schadens: 


Bei einem gegen einen Hamburger Ewerführer nach den Ewerführer— 
aan von 1889 erhobenen Schadenserfaganiprude find auch die Ber- 
gungskoften und die Koften der Dispadierung des Schadens dem Schaden 
der Ladung binzuzurechnen und den Bedingungen entiprechend mit ihm ver» 
er a zu verteilen (OLG. Hamburg 31. März 00, HanſG3. 21, 125. — 
U. M.: O Hamburg ie Mai 02, HanſG3. 23, 205). 

28. Der Ewerführer, der infolge Nichtbewachung einer Schute perfönlid 
für den durch deren Sinken entitandenen Schaden haftet, hat auch die Koften 
der Hebung der havarierten Ware zu tragen (OLG. Hamburg 17. Jan. 02, 
HanſG3. 23, 81). 

29. Bei — des Schadens nach den Ewerführerbedingungen iſt 
das Brutto-, nicht das Nettogewicht der beſchädigten Ware zugrunde zu legen 
OLG. Hamburg 28. Nov. 02, HanſG3. 24, 52). 


Schleppvertrag: 


30. Der Schleppunternehmer pe aus dem Schleppvertrage wie aus 
einem MWerkvertrage. Geht das Unternehmen fehl, 3. B. dadurd, daß das 
Schiff durd eine äußere Veranlaffung untergeht, die normalerweife nicht vor- 
kommen darf, jo trifft nicht den Eigentümer des geichleppten Schiffes die Be- 
weislaft dafür, daß der Schlepper den Untergang verjchuldet hat, fondern der 
Scleppunternehmer hat zu beweifen, daß er den Unfall nicht verfchuldet hat. 
Doch läßt fih nicht ein abjtrakter Rechtsſatz aufftellen, daß er für jeden 
äußeren Unfall bafte, auch wenn derfelbe nicht aufgeklärt fei. Er braudt 
vielmehr nur zu beweifen, daß er alle von einem Schlepper anzuwendende 
Sorgjalt wirklich angewendet hat (RG. 22. Tan. 02, SeuffA. 58, 98). 

31. Beweislaft des Schleppers, wenn er behauptet, er fei durch Gieren 
des Kahnes zum Yuffahren auf eine Sandbank genötigt worden (RG. ohne 
Datum, HanſGZ3. 24, 189, in Aufhebung von 086. Hamburg 10. Okt. 02, 
HanſG3. 23, 277). 

8 61. 
Literatur: Ritter, Die Befihtigung eg A —— Güter, Hanſö3. 22, 301; 23, 49; 

Bodens, Belichtigung gemäß 58 608, ‚33. 

1. $ 61 iſt nicht zwingend. — der Beteiligung. des Ewerfübrers bei der 
auf — der Aſſekuranz vorgenommenen Beſichtigung iſt ein we 
auf Begutachtung dur) amtlidy beitellte Sachverſtändige zu finden (O 
—— Febr. 03, HanſG3. 24, 116 = DVG. 6, 359). 

ie in $ 61 bezeichnete Feftitellung kann nur infoweit gefordert werden, 
als der Zweck der Beltimmung, nämlich die alsbaldige Befeitigung von 
Zweifeln und Unficherheit über Menge, Zujtand und Beichaffenheit der Güter, 
eine ſolche Feſtſtellung nötig macht. Deshalb bedarf es keiner Zeftftellung, 
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wenn die Ladung aus einer Mehrzahl ſich aleichartiger Stücke beſteht, deren 
Menge zu ermitteln ift, und wenn bei Ablieferung über die tatfählic abge- 
lieferte Zahl kein Streit ift (RG. 29. Okt. 02, R63. 52, 396. — U. M.: DLG 
Hamburg 2. Nov. 00, HanſG3. 22, 76). 

3. Eine vertraasmäßige Aufhebung der Beitimmung des $ 61 liegt vor, 
wenn vereinbart ijt „Verwiegung auf der Wage des Empfängers" (RG. 
18.725. Jan. 02, DLG. 3, 360). 

4. Erklärt fich der Schiffer damit einverftanden, daß zunädit das Er— 
gebnis einer Anfrage darüber, ob die fehlenden Säcke fih bei der Entladung 
des Dampfers in Neuyork vorfinden, abgewartet werden folle, fo liegt darin 
weder ein Werzicht auf Zuziehung eines Sadyverftändigen, nod die Ver— 
einbarung, das Ergebnis der Nachfrage in Meuyork als maßgeblid gelten 
laffen zu wollen. — Wenn es fi ledigli um das Zählen fehlender Säce 
handelt, braucht ein Sadyerftändiger nicht zugezogen zu werden (OLG. Ham- 
burg 1. Juni 00, HanſG3. 21, 199). 

5. Iſt bei der Ankunft von Fellen zu bemerken, daß fie äußerli etwas 
vom Waſſer beichädigt find, fo ift zu vermuten, daß die Näffe auch ins Innere 
eingedrungen ijt! Es liegt deshalb aud infoweit ein äußerlich erkennbarer 
Mangel vor, der die Zuziehung eines amtlichen Sadyverjtändigen nötig macht 
(OLG. Hamburg 4. Dez. 00, HanſG3. 22, 20). 

6. Auch im Falle des Abi. 2 $ 61 ift die Geltendmadhung der Anſprüche 
gegen den Frachtführer davon abhängig, daß der Zuftand des Guts durch 
amtliche Sadyverftändige jeitgeftellt wird. Der Antrag auf Feitftellung genügt 
zur Wahrung der Frijt, nicht aber zur Wahrung der Rechte. Anterbleibt die 
eititellung, fo gebt das auf Gefahr des Empfängers (26. Magdeburg 
25. Febr. 01, Recht 01, 239). 

7. Haftung der „Kette“ für Verwechſlung der Güter bei Werladung in 
Seedampfer. — Die Verfrachtungsbedingungen der „Kette” gelten auch für 
den Transport vom Kahn ans Seeſchiff mittels Schute oder Leichter (OLG. 
Hamburg 22. Okt. 01, Hanf63. 22, 309). 


8 69. 


Menn der Frachtführer überwintern will und auch ſchon damit begonnen 
hatte, aber die Strombauverwaltung im Öffentlichen Intereffe die Ausladung 
der im Schiffe verfrachteten Rohlen anordnet, fo hat der Schiffer Anſpruch auf 
die Diftanzfradyt. Eine Überwinterung liegt dann nicht vor (OLG. Breslau 
22. Sept. 03, Redt 7, 507). 

8 72. 
Konnoffementartiger Charakter des Ladeicheins: f. $ 444 HGB. 


88 74, 76. 


1. Die im Ladefcheine erfolgte Bezugnahme auf eine der Ladung ent- 
nommene und ihr verfiegelt beigefügte Sadtprobe befreit den Schiffer von der 
Haftung aus $ 76 (OLG. Hamburg 9. März 03, Hani63. 24, 6 — OLG 
6, 361). 

2. Die im Ladefchein bei der Bezeichnung und Qualifizierung des Guts 
vermerkte Klaufel: „laut in der Sendung befindliher Sadprobe” bedeutet, 
daß der Schiffer fi über den Zujtand des Gutes kein ficheres Urteil zu 
bilden vermag und zeritört fo die für den Schadenserfaganipruh aus 8 76 
vorausfäßliche Unkenntnis des Empfängers über eine etwaige mangelhafte 
Beichaffenheit des Frachtgutes (diefelbe Entfcheidung wie zu 1). 

Der Binnenfiffahrtsfrahtführer, dem der Spediteur zur Verladung 
das Ronnoffement über das zur See angekommene Gut aushändigt, braucht 
es nicht auf erhaltene Beihädigungen genau zu unterfuhen. Wohl aber muß 
er von ihm entdeckte Beihädigungen anzeigen (RG. 16. Jan. 00, Holdheims: 
MScr. 9, 126). 
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Fünfter Abſchnitt. Haverei. 
8 78. 

1. Große Haverei im Sinne des $ 78 BinnenSchG. find bloß vorſätz— 
lich zur Rettung aus Gefahr dem Schiffe und feinen Teilen auf Geheiß des 
Sciffers beigefügte Schäden (RG. 10. Nov. 03, KGBI. 15, 7 — Recht 8, 144). 

Große Haverei liegt nicht ſchon vor bei einer in Zukunft zu befürchten: 
den, ſondern feßt voraus eine jchon eingetretene, unmittelbar drohende gemein: 
fame Gefahr für Schiff und Ladung. Eine Gefahr für die Ladung allein 
genügt nicht (OLG. Hamburg 27. Sept. 01, OLG. 7, 162 — HanſG3. 22, 281). 

3. Iſt die Ladung wegen drohenden Eisganges gelöfcht, der Kahn aber 
dann durch Eisiprengen aus dem Eife gerettet worden und fo in die unmittel- 
bare Gefahr des Eisgangs gar nicht geraten, fo liegt keine große Haverei vor 
(OLG. Hamburg 21. Nov. 02, OLG. 7, 161). 

4. vgl. 88 700 ff. HGB. 

8 82. 


Zu Ziff. 3: 

1. Als abfichtlich feitgefahren im Sinne von $ 82 Ziff. 3 kann ein Schiff 
nicht gelten, wenn es bei dem Berfuche, andere treibende Schiffe zu paffieren, 
in die Gefahr einer Kollifion mit ihnen geraten iſt und dabei durch den Ver— 
ſuch, diefe Gefahr zu vermeiden, und in der Abſicht, doch noch vorbeizufabhren, 
zu nahe an den Sand gehalten hat und auf diefe Weife feitgefahren ift (OLG. 
Hamburg 31. Mai 01, Hanf63. 22, 201). 


Zu Ziff. 5: 

2, Für die Feftitellung des Begriffs „Hafen” im Sinne des BinnenSchG. 
können partikularrechtliche Bejtimmungen, 3. B. eine Verfügung, daß ein be— 
ftimmter Platz als Hafen zu gelten bat, nit maßgebend fein. Im all» 

emeinen ift darunter zu verjtehen ein ans Ufer grenzender Pla eines 
innengewäjfers, der durch Herrichtung gewilfer Vorkehrungen dazu geeignet 
emacht ijt, Ylußichiffen zum Laden und Löfchen zu dienen und ihnen zu jeder 
abreszeit auf die Dauer einen geſicherten Ankerplaß zu bieten. Daß Pfähle 
zum Feſtmachen eingerammt find, genügt nicht, ebenfo, daß ein Ort Schuß 
gegen Eisgefahr nur bei niedrigem Wafferftand gibt. Daß der Ort als 
afen bekannt fei, daß Hafengebühren erfordert werden, daß befondere 
Schußvorkehrungen getroffen find, iſt begrifflih nicht notwendig. — Pie 
Teßelmündung bei Hitadker ift in diefem Sinne Hafen (OLG. Hamburg 
8. —* 02, HanfG3. 23, 121; ähnlich OLG. Hamburg 15. März 01, HanſGZ3. 
22, 125 = DVG. 2, 370, das zu dem Ergebniffe kommt, daß die Spiße 
der Havelmündung nicht als Zwifchenhafen, fondern nur als Zwifchenort im 
Sinne von & 83 BinnenSh6. anzufehen ift; vol. ferner 26. Magdeburg 
25. Febr. 01, HoldheimsMSchr. 10, 106). 

3. Auffuchen eines Zwifchenhafens liegt nur vor, wenn das Schiff feine 
Reiferoute ändert, um einen Hafen aufzufuchen, in dem es gegen die ihm durch 
die Meiterreife drohenden Gefahren geſchützt iſt. Bleibt es dagegen an einem 
auf der Reiferoute liegenden, einen möglichſt günftigen Ankerplaß bietenden 
Drte liegen, um abzuwarten, ob ſich die Gefahrverhältniffe am nädjiten Tage 
günftiger geitalten, fo kann nur von Liegenbleiben an einem Zwilchenort im 
Sinne von $ 83 BinnenSh6. die Rede fein (LG. Hamburg 20. Sept. 00, 
— 22, 53; vgl. dazu die oben Ar. 3 angeführte Entſcheidung OLG. 

amburg 15. März 01, wonach aud eine unwefentliche Underung der Reife: 
route nicht genügt). 

4. Zwiichenhafen im Sinne des $ 82 ift derjenige Hafen, der nach Beginn 
der Reife als der nächſte Sicherheit bietende Hafen angelaufen wird. Es kann 
alfo aud der Ubganashafen fein, wenn der Schiffer nad) der Ausfahrt wieder 
un zurückkehrt (ÖLG. Hamburg 22. Juni 01, OLG. 7, 165 = HanſG3. 
22, 258). 
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5. Notwendig ift, daß der Hafen abfidhtlih als Zwiſchenhafen aufgefucht, 
alfo das Schiff durdy die Gefahren bineingetrieben wird. Sudt es den Hafen 
aus anderen Gründen auf und friert dann darin ein, fo findet 8 82 Ziff.5 
keine Unwendung (26. Hamburg 28. Sept. 00, HanſG3. 21, 271). 

6. Unterzieht fi der Schiffer felbft der Bewadhung des Schiffes im 
Zwifchenhafen, jo ift ihm ebenfo wie einer von ihm damit betrauten dritten 
Berfon eine angemeffene im Havereigroffe zu berechnende Vergütung dafür zu— 
zubilligen (OLG. Hamburg 22. April 02, OLG. 7, 164 — Hanf63. 23, 177; 
ebenfo OLG. Hamburg 8. Febr. 02, Hani63. 23, 121; OLG. Hamburg 
15. März 01, HaniG3. 22, 125 — DEG. 2, 370. — U. M.: DEG. Hamburg 
22, Juni 01, HanfG3. 22, 255 IIII. Senat, der aber feine Meinung dur die 
zitierte Enticheidung HaniG3. 23, EN ar bat)). 

7. Gereicht es dem Schiffer zum Verſchulden, daß er die Reife, auf der 
er dann überwintern mußte, troß der damals ſchon vorausfehbaren Gefahr 
angetreten bat, jo kann er Winterkoften nicht fordern (OLG. Hamburg 
22. April 02, Hani63. 23, 177). 

Bei der Berechnung der Fracht gemäß $ 85 tft $ 719 HGB. nur „ent- 
[prechend“ anzuwenden. Daher find bei Ermittelung des Werts der Ladung, 
der die Berechnung des Havereigroffebeitrags zugrunde zu legen ift, die 
Transportkoiten nicht abzuziehen (LG. Magdeburg 25. Febr. 01, Holdheims- 
MSchr. 10, 106; vgl. dazu die Bemerkungen von Werner ebenda). 


8 87, 


Vor Aufitellung einer Dispache tft der Ladungsintereffent zur Zahlung 
eines Havereibeitrags nicht verpflichtet (OLG. Hamburg 31. Mai 01, HanſG3. 
22, 201). 

8 88, 


$ 88 gibt dem Ladungsintereffenten nur ein Recht, nicht legt er ihm eine 
Pflicht auf, die Dispache ſelbſt zu veranlaffen. Der Schiffer bzw. Schiffs: 
eigner kann ſich deshalb nicht, wenn er felbjt die ihm nad) $ 87 obliegende 
Aufftellung unterlaffen bat, darauf berufen, daß der Ladungsintereffent fie 
jelbjt hätte veranlafjfen können (OLG. Hamburg 31. Mai 01, HanſG3. 22, 201). 


Sechſter Abjchnitt. Zufammenjtoß von Schiffen, Bergung und 
Hilfeleiftung. 


Literatur: |. $ TH HGB. 8 92. 
Schiffszufammenftoß f. 88 3, 4 Ar. 11 ff.; ferner $ 734 HGB. 


8 93. 


1. Als „verlaffen” tft nicht jedes Schiff anzufehen, auf dem im gegebenen 
Zeitpunkte tatfählih die Mannſchaft nicht anwefend ift, fondern es muß der 
Belig daran wirklih aufgegeben fein. Dazu genügt nicht eine nur vorüber: 
gehende Verhinderung in der Ausübung der Gewalt (RG. 10. Febr. 04, HanfG 23. 
25, 210 = DJ3.9, 459 —= IM. 33, 185 — R63. 57, 23, in Beftätigung von 
DLG. Hamburg 10. Juli 03, HanſG3. 24, 249). 

2. Ein Schiff, auf dem fi) zwar niemand mehr von der Sciffsbefagung 
befindet, das aber noch im Tau feines —— iſt, kann nicht als „ver: 
laffen* angefehen werden (OLG. Hamburg 17. Okt. 02, HanſG3. 23, 289). 

3. Für den Begriff der „Bergung“ ift vorausfeglidh, daß die Gefahr eine 
„unmittelbare” ijt. N befteht diefe Worausfegung nicht für einen An— 
iprud auf Hilfstohn (OLG. Hamburg 28. Nov. 02, Hani62. 24, 439). 

4 Das von einem Schlepper, in deffen Tau ein Kahn auf den Grund 
geraten war, zu Hilfe gerufene Fahrzeug muß fi wegen feines Anſpruchs 
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auf Hilfslohn an den Eigentümer des geretteten Rahns halten (DLG. Ham- 
burg 19. März 04, Hanf®3. 25, 117). 

5. Miteigentümer: vgl. $2 Nr. 2. 

6. Auch dem NReeder eines Flußichiffes, durch deſſen Hilfe ein anderes, 
demfelben Reeder gehöriges Schiff gerettet wird, fteht ein Anſpruch auf Hilfs» 
lohn zu, für den er vom Verſicherer des geretteten Schiffes Erfaß verlangen 
kann (ebenfo RO. 2. Dez. M, Hanf62. 21, 64. Dagegen ift der zwiſchen 
Führern der beiden derfelben Neederei gehörigen Schiffe abgeichloffene Vertrag 
über den zu leiftenden Hilfslohn nicht gültig (RG. 30. Mai 04, HanſG3. 
25, 256; val. 88 3, 4 Wr. 4). 

8 94. 

1. Höhe des Hilfslohns: OLG. Hamburg 14. Jan. 99, 16. Jan. 99, HanſG3. 
21, 44, 45; 26. Hamburg 14. Mai 00, Hanf63. 21, 299; DLG. Hamburg 
17. Okt. 02, 28. Nov. 02, 21. Nov. 03, Hanf63. 23, 289; 24, 49; 25, 23; DLO. 
Hamburg 16. Juni 02, OLG. 6, 361. 

2. Eine Anfechtung des Vertrags, den ein Flußichiffer über Hilfslohn ab- 

eichloffen hat, wegen erheblichen Übermaßes in analoger Unwendung von 
8 74 HGB. ift nicht zuläfſig. Wohl aber kann auf Grund von $ 138 BOB. 
angefodhten werden, foweit es fich nicht um einen vor dem 1. Januar 1900 
— — Vertrag handelt (OLG. Hamburg 12. Juli 01, HanſG3. 32, 245; 
vgl. $ 15). 
8 96. 
Verteilung von Hilfslohn f. OLG. Hamburg 27. Okt. 02, HanfG3. 23, 289, 


8 97. 

8 97 Ubf. 2 begründet Zuftändigkeit nur für die Pfand», nit auch für 
die perfönliche Klage. Wird in erjter Linie nur die perfönlidhe und nur even» 
tuell die Pfandklage erhoben, fo iſt dadurch allein die Zuftändigkeit des $ 97 
Abſ. 2 noch nicht begründet (OLG. Hamburg 5. Wat 03, OLG. 7, 166). 


8 100. 


Der Mieter oder Ausrüfter des Schiffes haftet für den Hilfslohn nicht 
perfönlich, fondern nur dinglid. Aber auch die dingliche Klage kann nur fo- 
lange gegen ihn gerichtet werden, als er das Piandobjekt hinter ſich hat, ift 
alfo nicht mehr zuläffig, wenn das Miet: bzw. Ausrüftungsverhältnis beendet 
ift (OLG. Hamburg 10. Juli 03, HanſG3. 24, 249). 


Giebenter Abfchnitt. Schiffsgläubiger. 


Riteratur: Stokmann, Die rechtliche Stellung der Schiffsgläubiger im See- und Binnenfciff- 
fahrtsredht, Greifswald 1901. g 108 


1. Die a re die dem Schiffsgläubiger dadurch entjtanden find, 
daß er zwecks Erlangung eines Schuldtitels als Grundlage für die Realifie- 
rung feines Pfandredits Klage gegen den Sciffseigner erhoben hat, find, 
wenn diejfer von vornherein feine Haftung mit Schiff und Fracht anerkannt 
hat, als Verkaufskojten aus dem Erlöfe des Pfandes vorweg zu decken, 
können aber nicht dem Schiffseigner, der zur Klagerhebung keine Beranlaffung 
gegeben hat, auferlegt werden (OLG. Hamburg 14. Juni 02, HanſG3. 22, 211). 

2. Daraus, daß der Rahn möglicherweife auf der Elbe nah Böhmen ab- 
ihwimmt, ergibt fi für den Sciffsgläubiger noch kein Arreſtgrund gegen den 
Rahneigentümer, da die böhmifche Strecke der Elbe zu kurz ift, als daß der 
Kahn dort nußbringend verwendet werden könnte. Wohl aber liegt in der 
Möglichkeit, daß der Kahn, wenn er im Betriebe bleibt, ganz oder teilweiie 
entwertet oder mit vorausgehenden Pfandredten belaftet werden könnte, 
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eine hinreihende Gefährdung, um den Arreſt begründet erjheinen zu laffen 
(RG. 25. Jan. 04, HaniG3. 25, 168, in Beitätigung von OLG. eher 
14. Juli 03, Hanf63. 24, 216). gu 

114, 


1. Für den Begriff der „neuen Reife“ im Sinne von $ 114 BinnenSh6G- 
ift eine erhebliche räumliche Entfernung des mit der dinglihen Haftung be- 
lafteten Schiffs vom Hafen nicht erforderli. Es genügt vielmehr ſchon jedes 
Ausfenden zu einer neue Verpflichtungen erzeugenden Fahrt im Hafen, nad)- 
dem der Reeder von der Forderung des Sciffsgläubigers Kenntnis erhalten 
bat (OLG. Hamburg 3. April 00, Hanf623. 21, 133 — SeuffA. 55 Ar. 220). 

2. Auf den Erwerber eines Sciffes, das beim Erwerbe durch ihn mit 
einem Pfandrecht eines Schiffsgläubigers bereits behaftet war, findet $ 114 
keine Anwendung, d. bh. er haftet, auch wenn er es auf eine neue Reife aus- 
fendet, doch nur dinglich, da ein perfönlicher Anfprudh aus $ 3 BinnenSh®. 
gegen ihn a nicht entjtanden ift (OLG. Hamburg 26. Mai 03, HanſG3Z3. 
24, 293 = VLG. 7, 166). 

3. Unter dem Werte, den das Schiff bei Untritt der Reife hatte, ift der- 
jenige Wert zu verſtehen, den der Kläger erzielt hätte, wenn zum maßgeblichen 
Zeitpunkte vor der Ausfendung zur neuen Reife, alfo gleih nad) dem feine 
Forderung begründenden Unfalle, ihm das Schiff als Erekutionsobjekt über- 
laffen worden wäre (OLG. Hamburg 20. Okt. 02, OLG. 6, 362). 


Achter Abjchnitt. Werjährung. 
8 117. 


1. Menn eine Unfallverfiherungsgefellihaft die Anfprücde, die den An— 
gehörigen des bei einem von der Schiffsbefagung verfichuldeten Unfalle Ver: 
unglücten zuftehen, gemäß $ 98 des UVG. kraft eigenen Rechts gegen den 
Sciffseigner geltend madt, jo ift davon auszugehen, daß die Schadenserjaß: 
forderung der Angehörigen fofort nad dem Unfalle fällig geworden ift. Die 
Verjährung des Anſpruchs der Gefellichaft beginnt deshalb mit dem Schluffe 
des Jahres, in dem fich der Unfall ereignet hat, und zwar aud), wenn der 
Schadenserfag in einer Rente bejteht, für die erjt künftig zu zahlenden Raten 
(OLG. Hamburg 12. Juli 02, HanſG3. 23, 225). 

2, Die Schadenserfaßforderung, die dem ey agree: gegen den auf 
Grund eigenen Verichuldens für den Untergang der Ware haftenden Ewerführer 
auf Erfegung auch der Hebungskoften der haverierten Ware zufteht, gehört 
nicht zu den in $ 117 Ziff. 4 bezeichneten Anſprüchen und en deshalb 
nicht der Verjährung des $ 117 (OLG. Hamburg 17. Jan. 02, HanſG3. 23,81). 

3. Verjährung der Anſprüche aus dem Schleppvertrage |. $ 26 Ar. 10, 11. 


g 118, 


1. Die Beitimmung des BinnenSchG. a. F. (vom 1. Jan. 96), wonach die 
Forderungen des Fradtführers aus dem Frachtvertrage ebenfalls einer ein- 
jährigen Verjährung unterliegen und die auch auf die vor dem 1. Januar 1896 
entitandenen und damals nod nicht verjährten Forderungen anzuwenden ift, 
hat keine Geltung für Forderungen des Frachtführers aus unerlaubten Hand: 
lungen (RG. 17. Sept. 02, Hanf®3. 24, 103 — IM. 32, 547). 

2. Diefe Bejtimmung findet aucd keine Anwendung auf Forderungen 
gegen den Fradtführer. Deren Verjährung bejtimmt ſich vielmehr lediglich 
nad) $ 439 HGB. (RG. 5. Okt. 01, HanſG3. 23, 41, in Beitätigung von DRG. 
Hamburg 15. Febr. 01, HanſG3. 22, 121). 


Neunter Abſchnitt. Sciffsregijter. 
Zehnter Abfchnitt. Schlußbeitimmungen. 
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13. Geemannsordnung 
vom 2, Juni 1902, 


Riteratur: Qoewe, SeemD,, erläutert, Berlin 19098; Herrmann, besgl., Berlin 1902; Wurliz, 
desql., 2. Aufl., Bremerhaven 13; Semler, Die neue Seemd. in ihren juriftifchen Neue» 
rungen, DI3. 7, 368, 


Erjter Abſchnitt. Einleitende Vorſchriften. 


82, 

Die Mitglieder einer Sciffskapelle find ebenfalls Schiffsangeftellte im 
Sinne des 8 2 und maden fich deshalb, wenn fie fich dem Dienft durd Flucht 
entziehen, der Dejertion im Sinne des $ 93 ſchuldig und unterftehen den dafür 

egebenen Strafvorfchriften (OLG. Hamburg 18. Juni 03, OLG. 7, 156 — 
anfb2. 24, 213). 


Zweiter Abſchnitt. Seefahrtsbücher und Mufterung. 


Dritter Abjchnitt. Wertragsverhältnis. 


8 45. 

Erfolgt die Abmujfterung der Sciffsmannihaft an einem andern Drte 
als dort, wo die Reife beendigt worden ilt, fo iſt dennodh Erfüllungsort für ihre 
Heuerforderung der Ort der Beendigung der Reife (OLG. Hamburg 15. Dez. 00, 
HaniG3. 22, 49 = SeuffA. 56, 2834 — DLG. 2, 291). 


8 48. 


Durd die feit 1. April 1903 in Kraft getretene Seemd. vom 2. uni 02 
ift die in der früheren Seemd. vom 27. Dez. 92 zugelaffene Vertragsfreiheit 
binfichtlich der Zahlbarkeit der Anweiſungen von Vorſchüſſen auf die Heuer 
eines Schiffsmanns aufgehoben. Die Zahlbarkeit darf alfo nur davon ab- 
bängig gemadt werden, daß der Seemann fich bei der Abfahrt an Bord be- 
findet. Unzuläſſig ift es, fie daran zu knüpfen, daß er fi noch an Bord be- 
finde, wenn das Schiff den legten europäilchen Hafen verlaffen habe (OLG. 
Hamburg 15. Jan. 04, HanſG3. 25, 59). 


849. 
Bireratur: Brodbmann, Müffen die in der Seemd. vorgefhhriebenen Eintragungen in das Schiffs» 
tagebud vom Kapitän perfönlich vorgenommen werden? Goldſchmidts 3. 55, 203. 

Verkauft der Rapitän mit Genehmigung der Reederei an die Mannſchaft 
während der Reife Gebraudhsgegenftände, fo kann er danad keinen Anſpruch 
auf Erjtattung von Beträgen gegen die Reederei geltend madıen, die er aus 
derartigen Verträgen von der Mannjchaft zu fordern hatte, aber von ihr nicht 
erlangen konnte, weil eine Abrechnung über ihr Hauptguthaben mit der 
Reederei infolge Defertion der Sciffsleute nicht ftattfand. Und zwar kann 
er das felbjt dann nicht, wenn die Reederei geduldet hatte, daß derartige 
Forderungen im Übrechnungsbuche verbucht wurden (OLG. Hamburg 3. Juli 03, 
HanſG3. 24, 228). 


Vierter Abſchnitt. Disziplinvorjchriften. 


332 14. Strandungsordnung. 


Fünfter Abjchnitt. Strafvorfchriften. 


g 104. 


8 104 ftellt unter Strafe den tätlihen Angriff fchlehtbin, ohne daß etwas 
darauf ankommt, ob der ul jih in Ausübung feiner Dienftbefugniffe 
befindet (RG. 17./30. Dez. 03, RGESt. 37, 43). 


Sechſter Abjchnitt. Allgemeine Vorſchriften. 


8 129. 
Erfüllungsort vgl. $ 45. 


14, Strandungsordnung 
vom 17. Mai 1874, 


Erjter Ubjchnitt. Bon der Strandbehörde. 


81. 

Der Bereich der Tätigkeit der Strandämter ift auf folhe Angelegenheiten 
befchränkt, die mit den deutſchen Küften in räumlicher Beziehung ftehen. Daber 
vermag die an der marokkanifhen Küfte vorgenommene Hilfeleiitung, ver- 
möge deren es dem in Geenot geratenen Schiffe gelungen ift, den englifchen 
Hafen Gibraltar zu erreichen, die Zuftändigkeit = eines deutichen Strand: 
amts nicht zu begründen (RG. 12. April 02, Hanf®3. 23, 241 = RG3. 51, 235 
— Redt 6, 299). 


Zweiter Abjchnitt. Bon dem Verfahren bei Bergung und Hilfe- 
leiftung in Seenot. 


4, 
vgl. 8 1. 5 


Dritter Abſchnitt. Vom Seeauswurf und jtrandtriftigen Gegenständen, 
jowie von verjunkenen und jeetriftigen Gegenjtänden. 


Vierter Abjchnitt. Von dem Aufgebotsverfahren in Bergungsjachen 
und dem Rechte auf herrenloje geborgene Gegenjtände. 


Fünfter Abjchnitt. Von der Feitjegung der Bergungs- und Hilfskojften. 
8 36. 


1. 88 36 ff. find öffentlihen Rechts und Amts wegen zu berückfichtigen 
(RG3. 7, 64. Die gütliche Einigung des $ 36 kann aud während der Seenot 
getroffen fein. Sie liegt aber nur vor, wenn aud über die Höhe der Ver: 
gütung eine Feitfegung getroffen wird, nicht, wenn der Dritte, dem die Be- 
jtimmung der Höhe überlaffen wird, fie ablehnt. $ 319 Abf. 1 BGB. Tchlägt 
nicht ein, da $ 36 StrandO. entgegeniteht (RG. 31. Dez. 03, R63. 53, 224 — 
Recht 7, 241 = GruchotsBeitr. 47, 406 — IM. 32, 104). 

2. Iſt der Lohn vertragsmäßig feitgefeßt, fo darf das Strandamt ſelbſt 
dann nicht angerufen werden, wenn der Vertrag angefodhten wird (OLG. 
Hamburg 14. Okt. 01, OLG. 3, 417). 


15. Wechſelordnung. 333 


8 38. 

Die Ladungseigentümer werden im Verfahren vor dem Strandamte durd 
den Schiffer vertreten, folange die Ware noch nicht ausgeliefert ift, und es ge- 
nügt daher, wenn fie nicht dem Verfahren beigetreten find, die Zuftellung des 
Beiheids an den Schiffer, um gegen fie die Ausichlußfrift des $ 39 Strandd. 
in Zauf zu fegen (RG. 3. Febr. 04, R63. 356, 391). 


8 39. 


Die Klage aus $ 39 ift überhaupt und insbefondere auch dann, wenn fie 
wegen Berge- und Hilfslohns erhoben wird, nicht eine gewöhnliche Klage im 
Sinne der ZPD., fo dab fih Aktiv- und Paffivlegitimation nad) dem Zeit- 
punkte der Erhebung der Klage zu bejtimmen hätten. Es handelt ſich bei ihr 
auch nicht um die nad $ 731 BGB. gegebene Klage. Es liegt vielmehr ein 
Rechtsmittel vor, das in der Form der Klagerhebung einzulegen ift und in 
der Wirkung dem Einfpruche der ZPO. entſpricht. Über die Frage der Paſſiv— 
legitimation enticheidet der Zeitpunkt der Anmeldung nad) $ 36 (diefelbe Ent- 
icheidung wie bei $ 38). su 


Der Strandvogt hat, wenn er in feiner amtlichen Eigenſchaft bei der 
Rettung eines Schiffs aus Seenot teilnimmt, infoweit keinen Anſpruch auf 
Hilfslohn, als er nur amtlich tätig ift. Bleibt er aber längere Zeit bei einem 
aufgelaufenen Schiffe, ordnet die zur Rettung nötigen Maßregeln an und 
führt fie mit aus, wozu er amtlich nicht verpflichtet ift, fo kann er Hilfslohn 
fordern (LG. Hamburg 29. Juni 01, Hanf63. 25, 253). 


Sedjter Abjchnitt. Allgemeine Bejtimmungen. 


15. Allgemeine deutliche Wechſelordnung. 


Literatur: Grünhut, Grundriß des Wechjelrechts, 2. Auft., Ceipzig 1904; Gareis, Tertausgabe 
mit Wechjelitempelfteuergefeß, Nürnberger Novellen, 4. Aufl. Berlin 1904; Rehbein, Kom—⸗ 
mentar, 7. Yufl., Berlin 1904; Canftein, Das Wechlelrecht Öfterreichs mit den Ubweichungen 
der Wechfelrechte Deutfchlands, Ungarns, Bosntens und ber Herzegowina, der Schweis, 
Bene. IERMARIERE, erbiens, Frankreichs, Englands ſyſtematiſch dargeftellt, 2. Aufl., 

erlin 1903, 


Erjter Abſchnitt. Von der Mechjelfähigkeit. 


Art. 1. 
Genehmigung der Wechfelunterfchrift einer Ehefrau: 3. 2, 264 Ar. 1; 


Ukzept des Ehemanns auf dem von feiner Frau an eigene Order gezogenen 
Wechſel: Ar. 2. 


Zweiter Abſchnitt. Won gezogenen Mechjeln. 
Il. Erforderniffe eines gezogenen Wechfels. 


Art. 4. 


1. Ausjtellervermerk: „Im Falle der Klage iſt das Amtsgericht zuftändig”: 
J. 2, 260 Wr. 1; „Das Amtsgericht P. tft ausdrücklich vereinbarter Gerichts 
ſtand“: Ar. 2; Kundenrimeffe: Nr. 3; durchitrichener, nicht mehr leferlicher Ver- 
merk: Ar. 4; nadträgliche Genehmigung der von anderen bewirkten Wechiel: 
zeihnung: Wr. 5, vgl. aber Art. 75 Ar. 2; Zeichnung in Geihäftsführung ohne 
Auftrag: Ar. 6; durch Brokuriften: Air. 7; durch Bevollmächtigte: Ar. 8; ferner 
die Entſcheidungen bei Urt. 95. 
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Zu Ziff. 1: 

= 2. Bezeidnung als „Wechſel“, „exchange* in der Äberfchrift: 3. 2, 265 
Tr. 10. 

Zu Ziff. 2: 

3. Iſt verfehentlicy Wierhundertfünfunddreißig & 25 5 ftatt Wierhundert- 
fünfunddreißig -# 25 $ geichrieben, fo tft ſchon aus diefer den Stempel des 
Irrtums tragenden Ausdrucksweile an fi zu entnehmen, daß es fih um 
Mark handelt. Zur Gewißbeit wird das aber, wenn der verwendete Stempel 
auf 435,25 .# lautet (OLG. Marienwerder 7. Juni 04, Seuff A. 59, 416). 

4. Ergänzung des Tertes über die Geldfumme: 7. 2, 265 Nr. 11; Fälſchung 
durch Erhöhung: Ar. 12; wer, der den Tert unberührt läßt: Ar. 13; 
vgl. dazu ROHG. 17. Juni 78, 96. 23, 339 und KReyßner, BankQ. 3, 11; 
Lehmann, DT3. 9, 693. 

Zu Ziff. 3: 

5. Steht auf einem Wechſel: „an eigne oder Verordnung”, und zwar fo, 

daß das erite, dritte und vierte Wort vorgedruckt, das Wort „eigne“ aber 


geſchrieben iſt, To liegt ein gültiger Wechſel an eigne Order vor (OLG. Dresden 
10. Zuni 03, SächſArch. 14, 255). 


Zu Ziff. 4: 
6. Fehlende Jahreszahl: J. 2, 265 Nr. 14. 
Zu Ziff. 5: 


7. Unterzeichnet den Wechſel ein Bertreter, jo muß feine Namensunter- 
fchrift erkennen laffen, daß und in weſſen Vertretung er die Wechfelunterfchrift 
abgibt. Doc braudt das nidht aus der Unterfchrift für fich allein hervorzu- 
gehen; es genügt, wenn es fi) aus der Gefamtheit des Wechſels ergibt (OLG. 
Jena 12. Juli 02, Thür. 51, 81; vgl. J. 2, 265 Wr. 16). 

8 Ein Wechiel, worauf der Ausjteller fi) zur Abgabe feiner Unterfchrift 
der mechanifchen Dienfte eines andern bedient hat, ift nichtig (DLG. Frank« 
furt 20. Jan. 04, Redt 8, 171). 

9. Sadhbezeichnung durch Stempeldruck bei Rommanditgefellihaft: 3.2, 265 
Air. 15; Haftung des Akzeptanten: Ar. 17. 


Zu Ziff. 6: 

10. Fehlen der Jahresangabe: T. 2, 265 Nr. 18. 
Zu Ziff. 7: 

11. Fit in einem im übrigen mit Tintenfchrift vollzogenen Wechſelformular 
der Verfalltag mit Bleiftift eingetragen, fo ift er in Unfehung des Berfall- 
tages als Blankett anzufehen (RG. 5. März 04, IM. 33, 242 — BankW. 2, 176 
— 973.9, 507 = RG3. 57, 167). 

12. Nichteriftenz des Bezogenen: J. 2, 266 Ar. 19; Abweichungen zwifchen 
Namen des Traffaten und Unterfchrift des Akzeptanten: Ar. 20; mehrere Per— 
fonen als Bezogene: Nr. 21. 


Zu Ziff. 8: ’ 

13. Aus einem Wechfelformulare, worin der Ausſtellungs- oder Zahlungs: 
ort mehrfah angegeben it, fei es alternativ oder kumulativ, entjteht keine 
Mechielverbindlichkeit. Die Ortsbezeihnung: „Paling— Münden“ befagt aber 
nur: Pafing bei Münden, nicht Paling und Münden (OLG. Karlsruhe 
15. Okt. 03, BadRpr. 03, 324 — Recht 8, 83; dagegen: „K. M. in M., zurzeit 
in W.“: J. 2, 266 Nr. 22. 

14. Es genügt nicht die bloße Angabe einer Straße mit Hausnummer, 
auch wenn die Sachlage derartig iſt, daß fie einen Schluß auf die gemeinte 
DOrtichaft gejtattet; erforderlih ift vielmehr eine ohne weiteres verjtändliche 
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Bezeihnung der Drtichaft (OLG. Hamburg 17. Febr. 04, HaniG3. 25, 83 — 
Recht 8, 287). 

15. Der zur Domizilierung ermächtigte Ausiteller darf den von ihm einmal 
auf den Wechfel gebrachten Domizilvermerk u nachträglich durch einen andern 
erjegen (OLG. Poſen 30. Juni 03, DLG. 7, 39). Vgl. nadıträgliche Hinzu- 
fügung: I. 2, 266 Wr. 23. 

16. Befinden fi) auf dem MWechfel zwei Domiziliaten, von denen der eine 
bei Verfall durchſtrichen ift, fo gilt der andere (RO. 9. Tan. 04, IM. 33, 152). 

17. Bezeihnung einer Bank, deren Firma ohne weiteres aud auf den 
Zahlungsort hindeutet: I. 2, 266 Ar. 24; Erfüllungsort: Ar. 25. 


Art. 6. 


Dffene Handelsgefellihaft, eigener Wechſel an Order einer andern aus 
denfelben Mitgliedern bejtehenden Gefellihaft: 3. 2, 266. 


Art. 7. 


Ungenauigkeit in der Schreibweife des Domizilvermerkes: J. 2, 266 Nr. 1; 
„Ausiteller ohne Obligo“: Ar. 2. 


II. Verpflihtungen des Ausjitellers. 


Art. 8, 


Beginn der et ai Berpflihtung: 3. 2, 266 Ar. 2; Nichteriftenz 
des Bezogenen: Art. 4 Wr. 


m. Indoſſament. 


Literatur: Büfing, Weſen und Wirkungen des Indoſſaments in der heutigen deutſchen Gefeh- 
gebung, Berlin 1904; f. ferner I. 2, 267. 


Art. 9. 


1. Durh ein Indoffament mit dem Namen einer gar nicht eriftierenden 
Perſönlichkeit können Wechfelrehte nicht übertragen werden. Dody kann die 
Unechtheit des Indoffaments dem Erwerber dann nicht entgegengebalten werden, 
wenn er fih beim Erwerbe in gutem, nicht auf grober Fahrläffigkeit be- 
ruhendem Glauben befand. Grobe Fahrläffigkeit ift gemäß Art. 74 WO. nicht 
bloß im berfehen von Rafuren, Überfchreibungen oder anderen fidhtlichen 
Spuren von Fälſchung, fondern unter Umjtänden ſchon darin zu finden, daß 
ein völlig unbekannter faktijcher Dekretor ohne Ausweis über feine Identität 
als die auf Grund des Wechſels berechtigte Perſon anerkannt wird (OLG. 
Hamburg 25. Febr. 03, Hani63. 24, 133, betätigt durch RG. 27. März 03, 
HanſG3. 24, 266). 

2, Der Indoffant haftet wechfelmäßig nur nad) Maßgabe des Inhalts, 
den der MWechfel zur Zeit feines Indoffaments hatte, alfo nicht aus einem 
Domizil, das erjt fpäter darauf gefeßt wurde. — Der Indoſſatar ijt nicht Rechts: 
nachfolger des Indoffanten (OLG, Kiel 7. Jan. 04, SchlHolftAnz. 04, 262; vgl. 
3. 2, 267 Urt. 10 Nr. 3). 

3, Das zum Verpfändungszwece gegebene, äußerlich unbeihränkte Voll— 
indoffament (in diefem Sinne Pfandindoffament) begründet im Zweifel im Ber: 
hältniffe zwiihhen dem Indoſſanten und dem Pfandgläubiger nicht die wechſel— 
mäßige Haftung des erjteren (DLG. Dresden 29. Mai 03, SächſArch. 14, 257). 

4, Durch die Mechfelunfäbigkeit eines Indoffanten wird Die formelle 
Gültigkeit feines Indoffaments nicht berührt. Es entiteht nun keine wechſel— 
mäßige Verpflichtung zwiichen dem Indofjanten und demjenigen, mit dem er 
durch die Indoſſierung kontrahieren wollte. Gutgläubigem Dritten gegenüber 
" a jedoh wechſelmäßig verpflichtet (OLG. Darmitadt 3. Juli 03, Heff- 

Rſpr. 5, 42). 

5. Zeffion des Wechſelrechts bei Rlaufel „nicht an Order": 3.2, 267 Nr. 1; 
„zur Verfügung” ftatt „von Order”: Ar. 2; vgl. ferner $ 364 56GB. (über die 
Wirkung des Ronnoffements). 
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Art. 10, 


1. Dem Mitakzeptanten, der den Wechſel vor der Verfallzeit erworben 
und gemäß Art. 10 weiterindoffiert, aber erft nach Verfall wieder eingelöft 
has, eb ein wechlelmäßiger Anſpruch gegen die anderen AUkzeptanten nicht 
zu OHG. Wien 22. Mai 03, OſtC CBl. 22, 158). 

2. Bollindofjament mit der Wirkung, daß Indoffatar einen Teil für eigne, 
einen Teil für —— des Indoſſanten beitreibe: J. 2, 267 Ar. 1; Zeitpunkt 
des — — Ar. 2; Blankoindoffament an den Akzeptanten: Nr. 4; 
Hingabe eines Blankoindoffaments „in Depot“: Nr. 5. 


Art. 12, 

1. Formvorſchriften für Gemeinden: I. 2, 267 Nr. 1; nicht äußerlich er- 
kennbare Mängel: Ar. 2; durch nicht bevollmädtigten Geſchäftsführer ab- 
gegebenes Blankoindoffament: Ar. 3; aus Sad): und Namensbezeichnung zu- 
fammengefegte Firma: Ar. 4; an eigne Order gezogener Wechſel: Ar. 5; Aus— 
händigung eines Wecjelblanketts: Ar. 6. 

2. Das Blankoindoffament des Ausitellers eines an eigne Order aus» 
Ben Wechſels befeitigt nicht die Aktivlegitimation des im Befiße des 

echſels befindlichen Ausſtellers (OLG. Kiel 4. Jan. 04, SchlHolſt Anz. 04, 53; 
vgl. Bolze 3 Nr. 542). 

3. Wer einen Wechſel durch Blankoindoffament erworben hat, kann ihn 
unter Benußung desfelben Blankoindoffaments, alfo ohne ihn feinerfeits mit 
einem Indoffament zu verfehen, weiterbegeben. Auch der Umjtand, daß er ihn 
erit nad) dem Verfalltag erworben hat, fteht dem nicht entgegen. Das iſt 
vielmehr nur dann der Fall, wenn er in redhtsgültiger Weife proteftiert ift (RG. 
11. Juni 04, IW. 33, 152). — 

r 


Weiterbegebung durch Ronkursverwalter: I. 2, 267. 


Art. 14. 
Recht des Zahlungsortes: Ar. 1; nicht eriftierender Bezogener: f. Art. 4 Air. 12. 


Art. 16. 

Abtretung der Rechte aus protejtiertem Wechſel; Rückgabe des Mechfels 
und Protejts: I. 2, 268. — 
rt. 17. 


Nichtdurchſtrichenes Inkaſſoindoſſament des Klägers: J. 2, 268. 


IV. Präſentation zur Annahme. 


Art. 18. 
Fälligkeit des eigenen Nach-Sicht-Wechſels: J. 2, 268. 


V. Annahme. 


Literatur: Lehmann, Die Haftung des Akzeptanten aus dem durch einen Stellvertreter ab« 
gegebenen Akzept, Berlin 1903. A 2 
rt. 21. 


1. Ukzept eines Gefellichafters: I. 2, 268 Nr. 2; eines Handlungsbevolt- 
mädtigten: Ar. 3; Firma einer Handelsgefellfhaft, Weglaffung des fachlichen 
Teils: Nr. 4; ausgejchiedener Gefellfchafter: Ar. 9; Zeitpunkt der Verpflichtungs: 
begründung: Ar. 5; „Angenommen per Aval*: Nr. 7; „bis Anfang ... zu 
zahlen“: Ar. 8; Blankoakzept: Nr. 1, 6, 11; Skripturobligation: Ar. 10. 

2. Das Blankoakzept muß zu einem vollftändigen Wechfel ergänzt fein 
fpäteftens in dem Zeitpunkt, mit dem der wechjelmäßige Anfpruch geltend 
gemadt wird. Zur Zeit der Protefterhebung ift es für die wechſelmäßige Ver: 
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pflihtung der Akzeptanten nicht nötig, fo daß da auch der Name des Aus— 
——— noch nachher hinzugefügt werden kann OLG. Zweibrücken 20. Jan. 03, 
LG. 7, 391 — Recht 8, 50). 

3. Der Ausjteller eines Blankoakzepts haftet audy dann voraus, wenn 
es ihm gejtohlen worden und in die Hände eines gutgläubigen Erwerbers ge- 
langt ift (OLG. Stuttgart 30. Dkt. 02, DLG. 7, 393 — Recht 8, 50). 

4. Wer ein Blankoakzept aus der Hand — kann nicht die Form— 
gültigkeit des Wechſels beanſtanden, wenn die Ausführung abredewidrig ge— 
ſchieht. Er hat nur gegen den Nehmer des Akzepts und gegen jeden bös— 
gläubigen Erwerber die Einrede der Argliſt, deren Wirkung die iſt, daß vom 
Gegner der Wechſel inſoweit, als ſein Se vertragswidrig ift, nicht geltend 
gemadjt werden könne, fondern nur nad) Maßgabe des Inhalts, der dem Wechfel 
habe gegeben werden follen (RG. 5. Okt. 03, SoldheimsMSchr. 13,18 = RG}. 
55, 338 — IM. 32, 402 — Bank. 3, 210). 

5. Die Vorfchrift des $ 181 BGB. ift unanwendbar, wenn der Ausiteller 
eines MWechfels das Akzept mit der Firma der offenen Handelsgefellfhaft voll- 
sieht, der er als Gefellihafter angehört (OLG. Darmitadt 6. März 03, HeſſKſpr. 
4, 97 — Recht 7, 531). 

Art. 24. 


1. Hat der Empfänger eines Blankoakzeptes unberedtigt einen Domizil» 
wechjel bergeftellt, fo ift der MWechfel zwar als domizilierter gültig, der Emp- 
fänger muß ſich aber gefallen laffen, daß er ihm gegenüber als ein nicht domi— 
zilierter behandelt werde (diefelbe Enticheidung wie bei Art. 21 Nr. 4; vgl. 
aud 3.2, 269 Ar. 1, 2; 266 Nr. 23). 


VI. Regreß auf Sicherftellung. 
1. Wegen nidt erhaltener Annahme. 


Art. 25. 
vgl. unten Art.'29. 


2. Wegen Unficherheit des Akzeptanten. 


Art. 29. 


1. Urt und Höhe der Sicherheit braucht im Alagantrage nicht näher be- 
ftimmt zu werden: diefelbe Entiheidung wie I. 2, 269 Ar. 2. Art und Weife 
der Zwangsvollftrekung — Recht 7, 531 (582). 

2. Inhalt der Sicherheit: 7.2, 269 Nr. 1. 

3. Sicherftellung gemäß Art. 29 kann aud dann gefordert werden, wenn 
der Wechfelfhuldner bereits vor Ausjtellung des Wechſels feine Zahlungen 
eingeitellt hat (OLG. Hamburg 2. Juni 04, HanſG3. 25, 216). 


VO. Erfüllung der Wechfelverbindlichkeit. 
1. Zahlungstag. 
2. Zahlung. 
Art. 36. 

1. Einlöfung des trockenen Wechſels nad) Verfall: 3. 2, 269 Ar. 1; Durch» 
ftreihung des Übertragungsvermerks über der Namensunterfchrift: Ar. 2; 
Möglichkeit, Legitimation durch Streihung von Indoſſamenten herzuftellen: 
Nr. 3; Kenntnis einer Fälfhung: Ar. 4; erftes Giro als Blankogiro des Aus— 
jtellers ftatt des NRemittenten: Ar. 5; Legitimation des zeichnenden Wertreters 
einer juriftiihen PVerfon: Ar. 6; Indoffament einer Gemeinde: Ar. 7; Klage 

egen den den Wechfel befigenden Schuldner? Nr. 8; nach Verluft des Wechfels: 
tr. 9; Außerlichkeit des Zufammenhangs der Indoffamente: Ar. 10; hinter 
Warneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 22 
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dem Inhaber ftehendes undurdjitrichenes eg Nr. 11; — Ab⸗ 
weichungen im Namen: Nr. 12; Rückvermerk des Ausſtellers auf den Remit- 
tenten: Wr. 14. 

2. Hat der Mechfelgläubiger den Wechfel durch ein unechtes Indoſſament 
erworben und will infolgedeffen der Wechjelgläubiger wegen Unficherheit des 
Gläubigers gemäß $ 372 BGB. hinterlegen, fo ift er dazu nur befugt, wenn 
für ihn der Verdacht tatfächlich begründet ift, daß der Wechielgläubiger fich 
beim Erwerbe des Wechſels durch das faliche Indoffament eine grobe Fahr: 
läffigkeit babe zufchulden kommen laffen, während auf die fahrläffig erfolate 
Auskehrung der Valuta nichts ankommt (OLG. Hamburg 25. Febr. 03, HanjG2. 
24, 133, bejtätigt durh RO. 27. Mai 03, HanſG3. 24, 266). 

. Das auf der Nückfeite eines Wechſels neben (nicht unter) einem anderen 
Indoffament (gleichviel in welcher Richtung) gejchriebene Indoffament ift ge 
eignet, zur Legitimation aus Art. 36, wenn aus dem Wechjel felbit hervorgeht, 
daß es ſich unmittelbar an das neben ihm ftehende Indoffament anjchließt und 
auf diejes folgt (OLG. Marienwerder 12. April 04, PoſASchr. 7, 77). 

4 Die Anſicht Goldfhmidts (Goldihmidts. 8), Staubs (Kommentar Art. 36) 
und des Reihsgerihts (NGZ.53 Nr. 51), daß der Befig eines den ——— nach 
Art. 36 MO. legitimierenden Wechſels nur Präſumtion für fein Eigentum be— 
gründe, daß der Wechſelſchuldner diefe Präſumtion durch Gegenbeweis ent: 
kräften, aljo einwenden könne, es habe eine der dem Befige des Inhabers 
vorausgeaangenen Begebungen des Wechſels das Eigentum nicht übertragen 
und endlih, daß diefer Mangel auch nicht dur gutgläubigen Erwerb nach 
Art. 74 geheilt werde, ijt nicht als richtig anzuerkennen. nsbefondere Spricht 
nicht Art. 74 dafür, denn er regelt nicht das Verhältnis zwifchen Inhaber des 
Wechſels und MWechfelihuldner, fondern zwiſchen Eigentümer und Inhaber 
(OLS. Hamburg 11. Nov. 03, HanſG3. 25, 1). 

5. Derjenige, der einen fälligen, rechtzeitig protejtierten, vom Ausſteller 
im Regrehwege eingelöften Wechfel vom Ausiteller ohne Giro und ohne Kennt- 
nis vom Proteft in Zahlung genommen bat, macht fich einer ſchweren Urkunden- 
fälfhung jchuldig, wenn er nachträglich fein eigenes Giro zwiſchen die auf der 
Rückſeite befindlihen Indoffamente einichreibt und demnädjt die Wechſelklage 
gegen den Bezogenen erhebt (RG. 3. März 03, RESt. 36, 167 — Bank. 

80 


u: Pilicht des Mechfelihuldners zur Prüfung der Echtheit? 5.2, 270 Ar. 13. 


Art. 39. 


1. Vom Vormann an den Wechfelinhaber unter Belaffung des Wechſels 
eleiftete Zahlung: 3.2, 271 Art. 38; Quittung, die nicht Zahlung durch den 
kzeptanten erkennen läßt: 5. 2, 271 Urt. 39 Ar. 3; Vermutung der Zahlung: 

Nr. 4; Recht auf Wechfelrükgabe: Ar. 2; Pflicht dazu bei Gefälligkeitsakzept: 
Nr. 5, 6; Rückgriff aufs urfprünglide Schuldverhältnis: Ar. 8; Beſitz des 
Wechſels im Prozeß: Ar. 7; ift bei Domizilwechfel audy der Proteſt heraus— 
zugeben? Nr. 1. 

2. it ein Wechjel nur zablungshalber gegeben, fo kann aus dem damit 
gedekten Schuldverhältniffe nur Zahlung verlangt werden gegen Rückgabe 
des MWechlels oder eines Ausichlußurteils. Nur wenn der Kläger nachweiit, 
daß der Wechfel verjährt, ungültig oder fo vernichtet ift, daß er zur Begebung 
und jomit zur Gefährdung des Beklagten nicht mehr verwendet werden kann, 
bedarf es des Ausichlußurteils nicht (RG. 16. Sept. 03, HoldheimsMScr. 
13, 76 — Bank. 3, 116). 

3. Stehen dem Wechjelinhaber mehrere Wechjelihuldner gegenüber, jo läßt 
die Zahlung, die von einem der leßteren erfolgt, die Wechfelforderung un- 
berührt, wenn und folange die Wechfelurkunde unverändert und ohne Zahlungs- 
vermerk im Bejige des Wechjelgläubigers bleibt. Die Wechfelforderung kann 
deshalb an fih auch gegen einen der anderen Mechielichuldner geltend gemacht 
werden, und diejem jteht eine Einrede aus der geleiteten Zablung nur zu, 
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wenn der Kläger argliftig handelt, nämlich das, was er ſchon empfangen bat, 
nochmals fordert. Ob leßteres der Fall ijt, hängt von den Umftänden, unter 
denen die Zahlung erfolgt ift, und von den getroffenen Vereinbarungen ab 
(RG. 5. Dez. 03, Holdheims MSchr. 13, 77 — GrudotsBeitr. 48, 371). 


VII. Regreß mangels Zahlung. 


Art. 41. 


1. Dffenfichtliher Schreibfehler im Datum der Protefturkunde: J. 2, 271 
Nr. 1; Proteſt gegen geſetzlichen Vertreter: Nr. 2; Klage gegen Ukzeptanten im 
Gerichtsitande des Ausjtellers bei Unterlaffjung des Protejtes: Ar. 4; Proteft- 
jtunden: Ar. 3. 

2. Auch wo die Landesgefehgebung für die Wrotefterhebung keine be- 
ftimmte Zeit vorgefchrieben hat, gilt der Sat, daß fie innerhalb der orts- 
üblichen, allgemeinen Geichäftszeit erfolgen müſſe. — Eine Genehmigung der 
verjpäteten Protejterhebung hat dem Indoffanten gegenüber nur Wirkung, 
wenn fie fih aus der Protejturkunde felbjt ergibt (ÜLG. Dresden 9. Mat 03, 
SihfOLG. 25, 525). 

Art. 43, 


1. Die Vermerke „zablbar bei”, „zahlbar durdy“ enthalten die Benennung 
eines Domiziliaten. Daher ift, wenn diefe Vermerke auf dem MWechiel ftehen, 
Proteiterhebung nad Art. 43 ſelbſt dann nötig, wenn der Wechſel beim Aus- 
jteller gezahlt werden foll. Daß nur die Bezeichnung einer Zahlftelle gewollt 
fei, ift bloß unter beitimmten Umftänden anzunehmen (OLG. Jena 12. Juli 02, 
Thürsl. 51, 81). 

2. Domizilvermerk ohne benannten Domiziliaten: I. 2, 272 Ar. 1; Ver— 
pflihtung des Ukzeptanten zur Zahlung im Domizil: Nr. 2; Benennung eines 
Gafthofs: Ar. 3; neues Geichäftslokal: Nr. 4; nachträgliche Streihung des 
Domizilvermerks: Wr. 5; Zablungsbegehren an Pomiziliaten im Wroteft: 
Nr. 6—8; Prolongationsvermerk auf nicht rechtzeitig protejtierte Wechſel: Ar. 9. 


Art. 45. 
Formelle Natur der Benachrichtigung: I. 2, 272. 


Art. 47. 
Fehlende Ortsbezeichnung beim Indoffament: J. 2, 272 Ar. 1 u. 2. 


Art. 48. 
Bringihuld: 7.2, 273 Nr. 1; „Eritattung” der Wechfelfumme: Nr. 2. 


Urt. 50. 


1. Die Regreßanſprüche des Inhabers, der den Wechfel mangels Zahlung 
bat protejtieren laffen, beſchränken fich auf die in Art. 50 bezeichneten Rechte. 
Zinfen von YAuslagen können weder als Berzugs- noch Prozekzinfen, noch als 
kaufmännifche Zinfen nah $& 353 HGB. gefordert werden (OLG. Darmitadt 
— 03, HeſſKſpr. 4, 98 — Recht 7, 531 = DVG. 7, 392; dagegen J. 2, 273 

r. 1). 

2. Verzugszinſen nach 1. Januar 1900: J. 2, 273 Ar. 2; Proviſion des 
Ausſtellers eines Domizilwechſels an eigene Order: Ar. 3; Zahlung des Do— 
miziliaten, der zugleidy Inhaber ift: Ar. 4. 

Gläubigerreht des Indoflatars nad Zahlung und Aushändigung des 
Wechſels: ſ. Urt. 54. 
Art. 51. 


1. Dur Art. 51 foll das zivilrechtliche Werbot des Anatozismus nicht 
fchlechthin befeitigt werden (RG. 30. Okt. 03, IW. 32, 434). 


Literatur: ſ. 3.2, 271. 
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2. Der MWechfelausfteller, der den proteftierten Wechſel von feinem un- 
mittelbaren Hintermann, nachdem diefer ihn im — Dakar eingelöft bat, nebſt 
Proteſt unter Belaftung mit der Regrekfumme im Rontokorrent ren: 
bat, kann diefem Hintermann nicht durch einfache Rückgabe des Wechſels nebft 
PBroteftes ohne Nachindoſſement wieder die wechfelrehtliche Legitimation ver: 
Ihaffen (RG. 30. Sept. 03, R623. 55, 323 — Bank. 3, 176). 

3. Berhältnis mehrerer Wechfelverpflichteter, die Wechſel an derfelben Stelle 
gezeichnet haben: I. 2, 273 Nr. 1; zweier Perfonen, die als Indoffanten ges 
zeichnet haben, um Dritten als Kg Geld Ri verichaffen: Ar. 2; mehrerer 
PBerfonen, die Haftung für fremde Schuld durch MWechfelzeihnung übernommen 
haben: Wr. 3. 

Art. 54. 

Hat der Andoffatar eines Wechſels Zahlung des Wechſels vom Vormann 
erhalten und ihm deshalb den Wechſel ohne Vorbehalt ausgeliefert, fo ift fein 
Gläubigerredht erlofhen und er kann die Wechſelforderung nicht mehr abtreten. 
Doh hat nicht jede Zahlung diefe Wirkung. Stehen dem Wechfelinhaber 
mehrere Mechfelfhuldner gegenüber, fo läßt die Zahlung, die von einem der 
legteren erfolgt, die Wechfelforderung unberührt, wenn und folange die Wechiel- 
urkunde unverändert und ohne Zahlungsvermerk in den Händen des Wechiel- 
gläubigers bleibt. Es kann nur die Einrede der Argliſt geltend gemacht 
werden, nämlich, daß der Kläger fordere, was er fhon empfangen hat. Das 
ift nicht der Fall, wenn er die Wechjelforderung auf Grund der Vereinbarung 

eltend madıt, die ihm geleiftete Zahlung zurückzugewähren, wenn ihm die 
Beitreibung von einem andern Wechfelihuldner gelingt. Nach denfelben Grund- 
fägen kann er die Wechfelforderung abtreten (RG. 5. Dez. 03, IM. 33, 75). 


IX. Intervention. 
1. Ehbrenannahme. 
Art. 56. 
„Tall bei M. in X.“: 3. 2, 273. 


2. Ehrenzahlung. 
Art. 62, 


Vorlegung des Wechſels und Proteftes an intervenierenden Notadreffaten: 
I. 2, 273 Wr. 1; fogenannte unberufene Ehrenzahlung: Nr. 2; Zurückweifung 
der Intervention vor Proteftierung mangels Zahlung: Ar. 3. 


Art. 63. 


Überlaffung des Wechſels mit Proteft an den Honoraten durch den inter- 
venierenden Notadreffaten: 7. 2, 274. 


X. Vervielfältigung eines Wechſels. 


XI. Ubhanden gekommene Wechſel. 
Art. 73. 


Wechſelklage vor und nad) Erlaß des Ausichlußurteils: J. 2, 274 Nr. 1, 2; 
Rückgriff aufs zugrunde liegende Schuldverhältnis: Nr. 3. 


Art. 74. 
Rlage des Vollmachtgebers gegen Mitkontrahenten des die Vollmacht über- 
ſchreitenden Bevollmädtigten: J. 2, 274 Nr. 1; grobe Fahrläffigkeit: Nr. 2; 
wegen der Legitimation vgl. Art. 36. 
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XD. Falſche Wechfel. 


Art. 75. 
Riteratur: Arybner, Einfluß der Falhung der Wechſelſumme in einen höheren Betrag auf bie 

Haftung aus dem Wechfel, BankU. 3, 11; Lehmann, Der Einfluß von Verfülſchungen auf 

die vor der Verfälfhung begründeten Wecfelverpflihtungen, DI3. 9, 698. 

1. Zeichnung mit dem Namen eines andern und in deffen ntereffe: 
3.2, 275 Nr. 1; gefälichtes Indoffament des Ausitellers eines Wechſels an 
eigne Order: Wr. 3. 

2. Auch die nachträgliche Genehmigung einer gefälfchten Wechſelunterſchrift 
erzeugt keine Wechfelverbindlichkeit (RG. 13. Juni 04, IW. 33, 497 — Güdjf- 
Arch. 14, 577; ebenfo RG. in 3. 2, 275 Nr. 1; OLG. Dresden 7. Juli 03, Sädjf- 
Arch. 14, 254 — DRG. 7, 394. — U. M.: DLG. Kiel 5. Febr. 04, SchlHolſtAnz. 
04, 100). 

3. Erfährt ein Kaufmann, daß ein Wechfel mit feiner gefälſchten Unter- 
fchrift Läuft und wer damit betrogen ijt, fo ijt er doch nicht unter allen Um- 
ftänden zur Benachrichtigung des Betrogenen verpflichtet, fondern nur dann, 
wenn der Betrogene auf Grund der tatjächlichen Werhältniffe nad den im 
Verkehr herrihenden Grundfägen billigerweife eine ſolche Benadrichtigung 
erwarten konnte (RG. 3. Okt. 03, Holdheims MSchr. 13, 26). 


XII. Wecjfelverjährung. 
Art. 77. 


MWiederbeginn der unterbrochenen Verjährung: I. 2, 275 Nr. 1; Zuftellung 
der Unterbredungsklage: Ar. 2. — 
rt. e 


Nicht ordnungsmäßige Klagerhebung: J. 2, 275. 


Art. 79. 
Prolongierung: J. 2, 275. 


XIV. Klagerecht des Wechſelgläubigers. 
Art. 81. 


1. Die Mitunterjchreibung eines Wechſels enthält nicht die Abgabe einer 
zivilrehtlihen Bürgfhaft (OLG. Kiel 12. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 102). 

2. Wie für das Verhältnis mebrerer Wechfelausiteller untereinander, fo 
find auch für das gegenfeitige Verhältnis mehrerer, lediglicdy wechfelrechtlich ver» 
pflichteter Mitbürgen die Vorfchriften des Zivilrehts maßgebend. Sie haben 
alfo unter ſich nad 88 744 Abſ. 2, 246 BGB. zu gleihen Teilen zu haften. 
Dabei ijt es gleichgültig, ob der eine von ihnen den Wechjel fpäter und 
ohne Vorwiſſen der anderen unterzeichnet hat (OLG. Hamburg ohne Datum, 
HanſG3. 35, 5; vgl. NG. in J. 2, 273 Art. 51 Nr. 1, 3 = Bank. 3, 32 — 
T.2, 276 Nr. 8. 

3. Mecjfelannahme durch Traffaten per aval: %.2, 275 Nr. 1; Akzepte 
mehrerer Bezogener: Ar. 2; mehrere Ausjteller eines eigenen und mehrere 
eines trockenen Wechſels: Ar. 3 u. 4; Wechſel zur Sicheritellung, Depotwechſel: 
Nr. 5; Anwendbarkeit des $ 422 BGB. auf mehrere Wechjelverpflichtete: Nr. 6; 
gemeinfchaftliche Klage ($ 603 ZPBD.): Nr. 7. 


Art. 82, 
a) Urglift: 

1. Gemeinfame Bejtimmung des Wechſels zur Deckung der Schuld eines 
Dritten: J. 2, 276 Nr. 1; hung Sie aan des Indoffanten: Ar. 2; Dis» 
kontierung eines prolongierten Wechſels: Nr. 3; Eideszufhiebung über Arglift: 
Nr. 9; gutgläubige Zwifchenindofjaten: Nr. 13; nadträgliher Domizilvermerk 
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auf Wechjelblankett: Nr. 24; Sicherheitswechfel f. unten unter ce; Fälſchung 
f. unter b; f. ferner Art. 21 Nr. 4. 


2. Grobe Fahrläffigkeit bei Empfang des Wechlelverfprehens des Be- 
klagten auf feiten des Klägers genügt nicht, um das Verſprechen hinfällig zu 
maden. Deshalb kann eine offene Handelsgefellfhaft gegenüber einem in 
ihrem Namen von einem ihrer Gefellichafter akzeptierten Wechfel die Einrede 
der Argliſt darauf allein nicht ftügen, dab dem Wecjelkläger beim Erwerb 
des Wechſels die Tatſachen bekannt geweien feien, aus denen ſich die Nicht- 
beredtigung des Gefellihafters gegenüber der Gefellihaft zur Akzeptierung 
ergibt. Sie wäre vielmehr nur begründet, wenn der Inhaber die wider- 
rechtliche Abſicht des Gefellichafters beim Erwerbe gekannt und mit ihm be» 
9— lich Ir eng: der Gefellfhaft kollidiert hätte (RG. 13. April 04, 

. 57, 389). 

. Der Indoffatar eines Wechfels handelt nicht unredlid, wenn er die 
ihm aus dem ndoffament zuftehenden Rechte —— macht, obgleich er beim 
Erwerbe weiß, daß dem Verpflichteten feinem Vormanne gegenüber Einreden 
zuſtehen, die er ſelbſt nicht entgegenſetzen kann. Nur wenn er den Wechſel in 
der Übficht erworben hatte, den Berpflichteten feiner Einreden zu berauben, 
liegt AUralift vor (RG. 6. Febr. 04, HoldheimsMSchr. 13, 227). 


b) Fälſchung: 

4 Fälſchung durch Einfegung einer höheren Summe: J. 2, 276 Nr. 15; 
wenn die fälfchende Veränderung den früheren Tert unberührt läßt: Nr. 16; 
Beweislaft des Indoffanten: Ar. 17; Einrede der Fälſchung des AUkzeptanten 
im Prozeß gegen den einen MWechfelgläubiger präjudiziert nicht der gegen einen 
andern eg Nr. 18; Anderung des in blanko akzeptierten MWechfels: 
Nr. 20 u. 41; Durchſtreichung des Domizilvermerks: Ar. 19; außergerichtliche 
Anerkennung des gefälſchten Giros: Ar. 22; Beifügung eines Domizilvermerks: 
Nr. 24; f. ferner die Entfcheidungen bei Art. 75. 


ec) Rautionswedjel: 


5. Reine Einrede des Ukzeptanten, daß der Wechſel Rautionswechfel ei, 
im Berhältniffe von Ausjteller zu Inhaber: I. 2, 279 Ar. 39. 


d) Rompenfation: 


6. Forderung an Gläubiger auf zugelagte Barvorichüffe: I. 2, 277 Nr. 10; 
Aufrehnung des Ausjtellers mit Inhaber, Einwand des Akzeptanten: Wr. 11. 
e) Prolongation: 

7. Iſt bei Hingabe eines Wechſels vereinbart worden, daß die Hälfte des 
Mechfelbetrags bei Fälligkeit prolongiert werden folle, fo braucht der Ukzeptant 
bei Fälligkeit nidyt ohne weiteres einen neuen Prolongationswecjel aus— 
zuitellen (OLG. Roftok 18. März 02, Meckl3. 22, 209 — DLG. in I. 2, 278 
Nr. 33); nicht zur Einlöfung älterer Wechfel verwendete PBrolongationswecdjel: 
3. 2, 278 Ar. 27; materiellrechtliche Einrede: Ar. 28; Verſchlechterung in den 
Bermögensverhältniffen: Ar. 29; Rückgabepflicht in Anſehung des neuen, nicht 
angenommenen Prolongationswecjels bei Klage aus dem alten: Ar. 30; wider 
rechtliche Begebung des alten troß Zufendung eines neuen Wechſels: Air. 31; 
Funktion des alten neben dem Prolongationswecjiel; Verpflichtung, die Aus» 
jtellung eines folden zu verlangen: Nr. 32; Stundungsverfprechen eines 
Geihäftsführers ohne Auftrag: Ar. 34; Diskontierung eines prolongierten 
Wechſels: 7. 2, 276 Ar. 3; Beweislaft bei Einrede der Bewilligung von Teil- 
zablungen: Wr. 7. 


fl) Rechtshängigkeit: 


8. Klage auf Herausgabe des Wechſels: J. 2, 279 Ar. 36; neuer Inkaffo- 
mandatar: Nr. 37; Fälſchungseinrede im Prozeſſe gegen den Wechſelinhaber 
gegenüber Indoffatar: Ar. 38. 
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g) Zugrunde liegendes Rechtsgeſchäft: 

9. Guter Glaube des Erwerbers: J. 2, 279 Nr. 40; eheweiblihe Bürg- 
ihaft: Ar. 6; Ausjteller im eigenen Namen, aber für fremde Rechnung: Wr. 14; 
Einwand, daß der Indoffant nicht für fich, fondern für feinen Nachmann klagt: 
Nr. 42; Leijtung für Bordellbetrieb: Nr. 43; Differenzgejhäfte: Nr. 44; Ehe— 
mäklerlohn: Ar. 45; Spielihuld: Ar. 46; Wettihuld: Wr. 47; Wucher: Wr. 48; 
Beweislaft bei Zurücgeben auf urfprüngliches Schuldverbältnis: Nr. 51; vgl. 
auch bei Argliſt (a), Rautionswedjel (c), Prolongation (e). 

h) Tilgung: 

10. Zahlung ohne Tilgungsabfiht: Ar. 52; Beweis der Tilgungstatface: 
Nr. 53; Einwand vor bereits erfolgter Zahlung: Nr. 55. 

11. (Ukzeptant.) Löſt der Ukzeptant den Wechſel ein, fo erlifcht die 
MWechfelverbindlichkeit und jämtliche Giranten find liberiert. Daher iſt audy die 
Regreßklage des fpäteren durch ein Vorblankoindofiament legitimierten In— 
babers gesen die Indofjanten ausgeichloffen (OHG. Wien 10. Nov. 03, OſtCBl. 
22, 160). . 

12, Zahlung durch einen von mehreren Wechfelgläubigern: f. Art. 39 Nr. 3; 
des DWormanns an Indoffaten: Urt. 54. 


13. Bei einer Befriedigung des Wechfelgläubigers durch einen von mehreren 
Beklagten kann diefer nicht Umfchreibung der Vollftrekungsklaufel gegen die 
übrigen Beklagten auf feinen Namen verlangen, aud nicht auf Grund einer 
Abtretung des befriedigten Klägers (LG. Bromberg Sept. 04, Po MSc. 
7, 130). 

14. Zahlt der Indoſſant eines Wechſels dem Wechſelinhaber die Wechiel- 
fumme ſchon vor Verfall des Wechſels und erfolgt bei Verfall kein gültiger 
Proteſt, jo kann er das Gezahlte zurückfordern, wenn aus den Umftänden er- 
heilt, daß er mit der Zahlung nur den gegen ihn vorhandenen Regreßanfprud 
hat tilgen, nicht dagegen den Wechiel jeinerfeits unter Erlöfchen aller Rechte 
des Inhabers daraus für fi hat erwerben wollen (OLG. Roſtock 13. Nov. 03, 
Meklz. 22, 211). 

i) Wechfelvertrag: 

15. Ungültigkeit des Begebungsvertraas: I. 2, 276 Nr. 4; Einfügung 
eines Domizilvermerks in Blankowedjel: Ar. 24; in einen zahlungshalber 
gegebenen Wechfel: Ar. 50; Irrtum bei Unterzeihnung: Ar. 54; Erwerb des 
Mechiels in böfem Glauben; Entkräftung der formellen Legitimation: Ar. 21; 
geitohlener Wechſel: Nr. 23; äußerlid nicht erkennbare Mängel des Indoſſa— 
ments: Ar. 25; Einrede im Nadyverfahren: Wr. 26; Jiehe auch bei Fälfchung (b). 


Art. 83. 

1. (Wechſel an Zahlungs Statt.) Bereiherungsklage des Remittenten 
gegen Ausiteller: 7. 2, 280 Ar. 1; Darlegung, was der Beklagte gegen Akzept 
erhalten hat: Ar. 5; Vermutung: I. 2, 280 Urt. 82 Nr. 49. 

2. Wechſel zahlungshalber.) Zurücgreifen auf das urfprünglide Schuld- 
verhältnis: 7. 2, 280 Nr. 5; Fortbeſtehen derjelben: Nr. 2; nur fubjidiär: Ar. 3; 
Yusfteller, der Valuta erhalten hat, nad Verjährung oder Unterlaffung des 
Proteſtes: Nr. 4. 

3. Bereicherung durch Unterlaffung der Geltendmadhung des Zivilanfpruds: 
J. 2. 280 Wr. 6. 


XV. Ausländiſche Gejeßgebung. 


Art. 84, 
Verpflichtung des Akzeptanten eines Domizilwecfels: I. 2, 281. 
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XVI. Broteft. 


Riteratur: Sen Ein Broteft 0. ben Wechfelproteft (aus der Feltichrift für N. Roch), 
Berlin 1903; Ubſchaffung des MWechlelproteftes, DAB. 4, 168; Erner, Wechſel und 
MWechielproteft, Görlig 1908; Bernftein, Wbihaffung ober Reform Des Üechlelproteftes, 
DAoLZ.4, 293; ſ. femer .2, 381. 

Art. 87. 


Quittung des Wechjfelgläubigers auf Wechfel: J. 2, 281 Ar. 1; Mehrkoften 
Br auswärtigen Notars: Nr. 2; Schadenserfag gegen proteftierende Beamte: 
r. 3. 


Art. 88. 
Zu Ziff. 1: 

1. Wenn in der im Proteſt enthaltenen Wechſelabſchrift ein Indoſſament 
fehlt, fo ift der Proteft ungültig (OLG. Hamburg 23. Juni 04, HanfG2. 
25, 204; vgl. RG3. 44, 121). 

2. Fehlen des NRemittenten, eines von mehreren Blankoindoffamenten: 
3.2, 281 Nr. 1. 


Zu Ziff. 2: 
Proteft gegen Domigiliaten: 7.2, 281 Wr. 2. 


Zu Ziff. 3: 

3. Die FFeitftellung im Proteſt, daß „die Ehefrau des Wechſelſchuldners 
angetroffen worden fei und Zahlung verweigert habe”, ift nicht ausreichend, 
einmal, weil aus ihr noch nicht hervorgeht, daß der Schuldner nicht an— 
getroffen worden fei (es mußte lauten „nur“ die Ehefrau), zum andern, weil 
keine Vermutung dafür bejteht, daß die Frau zur Entgegennahme von Wechfel- 
zahlbegehren für den Mann legitimiert fei (OLG. Jena 12. Juli 02, ThürBl. 
51,81 — ZBIFG. 4, 723). 

4. Im Falle des Todes des Proteftaten kann die Aufnahme des Wechfel- 
proteites redhtswirkfam nicht nur gegen den Erben, fondern in eriter Linie dem 
verjtorbenen Protejtaten felbft gegenüber erfolgen, und zwar in der Meife, 
daß der Proteitbeamte die Sterbewohnung auffucht, den Tod feftftellt und 
beides in der Protefturkunde bekundet (RG. 13. Upril 04, Holdheims WSchr. 
13, 257 — IM. 33, 367 — 3BIFG. 5, 146). 

5. Unrichtige Angabe des Wornamens: J. 2,281 Nr. 3: Reihsbankrendant: 
Nr. 4; Brotejtauftrag: Ar 5; Proteft gegen Erben: Nr. 6; Nachfrage nad) Be- 
zogenem: Nr. 7; Bezogener P. in &., „zahlbar bei E. in &.": Ar. 8; Zahlungs» 
ftelle: Ar. 9; Zahlungsadreffe: Ar. 10; Vermerk über Aufforderung an Domi— 
äiliaten: Ar. 11; vgl. auch Urt. 43, 41. 


Zu Ziff. 4: 
6. Proteftitunde: 3.2, 282 Nr. 13; vgl. Urt] 41 Nr! 2; Datum der 
Proteiturkunde: Ar. 14. 
Art. 9. 
Nacdıträgliche Verbefferung: I. 2, 282. 


XVI. Ort und Zeit für die Präfentation und andere im MWechfelverkehr 
vorkommende Handlungen. 


Art. 91. 


1. Fügt der AUkzeptant dem Akzept eine Wdreffe bei, 3. B. Ferdinand— 
ftraße 25, jo ift das als Erklärung feinerfeits aufzufaffen, daß wechjelrechtliche 
Ukte bezüglich des vorliegenden Wechſels am bezeichneten Drte vorgenommen 
werden können, gleichviel ob ſich feine Wohnung oder fein Geſchäftslokal 
dort befindet (RG. 15. Dez. 02, SeuffA. 59, 2; vgl. 7. 2, 283 Ar. 7). 
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2. PBroteftaufnahmen an anderem als dem — Ort: J. 282 Ar. 1; 
neues Geſchäftslokal: Ar. 2; Adreſſe, die dem Ihäftslokale nicht entſpricht: 
Nr. 3; Windprotejt: Ar. 4; Erterritoriale: Ar. 5; VBorhandenfein der benannten 
Straße nit am bezeichneten, fondern am Nachbarort: Nr. 6; Konkurs: Ar. 8. 


XVII. Mangelhafte Unterfchriften. 


Literatur: I. 2, 238. Art. 9. 


Perfönlihe Haftung wegen mangelnder Dollmadıt: 3. 2, 283 Nr. 1; Ge- 
re der mangelnden Bollmadt: Nr. 2, 4; Zeichnung des Bevollmäd- 
gten: Ar. 3. 


Dritter Abjchnitt. Von eigenen Mechjeln. 


Art. 96. 
Bezeihnung als „MWechjel“, „exchange“: J. 2, 283 Wr. 1; Nadfichtfrijt 
gegenüber Wechjelbürgen: Ar. 2; offene Handelsgefellichaft als Ausiteller: Ar. 3 


Art. 97. 
Beifügung eines Wohn- und Herkunftsorts des Ausjtellers: 3. 2, 284. 


Art. 98. 
Zu Ziff. 3: 
1. Fälligkeit des Nachfichtwechlels: I. 2, 234 Nr. 1. 


Zu Ziff. 6: 
2. Proteſtkoſten des eriten — der Wechſel ohne Weiterbegebung 
hat proteſtieren laſſen: J. 2, 284 Ar. 


Zu Ziff. 10: 
3. Haftung mehrerer Ausiteller: 7. 2, 284 Ar. 3; Ausgleihspflicht: Ar. 4; 
Samtichuld (obligation solidaire?): Nr. 5; Erlöfhen durch Einlöjung? Nr. 6. 


16. Geſetz, betreffend die Wechſelſtempelſteuer, 
vom 10. Zuni 1869/4. Juni 1879. 


Literatur: Zimmermann, Das WötempG. (mit Erläuterungen), Rarlsrube 1902; Hummels 
Spedt, Das StempG. vom 31. Juli 1895 nebit Ausführungsbeftimmungen, dem Erbſchafts⸗ 
ſteuer⸗ MWechlelftempelfteuer- und WReichsitempelgefeg, Rommentar, Berlin 1904; Hanfen, 
Das WötempG,. vom 10. Juni 1869 und 4. Juni 1879, Hamburg 1904. 


Zu Ubf. 2 51. 

— für die Stempelfreiheit des Tranſitwechſels iſt, daß der 
Wechſel als Ausftellungsort nicht nur einen Ort des Auslandes bezeichnet, 
fondern dab auch tatfächlich der Wechfel an diefem Orte ausgejtellt ift. Dabei 
ift es gleichgültig, ob der, der den Wechfel jpäter weitergibt, des guten Glaubens 
ar ift, daß der Wechſel im Auslande ausgeftellt fei (RG. 25. April 99, 

G6&t. 32, 130). 85 


Die Vorſchrift des $ 16, wonach der Akzeptant eines gezogenen und der 
Ausfteller eines trockenen Wechfels aus der mangelhaften Beihaffenheit des 
Wechſels die gefeglihen Folgen der Nichtverfteuerung nicht abwenden können, 
bezieht fich nicht auf fonjtige Wechfelverpflichtete. Deshalb ift eine Perfon, die 


346 17. Reichsitempelgefeß. 


einen Mechfel als Bürge zu einer Zeit unterfchrieben hat, als noch die Unter- 
ſchrift des Wechfelausftellers fehlte, nicht nach $ 5 zur Entridhtung des Stempels 
verpflichtet (RG. 11. Dez. 02, IJW. 32, 221 — RESt. 36, 33 — BankW. 2, 193). 


86. 

Mit „aus den Händen geben“ hat das Gefeß jedes Aushändigen treffen 
wollen, das dazu dient, einen wechfelrehtlid oder außerwechſelrechtlich be- 
deutfamen, die NRealifierung des Wechfelaniprudys bezweckenden Akt vorzu- 
nehmen, 3. B. wenn der ÜBechfet dem Konkursverwalter zur Prüfung Der 
Echtheit ausgehändigt (nicht bloß vorgezeigt) wird (RG. 11.Dez.02, JW. 32, 221). 


8 13, 
Die abermalige Verwendung einer jchon einmal zu einem dann nicht in 


Umlauf gefegten Wechfel verwendeten Stempelmarke ift unzuläffig und ftrafbar 
(RG. 28. April 04, RESt. 37, 152). 


17. Das Reichsftempelgefek 
vom 14. Tuni 1900. 


Literatur: Tertausgaben: Lock, 8. AuHl., Berlin 1901: Gareis, Gleßen 1900; Zimmermann, 
Karlsruhe 1900; Beder, Mainz 1900 (mit Wechjelftempelfteuer- und Börjengefep); Roſen⸗ 
thal, Anleitung zur Unwendung der neuen Stempelordnung, Riga 1900. 


I. Aktien, Rure, Renten und Schuldverfchreibungen. 
(Zarifnummer 1—3.) 


84. 


1. $ 4 und ebenfo $ 18 fteht der Werfteuerung des Aktienindoffaments 
mit dem Ubtretungsitempel der Tarifnummer? des Preuß. Stempelfteuergefeßes 
vom 31. Juli 95 nicht entgegen, wenn die Aktien bereits vor dem 1. Oktober 1881, 
dem Inkrafttreten des RStempG. vom 1. Juli 81, ausgegeben worden waren. 
Die Übertragung der Aktie auf Grund eines Anihaffungsgeihäfts ift ein von 
diefem verfchiedener Akt. Deshalb enthält die Beiteuerung fowohl der Urkunde 
über das Anihaffungsgeihäft als auch der über die Übertragung kein 
Doppelbeiteuerung (RG. 14. Okt. 02, R6G3. 52, 318 = IM. 31, 638 — 
HoldheimsMSchr. 12, 50. — U. M.: RG. 12. Nov. 96, RG3. 38, 29). 

2. Erwirbt eine bereits bejtehende Aktiengejellihaft fremde, ausländifche 
Aktien aus der Hand des Uktionärs, in der fie fih befinden, dadurh, daß 
fie ihm eine entiprechende Zahl ihrer eigenen neueren Emiſſion überläßt, fo ift 
neben dem Stempel gemäß Tarifnummer 4a Ziff. 4 Ubf. 2 für die Nusreichung 
der Uktien auch noch der Stempel gemäß Ar. 4a Ziff. 1 und 4 Xbf. 1 für die 
Einbringung der Aktien zu erheben, und eine landesrechtliche Bejteuerung 
diefes Einbringens ift daher ausgeidhlofien (RG. 27. Wat 02, R63. 51, 351). 


85. 

1. Die Umwandlung von Aktien auf den Namen in Aktien auf den In» 
baber bei fonit gleicher Beichaffenheit kann nicht als Veränderung im Sinne 
des Ubf. 2 angejehen werden (vgl. R63. 46, 126, GrudotsBeitr. 43, 501; 
RG. 20. April 00, IW. 29, 474 = GrudotsBeitr. 44, 1055). 

2. Eine Aktie unterliegt deshalb, weil fie durd einen Stempelaufdruck 
oder einen anderen auf fie gejeßten Vermerk nadträglih als eine mit einem 
Vorzugsreht verfehene Aktie bezeichnet worden tft, nod nicht einer Stempel- 
abgabe nadı Maßgabe der Ziff. 1 des Tarifs (RG. 27. Dez. 99, Holdheims MSchr. 
9, 43, 69 = R62. 45, 87 = 333. 5, 141). 
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3. Eine wefentlihe Anderung des urfprünglihen Rectsfubjektes im Sinne 
des 85 Abf. 2 liegt vor, wenn beim Umtaufche die Individualität der Uktien- 
gefellihaft als des Redhtsfubjekts, an deffen Vermögen durch Die gegeneinander 
umzutaufhenden Aktien Anteilsrechte begründet werden, fi Ändert. Das iſt 
der Kall, wenn die umzutaufchenden alten Aktien von einer aufgelöften Ge- 
fellichaft jtammen, die neuen aber von einer anderen Gefellichaft ausgegeben 
werden, mit der die aufgelöjte Geſellſchaft fufioniert worden ijt (RG. 3. Jan. 02, 
I. 31, 142 — Recht 6, 80 — HoldheimsMSchr. 11, 49). 

4. Die zur Durdführung der Herabfegung des ÖGrundkapitals einer 
Aktiengefellihaft an Stelle der durch die Gefellichaftsorgane für kraftlos er- 
klärten auszugebenden neuen Aktien unterlicgen der Reichsitempelabgabe nicht, 
wenn die für kraftlos erklärten Stücke ordnungsmäßig verfteuert oder teuer: 
frei find (Provinzialfteuerdirektor Berlin, BankU. 3, 157 — ZURtG. 11, 225). 

5. Wenn bei der Fuſion zweier AUktiengefellihaften die Aktien der auf: 
nehmenden Gejellfchaft lediglih wegen der zugleich eingetretenen Anderung 
der Firma umgetaufcht werden, fo iſt weder der Urkunden-, noch der Un: 
ihaffungsitempel zu erheben, felbft wenn gleichzeitig die Erhöhung des Grund- 
kapitals bejchloffen worden tft (RG. 1. Nov. 99, Holdheims WSchr. 9, 15). 


I. Kauf: und fonftige Anfhaffungsgeichäfte. 
(Zarifnummer 4.) 


86. 

Gibt der Rommiffionär die Gelbjteintrittsangeige durch die Poſt an einen 
Agenten Als Kommittenten mit dem Auftrage ab, fie dann feinerfeits durch 
eine eigene brieflihe oder mündlihe Mitteilung dem Kommittenten weiter: 
zugeben, fo ift der Ugent nicht Bote des Kommiſſionärs, was der Fall wäre, 
wenn er fih auf eine MWeiterbeförderung der vom Kommiffionär an den 
Rommittenten adreffierten Anzeige beichränkte, fondern handelt als Organ der 
Millenserklärung des Kommiffionärs dem Kommittenten gegenüber. Daraus 
folgt, daß bei Abſendung der Unzeige im Auslande, falls der vermittelnde 
Agent im Inlande wohnt, der Selbjteintrittskauf doch im Inlande geſchloſſen 
iſt (RG. 2. Juli 01, IW. 30, 657). 

87 


Zu Ubi. 2: 

1. Unter den abgeänderten PVertragsbedingungen der erjten Alternative 
könnten nur Vereinbarungen verjtanden werden, die den urfprünglichen Ber: 
trag noch in anderer Beziehung als bezüglich der Erfüllungszeit ändern. Die 
zweite Alternative umfaßt dann diejenigen Fälle, in denen außer der Er: 
füllungszeit am alten Bertrage nichts geändert, für die Hinausfchiebung der 
Erfüllung aber ein Entgelt bewilligt wird. Als neues abgabepflichtiges Ge— 
ihäft ailt daher weder die nachträglich ohne fonftige Vertragsänderung und 
ohne Entgelt vereinbarte Hinausichiebung der Erfüllung nod die glei von 
vornherein beim Abſchluſſe des Anihaffungsgeihäfts vereinbarte Hinaus— 
ihiebung. Ein Fall der legteren Art liegt vor, wenn bei einem als Kaffa- 
geihäft abgeichloffenen Gefchäfte den Parteien die Befugnis eingeräumt wird, 
durch einfeitige Erklärung fofort nad Abichluß des Geihäfts die Hinaus- 
fhiebung der Erfüllung zu verlangen (RG. 12. Dez. 99, IM. 29, 54 — 
HoldheimsMScr. 9, 11). 

2. Die Gewährung eines Entgelts für die Hinausfchiebung der Erfüllung 
kann darin nicht gefunden werden, daß der bisherige Inhaber der Effekten 
(Reporteur), dem ihre Lieferung zu einem fpäteren Zeitpunkte nachgelaſſen 
wurde, die Stücdzinfen bis dahin fortbezieht. Wielmehr liegt, wenn weder 
der Reporteur noch der bis zum bezeichneten Zeitpunkte im Genuffe des Kauf— 

eldes bleibende Empfänger bei der „glatt, frei Courtage und zu dem alten 
Aurfe“ fih vollziehenden Prolongation aus feinem Vermögen etwas aufwendet, 
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ein neues abgabepflichtiges Geſchäft nicht vor. — Ebenfo kann die Entrichtung 
einer Rontokorrentprovilion nicht als Entgelt angefehen werden (RG. 28. Sept.O00, 
RG3. 47, 14 = HoldheimsMSchr. 9, 278). 


88. 

Vermittler im Sinne der 88 8 ff. ift jeder, der durch eine auf Herbei- 
führung der Willenseinigung der Kontrahenten abzielende Tätigkeit zu diefem 
Ergebniffe mitwirkt. Nicht aber ift darunter der in eigener Perfon für eigene 
Rechnung Wollende zu verftehen (RG. 9. Febr. 04, IW. 33, 374). 


8 11. 


1. Ein einheitliches Taufchgeihäft, das den Eintaufc mehrerer Wertpapiere 
verfchiedener Gattung durch einen einzigen Redtsakt zum Gegenitande hat, 
zerfällt nicht deshalb, weil die verfhiedenen Gattungen der Wertpapiere einem 
verjchiedenen Anſchaffungsſtempel unterliegen, ftempelrechtlih in eine Mehrheit 
abgabepflichtiger Geichäfte (RG. 23. Tan. 03, HoldheimsMScr. 12, 283 — 
Grucotsßeitr. 47, 429 — Recht 7, 241 — Bank. 2, 144 — IM. 32, 106). 

2. Auch bei Verjchiedenheit des Wertragsgegenjtandes und des Preiſes 
wird, wenn die Anſchaffung gleichzeitig durch den nämlichen Rechtsakt erfolgt, 
regelmäßig nur ein jtempelpflichtiges Kauf: oder Anfhaffungsgeihäft be— 
gründet. $ 11 ift dahin zu verftehen, daß die zu entrichtende Stempelabgabe 
zu berechnen ift vom Gejamtwerte der in einer einzigen Schlußnote vereinigten 
Geſchäfte, die in bezug auf die Werfteuerung als ein einziges Gefhäft anzu- 
ſehen find (RG. 29. Tan. 00, IW. 29, 237). 

8. er der jtempelrechtlichen Behandlung von Börfengefchäften, bei 
denen Die usgleihung fih nicht dedender Aufträge durd die fogenannte 
„ausgleichende Hand“ erfolgt, fiehe: Die Alteften der Kaufmannſchaft Berlin, 
HoldheimsMScr. 12, 310. 

4 Die Befreiungsvorfchrift des Abf. 2 findet nur Anwendung, wenn 
ebenfo wie die Abwicklungsgeihäfte auch das Ausführungsgefhäft unter das 
Reichsitempelgefet fallen, alfo nicht, wenn der Rommiflionär feinerfeits mit 
der Ausführung des Ankaufs einen an einem ausländifhen Börfenplaß an— 
fälligen Rommiljfionär beauftragt hat (RG. 25. Mai 00, R63. 46, 106 — 
HoldheimsMScr. 9, 261). 

8 13. 


1. Die Befreiung vom Anfhaffungsitempel nad) $ 13 Abſ. 1 wird weder 
dadurch ausgeichloffen, daß der Umtauſch nicht aus Gefälligkeit geichieht, noch 
dadurdh, daß er im Austaufche alter Aktien gegen neue derfelben Gefellfchaft 
bejteht (RG. 13. März 00, HoldheimsMSchr. 9, 259 = DT. 5, 361). 

2. Ein Geihäft, wonach Staatspapiere in Depot gegeben werden, der 
Berwahrer aber befugt ift, andere Nummern zurückzugeben, ift als uns‘ 
eigentlicyes Zeihgeihäft auf Grund von $ 13 Abſ. 2 jtempelfrei (OLG. Hamburg 
15. März 99, DIZ.5, 99, beftätigt durch RG. 10. Okt. 99, Holdheims MSchr. 
9, 43 — GrudotsBeitr. 44, 1053). 

8 18. 


1. vgl. die Entfcheidungen bei $ 4. 

2. Ebenfo wie beim Gründungsvertrage (RG. 25. April 98, RG3. 41, 84) 
gilt auch aud beim Fufionsvertrage, daß die Beiteuerung nah Landesrecht 
neben der NReichsitempelabgabe für das Anihaffungsgeihäft gerechtfertigt iſt 
(RG. 7. Dez. 00, IW. 30, 21 — Recht 5, 51). 

3. Beiteht die Gegenleiftung, die eine Aktiengejellichaft einer andern da— 
für gewährt, daß dieje ſich zu ihren Gunjten auflöft, entweder in Aktien oder 
in barem Gelde oder teils in Uktien, teils in barem Gelde, fo kann nicht 
wegen der Barzahlung ein befonderer Zandesitempel gefordert werden (RG. 
12. Jan. 04, Holdheims MSchr. 13, 264). 
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4 Hat fit bei Errichtung einer Aktiengeiellfhaft ein Gründer ver- 
pflichtet, als Gegenleiftung für feine nicht durch Barzahlung zu leiftende Ein- 
lage Aktien der Gejellichaft zu übernehmen, fo kann neben dem Reichsitempel 
für Kauf- und fonftige Unichaffungsgefhäfte auch die unter Nr. 25 des 
Preuß. Stempelfteuergefeßes von 1894 lit. e angejegte Stempelabgabe erhoben 
werden (RG. 5. Tan. 00, NG63.45, 100 — HoldheimsMScr. 9, 62 — DT. 
5, 165; vgl. auh RG. 26. Juni 00, Holdheims MSc. 9, 231). 


II. Spiel und Wette. 
(Tarifnummer 5.) 
vgl. $ 762 BGB.; J. 1, 84% 2, 63. 
8 22. 

1. Zu Ubf. 1 (8 21 6. vom 1. Juli 81): Nicht die Veranftaltung der öffent» 
lichen Lotterien, fondern nur die dabei auszuftellenden Urkunden (Lofe, Aus: 
weife) find ftempelpflihtig. Wird die Ausitellung folder Urkunden unterlaffen, 
fo kann für das Geihäft ein Stempel nicht erhoben werden (RG. 13. Dez. 01, 
TB. 31, 141; ebenfo RG. 25. April 02, IJW. 31, 317 — GruchotsBeitr. 46, 1028). 

2. Form der Ausweife (RG. 17. Febr. 03, R6Gt. 36, 46). 

3. Eine Lotterie liegt vor, wenn der Witwe desjenigen Zeitungslefers, 
der im Bezugsvierteljahr in feinem Berufe ftirbt, für diefen Fall eine Geld- 
fumme verfproden wird (RG. 27. Febr. 03, RESt. 36, 123). 

4. Hydrajceine ſ. Tarif, Enticheidung Nr. 22. 


8 23. 
1. Als Wermittler im Sinne von 88 23, 25 können nicht Perfonen gelten, 
die im eigenen Namen für eigene Rechnung Wetten eingehen (RG. 9. Febr. 04, 


RGESt. 37, 75). 
2. Öffentlichkeit ſ. Tarif, Entfcheidung Nr. 19. 


8 25. 

1. Nicht nur derjenige vermittelt Wetten der in $ 25 bezeichneten Urt, der 
mit einem ausländijchen — J—— direkt in Verbindung tritt, ſondern 
auch derjenige, der ſich hierzu fremder Hilfe bedient. Unterläßt er entgegen 
ſeiner Verpflichtung, dem Auftraggeber die Ausweiſe über den Abſchluß der 
Mette vorzulegen, fo liegt eine Umgehung des Geſetzes vor (RG. 26. April 01, 
DI2. 6, 562 — R6St. 34, 261; vol. RO. 18. Dez. 00, RESt. 36, 46). 

2. Die Verpflihtung zur Ausſtellung verjteuerter Ausweife beginnt im 
Augenblicke des Empfanges durch den erjten Vermittler. Die dreitägige Frift 
fteht nur dem Empfänger ausländifcher Loſe ufw. zu (RG. 20. Juni 02, RESt. 


35, 386). 
IV. Sciffsfragturkunden. 
(Zarifnummer 6.) 
V. Ullgemeine Beftimmungen. 
84. 


Die fogenannten „offenen Depots“ von PBrivatperfonen bei Banken unter: 
liegen nicht der Revifion des $ 49 Abſ. 2 (RG. 20. März 03, RGESt. 35, 165 
— Bank. 2, 80 HoldheimsMSchr. 11, 116; ebenfo RGESt. 36, 321). 


VI Übergangs: und Schlußbeftimmungen. 
Tarif. 
Aktien, Rure, Renten» und Skhuldverjhreibungen. 
Zu Nr. 1: 


1. Nennwert ift der dem ig pri vom Ausjfteller beigelegte, äußerlich 
bezeichnete Wert. Er erfährt keine Anderung dadurdh, dab das Papier bei 
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der Amortifation mit einem Zufchlage zurückbezahlt werden foll (RG. 24. Febr. 03, 
Seuff A. 59, 150 = ZURtG. 14, 173 — Bank. 3, 171; ebenfo OLG. Hamburg 
27. Okt. 02, OLG. 7, 263). 

2. Bezablt eine Aktiengefellihaft den Stempel und die KRoften für neu 
ausgegebene Aktien felbit, fo find die Aktien troßdem zum Nennwert aus- 
gegeben, es liegt alfo keine verbotene Ausgabe unter dem Nennwerte 
vor (RG. 26. Juni 01, Bank. 2, 6). 

3. Gibt die Uktiengefellichaft neue Aktien zum Nennwerte aus, ohne Dabei 
Koften und Stempel felbit zu zahlen, jo lieat eine Ausgabe über den Nenn— 
wert vor (Brovinzialjteuerdirektor Berlin 8. Sept. 02, Bank. 2, 6). 

4. Unter dem den Nennwert überfteigenden Betrag bei der Ülberpari- 
Emiffion von Aktien tft die Summe zu verftehen, welde die Zeichner außer 
dem Nennbetrage zu zahlen haben. Dabei find aber die von ihnen vertrags- 
mäßig übernommenen Kojten für Stempel und Stückzinſen nicht mit einzu- 
rechnen (RG. 26. Mat 03, R63.55, 43 — 3AktG. 11, 212 — IM. 32, 273 — 
HoldheimsMSchr. 12, 226 — GrucdhotsBeitr. 47, 1034). 

5. Eine Ausgabe von Aktien zu einem höheren als dem Nennbetrage 
ift nicht nur dann vorhanden, wenn ein den Nennwert der Aktie überjteigender 
Barbetrag bezahlt wird, fondern auch dann, wenn der für die Aktie mittels 
irgend welder Leiltungen gewährte Gegenwert den Nominalbetrag überjteiat, 
alio auch, wenn der Sufionsvertrag der fuftonierenden Gefellihaft dafür, das 
fie neue Aktien an die Aktionäre der fufionierten Gejellfchaft ausgibt, Das 
Vermögen der fufionierten Gefellihaft überträgt und wenn diefes feinem 
Merte nah den Nominalwert der neuen Aktien überſteigt. Möglicherweife 
ftimmt diefer Wert mit dem Kurswerte der Aktien überein (RG. 12. April O4, 
HoldheimsMSchr. 13, 265; ebenjo OLG. Karlsruhe 6. Okt. 03, BadRpr. 70, 197 
— ZUktG. 12, 9). 

6. Begriff des Interimsfcheins f. J. 2, 211 $ 179 Nr. 3. 


7. Die unter der Herrichaft der preußifchen Stempeliteuergejeggebung nad) 
ihrem vollen Nennwerte verjteuerten Interimsfcheine unterliegen nicht der in 
den NReichsgefegen vorgeichriebenen Stempeliteuer, wenn unter der Herrſchaft 
diefer Gejeße eine neue Einzahlung erfolgte (RG. 28. Nov. 9, R63. 45, 41 — 
HoldheimsMSchr. 9, 13). 

8. Ein unter der Herrichaft der Reichsitempelgejege ausgejtellter Interims- 
ichein ijt in keinem Falle höher als mit dem fi aus dem Tarif ergebenden 
Betrage zu verfteuern, jo daß alfo, wenn dieje Steuer bereits entrichtet ift, 
bei einer fpäteren Einzahlung win weiterer Stempel nicht erhoben werden kann 
(RG. 27. Okt. 9, IW. 29, 20). 

9. Die von einem Aktionär zur Sicherung des Rechtes feiner Ein- 
zablung auf die von ihm gezeichnete Aktie vorgenommene Hinterlegung von 
Wechſeln iſt nicht als jtempelpflichtige Einzahlung auf die Aktie anzufehen 
(RG. 28. Juni 01, R6Z3. 49, 23). 


Zu Ar. 1c Abf. 2: 


10. Nur folhe Zubußen find von der Reichsjtempelfteuer befreit, die nad 
Eröffnung des Betriebs gefordert werden. Dagegen find vor diefem Zeit- 
punkte geleitete, der Ermöglihung der Betriebseröffnung dienende Ein- 
zahlungen, mithin Zubußen, mit denen die Roften der erjten Anlage des Berg- 
werks beftritten werden follen, jtempelpflichtig. — Eröffnet ift der Betrieb erit, 
wenn die Anlage foweit hergeftellt ift, daß fie die Gewinnung des ab- 
zubauenden Minerals ermöglidt (RG. 30. Sept. 02, R63. 52, 19 — 
GrudotsBeitr. 47, 435 — Bank. 2, 144 — JW. 31, 548). 

Zu Nr. 2a: 
11. Gewinnantetilfheine von Wktiengefellihaften, worin dem Be- 


rechtigten der jährliche Bezug eines Betrags bis zu einer bejtimmten Höbe 
und außerdem zur Tilgung der Rechte daraus ein bejtimmter Betrag aus dem 
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Reingewinn zugefichert wird, find zwar als Schuldverfchreibungen, nicht aber" 
auch noch als Nentenverfchreibungen zu verjtempeln (RG. 17. Febr. 03, 
HoldheimsMSchr. 12, 285 — IM. 32, 129 = RG3. 54, 25). 


Rauf- und fonftige Anfhaffungsgeihäfte. 
Zu Wr. 4: 

12. Anſchaffungsgeſchäft ift jedes auf den Erwerb von Eigentum 
an beweglihen Saden gerichtete entgeltliche Vertragsgeihäft. Es liegt auch 
dann vor, wenn eine Partei eine Erklärung dahin abgibt, daß die von ihr 
bei der andern Partei als Sicherheit hinterlegten Wertpapiere bei aus- 
bleibender Zahlung von der andern Partei ohne weiteres zum Börfenkurfe 
— werden dürfen (RG. 13. Juli 00, IW. 29, 668 — HoldheimsMSchr. 


13. Auch ein nah $ 66 BörſG. Klaglofes Börfentermingefchäft ift als 
Anfchaffun — ſtempelpflichtig (KG. 15. Okt. 01, RN63. 49, 11 
HoldheimsMSchr. 11, 16 = Bank. 1, 3 = DT3. 7, 28). 

14. Der Auftrag zur Anfchaffung von Börfenpapieren nad $ 2 des 
DepotG. iſt nicht ftempelpflichtiges Anfhaffungsgeihäft (MG. 7. Juli 99, 
GrucotsBeitr. 46, 1033). 

15. Bei der Fufion zweier Aktiengefellfhaften ift dafür, dab die auf- 
nehmende Bank den ehemaligen Aktionären der fufionierten Gefellihaft Aktien 
von fich gibt, der Schlußftempel nur einmal zu erheben. Ein befonderes An- 
Ihaffungsgefchäft der fulionierten Bank liegt nicht (RG. 12. April 04, Hold- 
heimsMSchr. 13, 266; ebenfo DLG. Karlsruhe 6. Okt. 03, 3AktG. 11, 273). 


16. Wird eine offene Handelsgefellichaft in eine Aktiengefellihaft unter 
Abfindung der Gefellichafter mit Aktien umgewandelt, fo iſt für die Zuteilung 
der Aktien an die offene Handelsgeiellfchaft bei Gründung der Aktiengeſellſchaft 
der Reichsitempel nad Tarif 4a Abſ. 2 zu entrichten, aber auch für die Ver: 
teilung der Aktien an die einzelnen Gefellichafter zum Zwecke ihrer Abfindung 
gemäß Nr. 4a Abſ. 1 Ziff. 4 der Anfchaffungsitempel zu verwenden, da ein 
auf Erwerb von Eigentum an beweglichen Saden gerichtetes entgeltliches 
Veräußerungsgeihäft vorliegt (Bad. Finanzminifterium 28. Mai 04, BadRpr. 
70, 191 = ZURtG. 12, 17). 

17. Die Zuteilung von Wertpapieren an die Gefellfchafter bei Auseinander: 
fegung einer offenen Handelsgefellihaft it ſtempelpflichtiges Anſchaffungs— 
geihäft (RG. 26. Jan. 04, IW. 33, 187 — RN63. 56, 430 — Holdheims MWSchr. 
13, 268; ebenjo OLG. Karlsruhe ohne Datum, Bank A. 3, 32). 

18. Wenn eine zur Übernahme und Begebung von Schuldverfchreibungen 
gebildete Gefellihaft (Begebungskonfortium) Wertpapiere gegen Entgelt an 
einen ihrer Gejellfhafter veräußert, jo liegt auch infoweit ein ftempelpflichtiges 
AUnihaffungsgeihäft vor, als diefer Gefellichafter ſelbſt am Geſellſchafts— 
vermögen anteilig berechtigt ift (RG. 11. Dez. 03, RGZ. 56, 206; ebenfo RO. 
3. Zuni 04, Holdheims MScr. 13, 269). 


Zu Ar. 5: Zotterielofe 

19. Die BDffentlihkeit des Wettunternehmens ift nicht dadurch aus- 

gelöloffen, dab Die ettenden perſönliche Bekannte des Bermittlers find. 

icht von wem der Vermittler die Wetten annimmt, fondern ob er fie einem 
fejtbegrenzten oder einem unbegrenzten Kreife zugänglich macht, iſt enticheidend 
(RG. 29. April 02, DI3. 7, 437 — R6St. 35, 209). 

20. Die Stempelpflihtigkeit einer Urkunde richtet ſich allein nad ihrem 
Inhalt, jo daß Umjtände, die aus ihr nicht hervorgehen, außer Betracht zu 
bleiben haben. Daher können QDuittungen, die Ausweije über Aufträge zu 
Mettabichlüffen daritellen, nicht als Urkunden über Wettabfchlüffe mit der Be- 
gründung als jtempelpflichtig behandelt werden, daß fie nur zum Sceine 
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über Aufträge, in Wirklichkeit über die Wettabfchlüffe felbjt ausgeitellt feien 
(RG. 13. Mai 01, IW. 31, 142 — GrudotsBeitr. 46, 1021). 


21. Dem Fiskus liegt der Beweis dafür ob, daß der Beklagte Veranstalter 
eines Wettunternehmens war. Nur infoweit die äußeren Umftände darauf 
hindeuten, hat der Beklagte zu beweifen, daß die Worausfeßungen zur Un- 
wendung des Gtempelgefeges nicht — ſind, z. B. daß er nach ſeiner 
eigenen Anſicht und nach der feiner Wettkunden die von ihnen gezahlten Ein— 
füge nicht für eigene Rechnung annahm und dur ihre Anlegung beim 
Totalifator die von den Kunden erteilten Aufträge ausführte, fomit nicht 
felbft Wettunternehmungen veranitaltete (RG. 27. Nov. 00, IB. 30, 41). 


22. Hydrafcheine Gutſcheine, Schneeballvertrag) find ftempelpflichtig 
(RO. 14. Febr. 01 —= R6St. 34, 140; vgl. Recht 5, 139 — DI3.6, 164; 
15. Okt. 01, DI3.6, 484 — RESt. 34, 390; 17. Okt. 01, DI3. 6, 508; dazu 
[a. M.] Staub und Liszt, DI2. 6, 193, 195; [dafür] Finger, DI2.6, 403, 
Baum, Spohr, DIT2. 6, 453, 454). 


Schiffsfrachturkunden. 


18. Börſengeſetz 
vom 22. Juni 1896. 


Literatur: Brendel, Textausgabe mit Anmerkungen, Berlin 1909; Apt, Das BörfG. und feine 
Meform, Berlin 1901; Dove, Die Vorſchläge zur Reviſion des Börſö. DIZ. 5, 46; 
els, Der Rernpunkt der Börfenreform, IW. 32, 873; Freund, Zur Reform des Börſ 
33.5, 487; Heinemann, Die Probleme der deutfhen Börfenreform in rechtlicher und 
wirtichaftliher Beziehung unter befonderer Berlicfichtigung der Judikatur des Reichsgerichts 
und bes Dberverwaltungsgerichts, Berlin 1901; Bollak, Börfengefegnovelle, IBl. 33, 217, 229; 
Treumpler, Börjengefegnovelle, JLBI. 16, 51; Merzbacher, Zur Reform des Börjh,, 
Recht 5, 10; dberjelbe, Die gefegeberiihe Behandlung der Novelle zum Börih., Hold« 
beimsMScr. 13, 147; Holdbhetm, dasjelbe Thema, HoldheimsMSchr. 13, 89; Pfleger, 
Zur frage der Revifion des BörjG., Bank. 1, 73; Pinner, Die Reform des Börfb., 833. 
7, 37; Rießer, Zur Revifion bes BörfG., Recht 5, 378; Staub, Der Rempımkt der 
Börfenreform, DIZ. 6, 41; Laband, Die Novelle zum Börfb., DIZ. 9, 275; Merz« 
bader, Aritik der Novelle zum Börjb., Kecht 8, 181; Nußbaum, Die Novelle zum 
BörjG., Berlin 1904; Seelow, dasjelbe Thema, Berlin 1904; Sonntag, Zur Reform des 
BriG., HoldheimsMSchr. 10, 29, 163, 


I. Allgemeine Beftimmungen über die Börfen und deren Organe. 
81. 


Literatur: Dove, Die Neuregelung der Auflicht über die Berliner Börſe, HolbheimsMScr. 
12, 233; Unfhüß, Nochmals Staatsaufjiht und Börfenverwaltung, Holdheims MiSchr. 12, 299; 
Schule, Die Organifation der Berliner Börje, Dresden 1901. 


8 28. 


1. 8 28 fegt einen gültigen und wirkfamen Schiedsvertrag voraus. Ein 
folcher liegt nicht vor, wenn das Geihäft, worüber das Schiedsgeridht ent- 
fheiden foll, wegen Nichteintragung der lg ya unter die Vor— 
ſchrift des $ 66 fällt (RG. 14. Nov. 03, JW. 33, 76 — Bank. 3, 96 = RG3. 
56, 19; ebenfo RG. 17. Sept. 02, Bank. 2, 129). 

2. Unterwerfen fit die Mitglieder derfelben Börje ein für allemal dem 
in den Börfenfagungen vorgejehenen Schiedsgericht, jo ift diefe Unterwerfung 
mangels eines bejtimmten NRectsverhbältnifjfes ungültig, wenn der reis der 
Reditsjtreitigkeiten nur durd die Mitgliedihaft der Parteien an der Börfe 
und Durch die Art der gehandelten Waren beftimmt ift OLG. Breslau 8. Dez. 02, 
SächſArch. 13, 488). 


II. Zulaffung von Wertpapieren zum Börfenhandel ($$ 36—43). 353 


U. Feſtſtellung des Börfenpreifes und Maklerwefen. 


8 29. 
Literatur: Heinemann, Der Börfenpreis und das Reihsgericht, Holdheims MSchr. 11, 234. 
Börfenpreis ift der gemeine Preis, um den die betreffende Ware zu der 
in Betracht kommenden Zeit an der in Frage ſtehenden Börfe gehandelt wird. 
Er kann ſich dort bilden, wenn eine erhebliche Menge nicht von befonderen 
Umftänden abhängiger Geſchäfte geichloffen werden, aus deren Bergleih er 
entnommen werden kann. Es kann auch der für Raffagefchäfte notierte Preis 
und derjenige Preis fein, der fih an einer andern Börſe gebildet hat und 
bier als maßgebend anerkannt wird (RG. 1. Dez. 00, RG3. 47, 104; vgl. 
$ 48 Wr. 2). 
8 30. 
Die Rursmakler haben keinen Beamtendharakter und find deshalb ver- 
pflichtet, ihre Kirma zum Handelsregijter anzumelden (OLG. Dresden 28. Uug. 03, 
SächſOLG. 25, 229). 


II. Zulaffung von Wertpapieren zum Börfenhandel. 


Literatur: Heinemann, Die rechtliche Bedeutung der Beichlüffe_ der Börfenzulafungsftellen, 
are 12, 171; Thorwart, Die Zulaffung von Wertpapieren an den Börfen, 
ank A. 1, 6, 26. . 
8 36. 


Literatur: Heinemann, Die deutfhen Börfenzulaffungsftellen und der Begriff der offenbaren 
Nbervorteilung im Börjb., Holdheims MSchr, 13, 15. 


8 38. 


Literatur: Dove, Bedarf es bei Hapitalsherabfegungen von Ukttengefellf aften, deren Aktien 
zum Börfenhandel zugelaffen find, eines neuen Profpektes? Holdheims MSchr. 9, 217. 


8 40, 
Lireratur: Jacobfon, Der Handel „per Erſcheinen“, BankY, 1, 163, 


841. 

Daß Stücke folder Emiffionen, deren Zulaffung nicht nachgeſucht worden 
ift, an einer Börfe für lieferbar gelten und tatfählih aud in größerem Um— 
fange gehandelt werden, ändert nichts daran, daß fie gejeglich nicht lieferbar 
find (KG. 6. Okt. 00, IW. 29, 789). 


8 43, 
Literatur: ODppenheimer, Eine Frage der Reform des BörſG., DI3. 8, 319. 

1. Durch $ 43 werden nicht etwa die Rechte des Erwerbers aus der un: 
richtigen Angabe des Proipektes beſchränkt auf „den Schaden, der ihm aus 
der von den gemachten Angaben abweichenden Sadlage erwächſt“, fondern es 
finden daneben aud) die allgemeinen Grundfäge über Schadenserfag Anwen: 
dung. Die Haftung wegen grober Fahrläffigkeit ift begründet, wenn der- 
jenige, der den Proſpekt erläßt, eine für den Wert erhebliche Tatſache als 
wahr verjichert, obwohl er keine genaue Prüfung angeitellt, fondern nur die 
allgemein herrſchende Unficht wiedergegeben hatte, und zwar troßdem er fi 
fagen mußte, daß die Erwerber eine genaue Prüfung vorausfegten (RG. 
2. Mai 00, R63. 46, 3 — SächſArch. 10, 756 — GSeuffll. 56, 220 — Hold- 
heimsMSchr. 9, 255 = IW. 29, 534 = DT2. 5, 421). 

2. Die Haftung für unrichtige Angaben in einem Profpekte, auf Grund 
deifen Wertpapiere zum Börfenhandel zugelaffen find, erfordert einen urſäch— 
lihen Zufammenhang zwiſchen jenen Angaben und dem Erwerb der Wert: 
papiere, wegen deffen Ehadenserfag beaniprudt wird (RG. 2. Mai 03, Hold» 
heimsMSchr. 13, 253). 


MWarneyer, Jahrbuch der Entſcheldungen. 3, Jahrg. 23 
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IV. Börjenterminhanbdel. 


Biteratur: Adler, Zum Rechte des rei lag Arch BurgK. 17, 132; Apt, Rursnotizen im 
freien Verkehr, Kontogeldhäft, Holdheims MSchr. 9,89; Beheim, Zu $$ 48 Mi. Böri®., Holbd- 
eims MSchr. 8, 135; Fleck, Der Stand der Streitfrage über den Börfenterminhanbdel, 
oldheimsMSchr. 9,108; Heinemann, Zur reg Börjentermingefchäfts in 
& 48 des Börſ., Holdheims MSchrt. 9, 60; derfelbe, Der Börfenterminhandel und das 
Reichsgericht (nebft kurzer Darlegung der kammergerichtlihen Neditfprehung), Berlin 1900; 
berfelbe, Die erlaubten und verbotenen Termingeihäfte und die Nechtiprehung Des Reichs: 
— Berlin 1899; derſelbe, Das Fundamentälprinzip des Börfenregifters, Holdheims- 
Schr. 9, 245; Hülsner, Die Börfengefchäfte in rechtliher und wirtihaftliher Beziehung, 
Berlin 1809; Heilbrun, Die Stempelpflichti ıkeit von Differenzgefhäften und Börfentermin- 
geichäften, 933. 5, 4; Meander Müller, Differenztheorie und Börfengefhäft, Berlin 
1902; dberfelbe, Juriftiihe Lehrmeinungen über Börfengeichäfte, Berlin 1908; Rehbein, 
Börfentermingefchäft und Umgehung des Gefeßes, Recht 1,25. 60; Rofenftern, Das BörſG 
und feine Umgebung, Berlin 1W1; Rießer, Die ———— Lieferungsgeichäfte, 
Berlin 1000: Staub, 88 48 ff. Börlb., DI3. 6, 44; Pfleger, Bank. 1, 73; Trumpler 
HolpheimsMSchr. 11, 61; Zadig, Der Terminhandel und feine Behandlung durch Gefeg- 
en und Rectiprehung, Berlin 1901; vgl. auch die vor $ 1 angeführte Literatur zur 
eform des BörſG. 
8 48. 


Begriff des börfenmäßigen Termingefdhäfts: 

1. Auch ſolche Geſchäfte find als Börfengefhäfte zu behandeln, die der 
Formulierung des 8 48 nicht allenthalben entiprechen, die aber nach ihrem 
materiellen Inhalt und ihrer wirtichaftlihden Natur und Zweckbeſtimmung 
unter die Geſchäfte fallen, die der Gefegeber unter den ins Börfenregiiter 
eingetragenen Perfonen mit Rechtswirkſamkeit hat geitatten, von denen er 
aber andere hat ausichließen wollen, und die zu denfelben wirtichaftlichen Er- 
gebniffen wie die in $ 48 formulierten Gefchäfte führen (RG. 28. Dkt. 99, IM. 
29, 55 — DI3.5,47 = R62. 44, 103 — Redt 1, 37; ebenfo RG. 12. Okt. 98, 
RG3. 42, 43; RG. 12. Juli 02, IJW. 31, 47; RG. 11. Dez. 01, |. Ar. 2), 

2. Für den Begriff des börfenmäßigen Termingeihäfts ift wejentlich nur, 
dab es a) zu einem feiten Termine, b) ohne Rüdficht auf befondere Be— 
dürfniffe der Parteien, alfo mit typiihem Inhalte, und c) zu einem Preife 
geichloffen werde, der fich an der Börfe infolge des Zufammentreffens und Zus 
fammenwirkens der Börfenbefucher bildet (Börfenpreis) (RG. 1. Dez. 00, RG3. 
47, 104 = DI2. 6, 73 — Redt 5, 474 — SächſArch. 11, 229 — Holdheims- 
MScr. 10, 61; ebenjo RG. 11. Dez. 01, HoldheimsMSchr. 11, 34 — IM. 
31, 139 — Recht 6, 105; RG. 27. Sept. 02, R62. 52, 178 = IW. 31, 594). 

3. Für den Begriff des Börfentermingeihäfts kommt nidts darauf an, 
ob fich hinter dem Termingefhäft ein reines Differenzgefchäft verbirgt, oder 
ob es ein Spekulationsgeihäft ift, oder endli ob es vom Käufer in der Ab— 
ſicht geichloffen wird, die gekauften Papiere zu einer Rapitalsanlage zu be- 
nugen (RG. 18. April 03, HoldheimsMScr. 13, 132 — BankU. 3, 156). 

4. Kaſſa- und Firgefhäfte im Sinne des Art. 357 ($ 376) HGB. find 
keine Börfentermingeihäfte im Sinne des $ 48 BörſG. und auch keine Diffe- 
renz⸗ oder aeg lack im Sinne des $ 764 BGB., felbft wenn auf der 
Geite des einen Vertragfchließenden die Ubficht zu jpekulieren obgewaltet hat. 
Zu einem Spielvertrag nah $ 764 BGB. insbefondere ift erforderlih, daß 
eine Wechlelbeziehung zwiſchen Gewinn und Verluſt auf der einen und Ver— 
luft und Gewinn auf der andern Geite zufolge Vereinbarung beitehe (RG. 
4. Jan. 02, Bank. 1, 119 [beiproden von Neukamp dafelbjt]; val. auch 
RO. 8. März 02, BankU. 1, 138; 8. Okt. 02, Bank A. 2, 92; DRS. Eöln 
25. Mai 02, BankV. 1, 31; 25. Juni 04, Bank. 3, 12). 

5. Fixgeſchäfte gehören zu den Zeitgefhäften im Effektenhandel (RG 
14. Febr. 03, Recht 7, 531 — GrudotsBeitr. 47, 658) 

6. Dadurch, dab eine Nachfriſt von zwei Börfentagen bewilligt ift, wird, 
dem Geihäft noch nicht der Charakter als Firgefhäft im Sinne des $ 48 
BörfG. genommen (RG. 28. Okt. 99, ſ. Ar. 1). 

5: Främiengefchäfte find Börfentermingefchäfte im Sinne des $ 48 BörſG. 
(RG. 7. Dez. 01, Recht 6, 44 — Holdheims MSchr. 11, 34 = DI2. 7, 151). 
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8, Unerheblich ift, ob das Geihäft unter anderen als den allgemeinen 
Bedingungen abgefchloffen ift (RG. 28. Okt. 99, ſ. Ar. 1; ebenfo RG. 4. Juli 04, 
JW. 33, 498). 

9. Unerheblich ijt, ob für die AUbwicelung des Geihäfts ein eigener 
Liquidationskurs feitgefeßt wird, ob dem Geſchäfte fejte Mengeeinheiten zu- 
grunde liegen, und ob es gerade an der Börfe felbjt oder während der Börſen— 
zeit gefchloffen wird (RG. 1. Dez. 00, f. Ar. 2). 

10. Börjenmäßige Geichäfte liegen aud dann vor, wenn fie außerhalb der 
Börfe geichloffen werden; fie müffen nur infoweit im Jufammenhange mit den 
an der Börfe geichloffenen Geſchäften ftehen, daß fie nad den vom Börfen- 
vorſtande feitgefeßten Bedingungen gefchloffen werden und daß für die an der 
Börſe geichloffenen Geſchäfte diefer Art eine amtliche Feitiegung der Termins- 
preife jtattfindet. Wird ein Wertpapier an der Börfe überhaupt nicht — 
fo ift von einem börſenmäßigen Termingeſchäft nicht zu reden (RG. 11. Dez. 01, 
ſ. Ar. 2; ebenfo RG. 12. Juli 01, HoldheimsMScır. 11, 241 = Grudotsßeitr. 
47, 1044; RO. 27. Sept. 02, ſ. Ar. 2). 

11. Börfentermingeihäft it jedes Termingeihäft, das nad Börfenpreifen 
geichloffen wird, mögen es nun Termin- oder Kaffapreife fein (RG. 18. Okt. 
02 — D33. 8, 81 = HoldheimsMScr. 12, 43). 

12, Begriff des Börfenpreifes: ſ. $ 29. 

13. Daß der Börfenpreis notiert werde, ift nicht erforderlich (RG. 1. Dez. 
00, 11. Dez. 01, f. Ar. 2). ss 


Literatur: Heinemann, Das Verbot des Terminhandels und das Reidhsgericht, HoldheimsMSchr. 
11, 13; Rofendorfi, Sind Börfentermingefchäfte in Anteilen von ee und Fabrik⸗ 
unternehmungen auch unter ins Börfenregijter eingetragenen Perfonen nichtig? DI2.5, 458; 
Zabig, Über $ 50 Nbf. 2 BörjG., DIZ. 6, 200. 

1. vgl. die Enticheidungen bei $ 48. 
2. Die nad) $ 50 Abſ. 2 verbotenen Geihäfte find nichtig (RG. 1. Dez. 00, 
ebenfjo RG. 11. Dez. 01, ſ. $ 48 Nr. 2; RO. 12. Juli 02, j. $ 48 Nr. 1; RG. 

15. Juni 04, SächſArch. 14, 569. — U. M.: OLG. Eöln 28. Dez. 01, BankX. 2, 30). 


3. Unter den in $ 50 Ubf. 2 bezeichneten „Anteilen von Bergwerksunter- 
nehmungen“ find auch preußifche Kuxe neueren Rechts zu verftehen (RG. 1. Dez. 
00, 5. $ 48 Ar. 2). 

4. Ein an einer ausländiihen Börfe gefchloffenes börfenmäßiges Termin- 
gersäft fällt nicht unter das Verbot des $ 50 Abſ. 3 BörſG. (RG. 15. Tuni 03, 

ankX. 3, 11 = RG3. 55, 188 — 3W. 32, 317 — D33. 8, 430; ebenfo RG. 
23. Dez. 03, SähfArd. 14, 217 = BankX. 3, 115; vgl. aber $ 68). 

5. Geichäfte, die nad $ 50 ungültig find, werden auch nicht dadurd 
gültig, a die Parteien ins Börfenregifter eingetragen find (RG. 1. Dez. 00, 
ſ. $ 48 Wr. 2). 

6. Dasjenige, was auf Grund von Börfentermingeichäften gezahlt worden 
iſt, die nach $ 50 Abſ. 2, 3 nichtig find, kann als Zahlung einer Nichtichuld 
zurückgefordert werden. $ 66 Abi. 4 BörfG. oder $ 762 Ubf. 1 Sat 2 BGB. 
findet keine Anwendung. $$ 814, 817 BGB. ftehen der Rückforderung nicht 
entgegen, wenn in Unkenntnis der Nichtigkeit des Geichäfts gezahlt worden 
ift. Eine Unjtandspflicht zur Bezahlung von Schulden aus nichtigen Börfen- 
termingeihhäften iſt in der Regel nicht anzunehmen, insbefondere nicht bei 
Nidhtkaufleuten (RG. 14. Okt. 03, BankX. 3, 79 — IM. 33, 38 — Holdheims- 
MSchr. 13, 71; ebenfo RG. 15. Juni 04, SächſArch. 14, 568; vol. RG. 
30. Mai 04, IM. 33, 407 — Recht 8, 487). 

7. Ein nad $ 50 Abſ. 2 nichtiges Börfentermingeihäft kann nicht rechts» 
wirkfam im voraus erfüllt werden. Wohl aber kann durch die nadträglid 
nad völliger Abwicklung des Gefhäfts gegebene Genehmigung das Voraus: 
—— auf Grund von $ 814 BGB. der Rückforderung entzogen fein. $ 817 

GB. iſt niht anwendbar (RG. 30. Mai 04, SähfArd. 14, 571 = IM. 33, 407 
— Bank. $, 12 = HoldheimsMScr. 13, 254). 
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8. Die Unfehtung eines nah $ 50 nidhtigen Börfentermingeihäfts wird 
nicht dadurch ausgeichloffen, daß es bereits vorher in ein Aontokorrent auf: 
genommen und daß das daraus ſich ergebende Saldo anerkannt ift (RG. 
6. Juni 03, BankU. 3, 47). 

9. Ein fofort realifierbares Worprämiengefhäft ijt nicht als Kauf der 
Prämie und das als Prämie Gezahlte ift nicht als von der Rückforderung 
gemäß $ 762 BGB. $ 66 Abſ. 4 BörſG. ausgefchloffen anzufehen. Es liegt 
vielmehr lediglih die WUbrede eines Nücktrittsrechtes gegen Zahlung eines 
Reugeldes, d. i. der Prämie, vor, und wenn der Hauptvertrag als börfen- 
mäßiges Termingeichäft nichtig ift, fo kann auch die — Prämie zurück— 
gefordert werden (RG. 7. Dez. 01, IW. 31, 101 — NRedt 6, 185 — Hold— 
heimsMSchr. 11, 34 — Bank. 1, 103 — DT2. 7, 151). 

10. vgl. auch die Entſcheidungen zu $ 66 Nr. 9 ff. 


8 54. 


Die Geihäftsbedingung: „Börfengefchäfte werden wir nur für Rommitten- 
ten ausführen, die ins Börfenregilter für Wertpapiere eingetragen find; andern: 
falls gelten die Aufträge unter Ausſchluß der Berliner Börfen-Ujancen“, kann 
dahin ausgelegt werden, daß die Bedingungen der Berliner Fondsbörſe auch 
—— ſolchen Perſonen maßgebend ſein ſollten, die einer Eintragung ins 

örſenregiſter weder bedürfen, noch überhaupt fähig ſind, im Sinne des 
BörſG. aber rechtlich den eingetragenen Perſonen völlig gleichſtehen (RG. 
26. Jan. 01, Holdheims MSchr. 10, 109). 


8 56. 


Der Einzelkaufmann kann feine Eintragung ins Börfenregifter nur unter 
feinem Namen, nicht unter feiner firma verlangen (26. 1 Berlin 8. Nov. 00, 
Recht 4, 546). 

8 66. 


Literatur: Holdheim, Ju $ 66 des BörſG., HoldheimsMSchr. 10,1; Simon, Die Behandlung 
klaglofer Börfengejchäfte in Bankbilanzen, Bank. 2, 67; Staub, Der Begriff der Börjen- 
termingefhhäfte in & 66 BörfG,, Berlin 1899; [. auch vor $ 48, 

1. Die durch $ 66 angedrohte Ungültigkeit von Börfentermingeihäften ift 
von Amts wegen zu berüdfichtigen (RG. 8. Juli 9, N63. 4, 52 = D33. 
6, 459 = IM. 30, 660). 

2. Ein Böriengeichäft ift nicht deshalb vom NReichsftempel befreit, weil die 
Vertragfchließenden nit ins Börjenregijter eingetragen find (RG. 15. Okt. 01, 
Recht 5, 545 = RG3. 49, 111 — HoldheimsMSchr. 11, 16; vgl. Heilbrunn, 
DI2. 5, 44). 

3. Schiedsgericht: f. $ 28 Nr. 1. 

4. Wer eine Forderung aus einem unter $ 66 fallenden Börfentermin- 
geihäft geltend macht, ift dafür beweispflichtig, daß die Eintragung im Börfen- 
regifter vorliegt. Wird aber die Zahlung eines Wechfels mit der Begründung 
verweigert, daß ihm ein Börfentermingefhäft zugrunde liege, fo liegt es dem 
Wechſelgläubiger ob, den Beweis für die Eintragung zu der maßgebenden 
Zeit zu erbringen (RG. 18. Juni 04, SächſArch. 14, 573). 

5. Wenn aud der immer wieder verlängerte und auf einen neuen Termin 
binausgejhobene Zeitkauf vom Standpunkte der Spekulation aus wirtichaft- 
lih als ein einheitliches Geſchäft ericheint, jo liegt doc rechtlich in jeder ſoicher 
Prolongation auf den folgenden Ultimo ein neues felbftändiges Geſchäft vor. — 
Daher find Prolongationen eines vor dem 1. Januar 1897 geichloffenen Ge- 
ihäfts, die in die Zeit nad diefem Termine fallen, nad) dem BörſG. zu be» 
bandeln (RG. 8. Juli 99, RGZ. 44, 52). 

6. Jede Schiebung eines Börfentermingeihäfts bildet ein neues felb- 
ftändiges Gefhäft und ift redhtsunwirkfam. — Die Unwirkfamkeit eines 
Börfentermingeichäfts erftrekt fih audh auf die von einem Dritten über: 
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nommene Garantie für die Berlängerung des Geihäfts (OLG. München 
14. Jan. 01, Recht 5, 125). 

7. Ebenfo wie das Börfentermingeichäft felbit erzeugt auch der auf feinen 
Abſchluß gerichtete Auftrag gemäß $ 66 keine Rechte und Verbindlichkeiten, 
wenn die Parteien nicht im Börfenregijter eingetragen find. Daher kann der 
Kommittent dasjenige, was er dem KRommilfionär bei der Auftragserteilung 
als Vorſchuß, Sicherheitsleiftung ufw. gegeben bat, von ihm zurückfordern, 
wenigjtens dann, wenn der Rommiffionär das Gefhäft im eigenen Namen 
abjchloß, und zwar felbjt in dem Falle, daß der Kommiſſionär das Geld 
bereits an feinen Kontrahenten abgeführt hat (RG. 13. Juli 01, ZW. 30, 660 
— R63. 49, 59 — HoldheimsMScdr. 11, 14 = DI2. 6, 459; ebenfo RO. 
17. Sept. 02, IW. 31, 548 — HoldheimsMScr. 12, 22 = Bank. 1, 14). 

8. Aus $ 66 Abf. 2 folgt nicht, daß auch der Auftrag zur Bürgfchaft oder 
zur Verpfändung für fremde Schuld aus Börfentermingeihäften ungültig fei. 
Der Bürge braucht nur infolge der Unwirkfamkeit der Hauptichuld nicht zu 
bezahlen. Muß er es aber doch tun, weil fich fonjt der Gläubiger an das 
in feinen Händen befindliche wertvollere Pfand hält, und ift diefes Pfand in 
Ausführung eines Auftrags des Hauptichuldners gegeben, fo muß diefer dem 
Bürgen den gezahlten Betrag erfegen (RG. 25. Okt. 02, RG3. 52, 363 — 
IM. 31, 638 —= Bank. 2, 60). 

9 Völlige Abwicklung im Sinne des $ 66 Ubf. 4 liegt vor, wenn der 
Termin ohne Abſchluß eines Gegengaeihäfts und ohne Vereinbarung einer Er- 
jtrekung des Termins verlaufen iſt und fomit fejtitebt, daß der Verkäufer 
nunmehr zu liefern, der Räufer zu empfangen und den Raufpreis zu zablen 
"5 *— 4. Febr. 03, Holdheims MSchr. 12, 6 — Bank. 2, 129 — IM. 33 

.6, 46). 

10. Die PBrolongation eines Börfentermingeichäfts ftellt ein felbftändiges 
Geihäft dar und bedeutet deshalb eine völlige Abwicklung im Sinne von 
8 66 Ubi. 4 (RG. 29. Jan. 02, IW. 31, 189; vgl. auch Ne. 5, 6). 

11. Hat ein Schuldner feine Schuld aus unklaabaren oder nidhtigen 
Börfentermingeihäften in der Weile getilgt, daß er vom Gläubiger ein Darlehn 
zur Tilgung feiner Saldofhuld aus diefem Geſchäft erhalten und mit diefem 
dargeliehenen Betrage dann den Gläubiger befriedigt hat, fo tft darin eine 
Zahlung der Schuld im Sinne von $ 66 Abſ. 4 nicht zu finden (RG. 14. Mai 
02, Bank. 2, 10 = JW. 31, 369 — HoldheimsMScr. 11, 196). 

12, „Einichüffe”, die mit Rückſicht auf das „laufende Engagement” oder 
„zur Herabminderung des Debetjaldos" im Rontokorrentverkehr gezahlt werden, 
können nicht als Leiftungen zur Erfüllung im Sinne des $ 66 Ubf. 4 gelten 
(RG. 14. Nov. 03, R63. 56, 20). 

13. Hat der Runde eines Bankiers bei diefem ein Depot, woraus ihm 
Vorſchüſſe bewilligt und von ihm dem Runden gutgeichrieben werden, während 
anderjeits die Debetieite des Runden mit den Differenzforderungen des Bankiers 
aus Börjentermingeihäften mit ihm belaftet wird, jo kann der Bankier diefe 
Forderungen nicht durch Aufrechnung gegen die Vorichüffe tilgen, felbjt wenn 
der Runde den am Ende der Übrehinungszeit noch laufenden Betrag der 
Vorihüffe anerkannt hatte, da hierin keine Leiftung des Runden im Sinne 
von $ 66 Ubi. 4 liegt (RG. 18. Okt. 02, DTZ3. 8, 81). 

14. Die nad der völligen Abwicklung des Börfentermingeihäfts erfolgte 
Hingabe von Wechſeln an Zahlungs Statt und ebenfo das zum Zwecke der Er- 
füllung eines folden Geihäfts abgegebene Schuldanerkenntnis ftellen keine 
Erfüllung im Sinne des $ 66 Abſ. 4 dar (RG. 23. Dez. 03, BankU. 3, 115 — 
SächſArch. 14, 217 — IM. 33, 124 — HoldheimsMScr. 13, 131; ebenfo RO. 
3. April 00, ZW. 29, 448; OLG. Hamburg 30. Nov. 01, DLG. 4, 234). 

15. Kann der Beklagte mit Erfolg geltend maden und macht er geltend, 
dab die abgeichloffenen Geſchäfte unverbindliche Börfentermingeichäfte geweſen 
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feien, und deshalb aud fein fpäter darüber abgegebenes Schuldanerkenntnis 
ohne Wirkung fei, fo kann der Kläger verlangen, daß auch die übrigen 
PBarteivereinbarungen, die lediglih zur Abwicklung des Schuldverhältniifes 
beftimmt waren, als hinfällig behandelt werden (RG. 22. Sept. 00, IM. 29, 762). 

16. Nimmt jemand, der nicht im Börfenregifter eingetragen ift, ein 
Wechſelakzept zahlungsbalber (nicht an Zahlungs Statt) wegen einer Forderung 
aus Börfentermingeihäften an, fo erwirbt er keine klagbare Forderung aus 
dem MWechjel. Hat er ihn, obſchon er feine Nichteinlöfung durch den Geber 
vorausfah, an einen Dritten weiterbegeben, dem der Ausjiteller die ihm gegen 
den Empfänger zuftehenden Einreden nicht entgegenhalten kann, fo liegt eine 
gegen 8 820 BOB. verftoßende Handlung vor, die zum Erſatze des vollen 
Schadens verpflichtet. Zugleich liegt aber in einer fo erlangten Zahlung eine 
ungerechtfertigte Bereicherung auf Koften des Yusitellers. Das gilt felbit dann, 
wenn die Weiterbegebung nicht in der Abſicht gefhab, die Einreden abzufchneiden 
(RG. 28. Mai 02, R6Z3. 51, 357; |. Wertheimer, Bank. 2, 130). 

17. Läßt derjenige, der über die unklagbare Schuld aus einem Börfen- 
termingeichäft einen Wechſel ausgeitellt bat, die Anſprüche aus diefem Wechſel 
von einem ndoffatar des früheren Wechfelempfängers gegen ſich einklagen, 
ohne vom Wechfelempfänger vor der Einklagung oder bis zur völligen Durd- 
führung der Klage die Rückgabe des Wechſels zu verlangen, fo ift darin eine 
freiwillige Erfüllung des Börfentermingeihäfts zu erbliken (RG. 3. Okt. 03, 
HoldheimsMSchr. 13, 27 — Bank. 3, 49 — DZ. 8, 526). 

18. Die Feftitellung des Saldos madt etwaige im Rontokorrent ein: 
geitellte klaglofe Börfentermingefhäfte nicht zu Kklagbaren. Es find aber in 
diefem Falle vom Saldobetrage nicht etwa der Gelamtbetrag der auf Grund 
nichtiger Börfentermingeichäfte eingeftellten Boten abzuziehen, fondern es ilt 
zu prüfen, inwieweit diefe Forderungsbeträge bei den einzelnen Feititellungen 
der Galden durch Aufrehnung getilgt worden find. Nur die Summe der 
danach nicht getilgten Beträge ift vom Saldo zu kürzen. Das gilt nur nicht 
für Forderungen aus Termingeihäften über Papiere der in $ 50 Abf. 2 be- 
zeichneten Urt, hinfichtlih deren die Aufrehnung nad 88 812 ff. BGB. zu 
beurteilen ijt (RG. 28. Okt. 03, BankU. 3, 62 = IM. 32, 434 = Holdheims MScr. 
13, 74 — GrucotsBeitr. 48, 117 — Recht 8, 172; ebenfo RG. 3. Tan. 03, 
Holdheims MSchr. 12, 9; RG. 14. Nov. 03, R63. 86, 20 = JM. 33, 76 = 
Bank. 3, 96). 

19. Saldoanerkennung ijt vertragsmäßige Aufrechnung, die die Bedeutung 
einer nah Abwicklung des Sculdverhältniffes erfolgten Zahlung hat und 
deshalb nad $ 66 Abſ. 4 nicht widerrufen werden kann, felbjt wenn jich die 
Debetpojten des Rontokorrents aus klaglojen Börfentermingeihäften zufammen- 
feßen (RG. 29. Jan. 02, IW. 31, 189; ebenfo RG. 26. Jan. 01, BankU. 1, 14; 
OLG. Frankfurt 2. April 02, Bank. 1, 206; DLG. Breslau 2. April 03, 
Bank A. 2, 157). 

20. Doc folgt aus dem Weſen des Saldoanerkenntniffes als Aufrechnung, 
daß es ohne Wirkung ift binfichtlich eines ſolchen Saldos, der durch einen 
Überfhuß der unklagbaren Forderungen über die Gegenforderung gebildet 
wird (RG. 14. Jan. 03, Recht 7, 241 = HoldheimsMScr. 12, 95). 


8 68. 


Auch im Inlande oder im YAuslande nad den Geihäftsbedingungen der 
ausländifhen Börſe geichloffene Termingeihäfte unterjtehen dem 8 66 und 
können daher im Inlande gegen den nicht eingetragenen inländifchen Kon- 
trabenten nicht geltend gemadt werden (RG. 3. April 00, DIZ. 5, 253; ebenfo 
RO. 10. Jan.’7. Febr. 99, SeuffA. 55 Ar. 5 = R63. 43, 91 = DT3. 4, 57; 
RG. 8. Juli 99, R62. 44, 52; NG. 24. Juni 03, Bank. 3, 10 = JM. 32, 318 
— HoldheimsMScr. 12, 247; vgl. aber $ 50 Wr. 4). 


19. Bankgefeß. — 20. Gefeß, betr. die Pflichten der Kaufleute ufw. 359 


8 69. 
Literatur: Werner, Weldhen Einfluß bat $ 764 BEB. auf $ 69 BörfG.? DI3.5, 249. 

1. Auf Grund von 8 69 iſt es unmöglich, gegen ein nad $ 66 gülti 
Geihäft den Einwand, daß nur ein Spielvertrag nad 88 762, 764 B 
vorliege, mit der alleinigen Begründung geltend zu machen, es habe Ein 
verjtändnis darüber gr daß nicht effektiv geliefert werden folle (OLG. 
— 29. Jan. 04, HanſG3. 25, 76). 

ie ausdehnende Auslegung des Begriffs „Börfentermingefchäft“ (vgl. 
$ 48 Nr. 1 ff.) gilt au für $ 69 (RG. 4. Juli 04, IW. 33, 498). 


19. Bankgelet 
vom 14. März 1875. 


8 38, 

Millenserklärungen (Wechielprotefte), die gegenüber der Reihsbank ab- 
zugeben find, können mit Wirkung für die Reichsbank einem der Vorſtands— 
—— gegenüber abgegeben werden (KG. 31. Dez. 02, RG3. 52, 227 = 

echt 7, 241). 


20. Gele, betreffend die Pflichten der Kaufleute bei 
Aufbewahrung fremder Wertpapiere; 
vom 5. Juli 1896, 


Literatur: Nieker, Kommentar, Berlin 1897; Qufensky, Tertausgabe und Anmerkungen, 
Berlin 1896. 8 1 


Literatur: Jacobfon, Eigentumsübergang nad) DepotG. und bürgerlihem Redt, Bank, 2, 185. 

Der Bankier kann fi das Eigentum eines ihm zum Pfand übergebenen 
MWertpapiers nicht dadurch verjchaffen, dab er die Beitimmungen des 5 1 un- 
befolgt läßt (OLG. Eöln 14. Tan. 03, Bank. 2, 78). 


82, 

1. $ 2 hat nicht den Zweck, Beitimmungen über die Frage des Eigen» 
tumsübergangs binterlegter oder verpfändeter Wertpapiere zu treffen. Die 
rechtlichen Folgen der durch $ 2 erteilten Ermädtigung find nad deren In— 
halt gemäß dem bürgerlichen Rechte zu beitimmen. Das Eigentum an den 
Papieren geht nicht jhon infolge der Ausjtellung des Ermädtigungsiheins 
ohne weiteres auf ihren Erwerber über; es bedarf dazu vielmehr noch eines 
befonderen Uneignungsaktes von feiner Seite, 3. B. des Verkaufs oder der 
Meiterverpfändung RS. 26. Sept. 02, R63. 52, 202 — Bank. 2, 92 — IM. 
31, 594). 

2. Wird dem Bankier ein Wertpapier zum Pfande übergeben mit der 
Berechtigung, es weiter zu verpfänden, fo wird er dadurd nicht von der Be- 
obachtung der Vorjchriften in $ 1 entbunden und erlangt auch nicht das Recht, 
an Stelle des verpfändeten ein e— anderes Papier zurückzugewähren 
(dieſelbe Entſcheidung wie bei $ 1). 

3. Hat der Hinterleger von Wertpapieren den verwahrenden Bankier 
ſchriftlich ermächtigt, über fie fowie über die auf feine — des Hinterlegers — 
Rehnung angekauften Papiere zugunften des Verwahrers zu verfügen, und 
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den Verwahrer zugleich von der Verpflichtung zur Mitteilung des Stücke— 
verzeichniffes entbunden, fo wird der Bankier Eigentümer der hinterlegten und 
der auf Rechnung des Hinterlegers angeſchafften Wertpapiere und braudt 
nur Wertpapiere der gleihen Art, Wenge und Güte zurükzugewähren (Bay: 
ObꝰG. 31. Okt. 03, Recht 7, 582). 

4. In der gemäß $ 2 erteilten a deren Unnahme muß 
eine auf Eigentumsübertragung gerichtete, in der Weife bedingte Einigung ge 
funden worden, daß das Eigentum auf den Bankier dann übergeben foll, 
wenn er es feinerfeits erwerben will und diefen Willen an den Tag legt. 
Nicht aber hat die Vereinbarung die Bedeutung, daß, wenn der Bankier 
irgendwie eine Verfügung über die Sade trifft, die an fi nur dem Eigen: 
tümer zuftebt, die er aber infolge der ihm erteilten Ermächtigung wirkfam vor: 
nehmen darf (Meiterverpfändung), dies unter allen Umftänden Eigentums» 
übergang auf ihn nad fich zu ziehen hätte (RG. 17. Juni 04, IW. 33, 471). 


83, 

1. f. $ 2 Nr. 3. 

2. Madıt ein Bankier, der den Auftrag eines auswärtigen Bankiers auf 
Ankauf von Effekten ausgeführt hat, deren Wert noch nicht vollftändig be: 
zahlt ift, die Anzeige, er überlaffe die Effekten auf Stüdkkonto, fo ift darin 
nit eine auf jofortige Eigentumsübertragung gerichtete Willenserklärung 
zu erblicken, jondern lediglich zum Ausdruck gebradt, daß er ihm ein Forde— 
rungsrecht auf die Effekten nach volljtändiger Zahlung einräume. — Verwahrt 
der Berliner Bankier auch in einem folden Falle die Wertpapiere gefondert 
in einem auf den Namen des Runden, für den fie gekauft waren, beichriebenen 
Umfchlage, jo bedeutet dies gleichfalls nicht eine auf fofortige Eigentums: 
übertragung gerichtete Willenskundgebung, fondern nur ein Internum feiner 
Geihäftsverwaltung (Gutachten der Alteſten der Raufmannihaft von Berlin, 
HoldheimsiSchr. 12, 55). 

3. Der Verziht auf die Aberſendung eines Stücdeverzeichniffes kann 
rechtsgültig auch durch die Unterzeichnung eines gedruckten Formulars erklärt 
werden; diefe Erklärung bat zur Folge, daß die zu kaufenden Papiere nur 
als Gattungsfahen geſchuldet werden. — Der Rommittent kann zwar troß des 
Verzichts die Überfendung eines Stückeverzeichniffes jederzeit nachträglich ver: 
langen, jedoch nur unter der Bedingung, rn er zuvor Zahlung leiftet oder 
mindeitens anbietet (OLG. Cöln 25. Juni 04, BankU. 3, 12). 

4. Aus $ 4 folat nicht, daß der Kommittent das Geſchäft als für feine 
Rechnung geſchlofſen gelten laffen müffe, wenn ihm der Rommiffionär inner: 
halb der vorgefehenen Frift ein Verzeichnis folder feiner Verfügungsbeichrän: 
kung unterliegenden Stüde überfendet, wie er fie anzukaufen beauftragt war, 
aleichviel ob es diejelben Stücde find oder nicht find, die er bei Ausführung 
des Auftrags für Nechnung des Kommittenten erworben hatte. Vielmehr hat 
der Rommittent Anſpruch auf Lieferung der wirklich gekauften Stücke. Denn 
88 3, 4 enthalten nicht Sondergrundfäße, die an Stelle der allgemeinen Grund: 
fäte über Rommiffionen treten, fondern ergänzen fie nur (RG. 28. Jan. 03, 
RG3. 53, 363 — IM. 32, 159 = Bank. 2, 159 = DTZ.8, 01). 

5. Ein Verzug des Kommiſſionärs in den ihm durch 8 3 aufgegebenen 
DObliegenheiten bat zivilrecgtlich nur die in $ 4 bezeichneten Folgen, die ihrer- 
feits wieder an die dabei gegebenen Vorausfegungen gebunden find. Nament— 
lih erfordern fie eine Aufforderung des Rommittenten und den fruchtlofen Ab— 
lauf einer dreitägigen Nachfriſt (RG. 9. Juli 04, IM. 33, 496). 


1. 1. $ 2 Ar. 3 und $ 3 Ar. 2. 

2. Hat der gemäß $ 4 zur Einfendung des Verzeichniffes aufgeforderte 
Bankier die Einfendung nicht innerhalb der in $ 4 vorgefchriebenen dreitägigen 
Frift vorgenommen, fo kann der Rommittent auf alle Fälle vom Gefchäfte 
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zurücktreten, felbjt wenn ihm das Verzeichnis noch vor der Rücktrittserklärung 
zugeht (RG. 13. Dez. 00, SächſArch. 11, 237; ebenfo RG. 28. Nov. 00, R62. 
48,7 — IM. 30, 15 — GrudotsBeitr. 45, 1071 = HoldheimsMScr. 10, 60). 


8 7. 
g 18, 


Der Tatbeitand des $ 13 ift auf Vollkaufleute eingefchränkt. Zu feiner 
Anwendung bedarf es deshalb einer Sragftellung und eines Ausſpruchs der 
Geihworenen, dab der Angeklagte nicht nur als Kaufmann, fondern aud als 
ein zur Führung von Handelsbücern verpflichteter Kaufmann anzufehen war 
(RG. 25. Upril 04, Recht 8, 288). 


21. Hypothekenbankgefet 
vom 13, Juli 1899. 


Literatur: Tert-Handausgaben mit Unmerkungen: Bonfhab, Münden 1900; Gareis, Gießen 
1900; Göppert, Berlin 1900; Hillig, Leipzig 1909; Merzbadyer, Münden 1900; Hillig, 
Das HypBankG. ZEIG. 1, 92. 8 5 


Der den Hypothekenbanken nah $ 5 Wr. 4 HypBankG. geitattete kom: 
miffionsweife Unkauf und Verkauf von Wertpapieren umfaßt nicht aud das 
Emiffionsgeihäft (RG. 23. Upril 00, DLG. 1, 393 — Recht 1, 377 = KR6T. 
n. 5. 1A 30). 86 


Der Grundbudrichter ift nicht berechtigt, bei Eintragung der Hypothek 
einer Rreditanftalt, für die vom Schuldner im voraus Zinfeszinfen verſprochen 
wurden, den Nachweis zu verlangen, daß die in Rede ftehenden Hypotheken 
verzinsliden Schuldverichreibungen als Unterlage dienten (26. I Berlin 
12. Mai 00, Recht 4, 514). —E 


Die Nichteinſtellung der erſt in künftigen Jahren fällig werdenden Amorti— 
fationsbeiträge ijt eine nach dem Gejellichaftsitatut zuläffige und dem Ermeſſen 
der Gefellichaftsorgane anheimgegebene VBerwaltungsmaßregel (RG. 1. Tuli 00, 
IM. 33, 661). g 2% 


Literatur: Toblas, Disagiogewinn und Bilanz ber Hypothekenbanken, HoldheimsMScr. 10, 73. 


8 29. 


Literatur: Seidel, Die rechtliche Sicherung der ping! Den nad) dem Reihshypotheken» 
bankgejeg, Holdheims MScähr. 11, 176; Derfelbe, Die Yusgabe von — re 
und das Hypothekenregiſter nach dem Hupothekenbankgejeß, HirthsUnn. 35 Ar. 873. 


8 35. 
Literatur: Seuffert, Die Pfandbriefgläubiger im Ronkurfe über das Vermögen ber Sppothekens 
bank, Buſchs3. 27, 101. 
8 43. 


Literatur: Stern, Die Schuldverichreibungsgläubiger im Ronkurfe der Hypothekenbank, Berlin 1904. 


8 46. 

Den fchon feit vor dem nkrafttreten des HypBankG. beſtehenden Hypo— 
thekenbanken iſt durch $ 46 Abſ. 2 HypBankG. nur der Fortbetrieb der durch 
ihre Sabungen zugelaffenen Geſchäfte gewährleiitet. Sie dürfen nicht Ge- 
Ihäfte, die in den bisherigen Sagungen nicht vorgefehen waren und die den 
88 1, 5 SypBankG. nicht entipredhen, unter nachträglicher Abänderung ihrer 
Saßungen betreiben (diefelbe Entſcheidung wie bei $ 5). 


.$ 3 Nr 3. 
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22. Geſetz, betreffend die Erwerbs- und Wirtfcafts- 


genoſſenſchaften; 
vom 1. Mai 1889 in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 


Literatur: Kommentate von A und re 4. Aufl., Berlin 108; Waurer-Birken» 


bihl, 2. Hufl., Berlin 1900; erzbadyer, München 1900. 
Erfter Abfchnitt. Errichtung der Genoſſenſchaft. 
83, 


Die Nichterwähnung von Nebenbetrieben in der Firma Ik gulänig (LS. 
Lyck 1. Juni 04, PoſASchr. 7, 113; ebenfo KG. 18. Jan. 04, OLG. 9, 268). 


87. 

1. Wenn das Statut den Geihäftsanteil auf 500 M. und die darauf von 
jedem Genoſſen zu leiftenden Einzahlungen auf jährlich mindejtens 3 M. feft- 
jet, wird dem Gefege genügt (RG. 12. Okt. 03, RAGT. 26 A 228). 

2. Durch den Generalverfammlungsbeichluß, der einem Mitgliede geitattet, 
ftatt der ftatutenmäßigen Milchlieferung unter Anderung der Berehnungsart 
feines Unkojtenbeitrages Rahm zu liefern, wird kein Sonderredht begründet 
(OLG. Stettin 26. Febr. 01, DLG. 2, 461). 


Zu Ziff. 4: er 


1. Die Eintragung kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil in dem 
Statut die VBeichlußfähigkeit der Generalverfammlung von der Anweſenheit 
einer bejtimmten Anzahl von Genoffen abhängig gemadt wird, ohne daß es 
Beftimmungen für den Fall enthält, wenn diejfe Zahl nicht erreiht wird (RO. 
12. Okt. 03, RAGT. 26 A 229). 

2. Genoſſenſchaften bedürfen ftaatlicher Genehmigung, wenn fie die Aber— 
nahme der Bürgichaft für Bear che — nen der Genoſſen ein» 
führen [$ 4 des G. vom 12. Mai 01] (RG. 26. Mai 02, DLG. 5, 34). 


— 8 11, ; 

Sind einzelne Beftimmungen des zur Eintragung angemeldeten Statuts 
infolge Beanftandung des Negijterrichters vor der Eintragung durch Beſchluß 
einer Generalverfammlung abgeändert und foll nun die Eintragung des Statuts 
mit diefer Abänderung erfolgen, fo muß dem Gericht eine Urkunde vorgelegt 
werden, welde die Beltimmungen in ihrer abgeänderten Faſſung enthält und 
von allen Genoffen unterzeichnet iſt (AG. 9. Febr. 03, RAGT. 25 A 263 = DRG. 
6, 498 Unm.). 

8 12. 


Da die Einfiht des NRegifters und der dazu eingereihten Schriftitücke 
jedem geitattet ift, fo ift die eingetragene Genofjenfhaft nicht verpflichtet, auf 
Erfordern der Wolizeibehörde ihr das Statut und das Witgliederverzeichnis 
einzureihen (PrOVG. 2. März 00, Naumburg. 00, 49). 


8 15. 


1. Der Antrag auf Eintragung von Genofjenihaften als Mitglieder der 
Zentralgenofienfchaft kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil nicht be- 
ſcheinigt fei, daß diejenigen Perfonen, die als Vorjtandsmitglieder die Bei— 
trittserklärungen unterfchrieben haben, nad) dem Genoffenihaftsregifter den 
Borftand bilden (AG. 14. Sept. 00, OLG. 2, 90 = RU. 1, 152 — ThürsBl. 
48, 395). 


Erjter Ubfchnitt. Errichtung der Genoffenichaft (8$ 3—16). 363 


2. Die Beitrittserklärung kann aud dur den Bevollmädtigten des Bei- 
tretenden unterzeichnet werden (RG. 10. März 02, OLG. 4, 477 = R6T.24 A 74 
— RA. 3, 78). 

3. Der Beitritt als Mitglied hat Vertragscharakter (OLG. Stuttgart 
17. Mai 00, OLG. 1, 157). 

4. Die —— dokumentiert nicht die Mitgliedſchaft, ſondern iſt ein 
Erfordernis ihrer Entſtehung. Sie iſt deshalb unzuläſſig nach Eröffnung des 
Konkursverfahrens über das Vermögen der Genoffenihaft (RG. 15. Jan. 02, 
RG3. 50, 127, 130 — D33. 7, 201 — HoldheimsMSchr. 11, 82; ebenfo RG. 
an 00, Grudhotsßeitr. 44, 1043. — 4. M.: OLG. Hamburg 24. Febr. 00, 

.1, 58). 


5. Die Mitgliedfchaft bei einer Genoffenfhaft entiteht nicht ohne und nicht 
vor Eintragung in die gerichtliche Lifte der Mitglieder (PrüOVG. 20. Okt. 02, 
PrOVG. 42, 279, 287). 

6. Die Eintragung in die Lifte kann von dem Eingetragenen, wenn die 
sugrunde liegende Eintragung feinem Willen entjpricht, nicht mit der Behaup- 
tung angefochten werden, daß er zur Abgabe diefer Erklärung durch eine von 
der Genoffenihaft zu vertretende argliftige Täufhung beftimmt fei REVZSGS. 
16. Mai 04, R63. 57, 292 — DI2.9, 69 — BoMScır. 7, 110). 


7. Aus diefer Vorfchrift und aus $ 120 geht nicht hervor, daß die Ge- 
nehmigung des Ehemannes zum Beitritte feiner Ehefrau ausdrücklich hätte 
erklärt werden müffen (OLG. Stettin 18. Dez. 99, OLG. 1, 64). 


8. Das zu Protokoll einer Generalverfammlung abgegebene Verfprechen, 
der Genoffenfchaft beitreten zu wollen, ift mit der Alnterfchrift des Be— 
— in bindender ſchriftlicher Form abgegeben (RG. 3. Nov. 97, RG3. 

9. Derjenige, der feinen Beitritt jchriftlich erklärt hat, kann ſich nicht 
darauf berufen, daß feine Erklärung, weil er der deutjchen Sprache nicht mächtig 
fei, der gerichtlichen oder notariellen Form bedurfte; er kann nur die rechtliche 
Bedeutung der Willenserklärung anfehten, weil er den Inhalt der Beitritts- 
erklärung nicht gekannt oder nicht verftanden und deshalb nicht habe erklären 
wollen (R®. 17. Febr. 00, R63. 45, 139). 


10. Ein Unalphabet ift durch die von ihm unterzeichnete Beitrittserklärung 
und nad Eintragung in die Lifte rehtsgültig Mitglied geworden (RG. 15. Dez. 00, 
II. 30, 83). 

11. Beim Ronkurfe der Genoffenfchaft kann der Rlage des Konkursver- 
walters gegen den Genoffen auf Zahlung der ftatutenmäßigen Vorjhußbeträge 
nicht der Einwand entgegengefeßt werden, daß der Genoſſe durch betrügliche 
Vorfpiegelungen von einem Vorftandsmitgliede der Genoffenfchaft zum Bei- 
tritt verleitet worden fei (RG. 10. Jan. 00, R63. 45, 106). 


12, Die Eintragung kann nicht von der Beibringung des Geburtsdatums 
des einzutragenden Genoffen abhängig gemadt werden (OLG. Rolmar 3. Juni 01, 
273.7, 324 = DRG. 4, 4). 

13. Die eigenhändige Unterjchrift kann ebenfowenig durch nadträgliche 
Genehmigung der von einem andern gefertigten Unterfchrift, wie durch vor: 
berige Zuftimmung zu einer foldhen erfegt werden (OLG. Jena 16. Dez. O1, 
Thür. 50, 106). 


8 16. 
Literatur: Marcus, ft die Zuläffigkeit von Satungsänderungen dur andere Drgane als bie 
Generalverfammlung anzuerkennen? Holdhbeims USchr. 13, 57. 
Eine Veröffentlihung des Beſchluſſes, durch welche die Zahl der Aufſichts⸗ 
ratsmitglieder und ihr Ausſcheiden geändert wird, muß unterbleiben (LG. 
Hamburg 13. März 01, HoldheimsMSchr. 10, 179). 


364 2% Gefeß, betr. die Erwerbs- und Wirtfhaftsgenoffenichaften. 


Zweiter Abjchnitt. Rechtsverhältniffe der Genoffenfchaft und der Genoſſen. 


Dritter Abſchnitt. Vertretung und Gejhäftsführung. 
8 24. 


1. Der Vorstand wird durch Beihränkungen, die ihm durch Statut oder 
Beihluß der Generalverfammlung auferlegt werden, nicht gehindert, er Ge⸗ 
— wirkſam nad außen zu vertreten (RG. 17. Nov. 99, R63.45, 150). 

Eine Genehmigung durch die Generalverfammlung entlajtet den Bor 
— nur wegen der konkreten Aniprüce und foweit der Beihluß in voller 
Kenntnis der Sadlage gefaßt ift. Aber auch diefe Entlaftung ift unwirkſam, 
wenn fie ein Berjhulden der WBorfjtandsmitglieder trifft, welches auf einem 
itrafrechtlichen Verhalten beruht (RG. 23. Sept. 03, IM. 32, 391). 

3. Für betrügerifche Handlungen aud nur eines orftandsmitgliedes haftet 
die Genoffenihaft (OLG. Stuttgart 11. Nov. 02, WürttT. 16, 30). 

Das nur einem VBorjtandsmitgliede gegenüber abge ebene Zahlungs: 
veriprechen iſt nicht bindend (OLG. Stuttgart 27. Nov. 02, WürttT. 16, 186). 


8 25. 

Zur Wollziehung der Öffentlich zu beglaubigenden Erklärung einer Ge 
noffenihaft genügt die Unterjchrift der Vorjtandsmitglieder ohne Beifü 
der BEmn felbjt wenn ſolche im Statut vorgefehen ift (RG. 24. Dez. 00, 

89) 


8 30, 

Hat der Negifterrichter die Überzeugung, daß mit der gerichtlichen Lifte 
das Verzeichnis der Genoffen nicht übereinjtimmt, dann kann das Gericht 
nit im Ordnungsitrafverfahren die VBoritandsmitglieder auffordern, zur Auf: 
klärung der Differenz das Verzeichnis einzureichen; vielmehr hat es im Ord— 
nungsftrafverfahren die Vorftandsmitglieder anzubalten, die Übereinjftimmung 
des vom Worjtande — Ver Ele» mit der gerichtlichen Genofjen- 
Lifte herzustellen (RG. 6. Juli 03, OLG. 7, 211) 


8 33. 
Riteratur: Cohn, Kann eine Genoffenihaft gezwun 8 — eine den Begriff der Bilanz ver- 
legende ftatutariiche Beftimmung zu ftreichen? 

1. Da Genoffenfchaften als ss — Clan des HGB. gelten, fo find 
bei Aufitellung der Bilanz die Grundfäße des HGB. troß abweichender Be- 
ER des Statuts maßgebend (RG. 16. März 99, RG3. 43, 123). 

as NRegijtergericht iſt berechtigt und verpflichtet, zu prüfen, ob ein 
vom Vorſtand als Bilanz veröffentlichter Abſchluß eine Bilanz im gefeglichen 
Sinne tft und hat darüber zu wachen, daß vom Vorſtand eine den ack 4 
ei Beitimmungen ie entjprechende Bilanz veröffentlicht wird ( 
5. März 00, RAGT. 20 A 

3. Die Bilanz muß 2? Geihäftsquthaben gefondert von den Geſchäfts— 

en aufführen (RG. 2. April 02, OVG. 4, 479 = KOGT. 24 A 200 — NTU. 
‚ 81) 

4. Nur diejenigen Vermögensjtüce, die wirklid vorhanden find, müffen 
in die Bilanz aufgenommen werden. Sind daher Grundjtücke, NReferve- und 
Stiftungsfonds nicht vorhanden, dann braucht ihr Nicytvorhandenfein nicht 
noch befonders hervorgehoben werden (RG. 12. Sept. 03, OLG. 8, 261). 

5. Die im Laufe eines Geihäftsjahres verjtorbenen Genoffen find nidt 
in der zu veröffentlichenden Zahl der — mitzuzählen (KG. 11. Jan. 04, 
RG3. 56, 425 — IM. 33, 153 — 3BiFG. 4, 706 — Net 8, 144. — A. M.: 
KO. 26. Juli 02, OLG. 5, 280). er 


1. Wird die Anmeldung des Yustritts eines Genoffen ——— dann 
haften alle Vorſtandsmitglieder (OLG. Poſen 23. Okt. 03, OLG. 8, 262). 


Fünfter Ubfchnitt. Ausfcheiden einzelner Genoffen ($ 65). 365 


2. Regreßanſprüche gegen frühere Vorjtandsmitglieder verjähren in En 

Jahren, aud wenn der Anfprud vor 1. Dktober 1889 entitanden ift (RG 
6. Okt. 00, IW. 29, 758). 

3. Die Mitglieder des Vorftandes einer Gen. m. u. H., welde, einen Bes 
ihluß der Generalverfammlung ausführend, einen "Teil des Refervefonds als 
Gewinn verteilt haben, können ſich auf diefen Beichluß berufen, wenn der 
Ronkursverwalter diefer Genoffenichaft — des verteilten Betrages von 
ihnen einklagt (KG. 24. April 00, R63. 46, 60). 


g 42. 


Zwei vertretungsberechtigte Vorjtandsmitglieder dürfen nicht ohne Zu« 
ziehung der fonjtigen Worftandsmitglieder einem von fich eine allgemeine Voll— 
macht zu Grundbuchzwecken erteilen [BGB. $ 181] (RG. 28. Tan. 01, OLG. 2, 338). 


8 51. 

1. Ein Widerfpruh kann wirkfam fchon vor der Beſchlußfaſſung erklärt 
werden. Seine „Erklärung zu Protokoll“ ift als erfolgt anzunehmen, wenn 
der Widerſpruch der Generalverſammlung gegenüber als Rechtsverwahrung 
und in jo deutlicher Meife abgegeben wird, daß ein gewiffenhafter Protokoll« 
führer kraft feines Amtes fich verpflichtet fühlen muß, die Erklärung in das 
Protokoll aufzunehmen (RG. 17. Jan. 03, R623. 53, 291 = IM. 32, 104). 


2. Auch außerhalb diejfer Worfchrift kann ein Beichluß wegen Eingriffs 
= die — der Genoſſen angefochten werden (RG. 19. Dez. 00, RG3. 
7, 146 

3. Das Redt einer Mitgliedfchaft bei einer Genoffenichaft ift kein Sonder: 
recht. Die Ausfchliegung eines Mitgliedes durch Beichluß der Generalver- 
fammlung kann daher nur unter den Vorausſetzungen diefer Vorfchrift ans 
— werden (OLG. Naumburg 25. Febr. 02, NaumburgAß. 02, 42 = DRG. 
4, 480. — U. M.: DLG. Dresden 5. März 03, ORG. 6 6, 498 = SähfArdh. 14, 585). 


Vierter Abfchnitt. NRevifion. 
8 54. 
Hat der Vorſtand die Beicheinigung des Werbandsrevifors eingereicht 


g 63), ! tft die Legitimation des le&teren nicht nachzuprüfen (RG.20. Aug. 01, 
OLG. 4, 3 = RIU. 2, 181). u 


Der Voritand eines für die Revifion bejtehenden Verbandes braudt nur 
ein Verzeichnis derjenigen Genoſſenſchaften des Verbandes einzureichen, welche 
im Bezirk des betreffenden Regijtergerichts ihren Sig haben (RG. 22. April 01, 
R6F. 22 A 117 = DRG. 3, 70 — ThlrBl. 49 Anh. 65 — RIA. 2, 124). 


Fünfter Abſchnitt. Ausſcheiden einzelner Genoffen. 


8 65. 

. Wenn die Kündigung eines Genoffen rückgängig gemadt werden foll, 

— die⸗ nur dadurch geſchehen, daß die ſchriftliche Kündigungserklärung ihm 
zurückgegeben oder kaſfiert wird, oder, falls fie in der Hand der Genoſſen— 
ichaft bleibt, daß der Genoffe die Kündigung Ichriftlich zurüdnimmt und die 
Genoffenihaft ihre Zujtimmung zu dieſer Zurücdnahme ausdrücklich zu er- 
kennen gibt, ſei es durch eine an den Genoffen gerichtete fchriftliche Genehmi- 
— ſei es durch Überreichung der Zurücknahmeerklärung an den 

egiiterrichter (RG. 1. Tuli 01, RGZ. 49, 29 — HoldheimsMScdır. 10, 291). 
2. Erfolgt die Aufkündigung durch einen Bevollmädtigten, dann bedarf 
au 2% —— nicht auch die Vollmacht der Schriftform (RG. 23. Nov. 03, 
27 A 67) 


366 22. Gefeß, betr. die Erwerbs- und Wirtfchaftsgenoffenichaften. 


3. Die Kündigungserklärung braucht nicht den Zeitpunkt anzugeben, für 
den die Ründigung erfolat; es genügt, wenn aus der vom Vorſtande abzu— 
gebenden ſchriftlichen Werficherung hervorgeht, daß die Kündigung redtzeitig 
erfolgt ijt (RG. 30. Sept. 01, R6T. 23, 112). 


8 68. 


1. Hat die Generalverfammlung troß des ihr unterbreiteten Sadıverhalts 
die Ausichließung eines Genoffen abgelehnt, dann kann die Genoffenihaft von 
der darin liegenden rechtsverbindlichen Erklärung, daß fein Mitgliedsreht an- 
erkannt und neu beſtätigt worden fei, einfeitig nicht zurücktreten (RG. 15. Wärz 02, 
ROZ2. 51, 89 — ZW. 31, 259 — DI2. 7, 241). 

2. Eine Beitimmung der Statuten, nach welcher die Generalverfammlung 
die Ausichließung eines MWitgliedes unter Ausihluß des NRecdtsweges be— 
ſchließen kann, iſt gefegwidrig (RG. 3. März 04, R63. 57, 154 — IM. 33, 218 
— 973.9, 505). 

3. Der Ausichliegungsbeihluß muß erkennen laffen, auf Grund welcder 
Tatſachen der Ausichluß beichloffen ift (OLG. Dresden 5. März 03, OLG. 6, 498). 


8 69. 


1. Die zur Eintragung in das Genofjenidaftsregiiter nah Abſ. 2 einzu- 
reichenden Auszüge aus den Brotokollen, müfjen aud die Jormalien enthalten 
(RO. 12. März 00, OLG. 1, 395). 

2. Ein Genofie, der für den Schluß eines Geichäftsjahres feinen Austritt 
erklärt hat, kann nad diefem Zeitpunkte von der Genofienihaft dann nicht 
zu genofienfchaftlichen Leitungen herangezogen werden, wenn die Eintragung 
in die Liſte der Genoffen durch Verſchulden des Vorſtandes unterblieben ift 
(RG. 15. März 98, RGZ. 41, 56). 

3. Die dem Gläubiger eines Genoffen zuftehende Ründigung darf nur 
dann bei dem Regiltergericht eingereicht werden, wenn von dem Gläubiger 
die erforderlihen Urkunden in Öffentlihbeglaubigter Form beigebradt find 
(OLG. Münden 5. Febr. 04, Recht 8, 171). 


8 70. 


Kündigt ein Genofjfe ohne Angabe des Zeitpunktes feines Austrittes, To 
bat fich der Regifterrichter mit der ſchriftlichen WVerficherung des Vorftandes, 
daß die Aufkündigung zum Tahresichluffe rechtzeitig erfolgt fei, zu begnügen 
(RG. 30. Sept. 01, DLG. 4, 309). g 71 


Die Herbeiführung der Eintragung einer vom Gläubiger eines Genofien 
ausgeübten Kündigung bildet eine Angelegenheit der Genoſſenſchaft, nicht des 
Gläubigers (OLG. Münden 5. Febr. 04, Recht 8, 171). 


g 73. 


1. Ein Genoffe kann nicht für den Fall feines Ausicheidens rehtswirkfam 
zu Beiträgen für die Bildung eines Amortifationsfonds verpflichtet werden, 
der zur Deckung eines bei einer —— Liquidation etwa zu erwartenden 
Ausfalles bejtimmt ift (RG. 9. Nov. 98, RG3. 42, 79). 

2. Der Beihluß der Generalverfammlung, daß zwecks Sculdentilgung 
für jeden Gefhäftsanteil ein bejtimmter Betrag ohne Anſpruch auf Rückzahlung 
zu zahlen fei, ift nichtig (OLG. Naumburg 17. Nov. 02, DEO. 6, 193). Es be» 
darf deshalb überhaupt keiner Anfechtung in den Formen des $ 51 (RG. 
29. Dez. 00, ZW. 30, 83; ebenfo OLG. Frankfurt 15. Okt. 02, OLG. 6, 193 Unm.). 
Ebenjo kann der Genoife, der aleihwohl den Betrag gezahlt hat, diefe Zah: 
fung, wenn demnädjt die Genoſſenſchaft in Konkurs gerät, nicht der Vorſchuß— 
berechnung des Verwalters entgegenfegen (RG. 29. Nov. 02, DLG. 6, 193 Unm.). 


Siebenter Abſchnitt. KRonkursverfahren uw. ($$ 99—104). 367 


3. Die Genoffenihaft kann gegen den ausgejchiedenen Genoffen nicht mehr 
einzelne Forderungen aus dem Genoffenfchaftsverhältnis erheben (RG. 20. Mai 04, 
DLG. 9, 269). 8 76 


Literatur: Marcus, Iſt die Übertragung des Gefchäftsguthbabens an mehrere zuläffig? Hold- 
heimsMSchr. 13, 197. 

Die vorgeichriebene Schriftlichkeit der Übertragung des Geihäftsguthabens 
wird nicht dadurd erreicht, daß auf der einen Seite eines Bogens die Über- 
tragung einfeitig erklärt und auf der andern Geite desjelben Bogens die uns 
bedingte Beitrittserklärung des Erwerbers abgegeben und beide Erklärungen 
nad) Trennung gelondert oder gleichzeitig dem Regiiterrichter eingereicht werden 
(OLG. Münden 20. Okt. 00, OLG. 1, 420 = KOT. 21 D 15 = NTU. 1, 187 
— Thürßl. 48, 426). 


Sechſter Abſchnitt. Auflöfung und Nichtigkeit der Genoffenidhaft. 
8 88, 

Hat eine Genoffenihaft durch Vertrag das Recht erworben, bis zu einer 
beitimmten Zeit von einem Dritten Grundbefiß zu einem feitgefegten Werte 
u erwerben, und it fie demnächſt unter Übertragung ihrer Aktiva und 

affiva an eine Aktiengefellfhaft in Liquidation getreten, dann find die Liqui- 
datoren berechtigt, in Abwicelung der vorhandenen geihäftlichen Beziehungen 
den Grundbejig noch zu erwerben (RG. 30. Sept. 99, R63. 44, 80). 


8 89. 


Unter dem Jahr ift nicht das Geichäfts-, fondern das Kalenderjahr zu 
verſtehen (RG. 11. Febr. 02, RESt. 35, 137 — IM. 32, 143). 


8 90. 


Der Genoffenichafter, welcher die Auszahlung feines Guthabens aus der 
Siquidationsmaffe fordert, kann feinen Anſpruch darauf gründen, daß nad) der 
von den Liquidatoren aufgejtellten Bilanz Dekung für die noch ungetilgten 
Schulden der Genoffenihaft und genügende Barmittel zur Befriedigung der 
Genofjenichafter wegen ihrer Guthaben vorhanden find. Deckung bedeutet 
nur angemejjene Sicherheit; daß fie fo beichaffen fein müffe, daß bei ihrer 
Realifierung ein Ausfall niemals eintreten könne, iſt nicht erforderlih (RG. 
28. Febr. 00, R63. 48, 33). 80 


Iſt eine Genoffenfchaft nicht gültig errichtet, weil der Geſchäftsanteil ſich 
nad der jährlich zu liefernden Milch richtet, alfo nicht gleich iſt ($ 7 Ziff. 2), 
fo gilt die eingetragene Genoſſenſchaft fo lange als parteifähiges NRechtsgebilde, 
bis fie auf erhobene Klage für nichtig erklärt worden tft (RG. 29. Ser. 00, 
IM. 30, 83 — Holdheims MScr. 10, 80). 


Siebenter Abſchnitt. Ronkursverfahren und Haftpflicht der Genofjen. 
8 9. 


Auch wenn die Genoſſenſchaft zahlungsunfähig ift, find die Befchlüffe der 
Oeneralverfammlung verpflichtend (OLG®. Stettin 18. Dez. 99, OLG. 1, 64). 


8 104. 
Literatur: Rleinfeller, Kann der Ronkursnerwalter den beibehaltenen Vorftands- und Auf— 
fichtsratsmitgliedern kündigen? DT3. 8, 38. 
Die Generalverfammlung kann nidht die Beibehaltung der — 
— ee beſchließen, wenn ihnen der Verwalter gekündigt hat (RG 
4. März 03, OLG. 6, 500). 


368 23. Gefeß, betr. die Gefellfchaften mit beſchränkter Haftung. 


g 106. 


1. Der Ronkursverwalter ift nicht befugt, den Vorfhußbeitrag, den ein 
Genoffe auf Grund der für volljtreckbar erklärten Vorfhußberehnung zu 
zahlen hat, an einen Dritten abzutreten (RG. 24. Sept. 00, DLG. 1, 307). 

2. Der Konkursverwalter hat auch foldye in der Lifte noch eingetragene 
Genoffen als vorfhußpflichtig in die Borfchußberehnung aufzunehmen, die 
klagend ihren recdhtzeitigen Austritt geltend gemadt haben, felbit dann, wenn 
eine den rechtzeitigen Austritt betreffende Vormerkung in die Genofjenfchafts- 
lifte eingetragen ift (RG. 26. März 04, HoldheimsMScr. 13, 167). 


g 111. 


1. Bei Anwendung des Abſ. 1 Saß 3 kann eine auf Redtsunkenntnis 
berubende Nichtkenntnis von einem Anfechtungsgrunde als eine unverfchuldete 
angeſehen werden (RG. 15. Jan. 02, RG3. 50, 127 [133] = HoldheimsMSchr. 
11, 82). 

2. Auch derjenige, der in der Lijte der Genoffen eingetragen und in die 
Berechhnungslijte aufgenommen iſt, aber behauptet, niemals Mitglied der Ge- 
noffenihaft geworden zu fein, weil feine Beitrittserklärung gefälfcht, durch Be— 
trug erfchlihen oder nur bedingt abgegeben fet, muß die für vollftreckbar er: 
klärte Berechnung ‚gegen fich gelten laffen, wenn er nit in der Lage ift, die 
Unfehtungsklage zu erheben (RG. 26. Mai 00, GrudotsBeitr. 44, 1043 — 
IM. 29, 567). 

3. Gegen den Beichluß des Amtsgerichts, daß die Zwangsvollftreckung 
aus der für vorläufig volljtrekbar erklärten Vorſchußberechnung des Ronkurs- 
verwalters gegen die befehwerdeführenden Genoffen bis zur Entſcheidung des 
Anfehtungsprozeffes anderer Genofjen einzuftellen fei, ftehbt dem Konkurs: 
verwalter nicht das Beſchwerderecht, fondern der Wideriprudh aus 88 924, 936 
3PO. zu (OLG. Poſen 3. Okt. 03, PoſMWSchr. 6, 193). 


Achter Abſchnitt. Befondere Beftimmungen. 
I. Für Genoffenjhaften mit unbeſchränkter Haftpflicht. 
I. Für Genoffenfhaften mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht. 
II. Für Genoffenfhaften mit befhränkter Haftpflicht. 


8 134. 


Enthält das Statut keine Beitimmungen über die Bedingungen, unter 
denen die Gefhäftsordnung die Verpflichtung zur Übernahme mehrerer Gefchäfts- 
anteile fejtfegen kann, fondern überläßt alles der Bejtimmung der Geſchäfts— 
ordnung oder auf Grund Ddiefer der Generalverfammlung, fo kann eine folche 
ſtatutariſche Rlaufel nicht die auf fie gejtügte Vorſchrift der Gefhäftsordnung 
tragen (RG. 19. Dez. 00, IW. 30, 124). 


8 136, 


It nad dem Statut die Beteiligung auf mehrere Geihäftsanteile ge- 
ftattet, fo kann der neu Beitretende zur gleichzeitigen Beteiligung auf mehrere 
Unteile dann zugelaffen werden, wenn ſämtliche Anteile bis auf den leßten 
voll bezahlt find (AG. 2. April 00, ROT. 20 A 53 = DIE. 1, 421 = RITA. 
1, 7; ebenfo OLG. Marienwerder 12. Dez. 02, DLG. 6, 195). 


IV. Für die Umwandlung von Genojjenfdlaften. 
$ 143 
Die Bekanntmahung an die Gläubiger kann ſchon dann wirkfam er- 
folgen, wenn die Umwandelung beidloffen ift, aucd wenn die durch die Um— 


wandelung erforderliche Anderung des Statuts noch nicht beichloffen ift (RG. 
6. Juni 00, ROT. 20 A 271 = RU. 1, 108 = Thürl. 48, 293). 


Erjter Abfchnitt. Erridtung der Gefellfchaft (SS 2—4). 369 


Neunter Abſchnitt. Strafbeftimmungen. 


8 149. 


Unter geichäftlide Zwecke fällt nicht ein nach der Generalverfammlung 
itattfindender Rommers (OLG. Dresden 13. Febr. 02, SähjDLG. 23, 318). 


Zehnter Abſchnitt. Schlußbeftimmungen. 
8 157. 


Fit die Verlegung des Sites der Genoffenihaft nad) einem außerhalb des 
Regiltergerichts befindlichen Ort befchloffen, fo iſt diefer re: in das Re— 
gifter des neuen Regiftergerichts einzutragen. Damit erlifht die Zuftändigkeit 
des bisherigen NRegiftergerichts. Für die Eintragung ift nit eine förmliche 
Anmeldung, fondern nur der Antrag des Vorjtandes auf Übernahme der 
Genoffenihaft in das Regiſter erforderlih. Das neue Regiſtergericht hat fi) 
die Unterlagen durch Benehmen mit dem bisherigen Regiftergericht zu beichaffen 
(KG. 28. Jan. 01, RAGT. 21 A 266 — DLG. 2, 336 — NIX. 2, 29 = Thürßl. 
49 Anh. 20). 

8 159. 


Die Erftattung von Auslagen, die durch Bekanntmadung entjtanden find, 
kann nidt mit dem Hinweife abgelehnt werden, daß die Genoffenihaft eine 
—— im Sinne der Bek. vom 1. Juli 99 8 5 ſei (KG. 13. Jan. 03, ROT. 
23 B 42). 


23. Geſetz, betreffend die Geſellſchaften mit befdränkter 


Haftung; 
vom 20. April 1892 in der Faſſung vom 20. Mai 1898. 


Literatur: Rommentare: Merzbader, 2. u Münden 1904; Staub, Berlin 1903; Eifer, 
3. Aufl., Berlin 1902; Neukamp, 2. Aufl. Berlin 1901; Hergenhabn-Liebmann, 4. Aufl., 
Berlin 1899; Förtih, Parifius-Erüger, 3. Aufl., Berlin 1901; diefelben, Tertaus— 
ug mit Anmerkungen, 7. Wufl., Berlin 1904; Siemens, besgl., Leipzig 1904; Nehm, 

ie Bilanzen der Gef. m. b. H., Münden 1908; Neukamp, Die Zwangsvollftrekung 
in Gejchäftsanteile einer Gef. m. b.9., DI3.9, 81; Liebmann, Die Gef. m. b. H. in der 
PBraris, DI3. 7, 327; v. Eanftein, Die Errichtung einer Zweigniederlaffung einer Gei.m.b. 9. 
in Ofterreih, DI3. 8, 413; Leiſt, Unterfuhungen zum inneren Vereinsrecht mit Beiträgen 
zum Recht der Aktiengefellfchaft, Gef. m. b, H. und Genoffenihaft, Jena 1903; Bauer, Auf- 
löfung und Liquidation der Gef. m. b. H., Leipzig 1904; berjelbe, Gefchäftsführung und 
Auffichtsrat bei Gef. m. b. H., 3. Aufl., Leipzig 1904. 


Erjter Abſchnitt. Errichtung der Gejellichaft. 


82. 

1. Vertreter öffentlicher Rorporationen bedürfen zum Abfchluffe des Geſell— 
ichaftsvertrages keiner beglaubigten Vollmacht. Vorbehalte und Beihränkungen 
in ihr entkräften die Beitrittserklärung. Die gerichtliche oder notarielle Form 
ift auch für den Staat als Kontrahenten notwendig (RG. 13. Aug. 01, VLG. 
3, 259). 

2. Wird bei Gründung einer Gefellfhaft von einem Geſellſchafter in ein- 
feitiger notarieller Erklärung die Verzinfung der Einlagen gewährleiftet, fo iſt 
die Form nicht gewahrt (OLG. Münden 12. Upril 02, OLG. 5, 281). 


84. 


Literatur: Falkmann, Erfordert, wenn eine Gejellichaft eine Sadıjfirma fapet, eine nadıträgliche 
Anderung des Gegenitandes des Unternehmens eine fFirmenänderung? DI3. 9, 684; —, Die 


MWarneyer, Jahrbud der Entfcheidbungen. 3, Jahrg. 24 
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Abkürzung bes Firmenzufages mit befhränkter Haftung in „m. b. 9.", ZURtG. 11, 254; 
—, Die Sadhfirma braucht nicht deshalb geändert zu werben, weil deren Unternehmens: 
gegenftand eine Erweiterung erfahren bat, ZAktG. 11, 277. 

1. Die Ungabe der Gefellichaftsform ift nicht ein Zufaß zur Firma, fondern 
Beitandteil. Sie dient zur Unterfcheidung zweier Firmen von verfchhiedener 
Gefellihaftsform (RG. 29. Juni 03, RAGT. 26, 215, bejtätigt RG. 12. Dez. 03, 
RG3. 56, 187). 

2. Zu dem in der Firma enthaltenen Namen des früheren Geſchäfts— 
inhabers iſt der Zuſatz „vormals Hoflieferant“ unzuläffig (AG. 6. Jan. 02, 
KGT. 23, 208). 

85. 


1. Die Eingehung eines Vertrages, durch den die Geſellſchaft mit ihrer 
Entitehung einen nad dem Gefellihaftsvertrage zu übernehmenden Gegen: 
— erwirbt, iſt bei ihr in gleicher Weiſe möglich, wie bei Aktiengeſellſchaften 
HGB. 8 195] (OLG. München 22. Juni 00, Hoſdheims MSchr. 11, 26 = SeuffBl. 
01, 196 = ROT. 20 D 27 = RU. 1, 147 = Thürßl. 48, 327). 

2. Die Eintragung einer Gefellihaft kann nicht erfolgen, wenn bei der 
Errihtung eine der Stammeinlagen durd mehrere Perſonen gemeinfam über- 
nommen worden ijt (OLG. Stuttgart 3. Mai 01, REJ. 2 D 23 — NINA. 
2, 130 — ThürBl. 49 Anh. 91). 

3. Ein Ungeftellter der Gefellihaft kann wegen des durd den Ronkurs 
der Gefellichaft eingetretenen Verluſtes feiner Raution Erfaganfprüdhe gegen 
einen Gründer nicht darauf ftügen, daß diefer es unterlaffen habe, die Sadı- 
einlage der Gejellichafter auf ihren wahren Wert zu prüfen, wohl aber darauf, 
daß der Gründer in der Abficht, dritte Perſonen zu täufchen, oder in dem Be- 
wußtfein, daß fie getäufcht werden könnten, der Annahme der Einlagen zum 
Nominalbetrage zugejtimmt babe, wiffend, daß fie faft wertlos feien (RG. 
16. Febr. 01, Holdheims MSchr. 10, 142). 

4. Der Vertrag, weldyen nad dem Gejellichaftsvertrage die Geſellſchafter 
in Anrechnung auf ihre Stammeinlagen einbringen, ijt nicht genügend im 
Gefellfchaftsvertrage bezeichnet, wenn die Namen der Kontrahenten nicht ge— 
nannt find. Der Vertrag kann audy nicht als Einlage dienen, weil die Gejell- 
ſchafter einen der Gefellichaft bereits gehörigen Vertrag nicht in die Gejellfchaft 
einbringen können (26. Hamburg 28. Nov. 03, HoldheimsMScr. 13, 59 — 
ZURtG. 11, 157). 

5. Eine mit einer Mehrheit von dreiviertel der abgegebemen Stimmen be- 
Ichloffene und von keiner Seite angefochtene Beihränkung der Teilung von 
ar ie ift eintragungsfähig (OLG. Dresden 11. Nov. 03, SiHDOLG. 
5, 337). 

6. Mündliche, in den Gefellichaftsvertrag nicht aufgenommene Nebenver- 
———— gelten als fallen gelafjene (OLG. Kolmar 11. Mai 04, Puchelts 3. 
5, 544). 

86. 


Die Wahl neuer Gefchäftsführer an Gtelle der im Gejellfhaftsvertraae 
bejtellten bedarf keiner gerichtlihen oder notariellen Beurkundung (RG. 
25. Febr. 01, OLG. 3, 64 — RAGT. 21 A 262). 


87 

1. Ein Gefellihafter, deifen Stammeinlage außer in barem Gelde noch 
in anderen Leiftungen bejtebt, braucht in bar nichts einzuzablen, wenn der 
Wert der Leiltungen ein Viertel feiner gefamten Stammeinlage überjteigt. Dem 
Geſetz ift nidyt genügt, wenn auf einzelne Stammeinlagen nichts eingezablt ift, 
aud wenn die Barzahlung ein Viertel des gefamten Stammkapitals erreicht 
(RG. 3. Mat O1, GoltdArd. 48, 304). 

2. Der baren Zahlung ftehen folde andere Arten von Leiftungen gleich, 
weldye infofern, als fie jeden Augenblick mit zweifellofer Sicherheit in bares 
Geld umgefegt werden können, einen dem baren Gelde gleihkommenden Mert 
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befigen und über welde die Gejellihaft um diefer ihrer Eigenfhaft willen 
regelt frei verfügen kann [Schek eines Zahlungsfähigen]) (RG. 25. Mai 98, 
2.41, 120). 
3. Gezogene Wechfel, die erſt Monate nad ihrer Einlage fällig und zu 
ihrer alsbaldigen eg in Geld noc einer Diskontierung bedürftig find, 
jtehen nicht der baren Zahlung gleih (RG. 7. April 03, RGESt. 36, 186). 


g 11. 


1. Die Auflaffunga von Grundftüken an die Gefellichaft ift ſchon beim 
Abſchluß des Gefellfhaftsvertrages und vor dem Zeitpunkte der Eintragung 
der Gejellihaft in das Handelsregijter gültig (YO. Elberfeld 3. März 04, 
Rhein ARV. 21, 166). 

2. Mangels anderweitiger Beitimmungen des Gefellichaftsvertrages von 
den Geiellichaftern einftimmig gefaßte Beichlüffe über weitere Einzahlungen 
auf die Stammeinlagen haben Redtswirkfamkeit, auch wenn fie vor Ein: 
tragung der Gefellichaft gefaßt find (RG. 9. Mai 04, IW. 33, 395 — ZURtG. 
11, 277). 

Zu Abſ. 2: 

3. Die Vorſchrift iſt nicht eine beſondere Anwendung des allgemeinen 
Grundſatzes, daß der Vertreter ohne Vertretungsmacht perſönlich zur Erfüllung 
des abgeichloffenen Vertrages oder zum Schadenserjaß verpflichtet ift, fo daß 
auch bier die Ausnahme Plaß greift, daß die Haftung nicht eintritt oder 
hinterher wegfällt, wenn der VBertragsgegner den Mangel der VBertretungs: 
madt kennt oder der Bertretene nadträglich den Vertragsihluß genehmigt; 
vielmehr wird die perfönlidhe Haftung nicht dadurch ausgeſchloſſen, er; die 
andere Partei zur Zeit des Vertragsichluffes von dem Nichtbeftehen der Geſell— 
Ihaft Kenntnis hatte (RG. 22. März 02, IM. 31, 317 = DI2. 7, 295 — 
HoldheimsMSchr. 11, 199 — GruchotsBeitr. 46, 848). 


8 12, 
— Die gefeglihen Worbedingungen für die Errihtung einer Zweigniederlaffung, ZURtG. 
1, 159. 


_ Die re. el der Abſchrift erfolgt gültig durch den Gerichtsichreiber 
(OLG. Kolmar 4. Nov. 03, OLG. 8, 258 — ZURkt®. 11, 185). 


Zweiter Abfchnitt. Rechtsverhältniffe der Gefellfchaft und der Gejellfchafter. 
8 13. 


1. In jedem einzelnen Fall ift nach den befonderen Umftänden zu prüfen, 
ob die von einem Gefellichafter der Gejellfhaft gegenüber eingegangene Ber: 
pflichtung ihn in feiner Eigenihaft als Gejellfchafter oder unabhängig davon 
trifft (RG. 28. März 03, HoldheimsMSchr. 12, 217 = ZURtG. 11, 43).) . 

2. Ein antichretifches Recht, das vor 1900 einem Gläubiger neben einer 
Hypothek jo lange bejtellt worden war, als er felbjt Hypothekengläubiger fein 
werde, gelangt zur Erlöfhung, fobald die Hypothek von ihm an die Geiell- 
ihaft abgetreten wird, und zwar aud dann, wenn er felbjt Teilhaber diefer 
Gefellichaft ift, weil dur die Abtretung das Gläubigerredht in das Vermögen 
eines andern Redtsjubjekts übergeht (RG. 1. Okt. 02, DI3. 7, 546). 


3. Soweit nicht das vorliegende Gefeß, das HGB. und das EGHGB. ein 
anderes bejtimmt, finden die Worfchriften des BEB., insbefondere 88 29 u. 48 
Anwendung (RG. 2. Dez. 01, OLG. 4, 256). 


8 15. 


1. Die Veräußerung ſämtlicher Geichäftsanteile an eine einzige Perſon 
bewirkt keine Auflöfung der Gejellihaft, vielmehr bewahren die Geſchäfts— 


24* 
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anteile auch nach der Vereinigung ihre Selbftändigkeit (OLG. Rolmar 24. April 03, 
EifLoth3. 29, 231 — ZURtO. 11, 228 — DI32. 9, 952). 
Zu Ubf. 3: 

2. Die erfchwerende Form ift nicht im Intereffe der Kontrahenten, um fie 


gegen Übereilungen zu ſchützen, fondern deshalb au um den Spekulations- 
handel mit Geſchäftsanteilen zu verhindern (RG. 5. Nov. 02, IM. 32, 11). 


8. Der formlofe Vertrag bindet auch nicht den Kontrahenten des Geiell- 
ihafters (OLG. Rolmar 26. 8 ebr. 01, DLO®. 2, 204). 

4, Die Vereinbarung, durch welche Teile eines Gefellihaftsanteils ab: 
getreten werden, bedarf der gerichtlichen oder notariellen Form; notarielle oder 
gerichtliche Beglaubigung der Unterfchrift genügt nicht und madıt das Rechts— 
gefhäft nichtig (RG. 15. Mai 01, AM. 30, 521 — HoldheimsMScr. 10, 286 
— GrucdotsBeitr. 46, 400; ebenfo RG. 13. Nov. 99, NaumburgUR. 00, 20 — 
Breslau. 00, 4 — HoldheimsMScr. 10, 128). 

5. Die Zuläffigkeit, die Form und die Wirkungen der Verpfändung von 
Unteilsrechten bejtimmt fi nad dem bürgerliden Recht und der KD. (NG. 
5. Upril 04, IW. 33, 265 — ZURtG. 11, 210; ebenfo RG. 2. Dez. 02, RG3. 
583, 107 — ElſſLoth3. 29, 184; ebenfo DLG. Karlsruhe 11. Juli 01, Holdheims- 
MSchr. 11, 162). 

6. Auch wenn die Form der Abtretung nicht gewahrt ift, bleibt eine Rück— 
forderung dann ausgeichloffen, wenn die Zahlung nicht als eigene Schuld, 
fondern deshalb erfolgt ift, um einen zur Zahlung Verpflichteten zu befreien 
(RG. 18. Dez. 01, R62. 50, 43 — IM. 31, 99). 

7. Die Nichtigkeit des Stimmenkaufes iſt auch aus der Nichtbeachtung 
der Form des Abtretungsvertrages zu folgern (OLG. Kolmar 27. März 03, 
OLG. 6, 503). 

Zu Ubi. 4: 

8, Der gerichtlichen oder notariellen Form bedarf die Vereinbarung zwi: 

ſchen Gefellihaftern, dur welche der eine zur Abtretung feines Geſchäfts— 


anteils beredhtigt und der andere F— Übernahme dieſes Anteils verpflichtet 
wird (RG. 5. Nov. 02, HoldheimsMSchr. 12, 43). 


9. Die Formvorfcrift gilt auch für die vor Erridhtung des Gefellichafts- 
vertrages vereinbarte Abtretung von Geichäftsanteilen (OLG. Kiel 10. Juli 02, 
DRG. 5, 280). 

10. Die Formvorfchrift findet auch auf einen obligatorifhen Vertrag An— 
wendung, Durch den von dem einen Kontrahenten nur die Verpflichtung zur 
Abnahme eines Gefellfchaftsanteiles übernommen wird, während der andere 
Kontrahent die Verpflitung zur UÜbtretung des Anteils nicht übernimmt, viel» 
mehr es feinem Belieben überlaffen bleibt, ob er die Annahme verlangen will 
(RG. 13./25. Febr. 04, R62. 57, 60 — ZURtG. 11, 231 — IM. 33, 218 — Nedt 
. 8, 227. — U. M.: DLG. Hamburg 11. Nov. 03, OLG. 8, 259). 

Zu Abſ. 5: 

11. Die Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrages, daß bei Veräußerung 
eines Gefchäftsanteils an einen Nichtgefellihafter den übrigen Gefellichaftern 
das Vorkaufsrecht zu dem Mominalbetrage der Stammeinlage des veräußern: 
den Gefellichafters zuſtehen foll, ift gültig (RG. 28. Okt. 01, R63. 49, 142 [149]). 

12. Die für die Abtretung vorgeichriebene Genehmigung der Gefellichaft 
er aud für die Verpfändung, felbjt wenn fie im Auslande erfolgt (OLG. 

arlsruhe 11. Juli 01, DLG. 3, 263). 

13. Die Verpflihtung des Beklagten bedarf nicht der Form des $ 5l, 
wenn der Kläger auf Veranlaffung des Beklagten den Gefhäftsanteil eines 
Dritten von diefem gekauft und bezahlt bat, wobei der Beklagte fich ver 
pflichtete, die Anteile in Tahresfrift zu demfelben Kurſe zurückzukaufen (RG. 
13. Okt. 02, OLG. 6, 504 Unm.). 


Zweiter Abichnitt. Recdhtsverhältniffe der Gefellfchaft ufw. ($$ 16—21). 373 


14. Die Verpflichtung zur Verpfändung eines Geichäftsanteils kann form: 
los geſchehen (RG. 2. Juni 04, ZURtG. 12, 14 = DT2. 9, 815 — NRheinlot. 


49, 225). ; 
16. 


Literatur: Die Dividende von veräußerten ganzen oder teilweifen Gejchäftsanteilen gebührt im 
Zweifel dem Erwerber, ZURtG. 11, 276. 


8 17. 


1. Die Genehmigung der Abtretung eines Gefchäftsanteils vor Eintra- 
gung der Gefellfichaft in das Handelsregijter erfolgt zuläffig durch die Ein- 
reihung der von den GÖefellichaftern bei der Anmeldung der Gefellihaft dem 
Regiitergericht eingereichten und von den Gefellichaftern unterzeichnete Liite 
(RO. 5. Tan. 04, IM. 33, 123 — ElſLoth3. 29, 400 = ZURtG. 11, 157, 276; 
ebenio RG. 28. April 04, Puchelts 3. 35, 336, 345. 

2. Die Genehmigung zur Veräußerung von Teilen eines Geichäftsanteils 
kann aud vor Abſchluß des WVeräußerungsvertrages und feiner notariellen 
Beurkundung wirkjam erteilt werden (OLG. Hamburg 11. Juni 01, OLG. 3, 66). 

3. Wenn aud die Beteiligung an dem Geichäftsanteil eines Gefell- 
ihafters auf Grund obligatorifcher Verträge zuläſſig ift, To ift doch ein foldyer 
Vertrag dann in ſich widerfprechend und ohne rechtliche Wirkung, wenn hinzu: 
gefügt wird, daß die Abtretung der Gefellihaft nicht angezeigt werden foll 
(RG. 20. Dez. 99, ZW. 29, 161). 

4. Auch im Wege der Sicherungszeffion kann ein Geihäftsanteil geteilt 
und übereignet werden (RG. 10. Okt. 03, Holdheims MSchr. 13, 109 = — 
11, 207). 

819. 


1. Unter Einzahlungen auf die Stammeinlagen find außer Barzahlungen 
nur jolche Leiftungen zuläffig, die alle einer Barzahlung eigentümlichen Vor: 
gänge für die Geſellſchaft befigen (RG. 25. Mai 98, R632. 41, 120). 

2. Sind die hypothekariſchen Belaftungen eines als Stammeinlage ein: 
gebradyten Grundjtüks höher als angegeben, dann ift die Stammeinlage um 
die Höhe der MWehrbelajtung nicht beichafft. Der Anfpruh auf Einzahlung 
diefer fehlenden Summe bleibt aud dann begründet, wenn die Gefellſchaft 
den Mehrbetrag der übernommenen Hypothekenfchuld bezahlt hat. Eine Auf- 
rechnung ift unzuläffig (RG. 22. März 02, IW. 31, 259 — DT3. 7, 288). 

3. Nicht die Aufrechnung überhaupt, fondern nur die einfeitige durch den 
Geſellſchafter iſt ausgeichloffen. Eine von der Gefellfhaft mit dem Gefell- 
fchafter vereinbarte Aufrechnung einer fälligen Forderung gegen die Geſell— 
Ihaft als Einzahlung auf die Stammeinlage ijt gültig (NG. 27. April 03, 
R623. 54, 389 = DTZ. 8, 345 — HoldheimsMSchr. 12, 155 — GrudotsBeitr. 
47, 1036). Unzuläffig ift aber eine folche vereinbarte Aufrechnung, wenn eine 
für die Überlaffung von Vermögensgegenftänden zu gewährende Vergütung 
zur Aufrechnung benußt werden ſoll (RG. 25. Mai 98, R63. 41, 120), oder 
wenn zur Zeit der Aufrechnung das Vermögen der Gefellihaft nicht hinreicht, 
die Schulden zu decken (RG. 27. Upril 03, R63. 54, 389 [392)). 

4, Eine für die Intereffen der Gefellihaft und der Sefeltichaftsgläubiger 
unbedingt unfchädliche, vertragsmäßige Aufrechnung ift zuläffig (DXG. Celle 
3. Nov. 02, OLG. 6, 191). 

5. Zuläffig ijt die vertragsmäßige Aufrehnung durd den Geſellſchafter, 
wenn er mit der einem Dritten gegen die Gejellichaft zuftehenden Forderung 
feine Einlagefhuld aufrechnet und wenn der Dritte und die Gefellichaft dies 
genehmigt (RO. 9. April 04, HoldheimsMSchr. 13, 255). 


g 21. 


1. Iſt dem fäumigen Gefellihafter der Ausihluß mit feinem Geſchäfts— 
anteil angedroht und die Nachfriſt fruchtlos verftrichen, jo tritt der Ausichluß 
damit nicht von felbit ein, vielmehr bedarf es nody der Erklärung der Gejell- 
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ihaft mittels eingefchriebenen Briefes gemäß Abſ. 2. Solange diefe Erklärung 
nicht ergangen, ijt der Gefellfhafter zur Zahlung der rücjtändigen Einlage 
verpflichtet und kann fich nicht auf feine Ausichließung berufen (RG. 7. Juni 02, 
RG3. 51, 416 — IW. 31, 400; ebenfo RO. 22. ril 083, GrudotsBeitr. 


47, 1036). 
2. De Recht der Ausichließung eines Gefellfchafters ift ein unverzicht- 
bares (OLG. Celle 3. Nov. 02, OLG. 6, 191). 


8 23. 
Die Kaduzierung und Verfteigerung eines auf das erhöhte Stamm- 
kapital erworbenen Geidäftsanteils vor der Eintragung des Erhöhungs— 
beichluffes in das Handelsregijter wr ft dem Erjteher an dem nidht erijtie- 
renden Gegenftand kein Eigentum (RG. 27. April 03, RGZ. 54, 389 [395] — 
DI3. 8, 369). 
8 26. 
Literatur: ————— Iſt der geſetzliche Maßſtab für die Einzahlung der Nachſchüſſe zwin— 
gendes Recht? Holdheims WMSchr. 13, 64. 
8 20. 
Literatur: Marcus, Stehen die Beftimmungen ber si 29, 30 der Auszahlung von Vorſchüſſen 
= die Gefellichafter, die zu Gefchäftsführern beftellt find, Durdaus entgegen? Holdheims MScr. 


‚155. 

Zahlungen an die Geichäftsführer-Gefellihafter als Entgelt für ihre Berufs» 
tätigkeit haben nicht das Vorhandenfein eines Gewinnes zur Vorausſetzung 
(LO. 1 Berlin 14. April 04, 3AktG. 11, 229). 


Dritter Abfchnitt. Vertretung und Gejichäftsführung. 


Literatur: Der Gefchäftsführer kann darau beiten. daß die ihm im Unftellungsvertrage zur 
gefagte Tätigkeit Reine Anderung erfährt, ZURtG. 12, 11;5 Dem te: ſteht aud 
das Jagdrecht auf dem jagd ir Grundbefig der Gejellfhaft zu, ZURtG. 12, 11; Das Er» 
teilen von NRatfchlägen an Die Konkurrenz und das Midhtausklagen von Forderungen als 
Gründe der Entlaffung eines Gejhäftsführers, ZUktGS. 12, 37. 


8 35. 


1. Die von dem Gejhäftsführer der Gejellfhaft mit feinem Gläubiger ge- 
troffene Vereinbarung, daß jener ftatt feiner die Gefellihaft als Schuldnerin 
annehme, ift nad $ 181 BGB. nichtig (RG. 7. Juni 02, R63. 51, 422) 

2. Aus den Handlungen eines der Kollektivvertreter tritt eine Werpflich- 
tung der Gefellfhaft ein [$ 31 BGB.) (MG. 19. Febr. 04, IW. 33, 167 — 
ZUKRtG. 11, 181). 

3. Die Kündigung einer auf dem Grundbefig der Geſellſchaft eingetra- 
genen Hypothek erfolgt wirkjam durch ein an den Vertreter der Geiellichaft 
gerichtetes’ Ründigungsichreiben (OLG. Königsberg 4. Juni 02, OLG. 5, 141). 


4. Dem bisherigen Geichäftsführer ſteht ein Widerfprucdhsrecht gegen die 
Eintragung eines formungültigen Gejellichaftsbeichluffes in das Handelstegiiter 
auch dann zu, wenn in dem betreffenden Bejchluffe ein anderer zum Geſchäfts— 
führer ernannt ilt (OLG. Hamburg 6. Nov. 03, SeuffX. 59, 255 — Holdheims- 
MSchr. 13, 199 — ZURtG. 11, 181). 

. Iſt einer von den beiden bejtellten Geihäftsführern von der Ver— 
tretungsbefugnis ausgeichloffen, dann it eine bejondere Regelung der Ver: 
tretung durch Gefellihaftsbeihluß erforderlih, wenn der Öefellihaftsvertrag 
keine Beitimmung enthält (OLG. Cöln 13. Febr. 04, Bucelts3. 35, 531). 


8 38. 

1. Durd; Aufhebung der Beitimmungen des Gejellihaftsvertrages, welche 
die Beitellung des Gefhäftsführers enthalten, wird die Befugnis der bis- 
— Geihäftsführer nicht berührt (RG. 21. Mai 00, RIJA. 1, 58 — Thürsl. 

‚ 162). 


Dritter Abfchnitt. Vertretung und Geihäftsführung ($$ 35—43). 375 


2. Die Frage nah der Fortdauer des Dienjtvertrages bei Widerruf der 
Beitellung ift nah dem allgemeinen bürgerliden Recht zu beurteilen (RG. 
24. Mai 01, IM. 30, 542). 


3. Zur Ubberufung eines Geidhäftsführers, auch wenn feine Beltellung 
im Gefellfchaftsvertrage erfolgt war, find nicht die Formen für eine Abände- 
an © des Gefellichaftsvertrages ($ 53), fondern die Beitimmungen des $ 38 
in Verb. mit 88 47, 48 maßgebend (RG. 17. April 01, IW. 30, 40 — 
HoldheimsMSchr. 10, 193; ebenfo RO. 21. Okt. 99, RG3. 44, 6). 

4. Auch wenn der Geichäftsführer ein Gefellfchafter und feine Anjtellung 
im Öefellihaftsvertrage erfolgt war, kann feine Entlafjung aus dem Amte 
des Geihäftsführers mit Stimmenmehrheit befchloffen werden (RG. 17. März 00, 
I. 29, 417). 

5. Wichtige Gründe machen den Widerruf auch dann zuläffig, wenn nad) 
dem Gejellihaftsvertrage die Ernennung des Geihäftsführers auf beftimmte 
Zeit unkündbar und Ddiefe Zeit noch nicht abgelaufen ijt (OLG. Hamburg 
29, Dkt. 03, DLG. 8, 259 — ZURtG. 11, 180; dagegen ZAktG. 12, 10). 

6. Als ein wichtiger Grund zur fofortigen eg ift anzuſehen, daß 
der Geſchäftsführer den Anſprüchen eines Dritten aus Börfengefchäften den 
Spieleinwand entgegengefegt hat (RG. 10. Jan. 03, R63.53, 266 — Holdheims- 
MScr. 12, 100 — IM. 32, 105). 

7. Der einzelne Gefellihafter als folder kann nicht die Enthebung eines 
Geihäftsführers von feinem Amte durch Klage oder Erwirkung einer einſt— 
weiligen Verfügung herbeiführen (OLG. Jena 5. Mai 02, ThürBl. 49, 247). 


8 39. 

Iſt der Widerruf ordnungsmäßig erfolgt, dann hängt von dem Ermefien 
des Regifterrichters ab, ob die Eintragung bis nad) der Enticheidung des An— 
fechtungsprozeffes ausgejeßt werden foll (LG. Hamburg 28. Dez. 03, Holdheims- 
MSchr. 13, 86 — ZURtG. 11, 154). 

840. 

In die jährlich einzureichende Lifte, nicht in das Handelsregijter — 
die Take von Geichäftsanteilen (RG. 13. Nov. 99, HoldheimsMScr. 
10, 128). 

841. 


Literatur: Der Geihäftsführer einer Bankgefellfhaft [welcher die jährliche Bilanz! nicht ver- 
öffentlicht, haftet Den Einlegern, ZURtG. 11, 155. 


1. Dient die Gefellfihaft dadurch der Wermittelung des Geld- und Kredit— 
verkehrs, daß fie fremde Gelder gegen Verzinfung annimmt und wieder zins— 
bar ausleiht, jo iſt fie, bei beträchtlichem Geihäftsumfang, als dem Betrieb 
von Bankgeichäften gewidmet aufzufaffen und muß deshalb ihre Bilanz in 
öffentlichen Blättern bekanntmaden laffen. Die Bekanntmachung der Bilanz 
bat m deuticher Sprache zu erfolgen (KG. 24. Juni 01, R6T. 22, 285 = OLG. 
3, 415). 

2. Eine Klage auf Unerkennung der von den Klägern als Geſchäfts— 
führern aufgeitellten Bilanz ift unftatthaft, weil in der Bilanz nicht eine 
a — zu erblicken ift (R®. 28. Okt. 01, R63. 49, 142 [144] = IW. 
31, 32). 

8 42. 
Literatur: Die Eröffnungsbilanz, ZAktG. 11, 156. 


84. 
Ein Schadenserfaganipruh wird nicht dem einzelnen Geſellſchafter ge— 
währt (OLG. Hamburg 7. April 04, OLG. 9, 266). 


376 23. Geſetz, betr. die Gefellichaften mit befchränkter Haftung. 


845. 

Literatur: Staub, Pflicht der Gefellfhaftsorgane, bei wichtigen Ungelegenheiten die General» 

verfammlung zu berufen, Holdheims MSchr. 12, 169. j 

1. Eine im Gefellfchaftsvertrage nicht vorgefehene Pfliht des Geſchäfts— 
führers zur Rechnungslegung kann nicht erzwungen werden (OLG. Polen 
7. März 04, PoſASchr. 7, 9). 

2. Im Gefellichaftsvertrage kann nicht die Verſammlung der Gejellichafter 
zum Schiedsrichter für Streitigkeiten beftimmter Urt zwiſchen der Geſellſchaft 
und den Gejellichaftern bejtellt werden (RG. 30. Sept. 03, R63. 55, 326). 


3. Die Unfehtung eines Beſchluſſes der Gefellichafter erfolgt durdy Klage 
egen die Gefellichaft (OLG. Hamburg 11. Juni 01, OLG. 3, 66; ebenfo DL®S. 
— 21. Sept. 01, OLG. 3, 262). 

4. Eine Beitimmung dahin, daß Gejellfchafter bei Ausübung des Stimm- 
rechts ſich nur durch andere Gefellichafter vertreten laffen dürfen, kann durch 
Stimmenmehrheit dann nicht befchloffen werden, wenn hierdurch einzelne Ge— 
jellihafter gegenüber den anderen benadteiligt werden (RG. 12. Jan. 03, DLG. 
6, 190 Anm. — RG7. 25, 258 — ZBIFG. 4, 140 — RIU. 3, 234). 


46, 

Zu Ziff. 2: 5 

1. Werden von der Gefellichaft Anleihen aufgenommen, um die bisher 
nicht voll eingezahlten Einlagen der Öefellichafter für fie zu bezahlen, jo iit 
diefes Verfahren gefegwidrig. Der Gefhäftsführer madt fi der Gefellichaft 
perfönlich verantwortlid. Indeffen kann bieraus nicht ein Einwand ber: 
geleitet werden, welcher der Klage auf Verzinfung der Anleihe und Zahlung 
der Tilgungsbeiträge aus einem perfönlichen Schuldverhältnis gegen den Ge— 
jellichafter BED IBENERE werden könnte (RG. 12. Jan. 01, R63. 47, 180, 185 
— HoldheimsMScr. 10, 121). 


Zu Ziff. 6: . 

2. Ein unbefchränktes Recht auf Vorlegung und Einfiht der Geichäfts- 
bücher der Gefellfhari nebjt Beilagen und Belegen hat der einzelne Geſell— 
Ichafter nicht (RG. 28. Okt. 01, R63. 49, 142 [148] — HoldheimsMSchr. 11, 36). 


Zu Ziff. 7: 

3. Nicht die "eftellung eines Handlungsbevollmädtigten zum gejamten 
Geichhäftsbetriebe, jondern die eines Agenten liegt vor, wenn feine Tatigkeit 
territorial befchränkt unu nur auf den kaufmännifchen Vertrieb fich erſtreckt 
(RG. 27. Zuni 02, IW. 31, 424 = DI2. 7, 452). 


8 47. 
Literatur: Weinhbagen, Zu $ 47 Ubf. 4, HolbheimsMSchr. 13, 9. 

1. Die Beitimmung des Gefellichaftsvertrages, daß bei Stimmengleichheit 
der Stichenticheid durch den Recdhtskonfulenten der Gelellichaft gegeben wird, 
tft gültig (RG. 28. Okt. 01, N63. 49, 142, 147 = DI. 7, 77). 

2. Iſt einem Mitgliede in einer Öeneralverfammlung zu Unrecht das 
Stimmredt entzogen, jo kann nicht nur diefer Befchluß, Tondern können alle in 
diefer Verfammlung ohne Mitwirkung jenes Mitgliedes gefaßten Beichlüffe für 
unwirkjam und unverbindlich erklärt werden (RG. 20. Dez. 02, Holdheims- 
MScr. 12, 99). 

3. Gefellihafter können fich in den Verfammlungen durd einen General: 
bevollmädtigten vertreten laſſen (OLG. Hamburg 11. Juni O1, OLG. 3, 66). 

4. Der Gejellihafter hat in der Generalverfammlung hei der Beichlup- 
faffung über feine eigene Ernennung zum Geichäftsführer kein Stimmredt 
(KG. 8. Dez. 02, ROT. 25, 254 — HoldheimsNSchr. 12, 108 — RITA. 3, 189). 


Vierter Abſchnitt. Abänderungen des Gefellichaftsvertrages (88 53—55). 377 


8 49, 


Literatur: Bezeichnung der Fälle, in a. die Gejchäftsführer die Verſammlung der Gefell- 
ihafter zu berufen haben, ZURtG. 1 ‚ 273, 


8 51. 

Die Verfammlung ift nicht ordnungsmäßig berufen, wenn Beſchlußfaſſung 
über die Wahl des Direktors angekündigt und Gegenſtand der Beſchluß— 
faſſung die definitive Entſcheidung über die Enthebung eines Vorſtandsmit— 
gliedes ift (RG. 3. Juli 01, IM. 30, 659). 


8 52. 

Literatur: Haftet der Auffichtsrat einem —— —* er auf Grund einer unrichtigen Bi— 

lanz für mehrere Jahre angeſtellt hatte? ZAktG. 11 

1. Iſt nach dem Geſellſchaftsvertrage ein Aufficterat zu beitellen, dann 
kann im Vertrage auch beftimmt werden, daß feine Mitglieder Stellvertreter 
der Gejchäftsführer find (RG. 12. Febr. 00, R6GT. 20, 49 = RA. 1,5 — 
ThürBl. 48, 115). 

2. Das einzelne Auffichtsratsmitglied bat keinen Anſpruch auf Einjicht 
Baer —— der Geſellſchaft und auf Auskunft (OLG. Hamburg 21. Febr. 02, 

8, sin eisen über die Ublehnung der Wahl als Aufjichtsrats- 
mitglied iſt nidtig (RG. 16. März 04, R63. 57, 205 = IM. 33, 266 — ZURLG. 
11, 253). 


Bierter Abſchnitt. Abänderungen des Gejelljchaftsvertrages. 
8 53. 

1. Eine den Gefellihaftern nad) dem Gejellichaftsvertrage zuftehende Ver— 
gütung für Leiftungen kann nur mit Zuftimmung sine Geſellſchafter Pe 
oder ————— werden (KG. 7. Dez. 03, ROT. 27, 229 = RA. 4, 97 — 
3BiFG. 5, 59 — ZURtG. 11, 203). 

Der Mangel einer gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Be- 
Ichluffes über die Erhöhung des Stammkapitals wird durch Eintragung in 
das Handelsregiiter geheilt (RG. 9. Juli 00, RIJA. 1, 116 — ThürBßl. 48, 300). 


3. Werden in Geihäftsordnungen, Injtruktionen oder Regulativen im 
Statut nicht vorgejehene Minimalleiitungen der Gefellihafter an die Geſell— 
ihaft und im Nichtlieferungsfalle Ronventionaljtrafen feitgefegt, fo iſt eine 
ſolche Feſtſetzung in der Generalverfammlung nur dann bindend, wenn fie in 
der Form des 8 53 erfolgt (RG. 12. Jan. 01, R63. 47, 180). 


4. Nicht Abſ. 2, fondern Abſ. 3 findet Anwendung, wenn mit der Ab— 
änderung Des Gefellichaftsvertrages einer auf Zeit eing —— Geſellſchaft 
in eine ſolche von unbeſchränkter Dauer zugleich eine Vermehrung der den 
Geſellſchaftern nach dem Vertra — obliegenden erpflichtungen enthalten ift 
(OLG. Dresden 16. Dez. 03, DE 260 — ZURtG. 11, 186). 


5. Die im Gefellichaftsvertrage nicht vo — Amortiſation von Ge— 

ſchäftsanteilen kann nachträglich nicht durch Mehrheitsbeſchluß, ſondern nur 

a. — ng aller Gejellichafter feitgefegt werden (RG. 12. Jan. 03, RGEJ. 
258 = DEO. 6, 508 Unm. — ZBLHO. 4 ‚140 — RU. 3, 234). 


8 55. 

1. Eine durch privatichriftlichen Vertrag Üübernommene Verpflichtung, der 
Geiellichaft mit einer bejtimmten Stammeinlage beizutreten, ftellt eine Rapitals: 
erhöhung dar und ift mangels Beobachtung der Form nichtig (RG. 21. Dez. 01, 
RG3. 50, 47 — DI3. 7, 175 — IM. 31, 100, 123). Aus dem Vertrage kann 
aud nicht auf Bollgiehung En gefeplicher Form geklagt werden (RG. 17. Okt. 02, 
SW. 31, 611 = DI2. 


378 23. Geſetz, betr. die Gefellichaften mit beichränkter Haftung. 


2. Die Rückforderung einer zur Erhöhuug des Stammkapitals gemachten 
Einzahlung iſt zuläffig, folange nicht eine gerichtli oder notariell beglau— 
bigte Erklärung vorliegt (OLG. Braunfchweig 16. Wai 02, OLG. 5, 283). 

3. Auch die Ubrede, durd welche die Verbindlichkeit übernommen wird, 
in Zukunft eine Stammeinlage zu einer Gefellichaft zu leiften, bedarf der bier 
vorgefchriebenen Form (RG. 15. April 03, HoldheimsMSchr. 12, 182 — 
GrucotsBeitr. 47, 1040 — ZURtG. 11, 90). 

4. Jeder Vorvertrag, welder Bi auf die Veränderung der rechtlichen 
Grundlagen der Gefellfchaft, die Erhöhung ihres Stammkapitals und Die 
Übernahme der zur Durdführung der Erhöhung erforderlichen Stammeinlagen 
bezieht, bedarf der bier vorgeichriebenen Form. Die Abrede einer Vertrags 
itrafe für den Fall der Nichterfüllung ift in diefer nichtigen Vereinbarung un- 
wirkjam (RG. 7. Wai 04, HoldheimsMScr. 13, 257). 

5. Bei [Übernahme der Einlage durd einen Dritten kommt Tarifitelle 58 
RStempG. vom 31. Juli 95 zur Anwendung (RG. 24. April 00, R63. 46, 256). 


8 57. 
Die erfolgte Eintragung eines Rapitalerhöhungsbeichluffes in das Handels- 
regijter bejteht auch dann zu Recht, wenn die abgegebene Berficherung fachlich 
unrichtig ift (RG. 27. April 03, R63. 54, 389, 392 — DI2. 8, 369). 


8 58. 

Mird in derfelben Generalverfammlung eine Erhöhung und eine ziffer- 
mäßige Herabfeßung des Stammkapitals beichloffen, jo kann der Antrag auf 
Eintragung der Erhöhung des Stammkapitals nicht deshalb abgelehnt werden, 
weil die bisher nicht angemeldete Herabiegung erjt nad Ablauf des Sperr- 
jahres zum Handelsregilter angemeldet werden kann (OLG. Dresden 11. Nov. 03, 
SÄhlÜRG. 25, 337 — HoldheimsMSchr. 13, 58 — ZURLG. 11, 140 — OLG. 
9, 267). 


Fünfter Abſchnitt. Auflöfung und Nichtigkeit der Gefelljchaft. 


8 60, 

Für das Intereffe, weldyes ein Gefellihafter dDurh Klage auf Auflöjung 
der Geſellſchaft verfolgt, gibt die Höhe feiner geſellſchaftlichen Beteiligung 
einen Anhaltspunkt, ift aber nicht ohne weiteres mit diefem Intereſſe identifch 
(RG. 27. April 01, IW. 30, 395). 

8 64. 
Literatur: Ein Gefchäftsführer kann Io. Pfliht zur KRonkursanmeldung durch Niederlegung 


feines Amtes entziehen, ZAktG. 11 

Eine Veräußerung von Fabrikgrundftücken zu dem Zwecke, Barmittel zu 
beihaffen, um die Schulden der Gejellfchaft A, bezahlen, ift bei Überſchuldung 
oder Auflöfung der Gefellichaft unzuläffig (RG. 24. Okt. 00, JM. 29, 877). 


8 66. 

1. Iit der Liquidator veritorben, jo ijt der Antrag eines Gläubigers auf 
Beitellung eines Liquidators durd das Regijtergericht zuläflig (AG. 2. Dez. 01, 
DLO. 4, 256 — RIU. 3, 25). 

2. Hat eine aufgelöfte Gefellihaft keinen Liquidator, dann ift ein folcher 
auf Grund der Vorichriften 88 29, 48 Ubf. 1 BGB. zu beitellen, wenn die 
Vorausfegungen diefer Vorfchriften gegeben find (RG. 2. Dez. 01, RAGT. 23, 105 
= 93.7, 53). 

3. Der eine Kollektivliquidator kann nicht gegen den andern eine Gejell- 
ichaftsfchuld einklagen (RG. 8. Wai 03, ZURtG. 11, 15). 


24. Geſetz über die eingefchriebenen Hilfskaffen. 379 


8 67. 


Bei Auflöfung der Gefellichaft find die erjten Liquidatoren dem Regiſter— 
gericht anzumelden, aud bei Vereinigung aller Geihäftsanteile in einer Hand 
(OLG. Karlsruhe 5. Aug. 03, ZAktG. 11, 44 — DEG. 9, 268). 


8 69. 


1. Im Liquidationsjtadium find Abänderungen des Gefellihaftsvertrages 
nicht jtatthaft (OLG. Karlsruhe 21. Juli 03, ZURtO. 11, 44 — OLG. 9, 268 Anm). 
2. Die Klage des einzelnen Gefellichafters gegen die Gejellfhaft in Liqui- 
dation auf eine ihm zukommende Vergleichsquote ijt zuläffig (RG. 5. Okt. 04, 
IM. 33, 564). 
8 70.' 


Literatur: Pinner, Die Befugnis des Liquidators, einer neuen Gefellihaft als Geſellſchafter 
beizutreten, HoldheimsMSchr. 10, 136. 

Der Liquidator iſt ohne Zuftimmung der Gefellfhaft nicht befugt, einer 
neuen Geſellſchaft als Gejellfchafter beizutreten (RG. 4. Febr. 01, DYG. 3, 67 
— R67. 21, 256). 

8 75. 


1. Die Nichtigkeit eines der gefeßlihen Form entbehrenden Bertrages 
über die Errichtung der Gefellihaft wird nicht dadurch geheilt, daß die Ge- 
jellihaft in das Regifter eingetragen wird (RG. 13. Mai 03, RG3. 54, 418 
— JW. 32, 274 — DI3.8, 321 — HoldheimsMScdr. 12, 184. — U. M.: DVG. 
Tena 1. Dez. 02, ThürBl. 50, 202). 

2. Mängel beim Abſchluß des inhaltlich legalen Gefellichaftsvertrages, 
insbejfondere der Mangel der Vertretungsmadjt rechtfertigen nicht die Löſchung 
von — wegen (KG. 11. Nov. 01, DUG. 4, 254 — — 23, 10 — RAU. 
3, 16). 

3. Eine als verfteckte geiftliche Gefellichaft begründete Gef. m. b. 9. ver- 
fällt der Löfchung von Amts wegen (RG. 27. Juni 04, DLG. 9, 371). 


8 77. 


Konkurs ift auch über eine wegen Formwidrigkeit des Geſellſchafts— 
vertrages nichtige Gefellihaft und aud dann zuläffig, wenn infolge Aus— 
—— die Geſellſchaft nur noch aus einem Mitglied beſteht (RG.20. Juni 04, 
IM. 33, 503). 


Sechſter Abſchnitt. Schlußbeftimmungen. 
8 78. 


Legt nur einer von mehreren, wegen Nichtanmeldung zum Handelsregiſter 
verurteilten Geſchäftsführern Beſchwerde ein, ſo nützt dies den anderen nicht 
(OLG. Münden 7. Dez. 00, OLG. 4, 100). 


24. Gefet über die eingeſchriebenen Hilfskafen 
onm 7. April 1876 und AUbänderungsgejeg vom 7. Juni 1884. 


Riteratur: Hoffmann, KrankVerib, und Hilfsk6., 3.4. Aufl,, Berlin 1908, 


8 1. 

Daß die Kaſſen auf freier Übereinkunft beruhen, ändert nichts an ihrem 
Charakter als öffentlichrechtliden Rorporationen (LG. Karlsruhe 29. Okt. 03, 
BadVerw. 36, 17). 

8 19a. 


Die Aufnahme verficherungspflichtiger Arbeiter in eine eingefchriebene 
Hiliskaffe kann nicht dadurch erfolgen, daß der Arbeitgeber mit der Hilfskaife 


380 25. Patentgeſetz. 


ein für allemal ein Abkommen trifft, nach weldyem feine Arbeiter durch eine 
ihm gegenüber jchriftlicdh Te Beitrittserklärung auch Mitglieder der 
Hilfskaffe werden follen (OLG. Kiel 3. Mai 04, SchlHoljtAnz. 04, 209). 


8 29. 


Es kommt lediglich darauf an, daß in einem gegebenen Zeitpunkt mebr 
als ein Wiertel der Mitglieder mit der Einzahlung in Verzug war; eine 
ipätere Zunahme der Mitgliederzahl (fo daß die Zahl der Säumigen unter ein 
Viertel der Gefamtmitgliederzahl finkt), bleibt außer Betracht VBadvVGH. 
2. Nov. 03, BadBerw?. 36, 47 — ArbVerforg. 21, 218). 


25. Patentgeſetz 
vom 7, April 1891. 


Siteratur: Seltglohn, Kommentar, 2. Yufl., Berlin 1901; Iſay, PatG., foftematifh er- 
läutert, Berlin 109; MNobolski, Kommentar, 2. Aufl., Berlin 1801; Allfeld, Rommentar 
zu Den Reichsgefegen über das gewerbliche Urheberrecht, WPatG. ujw., Wünden 194; 
Stenglein, Die Neichsgefege zum Schutze des geiftigen und gewerdlidhen Eigentums, 
3, Uufl,, Berlin 1902; J. Kobler, Handbuüch bes beutfchen Watentrechts in rechtsvergleichender 
Darftellung, Mannheim 1901.02; Rathenau, Alphabetiihes Sach- und Schlagwortverzeichnis 
Dazu, Mannheim 1904; Robolski, Tafhenausgabe, 2. Uufl., Berlin 1909; Michel, © 
Deutſche Neichspatent, feine Unmeldbung, Durdfechtung, Übertragung und Wnfechtung, 
Leipzig 1908; Schanze, Beiträge zur Lehre der Watentfähigkeit. Eine kritiſche Materialien: 
lammlung (erweiterter Sonberabdruck aus Olafers Unn, f. Gewerbe und Bauwefen), Berlin 1904; 
Schütte, Beiträge zur allgemeinen Erfindungsichre, Berlin 14; Herrmann, Niekbraud 
und Pfandrecht an einem Patentredit nad) dem BGB., Berlin 1900; Schanze, Patentrechtlicdhe 
Unterjuhungen, Jena 1901; v. Boehmer, Dffenkundiges Vorbenutztſein von Erfindungen 
als Hindernis für die Patenterteilung und als Nichtlakeitsgrund für Patente, Berlin 1900; 
Düring, Die Praris Des Patente, Mufter- und Zeichenwefens, Berlin 1904, Magnus, 
Reformbeftrebungen auf Dem Gebiete der gewerblihen Schußrechte, Berlin 1900; Schanze, 
Die Verlegung des Hombinationspatents, SächſArch. 14, 1; Ifay, Die Zuläffigkeit der Neben: 
intervention bei Popularklagen des gewerblihen Rechtsihußes, GewRſchutz 9, 4; Damme, 
Über den Rechtsſchutz der dem Watentamt und den Muſterregiſterbehörden überreichten Be- 
ichreibungen, mungen und Modelle, GrudotsßBeitr. 46, 601; Robler, Die Bedeutung 
des Deut hen —— — PUWIZBL 6, 227; Alexander⸗-Katz, Analoge Ausdehnung 
von Patenten über den fireis der Nauinalente ift unzuläflig, Grudotsßeitr. 48, 386; 
Damme, Das MWefen der Priorität im Batent- und Gebraudhsmufterreht, GewWſchutz 9, 107; 
Wechfler, Vorbenugung und Priorität im Watentreht, Gew Ihuß 9, 118; soane, 
Das Hombinationspatent im Nichtigakeitsverfahren, GewKſchutz 9, ; Munk, e Aus: 
nubar einer fremden patentierten Erfindung in rechtliher und wirticaftliher Beziehung, 
IUNDTahrb. 5; Damme, Gefhichte und Bedeutung des mündlichen Werhandelns im 
Deutihen Watenterteilungsverfahren, UrhBürgR. 17, 2; Suman, Erekution auf Patent- 
rehte, OHUGZ. 52; Schanze, Erftredt ſich der Patentihuß patentierter Erzeugniife über 
deren Verbreitung hinaus? OſtPatBl. 01, 210; Kohler, Autor: und induftrierechtliche Ab- 
bandlungen und Gutadten, GewRfhuß 7, 85 Damme, Das — — der deutſchen 
Satent- und —— gewerblichen rg et ArchOffK. 00, 2; Nathenau, ber die 
Auläffigkeit Der ebenintervention im atentmichtigkeite und Zurüdnahmeverfahren, 
GewRihuß 8, 11; Stort, Zugänglichkeit der Akten des Patentanwalts, ze at. 
4,35; Schmid, Die Beziehungen zwiſchen Batentanwälten und Batentagenten, VerbDtſch Pati. 
4, 49; Diterrietb, Die Patent, Wufter und Markenfhußgefege des Erbballes, n. F. der 
Patentgeſetzgebung Bd. 6, Berlin 1904; Wing, Die Meubeit als Merkmal der Patent» 
fähigkeit nadı den verichiedenen Patentgeſezen; GewRſchutz 8, 372; Bettelbeim, Zur 
Vehre von der Neuheit im Batentrechte, Oſtu6 3. 583, 84; Hausding, Die ——— einer 
patentfähigen Erfindung, Glafers Ann. f. Gewerbe und Bauwejen 00; affermann, 
Ztreitfragen aus dem internationalen Batent- und Markenrecht, Hanſ63. 041 B.1; Abel, Die 
Rechtsgemeinihaft im Watentrechte, Wien 1904; v. Boehmer, Vorihriften für das Wer, 
fahren bei dem Patentamte der Wereinigten Staaten von Nordamerika, aus dem Englifchen 
überfegt, Berlin 1903; Schanze, Das jchwetzerifche Patentrecht und die zwiſchen Dem Deutichen 
Reihe und der Schweiz geltenden patentredhtlichen Sonderbejtimmungen, Leipzig 1903; 
derjelbe, Das franzöſiſche Patentrecht, Leipzig 1903; derfelbe, Das belghche Patentrecht, 
ng 1904; Die Patentanmeldung unter ben internationalen Verträgen des Deutichen Reichs, 
VerbDrihPatl., Berlin 1904; Munk, Das Öfterreihifhe VPatG., Berlin 1904. 
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-1. Inhalt und Umfang eines Patentes zu bemeifen, ift nicht eine reine Tat- 
frage, fondern eine Rechtsfrage (RG. 18. Dez. 99, IJW. 29, 137 = PMZBL. 6, 169). 
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2. Der Umfang des Patentichußes beftimmt fi nad) dem Batentanipruche 
im Zufammenhange mit der dazu gehörigen Beichreibung und Zeichnung (RG. 
9. März 01, IM. 30, 334 — PMZBI. 7, 231). 

3. Ein aus einer Reihe von Arbeitsmitteln zufammengefeßter und mit 
Hilfe einer Naturkraft in Tätigkeit gefegter Apparat ift nicht für Gebrauchs: 
mufterfchuß, jondern nur für Patentſchütz geeignet (RG. 18. Jan. 02, IM. 
31, 137). 

4. Eine Erfindung im Gegenfage zu Entdeckungen liegt erjt vor, wenn 
durch menſchliche Arbeit Bedingungen gefett werden, unter denen ein Natur- 
geieß in die Erfcheinung tritt, das vorher und ohne diefe Arbeit ſich nicht be- 
tätigte. Eine neue Erfindung kann nidt nur dann angenommen werden, 
wenn aud die Hilfsmittel felbit bereits bekannt gewefen find, jondern auch 
dann, wenn ihre Verwertung bereits eine Erfindung zur Folge gehabt hat; 
es kommt nur darauf an, ob die Urt der Benußung der bekannten Hilfsmittel 
zu einem neuen, bisher nicht gekannten technifchen Erfolge führt (RG.4. März 03, 
IM. 32, 187 — PMZBL 9, 246). 

5. Die Übertragung eines bekannten Verfahrens auf ein anderes Gebiet 
ift nicht ohne weiteres eine Erfindung (RG. 16. März 04, JW. 33, 242). 

6. Nicht der Patent-, fondern der Gebraudsmufterihug kann in Frage 
kommen bei befferer.und vollkommenerer Ausgeftaltung der um eine Achſe hin 
SB ber fchwingenden Flügel oder Bretter einer Waſchmaſchine (RG. 15.Dkt.02, 

. 31, 610). 

7. Reine Verlegung eines Rombinationspatents liegt vor, wenn ſich der 
technifche Effekt der neuen Gefamtanordnung mit dem technifhen Effekt der 
unter Schuß geftellten Gefamtanordnung nicht mehr deckt (RG. 16. Mai 00, 
IM. 29, 554). 

8. Bei den fogenannten Rombinationserfindungen erſtreckt fich der Patent» 
ihuß nicht nur auf das kombinierte Ganze, fondern audy auf das einzelne, zum 

wece der Rombination verwendete Element, fofern es ſich als ein wefentlicher 
eil bes Ganzen darftellt (RG. 24. Febr. 04, IM. 38, 218 — FrankfRundid. 
38, 22). 

9. Eine neue Erfindung (Strobofkop) liegt vor, wenn an fi bekannte 
Mittel in den Dienft eines neu auftretenden gewerblihen Bedürfniffes gejtellt 
werden (RG. 2. Nov. 01, PMZBL. 8, 21). 

10. Eine gewerblihe Werwertbarkeit der patentierten Erfindung liegt 
nicht vor, wenn noch andere bekannte, aber in der VBefchreibung und Zeichnung 
nicht erwähnte Mittel zu Hilfe genommen werden mülfen (RG. 28. Dez. 01, 
PMZBL. 8, 44). 

11. Iſt ein Patent erft auf Beſchluß der Beihwerdeabteilung erteilt und 
die Patenturkunde in Abweichung diefes Beſchluſſes ausgefertigt, dann iſt 
nicht die Patenturkunde, fondern der Beihluß maßgebend (RG. 25. April 00, 
PMZBL 6, 268). 32 


1. Verbeſſerung und Anpaſſung des für einen Arbeitszweck erfundenen 
Mittels hat keinen patentfähigen Erfindungscharakter (RG. 15. Okt. 02, IW. 
31, 610). Dies liegt nicht vor bei einer patentierten Einrichtung zum Verladen 
von Nußkohlen unter Benußgung der bekannten Kohlentürme in den Berg: 
werken (RG. 30. Mai 00, PMZFBL. 6, 302). 

2. Eine Patentichrift, auch die im Auslande amtlicdy herausgegebene, gilt 
als öffentliche Druckſchrift und kann deshalb nicht als Grundlage einer 
Reititutionsklage aus $ 580 Ziff. 7b ZPO. benutzt werden (RG. 13. Febr. 01, 
RG3. 48, 375 — IM. 30, 228). 

3. Us offenkundige Vorbenutzung ift nicht anzufehen, wenn dasjelbe 
Prinzip, das einem nachher patentierten Verfahren zugrunde liegt, bereits 
zur Anwendung gekommen iſt (RG. 9. Febr. 03, IW. 32, 160). 

4. Ebenfo nicht in der für und im Auftrage eines andern angefertigten 
Modellzeihnung (RG. 25. Nov. 03, RGZ. 56, 55 — IM. 33, 75). 
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5. Wird das demnädjt patentierte Verfahren noch vor der Anmeldung 
Kunden mitgeteilt, fo ift es offenkundig benußt und deshalb die in dem Ver— 
fahren liegende Erfindung bei der Anmeldung nicht mehr neu gewefen (RG. 
22. April 03, IW. 32, 248 — PMZBL 9, 227). 

6. Bei genügender Berbreitung können PBrofpekte über einen demnädhit 
patentierten Gegenſtand öffentlihe Druckicdriften darftellen (RG. 20. Febr. 04, 
Verb DtſchPat A. 4, 44). 

7. Ein für Azetylenbeleuchtung beſtimmter Brenner iſt patentfähig (neu), 
aud wenn er ſchon für die Zündflamme eines Auerlichtes benugt war (RG. 
17. Mai 02, IM. 31, 399). 

8. Die in $ 23 des G. vorgejehene Bekanntmachung im Reichsanzeiger 
enthält keine derartige Beichreibung, daß danadı die Benutzung durch andere 
Sadverjtändige möglidh wäre. Sie ijt deshalb keine Worveröffentlichung 
(RG. 10. Mai 02, IW. 31, 367). 

9. Eine Vorveröffentlichung liegt nicht vor, wenn von anderen beobadıtete 
Naturgefege einer technifch brauchbaren Erfindung zugrunde gelegt find (RG. 
28. Okt. 03, PMZBL. 10, 76). 

10. Nicht ſchon dann, wenn Arbeiter des Erfinders, ohne zur Geheim— 
haltung befonders verpflichtet zu fein, Gelegenheit gehabt haben, die Erfindung 
joweit kennen zu lernen, daß ihnen eine Nachahmung oder Belehrnng Dritter 
möglich wäre, liegt eine offenkundige Benußung vor, fondern erjt dann, wenn 
von den Arbeitern das Geheimnis Dritten preisgegeben ift (RG. 26. Jan. 03, 
SächſArch. 14, 89). 

11. Gibt ein früherer Ungeftellter, die vom Kabrikleiter vorausgefeßte 
Pflicht zur Geheimhaltung nicht beobadıtend, das geheim ausgeübte Verfahren 
mehreren Perſonen bekannt, fo liegt eine offenkundige VWorbenugung vor (RG. 
28. Mai 00, PMZBL. 7, 12). 

12. Die zeitlich vorhergegangene Anmeldung eines Gebraudsmufters und 
ebenfowenig die nur zeichnerifhe Darftellung ergeben eine offenkundige Vor— 
benußung ÜRG. 7. Okt. 99, BPMZBL. 6, 21). 


83. 

1. Der durd die Anmeldung bei dem Patentamte begründete Anfprud 
auf Erteilung eines Patents gehört zu dem einer Zwangsvollftrekung unter: 
liegenden Vermögen des Anmeldenden. Seine Berechtigung, die Anmeldung 
zurüczunehmen, ändert hieran nidts (RG. 3. Okt. 02, N63.52, 227 — 
Seuffl. 58, 248 = IM. 31, 609 — DT3.8, 81 = PM3Bl. 9, 138. — U. ML: 
OLG. Hamburg 24. März 02, Hanf62. 23 H. 139 — DVG. 5, 133). 

2. Das Recht desjenigen, der durh WUnmeldung einer Erfindung ein 
Patentredyt erlangen kann, iſt [hon vor der Anmeldung und Erteilung des 
Patentes als verlegbares, felbjt der Ausübung nad übertragbares Vermögens: 
objekt gedacht (R6. 11. April 96, N6Z3. 37, 41 = PMZBL. 6, 174; ebenfo 
OLG. Zweibrücken 17. Dez. 02, Puchelts 3. 35, 55). 

3. Die frühere Anmeldung einer auf Grund diefer Anmeldung patentierten 
Erfindung bildet gegenüber dem fpäter erteilten zweiten Patente eines andern 
Unmelders einen Nihtigkeitsgrund (RG. 13. Jan. 00, IW. 29, 275). 

4. Db die Erteilung eines Abhängigkeitspatentes als „Erteilung eines 
Patentes in entjprehender Beihränkung“ aufzufaffen ift, bat nidt das 
PBatentamt, fondern der ordentlihe Richter zu entjheiden (RG. 7. Juli 94, 
RG3. 33, 149; weitere Entiheidungen ſ. $ 13). 

5. Unrichtige Angaben in den erjten Unterlagen beeinträchtigen dann 
nicht die Priorität, wenn die Unrichtigkeit unerheblich ift (RG. 28. Okt. 03, 
PMZBL. 10, 77) 

6. Enthält die Beichreibung keinen adäquaten Ausdruk für die Er: 
findung, kann aber jhon aus der eriten Anmeldung unter Zuhilfenahme der 
Proben die Identität mit der fpäter deutlich befchriebenen Erfindung feit- 
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geitellt werden, fo kommt dem Patent die Priorität der eriten Anmeldung zu 
(RG. 30. Nov. 03, PMFZBI. 10, 178). 

7. Beim Verkaufe einer angemeldeten Erfindung enticheidet der einzelne 
Bertrag, ob die jpätere Zurückweifung der Anmeldung von aufhebender Be- 
deutung ift (DLG. Zweibrücken 7. Tan. 04, Puchelts3. 35, 427). 


84 
Literatur: v. Boehmer, Gebührt das Patent dem bienftverpflicdteten Erfinder_oder dem 
Urbeit- oder bei GewRihug 8 Nr. 11. Die Beziehungen zwiſchen Fabrikanten 
und UAngeltellten in Umerika betreifs des Anrechts auf Erfindungen, GewKſchutz 9, 179. 

1. Ein gewerbsmäßiger Gebraud des Gegenjtandes der Erfindung liegt 
vor, wenn er in einem Gewerbebetriebe gebraucht wird, ohne ng.) eine be- 
fondere Beziehung der Erfindung zu dem Gewerbebetriebe oder eine Forderung 
und Erleichterung gerade diefes Gewerbebetriebes erforderlich ift (RG.31. März 97, 
RG3. 39, 32). 

2. Bei einem Patente für ein Verfahren iſt unter den „durch das Ver— 
fahren unmittelbar bergeitellten Erzeugniffen”“ audy das Produkt als das lebte 
Glied des Verfahrens geichüßt, nicht aber werden die mit dem Erzeugniffe 
weiter gewonnenen Produkte von dem Schutze getroffen (RG. 31. März 97, 
RG3. 39, 32 [34]. 

3. Iſt ein Batent für ein Verfahren mittels der in der Patentfchrift be— 
ihriebenen Mafchine erteilt, dann iſt undenkbar, daß der Eingriff in das 
Patent fo erfolgen könnte, daß zwar das Verfahren, nicht aber die Mafchine 
nachgeahmt werde oder umgekehrt, daß zwar die Mafchine, aber nicht das Ver— 
fahren nachgeahmt werde. Nur darin geht der Schuß des Verfahrens über den 
Schuß der Maſchine hinaus, daß er fih aud auf die durch das Verfahren 
unmittelbar bergeftellten Erzeugniffe bezieht (RG. 26. Okt. 01, IW. 30, 850 
— PMFZBL. 8, 154). 

4. Jeder Deutiche oder Ausländer ijt befugt, außerhalb des Deutfchen 
Reiches einen im Deutichen Reiche patentierten Gegenftand berzuftellen und 
im Auslande zu vertreiben. Die Wirkung des deutfchen Patentrechtes tritt 
erit ein, wenn ein foldher Gegenitand in das Deutiche Reich eingeführt wird. 
Solange er nicht in örtliche Beziehungen zu dem Gebiete des Deutichen Reiches 
tritt, wird das Recht des deutihen Patentinhabers jelbit von Handlungen 
innerhalb des Deutichen Reiches nicht berührt, fofern fih ihre Wirkungen auf 
das Ausland befchränken (RG. 15. Okt. 92, R63. 30, 52; ebenfo RG. 2. Dez.99, 
RG3. 45, 147 — IM. 29, 78 = PMZBL. 6, 167). 

5. Wird das nad einem beftimmten, patentierten Verfahren erreichte Er- 

ebnis von einem andern auf einem andern Wege erreicht, dann liegt keine 
eng vor [Tfoeugenol] (RG. 4. April 00, PMZBL. 6, 263). 

6. Laffen weder der Anſpruch, noch die PBatentbejchreibung erkennen, daß 
fi) der Anmelder bewußt gewejen fei, daß der neuen Vorrichtung ein all- 
gemeiner Gedanke zugrunde liegt, der eine mannigfache Ausgeitaltung zuläßt, 
dann ijt eine weitere Benußung diefes Gedankens keine Patentverlegung 
[Dämpfervorrichtungen an medanifhen Mufikwerken] (RG. 27. Juni 00, 
PMZBL. 6, 305). 

7. Eine Aquivalenz technifher Mittel im patentrechtlichen Sinne liegt 
nicht vor bei Einfeßung einer Rlinkvorrichtung mit rollender Reibung für 
eine patentierte Aniegelenksvorrichtung bei automatifhen Wagen (RG. 
16. Sept. 99, PMZBL. 6, 234). 

8. Iſt ein Verfahren patentiert, dann ſchützt das Patent die Ausnutzung 
der Erfindung durh den WBatentinhaber in feinem inländifchen Gewerbe: 
betriebe. Die in dem Verfahren bergeftellte und in den Verkehr gebradıte 
Mare ijt patentrechtlich frei von Verkehrsbeihränkungen. Wird fie nur im 
Yuslande in Verkehr gebradt, dann kann ihre Einführung in das Inland 
vom Batentinhaber verboten oder von feiner Genehmigung abhängig gemadıt 
werden. Diefe Berechtigung fällt weg, wenn die Ware vom Patentinhaber im 
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Inlande in Verkehr gebradyt worden tft. Entgegenjtehende Vereinbarungen 
mit den Abnehmern find nicht nad dem WBatentrechte, fondern nad den all- 
gemeinen Vertragsvorfchriften zu beurteilen (RG. 26. März 02, R63. 51, 139 
— TM. 31, 274 — Recht 6, 242 — PMZBL 8, 180; ebenfo RG. 23. Febr. 03, 
RGESt. 36, 178 — IW. 32, 35 — PMFZWL. 10, 36). 

9. Verkauft ein dritter Abnehmer der patentierten Ware fie unter dem 
vom Batentinhaber feitgefegten Mindeftpreife, dann liegt keine Patentverlegung 
vor (ORG. Kiel 23. Nov. 08, SchlHolftAnz. 04, 8; ebenfo RG. 4. Juli O4, 
SchlHolſt Anz. 04, 295). 

10, Für die Frage, wem die Ergebniffe der Erfindertätigkeit eines An— 
geitellten gehören, ijt enticheidend, ob das Refultat der Erfindung in den 

ahmen feiner Dienjtobliegenbeiten gehört (OLG. Hamburg 22. April 02, DIS. 
6, 2; ebenfo DIG. Hamm 26. März 03, OLG. 7, 382; ebenfo RG. 5. Okt. 03, 
PMFBL. 10, 38; ebenfo RG. 4. März 03, Seuffßl. 69, 248). 

11. Erfindungen eines Angeftellten erwirbt der Geihäftsinhaber nur, 
wenn fie während des Anftellungsverhältniffes im Bereiche feiner Dienftpflichten, 
nicht aber wenn fie fhon vorher gemadıt find (RG. 14. April 02, IW. 31, 368; 
ebenfo RG. 27. April 99, PMZBI. 6, 337; ebenfo RG. 8. Juni 99, PMBBl. 
6, 338). 

12. Die Erfindung, die ein leitender Fabrikdirektor während der Zeit 
feiner Anſtellung in der betreffenden Fabrik macht, gehört diefer, ohne daß es 
hierzu erft einer Äberirosungsbenbtung des Fabrikleiters bedarf (RG.25. April O4, 
PMZBI. 10, 294). 

13. Auch wenn. der den. Gegenitand der Erfindung bildende Apparat 
feine Vollendung erjt im Auslande erhält, ift die Erfindung als im nlande 
bereits in Benußung genommene anzufehen, wenn der PBatentihuß Sadıen be- 
trifft, die fih aus mehr oder minder felbftändigen Teilen zufammenfegen und 
diefe Teile im Inlande gewerbsmäßig bergeitellt werden (RG. 18. Sept. 97, 
RG3. 40, 78). 

14. Ein für ein Verfahren erteiltes Patent wird durch jede Tätigkeit 
„in Verkehr gebradıt”, durch welche der Eintritt des Gegenstandes der Er: 
findung in den Verkehr tatlächlich herbeigeführt wird (RG.19. April o4, RESt. 
37, 110). 

85. 


1. Der durch diefe Vorſchrift geihüßte Erfindungsbefig muß ein ſelb— 
jtändiger, im eigenen ntereffe ausgeübter gewefen fein. Hat daher ein An— 
geitellter, während er im Dienft einer Gefellfchaft ftand, in ihrer Fabrik und 
für die Zwecde der Fabrik diefer Gefellfchaft fhon vor der Unmeldung der 
Erfindung die gleiche Erfindung gemadt und benußt, alles jedoch bei feinem 
Austritte aus dem Dienfte fo zurüdkgelaffen, dann fteht ihm perfönlich nicht 
der Schuß des $ 5 Ubf. 1 zu (RG. 28. Juni 02, R63. 52, 91 = IM. 31, 427 
— PMFZBL. 9, 187; f. oben $ 4 Nr. 10, 11). 

2. Die Äußere Geftalt eines Gegenstandes kann einen techniſchen Ge— 
danken enthalten, der über die vorhandene Formgebung hinausgeht und, 
wenn er einmal offenbart iſt, von jedermann aud in abweichender Form 
wiedergegeben werden kann. it das der Fall, jo umfaßt das Recht des 
Vorbenugers auch die abweichende, aber gleichwertige Form, vorausgeſetzt, 
daß der Vorbenußer den Erfindungsgedanken überhaupt erfaßt und nicht 
etwas dargeitellt bat, über deffen Bedeutung er fi nidt klar war (RG. 
15. Febr. 02, Recht 6, 155 — PMZBL 8, 180). 

3. Vorbenugung der Erfindung im Sinne diefer WVorfchrift liegt nicht 
darin, daß vor der ru? die den Gegenjtand des Patents bildende 
Mafchine von einem Inländer im Auslande beitellt und teilweife bezahlt ift, 
wenn die Lieferung der Mafchine nad dem nlande erit nad der Watent: 
anmeldung erfolgte (RG. 10.24. Jan. 00, R63. 45, 116 = Recht 4, 106 — 
IM. 29, 188 — PMZBL. 6, 172). 
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4. Dem Borbenuger, welder den patentierten Gegenitand lediglich zu 
eigener Benußung bergeitellt hatte, kann nicht verwehrt werden, ihn gewerbs- 
mäßig berzuftellen, feilzubalten und in Verkehr zu bringen. Ebenſowenig ift 
er gehindert, ihn mit unwefentlihen Abweichungen herzuftellen. Endlich hat 
auch fein Ubnehmer die Befugnis, das gewonnene Erzeugnis feinerfeits gewerbs- 
mäßig zu gebrauchen und weiter zu veräußern (RG. 20. Sept. 02, ZW. 31, 533 
— SächſArch. 13, 211 = Recht 7, 241 = PMZBL. 8, 246). 

5. Ob dem Beliter einer Mafchinenfabrik das Recht der Vorbenugung an 
der einem Dritten patentierten Erfindung einer Mafchine (Rugelmühle) zuftebt, 
wenn vor der Anmeldung des Patents die nämliche Mafchine von feinem Ans 
gejtellten ebenfalls erfunden und in feiner Fabrik hergeftellt worden ift, bleibt 
Tatfrage (RG. 14. Dez. 03, R6Z3. 56, 223 = PMBBl. 10, 362). 


86, 
Literatur: Bolze, Übertragung der Ausübung eines Watentrechts, GruchotsBeitr. 38, 75 und 39, 1. 

1. Ein Lizenzvertrag ift ein Abkommen, durch welches einem Dritten für 
einen bejtimmten Bezirk lediglich das Recht der Benußung einer patentierten 
Erfindung eingeräumt wird (RG. 16. Jan. 04, R63. 57, 38 — IM. 33, 154). 

2. Der Inhaber einer ausichließlichen Lizenz hat ein felbjtändiges Klage— 
recht gegen den Ratentverleger (RG. 16. Tan. 04, PMZBL. 10, 220). 

. Wehr gewährt als eine bloße Lizenz wird aber, wenn auch das aus- 
ichließlihe Benußungsreht mit dem Redt, allen anderen die Benutung zu 
verbieten, für einen örtlihen Bezirk übertragen wird (RG. 3. Juli 01, IW.30,656). 

4. Anfechtung eines über ein Patent gefchloffenen Lizenzvertrages, weil 
der Ausnußung des Patents ein einem Dritten erteiltes Patent entgegenitehe. 
Beurteilung des Einwandes, daß lekteres Patent ungültig ift. Erfüllungsort 
beim Lizenzvertrag. Einwand des Belignehmers, dab das patentierte Ver— 
fahren nicht lohnend fei (RG. 14. März 01, SächſArch. 11, 327). 

5. Wird ein zum Patente angemeldetes Berfahren verkauft, dann ent» 
icheidet die Wertragsauslegung, ob ein Hoffnungskauf oder ein von der Patent- 
Die des Verfahrens abhängiger Vertrag vorliegt (RG. 23. Mai 00, ZW. 
29, 555). 

6. Ein Lizenzvertrag kann auch für den Fall der Nichtigkeit des Patents 
geichloffen werden (RG. 19. Febr. 02, Puchelts 3. 34, 130 — IW. 31, 222). 

7. Iſt der Lizenzvertrag für die ganze Dauer des WPatentes geichloffen, 
dann find die Lizenzabgaben bis zum Ablaufstage des Patentes zu entrichten 
(RG. 27. Dez. 02, IW. 32, 104). 

8. Die Vertragsauslegung ijt dafür entfcheidend, ob die Beitimmung einer 
Preisgrenze für den Detailhandel als wahre und echte Bedingung in der 
Meife unter den Beteiligten vereinbart wird, daß die Überfchreitung der Preis- 
grenze die AUnzuläffigkeit des MWeiterverkaufs und den Wegfall der nur bei 
Einhaltung der Preisgrenze gewährten Befugnis hierzu bewirken foll; nur in 
diefen alle enthält die Nichterfüllung der Bedingung einen unbefugten Ein: 
ariff in das Patentrecht (RG. 24. März 02, IM. 32, 144 = PIMFZBL. 8, 157). 
Val. auch Ar. 8, 9 zu $ 4. 

9. Nicht ein Lizenz, fondern ein örtlich befchränkter Batentübertragungs- 
vertrag liegt vor, wenn jemandem für einen beftimmten Bezirk die ausichlieh- 
liche Benußung der patentierten Erfindung überlaffen wurde. Bei Vernichtung 
des Patents geht der bisherige Patentinhaber nicht ohne weiteres jedes An— 
ſpruchs aus diefem Vertrage verluftig (RG. 20. Sept. 02, JW. 31, 533). 

10. Ergibt ſich für den Lizenznehmer, daß er die Lizenz infolge eines 
anderweitigen Patentrechtes nicht frei ausnußen kann, fo hat er fidy binnen 
angemeifener Friſt zu enticheiden, ob er von feinem Rüdktrittsrechte Gebrauch 
machen oder an dem Vertrage feithalten und die Befeitigung des Hinderniffes 
verlangen will. Iſt ihm vom Lizenzgeber zunächſt angeboten, den Vertrag 
aufzulöfen und hat er das Ungebot abgelehnt, dann darf er nicht nachträglich 
auf das Nücktrittsangebot zurücgreifen (RG. 23. Febr. 01, PMZBL. 7, 169). 


Warneyer, Jahrbuch der Enticheidungen. 3. Jahrg. 25 
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89. 

Der Zeitpunkt des Erlöfchens des Patents bei Nichtzahlung der Gebühr 
tritt nicht erjt mit der Löfchung des Patents oder der Bekanntmadung diefer 
Löſchung ein, fondern mit dem Ablauf des legten PBatentjahres (LO. Galber- 
ftadt 7. April 99, PMZBI. 6, 197). 


8 10, 
Biteratur: Schanze, Das Rombinationspatent im Nichtigkeitsverfahren, GewRihuß 9, 53. 


1. Mefentlihe Mängel des Erteilungsverfahrens, insbefondere die Nicht- 
übereinjtimmung zwijchen dem Erteilungsbefchluffe und der bekanntgemadhten 
Anmeldung find von Amts wegen zu berükfidhtigen. Sie haben im Nichtig- 
keitsverfahren die Vernichtung des erteilten Patents zur Folge (RG. 12. Febr. 02, 
RG3. 50, 196 = JW. 31, 222 — Redt 6, 186 = PMZBL 8, 113; ebenſo 
RG. 11. Juli 00, RG3. 46, 175 — PMBBl. 6, 389). 

2. Die Unvollftändigkeit der PBatentbeichreibung in einem wejentlichen 

Punkte bildet einen Nichtigkeitsgrund (RG. 9. Juli 98, PMZBL. 6, 56). 
3. Innerhalb des geltend gemachten Nichtigkeitsgrundes darf und muß das 
Patentamt auch ſolche Beweistatfahen von Amts wegen berückfichtigen, die 
nicht von den Parteien vorgebradt, aber ihm aus eigener Wiffenichaft bekannt 
geworden find; nur muß den Parteien Gelegenheit gegeben werden, ſich über 
dieſe Tatfachen zu äußern (RG. 2. April 02, Recht 6, 243 — IM. 31, 275). 

4. Vernichtung eines Patents muß ausgefprohen werden, wenn in der 
Anmeldung nur die Aufgabe, um deren Löfung es ſich handelte, geitellt, die 
Mittel zu ihrer Löfung aber nicht angegeben find (RG. 24. Febr. 02, IM. 31, 222; 
ebenfo RG. 4. Okt. 99, PMZBL 6, 54). 

5. Wenn im Nichtigkeitsverfahren der Kläger die praktifhe Ausführbar- 
keit der Erfindung nicht lediglich beitreitet, fondern erhebliche Gründe für die 
Unausführbarkeit beibringt, dann trifft den Beklagten die Beweislaft für die 
Ausführbarkeit (RG. 4. Nov. 03, PMZLBL. 10, 170). 

6. Im Nichtigkeitsverfahren kann ein zu allgemein gefaßter Patent- 
anfprud auf den offenbarten Erfindungsgedanken eingefchränkt werden (RG. 
16. Nov. 03, PMZBL. 10, 216). 

7. Handelt es fich bei einem patentierten Verfahren nicht um einen wiſſen— 
haftlihden Irrtum, fondern um eine fachliche Anderung, dann kann das 
Ketent nicht aufrechterhalten werden (RG. 27. Juni 03, PUZBL. 10, 239). 

8. Die Nichtigkeitsklage kann von jedermann, nur nicht vom WPatent- 
inhaber felbjt erhoben werden (RG. 14. Dez. 01, IW. 31, 98 — Recht 6, 106). 

9. Die Möglichkeit, die Nichtigkeitsklage zu erheben, jchließt die Geltend- 
madhung der Ubhängigkeit eines jpäter erteilten Patents nicht aus. Aber die 
Abhängigkeit enticheidet nicht das Patentamt, fondern der ordentliche Nichter 
(RO. 19. Febr. 02, IM. 31, 222 — Recht 6, 186 — PMZLL. 8, 130). 

10. Eine abgewiefene Nichtigkeitsklage erlangt keine Rechtskraft gegen 
Dritte (RG. 20. Mat 03, IW. 32, 296 — PMZLBL. 9, 306). 

11. Durch die im Laufe der Berufungsinitanz erfolgte Löfhung des an- 
gefochtenen Patents in der Patentrolle wird der Antrag, das Patent für nichtig 
zu erklären, nicht erledigt, weil andernfalls das Patent für die Zeit von 
feiner Anmeldung bis zur Löfhung feine rechtliche Wirkfamkeit behält (RG. 

10. Mai 02, IW. 31, 368). 
12. Die nad Erlaß des Berufungsurteils in einer Patentverleßungsklage 
ergangene Nichtigkeitserklärung eben diefes Patentes ift noch in der Reviſions— 
inftanz zu berückfichtigen (RG. 13. Jan. 00, JW. 29, 189). 

13. Ein Verzicht auf das Patent ($ 9) nad Verkündung des Urteils er- 
ledigt nicht den Antrag auf Nichtigkeitserklärung des Patents, weil der Ver- 
ztcht die Wirkung des Patents nur für die Zukunft befeitigt, der Nichtigkeits- 
erklärung aber rückwirkende Kraft innewohnt (RG. 20. Jan. 00, IW. 29, 261). 

14. Im Nidhtigkeitsverfahren ift die Frage der Abhängigkeit eines Batents 
von einem anderen nicht zu entjcheiden (RG. 26. Sept. 98, PMZBL. 6, 195). 
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15. Zuläffig ift die Klage auf Feſtſtellung der Unabhängigkeit eines 
Patents, in deffen Anfprud auf ein Patent des Beklagten Bezug genommen 
iit (RG. 3. Tan. 00, PUZBL. 6, 64). 

16. Ein Patent, weldes in feinem Anfpruche nicht ein durch Probe er: 
härtetes oder im Wege der Induktion gefundenes Gefeß, fondern nur einen 
abjtrakten Gedanken enthält, kann den Patentfchug nur infoweit erlangen, 
als in den Anfprücen eine praktifhe Anwendung gezeigt worden ift (RG. 
3. Jan. 00, PMZBL. 6, 366). 

17. Eine Kombination bekannter Elemente ohne neuen technifchen Erfolg 
(Selbjtzünder für Glühlichtbrenner) unterliegt der Nicdhtigkeitsklage ( KG. 
4. Juli 00, PMZLL. 6, 368). 


Zu Ziff 2: 

18. Die Vorſchrift greift aud dann Plaß, wenn zur Zeit der Erhebung 
der een das Patent des früheren Anmelders nicht mehr befteht 
(RG. 6. Nov. 01, IJW. 30, 850; ebenfo RG. 13. Jan. 00, PMZLBL. 6, 148). 


Zu Ziff. 3: 

19. Die Nichtigkeitsklage nachträglich auch noch auf den Grund der wider: 
rechtlichen Entnahme zu ftüßen, ijt unzuläffig (RG. 8. Nov. 02, IM. 32, 30). 

20. Enthält der Hinweis auf eine Einrichtung eines andern (Speifepumpe) 
nur die Richtung, in welder die Löfung der Aufgabe zu fuchen fei, findet 
Ziff. 3 keine Unwendung (RG. 25. Nov. 03, R63. 56, 55 — PMZLL. 10, 171). 

21. Eine KRlageänderung liegt nicht vor, wenn die Nichtigkeitsklage zu- 
nächſt auf offenkundige Vorbenugung, demnächſt aber darauf geftüßt wird, 
daß in demjenigen, was in der gejhügten Anordnung gegenüber dem vorher 
bekannt Gewejenen neu fei, eine patentfähige Erfindung nicht erblickt werden 
könne (RG. 16. April 04, PMZBI. 10, 265). 


8 11. 


Literatur: Zimmermann, Die Zwangslizenz im Patentrecht, GemRihuß 8, 8; Wirth, Die 
neue Zwangslizenz und das Übhängigkettspatent, daſ. 9, 33. 


Zu Ziff. 1: 

1. Will der Patentinhaber dem angedrohten Nadteil der Entziehung 
feines Patents entgehen, fo bat er Tatfachen vorzubringen, durch weldye die 
Nichterfüllung der Ausführungsverpflidtung genügend entſchuldigt erfcheint 
(RO. 9. Febr. 01, IJW. 30, 211). 

2. Inhalt der Worfchrift ift nicht, daß die Zuläffigkeit der Zurücknahme 
eines Patents die Ausführbarkeit der patentierten Erfindung zur Vorausfegung 
hat, obgleich eine, zwar durch Patent geihüßte, aber einen technifchen ie 
fchritt nicht enthaltende, bisher praktifch unausführbare und für das Gewerbe 
völlig unfruchtbare Erfindung keinen Unfprud auf Erhaltung des gefeglichen 
Schutes hat (RG. 26. Nov. 02, IM. 32, 30). 

3. Ein Schweizer, dem ein deutiches Reichspatent erteilt ift, wird von der 
Verpflihtung, die Erfindung im Deutihen Reiche zur Ausführung zu bringen, 
dur Urt. 5 des Ilbereinkommens vom 13. April 1892 (RGBI. 94, 511) nicht 
bejreit (RG. 22. April %6, RG3. 37, 49). 

4. Eine Zurücknahmeklage kann dann nicht darauf geftütt werden, daß 
der Batentinhaber die gefhügte Erfindung nur für ein bejtimmtes Anwendungs: 
gebiet (Bendelzähler für Drehftrom), nicht auch für die anderen möglichen An- 
wendungsgebiete (Motorzähler) ausgeübt habe, wenn ein dahingehendes Ver— 
une an den Batentinhaber nicht vergeblich geftellt worden tft (R®. 2. Jan. 01, 
PUFZBL. 7, 212). 

Zu Ziff. 2: 

5. „Offentliches Intereffe” ift das Intereffe der Allgemeinheit an der ge- 

werblichen Weiterentwicklung im Gegenfate zu dem Intereſſe des privilegierten 


25° 
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PBatentinhabers, feine Erfindung ausichließli in feinem Intereſſe zu verwerten 
(RG. 11. Febr. 03, R6Z3. 54, 4 — IW. 32, 160 — PMBBl. 9, 279). 


8 12. 

Der von dem ausländifchen Inhaber eines Patents zu beſtellende Ver— 
treter iſt Kraft feiner geſetzlichen Vollmacht befugt, ihn in einem gegen ihn 
anbängig gemadten Kechtsftreite wegen Verlegung eines fremden Potentes 
zu vertreten (RG. 14. Nov. 98, R63. 42, 92). 


Zweiter Abſchnitt. Patentamt. 
8 13. 


1. Nicht das Patentamt, fondern der ordentliche Richter hat über die Ab- 
hängigkeit eines Patentes von einem andern, älteren Patente zu enticheiden 
(RO. 20. Dez. 99, R63. 45, 72 = IM. 29, 136 = PMFBL. 6, 60; ebenfo RG. 
19. Febr. 02, JW. 31, 222; ebenfjo RG. 7. Juli 94, RG3. 33, 149). 

2. Den Schugumfang eines Patentes hat der ordentlihe Richter jelb- 
ftändig auch dann zu erörtern, wenn die PBarteibehauptungen in diefem Patent: 
verlegungsprozeffe den Feltitellungen eines Urteils widerfprehen, das im 
voraufgegangenen Nlichtigkeitsverfahren ergangen ijt und die teilweife Nichtig- 
keit des Patents ausgeſprochen hat (RG. 27. April 04, PMZBL. 10, 329). 

3. Das ordentliche Gericht ift nicht zuftändig, nad) einer beim Patentamt 
erhobenen Nichtigkeitsklage eine erbetene einftweilige Verfügung zu erlaffen, 
durch die dem Untragjteller geftattet würde, auf das angeblich unrechtmäkige 
an Rückfiht zu nehmen (OLG. Dresden 24. März 97, SächſorG. 
21, 463). 

4. Der Erlaß einer einjtweiligen Verfügung ift unzuläffig, wenn die Nichtig: 
keit des durch die Verfügung zu ſchützenden Patents glaubhaft gemadt wird 
(RO. 1. aus 03, DI3.9, 701 — GewRihuß 9, 272). 

5. Sucht derjenige, welcher einer Patentverlegung bezichtigt wird, bier- 
gegen den gerichtlihen Schug im Wege einer einjtweiligen Verfügung nad), 
fo hat er glaubhaft zu machen, daß ihm keine Patentverlegung zur Laft falle 
(RO. 24. Febr. 04, PMZLL. 10, 293). 


g 19. 


1. Die Eintragung in die Patentrolle ergibt die Legitimation zur Klage 
wegen Batentverlegung fo ausichließlich, daß der Beklagte den Mangel eines 
rechtsgültigen Erwerbstitels nicht vorfhügen darf (RG. 11. Dez. 01, IW. 31, 97 
— Redt 6, 49 — PMZBL. 9, 100), 

2. Iſt die Firma einer Handelsgefellfchaft als Patentinhaber eingetragen, 
jo gilt nad ihrer Auflöfung als eingetragener PBatentinhaber derjenige, der 
nad) dem Handelsregijter zur Führung der Firma berechtigt ift (KG. 14. der. 01, 
IM. 31, 99 — Recht 6, 106 = PMZBL 8, 177). 


Dritter Abfchnitt. Verfahren in Patentſachen. 
8 20. 
Abänderungen der in der Anmeldung enthaltenen Angaben find nad) dem 


Beichluffe über die Bekanntmadhung der Anmeldung ausgeichloffen (RG. 
12. Febr. 02, R63. 50, 16 — IM. 31, 222). 


828. 


1. Eine ausländifche Anmeldung (Argentinien) kann im Laufe des Ver- 
fahrens auf eine in Deutichland wohnhbafte Perſon nicht mit der Wirkung 
übertragen werden, daß nunmehr von dem Erfordernis der Gegenjeitigkeit 
abgejehen werden könnte (PatA. 23. Sept. 03, PMZLBIL. 9, 283). 


Vierter Abſchnitt. Strafen und Entſchädigung ( 35). 389 


2. Der Batentanmelder, deifen Unmeldung bekanntgemadt ijt, und fein 
Rechtsnachfolger können der Behauptung eines andern, er habe die nämliche 
Erfindung früher angemeldet, durch Erwirkung einjtweiliger Verfügungen des 
Prozekgerichts entgegentreten (RG. 26. Sept. 03, PMZBI. 10, 73). 

3. Eine einftweilige Verfügung kann dann nicht auf Grund eines Patents 
gewährt werden, wenn Die Nichtigkeit des Patents glaubhaft gemadıt iſt 
(RO. 1. Juli 03, DT3.9, 700 = Uni. 3, 9). 


8 28. 

1. In dem dur die 88 28—33 geordneten Verfahren find die bei dem 
Neichsgericht zugelaffenen Anwälte befugt, die Berufung beim Patentamt ein- 
zulegen (RG. 14. Nov. 00, R623. 47, 395 — PMZBI. 7, 116). 

2. Kenntnis des WPatentinhabers von der Mangelbaftigkeit feiner Er- 
findung genügt nit, um das Patent nah Ablauf der Friſt als arglijtig er- 
langt anzufedhten (RG. 25. Juni 02, IM. 31, 427 — PWIFZBL 10, 35). 

3. Meitere Entſcheidungen bei $ 10. 

4. Gebühren des Patentanwalts können nicht zur Erjtattung liquidiert 
werden (RG. 14. Juli 02, IW. 31, 447). 

5. Wer ein Patent anmeldet, das wegen Erlöfhen des Patents frei 
geworden tft, handelt argliftig und verftößt wider die auten Sitten. Er kann 
ih nicht mit Abi. 3 $ 28 [hüten (RG. 25. Okt. 02, PWZBL 9, 5). 


8 30. 
Bei einer auf Mangel der Neuheit ($ 2) geftüßten Nichtigkeitsklage darf 
und eng das Patentamt ſolche Beweistatfahhen berücfichtigen, die ihm aus 
eigener Wiffenfhaft bekannt geworden find (RG. 2. April 02, PMFBIL. 8, 204). 


8 31. 
Literatur: Rathenau, Hoftenfeitiegung im Patentnichtigkeitsverfahren, PMZBL. 9, 296. 


8 33. 

1. Eine Anſchließzung an die Berufung des Prozeßgegners iſt unzuläffig 
(RO. 20. Fan. 00, ZW. 29, 261). 

2. Auslagen, weldye einer Bartei im Berufungsverfahren in Nichtigkeits- 
und Zurücknahmeſachen vor dem eg red durch Bezahlung der Forderung 
eines Patentanwalts für irgendwelche Tätigkeit erwadjlen, find nicht als not- 
wendige Koſten erjtattungsfäbig (RG. 14. Juli 02, PMZBIL. 8, 206). 

3. Die Berufung tit auch gegen eine nur den Kojtenpunkt betreffende Ent: 
iheidung zuläffig (RG. 17. Febr. 04, IW. 33, 217 = PMZLL 10, 242 — 
Seuffl. 59, 376). 


Vierter Abſchnitt. Strafen und Entſchädigung. 
8 35. 

1. Die Haftung für Patentverlegungen ift nad diefer Vorſchrift zu be» 
urteilen, aud wenn das verlegte Patent unter der Herrihaft des alten PatG. 
vom 25. Mai 1877 erteilt worden iſt (RG. 25. Febr. 03, IW. 32, 188; ebenfo 
OLG. Eöln 4. Juni 02, Recht 6, 440). 

2. Dem Schadenserfaganiprud des Patentinhabers wegen Verlegung 
feiner Rechte kann nicht der Einwand entgegengefett werden, daß er keinen 
Schaden erlitten habe, weil er das Gefchäft, in dem das Patent verwertet 
werde, zwar im eigenen Namen, aber für fremde Rechnung betreibe (RG. 
21. April 02, SächſArch. 12, 635). 

3. Eine Hoffnung, den klägerifchen PBatentanfprucd mit Erfolg bekämpfen 
zu können, fchließt ein Verichulden nicht aus (RG. 22. Nov. 02, IWW. 32, 30). 
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4. Grobe Fahrläffigkeit liegt in der Verkennung der — ——— des 
eigenen Patentes von dem eines andern unter Nichtbeachtung der Anſicht des 
Patentamts (RG. 13. Juni 02, IJW. 31, 400 = PMZBL 8, 205). 

5. Der Betriebsunternehmer haftet für PBatentverlegungen, welche die in 
feinem Betriebe Angeftellten begangen haben (RG. 11. Dez. 01, IW. 31, 97 = 
Recht 6, 50). 

6. Der Inhaber eines patentierten Verfahrens darf als Entihädigung für 
die Verlegung feines Batentrehtes den Gewinn fordern, der durch die un- 
Bel te —— des geſchützten Verfahrens erzielt worden iſt (R®. 31. Dez. 98, 

. 43, 56). 

7. In dem ohne Zuftimmung des Patentinhabers vorgenommenen Ber: 
kaufe eines Rezeptes, weldhes die wejentlichen Beftandteile eines patentierten 
Verfahrens enthält, liegt eine Patentverlegung, insbefondere auch dann, wenn 
das Rezept ins Ausland verkauft wird. Der Verlegte ift berechtigt, Rechnungs: 
legung über den aus der Patentverletzung gezogenen Gewinn zu fordern 
(RG. 7. März 00, RGZ. 46, 14 — IM. 29, 316; ebenfo RG. 28. Febr. 00, 
PMFZBL. 6, 197). 

. Tahrläffigkeit wird durd das Werhalten des Patentinhabers aus» 
geichloffen, der bei wiederholtem, anderweitigem Bezuge von Erjaßteilen zu 
der patentierten Mafchine geichwiegen hat (RO. 25. Febr. 08, IM. 32, 188). 

9, Als Verletzter ift auch derjenige anzufehen, dem u. feiner An: 
meldung der einjtweilige Rehtsihuß gemäß $ 23 gewährt ift (RG. 11. Juli 03, 
IM. 32, 346 — BPMZBL. 9, 229 — Geuffll. 58, 469). 

10. Eine Schadenserfaßpflicht desjenigen, der feinem Patente eine zu große 
Bedeutung beimißt und infolge diefes Irrtums PBerfonen, die tatſächlich in fein 
Patent nicht eingegriffen haben, eines Eingriffs beihuldigt und damit in 
ihrem Gewerbebetrieb ftört, läßt fih aus dem PatG. nicht begründen (RG. 
10. Dez. 00, ZW. 30, 40). 

11. Grobe Fahrläffigkeit liegt vor, wenn der Beklagte nadı Empfang des 
von den PBatentanwälten des Klägers an ihn gerichteten Schreibens keine ent- 
ſprechenden Schritte getan hat, um ſich über feine Berechtigung zu vergewiliern 
(RG. 9. Dez. 9, IW. 29, 77 — PMZBI. 6, 235). 

12, Wird Vorſatz und damit Wiffentlichkeit der objektiv vorhandenen 
Patentverlegung deshalb verneint, weil der Beklagte aus technifchen Er- 
wägungen auf Grund der zwijchen der patentierten und der das Patent ver- 
legenden Konſtruktion obwaltenden Unterſchiede der Meinung fein konnte, dab 
fie in das Patent nicht eingreife, fo fällt zwar die Schadenserfaßforderung, 
nicht aber die negatorifhe Klage (RG. 7. Nov. 00, JW. 29, 857). 

13. Wird Verlegung eines Patents für ein aus einem chemifchen Ver: 
fahren erlangtes Produkt (Tonon) behauptet, fo tft nur das im Patent an» 
gegebene Verfahren, nicht etwa das [päter verbefferte, der Beweisaufnahme zu: 
grunde zu legen (RG. 16. Okt. 00, PMZBL 7, 131). 

14. Bei einer Klage wegen Patentverlegung iſt der Wortlaut des Patent— 
anſpruchs für die Tragweite des Patents entiheidend (RG. 23. Febr. 01, PIMZBL 
7, 257; ebenfo RG. 7. Febr. 00, PMZBI. 6, 176). 

15. Der rein negatorifhe Anſpruch aus $ 4 des ©. gehört nicht zu den 
Konkursforderungen. Iſt der Anfprud — dann tritt eine Unter— 
brechung des Verfahrens ($ 240 ZPO.) nicht ein (RG. 3. Okt. 00, PMZLBI. 
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16. Eine einjtweilige Verfügung kann auf Grund eines Patents dann 
nt gewährt werden, wenn die Nichtigkeit des Patents glaubhaft gemacht ift 
(RG. 1. Juli 03, Uni. 3, 90 = DT2. 9, 700). 


g 40. 


1. Aus diefer Worfchrift wird ein privatrechtliher Anfpruch auf Unter 
eg unwabhrer ee aefolgert (RG. 28. Nov. 00, IW. 30, 13 = 
PMFZBL 7, 117; ebenfo LG. 1 Berlin 16. Sept. 00, PMBBl. 7, 14). 


26. Gejeß, betr. den Schuß von Gebraudsmuftern. 391 


2. Mer ein Patent auf einen Gegenitand (Bierfiphon) befigt, darf auch 
nur ſolche Gegenjtände gleicher Art als unter Patentſchutz ſtehend bezeichnen, 
weldye die Merkmale des patentierten Gegenitandes aufweifen. Ein Verſtoß 
biergegen beredtigt einen mit gleidhartigen Gegenjtänden ſich befaffenden 
Gewerbtreibenden zur Erhebung der Unterfagungsklage (RG. 27. Nov. 01, 
PMBBl. 8, 177). 

3. Der ftrafrechtliche Tatbejtand des 8 40 begründet zwar auch eine zivil- 
rechtliche Klage auf Unterlaffung unwahrer Batentberühmung, nicht jedoch aud) 
eine ſolche auf Schadenserfa (R6. 12. Dez. 01, PMBBl. 8, 6). 

4. Die Bezeihnung „DRP“, „DRPUmt“, „Deutiches Reichs-Patent-Amt” 
und „Deutiches Patentamt” darf für Gegenftände, die durch Gebraudsmufter- 
ihuß geihüßt find, nicht angewendet werden (LG. Dresden 5. Tan. 04, 
PMZBL. 10, 395). 


Verordnung vom 7. April 1891. 


Zurückweifung der Berufung beim Fehlen von Berufungsanträgen (RO. 
20. Juni 00, IW. 29, 568). 


Raiferlije Verordnung vom 6. Dezember 1891. 
3u$1: 

1. Nicht erforderlich ift, daß die Berufungsfchrift einen bejtimmten Antrag 
formuliert, wohl aber muß fie erfehen laffen, was die Berufung will, in 
weldhem Umfange fie die Enticheidung des Patentamts angreift (RG. 16. Nov. 
03, PM3BBl. 10, 14). 

2. Der Antrag der Nidhtigkeitsklage ift nicht nur Worausfegung für die 
Einleitung des Verfahrens, fondern bejtimmt auch den Umfang. Spätere be» 
deutungslofe Anderungen in der Falfung der Anträge können nadgeholt 
werden (RG. 4. Tan. 04, PMZBI. 10, 219). 


3u 87: 

3. Zurückweiſung verſpäteter Anführungen in der Berufungsinſtanz iſt zu— 
läſſig, wenn bei Aufwendung der erforderlichen Sorgfalt und Aufmerkſamkeit 
Sr neue Material rechtzeitig hätte beigebracht werden können (RG. 3. Febr. 00, 

. 29, 275). 


26. Geſetz, betreffend den Schub von Gebraudsmuftern; 


vom 1. Juni 1891. 


Riteratur: Jſay, PatG. und GebrMuftG., foftematifch erläutert, Berlin 1908; Seligfohbn, Pat. 
und GebrMuftö., Kommentar, 2. Aufl. Berlin 1901; ferner Allfeld, Robolskt, Steng- 
lein ufw. unter BatG.; Schanze, Zum Begriff des Gebraudhsmufters, Sächſelrch. 10, 81; 
Marcus, Die unlautere Aneignung einer Erfinderidee behufs Verwertung zum Gebrauds- 
mufter, Uni. 1, 6; Langenban, Die Grenzen des Gebraudsmufterihußes und feine 
Tragweite, rag; Schanze, Das Recht der Erfindungen und der Wufter, Leipzig 1899; 
berjelbe, Der Anfprud auf Löfhung bes Gebraucdhsmufters, SächſArch. 10, 6; berjelbe, 
Mobellfähigkeit als Vorausfegung des Gebrauhsmufterfihußes, GoltbArd. 47, 211; Rülf, 
Die Anwendung von Gebrauhsmuftern auf den Gegenftand früherer Patentanmelbungen, 
VerbDrfhBatl. 4, 33; Wirth, Die —— bes Gebrauchsmuſters, VerbDtfhPatl. 
4, 383; — Iſt bei Gebrauchsmufterverlegungen ber Lizenznehmer oder nur ber eingetragene 
Inhaber des Gebrauchsmufters ftrafantragberehtigt? GewRſchutz 9, 186. 


8 1. 
Literatur: Cantor, Zum Begriff der Meubeit in $ 1, DI3. 9, 448. 


1. Der Gebraudhsmufterfhuß ift nicht genau auf die angemeldete Form 
der Gerätichaft beichränkt, fo daß jede, auch die geringfügigfte Ubweihung von 
dem angemeldeten Modell genügen würde, um den Gegenſtand außerhalb des 
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gefeglihen Schußbereihes zu ſtellen. Der Schuß; umfaßt vielmehr auch un- 
wejentliche Abweichungen von der gefhüßten Form der Gerätichaft, welche das 
Vorhandenfein einer Nachbildung des geihügten Mufters erkennen laffen, ohne 
für das, was fie Ubweidhendes und Eigenartiges bieten, eine dem Gebrauchs: 
weckt dienende und diefen fördernde Geftaltung aufzumweifen (RG. 22. Okt. 02, 
Kon. 32, 11; ebenfo RG. 21. April 02, IW. 31, 317). 

2. Die Gefegworte „dienen follen” bezeichnen nicht eine nur fubjektive Ab— 
fiht des Anmeldenden (RG. 16. Febr. 01, R63. 48,21 — IM. 30, 254; ebenſo 
RG. 20. Mai 98, PMZBL. 4, 125). 

3. Die auf einem Gebraudhsgegenitand angebradhte Anweilung über feine 
Handhabung fällt nicht unter den Schuß des Gefeßes (RG. 26. März 02, RG3. 
51, 142 = 3W. 31, 275 = Redt 6, 2422 — PMZBL. 8 1%). 

4 Ein Gebraudhsgegenitand, durch deffen Verwendung ein bisher unbe: 
kannter technifcher Erfolg erzielt wird, kann wegen neuer Geitaltung geſchützt 
werden, auch wenn fein Modell zwar demjenigen bereits bekannter Gebrauchs: 
gegenftände entlehnt worden ift, aber dem Zwecke der neuen Verwendung an- 
gepaßt und demgemäß gejtaltet werden mußte (RO. 15. Jan. 02, R63. 50, 124). 


5. Die Verwendung eines bejtimmten Stoffes zu einem Gebraudhsgegen- 
jftand an Stelle eines andern kann nicht in jedem Falle den Schuß des Ge- 
feßes begründen [ausgeichloffen bei Verwendung von Aluminium zu Schuh— 
leiften] (RG. 16. Febr. 01, R63. 48, 21 = IM. 20, 254 — PWMZBL. 7, 214); 
wohl aber dann, wenn der gewerbliche Vorteil, den das Modell bietet, eine 
beabfichtigte Folge der Verwendung gerade diefes Stoffes ift [Zelluloid-Schuß- 
— (MG. 19. Febr. 98, RGZ3. 41, 37). 

6. Der Schuß des Geſetzes eritreckt fich nicht auf unbeweglihe Sachen und 
—7* rierende Beſtandteile von ſolchen Deckenkonſtruktion] (RG. 26. März 98, 

.41, 65). 

7. Das Neue, welches geſchützt wird, kann in der Geftaltung oder in der 
Unordnung oder in der Vorrichtung beitehen. Gewißheit über den Gegenjtand 
des Schußes gibt bei Uneinigkeit der Parteien die Eintragung in der Muſter— 
rolle (RG. 30. Mai 02, ZW. 31, 368). 

8. Einer Einrede der mangelnden Neuheit kann nicht, wie beim Patente, 
mit dem Hinweis auf den formell zu Recht bejtehenden Eintrag begegnet 
werden (RG. 27. Febr. 00, FW. 29, 317). 

9. Ein aus einer Reihe von Arbeitsmitteln zufammengefeßter und mit 
Hilfe einer Naturkraft in Tätigkeit geſetzter Apparat ift nicht für Gebrauchs: 
mujter, jondern nur für Batentichuß geeignet (RG. 18. Tan. 02, IM. 31, 137 — 
Recht 6, 132 — PMZLL. 8, 132). 

10. Das vorliegende Gefeg will gewerbliche Kormverbefferungen bekannter 
Gegenftände fügen und ift für Erzeugniffe bejtimmt, die durch neue Form 
oder Konftruktion die gewerbliche Nußbarkeit erhöhen. Das PatG. dagegen 
foll Erfindungen hüten, die mehr find, als die im Raum verkörperte Dar- 
jtellung eines dem Arbeits- oder Gebrauchszwecke dienenden Erfindungsge- 
dankens, foll vielmehr, ohne an eine bejtimmte Darftellungsform gebunden zu 
fein, durch eine bisher unbekannte Kombination von Naturkräften einen 
wejentlichen Fortichritt der Technik fchaffen (RG. 23. Sept. 99, R63. 44, 75). 

11. &riegsihiffsmodell zur Darftellung von Marineichaufpielen ift als Ge- 
braudhsmufter ſchützbar OLE. Hamburg 8. Okt. 03, PMZBL. 10, 40). 

12. Eine komplizierte Maſchine kann nicht Gegenftand des Gebraudys- 
mufjterfhußes fein, wohl aber einzelne Vorrichtungen von ihr mit felbftändigen 
Funktionen [Bogenableger an Schnellpreffen] (RG. 11. Okt. 02, IM. 31, 637 = 
Recht 8, 23 = GewRſchutz 9, 2 — GrudotsBeitr. 47, 1032; ebenfo RG. 8. Mai 97, 
RG3. 39, 115 [Filterplatte für Filterprefien]; ebenfo RO. 6. April 98, NG2. 
41, 74; ebenſo [Tafelichere] RG. 7. Febr. 00, PMZBL. 6, 240; ebenfo [Schnell- 
preife] OLG. Darmftadt 23. Okt. 03, HeſſRſpr. 5, 59). 
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13. Für ein Verfahren (Spitzen von mehr als 4/2 Meter Länge herzu— 
itellen) ift der Schuß dieſes Gejeges nicht gegeben (RG. 17. Febr. 00, IM. 
29, 300). 

14. Ein Verfahren zur befferen Konfervierung von Körnerfrüchten (KRaffee- 
bohnen) it nicht ſchutzfähig, weil es bier mangels eines Modells an einer in 
die äußere Erjcheinung tretenden neuen Geftaltung fehlt und weil der Schuß 
des Gejeges ſich nicht auf ange oder Genußmittel erjtreckt (RG. 29. Jan. 00, 
RGF.46, 1= IW. 29, 264 = PUFBL. 6, 185; ebenfo RO. 12. Okt. 01, SächſArch. 
11, 724 = IM. 30, 807; ebenfo OLG. Karlsruhe 30. Dez. 99, PMZBL 6, 181). 

15. Ein Gebraudhsmufterfhuß für ein Verfahren zur Konfervierung von 
——— und Genußmitteln iſt ausgeſchloſſen (RG. 8. Febr. 00, SächſArch. 
10, 152). 

16. Vorausſetzung des Gebraucdhsmuiterfchußes für Halbfabrikate ilt 
ihre dauernde Berwertbarkeit im gewerblichen Verkehr. Ungebrannte Ton: 
röhren, die mit Längsſchnitten verfehen werden, um fie nad) dem Brennen zu 
Halbröhren fpalten zu können, find deshalb nicht ſchutzfähig (RG. 3. Wärz 97, 
NRG3. 39, 6); wohl aber Federbüfchel, die zur Herjtellung von Schmucfaden 
dienen (RG. 22. Sept. 97, R63. 39, 132); desgl. Runitjtein (RG. 23. Sept. 9, 
RG3. 44, 75). 

17. Flächenmuſter find, wenn überhaupt, doch nur infofern des Ge- 
brauchsmuſterſchutzes fähig, als fi der Erfindungsgedanke in einer äußeren 
Öeitaltung, Anordnung oder Vorrichtung verkörpert, nicht aber dann, wenn 
die Darftellung lediglich durch Schriftzeichen in ihrer ſprachlichen Bedeutung 
erfolgt, bei dem fomit die a Unordnung als foldye belanglos iſt (KG. 
20. März 01, R63.48, 73 — PMZBL. 7, 218). 

18. Flächenmuſter find nicht ſchutzfähig [zufammenitellbare Fahrpläne für 
Eifenbahn und Dampficiffe]) (RG. 24. Febr. 00, PMZBL 6, 316), [eigenartig 
bedruckte Notenblätter] (OLG. Hamburg 9. Febr. 01, OLG. 2, 288), [Bilderalbum 
mit Schminkanweifungen] (26. I Berlin 27. Nov. 03, PMZBL 10, 302). 

19. Schutfähig tft eine Säulenlampe, bei welcher die Säule als Ölbehälter 
dient (RG. 16. April 02, IWW. 31, 317). 

20, Bei Vorrichtungen, die an ſich längft bekannt waren, tjt die erforderliche 
Neuheit nur dann gegeben, wenn fie in einer bisher unbekannten Anord— 
nung einem neuen Gebrauchszweck dienftbar gemacht werden (OLG. Karlsruhe 
10. Juli 03, BadRpr. 69, 322). 

21. Sowohl Modell, als Neuheit der Löfung fehlt bei einem eingetragenen 
Mufter: Wagen mit ftarr verbundenen Flafchen zum Transport flüffiger Kohlen— 
füure (RG. 21. März 00, IM. 29, 416; ebenfo Re 10. Nov. 99, BPMZBL 6, 239). 

22. Sowohl Modell, als Löfung fehlt bei einem Mujter mit dem Schutz— 
anſpruch: Letternmetall — Wälkheitempel- Type, gekennzeichnet dur ein be- 
deutend vertieftes Buchſtaben- oder Zeichenbild beliebigen Schnittes und be: 
liebiger Höhe (RG. 24. Dkt. 03, GewKſchutz 9, 22 — DTZ. 9, 73). 

23. Die Neuheit eines Mufters kann nicht deshalb verneint werden, weil 
in PBolizeiverordnungen über Bierdrukvorrihtungen auf die Verwendung von 
Zinn und Nickel hingewiefen wird (RG. 19. Mai 00, IM. 29, 531). 

24. Zu den Erfordernifien für die Wirkfamkeit einer Anmeldung gehört 
die Angabe, welche neue Gejtaltung ufw. dem Gebrauchszwecke dienen foll. 
Sie fehlt bei lichtempfindlich hergeitellten Boftkarten (OLG. Dresden 9. März 00, 
SächſOLG. 22, 42 = PMFBL.6, 351); desgl. bei Anfichtspoftkarten, welche bei 
durchicheinendem Licht ihre Farbe verändern (RG. 29. Okt. 00, SächſArch. 
11, 422 = IM. 29, 841 — PMZBL 7, 42). 

25. Eine befondere Färbung von Anöpfen kann wohl als Geihmakks- 
muſter ſchutzfähig fein, unterfällt aber nicht dem Gebraudhsmufterfhug (OLG. 
Tena 3. Jan. 03, DI3. 8, 324). 

26. Hartipiritus in zerkleinerter Form tft nicht fchußfähig, weil die Form 
der Zerkleinerung (Würfel) keine für den verfolgten Gebraudhszwek tupiiche 
iſt (RG. 27. Sept. 02, PMZBL 3, 32). 
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27. Eine an ſich neue Konjtruktion eines Gebrauchsgegenitandes, durch 
welche der Gebrauchszweck gefördert wird, ift auch dann ſchutzfähig, wenn be— 
reits vorhandene Ideen benußt oder fortgebildet find (RG. 20. Nov. 99, 
PMZBL. 6, 156). 

. Ein aus Teilen zufammengefeßtes Ganzes (Regulator mit Etageren), 
das einem Gebraudhszwece dient, kann ihm aud vermöge der Art der Ver— 
bindung feiner Teile dienen, wobei unerheblid) ift, * einzelne Teile für ſich 
allein nur als Zierate in Betradyt kommen (RG. 17. Mai 00, PMFZBL. 6, 317). 

29. Schönheitszwecken dienende Mufter find nicht [hußfähig (RG. 27.Nov.95, 
PMABl. 2, 61); ebenfo: Hat der Inhaber des Mufters einen dekorativen Zweck 
angegeben, dann muß er diefe Angabe gegen fich gelten laffen, audy wenn das 
Muiter die Gebrauchsfähigkeit des Gegenjtandes erhöhen mag (RG. 5. Juli 99, 
VBUIZBL. 6, 70). 

30. Die Herftellung von Viehfutter in KRörnerform (unregelmäßigen Krü— 
meln) iſt nicht unfähig: weil eine Geftaltung im Ginne des Geſetzes fehlt 
(RS. 9. Dez. 99, PULZBI. 6, 313). 

31. Zündftäbchen mit Reklameauffchrift find nicht ſchutzfähig (KG. J Berlin 
3. März 00, PMgBl. 6, 270). 

32. Für den Gebraudhsmufterfhuß genügt, wenn das zu [hüßende Modell 
durch feine Formveränderung einen gewiſſen tedhnifchen Fortichritt verrät Hand— 
wicelapparat auf zwei und mehr Seiten mit Haken befeitigt] (OLG. Cöln 
1. Dez. 00, OLG. 2, 287). 

33. Ein neuer Unftrich, den ein bereits bekannter Gegenstand erhält (Un- 
jtrich der Innenſeiten von Kühl- und Eisfhränken), kann den Gebraudhsmufter- 
Ihuß dann begründen, wenn dadurd der Gebrauchswert des Gegenitandes be- 
wußt erhöht wird (OLG. Dresden 15. Okt. 03, SächſArch. 14, 517 = PMZBI. 
10, 345). 
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1. Der Schußanfpruh am Scluffe einer Anmeldung kann nidt aus- 
Ichließlih die Grenzen deffen bejtimmen, was als fhußfähig in Anfpruch ae- 
nommen werden foll, fondern nur Anfprud in Verbindung mit dem Modell 
(RG. 14. Jan. 03, IW. 32, 105 = PMZLBL. 10, 16). 

2. Enthält die gewählte Bezeichnung des Gegenjtandes den Hinweis auf 
einen Gebraudszwek, jo kommt dem Hinweife nicht die Bedeutung zu, daß 
der Schuß nur für die Verwendung der Nachbildung zu diefem einen ange» 

ebenen Zwecke verlangt und verlichen wurde und daß die Nachbildung zur 
erwendung des Gegenitandes zu jedem andern Zwecke jedermann freijtände 
(RG. 25. Sept. 02, R6St. 35, 348 — IW. 32, 144 = PMFZLL. 9, 43). 

3. Im Gegenfage zu $ 20 PatG. kann hier nicht als geſetzlich unzuläſſig 
angejehen werden, die Bezeihnung des Modells und den Schukaniprud 
ſprachlich derart zufammenzuziehen, daß die Bezeichnung zugleih den Schuß- 
anfprud angibt oder umgekehrt (RG. 8. Tan. 98, R63. 40, 140). 

4. Die Ungabe in der Anmeldung über die neue Geitaltung, welche dem 
Urbeits- oder JJ————— dienen ſoll, ift jo weſentlich, daß dasjenige, 
was in der Unmeldung nicht als neu hervorgehoben ijt, nicht den Schuß des 
Gejeges erlangen kann (RG. 24. Nov. 00, ZW. 30, 13 — PMZBL. 7, 148). 
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1. Nicht die Eintragung in die Rolle des Patentamtes ijt für den Inhalt 
des Mufterfchuges maßgebend, fondern die Anmeldung in Verbindung mit dem 
Modell (RG. 20. März 01, RG3. 48, 73 — IM. 30, 334). 

2. Das Patentamt hat bei der Eintragung von Gebraudhsmuiftern weder 
die Pflicht noch das Recht zur Prüfung der Neuheit und hat fi auch hinfichtlich 
der Bezeichnung, unter weldher das Muſter in die Rolle eingetragen iſt, an 
die Angabe des Unmelders zu halten (RG. 16. Okt. 97, R63. 40, 7, 11). 
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84. 

1. Die Benugung eines Gebraudsmufters zur Herſtellung von Nadbil- 
dungen verlegt das Schugredht aud dann, wenn fie in der Abjicht erfolgt, den 
gewerbsmäßigen Vertrieb erit unmittelbar nad Ablauf der Schußdauer zu bes 
ginnen (RG. 16. Okt. 02, IM. 32, 144). 

2. Iſt diejenige Tätigkeit, welche beabfihtigtermaßen zu der Erfindung 
führte, lediglich auf Grund eines erteilten Dienftauftrages entwickelt, fo gehört 
die un dem Dienftberedhtigten (RG. 19. Sept. 00, IW. 29, 738). 

Die Unterfagungskl — ehe En Verichulden des Beklagten (ORG, 
— 26. Juni 00, SächſOLG. 

4. Durch die Eintragung als rear wird nicht die allgemeine 
dee der Anbrin ze von jelbftichliegenden Einwurfsöffnungen an Abfuhr: 
wagen in jeder ne geihütt, fondern nur in der des Modells (RG. 
11. Okt. 9, PMZBL. 6 


85. 

1. Dem eingetragenen Inhaber eines Gebraucdhsmujters, das von einem 
älteren Patent abhängig ift, fteht das Recht zu, die Nachbildung feines Ge- 
braudhsmufters zu verbieten und wegen unbefugter Nachbildung Schadenserfat 
zu verlangen (RG. 11. Jan. 02, R63.50, 111 = IW. 31, 138 = PMZLL. 8, 133). 

2. Die Gefahr einer Verwechſelung bildet kein rechtliches Kriterium für 
den Begriff der Neuheit. Eine Nadbildung ift nur dann erlaubt, wenn die 
entnommenen Motive zu kr ri äfthetifchen Gedanken umgebildet find 
(RG. 16. April 03, PMZBL. 9 


8 6. 
Literatur: Shanze, Der Unfprud auf Löſchung des Gebraudsmufters, SächſArch. 10, 358. 


1. Bei teilweifer Ungültigkeit des Gebraudhsmufters kann auf entfprechende 
teilweife Löfchung erkannt werden (OLG. Hamburg 20. Dez. 01, PMZLBL. 8, 162 


2. Die Tatfadye, daß der Kläger felbjt andere jhädigt, gibt dem Beklagten 

— berechtigten Einwand gegen die Popularklage (OLG. Karlsruhe 25. Mai 00, 
48). 

3. Der Schuß des eingetragenen Gebrauchsmuſters gegenüber der gewerb— 
lihen Herstellung und Verwertung verwandter — ne welche 
ebenfalls Muſterſchutz erlangt haben, rechtfertigt den Antrag auf Löſchung 
(RG. 16. Okt. 97, RG3. 40, 7). 

4. Ein Mufter ijt nicht Ihußfähig, bei deifen Anmeldung die neue Ge- 
jtaltung, Anordnung oder Vorrihtung, durd welche dem Arbeits- oder Ge- 
brauchszweck gedient werden foll, nicht angegeben worden tft (RG. 8. Jan. 98, 
RGZ3. 40, 140). Ebenfo bei Nücklaufbremje für Geſchütze mit langem Rohr: 
rüclauf (RG. 23. Dez. 03, IM. 33, 122), 


5. Der Löfhungsklage kann nicht der Einwand der Argliit entgegengejeßt 
werden, weil der Kläger über die Schußfähigkeit des Muſters früher anderer 
Meinung gewejen und diefer Meinung er dem Beklagten gegenüber Aus» 
druck verliehen hat (RG. 31. Okt. 00, OLG. 2, 48). 

6. Eine Nebenintervention zu uniten des Älägers bei einer Klage aus 
$ 6 Abſ. 1 ift unzuläffig (RG. 16. Mai 00, OLG. 1, 


7. Wird auf erhobene Löfhungsklage der fofort anerkannt, 
dann fallen dem Kläger die KRoften zur Laſt, wenn er nicht entfprechend der 
Verkehrsfitte zuvor zur Löſchung aufgefordert hat (RG. 19. Sept. 00, OLG. 
2, 162 Anm.). Diefe Aufforderung iſt entbehrlih, wenn dem Beklagten bei 
der Anmeldung feines Modells die Nichtneubeit bekannt gewefen tft (26 
Breslau 23. Sept. 02, PMZLBL 9, 149). Die Aufforderung iſt bei einer Unter- 
fagungsklage aud dann entbehrlih, wenn der Kläger nad) Lage des Falles 
durch das Berhalten des Beklagten genötigt ift, die richterliche Hilfe in An— 
ſpruch zu nehmen (OLG. Dresden 26. Juni 00, PMZBL 7, 147). 
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8. Eine Klage auf teilweife Löſchung des Gebrauchsmufters ift unzuläffig. 
Dritten gegenüber bejtebt der Schuß des Geſetzes troß einer teilweifen Ent- 
nahme (ÖLG. Hamburg 22. Okt. 00, BPMZBI. 7, 16). 


89. 

1. Die Schadenserfaßpflicht wird durch die Entichuldbarkeit des Irrtums, 
daß ein Gebrauchsmufter nicht neu geweſen fei, ausgeihloffen (RG. 2. März 01, 
IM. 30, 255). 

2. Hat der Berechtigte den Gebrauchsgegenftand (Sprengwagen mit ver- 
itellbaren Schleuderturbinen) als durch Patent geihügt bezeichnet, während er 
durch Gebrauchsmuſterſchutz geihüßt war, dann liegt eine grobe Fahrläfjigkeit 
des Nachahmenden nicht vor, wenn er ſich bei feinen Erkundigungen nur auf 
die Feitjtellung eines Patentihuges beihränkt (RG. 16. Dkt. 01, IW. 30, 807 
— SächſArch. 11, 726 = PMZBL. 8, 8). 

3. Aus der Schadenserfagpflicht folgt noch nicht die Zuläffigkeit einit- 
weiliger Verfügungen zugunften des beanſpruchten Mufterfhugredtes (OLG. 
Darmitadt 13. Okt. 99, OLG. 1, 135). 

4. Obwohl der Beklagte Kenntnis von der Eintragung des Mufters des 
Klägers und feit Zurücweifung feiner Löfchungsklage aud Kenntnis davon 
hatte, daß jenes Gebrauchsmufter zur Zeit der Anmeldung neu gewejen war, 
kann doc feine Schadenserfaßpflicdht verneint werden, weil der Beweis des 
Fr Verſchuldens für nicht geführt angefehen wird (RG. 5. Nov. 00, 

W. 29, 857). 

5. Die Legitimation zur Verfolgung von Verlegungen durd Dritte ijt 
nicht von der Eintragung des Rechtsnachfolgers des Geihügten in der Muſter— 
rolle ($ 4) abhängig (OLG. Hamburg 8. Okt. 03, PMZBI. 10, 40). 


g 10, 


Als Berlegter iſt ftrafantragsberedhtigt nur der eingetragene Inhaber, 
nicht der Lizenznehmer (26. Baußen 25. Aug. 03, PMZBL. 10, 174). 


g 14. 


Auf Zumwiderhandlungen gegen ein redtskräftig ausgefprodenes Werbot 
fernerer rechtswidriger Benußung eines Gebraudsmufters find die Grundfäße 
des Strafrechts analog anzuwenden (RG. 27. Sept. 02, RGBI. 13, 104 — 
GewRihusg 9, 185). 


27. Geſetz, betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen; 


vom 11. Januar 1876. 


Literatur: Dratben, Vorſchläge zur WVerbefferung des Nehtsfhuges für angewandte Aunift, 
GewRihuß 9, 235. g 1 


1. Der Geihmaksmufterfhuß bat zur Vorausſetzung, daß es fich um neue 
oder eigentümliche Erzeugniffe handelt. Erfordert wird eine Yormbildung, 
weldhe den Formenſinn des Anſchauenden in einer eigentümlichen, von der 
Wirkung früher bekannter Verbindungen von Formelementen verfchiedener 
Meile berührt und ſich dadurch als das Ergebnis einer originalen, formen: 
ihöpferifhen Kraft darjtellt (RG. 18. Nov. 01, R6Z3. 49, 179 = IM. 31, 32). 

2. Die Mufterung einer Fläche durch einen in der Farbe vom Grunde 
abweichenden Randjtreifen ift nicht neu und eigentümlid. Bloße Farben: 
ufammenitellung begründet keinen Muſterſchutz — Hamburg 28. Nov. 99, 
PMZBL. 6, 187). 
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3. Auch die Farbe eines Mujters ift des Schußes fähig, wenn durch fie 
das Mujter neu und eigentümlih wird (RG. 12. Juni 03, PMZBL. 10, 224 = 
Recht 7, 406). 

4. Die Zeichnung eines Warenzeichenbildes genießt, auch wenn fie den 
Charakter eines Runftwerks bat, nur den Mujterfhug (26. Hof 5. Juli 01, 
PUMFZBL. 8, 191). 

5. Mufter für Etiketten (Deutiche Kaiferhölzer) können ein ſchutzfähiges 
Muſter enthalten. Bei Kollifion zwiihen kunjtgewerblihem Urheberrecht und 
—— geht das ältere dem jüngeren vor (RG. 18. Dez. 97, RG3. 
40, 101). 

6. Boitkarten, welche nur das photographiſche Bildnis einer beitimmten 
Perſon tragen, find nicht mufterf[hußfähig (RO. 1. April 03, PMZBI. 10, 303). 

7. Erzeugniffe der Schriftgießerei find nicht als plaftifhe Mufter, fondern 
nur als Vorrichtungen zur Erzeugung von Flächenmuftern anzufehen (RG. 
18. Juni 04, PMZBL. 10, 365 = IW. 33, 541). 


84. 

1. Die freie Verwertung einzelner Motive zur Herſtellung eines nach ſeiner 
ganzen Individualität originellen Muſters enthält keine Nachbildung (RG. 
21. Dez. 9, PMZBI. 6, 188). 

2. Verbotene Nachbildung liegt auch dann vor, wenn das plajtifche Muſter 
zwar nicht unmittelbar nachgebildet wird, wohl aber die technifchen Mittel 
geboten werden, mit deren Benußung die unmittelbare Nachbildung des Muſters 
ermöglicht tft (RG. 25. April 04, RESt. 37, 158 = PMZBI. 10, 271). 


85. 

1. Die medhanifhe Nachbildung eines Mufters ift aud dann jtrafbar, 
wenn fie in die Augen fallende a des Mufters enthält, fobald den 
Underungen kein neuer künjtleriiher Gedanke, keine felbjtändige geijtige 
Tätigkeit des Schöpfers zugrunde liegt (RG. 26. Nov. 00, PMZBL. 7, 119 — 
GoltdArd. 47, 446). 

2. Ubf. 2 enthält nicht eine Einfhränkung des Begriffs der Nachbildung, 
fondern hebt nur noch einzelne Fälle verbotener Nachbildung befonders hervor 
(RG. 16. April 03, RESt. 36, 220). 

87. 


1. Das Erfordernis einer Niederlegung des Geſchmacksmuſters bei der 
Regijterbehörde ift nicht gewahrt, wenn weder ein Eremplar, nod) eine Ab— 
bildung des zu ſchützenden Mufters niedergelegt iſt (RG. 18. Nov. 01, RG3. 
49, 179 [181]). 

2. Der Schuß beginnt mit dem Tage der Anmeldung und Wiederlegung 
des Mufters auch dann, wenn der —— Eintragung noch auf Erfordern 
der Regiſterbehörde ergänzt werden muß (RG. 24. Tan. 01, GoltdArch. 48, 120). 

3. Unter Erzeuaniffen (Abſ. 2) find bloße Mufterproben für die in den 
Handel zu bringende Ware nicht zu verftehen (RG. 24. Jan. 01, PMZBIL. 7, 150). 

4. Eine Verbreitung der fhon vor der Anmeldung des Mujters fabrik- 
mäßig bergeitellten Ware (Fahrradlaterne) liegt nicht vor, wenn foldye dem 
Reifenden mitgegeben wird, um fie Runden zur al vorzulegen (RG. 
20. Nov. 03, RESt. 36, 431 — GewRſchutz 9, 2 = IM. 33, 247 = PMZLL. 
10, 244). 

88. 

Mird bei der Anmeldung eine fehsjährige Schußfrift genommen, To iſt 
eine weitere Verlängerung der Schußfrift ausgeichloffen (RG. 5. Mai 00, RG3. 
46, 93 = PWBBl. 6, 271). 
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89. 
Eine Anmeldung des Mufters in Leipzig genügt nit, wenn der an— 
meldende Ausländer an einem andern Orte in Deutichland eine Zweignieder- 
laffung befigt (OLG. Stuttgart 18. Mai 03, Württ. 16, 199). 


8 10. 


Die Eintragung von Muftern in das MWlufterregifter darf nicht deshalb 
abgelehnt werden, weil das Mufter kein neues und eigentümlides Erzeugnis 
oder weil der Gegenftand des Muſterſchutzes zu unbeitimmt fei (RG. 5. Jan. 03, 
KGT. 25, 266). : 

12. 


Un Roften aus Anlaß der Niederlegung und Eintragung von Muftern 
können nicht noch foldye für die Aufnahme des Protokolls und die öffentliche 
Bekanntmachung erfordert werden (OLG. Dresden 5. Dkt.98, SAHOLG®. 21, 95). 


813. 


Iſt das aus der Eintragung hervorgehende formale Recht widerlegt, dann 
kann der Beklagte auf die negatorifhe Klage hin ſich nicht eines hierauf ge- 
Ben Einwandes bedienen (RG. 9. Dez. 99, RN63. 45, 59 = IM. 29, 79 — 
PMZBL. 6, 186). * 


Die Vorſchrift, daß die zu ſchützenden Muſter im Inlande verfertigt ſein 
müſſen, iſt durch das öſterreichiſche Ubereinkommen vom 6. Dez. 91 nicht ge— 
ändert (OVG. Stuttgart 18. Mai 03, WürttT. 16, 199, 201). 


28. Gefeß zum Schuß der Warenbezeichnungen 
vom 12. Mai 1894. 


Literatur: Rhenius, Rommentar, Berlin 1897; Rent, desgl., Berlin 1897; Seligfohn, besgl., 
Berlin 1901; Allfeld, desgl,, München 1904; Paul Schmid, Das Marenzeihenrecht ne bſt 
einem Überblic über die Beſtimmungen des unlauteren Wettbewerbs nad) den Geſetzgebungen 
aller Länder, Leipzig 1902; Stenglein, Die Reichsgefege zum Schuße des geiftigen unb 
gewerblichen Eigentums, Berlin 102; Nüder, Die widtigiten Beftimmungen der Waren- 
eichenrechte aller Yänder, Heidelberg 1901; Noge, Die Entwickelung des Zeichenwefens in 

agen und ber Grafihaft Mark bis zum Ankra ttreten des Geſetzes Über den arkenihuß 
vom 30. Nov. 74, PMZBL. 7, 16; Schaefer, Zur Frage bes Etiketten- und Prägungs- 
ſchutzes, GewRihuß 9, 182; Schanze, Die rechtliche Bedeutung der Negifter- und Kollen- 
einichreibungen auf dem Gebiete des Induftrierehhts, ZBIFG. 1,366; Worms, Der Waren- 
zeihenfhug bei Erzeugnifien der —— Induftrie, Augsburg 1904; Diehl, Der Schuß 
des MWarennamens in der hemijchen Induſtrie, GewKſchutz 9, 77; Beufer, desgl., GewKſchuß 
9,80; Ravizzaund Borro, Über die Herkunftsangaben und das „Urrangement von Madrid” 
in bezug auf Weinbauerzeugniffe, Gewftihuß 9,82; Wafjermann, Empfiehlt fi der Bei: 
tritt des Deutihen Reichs zu dem Madrider Ubkommen? UnlW. 3,78; Grünewald, Maren. 
zeihenichug in England, DI3.7, 104; Baunois, L'Industrie frangaise et les dessins de la 
fabrique; la eréatſon et la protection des modöles, Paris 1902. 


81. 

1. Die Vorfchriften des Gefeges find in den Ronfularbezirken mit Ron- 
fulargerichtsbarkeit anwendbar (RG. 21. März 02, IW.31, 275 — PMZBLS, 211). 

2. Das Zeichenredht ift nicht an die Grenzen des Inlandes gebunden. ft 
dasfelbe Warenzeichen im Inlande und im Yuslande verfchiedenen Perſonen 
für diefelben oder gleihartigen Waren gefchüßt worden, dann ftehen ſich die 
Rechtsordnungen zweier felbjtändiger Länder gegenüber und darf der Inländer 
die Ausübung des ausländiihen Nedtes im Auslande nicht als einen Eingriff 
in feine Rechte anfehen (RG. 7. Nov. 99, R63. 45, 143). 

3. Der Handelsvertrag mit Frankreich (2. Aug. 62 Art. 28) begründet 
weder das Recht, die Eintragung in die deutiche Zeichenrolle unter anderen 
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als den allgemein gültigen Borausfegungen zu beanspruchen, nod das Recht, 
deutihen Warenzeihen den für fie erlangten Schuß ftreitig zu maden (26. I 
Berlin 16. März 03, PMZBI. 10, 276). 


82. 

Die einem eingetragenen Warenzeichen beigegebene Beſchreibung ift für 
die Erläuterung eines nicht genügend deutlichen Zeichenbildes von enticheidender 
Bedeutung. Dagegen iſt fie nicht zu berückfichtigen, wenn fie mit dem ein- 
getragenen Bilde im Widerſpruch fteht oder etwas enthält, was nad) der Auf: 
faffung des Verkehrs diefem Bilde fremd iſt (RG. 24. Mai 01, R63. 48, 209 
— IM. 30, 520 = PMZBL. 7, 268). 


1. Rurslaufende Münzen, auch ausländifche, find des Zeichenfchußges nicht 
fähig (PatA. 6. Juni 02, PMZBL 8, 254 — GewWVſchutz 9, 158). 

2. Die Vorichrift hindert nicht, die Firma eines andern als Warenzeichen 
zu benugen (RG. 3. Juli 03, RG3. 55, 241). 

Et 1 und $ 13 enthalten denfelben gefeßgeberifhen Gedanken, daß 
Mörter, deren fich der Verkehr zur Beichreibung von Waren bedient, nicht dem 
allgemeinen Gebraud entzogen werden dürfen (RG. 6. März 00, IB. 23, 317). 

4. Auch ein Familienname kann Gattungsbezeihnung für Waren von be- 
ftimmter Beichaffenheit fein (RG. 20. Nov. 03, Necht 8, 83 — GewRidut 9, 275). 

5. Ein Wort, das urjprünglich Individualbenennung und damit Herkunfts- 
bezeichnung war, kann im Verkehr ſich zur Syitembezeihnung und damit zur 
Beichaffenheitsangabe herausgebildet haben (Singermaidine) (RG. 10. Nov. 03, 
Recht 8, 109). 

6. Zu der MWortgattung der Ziff. 1 gehört „Tafelbier* (OLG. Dresden 
24. Jan. 01, OLG. 3, 269). 

7. Uls Freizeichen ift das Wort „Upfelperle“ für Getränke anzufehen 
(Bat. 2. Mai 04, GewRihuß 9, 158). 


85. 

Die Zuftändigkeit des Patentamts ift auf die Frage der Nbereinftimmung 
beihränkt; wird dieſe anerkannt, dann ift der nach $ 6 vorgefehene Redıtsitreit 
auch ohne vorherige Unrufung des Watentamts zuläffig (OLG. Dresden 
17. März 99, SächſOLG. 21, 56). z0 


1. Stellt das Patentamt die Übereinſtimmung der Zeichen feſt, dann iſt 
diefe Entfcheidung für die Gerichte auch in Anfehung der Gleidyartigkeit der 
Waren bindend (RG. 15. April 99, PMZLBL 9, 179). 

2. Ubi. 2 betrifft nidyt nur die Geltendmachung der aus einem privat 
rechtlichen Wertragsverhältnis zwiſchen den Parteien herzuleitenden Anſprüche 
auf Eintragung (OLG. Eöln 8. Febr. 02, GewRſchutz 9, 275 — Pudelts?. 
33, 411). 87 


1. Hat ein Ausländer ein in feinem Heimatsjtaate geihüßtes Warenzeichen 
und das hieraus begründete Recht ohne feinen gefamten Geichäftsbetrieb einem 
Inländer für den Verkehr im Inlande übertragen, fo jteht der Geltendmachung 
diefes Rechtes die Vorfchrift des $ 7 auch dann entgegen, wenn in dem Aus: 
lande die unbejchränkte Übertragung des MWarenzeichens zugelaffen iſt (RG. 
2. Mai 02, R63. 51, 263 — PMZLL 8, 232). 

2. Die Wirkfamkeit einer vertragsmäßigen Geltattung der Mitbenugung 
eines zur Eintragung in die Zeichenrolle angemeldeten Warenzeihens ohne 
Übergang des Geichäftsbetriebes wird durch dieſe Vorſchrift nicht berührt 
(RG. 22. Sept. 9, R63. 44, 71; ebenfo RG. 6. Nov. 00, JB. 29, 857). 

3. Wird mit dem Geichäft ein Warenzeichen mitübertragen und gegen den 
bisherigen Geichäftsinhaber Klage auf Löſchung des Zeihens aus $ 9 Ziff. 2 


* 
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erhoben, dann kann die Tatfache der inzwiichen erfolgten Umfchreibung des 
Marenzeihens auf den Redtsnacdfolger mit Erfolg geltend gemacht werden 
(RG. 4. Juli 99, R63. 44, 49). 

4. Der Erwerb des Zeihenrehts durch den Rechtsnachfolger iit unabhängig 
von der Umfchreibung in der Zeichenrolle; maßgebend ift der zwifchen dem 
formellen Zeicheninhaber und feinem Redtsnadfolger geſchloſſene Vertrag 
(RG. 4. Dez. 00, PMZBL. 7, 123). 

5. Wird ein Geſchäft mit der Firma, aber mit Ausnahme des Spirituoien- 
geihäfts, an eine Ehefrau verkauft, fo ift das für KRognak eingetragene Waren» 
zeichen nicht mitverkauft und tft die Klage auf Einwilligung zur Umfchreibung 
des Zeichens für Verkäufer gegen beide Eheleute zu richten (RG. 11. Nov. 03, 
GewRihug 9, 48 — PMZLL 10, 370). 

6. Wird ein Zeichen ohne den zugehörigen Gefchäftsbetrieb übertragen, 
fo ift nicht nur die Übertragung für den Erwerber redytsunwirkfam, fondern 
bat das Zeichen feine rechtlihe Eriftenz verloren und hat jeder Dritte das 
Recht, die Löihung des Zeichens zu beantragen (RG. 15. Jan. 04, RG3. 
56, 369 = IM. 33, 133 — PMZBL 10, 278; vgl. auh RG. 29. Dez. 03, 
ZURtG. 11, 184 = PMZBL 10, 100). 


88. 

Das Geſetz fieht in den 88 8, 9 nur die zeichenredhtlihen Lölhungsgründe 
vor, ſchließt aber als Spezialgefeß für das Zeichenrecht nit aus, daß auch 
aus fonjtigen privatrechtlihden Gründen die Löfchung des Zeichens verlanat 
werden kann (RG. 20. Febr. 03, R623. 54, 42; ebenfo RG. 11. Juni 01, RO3. 
48, 233 — IM. 30, 578; ebenfo RG. 6. Febr. 00, IW. 29, 275). 


89. 
1. Bei Löfhungsklagen hat das Gericht jelbftändig die Verwechſelungs— 
efahr zu prüfen. Dies gilt auch dann, wenn die Gefahr vom Patentamt im 
iderfprudsverfahren verneint ilt (RG. 18. Jan. 01, IB. 30, 124) 

2. Bei Prüfung der Werwechjelungsgefahr zweier Zeichen find auch die 
den Gebraud des Zeichens begleitenden Umftände zu berückfichtigen (RG. 
5. Zuli 04, UnlW. 4, 5). 

3. Die Löfhung eines Warenzeihens kann nit nur aus den zeichen: 
rechtlihen Gründen des Gefetes, fondern auch wegen jeder Verlegung des 
Rechtes des Antragitellers beantragt werden (KG. 21. Tan. a 31, 138 — 
Recht 6, 105; ebenjo RG. 11. Juni 01, RG3. 48, 235 = . 30, 578 — 
PMBBl. 7, 284). 

4. Das den Namen eines Pritten ohne feine Zuftimmung enthaltende 
Warenzeichen sd verjtößt gegen $ 12 BGB. und unterliegt der Löſchung 
(RG. 20. Febr. 03, R62. 54, 42 = PMZBL. 10, 98). 

5. Bei der Beurteilung des Zeichens (Schlafe patent) kann es nur fo wie 
es an und für fich befteht, benußt und verjtanden wird, berückfichtigt werden, 
nicht aber dürfen außerhalb des Zeichens liegende Umftände binzugezogen 
werden (RG. 13. März 03, RG3. 54, 126 = PMZBL. 10, 367). 

6. Die Löihung eines Warenzeihens kann verlangt werden, wenn das 
Zeichen im Verkehr die Bedeutung einer Dualitätsbezeihnung gewonnen hat 
[Dyrektorski-Zigarette] (RG. 8. Dez. 97, R6Z3. 40, 91). Ebenfo Dreieckzeichen 
für ruſſiſche Gummifchuhe (RG. 6. Juli 00, PMABBl. 10, 201). 

7. Wenn ein eingetragenes Warenzeichen in den beteiligten Berkehrskreifen 
lediglich als Kennzeichen der Ware eines beftimmten anderen Gewerbtreibenden 
angejehen wird, dann tft die Löſchungsklage aus Abſ. 1 Ziff. 3 unbegründet. 
Stellt dagegen das Zeichen (Germania) fih als eigentlihe Beichaffenheits- 
bezeichnung dar (Dyrektorski-Zigarette), fo ijt die Anwendung diefer Vorfchrift 
aud dann nicht ausgeichloffen, wenn zugleid; damit eine Herkunftsbezeichnung 
in den beteiligten Verkehrskreifen verbunden wird [Benedictine] (RG. 19. Mai 
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03, RG3. 55, 34 — IM. 32, 274 = DI2. 8,429 — PMZLL. 10, 203; ebenfo 
NO. 10. April 00, IW. 29, 446 — PMFBL. 6, 292). 

8. Unter gleichartigen Waren (Abf. 1 Ziff. 1) tft nicht Herftellung und 
Material zu unterfcheiden, fondern ob die Möglichkeit einer Verwechſelung 
oder Täufhung im Verkehr vorliegt. Dies ijt nicht der Fall bei Alkoholen 
und Brennipiritus (RG. 25. Tan. 01, ZW. 30, 165 = PMFBL. 7, 265; ebenfo 
OLG. Hamburg 8. Okt. 00, PNMZBL. 7, 22). 

9. Bei Beurteilung der Verwedjelungsgefahr (Abi. 1 Ziff. 3) ift der Ge- 
jamteindruck des Zeihens maßgebend (RG. 11. Juli 02, TB. 31, 447; ebenfo 
RG. 21. Okt. 02, IW. 31, 610). 

10. Weitere Enticheidungen über Verwechlelungsgefahr f. bei $ 20. 

11. Auf eine Löfchungsklage kann zuläffig die Beſchränkung ausgeſprochen 
werden, das Zeichen nur für beitimmte Warengattungen (kalifornifchen Feigen» 
irup) benußen zu dürfen (RG. 19. Tan. 03, IW. 32, 105 = DJ3. 8, 128 — 
PMFBL. 10, 22). 

12. Das in Ubf. 2 bezeichnete Rlagerecht ift nicht gegenüber ſolchen Waren- 
zeichen gewährt, die fchon unter der Herrichaft des Gejeges über Markenfhug 
vom 30. Nov. 74 zur Eintragung in das Zeichenregifter gelangt und. nad $ 24 
des vorliegenden Geſetzes auf die Zeichenrolle des Patentamts übertragen 
worden find, fondern nur gegenüber folden Warenzeichen, die nach Eintritt 
des vorliegenden Geſetzes zum erjten Male zur Eintragung gelangen (RG. 
5. Upril 98, R63. 41, 72). Wohl aber ift die Klage auf Löſchung der Firma 
berechtigt, weldye gewählt wird, um das geihütte Warenzeichen eines andern 
Firmenzeichnung zu benutzen [Bictoria-Melange] (RG. 20. Sept. 01, ZW. 
30, 727). 

13. Die Vorfchrift des Abf. 1 Ziff. 2 ift nicht anwendbar auf die lber- 
tragung des MWarenzeichens mit dem Geichäftsbetriebe, wenn der Erwerber des 
Geſchäfts noch nicht als Inhaber des Zeihens eingetragen ift (RG. 4. Juli 99, 
RG3. 44, 49). 

14. Ubf. 1 Ziff. 3 findet keine Anwendung für den Fall, son ein für 
einen andern neu eingetragenes Warenzeichen in den beteiligten Verkehrs— 
kreifen noch als Kennzeihen der Ware eines beftimmten Gewerbtreibenden 
angefehen wird (RG. 10. Febr. 9, RG3. 44, 13, 17). 

15. Für die Löfhungsklage aus Abſ. 1 Ziff. 1 ift die Priorität der Ein- 
tragung des Zeichens entjcheidend. Der Einwand eines dolofen Verfahrens 
deshalb, weil der Beklagte das fragliche Zeichen für Waren gleicher Urt früher 
als Kläger gebraudjt hat, kann nicht durchgreifen (RG. 2. März 00, ZW. 29, 301 
— PMZBIL. 6, 216). 

16. Bei einem Prioritätsitreit fteht den Gerichten eine Nachprüfung des 
Inhalts der nad $ 24 vollzogenen Einträge in der Zeichenrolle dahin zu, ob 
ein Zeihenfhug überhaupt oder doch der Schuß für diefe Ware bereits vor 
der Anmeldung zum Zeichenregifter begründet war oder nicht (RG. 29. Mai 00, 
IM. 29, 532). 

17. Die Klage auf Löfhung eines Warenzeihens für Tabakwaren, be- 
jtehend aus Jäger mit Büchſe und Hund, ift unbegründet, weil diefes Motiv 
als ein TFreizeihen anzufehen ift und wenn die Ausführung und Prägung, 
welche diefem Motiv gegeben wird, eine Werwecfelungsgefahr nicht in fich 
birgt (OLG. Hamm 26. Nov. 01, BPMFZBL. 9, 105). 


8 12, 

1. Die Klage aus $ 12 dient auch zur Abwehr künftiger rechtswidriger 
Eingriffe in das Warenzeichenrecht, wenn Tatſachen vorliegen, welche die An— 
nahme rechtfertigen, daß foldhe Eingriffe beabfichtigt find oder vorbereitet 
werden. Cine Folgerung hierfür bieten Dfferten, Ankündigungen und Emp- 
fehlungen (RG. 20. Febr. 00, IW. 29, 301 = PMZLIL. 6, 291; ebenfo RG. 
5. Zuli 01, JM. 30, 659). Dies kann aud in Zirkularen, die nur im Auslande 
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verbreitet werden, geichehen (RG. 12. Mai 03, R63. 54, 414 = IM. 32, 249 — 
Redit 7, 319 — DI2. 8, 403 — PMZLL. 10, 249). 

2. Die Unkündigung, eine nad einem näher bezeichneten Verfahren von 
jedermann beritellbare Ware jei qualitativ gleicher oder ähnlicher Art, wie eine 
unter einem bejtimmten Berfonennamen im Verkehr bekannte Ware (Gilka), 
enthält weder den unzuläffigen Gebraud; eines Perfonennamens noch einen 
Verſtoß gegen $ 12 (RG. 31. März 03, Recht 7, 296). 

3. Ein Zeitungstitel ift kein Warenzeihen. Auch durch die Eintragung 
in die Zeichenrolle erlangt er nicht die Eigenjchaft eines foldhen (RG. 27. Dkt. 99, 
RG3. 44, 99; ebenfo RG. 27. Okt. 97, RG3. 40, 21; ebenfo RO. 20. März 96, 
RGSt. 28, 275). \ 

4. Bei Rollifion zwifhen kunjtgewerblihem Urheberreht und Waren» 
zeichenrecht geht das ältere dem jüngeren vor (RG. 18. Dez. 97, RG3Z3. 40, 101). 

5. Hat jemand das für einen andern eingetragene Wort in Verbindung 
mit anderen Worten als fein Warenzeichen benußt, dann kann nicht der Ge- 
braudy des jtreitigen Wortzeichens überhaupt, fondern nur in der von ihm be— 
nußten Verbindung unterfagt werden. Zur Verurteilung aus $ 12 genügt aber 
nicht die Feftjtellung, daß er das Wortzeichen in Zirkularen, Offerten und 
Ankündigungen zur Bezeichnung gleichartiger Waren benußt bat, fondern es 
muß die Benutzung als Warenzeichen feitgeftellt werden (RG. 22. Upril 98, 
RO}. 42, 15). 

6. Wenn das Gefeß auch Wortzeichen ſchützt, fo ichüßt es die Worte immer 
nur als Zeichen, nicht aber bezieht ſich $ 12 auch auf die ohne Anbringung des 
Zeihens in Ankündigungen ufw. erfolgende Benennung einer bejtimmten Art 
von Waren (RG. 23. Nov. 00, IJW. 29, 877; ebenfo RO. 6. Febr. 00, BMTZBL 6,290). 

7. Iſt das einem älteren Zeichen entnommene Wort („Jauber“ für Fleck— 
waſſer) wejentlicher Teil des geihügten Zeichens, dann treten die hinzugefügten 

— oder Worte als nebenfähliches Beiwerk zurück (OLG. Dresden 9. Juli 01, 
LG. 3, 268). 

8. Bei MWortzeichen ſchützt $ 12 den Eingetragenen nur gegen den wider- 
rechtlichen Gebrauch des Wortes als Warenzeichen, nicht aber gegen eine folche 
Benennung der Ware. Db der eine oder der andere Fall vorliegt, ift Frage 
der tatfächlihen Würdigung (RG. 30. April 01, IW. 30, 427). 

9. Beitehen die Zutaten eines Ronkurrenten zu einem Wortzeichen (Rreuz- 
chmalz) lediglich aus feiner Firma, dann wird ihm in der Regel eine mangelnde 

nterfheidungskraft beizulegen fein (RG. 11. Mai 00, JW. 29, 497). 

10. Ein Zeichenredt kann durch Unbringung des —— auf der Ware 
auch dann verletzt werden, wenn das auf der Umhüllung angebradte Zeichen 
genügende Ubweichungen zeigt (RG. 21. März 02, PMZBIL. 8, 211). 

11. In der Anbringung einer Erdkugel aus Glas auf dem Dache eines 
Marenhaufes als ardhitektoniicher Zierat liegt no keine Verlegung des Rechts 
an einem für ein anderes Warenhaus eingetragenen Warenzeichen, welches 
eine Erdkugel zeigt (LG. I Berlin 12. Juni 01, PMBBl. 8, 29). 

12. Wenn eine Ware — ohne Unbringung eines unrichtigen Zeichens — nur 
unrichtig (Vitello-Margarine) benannt wird, kommt nicht diefes Gefeß, fondern 
88 823, 826 BOB. zur Anwendung (OLG. Hamburg 21. Juni 02, PMZBL.8, 257). 

13. Der Inhaber eines kombinierten Wortzeichens ift nicht berechtigt, will: 
kürlich entnommene Beitandteile (Salvator) zu benugen, wenn diejer Beitand- 
teil Gegenitand eines fremden Zeichens iſt (RG. 21. Febr. 01, PMZBL. 7, 223). 

14. Das Redt zum Gebrauch des eingetragenen Warenzeichens erftrect 
fi nicht auf beliebige Änderungen des Zeichens [Döring-Geife] (OLG. Frank- 
furt 26. Sept. 00, PMFZBL. 7, 179). 

15. Auch nachdem die Löfhung des Warenzeichens (Raiferjagdwurft) erfolgt 
ift, hat das Gericht im Falle des Ubf. 2 nachzuprüfen, ob das Zeichen ſchon 
zur Zeit der Anmeldung Freizeichen gewejen iſt (RG. 23. Nov. 01, PMZBL. 8, 55). 

16. Wenn über Rechte gemäß $ 12 zu enticheiden ift, dann ijt kraft der 
formalen Natur der Eintragung das Gericht daran gebunden, daß vom Batent: 
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amte das Warenzeichen eingetragen ijt. Dem Gericht fteht die Enticheidung 
über die Nechtswirkfamkeit des Zeichens nur im Löfchungsverfahren (88 8, 9) zu 
(RG. 24. Mai 01, R63. 48, 209, 213 — IM. 30, 520). 

17. Nachdem das Patentamt eine Eintragung des MWarenzeichens des 
Klägers wegen der Berwechjelungsgefahr mit dem Zeichen des Beklagten ab 
gelehnt hat, ift eine Feititellungsklage dahin, den Beklagten zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß er nicht berechtigt fei, der Führung des gedadten Zeichens 
für bejtimmte Waren zu widerjprecdhen, unzuläffig (26. Mainz 19. Okt. 03, 
HeſſRſpr. 4, 163). 

18. Gegenüber dem MWortzeichen erjtreckt fi der Schuß aus dem Kombi— 
nationszeihen nicht auf den Gebraud einzelner Beitandteile desjelben oder 
einer Rombination der Rlanglaute des im Zeichen enthaltenen Wortes und des 
Mortes, das dem im Zeichen enthaltenen Bilde entipriht (RG. 12. Juli O1, 
RG3. 49, 53 — IW. 30, 658). 

19. Eine feſte Grenze zwifhen „VBerpakung” und „Umhüllung“ ift nicht 
zu ziehen. Der Begriff der Umbüllung fest ebenfowenig wie der einer Ver— 
packung eine dauernde Verbindung der Ware mit der fie umgebenden Hülle 
voraus; vielmehr genügt jede Verbindung, die geeignet ift, ihre, wenn aud 
nur vorübergehende Zugehörigkeit zur Ware und ihre Beitimmung erkennen 
zu laffen, als Träger der Bezeihnung der Ware zu dienen (RG. 3. Febr. 03, 
IM. 32, 224). 

20. Die Unterfagungsklage greift nicht gegen denjenigen durd, der an 
eine ausländijche Firma leere Flafhen mit dem geichügten Warenzeichen und 
getrennt davon die dazugehörige Ware ohne Zeichen abfendet, wenn der aus- 
ländifhen Firma dasjelbe Warenzeichen für gleichartige Waren im Yuslande 
geſchützt iit (MG. 7. Nov. 99, RG3. 45, 143). 

21. Das Zeihenreht gewährt dem Zeicheninhaber weder ein Verkaufs: 
monopol der durd das Zeichen geihütten Waren, noch einen befonderen Schuß 
für diejenigen Verträge, welde er über den weiteren Wertrieb der von ihm 
mit dem Zeichen verfehenen und fo in Verkehr gefetten Waren mit feinen 
AUbnehmern abichließt. Daher ift eine Verlegung des Vertrages durch Nicht: 
beadhtung der Beſchränkung über den weiteren Vertrieb, insbefondere des 
Meiterverkaufs unter dem firterten Verkaufspreife nicht als eine Verlegung 
des Zeichenrechts anzufehen (RG. 28. Febr. 02, RG3. 50, 224 — IM. 31, 223 — 
PMZLBL. 8, 165; ebenfo OLG. Dresden 5 Okt. 00, SähfOLG. 22, 49 — 
PMFZBL. 7, 220). 

22. Der Redhtsgrundfaß, daß das Zeichenrecht den Verträgen über den 
weiteren Verkauf der in objektiv redhtmäßiger Weife mit dem Zeichen ver- 
fehenen und in Verkehr gejeßten Ware keinen befonderen Schuß gewährt, 
findet au dann Anwendung, wenn foldye Verträge im Heimatsftaate des 
Ausländers, welcher fein Zeihen aud im Inlande für fi hat eintragen 
laſſen, zeichenrechtlihen Schuß genießen. Dies gilt felbft dann, wenn die im 
AYuslandjtaate mit foldhen vertraglichen Beihränkungen in Verkehr gefegten 
Maren unter Verlegung jener Beihränkung ins Inland eingeführt worden 
iind (RG. 2. Mai 02, R63. 51, 263 — IW. 31, 368). 

23. Der Erwerber von Waren, die mit dem für fie eingetragenen Wort- 
zeichen von dem Berechtigten verjehen und in Verkehr gebradjt find, ift dur 
die Zeicheneintragung nicht gehindert, die Waren unter Benennung mit dem ein- 
getragenen Worte zum Verkaufe anzukündigen (RG. 8. Okt. 01, R63. 49, 101). 

24. Eine Yusfegung des aus $ 12 anhängig gemadıten Redtsitreites kann 
nicht deshalb verlangt werden, weil bei dem Patentamte wegen Löſchung des 
angeblih nad) $ 4 unzuläffigen Eintrags des Warenzeichens ein Verfahren 
eröffnet worden ijt (OVG. Jena 18. Nov. 00, 13. Mai 01, Recht 6, 513 — 
ThürsBl. 49, 173). 

25. Wird Klage erhoben, dem Beklagten bei Strafe zu unterfagen, feine 
Maren mit einem gewilfen Zeichen zu verjehen und fie dann feilzubalten, fo 
liegt eine negatorifhe Klage aus $ 12 vor. Auch wenn dann Beklagter das 
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Recht des Klägers und feine Nichtberedhtigung, das betreffende Warenzeichen 
zu benugen, anerkennt, ijt für die Klage und den Koftenpunkt entfcheidend, 
ob der Beklagte das Zeichen bereits in Benußung genommen oder in bezua 
auf dasjelbe Handlungen vorgenommen hat, welde eine Störung des Rläge- 
rifhen Rechts darftellen (OLG. Jena 6. Dez. 00, OLG.2, 161 — Thürdl. 48, 49. 

26. Eine Löſchung des MWarenzeihens während des Redıtsitreites ift auf 
die Zuftändigkeit einflußlos (OLG. Hamburg 12. Febr. 01, OLG. 2, 289). 

27. Die Benußung eines fremden Wortzeichens (Zeiß) in auffälliger Form 
ift eine Verlegung des $ 12 auch dann, wenn dem Wort ein Zuſatz „aenau wie“ 
oder dergleichen hinzugefügt wird (RG. 12. Febr. 04, Recht 8, 172 = IM. 33, 184 

PMZBL. 10, 311). 

28. Auch wenn die Verwendung des fremden Zeichens nur auf Briefbogen 
jtattgefunden, ift die Verurteilung auf Unterlaffung foldher Störungen in den 
verjchiedenen Richtungen bin auszufprechen, in welden das Zeichenrehht im 
Geichäftsbetriebe fi in der Regel geltend madt. Dagegen wird ein Verbot 
dahin, daß die Benutung des betreffenden Zeichens überhaupt unterfagt wird, 
dadurch noch nicht gerechtfertigt (RG. 19. Tan. 04, Uni. 3, 52). 

29. Die Anbringung der ein geihüttes Warenzeichen bildenden Worte 
(Droryſcher Teerabgang) in einem Koſtenanſchlage kann aud dann als waren- 
zeihenmäßiger Gebraud) gelten, wenn keine befondere Art der Hervorhebung 
diefer Worte feftzuftellen ift, leßtere vielmehr ohne befondere äußere Hervor— 
hebung mit der angebotenen Ware in Verbindung gebradt find (RG.3. April 03, 
PMFZBL 10, 231). 

30. Die Unterlaffungsklage geht nicht nur gegen den, der felbit das Zeichen 
in Benugung genommen bat, fondern gegen alle, die als MWiturhaber der 
Störung anzufehen find (RG. 14. Juni 04, Uni. 3, 112 — Recht 8, 486), 

31. Die auf Unterlaffung der Weiterbenugung bildliher Darftellungen ae- 
richtete Klage kann nicht deshalb abgewiefen werden, weil der Beklagte einen 
Teil der Darftellungen nicht mehr benugt und deshalb ein Eingriff in das 
Zeihenreht des Klägers zurzeit nicht mehr vorhanden ijt (OLG. Karlsruhe 
26. Mai 03, BadRpr. 70, 247). 

32. Die Klage kann nicht im Gerichtsftande der unerlaubten Handlung 
erhoben werden (886. Celle 6. Dez. 00, OSG. 2, 106). 


8 13. 


1. Troß der Eintragung des Warenzeichens „Weber's Feigenkaffee‘ ift eine 
Firma F. Weber nicht behindert, ihre Ware als „echten F. Weber's Feigenkaffee“ 
durch Häuferinfchriften anzupreifen (OLG. Hamburg 10. Juli 01, OLG. 3, 267). 

2. Eine Benennung, die urfprünglid Individualbenennung war, im Laufe 
der Zeit aber zur Syftembezeichnung und zum Warengattungsnamen geworden 
ift (Singer Nähmafdine), kann als Bejhhaffenheitsangabe im Sinne $ 13 be- 
urteilt werden (KG. 20. Nov. 03, R63. 56, 160). 

3. Unter dem Gebraud der Firma in abgekürzter Geftalt Rommen nicht 
die Grundfäße zur Anwendung, die im rechtsgefhäftlihen Verkehr als Regel 

elten; deshalb haben die Zufäße, die auf ein Gefellihaftsverhältnis, eine 
Uktiengefellihaft ufw. hinweifen, für die Anbringung der Firma als Waren- 
zeichen keine enticheidende Bedeutung (RG. 29. Dez. 03, R63. 56, 417 — IM. 
33, 123 — PMZBL. 10, 250 — DI2. 9, 314). 

4. Der Einwand des Beklagten: „Syſtem Röllner” enthalte eine Angabe 
über Herjtellungsart und Beichaffenbeit feiner Ware, indem diefe Bezeichnung 
im Berkehr fo gebraudyt werde und fih als Sachname eingebürgert habe, ijt 
erheblih (RG. 29. Sept. 03, PMFZBL. 10, 177). 

5. Die Bezeihnung von Waren mit einer zu Recht eingetragenen Firma 
(Kyriazi Freres) ift nicht unzuläffig (BGB. $ 826), auch wenn der Name diefer 
Firma für einen andern als Wortzeichen eingetragen iſt (OLG. Hamburg 
3. Febr. 04, HanjG3. 04 9. 104 = GewRidhuß 9, 157). 
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6. Enthält das als Warenzeihen neugebildete Wort (Rrefolin) eine An— 
gabe über die Beichaffenheit der Ware (Krefol), dann ſchützt die Eintragung 
des Zeichens nidht (RG. 6. März 00, IM. 29, 317 — PMZFZLL. 6, 217). 

7. Die Benennung der Ware mit dem im Verkehr üblihen Namen 
(Ampbibolin) ift troß der Eintragung des Namens als Warenzeichen zuläffig, 
falls nicht eine Täufchung über die Herkunft der Ware beabfichtiat ift (RE 
26. Nov. 01, IJW. 31, 33 — PMZBL. 9, 177; ebenfo RG. 8. Okt. 01,RN63. 49, 101). 

8. Durch diefe Worjchrift wird der TFirmeninhaber nicht berechtigt, die 
Löſchung eines feine Firma enthaltenden MWarenzeihens zu verlangen (RG. 
3. Juli 03, R63. 55, 241 = DT3. 8, 477 = PMZBL. 10, 233). 

9. Dieje Vorſchrift jtellt nur das Recht feit, feinen Namen, Firma ujw. 
auf Waren ungeachtet eines an ſich entgegenjtehenden Warenzeichens anzu- 
bringen, gewährt aber nicht einen Titel zur ausnahmsweifen Eintragung des 
Namens als Warenzeihen nad $ 6 Abf. 2 (RG. 6. Febr. 00, IW. 29, 276 — 
TMZBL 6, 213). 

10. Erweckt die bejondere, nicht als Firma eingetragene Bezeichnung eines 
Erwerbsgeihäfts (Carola- Parfümerie) auf Waren die Voritellung beim Publi— 
kum, daß es [ich um ein für einen andern eingetragenes Warenzeichen (Karola) 
handelt, jo enthält die Gejchäftsbezeichnung eine Verlegung des Zeichenrechts 
(RG. 16. Nov. 00, PMZBI. 7, 181 

11. Der Schuß findet Anwendung auf den Gebraud des eingetragenen 
Marenzeihens „N. Univerfal:Magenpulver” durch den Erben des Ü. (RO. 
12. Juni 04, Uni. 3, 114). 


8 14. 


1. Der von einem im Inland eine Niederlaffung nicht befigenden Ge: 
werbetreibenden auf Grund des $ 14 erhobene Klageanſpruch auf Schuß in 
dem ihm durch Vertrag eingeräumten Rechte der ausichließliden Benugung 
des Namens eines andern zur Kennzeichnung feiner Waren iſt ſchon deshalb 
unbegründet, weil dem Kläger diefer Anfpruch in demjenigen Staate, in welchem 
ih feine Niederlafiung befindet, aus dem Grunde verfagt wird, daß Die 
jtreitige Namenbenugung Gemeingut geworden iſt (RGVZE. 31. Mai 00, 
RG3. 46, 125 — IWW. 29, 533 — PMZBL. 7, 51). 

2. In dem Unterlaffen einer Erkundigung, ob das nacdıgebildete Zeichen 
als Warenzeichen gefhüßt ift, liegt eine grobe Yahrläffigkeit (RG. 1. Febr. 01, 
IM. 30, 165). 

3. Sie kann jedoch nicht fchon darin gefunden werden, dab die Ber- 
öffentlihungen über die Eintragungen von Warenzeichen im Zentralhandels- 
—— des Reichsanzeigers nicht verfolgt worden find (RG. 16. März 00, 
IM. 29, 347). 

4. Eine feite Grenze zwilhen Verpakung und Umbüllung ift nicht zu 
ziehen (RG. 3. Febr. 03, RESt. 36, 87 — IM. 32, 224 — PMZBI. 10, 23). 

5. Ein Kennzeichnen mit fremden geſchützten MWarenzeihen liegt im Ein- 
füllen von Bier in gekennzeichneten Flaſchen (RG. 14. Okt. 01, IW. 31, 306). 


6. Der Begriff des Inverkehrbringens ift hier derfelbe wie im PatG. 
(54). In der Ubfendung einer mit einem Warenzeichen verfehenen Ware an 
einen inländifchen Grenzort zum Zwecke ihres Abſatzes im Auslande liegt 
ein Inverkehrbringen (RO. 12. Mai 02, Redt 6, 354 — PMFZBL 8, 215 : 
GoltdArch. 49, 270). 

7. Der Anſpruch auf Entihädigung bezieht fih nur auf den dem Ber: 
legten entitandenen Schaden. Unzuläſſig ift daher, bejtimmte Schadenserfaß: 
beträge für den Fall künftiger Verlegung des Zeichenrehts dem Kläger zu— 
zuſprechen (RG. 27. März 02, Recht 6, 242). 

8. Zum GErlaß eines Verbots der ferneren Benußung der Firma eines 
andern genügt nicht die feitgeitellte objektiv widerrechtlihe Benußung der 
Firma (RG. 5. März 01, IW. 30, 309 = PMZBL. 7, 250). 
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9. Das Unbieten einer von einem andern bergeftellten Ware Durch eine 
Preislifte, in welcher die Ware unter Benußung des übliden Warenzeichens 
aufgenommen ift, kann ebenfowenig als ein „widerrechtliches“ Werfehen ver 
Preislifte mit dem geihügten Warenzeichen eines andern angeſehen werden, 
als ein widerredhtliches Verſehen der Breistifte mit dem Namen und der Firma 
eines andern vorliegt, wenn die wirklid von dem andern berrübrenden 
Maren in der WPreislifte oder der Ankündigung zum Verkaufe ausgeboten 
werden (RG. 19. Okt. 95, R63. 36, 13; ebenjo RG. 26. April 01, IW. 30, 823 
- PMZBL. 7, 224). 

10, Der Verlegte hat gegen den nad $14 zur Entihädigung Verpflichteten 
keinen Anſpruch auf Rechnungslegung zur Vorbereitung der Schadensklage 
(RG. 26. Mai 00, OLG. 1, 151; ebenfo RO. 8. Tuli 04, IW. 33, 501). 


11. Eine zivilrechtlihe Haftung entfteht aud dann, wenn nicht der Be— 
klagte, jondern die Weinhändler und Wirte die ihnen vom Beklagten gelieferten 
Etiketts auf den Weinflafhen angebradt haben (OLG. Eöln 12. Tan. 01, 
OLG. 2, 290). 

8 15. 


1. Unter „Ausftattung“ einer Ware ijt nur die Art der Aufmachung zu 
verftehen, durch welche fie von gleihen Waren unterſchieden wird. Hat die 
Ausftattung zugleich eine technifhe Bedeutung, dann greift in dem Umfange, 
als die technifch-funktionelle Bedeutung reicht, der Schuß diefer Worfchrift nicht 
Pat (RG. 24. März 03, R62. 54, 173 = IM. 32, 189 — PMZBL. 9, 286; 
ebenfo RG. 20. Nov. 97, RG3. 40, 65). 

2. Wie unter Ausftattung einer Ware die äußeren Zutaten zu verſtehen 
find, fo find auch unter der Austattung von Ankündigungen, Breislijten, 
Geihäftsbriefen ufw. äußere Zutaten hierzu, alfo die Öeftaltungs- und Her: 
itattungsart ihrer äußeren Erſcheinung und die Beigabe irgend welcher ſicht— 
baren ——— zu verſtehen. Dies können zeichnerifche oder figürliche Zu- 
taten fein; es iſt aber nicht rg daß auch Worte den Charakter der 
Austattung annehmen (RG. 4. Upril 02, RESt. 35, 180 — IM. 32, 146 — 
Run 8, 200). 

. Der im $ 15 einer Warenausftattung gewährte Schuß ift nicht an eine 
Eintragung geknüpft, geht aber auch nicht foweit, einen andern zu hindern, 
das aus der Ausftattung entnommene Bild als fein Warenzeichen für gleich: 
artige Waren eintragen zu laffen und auf Grund der Eintragung als 
Marenzeihen zu benugen (RG. 10. Febr. 99, R63. 44, 13 [17]; ebenfo RG. 
2. März 00, ZW. 29, 301 = PMZLBL 6, 216; ebenfo RG. 4. Juni 01, PMFZBI. 
7, 251). 

4. Der Umstand, dab jemand einen einzelnen Bejtandteil einer von einem 
andern gebraudten Austattung, die innerhalb der beteiligten Verkehrskreiſe 
als Kennzeihen der Waren diefes andern gilt, hat — laſſen, bildet 
kein Hindernis, feine Warenausſtattung mit der nämlichen Geſamtausſtattung 
diefes andern als eine Zuwiderhandlung gegen $ 15 zu dharakterifieren (RS. 
12. Nov. 96, RESt. 29, 159). 

5. An fi erlaubte Benennung der Ware kann bei befonderer äußerer 
Geftaltung als Ausftattungsmerkmal im Sinne des $ 15 unerlaubt fein (RG. 
19. Nov. 01, IW. 31, 33). 

6. Die hier nicht ausdrüklid erwähnte — iſt dann zuläffig, 
wenn die Vorausſetzungen erfüllt find, unter denen das Gefeß einen Anſpruch 
auf Regen und gerichtliche Beſtrafung zuläßt (RG. 30. Nov. 00, IM. 
29, 896). 

7. Die Unterlaffungsklage ift nur gegeben, wenn die fubjektive Voraus— 
ſetzung des wilfentlichen Handelns zum Zwecke der Täufhung vorliegt (OLG. 
a | 12. Febr. 01, DUO. 2, 289). 

8. Der Unterlaffungsaniprud; ift auf die Nichtfortfegung einer rehtswidriaen 
Handlungsweile gerichtet; deshalb kann nur verboten werden, was bereits 
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verübt worden ift, und deshalb ift unzuläffie, durd die Bezeichnung „ähnlich“ 
im Urteil noch nicht näher bejtimmte VBerfahrensarten im voraus allgemein 
zu unterjagen (RG. 20. Dez. 01, ZW. 31, 100 — Recht 6, 79). Wohl aber ſteht 
dem Verlegten die Unterlaffungsklage auch dann zu, wenn die Fortſetzung 
und Wiederholung zu befürdten ift (RG. 6. Febr. 03, IW. 32, 128) und kann 
auch eine einmalige eg arg nad) den gegebenen Umftänden eine 
ſolche Annahme rechtfertigen (RG. 11. Okt. 01, IW. 30, 808). 


9. Aus diefer Vorfchrift kann der Verlegte zum Zwecke der Beſchaffung 
der Grundlagen für die Höhe feiner Entihädigungsforderung nicht Rechnungs: 
legung über den Gewinn beanfpruden, welchen der zur Entihädigung Ver— 
pflichtete durch feine Zumwiderhandlung erzielt hat (RG. 30. Nov. 00, RG3. 
47, 100 ⸗ PMZBI. 7, 222). 

10. Wird eine Mare in mehrfacher Weile (auf dem Deckel und Boden der 
Verpakung) ausgejtattet, dann ift die Frage, ob eine einheitliche und daher 
auh nur in ihrer Gefamtheit rechtlih in Betracht kommende Ausftattung 
vorliegt, unter Berücfichtigung des $ 20 zu beantworten (RG. 11. Okt. 01, 
I. 30, 808). 

11. Das in $ 15 anerkannte Schußreht des Belikers einer Waren- 
PT BR nit etwa auch grundfäglid das Recht, bezüglidy eines 
in diefer Warenausftattung enthaltenen, nicht für den Befiger, dagegen für 
einen Dritten eingetragenen Warenzeihens die Löſchung des Warenzeichens 
zu verlangen (RG. 10. April 00, IW. 29, 446). 

12. Zu den beteiligten Verkehrskreifen gehören auch die unmittelbaren 
Abnehmer (RG. 5. Mai 99, PMBBl. 9, 14). 

13. Der Gebraud eines ausländiihen Staatswappens zur Kennzeichnung 
einer Ware und ihrer Ausftattung ift zuläffig, fofern nicht eine Täufhung im 
Sinne des $ 16 beabfichtigt wird (RG. 3. Dez. 00, PUMZBI. 7, 152). 


14. Eine Ausitattung braudt, um nah $ 15 geſchützt zu fein, nicht be> 
jtimmte darakterijtiihe Merkmale aufzuweifen, vielmehr genügt, wenn fie 
jelbjt charakteriftiiher Natur ift, d. h. als Kennzeichen der Waren eines Be- 
triebes aufgefaßt wird. Auch einzelne Ausftattungsteile können im Verkehr 
Geltung erlangt haben (RG. 17. Nov. 03, PIZBL. 10, 308). 

15. Bei Prüfung der Verwecfelungsmöglichkeit ift das enticheidende Ge— 
— Wr auf die äußere Form der Ausftattungen zu legen (RG. 5. Juli 04, 

nIW. 4, 5). 


8 16. 


1. Auch bei Zuwiderhandlung gegen dieſe nur eine Strafbeitimmung 
enthaltende Geſetzesvorſchrift hat der Berlegte einen Anſpruch auf Unterlaffung 
und Entihädiaung (RG. 6. Febr. 03, IW. 32, 128). 

2. Wird der Herkunftsort einer Ware angegeben, jo foll die Angabe 
wahr fein. Eine Ausnahme bilden nur folche allgemeine Herkunftsbezeichnungen, 
welche fih für Waren gewiffer Art eingebürgert haben (RG. 13. Jan. 03, 
RGSt. 36, 60 — IW. 32, 225 — PIMZBI. 9, 237). 

3. Die Verbotsklage fett voraus, daß noch zur Zeit der Klage der Tat- 
bejtand des $ 16 vorliegt. Hat vorher ein Strafverfahren ftattgefunden und 
hat dem Beklagten nad) Abſchluß diefes Verfahrens der ftrafrechtlihe Vorſatz 
gefehlt, dann kann wegen der früheren leg menden en nur ein Schadens- 
erfatzanſpruch, nicht aber ein Verbot in frage kommen (RG. 22. Dkt. 01, IM. 
30, 851). 

4. Wird in den für 2. und Umgegend bejtimmten Bekanntmadhungen in 
2. hergeftelltes Hausbier als „Erlanger“ bezeichnet, dann ijt der in %. und 
Umgegend herrſchende Sprad- und Handelsgebraud allein dafür maßgebend, 
ob 816 anwendbar ift (RG. 8. Nov. 01, IW. 30, 851 = PMZBI. 8, 32); ebenfo 
für die Bezeihnung „Pilfener Bier” (RG. 18. April 04, RESt. 37, 132, 137; 
ebenjo OLG. Hamburg 23. April00, OLG. 1, 166); desgl. „Straßburger Gänfe- 
leberpafteten“ (RG. 20. Mai 04, Uni. 3, 91). 
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5. Nicht diefe Vorfchrift, fjondern $ 1 Uni WG. kommt bei der Klage eines 
Hamburger Vereins zur Unwendung, welde der Verein wegen der gewerb- 
lichen Störungen einzelner feiner Mitglieder gegen den Gtörer anftellt (RG. 
19. Dez. 99, FW. 29, 79). 

6. Die Anwendung diefer Vorichrift wird nicht dadurch ausgefichloffen, 
daß für den Angeklagten zur Zeit der Begehung der Straftat ein Waren: 
zeichen eingetragen war, welches den trügeriih benußten Herkunftsort der 
Mare enthält (RG. 23. März 03, PMZBI. 10, 23); ebenjo für Thorner Honig- 
kuden aus Thorn (RG. 17. April 03, BPMZBL. 10, 24). 

Die Markierung des von einer deutjchen Firma aus franzöfifchem Rot: 
wein bhergeitellten Schaumweines als franzöfiichen Champagner enthält eine 
Täufhung über den Herkunftsort. Die Täufhung entfällt, wenn die Angabe 
hinzugefegt wird: in Deutihland auf Flaſchen gefüllt (RG. 16. Febr. 03, 
PMB3Bl. 10, 248). g 20 


1. Bei der Beurteilung der Verwechſelungsgefahr ift der Maßjtab der im 
Verkehr üblichen Aufmerkfamkeit der Räufer zugrunde zu legen [Vierländerin] 
(RG. 22. April 01, IW. 30, 368); auch ijt auf die Anſchauung der beteiligten 
Verkehrskreife Rückficht zu nehmen [Meißner Porzellan] (RG. 18. Jan. 01, IM. 
30, 124); desgl. kann aud die im Werkehr übliche Benennung der Ware in 
Betradht gezogen werden [Stern-Zement] (RG. 15. Jan. 01, IW. 30, 85). 

2. Zwiſchen dem Wortzeihen „Königin von Holland“ und „Königin 
Wilhelmine“ einerfeits und einem Bildzeichen der Königin Wilhelmine von 
Holland im Krönungsſchmuck anderfeits befteht keine Verwechlelungsgefahr 
(RG. 26. April 00, PWÜIZBL. 6, 255). 

3. Eine Verwechſelungsgefahr zwiſchen einem Bilde und dem diefes Bild 
bezeichnenden Worte ift ausgeichloffen und begriffli unmöglid (RG.11.Okt.02, 
9332. 8, 129); wohl aber kann fie dann vorliegen, wenn ein Wort in dem 
Zeichen die Überſetzung eines Bildes darjtellt und dieſes Bild bearifflih in 
das andere Zeichen aufgenommen wird (Stern-Bleiftifte). Ausgeſchloſſen wird 
die Gefahr, wenn das Bild vielfah in der betreffenden MWarenbrande als 
MWarenzeihen angewendet wird (RG. 283. Nov. 02, R63. 53, 93 — IM. 32, 12 
— PMFZBL. 9, 210). 

4. Bei Benußung eines Freizeichens kann dieles als maßgebend nicht in 
Betracht kommen [Adler] (RG. 11. Tan. 01, IJW. 30, 85); ebenjo: Approbiertes 
Raffee-Surogat (RG. 24. April 00, BPMFZBL. 7, 120). 

5. Verwechſelungsgefahr kann aud zwifchen einem kolorierten und einem 
nicht kolorierten Bilde vorliegen [Uutomobil] (RG. 9. Jan. 03, IM. 32, 105); 
unzuläffig ift aber, bei der Vergleihung das gefchüßte nicht oder anders 
kolorierte Zeichen in einer gleihen Rolorierung als das beanftandete Zeichen 
heranzuziehen (KG. 7. Febr. 99, R63. 43, 93). 

6. Eine VBerwechfelungsgefahr liegt auch dann vor, wenn die Verwechſelung 
nur infolge Unkenntnis oder Unaufmerkfamkeit des kaufenden Publikums 
möglich wird, fofern ein foldhes Verhalten des Publikums Tatſache it (MG. 
28. Nov. 02, IM. 32, 146 — PMZBL. 9, 209); dies ift angenommen bei dem 
gleihen Tierbilde [Einhorn] (OLG. Dresden 8. Juli 99, SähiOLG. 21, 347). 

7. Keine Verwechſelungsgefahr ijt anzunehmen, wenn dem eingetragenen 
Mortzeihen bei Bezeichnung gleihartiger Waren noch andere orte oder 
Silben fo beigefügt werden, daß dem neuen Wortzeihen fowohl in feiner 
graphiichen Ericheinung, als auch in feinem en Unterfheidungskraft 
beiwohnt [Boroglyzerinlanolin] (RG. 1. April 98, RG3. 41, 69). 

8 Eine Verwecfelungsgefahr nah dem KRlanglaute liegt vor zwiſchen 
Nutrofe und Nutrol (RG. 28. Nov. 99, IW. 29, 21); desgl. Sternoline und 
Staroil (RG. 2. Juli 01, PWMZBL. 7, 269). 

9. Zufäge zu dem als Warenzeichen eingetragenen Namen des Fabrikanten 
wie „Syſtem R.“ oder „verbejfertes Syſtem K.“ find wegen der Verwechfelungs: 
gefahr unzuläffig (MG. 29. Sept. 03, IW. 32, 392 — UnlW. 3, 34). 
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10. Wenn aud für die Beurteilung der Verwechjelungsgefahr der Gefamt: 
eindruck des Zeichens maßgebend iſt, fo darf doc die Bedeutung der einzelnen 
Beitandteile des Zeichens nicht außer acht gelaffen werden, namentlich wenn 
— —— Tierbild (Schwan) den Hauptbeitandteil bildet (RG. 14. Juli 02, Recht 
6, 463). 

11. Bei der Vergleihung von Zeichen, die aus bildlicher Daritellung und 
einzelnen Worten zufammengefegt find, dürfen nicht willkürlich einzelne Be- 
itandteile (Umrabmungen, Urabesken ufw.) als unwejentliches, nicht gefchüßtes 
Beiwerk ausgeichieden werden (RG. 23. Jan. 00, PMZBI. 6, 331). 


12. Eine Verwechſelungsgefahr ift verneint beim Gebraude des Waren: 
zeihens „Driginal-Bullrich” (RO. 28. Febr. 02, IW. 31, 223). Bei der Prüfung 
eines Rombinationszeichens nach der Seite, ob eine Verwechſelungsgefahr vor- 
liegt, find die darin enthaltenen, nicht [hußfähigen Beitandteile (Freizeichen) 
dann außer Betracht zu laffen, wenn fie nur in einer räumlichen, rein äußer— 
Bere Verbindung zu dem übrigen Inhalt ftehen (RG. 24. April 00, IM. 
9, 447), 

13. Die Anwendung dieſer Vorichrift ift auch für die Verwechielungs- 
Den zwiſchen Ausſtattungen von Waren gegeben (RG. 30. Nov. 00, 
IM. 29, 896). 

14. Der Zweck des Gefeßes ift nicht, die Gefahr einer Täufchung des 
Publikums über die Herkunft der Waren zu hindern (RG. 21. Febr. 01, 
TMZBL. 7, 223). 

15. Bei der Vergleihung von Zeichen, die eine Kombination von Bild 
und Wort enthalten, iſt die Verſchiedenheit der hervortretenden Worte nad) 
ihrem Klanglaute und fpradlichen Inhalt nicht enticheidend. Maßgebend ift 
der bildliche Gefamteindruk, für den auch die Farbe wefentlid fein kann 
(RG. 21. Dez. 03, PMBBl. 10, 310). 


8 23. 


1. Ein Ausländer kann im nlande nicht einen gewerblichen Redtsihut 
in Unfpruch nehmen, der ihm in feinem Heimatsjtaate nicht zufteht (MG. 
13. Nov. 97, R63. 40, 61 = PMZBI. 7, 55; ebenjo RG. 31. Mai 00, IM. 
29, 533). 

2. Die Eintragung des ausländiihen Warenzeichens verleiht dem Aus— 
länder nicht die aus dem Eintrag eines deutihen Warenzeihens folgen: 
den Rechte. Sie ijt nur eine der Bedingungen, unter denen der Ausländer 
im Inlande diejenigen —— enießt, welche ihm in feinem Heimats— 
ftaate zuſtehen (RG. 19. Juni 02, RESt. 35, 321; IM. 32, 146 — Recht 7, 241 
— GewRihußg 8, 58 = PMZBL. 8, 280). 

3. Unter Niederlaffung im Inlande iſt auch eine Zweigniederlaffung zu 
verftehen (RG. 1. April 98, R63. 41, 66). 

4. Der Ausländer, welcher eine Miederlaffung im nlande befitt, unter- 
liegt weder der beichränkenden Worausfegung des erjten Abſatzes, noch dem 
Vertreterzwang des zweiten Abſatzes (RG. 30. Okt.02, RESt. 35, 415 — IM. 
32, 146). 

5. Ein ausländifcher Zeicheninhaber, der im Inlande keine Niederlaffung 
befigt, kann nicht felbit, fondern nur fein nach Abſ. 2 bejtellter Vertreter, als 
Kläger auftreten (RG. 23. Tan. 00, PMFBL. 6, 255). 


6. Eine Perſon, die nicht Wohnfig oder dauernden Aufenthalt im In— 
lande hat, kann nicht als ein im Inlande bejtellter Vertreter angefehen werden 
(RG. 17. Nov. 03, R6St. 36, 413° — IM. 33, 127 — PMZBL. 10, 368). 


8 24. 
1. Das dur die Eintragung in die Zeichenrolle des Patentamts ge: 
wonnene ——— iſt ein von der früheren Eintragung unabhängiges, auf 
ſelbſtändigen Vorausſetzungen ruhendes neues Recht, nicht etwa das alte Recht 
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mit neuer formaler Grundlage (RG. 10. Febr. 03, RGZ. 53, 431; ebenfo NG. 
12. Zuli 01, R63. 49, 53; ebenfo RO. 22. April 98, RG3. 42, 15). 

2. Wird von dem PBatentamte die Eintragung des Warenzeichens mit 
demjenigen Datum bewirkt, welches dem Zeichen gemäß feiner Eintragung 
in das Zeichenregijter nad) Maßgabe des G. vom 30. Nov. 74 zukommt, fo 
ift mit diefer Eintragung die Frage, ob dem Inhaber das eingetragene Zeichen 
mit dem früheren Datum zufteht, dann noch nicht entichieden, wenn eine Ver— 
ihiedenheit des früher eingetragenen Zeihens mit dem vom Patentamt ein- 
getragenen Zeichen behauptet wird (RG. 11. Juli 9, RG3Z3. 44, 62). 

3. Gegen ein unter dem früheren Gefeß eingetragenes Zeichen, das nad 
diefem Gefeße unwirkſam war, kann jene frühere Unwirkfamkeit noch für die 
Zeit nad der Anmeldung zur Eintragung in die Zeichenrolle des Patentamts, 
jedoch nur im Wege der Klage ($$ 8, 9), nicht im Wege der Einrede geltend 
gemacht werden (RG. 10. Febr. 03, R62. 583, 431 — PMZLL. 10, 9). 

4. Um den Schuß für den Rlanglaut eines unter dem G. vom 30. Mon. 74 
eingetragenen und demnächſt übertragenen Wortzeichens zu erlangen, ift nicht 
erforderlih, daß dies in der Anmeldung zur Zeichenrolle (8 2) befonders er- 
wähnt fein muß (RG. 22. April 98, R63. 42, 15). 

5. Die Eintragung eines Warenzeichens unter dem Datum der Anmeldung 
des Zeichens zum früheren Zeichenregifter unterliegt infoweit der richterlichen 
Nachprüfung, als in dem Prioritätsitreit nad $ 9 Abſ. 1 Ar. 1 die Tdentität des 
in die Zeichenrolle eingetragenen Warenzeihens mit dem zum früheren Zeichen- 
regifter eingetragenen Zeichen bejtritten oder geltend gemacht wird, daß in dem 
Marenverzeichniffe des Eintrags in der Zeichenrolle Waren enthalten feien, die 
nit unter die im Zeichenregifter benannten Warengattungen fallen (RG. 
18, Okt. 01, IW. 30, 809; ebenjo RG. 29. Mai 00, IM. 29, 532 — PMZBL. 
6, 379). 

6. Das durd eine Anmeldung vor 1. Oktober 1898 erworbene Recht auf 
Eintragung bleibt trog Abſ. 2 aud dann beftehen, wenn die Eintragung erit 
nad) diefem Zeitpunkt erfolgt (RG. 15. April 99, PMZBI. 9, 179). 


29. Gefet, betreffend das Urheberrecht an Werken der 
Literatur und der Tonkunft; 
vom 19. Juni 1901. 


Literatur: Wüller, Das deutſche Urheber- und —— Zeil 1, Münden 191; Allfeld, 
Rommentar, Münden 1902; Heinig, Rommentar, Berlin 1901; Lindemann, desgl., Berlin 
1901; Voigtländer, besgl., Leipzig 1901; Rublenbed. desgl., Leipzig 1904; Birkmeper, 
Zur Praris der preußifchen literarifhen Sadverftändigenkammer in Beziehung auf das Ur 
beberrechtsgeieh, DIZ.8, 256; MWittelftaebt, Die akademifche Vorlefung und das Urheber: 
recht, DI23.7, 285; Uron, Zur Frage der literariihen Neuheit der Erfindung, GewRihug 
8, 2; Fuld, Urbeberredt an Zeitungsartikeln, GruchotsBeitr. 47, 363; Damme, Ober den 
Rehteihuß der dem Patentamte und den Mufterregiiterbehörden überreihten Befchreibungen, 
—— und Modelle, GruchotsBeitr. 46, 601; derſelbe, Beſteht ein urheberrechtlichert 

hut an den im gerichtlichen Verfahren gewechſeiten Schriftfägen, gehaltenen Reden, Yus- 
fagen und Protokollen? GruchotsBeitr. 48, 520; berjelbe, Das Urheberrecht der Kompo— 
niften und die Fabrikation felbittätiger Muftkinftrumente, GrudotsBeitr. 48, 530; Schäfer, 
Melden Schuß genießen deutiche Verlagswerke der Literatur und Aunft gegen KRahbildung 
zurzeit in Ofterreih? GewRihutß 9, 88. 
8 1. 


1. Ar. 3 gewährt den gejeglihen Schuß in gleihem Umfang als & 43 
6. vom 11. Juni 70 (RG. 8. Juli 02, RESt. 35, 328 — IM. 32, 148). 

2. Bon Abbildungen wiſſenſchaftlicher oder techniſcher Art darf nicht mehr 
verlangt werden, als daß fie als Abbildung auf einer geiftigen Tätigkeit ihres 
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Urhebers, fei es auch einer foldhen nur geringeren Grades, beruhen, d. bh. 
alfo: nur ein darjtellerifher Gedanke wird erfordert (RG. 8. Juli 02, RGESt. 
35, 328). 

3. Szenifche Anordnungen find an ſich des Schußes nicht fähig (OLG. 
Hamburg 18. Juni 083, GewXichug 9, 187). 


8 183. 
Literatur: Jürgenfohn, Eine empfindlihe Lüche im Urhebergeſetz, GewRidhuß 9, 177. 


8 15. 

Die Vervielfältigung eines Werkes der Tonkunft liegt auch dann vor, 
wenn die zur Bezeichnung der einzelnen Töne gewählten Zeichen nicht als 
Noten in herkömmlich technifchem Sinne zu bezeichnen find (RG. 17. Mai 04, 
IM. 33, 480). 

8 17. 


Nr. 1 ſchützt nicht unberechtigten Nachdruck von Worlefungen, wenn der 
Gedankeninhalt auch einem vorher Öffentlich gehaltenen Vortrag gleihkommt 
(RG. 28. Nov. 02, RESt. 36, 8 = D33. 8, 32 — IM. 32, 148 — GewRihuß 
9, 187). 

8 18. 


1. Die Worte „Ausarbeitungen wiffenjhaftlihen Inhalts“ bringen zum 
Ausdruk, daß der Schuß nicht von dem wiljenfchaftlihen Werte abhängt 
(RG. 20. April 03, R6St. 36, 195 — GewRihuß 9, 188). 

2. Die „Igftematifche* Behandlung kann ein Kennzeichen des wiſſenſchaft— 
— — Ausarbeitung fein (RG. 2. Dez. 02/2. Tan. 03, IW. 32, 227 
— Recht 7, 23). 

3. Der Vorbehalt der Rechte des Urhebers bedarf keiner bejtimmten Form 
und wird mit dem Vermerk „Nahdrud verboten“ genügend zum Ausdruck 
gebracht (RG. 20. April 08, RESt. 36, 195 — GewRidhug 9, 273). 


38. 
Zu Nr. 1: 3 
Die Unterfcheidung zwiſchen geſetzlich zuläffigen und unzuläffigen Fällen 
der Vervielfältigung findet im Gefeß keine Berückſichtigung (RG. 28. Nov. 02, 
RGESt. 36, 8 = DIZ. 8, 32). 


8 61. 
Biteratur: Dfterrieth, Das Aufführungsredt an dramatifchmufikalifhen Werken, GewRſchutz 
9, 178. 


30. Geſetz, betreffend das Urheberredt an Werken der 
bildenden Künſte; 
vom 9. Januar 1876. 


Literatur: Stenglein, Die Bag zum — des geiftigen und gewerblichen Eigentums, 
Berlin 1902; Bruno Wolff-Bekb, Das Nedt des bildenden Rünftlers und des Aunit» 
gewerbtreibenden, Berlin 1908, 


* 6. 
Zu Ziff. 4: 3 

Unter der Aufnahme in ein Schriftwerk ift nicht zu verſtehen, daß die Ver: 
bindung untrennbar fein muß (RG. 5. Okt. 01, IW. 30, 806 = SächſArch. 12, 149). 
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8 14. 

1. Nicht in jedem Falle verliert der Urheber eines Runftwerks dadurd 
den Schuß, daß er ftillfihweigend die Nachbildung an einem Werke der In— 
duftrie geftattet (RG. 22. Okt. 03, GewKſchutz 9, 273 — Redt 7, 558). 

2. Die Trage, ob ein Reklameplakat vorliegt, womit ein Werk der Mal- 
Runft den ihm zuftehenden Schuß verliert, oder ob das Werk troß der Un: 
bringung die Natur als felbjtändiges Runftwerk beibehalten hat, ift der Ent- 
iheidung des Einzelfalles vorzubehalten (RG. 19. Dez. 02, IW. 32, 222), 


31. Geſetz. betreffend den Schuß der Photographien gegen 
unbefugte Nachbildung; 
vom 10. Januar 1876. 


Literatur: Schneidkert, Der Schuß der Photographien und das Recht am eigenen Bilde. Syſte— 
matijierte Beiträge zur Reviſion des deutichen Photographleſchutzgeſetzes, Satle 1908; Meyer, 
Das neue photographiiche Schuggefeß nad dem Reglerungsentwurfe, Weimar 1902; Robler, 
Das Eigenbild im Recht, Berlin 1903; Allfeld, Die Reform des Urheberrechts an Merken 
der Photographie, Recht 6, 417 und Ir 9, 705; Dishaufen, Das Recht am eigenen 
Bilde, Gruchotsßeitr. 46, 492; Marcus, Das Redht am eigenen Bilde, GewRfhug 9, 340; 
m., Borträtihuß, GemwRihuß 9, 272; Blume, It ein Recht am eigenen Bilde anzunehmen? 
Recht 7, 106; Dfterrietb, Bemerkungen zum Entwurfe eines G., betr. das Urheberrecht an 
Merken der bildenden Künſte und der PFhotographien, GewRihug 9, 189; Diefenbad, 
Melhe Wirkungen find von dem neuen Runftihußgefeß für das grapaliae Aunftgewerbe zu 
erwarten? Gewſchutz 9, 237; Urheberrecht und Kunſtſchutzgeſetz. UniW. 3, 68. 


83, 
Sind die photographifhen Nadbildungen auf Poſtkarten angebradt, fo 
hat das Gericht die Anwendbarkeit des $ 4 zu erörtern (RG. 23. Tan. 02, 
RGESt. 35, 78 - IM. 32, 139). 


84. 
1. Die Nachbildung eines auf Poſtkarten befindlichen Bildniffes wird dur 
$ 4 nicht getroffen (RG. 16. Dez. 01, IW. 32, 139). 
2. Poſtkarten, weldhe nur das photographifhe Bildnis einer beftimmten 
Perſon tragen, find nicht ſchutzfähig (RG. 1. April 03, PMZBL 10, 303). 
3. Eine photographiihe Nachbildung kann in das Gewand einer Bojtkarte 
gekleidet fein (RG. 28. Sept./12. Okt. 03, IW. 33, 126). 


87 
Bei photographiichen Bildniffen geht das — des Verfertigers von ſelbſt 
auf den Beſteller über, unterliegt aber den im Geſetz für den Verfertiger ge— 
gebenen Beſchränkungen (RG. 4. Dez. 02, IW. 32, 222). 


89. 

Für photographiſche Erzeugniffe, die aus Frankreich ftammen, kann der 
Schuß bier nur dann zugebilligt werden, wenn die Vorausfegungen des Berner 
Abkommens (4. Mai 96) zutreffen (RG. 26. Sept. 02, RESt. 35, 360 — IM. 
32, 143). 
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32. Geſetz über das Verlagsrecht 
vom 19. Juni 1901. 


Literatur: Mittelftädt und Hillig, Rommentar, Leipzig 1901; Heinig, desgl. Berlin 191; 
Müller, Das deutfche Urheber- und Verlagsrecht, Teil 3, München 1901; Yilfeld, Aommentar, 
Münden 1902; Auhlenbech, besal., Leipzig 1904; Voigtländer, bdesgl., Leipzig 1901; 
Beer, Das freie Verfügungsredht des Autors über die zu einem Vorzugspreife vom Verleger 
bezogenen Eremplare feines Werkes, Leipzig 1904; Cahn, Urheberredgtliher Schuß der Fabrik- 
kataloge, Nürnberg 1904: Schulz, Das Recht des Autors, Leipzig 1904; Mitteljtädbt, Das 
neue rar Verlagsredt, DI3. 7, 39; Raß, Das Runftverlagsreht, GewRihuß 8, #1; 
Schäfer, VBeranftaltung von Neuausgaben erfchienener Werke durch Dritte nady dem Tode des 
Verfaſſers, GewKſchutz 9, 71. 


82. 

1. Das Gefeß findet keine Anwendung auf die Auseinanderjegung hin— 
jichtli des Verlagsrechts an einer Zeitfchrift, welche infoweit durchgeführt iſt, 
dab außer dem Ropfklifchee unverteilbare, im Eigentum der Gefellfchaft ftehende 
an nicht vorhanden find (RG. 29. April 02, SeuffBl. 68, 55 — GewRſchutz 
8 381). 

2. Die Beitimmung über die Befugnis zur — ———— einer Geſamt⸗ 
ausgabe enthält nicht ein zwingendes Recht. Sie findet auf Verlagsverträge, 
die vor 1902 gefchloffen find, keine Anwendung (RG. 20. Mai 03, RG3. 54, 435 
— IM. 32, 298 — DI2. 8, 345). 
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Auf Grund des Berlagsvertrags haftet der Verfaffer dem Verleger dafür, 
daß er über das Urbeberredht zu verfügen berechtigt ift (OLG. Frankfurt 
24. Febr. 04, FrankfRundicd. 38, 99 


33. Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs 
vom 27. Mai 1896. 


Biteratur: Scherer, Rommentar, 2. Aufl., Weinheim 1904; Binner, besgl., Berlin 1908; Wüller, 
besgl., 4. Aufl., Fürth 1904, Bahem und Roeren, besgl., 3. Aufl., Leipzig 1900; Stepban, 
—— mit Uinmerkungen, 3. Aufl. Berlin 1908; Kähn, Handausgabe mit Anmerkungen, 
Münden 1903; Poeſchl, Die Praris des Gefeßes nebft Vorſchlägen zu feiner Abänderung, 
Berlin 1908; Leonhard, Der unlautere Wettbewerb und feine Bekämpfung, Wien 1903; 
Bauer, Der unlautere Wettbewerb und feine Behandlung im Recht, München 1902; Birken: 
bibl, Der unlautere Wettbewerb erläutert durch die Rechtiprechung, Hannover 1902; Bruns 
tein, Die Reklame im Lichte Des Rechts (Dortrag), ten 1904; Schmidt, In welden 

unkten ift das Gefeg abänderungsbedürftig? UnlW. 2, 53; Fuld, Zur Revifion des Geſetzes, 

33. 8, 357; Marcus, Zur Theorie und Praris des MWettbewerbsgefeges, UnlW. 2, 114; 
Walfermann, Unlauterer Wettbewerb unter dem Schuße des Markenrehts, GewRfhug 
9, 63; dberfelbe, Unlauterer Wettbewerb und $ 13 des ren 36. UnlW. 2, 69; Finger, 
Befeitigung unlauterer Warenzeihen, Unl W. 3,105; Derfelbe, Die Verwendung von Wappen 
zu geihäftlihen Zwecken, UnlW. 3, 37; derjelbe, Bekämpfung unlauteren Wettbewerbs 
durh das Watentamt, UnlW. 3, 73; Walfermann, Franzöfiiher Rognak, UnlW. 2, 77; 
derfelbe, Ein Beitrag zur Rognakfrage, UnlW. 3, 109; Fuld, Weiteres aus der Rognak- 
brandhe, UnlW. 4, 3; derfelbe, Unlauterer Wettbewerb im Weinhandel, UnlW. 3, 111; 
berfelbe, Mises en bouteilles en Allemagne, Uni. 2, 31; berfelbe, Tarıier Miobdell, Uni. 
2, 98; Liffauer, Der Begriff „unlauterer Wettbewerb“, Un. 2, 102; Fuld, Die Beftrafung 
des Hervorrufens von Verwechſelungen, Unt®. 2, 55; Heiß, Unlautere Yusverkäufe, 
UnlW. 3, 85; Emden, Die Auswüchſe, betr. bie —— UnlW. 2, 67; Warcus, 
Erweiterter Rechtsſchutz gegen unlautere Ausverkaufsanzeigen, UnlW. 3, 29; — 
Sollen Handelskammern Wettbewerbsvergehen verfolgen? Eine Umfrage, UnlW. 2, 18; 
Gugenbeim, Handelskammern unb unlauterer ettbewerb 2, 43; Warcus, Die Durd- 
forums bes Unterlafjungsanfprudes wegen falfher Reklame feitens mehrerer “Intereffenten, 

nlW. 2, 9; Fuldb, Sind Handwerkskammern klageberedhtigte Verbände? UnlW. 3, 49; 
v. Böntgk, Strafrechtlicher Schuß für Preisunterbietungen, UnlW. 2, 190 und 8,1; Finger, 
Hndrafgftem und unlauterer ettbewerb, UnlW. 2, 6; Cohen, Kann ſich der Fabrikant 
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egen das Schleudern mit feinen Waren in den re chützen? UnlW. 2, 61; Pels, 
Snmiemeit fügt das Wettbewerbsgeleg oder SAG BGB. den Fabrikanten gegen Schleuderei? 

nlW. 4, 2; Lubszynski, Iſt ein — —————— befugt, aus Den ihm auf die Reife mit» 
gegebenen Aundenadreifen ufw. für ſich Adreſſen abzufchreiben und nach feinem Dienftaustritt 
feinem neuen Prinzipal zur er übergeben? UnlW. 2, 57; Marcus, Zur Frage, 
betr. den Schuß des Geichäfts: und Betriebsgeheimniffes, UnlW. 2, 101; Waffermann, 
Der Verrat von Geihäfts» und Betriebsgeheimniffen. Ein Beitrag zur Reform des Wett. 
bewerbsgefetes, UnlW. 3, 4; Friedbländer, Das — Offenbaren eines Betriebsge⸗ 
heimniffes, insbefondere im Verhältnis zur Zeugnispflicht, UnlW. 8, 213 Pels, Geheimnis 
verrat und Zeugnispflicdt, Unl W. 3, 33; arcus, Gebraudsmufterfhuß und unlauterer 
Wettbewerb, UnlW. 3, 40; Fuld, Die Be eldnung Bankier, UnlW. 2, 113; —— 
Das Recht auf den Namen Sparkaſſe, UnlW. 2, 116; Kohler, Das Recht an Titeln und 
Untertiteln einer Zeitung, UnlW. 3, 107; Fuld, Unlauterer Wettbewerb und Sozialpolitik, 
SozVr. 13, 111; Waffermann, Der $826 BGB. als Mittel zur Bekämpfung des unlauteren 
Mettbewerbs, UnlW. 2, 48 und 4, 1; Warcus, Scabensaniprühe aus MWettbewerbs- 
belikten, UnlW. 3, 49; dDerfelbe, Kann von dem nah 81 Schadenserfaßpflichtigen der Ver: 
lette die Herausgabe des durch die Zumiderhandlung gemadten Gewinns verlangen? Un. 
3, 87; Fuld, Rotes Kreuz und unlauterer Wettbewerb, UniW. 3, 17; Qubszynski, Kann 
eine —— wegen unlauteren Wettbewerbs an dem Ort ber ea ug | erhoben werden? Wo 
ift der Ort der Begehung? UnlW. 2,8; Marcus, Schleuniger ans gegen Wett- 
bewerbsvergehen durch einftweilige richterli e Verfügung, UnlW. 2, 47; Fuld, Einftuß des 
Ronkurfes auf ſchwebende Wettbewerbsprozejje, UnlW. 8, 66; Derfelbe, Die Nahrungsmittel: 
induftrie und der fliegende Gerichtsftand, UniW. 2, 104; Lubszynski, Die öffentliche Be- 
kanntmadung von Urteilen, Unl W. 2, 38; Finger, Auslieferung bei Verlegung gewerblichen 
Eigentums, Uni. 2, 110; Fuld, Uusländer und der Schuß gegen unlauteren Wettbewerb, 
UnlW. 2, 2; Waffermann, Der 5 der Ausländer gegen unlauteren Mettbewerb, 
GewRihug 9, 47, 117 und UnlW. 3, 57, 67; Bahem, Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbs in Belgien, UnlW. 3, 48; Fuld, Unlauterer Wettbewerb im Flafchenbierbandel, 
Uni. 4, 18. 8 1 


Literatur: Marcus, Die öffentliche Verbreitung von Zeugniffen und Unerkennungsichreiben als 
Verſtoß gegen $1, Uni. 3, 13; Dronke, Unrieptige Iingaben tatlädhlicher Art (Dortmunder 
Bier) durch Gebrauch einer eingetragenen Firma, UnlW. 4, 11. 

1. Der klagbare Anſpruch auf Unterlaffung rechtswidriger Eingriffe im 
Gewerbebetriebe durch unlauteren Wettbewerb iſt dur dieſes Spezialgefeh 
nicht ausfchließend geregelt. Das Gejeß bezweckt, die befonders ausgeprägt zu: 
tage tretenden Auswüchſe des mißbräudlihen Wettbewerbs abzufchneiden, hat 
aber nicht alle Ericheinungsformen treffen können. In die Lücke treten er- 
gänzend die allgemeinen Beitimmungen des BGB., insbefondere $ 826 (RG. 
11. 1 uQ 01, R63 48, 114, 119; ebenfo RG. 4. Juli 04, SchlHolftAnz. 04, 295 
— Uni. 4, 2). 

2. Eine der Klage vorhergehende Aufforderung zur Unterlaffung ift aud 
—— — im Koſtenpunkt nicht erforderlih (RG. 30. Sept. 08, 

ni. 3, 14). 

3. Die in einem im Inlande gefchriebenen und ins Ausland gerichteten 
und abgefandten Briefe enthaltenen Angaben über —— Leiſtungen ſind 
nad dem deutſchen Geſetze zu beurteilen (RG. 21. Dez. 00, Recht 5, 125). 


4. Das Verbot trifft auch die von einem Inländer im Auslande verübte 
unlautere Reklame (RG. 16. Juni 03, IW. 32, 297 — DT3. 8, 453). 


5. Das ausgeiprohene Verbot (der Ankündigung einer Verabreichung von 
Gratisfchnittmuftern) ift nit an die Grenzen des Inlandes gebunden, wenn 
die Zuwiderhandlung von einem nländer gegen einen Inländer verübt it 
e. er Okt. 01, ZW. 30, 851; ebenfo DLG. Dresden 15. Febr. 99, SächſOLG. 

1, 38). 

6. Der Anſpruch auf Unterlaffung unlauterer Reklame ift kein Delikts- 
anfprud im ftrafrechtlihen Sinne. Der Inhaber eines Warenhausgefchäftes, 
weldher an einem andern, weit entfernten Orte eine Filiale hat und dafelbit 
nicht weilt, ift deshalb für die von feinem Gejhäftsführer daſelbſt veranlaßten 
Annoncen zivilrechtlich verantwortlich, felbft wenn er den Auftrag gegeben bat, 
a — ag Gefeß zu verjtoßen (RG. 30. Jan. 03, Pucdelts3. 34, 643 — 

7. Wenn aud $ 1 fich auf Fälle bezieht, in denen eigene gewerbliche 
Zeiftungen auf Koften fremder Leiftungen gehoben werden, während $ 6 die 
unlautere, jchädigende Kritik des Erwerbsgeihäfts und der gewerblichen 
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Leiſtungen eines andern betrifft, indem dieſe angeſchwärzt und herabgeſetzt 
werden, fo kann doch unter Umſtänden und im Zuſammenhange die fragliche 
Ungabe indirekt eine Anpreifung des eigenen Geſchäfts enthalten und dadurd) 
die Unwendung des 8 1 rechtfertigen (RG. 22. Febr. 01, IW. 30, 211 
Recht 5, 148, desgl. RO. 11. Okt. 04, IM. 33, 563). Ebenſo bei Abdruck eines 
Unerkennungsichreibens mit der Angabe: „das Backpulver des U. fchmecke 
man jtets durch“ (OLG. Hamm 13. Juni 03, OLG. 7, 178; ebenfo RG. 26. April 04, 
TM. 33, 342 — UnlW. 3, 82); ebenfo bei Veröffentlihung von Anerkennungs: 
Ichreiben in abgeänderter Form (RG. 23. Sept. 04, UnlW. 4, 16). 


8. Die AUnterlaffungsklage aus $ 1 erfordert nicht wie $ 4 noch böfe Ab— 
jiht oder Verfchulden (RG. 30. März 00, R63. 46, 51 [54] = IW. 29, 397). 

9. Im Gegenfaße zu dem in Abſ. 2 bejtimmten Schadenserfaganfprud ift 
für den in Xbf. 1 in Frage kommenden Unterlaffungsanfprud in fubjektiver 
Hinfiht zur Begründung der Baifivlegitimation nicht mehr erforderlich, als daß 
der Beklagte die Angaben fo, wie fie objektiv gemacht find, vorſätzlich gemacht 
hat (RG. 16. Mai 02, IW. 31, 369 — DI2. 7, 393). 


10. Zur Begründung des Unterlaffungsanipruds genügt die Feititellung, 
daß die Angaben objektiv unrichtig find; die weitere Feititellung, daß der Be- 
klagte die Unrichtigkeit feiner Angaben gekannt habe oder habe kennen mülfen, 
Yun. — — eines Schadenserſatzanſpruchs erforderlich (RO. 7. Dez. 00, 

11. Eine Unterlaffungsklage aus $ 1 ift unzuläffig, wenn eine Wieder: 
bolung der gegen 4 Wochen vor der Rlageerhebung zurücliegenden, unter das 
Gefeß fallenden unrichtigen Angaben nicht zu befürdten ijt (OLG. Dresden 
20. Sept. 01, SähfDLG. 23, 485). 


12. Unjtatthaft ift die Benußung von Preismedaillen einer aufgelöften 
Dandelsgefellichaft durch eine andere, auch wenn fie zum Teil aus denfelben 
Perfonen beiteht (OLG. Karlsruhe 12. Mai 03, Puchelts 3. 35, 75). 

13. Die Klage auf Unterlaffung von Behauptungen in öffentliden Rund: 
madungen (die dem Beklagten patentierte Smyrna-Näharbeit zeichne ſich durch 
Klarheit des Mufters vor der Smyrna-Rnüpfarbeit aus) betrifft beim Ronkurie 
des Beklagten wegen der Verwertbarkeit der Warenbejtände einen zur Maife 
gehörigen Anſpruch. Das Verfahren kann vom Ronkursverwalter aufgenommen 
werden (RG. 24. Nov. 9, RG3. 45, 374). 


14. Kein Erfordernis ift, daß die öffentliche Bekanntmachung oder die für 
einen größeren Perfonenkreis beftimmte Mitteilung von der angepriefenen 
Ware äußerlich getrennt ijt (OLG. Münden 9. Nov. 00, Recht 4, 546 — 
OLvG. 1, 469). 

15. Wird das geſchützte Warenzeichen eines andern nidt als Waren: 
eihen, fondern zur Benennung von Waren benugt, dann kann nicht das 

arenZ3©., fondern nur das vorliegende zur Anwendung kommen (RG. 
22. April 98, RG3. 42, 15, 20). 

16. Das im Geſetz ausgeiprodene Verbot richtet fi) gegen unrichtige An— 
gaben, welche, weil fie den Schein der Wahrheit erwecken, geeignet find, die 
Meinung des Publikums von einem günftigeren Angebote, als das des 
Konkurrenten, hervorzurufen. Es dient alfo zum Schuße nicht des Publikums, 
fondern des Konkurrenten. Ob das Angebot wirklich ein günjtiges iſt, bleibt 
gleihgültig, wenn die Angaben faliche find (RG. 13. Febr. 03, SächſArch. 14, 52; 
ebenfo RO, 5./12. Mai 02, R6St. 35, 235; ebenfo RG. 17. April 03, PMZBI. 
10, 24). 

17. Klageberedtigt find auch diejenigen Gewerbetreibenden, welde den 
Urtikel nur in geringem Umfange vertreiben (RG. 13. Febr. 03, SächſArch. 
14, 52). — Zur Unterlaffungsklage aus $ 1 find auch Verbände gewerblicher 
Intereffenten berechtigt, doch nicht zu einer folden aus $ 826 BGB. (RG. 
17. Juni 04, IW. 33, 540). 
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18. Zur Klage auf Unterlaffung der Ankündigung des Verkaufs einer 
Lizenz zur Bereitung echten Friedrichsdorfer Zwiebaks ift ein Friedrichsdorfer 
Zwiebakfabrikant berechtigt (OLG. Frankfurt 9. Okt. 03, Recht 8, 109). 

19. Die unerlaubte Übernahme von Inferaten aus einer andern Zeitung 
kann eine Beranitaltung im Sinne des Ubi. 4 enthalten (RG. 1. März 01, 
IM. 30, 255 — KRecht 5, 181). 

20. Bei Ankündigung eines YAusverkaufs ift eine Ergänzung der Waren 
nur foweit zuläffia, als fie erforderlidy it, den Ausverkauf zu beendigen (OLG. 
Darmftadt 15. Juni 00, OLG. 1, 368). 

21. Das im Gefeß gegebene Klagerecht iſt nicht abhängig von der eigenen 
Lauterkeit des Klägers (OLG. Karlsruhe 25. Mai 00, DLG. 2, 48). 


22, Ein „Rennenmüffen” (Ubf. 2) kann auch durch die Annahme einer 
Fahrläſſigkeit begründet werden, wenn fie einen fo hoben Grad erreicht, daß 
fie der Miffentlihkeit gleichzuachten ift (RG. 28. Sept. 00, JW. 29, 760). 

23. Der Ubdruk amtlicher Bekanntmadhungen aus dem Umtsblatt ent- 
hält eine Veranftaltung (Ubf. 4) unerlaubter Art, wenn nicht die Quelle des 
AUbdruks angegeben wird (OLG. Dresden 4. Mai 99, SächſArch. 21, 48). 


24. Wird aus derjelben in der Veröffentlihung einer Annonce liegenden 
Handlung ein Unterlaffungsanfpruh andern Inhalts als in der Klage ab- 
geleitet, dann liegt noch keine unzuläffige Rlageänderung vor (RG. 21. Juni 04, 
Uni. 3, 103). 

25. Bei der Auslegung einer Öffentliden Bekanntmahung EInſerat betr. 
Brennabor- und Panther-Räder) kann es nicht auf eine möglichſt enge, fich 
ftreng an die gebraudten Ausdrücke haltende Auslegung, aud nicht auf die 
AUbficht des Unkündigenden, jondern auf die Auffaffung des lefenden Bublikums 
ankommen (RG. 3. Okt. 02, IW. 31, 547). Hierbei ijt eine Unterſcheidung 
zwifchen der Auffaffung des ken = und aufmerkfamen Leſers unzuläſſig 
(RG. 10. Mai 04, UnlW. 3, 90 — IW. 33, 395); auch ift nicht die Auffaffung 
eines flüchtigen Lefers aller Lebenskreife entjcheidend, fondern vielmehr, wie 
die Mitteilungen in den Kreifen, für die fie beftimmt find, gelefen und ver- 
itanden zu werden pflegen (RG. 17. Juni 04, IW. 33, 454). 

26. Nicht darauf kommt es an, was angekündigt werden follte, fondern 
weldhe Auffaffung das Publikum der Ankündigung beilegt (Verleihung von 
Kapital auf Zins) (RG. 14. Jan. 02, IM. 31, 138; ebenfo [Xpollinaris] RG. 
7. Dez. 00, IM. 30, 13 — Recht 5, 51); ebenfo betreffend Petroleumbeizöfen 
ohne jeden Zylinder (RG. 3. Juli 00, ZW. 29, 625); ebenfo bei einer An- 
kündigung des Verkaufs zu Driginalfabrikpreifen in Zeitungen (RG. 
4. März 04, Uni. 3, 68; ebenfo RG. 6. April 04, Uni. 3, 82). 

27. Für die Frage, ob eine Annonce unrichtig, ijt entfcheidend, wie das 
Publikum fie auslegt, und nicht, was der Gefhäftsherr mit ihr fagen wollte 
(RG. 30. Jan. 03, Puchelts3. 34, 643). 

28, Für die Frage, ob unrichtige Angaben im Sinne diefes Gejeßes vor- 
liegen, ift von enticheidender Bedeutung, in welchem Sinne dasjenige Bublikum, 
für weldes die Angaben bejtimmt find, fie auffaßt (RG. 26. Mai 9, RG3. 
44, 12). Deshalb ijt es unzuläffig, ohne das Beweisanerbieten des Klägers 
zu beachten, durch Wortauslegung feitzujtellen, was die betreffende Mitteilung 
8 a fage und was aus ihr herauszulejfen fei (RG. 11. Dez. 00, 

. 30, 14). 

29. Db auf Beitellkarten und Etiketten der Bierflafchen bei einheimifchem, 
nah Münchener Art gebrautem Biere die Bezeichnung „Münchner Verfandbräu“ 

efeßt werden darf, hängt von der Auffaffung der Konfumenten und dem 
andelsgebrauch des betreffenden Abſatzgebietes ab [für Hamburg verneint] 
(RG. 17. Okt. 02, IW. 31, 593). 

30. Die Auffaffung des Publikums, nicht des Jabrikanten ift maßgebend 
für die Angabe des Herftellungsortes (RG. 9. Dkt. 03, IW. 32, 405 : 
UnlW. 3, 25). 
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31. Der Begriff eines Fabrikanten erfordert, daß die betreffende Ware 
duch von ihm abhängige Arbeitskräfte hergejtellt wird. Dies ift der Fall, 
wenn Lohnweber auf eigenen Stühlen für ihn die Ware hergejtellt haben 
(RO. 9. Juli 01, IW. 30, 657). Der Umfang ift einflußlos, ebenfo daß gleidh- 
artige Waren vom Fabrikanten als Händler verkauft werden (OLG. I 
ruhe 20. März 00, OLG. 1, 118). Dagegen ift dies nicht der Fall, wenn die 
Ware von dem Verfertiger, wenn aud auf Grund eines MWonopolbetriebs- 
vertrags für einen bejtimmten Bezirk, bezogen wird (KG. I Berlin 21. März 01, 
Recht 5, 240). 

Unjchein eines befonders günftigen Angebots: 

32. Nicht jede Reklame mit unrichtigen Angaben fällt unter das ie Durch 
das Geſetz ſoll der Wettbewerb nur inſoweit als er unlauter iſt, die Reklame 
nur infoweit, als fie ſich als Auswuchs darſtellt, getroffen werden. Die An— 
gabe unwahrer Tatſachen in der Reklame fällt deshalb nur dann unter $ 1, 
wenn fie objektiv — iſt, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzurufen (KG. 25. März 02, IM. 31, 275). Dies iſt zu prüfen bei der 
Ankündigung eines Ausverkaufs mit der Angabe: 10%o Rabatt auf alle Ein- 
käufe auf die fchon bedeutend ermäßigten Breife (RG. 15. April 02, JW. 31, 276). 

33. Als Wergleichsfaktor, ob das Angebot ein bejonders günftiges, iſt 
nicht allein das der redlichen Ronkurrenz enticheidend (RG. 17. Juni 04, 
932.9, 865 — IM. 33, 540). 

34. Nicht erforderlich ift, daß der hervorzurufende Anſchein ein falfcher 
fein muß (RG. 5./12. Mai 02, RESt. 35, 235). 

35. Bei einer Bekanntmadung über die Alleinfabrikation der von 
Angererfhen Sublimatpaftillen iſt zu prüfen, ob die Übertragung des aus- 
Ihließlihen Rechtes der Fabrikation den Anfchein eines befonders günftigen 
Angebots erweken kann (RG. 7. Okt. 02, IW. 31, 594). 

36. Die Anzeige einer Verfteigerung mit dem Zufage „zwecks Realifierung 
eines Engrosgeihäfts mit dem vorhandenen reichhaltigen Lagerbeſtand“ ent- 
hält den Anſchein eines befonders günjtigen Angebots (OLG. Hamburg 
16. Febr. 01, OLG. 2, 286). 

37. Hierher gehört die Anpreifung von Bier als Pilfener Bier, obwohl 
das Bier an einem andern Orte nad Kilfener Art gebraut ift (OLG. Hamburg 
15. März 01, OLG. 3, 272; ebenfo RG. 14. Juni 04, UnlW. 3, 112 und die 
zu 8 16 UnlWG. wiedergegebenen Entfcheidungen); und der Gebraud franzö- 
fifcher Bezeihnung für deutihen Kognak (LG. I Berlin 29. Febr. 04, UnioB. 
3, 58 und LG. J Berlin 2. Febr. 04, UnlW. 3, 83). 

38. Ebenfo die Ankündigung eines „Ronkursmaffe-Ausverkaufs”“ vom Er- 
werber der Ronkursmaffe (OLG. Dresden 23. Sept. 02, DLG. 7, 174, wie auch 
RG. 10. März 02, IW. 32, 146). 

39. Die unwahre Bezeihnung einer Ware, eines Warenzeichens als amt- 
lich geihügt erweckt den Anſchein eines befonders günjtigen Angebots (OLG. 
Hamburg 2. Mai 02, DLG. 7, 176). 

40, Die Führung des Meiftertitels dur einen Gewerbetreibenden, ohne 
den Anforderungen des $ 133 GewDd. zu entfpreden, enthält den Anfchein 
eines befonders günjtigen Angebots (OLG. Dresden 23. Juni 03, SächſArch. 
14, 253). 

41. Ebenfo durch Gebrauch des von einem amerikanifdhen PBrivatinftitut 
verliehenen Doktortitels, jelbjt wenn die Führung des Titels von der ein- 
heimifhen Werwaltungsbehörde genehmigt wurde (RG. 26. Tan. 04, Uni. 
3, 63 — IM. 33, 155). 

42, Desgl. bei der Bezeichnung: Dr. chir. dent., in Amerika geprüfter Zahn 
arzt (RG. 26. April 04, TAB, 33, 343 = Uni. 3, 81). 


Unrichtige Ungaben tatfädhlicher Art: 
43, Die Bezeichnung eines offenen Ladengeihäfts mit „Hamburger Engros- 
lager Ü. N.” und Eintragung diefer Firma in das Handelsregifter enthält noch 


Warneyer, Jahrbuch der Entſcheidungen. 3. Jahrg. 27 
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nicht eine unrichtige Angabe tatfächlicher Art, wenn weiter nichts feitgeitellt 
wird, als daß damit ein großes Lager, wo befonders billig verkauft werde, 
angekündigt werde (RG. 26. Mai 99, RG3. 44, 11). 

4. Wenn ein Fahrradgeſchäft jih als Werfandhaus ausgibt, obgleich es 
durch Reifende und Zwiſchenhändler, nicht aber durch unmittelbares ei 
an das Publikum den Abſatz feiner Waren betreibt, liegt eine unrichtige An: 
gabe tatfächliher Art vor (OLG. Rolmar 5. Nov. 01, Recht 5, 596). 

45. Iſt der Firmenzuſatz „gegründet 1781* tatſächlich unrichtig, dann greift 
der Anſpruch auf Unterlaffung der unrichtigen Angabe auch dahin durdy, daß 
die Löſchung dleſes Firmenzufages im Handelsregijter herbeizuführen fei (RO. 
6. Juni 99, R63. 44, 17) 

46. In der Bezeihnung „Ballettmeifter” liegt keine Angabe tatfächlicher 
Urt, jondern ein individuelles Urteil (OLG. Hamburg 9. Febr. 00, Recht 4, 196). 

47. Die Anpreifung eines Gefhäfts als „erites” enthält keine Angabe 
tatfächlicher Art, fondern ein Urteil, wenn diefer Zufaß als gleichbedeutend mit 
„erjten Ranges“ aufzufaflen ift (OLG. Kolmar 15. Nov. 01, Recht 5, 596; ebenfo 
OLG. Dresden 17. Mai 01, DI3. 7, 440). 

48. Db Die in einer Zeitung veröffentlichte Bekanntmachung über eine 
künftige Veranjtaltung (Spezialtage für den Verkauf zu berabgefegtem Preife) 
unrichtige Angaben tatfächlicher Art enthält, iſt nicht lediglid nad) dem Zeit: 
punkte des Erjcheinens des betreffenden Zeitungsblattes zu beurteilen. Bei 
Verjtößen gegen die Bekanntmadung ift ferner zu prüfen, ob fie nicht als 
Einzelvorgänge zu betrachten find, welche die Angaben über die Veranjtaltung 
* * au unrichtigen machen würden (RG. 30. März 00, RGZ. 46, 51 = 

.29, 397). 

49. Unrichtige Angaben über die Auflagenhöhe einer Zeitung begründen 
das Verbot diefer Angabe, ohne daß es darauf ankommt, ob künftig die an- 
gegen: Auflagenhöhe erreicht wird (RG. 19. Febr. 01, IW. 30, 212. — A. M.: 

©. Hamburg 20. Okt. 00, Recht 5, 23). 

50. In dem Zufaße „in Umerika promovierter Doktor der Zahnheilkunde“ 
liegt eine unrichtige Angabe dann, wenn das verleihende Inititut ein Schwindel: 
unternehmen iſt (RG. 24. April 00, IW. 29, 447). 

51. Auch die Aufitellung einer Anficht, eines Urteils kann eine Behauptung 
tatfächliher Art enthalten, wenn das Urteil etwas als gefchehen oder als 
vorhanden, alfo in einer Weife aufitellt, daß das Behauptete in bezug auf 
feine Nichtigkeit oder Unrichtigkeit im gegebenen Falle objektiv fejtgeftellt 
werden kann (RG. 13. Nov. 00, FW. 29, 858). 

52. Ankündigung einer WVerabreihung von Gratisfchnittmuftern an die 
AÜbonnenten einer Modenzeitung ift dann eine unrichtige Angabe tatfächlicher 
Art, wenn außer dem Porto noch eine weitere Vergütung beanfprucdt wird 
(OLG. Dresden 15. Febr. 99, SächſOLG. 21, 38). 

53. Reine unrichtige Angabe tatfächlicher Art ift die Zuficherung weit- 
gehendjter Garantie für gewerbliche Leiftungen, wenn nicht damit Einzelheiten 
in Verbindung gebradt find oder den Umjtänden Rn nad damit in Der: 
bindung es werden können (OLG. Dresden 5. Mat 99, SAHFDLE. 21, 42). 

54. Die Bezeihnung „Münchner Verfandbräu aus der Löwenbrauerei- 
Aktiengefellichaft in H.* ift eine unrichtige tatfächliche Angabe, welche den Schein 
des Ungebots echten Münchener Bieres hervorruft (DLG. Hamburg 18. Febr. 02, 
PMZBL. 8, 237). 

55. Die Bezeihnung „Generaldepofitär” einer Fabrik, die mehrere Depofitäre 
bat, iſt in tatfächlicher Dinficht viel zu unbeftimmt, um das Gefeß für anwend- 
bar zu erachten (OLG. Hamburg 15. Dez. 00, OLG. 2, 285). Nicht aber die 
Bezeichnung: „alleiniger Vertreter und Generaldepofitär der Holzwollefabriken 
zu X.“ (OLG. Hamburg 24. Sept. 01, OLG. 7, 175). 

56. Eine erweislich unrichtige Ungabe liegt nicht in der Öffentlichen An— 

eige eines MWarenverkaufs zu Yabrikpreifen in den Werkaufsitellen des 
abrikanten (OLG. Stuttgart 21. Dez. 00, OLG. 2, 285). 
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57. Die ae eine Zeitung fei die gelefenjte und verbreitetjte, kann unter 
81 Be (RG. 22. Dez. 03, TB 33, 102 — Uni. 3, 53). 
Eine tatſächliche Angabe fehit in einem Inferat über „Geldichränke für 
ko Ben unerreihte Auswahl, einzig am Plage* (OLG. Hamm 4. Juli 03, 
50. Ei Gebraud einer auf eine fabrikmäßige Herftellung von Waren 
inweifende Firma (Flensburger Maſchinenfabrik) enthält keine unricdhtige 
ngabe tatfächlicher Art, wenn ein nicht ganz untergeordneter Beitandteil der 
Ware fabrikmäßig bergejtellt wird (OLG. Kiel 1. April 02, OLG. 7, 178). 


60. Der Gebraudy einer Firma kann eine Angabe tatfächlicher Art fein, 

—S nicht — $ 8, ſondern aus $ 1 des ©. zu beurteilen iſt (RG. 13. Mai 04, 
b) 

si. ' Sie Verwendung hoher Ziffern zur Bezeichnung von Transportwa 
eines Möbeltransporteurs enthält noch nicht eine tatfächliche Angabe 086 
Karlsruhe 22. März 04, BadRpr. 70, 235). 

62, Gegen Nahahmung einer nicht geſetzlich 355 gewerblichen Zeich— 
nung findet das Geſetz keine Anwendung (OLG. Kaſſel 3. Juni 04, Seuffll. 

15). 


60, 
8 2. 

Unter „gewerblicher Niederlaffung” ift auch die Zweigniederlaffung zu ver- 
ftehen. Bei mehreren Niederlaffungen ijt für Klagen aus $ 1 das Gericht der- 
jenigen gewerblichen Niederlaffung zuftändig, auf deren Geichäftsbetrieb fich 
die unlautere Reklame bezieht (RG. 19. Wai 9, RG3. 44, 362; ebenfo DLGS. 
Münden 14. Mai 00, OLG. 1, 470). 


83. 
1. Die durch einftweilige Verfügung verhängte Strafe darf auch dann 
nicht mehr volljtreckt werden, wenn vor Aufhebung der Berfügung durd Ur: 
teil eine Zuwiderhandlung begangen it (RG. 7. Jan. 99, RG3. 43, 396). 


2. Diefe Worfchrift findet nur bei Anſprüchen aus 8 1 Abſ. 1, nicht aud 
bei Zuwiderhandlungen gegen $ 6 Unwendung (RG. 11. Jan. 01, IM. 30, 85 
— Redt 5, 147). 

84. 

1. Auch innere Tatfahen können als Angaben tatfählicher Art vor- 
— werden (RG. 3. Juni 01, GoltdArch. 48, 350). 

2. Das og. Gella- oder Hydrafyftem kann nad) diefer Vorfchrift ftrafbar 
fein, wenn in nferaten zum Bezug von Waren zum auffallend billigen 
Preiſe aufgefordert wird (RG. 9. Mai 01, GoltdArch. 48, 316). 

. Die Bezeichnung „beites Seinengarn“ enthält nicht die Merkmale eines 
befonders günjtigen Angebots, obwohl ein Teil des Garnes nicht aus Flachs, 
fondern aus Ramie gewonnen war (RG. 6. März 02, GoltdArd. 49, 134). 


4. Etiketten, welche auf Flafhen aufgeklebt find und mit ihnen in den 
Handel kommen, find Mitteilungen im Sinne diejer Vorſchrift (RG. 17. Dez. 03, 
AM. 33, 247). 

5. Schuhe von „prima Qualität“ M er Angabe über Tatfahen (RG. 
16. Nov. 03, RESt. 36, 430 — IM. 33, 

6. Die Frage, ob Angaben tatfächticher rt in Unkündigungen zur Irre— 
führung geeignet find, läßt fi zwar ohne Berückfichtigung der geihäftlichen 
Gewohnheiten nicht löfen, indejjen müffen hierbei geſchäftliche Mißbrãuche aus⸗ 
ſcheiden; ſie iſt zur Irreführung ſchon dann geeignet, wenn ein Teil des 
Publikums fie für wahr halten und dadurch getäuſcht werden kann (RG. 
6. Okt. 03, RESt. 36, 377). 

7. Als Täter kommt nit nur der Geihäftsinhaber, fondern derjeni * 
der die — — gemadt hat, in Betracht (RG. 20. Okt. 02, R6 
35, 417; vgl. $ 1 7). 

21" 
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86. 
Ziteratur: Schröbdbter, Die Nedhtswidrigkeit eines" Delikts aus”8& 6, insbefondere wenn ber 
Verletzte es jelbft veranlaßt hat, UnlW. 2, 21. 

1. Verhältnis zu $ 1: f. dort Wr. 7. 

2. Die im Auslande bewirkte Zuwiderhandlung trifft die gefchäftlidhen 
Beziehungen des Konkurrenten gerade fo, als wenn fie im Inlande geſchehen 
wäre RO. 16. Juni 03, R63. 55, 199 = IM. 32, 297). 

3. Unter Erwerbsgefhäften im Sinne diefer Borfchrift ift jede auf Ge 
winn abzielende geichäftliche Unternehmung im weiteften Sinne zu verftehen 
— vl auf Gegenfeitigkeit] (RG. 11. Jan. 01, IW. 30, 85 
— Redt 5, 147). 

4. Die Anſprüche aus $ 6 gehören nicht zu den nichtvermögensrecdtlichen 
Unfprühen des $ 10 GRG. Ro. 18. Jan. 98, RG3. 40, 413). 

5. Die Klage aus $ 6 ift eine Klage aus unerlaubter Handlung [ZPO. $ 32] 
(OLG. Stuttgart 7. Upril 02, OLG. 7, 181). 

6. Die Anwendbarkeit des Gefeßes [et nicht voraus, daß der unlautere 
Mettbewerb zugunften eines beftimmten Geſchäfts oder mehrerer beftimmter 
Geihäfte ftattfindet; vielmehr ift es audh dann anwendbar, wenn es jih um 
den Wettbewerb zweier großer ntereffentengruppen handelt [Fabrikanten 
künftliher Mineralwäffer und Beliger von Mineralquellen] (RG. 10. Tan. 02, 
RG3. 50, 107 — IM. 31, 138). 

7. Ein Interefienkampf ift nicht notwendia ein Wettbewerb im Sinne 
des Geſetzes [Ausihließung fog. Schleuderer im Buchhandel] (RG. 14. Dez. 02, 
RG3. 56, 271 [276). — In der Abwehr eines unlauteren Wettbewerbes kann 
eine Handlung zu Zwecken des Wettbewerbes liegen (RG. 20. Sept. 04, Uni. 
4, 15 = IM. 33, 563). 

8. Der Berbotsanfprud ift nicht abhängig von dem hier vorgefehenen 
Schadenserfaßanfprud. Beide Anfprücde beftehen nebeneinander und unab- 
hängig voneinander (RG. 16. Juni 03, R63. 55, 199 — IM. 32, 297). 

9. Die Verurteilung darf fih nur darauf erjtreken, daß die Mieder- 
holung oder Verbreitung der gemadten Behauptung unterfagt wird, nicht aber 
darf ein allgemeines Verbot dahin ausgeiprodhen werden, Außerungen zu tun, 
durch welche die geichäftliche Leiltungsfähigkeit des Klägers herabgejegt werde 
(RG. 11. April 02, IW. 31, 276). 

10. Zuläffig ift ein Verbot, welches feinem wejfentlihen Inhalte nach mit 
der unterlagten Behauptung übereinjtimmt. Namentlich unterliegt es rechtlich 
keinem Bedenken, daß die Wiederholung und Berbreitung einer auf mehrere 
Berjonen ſich beziehenden Behauptung dem klägeriihen Untrage entſprechend 
dem Beklagten nur injfoweit unterfagt wird, als die Behauptung gegen den 
Kläger gerichtet ijt (NG. 21. Dez. 00, IM. 30, 65). 

11. Daß für eine dur die Preife begangene Zuwiderhandlung gegen $ 6 
(abgefehen vom Einfender oder Werfaffer) auch die an der Anfertigung und 
Verbreitung der Druckicrift beteiligten Perfonen in zivilrechtlicher Hinficht als 
Täter oder Teilnehmer, insbefondere als Mittäter anzufehen und zivilrechtlich 
haftbar find, ift nicht arundfäglich ausgeichloffen. Ihre Haftbarkeit wird aber 
nicht durch 88 20, 21 PreßG., fondern nach allgemeinen Grundfäßen beftimmt 
(RG. 10. Tan. 02, RG3. 50, 108 — IM. 31, 139). 

12. Der Tatbejtand diefer Worfchrift erfordert in fubjektiver Hinficht nur, 
daß die nicht erweislid wahre Behauptung zum Zwecke des MWettbewerbes 
aufgeitellt oder verbreitet ift, nicht aber auch nody für den Verbot oder Scha- 
denserfatanipruc ein befonderes Verſchulden des Täters, welches durdy feine 
Gutgläubigkeit ausgeſchloſſen werden könnte (RG. 18. Okt. 01, IW. 30, 809). 

13. Nicht die allgemeinen Worfchriften über die Haftung aus uner 
laubten Handlungen, fondern nur die hier enthaltenen Vorausfegungen find 
für die Anwendung maßgebend. Deshalb befreit nicht die Angabe der Quelle 
der üblen Nachrede, fondern nur der Nachweis der Wahrheit der aufgejtellten 
Behauptung (RG. 29. Jan. 01, Recht 5, 182), 
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14. Die Beweislaft für die Glaubhaftmacdhung der ——— der Behaup⸗ 
tung kann dem Beklagten — werden, weil zu der Vorausſetzung des 
Anſpruchs aus $ 6 nicht die Unwahrheit der —— ſondern ihre Nicht. 
ag gehört (RG. 11. Jan. 01, IW. 30, 

Eine Unterlaffungsklage kann auch ei eine juriftifhe Perſon zu— 
Käffta en wenn die kreditgefährdende Handlung von deren Willensorganen 
ausgegangen iſt. Auch genügt unter Umftänden, daß eine Behauptung aus 
einem bejtimmten Ronkurrenzgeihäft herrührt, um die Willenszuftimmung des 
Inhabers oder der Willensorgane einer Gefellfhaft zu der Behauptung feit- 
uftellen. Im u alle ift dies aus tatjächlihen Gründen verneint 
RG. 21. Nov. 99, IM. 29, 21). 

16. Eine Vermengung — beiden geſetzlichen Erforderniſſe, der Unrichtig— 
keit der Behauptung und des Geeignetjeins der Behauptung zur Schädigung 
des ——— iſt unzuläſſig (RG. 28. Sept. 00, JW. 29, 760). 

17. Werden Außerungen über die Leiftungsfähigkeit einer Gefellihaft 
m. b. 9. über die Güte der von ihr gelieferten Ware und die Perſon des Ge- 
Ihäftsführers der Gefellihaft gemacht, fo ift der —— OR Ber: 
legter im Sinne des $ 6 (OLG. Frankfurt 18. Dez. 01, DLG. 7, 183). 

18. Die Zufprehung eines Schadenserfages it nicht von fe Nachweis: 
barkeit eines beftimmten Schadens grundfäglich abhängig zu maden (RG. 
8. Jan. 04, IW. 33, 156). 

19. Die BVorfchrift findet auch Anwendung auf Angaben, die, zum Zwede 
des Mettbewerbs gemadt, die bürgerlihe Ehre des Konkurrenten betreffen 
und fi als ehrenrührige Außerungen über den Gefhäftsinhaber daritellen, 
obwohl folde eg auch ———— verfolgt werden können (RG. 

15. März 01, JM. 30, 310 — Recht 5, 240). 


Behauptung tatfählidher Art: 

20. Eine üble Nachrede kann eine ——— der a tatſäch⸗ 
licher Art fein (RG. 16. Okt. 03, IW 406 — UnlW. 3, 27). 

21. Die in einer an die Re baden? gerichteten Broſchüre auf- 
geitellten Behauptungen, daß die Angaben in einer Annonce eines Ronkur- 
renten irreführend feien, verftoßen, wenn wahr, nicht gegen $ 6 (RG. 12. Mai 03, 
UnlW. 3, 15). 

22. Die Mitteilung in einem Schreiben, daß Schreiber aus gefuchten 
Gründen feiner Stellung enthoben fei, enthält kein Urteil, we ig tat⸗ 
fühtige Behauptung (RG. 14. Okt. 02, IM. 31, 610 = DI2. 7 

23. Die Mitteilung von einer angeblichen — —— BE nicht 
nur ein Urteil (RG. 18. Okt. 99, IJW. 28, 749 — PWMZBL. 36, 58), fondern 
ig 2 eine ——— tatfächlicher Art enthalten (RG. 12. Zuli 01, IW. 30, 658 

Recht 5 

24. Zu je. Behauptungen tatfächhlicher Art können aucd Urteile über die 
— Beſchaffenheit der Ware gehören (RG. 22. Jan. 01, IW. 30, 124 

echt 5 

25. Eine allgemein gehaltene Warnung vor einer Warenmifhung (ruffi- 
ihem mit amerikaniihem Petroleum) verjtößt gegen $ 6, wenn über diefe Mi- 
hung nicht erweislich Br — en tatjächlicher Urt aufgeftellt werden 
(RG. 26. Mai 03, ZW. 3 ni2B. 3, 

26. Die Angabe des ———— in einem Biete an den Abnehmer einer 
Maſchine des Klägers: die Ausführung der Majchinen des Klägers habe weder 
den Beifall des Beklagten noch den feiner vielen Abnehmer gefunden, ent- 
hält, weil keine Einzelheiten, fondern nur allgemeine er wird, keine Be- 
Dgtungen ———— Art im Sinne des Geſetzes (OLG. Stuttgart 1. Juni 00, 

1 

27. Ein Arteil fällt nicht nur dann unter den Begriff einer Behauptung 
tatſächlicher Art, wenn es ausdrücklich auf vorhandene oder geſchehene Tat- 
ſachen gejtüßt wird, fondern ſchon dann, wenn es felbjt etwas als geichehen 
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oder als vorhanden, alfo in einer Weife aufftellt, daß das Behauptete in be 

zug auf feine Eriftenz, feine Richtigkeit oder Unrichtigkeit im gegebenen Falle 

objektiv fejtgeftellt werden kann. Den Gegenfaß dazu bilden Behauptungen 

perfönlicher Empfindungen oder markticyreieriiher, von niemandem ernſt ge 

nommener Reklamen, welche objektiv nicht feititellbar find (RG. 8. Mai 00, 
W. 29, 476 Seuff A. 55, 405; ebenfo RG..28. Juni 04, UnlW. 3, 115 — 
echt 8, 485 — IM. 33, 502). 

28. Ein Urteil ohne eine Behauptung tatfächlicher Art liegt in einer Un- 
gabe dahingehend: „Wenn Sie 3. B. die Lifte durchſehen, welche die Hotels 
aufführt, in denen die ‚Neueiten Nachrichten‘ aufliegen, fo werben Gie finden, 
S dies ig die erften und empfehlenswerteiten find“ (RG. 5. Okt. 00, 

. 29, 761). . 

29. Eine Angabe dahin: „in dem Genf der Klägerin fei Rartoffelmehl, 
und „zu dem Preife kann man reines Fabrikat nicht liefern“ enthält kein 
allgemeines Urteil (OLG. Dresden 4. Okt. 98, SächſOLG. 21, 45). 


%. Die Auffaffung des Publikums ift dafür maßgebend, ob eine Be- 
—— tatſächlicher Art oder ausſchließlich ein Urteil vorliegt (RG. 29. Dez. 03, 
nIW. 3, 53). 

31. Die Aufftellung einer Anſicht, eines fubjektiven Urteils kann eine 

Behauptung tatjähliher Art enthalten, wenn darin bezüglich des Erwerbs» 
efhäfts eines andern, der Perfon des Inhabers des Geichäfts, oder der 
are, oder gewerblicher Leiftungen eines andern zugleidh etwas als geichehen 

oder vorhanden, alfo in einer Weife gelag! wird, daß die Richtigkeit oder 

Unrichtigkeit des zur gi des Urteils Behaupteten objektiv feit- 

geftellt werden kann (RG. 31. Mai 04, IWW. 33, 422). 

32. Die unwahre Behauptung in einer Geichäftsreklame, das Patent der 
Mage (genannt Sicherheitsregulator) an Kaffeeröftapparaten fei erlojchen, ver- 
ftößt gegen $ 6 (KG. 1. Juli 04, Uni. 4, 4). 

Zu Abſ. 2: 

33. Der Einwand des beredhtigten Intereffes iſt f[hon dann unbe» 
gründet, wenn eine unwahre Behauptung mit Kenntnis ihrer Unwahrheit auf- 
geitellt oder verbreitet wird (RG. 10. Jan. 02, IM. 31, 139). 

34. Ein Handeln in gutem Glauben (ein Handeln wider befferes Milfen 
gehört zum Tatbeitande des 8 7) und ein Handeln zum Zwecde des Wett: 
bewerbes in eigenem nterefje ergeben noch nicht ein beredhtigtes Intereſſe. 
Vielmehr ift ein foldes nur dann anzunehmen, wenn die Anwendung des 
Abſ. 1 nad) der Sadlage aus Gründen, die hauptfählih außerhalb des 
Awekes des MWettbewerbes liegen, der Billigkeit zuwiderlaufen würde (RG. 
10. Okt. 02, ZW. 31, 59 = DT3. 7, 572; ebenfo — Hamburg 18. Dez. 02, 
OLG. 7, 184). 

35. Ein beredtigtes ntereffe muß troß der Verteidigung der eigenen 
Mare gegen fremde Angriffe dann verneint werden, wenn die Lage des ein- 
zelnen Falles hierbei die Bornahme einer gegen Abſ. 1 verftoßenden Handlung 
nicht rechtfertigt (MG. 22. Tan. 01, IW. 30, 124). 

36. Hierzu gehört auch die Verbreitung ungünitiger Urteile tatfächlicher 
Art in Reklamen (OLG. Hamm 13. Juni 03, DIG. 7, 178). 

37. Auch der Vorfigende eines „Vereins gegen Unweſen im Handel und 
Gewerbe” überfchreitet die Grenzen erlaubter Kritik, wenn er über die be- 
mängelte Ware nicht erweislid wahre ungünftige Ausftreuungen vorträgt (RG 
26. Juni 03, Uni. 3, 7). k 

. Ob ein berecdhtigtes Intereffe vorliegt, ift nicht vom Gericht von Amts 
wegen zu prüfen, fondern muß vom Beklagten unter Beihaffung der Unter— 

lagen geltend gemadt werden (RG. 5. Dez. 99, IW. 29, 54). 

39. Unter dem berechtigten Intereffe ift nicht das bloße Ronkurrenzinter- 
effe zu verſtehen (RG. 23. Febr. 04, Recht 8, 227 — Uni}. 3,62 = IM. 33, 185; 
ebenfo RG. 10. Okt. 02, UnlW. 2, 40). 
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40. Ein berechtigtes ntereffe an einer Mitteilung kann für den Verleger 
einer Fachzeitung, namentlid wenn fie das Organ eines gewerblichen Ver— 
bandes tjt, darin gefunden werden, daß die an dem Gewerbe beteiligten 
Berfonen über alle Vorgänge auf dem laufenden gehalten werden, welche für 
die Geitaltung des Gewerbes von Bedeutung und geeignet find, einen möglichit 
weiten Überblick über die Geichäftslage des betreffenden Induftriezweiges zu 
gewähren (RG. 4. März 04, Recht 8, 227 — Un}. 3, 70 = BadRpr. 70, 241). 

41. Die Außerung des Teilhabers einer Ronkurrenzfirma: „lie made 
jeßt auch Lahmannwäſche, die könne jeßt jedermann machen, das Patent fei 
erlofchen; ihre Ware fei gerade fo gut und preiswert wie die Lahmannwäſche, 
der einzige Unterfchied beftehe darin, daß fie ohne Stempel 23 M. koſte, die 
andere mit Stempel 35 M.“ wird nicht durch ein berechtigtes Intereffe gedeckt, 
obwohl es fi nit um ein Patent, fondern ein Warenzeihen handelt (OLG. 
Stuttgart 24. April 03, Württ. 16, 188). 


87 
Zuläffig ift eine auf $ 7 geftüßte Unterlaffungsklage, wenn eine Fort— 
feßung oder Wiederholung der Handlungsweife zu erwarten ift (RG. 6. Febr. 03, 
RG2. 53, 400 — IM. 32, 128). 
8 8 


Literatur: Wacrus, Gebührt jedem gewerblichen Unternehmer der Schuß des $8? UnlW. 3, 109; 
Finger, Unlauter Wettbewerb zwiſchen bilblihen und wörtlihen Warenzeihen und Ges 
Ichäftsbezeichnungen, UnlW. 4, 9. 

1. Dem Ulleinvertreter einer Firma fteht nicht das Klagereht wegen 
ae diefer Firma zu, fondern nur dem beredtigten Inhaber (RG. 
3. Juli 03, R63. 55, 241 = IM. 32, 317 = DI2. 8, 477). 

2. Das Klagerecht jteht nicht nur dem Konkurrenten zu (RG. 1. Dez. 00, 
OLG. 1, 472). 

3. Die Unterlaffungsklage ift auch dann zuläffig, wenn nur die Fortſetzung 
einer mißbräudlihen Art der Benußung in Zukunft zu erwarten ift (RG 
11. Zuni 01, R62. 48, 233, 241). 

4. Der Unterlafiungsanfprud aus $ 8 iſt auf Nichtfortfegung einer rechts» 
widrigen Handlungsweile gerichtet. Das richterlihde Verbot kann ſich deshalb 
nur auf das erjtreden, was bereits verübt war, nicht aber ijt es zuläſſig, 
durch die Bezeihnung „ähnlich“ im voraus allgemein noch gar nicht näher 
bejtimmte Verfahrensarten zu unterfagen (RG. 20. Dez. 01, FW. 31, 100). 


5. Die Bezetihnung „Prüfungs: und Überwadhungsanitalt für elektriiche 
Anlagen“ für ein gewerblidhes Unternehmen ijt nicht eine befondere Bezeich— 
nung im Sinne des Gejeßes (NG. 24. Nov. 03, UnlW. 3, 35). 

6. Die Bezeichnung „Original“ für die eigene Heritellung von Bullrich— 
falz verftößt nicht gegen das Geſetz (RG. 28. Febr. 02, JW. 31, 224). 

7. Eine befondere Bezeihnung für ein Haus (Villa Margareta) kann be- 
rechtigt fein. Hierdurch wird aber nicht ausgeſchloſſen, eine gleiche Bezeichnung 
für das in dem Haufe betriebene Erwerbsaeihäft (Penſion Margareta) für 
unerlaubt zu erklären (RG. 21. Dez. 00, IW. 30, 64 — Recht 5, 182). 

8. Der Ausdruk „Namen“ ift nur von der Berfon des Geſchäftsinhabers 
zu verftehen; auf die Bezeihnung von Waren bezieht fi das Verbot nicht 
(RG. 21. Fan. 02, IW. 31, 138). 

9 Wer im unanfehtbaren Belite eines Warenzeichens ift, kann nicht 
an der Führung dieſes Zeichens in feiner Gejamtheit gehindert werden (RG. 
22. Jan. 98, IW. 27, 173), wohl aber kann die zwangsweife Löfhung des 

eichens dann ausgeſprochen werden, wenn der Gebraud) des Zeichens gegen 
8 verftößt (RG. 11. Juni 01, RG3Z3. 48, 233). 

10. Mer das Warenzeichen eines andern als feine Firma eintragen läßt, 
kann nicht verurteilt werden, die Firma zu löfchen, fondern nur ihren unlau« 
teren Gebraud zu unterlaffen (OLG. Hamburg 14. Jan. 03, OLG. 7, 186). 
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11. In der Beibehaltung eines eine Firmenbezeihnung enthaltenden 
Warenzeichens liegt zugleidy eine Benußung der Firma felbjt (RG. 11. Juni 01, 
RG3. 48, 233). 

12. Auch wenn die Firma des Beklagten den handelsrecdhtlichen Beſtim— 
mungen entfpridt und durch einen Adreſſenzuſatz eine deutliche Unterfcheidung 
von der Firma des Klägers enthält, fo kann doch die Art ihrer Benukung 
eine Verwechſelungsgefahr begründen Joh. Waria Farina, Georgsplaß 9] (RG. 
5. März 01, IW. 30, 256 — Recht 5, 211). 

13. Eine ſolche Abänderung einer Firma, weldhe darauf berechnet und ge 
eignet ift, Verwechſelung mit einer andern Firma herbeizuführen, unterliegt 
dem 8 8 (NG. 4. April 03, IW. 32, 189; ebenjo RG. 18. Wärz 04, Uni. 3, 69 
— Redt 8, 317). Eine Verwecjelungsgefahr ift verneint bei Benußung der 
eigenen Firma mit dem Zufage „früherer Teilhaber der aufgelöjten firma 
Gebr. W.“ (OLG. Zweibrüken 26. Juni 01, OLG. 3, 272). 

14. Die Vorfchrift des $ 8 findet auch dann Anwendung, wenn ein Ge 
werbetreibender die zur Verwechſelung geeignete Bezeichnung feines Geſchäfts 
zwar in gutem Glauben und ohne unlautere Abfiht gewählt hat, aber fpäter 
nah erlangter Kenntnis von einem Konkurrenzgefhäft abfichtlih dazu 
Kr braudht, — — mit dieſem hervorzurufen (RG. 17. März 03, 

. 32, 189). 

15. Die Ankündigung eines Geihäftsbetriebes (Dampfwäfcherei) aud in 
engliiher Spracde enthält nicht die Benußung einer fremden Geſchäftsbezeich— 
nung in einer Weife, die darauf berechnet ift, Verwechſelungen herbeizuführen 
(ORG. Dresden 5. Mai 9, SähfDLG. 21, 53). 

16. Die gleihe Bezeihnung eines Reftaurants mit dem Namen eines 
Retaurants in einer entfernten Stadt (Zum Treppen — Tröppchen) erfordert 
den Nachweis einer objektiven Möglichkeit der Verwechſelung und in fubjek- 
tiver Richtung den Nachweis für den auf Werwechjelung zielenden Willen 
(OLG. Darmitadt 8. März 01, DIZ3. 7, 156). 

17. Im Gefchäftsverkehr kann auch der eigene Name in einer Weiſe be 
nußgt werden, weldye darauf berechnet und geeignet ift, Verwechſelungen mit 
dem Namen (Firma) eines andern hervorzurufen. Der Wißbrauchende ift nicht 
nur fchadenserjagpflidtig, jondern kann aud zur Unterlaffung foldyer miß— 
bräuchlichen Benugung des eigenen Namens . Strafandrohung für jeden 
Tall des Zuwiderhandelns angehalten werden (OLG. Kolmar 12. Dez. 01, 
DI3. 8, 348; ebenfo OLG. Dresden 3. Juni 03, SächſArch. 14, 249; ebenio 
RO. 4. Nov. 03, DI3. 9, 217). 

18. Auch der wiederholte Verkauf einer Ware unter unrichtigem Namen 
(Bitello:Margarine) fällt nicht unter diejes Gejeß, jondern unter 88 823, 8% 
BEL. (D86, Hamburg 21. Juni 02, PMZBL. 8, 257). 

19. Die Bezeichnung „jeitheriger Betriebsführer des X.“ fällt nicht unter 
diefes Gefeß, fondern unter BGB. 8 826 (DLG. Dresden 24. Sept.02, DEG. 7,184). 

20. Da Zeitungstitel keine Warenzeichen find, fo jteht der Klage wegen 
mißbräuchlicher Benugung der bejonderen Bezeichnung einer Druckfchrift nicht 
der Feng des Waren3G. entgegen (RG. 27. Okt. 99, RG3Z3. 44, M). 

21. Die Anwendung des Gefetes auf einen vor Inkrafttreten des Ge- 
feßes im Wettbewerb bereits benußten Zeitungstitel (Modenwelt) ift nur dann 
gegeben, wenn nach dem 1. Juli 1896 die Gefahr einer Verwechſelung nicht aus- 
geichloffen it (RG. 27. Okt. 97, R63. 40, 19). Eine ſolche Gefahr ift für vor- 
liegend erachtet bei Gebrauch des Zeitungstitels „Wanufakturift" (RG. 
12. er 99 JW. 29, 75); ebenfo bei Herausgabe einer Zeitfchrift mit dem 
Titel „Deutſches Patent-Blatt” (RG. 7. Jar. 02, PMZBL. 8, 126). 

22. Der gute Glaube zur Zeit der Ankündigung der Bezeichnung einer 
Drukfcrift (Das Märchen vom Glück) fchließt rechtlich nicht aus, daß glei: 
wohl die jpätere Benußung des Titels bei der Herausgabe der Druckicrift 
zur — von Verwechſelungen berechnet iſt (RG. 22. April 88, 

. 41, 82). 
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23. Eine Klage aus $ 8 iſt unbegründet, wenn zwijchen den beiden 
Zeitungstiteln eine Verwechſelungsgefahr nicht befteht und nicht bewiefen 
wird, daß der Beklagte den Titel für feine Zeitichrift gewählt hat, um Ver— 
wechſelungen hervorzurufen (RG. 19. Febr. 01, IW. 30, 212). 

24. Der Titel „Struwelpeter” hat feine Eiggnichaft als befondere Bezeich- 
nung der Hoffmannſchen Bilderbücher im Laufe der Zeit bewahrt und tft nicht 
Öattungsname geworden (RG. 9. Dez. 02, IM. 32, 53). 

25. Bei dem Namen „Armen-Seelen-Blatt” handelt es fi) nicht um eine 
allgemein übliche Bezeichnung, fondern um die ſich auf einen Art-, im Gegen- 
fag zum Oattungs-Begriff beziehende, befondere Bezeichnung einer Druc- 
ſchrift OLG. Münden 28. Febr. 00, DLG. 1, 471). 

26. Die Bezeichnung als „Wermeffungs- und Aultur-Ingenieur‘ unter 
Meglaffung von weiteren Zufägen, welche eine Verwechſelung mit ſtaatlich ge- 
prüften Feldmeſſern herbeiführen können, fällt nicht unter diefes Gefeß (OLG. 
Roftock 19. Febr. 03, bejtätigt RG. 8. Dez. 03, Meckl3. 22, 219). 


27. Nicht diefe Vorfchrift, fondern $ 16 WarenZG. findet Anwendung bei 
der Bezeihnung Pilſner Bier mit dem Zuſatz Pilfener Brauhaus, wenn das 
Bier nicht in Pilfen gebraut und der Name des tatſächlichen Brauorts nicht 
deutlich hinzugefegt ift (RG. 30. Dkt. 00, BPMZBL. 10, 19). 


89. 
Literatur: Marcus, Steht der Agent unter dem Strafverbot des 8 9? UnlW. 2,2. 

1. Teilt ein Ungeftellter, dem gekündigt ift, vor Ablauf feines Dienſtes 
einem Dritten, mit dem er fi) nach Beendigung feines Dienftverhältniffes zu 
einer Handelsgefellfchaft vereinigt, zum Zwecke diefes künftigen gemeinfamen 
Unternehmens Geichäftsgeheimniffe mit, fo findet $ 9 keine Anwendung 
(26. I Berlin 11. März 01, Recht 5, 182). 

2. Troß ihrer Nichterwähnung iſt eine Klage auf Unterlaffung in den 
Füllen des 89 zuläffig (RG. 12. Nov. 01, DI3.7, 44 — Holdheims Schr. 11, 74). 

3. Die Bezugsquelle eines Buchhändlers kann ein Gefhäfts- oder Betriebs- 
geheimnis fein (RG. 24. Okt. 02, DI3. 8, 105). 

4. Desgleichen ein zur Eintragung bejtimmtes, aber noch nicht angemeldetes 
Mufter (RO. 24. Tan. 01, GoltdArd. 48, 120). 

5. Hat ein Ungeitellter eines gewerblichen Unternehmens im Bereiche feiner 
Dienftpflichten eine Erfindung gemadıt, fo gehört die Erfindung dem Unter: 
nehmer, und der Ungeftellte hat, wenn der Inhalt feiner Erfindung vom 
Unternehmer als Betriebsgeheimnis bezeichnet wird, dies * beachten (RG. 
27. April 99, PMZBL. 6, 337; ebenſo RG. 8. Juni 99, PMBBl. 6, 338). 

6. Nicht 8 9 Ubf. 2, wohl aber BGB. 8826 kann Unwendung finden, wenn 
ein früherer Angeftellter nah Geichäftsgründung Geichäfts: oder Betriebs- 
geheimnifje feines früheren Prinzipals im eigenen Geihäft ausnugt (RG. 
11. März 04, DI2. 9, 553). 

8 10, 
Riteratur: Marcus, Eine Lücke im Geſetz, Recht 5, 306. 


Nicht erforderlich ift, daß derjenige, welcher zur Mitteilung eines Geichäfts- 
oder Betriebsgeheimnijfes beftimmt werden foll, fich bereits in der Lage be- 
findet, diefe Mitteilung zu maden (RG. 25. Febr. 02, RESt. 35, 136). 


g 11. 


1. Durch die Wiederholung derfelben Zuwiderhandlung gegen $ 1, welche 
ſich nicht als ein fortgefegtes Handeln im Sinne eines einheitlihen, aus einem 
einzigen Entfchluffe hervorgegangenen Tuns daritellt, erwirbt der Zuwiderhan- 
delnde mit dem Ablaufe der Verjährungsfrift gegen die erjte ee 
nicht ein Recht auf ferneres Tun (RG. 21. Juni 01, R6Z. 49, 0 = IM. 
30, 619 — Recht 5, 391). 
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2, Mit der Veröffentlichung jeder neuen Nummer einer Zeitfchrift unter 
gleihem Titel mit einer ſchon erſcheinenden Zeitjchrift (PatBL.) wird der Vor— 
lag ftets von neuem betätigt und damit die Verjährung ausgeidloffen (RG. 
7. Jan. 02, PMZBI. 8, 126). g 12. 


1. Bon der Antragsbefugnis, die jedem praktifchen Arzte als Gewerbe- 
treibenden zuſteht, find die vollbefoldeten Rreisärzte nicht ausgeſchloſſen (RG. 
19. Febr. 03, RESt. 36, 108 I. 32, 326). 

2. Arztekammern find in Preußen antragsberedtigt; auch können fie 
diefes Recht durch einen Bevollmädtigten ausüben (RG. 27. Mai 02, RGESt. 
35, 267). 

8 13. 


1. Auf die Koften der Bekanntmahung findet das gerichtliche Koſten— 
a a sr Unwendung (OLG. Dresden 22. Dez. 99, Recht 4, 62). 

. War die Unterlaffungsklage aus $ 1 auch nur zur Zeit der Klage 
erhebung begründet, muß dem — die entſprechende Bekanntmachung ge 
ſtattet werden (RG. 27. Febr. 00, IW. 29, 318). 

83. Eine VBeröffentlihungsbefugnis wird dem Kläger dann — 
fein, wenn es zur Beſeitigung der anzunehmenden nadteiligen irkung der 
vom Beklagten verbreiteten unrichtigen MWitteilung erforderlich erfcheint OLG. 
Hamburg 2. April 01, OLG. 3, 273). Dies ift aus tatſächlichen Gründen ver: 
neint (OLG. Hamm 14. Febr. 03, DLG. 7, 187). 

4. Trotz itrafgerichtlih angeordneter Bekanntmadhung darf der Verletzte 
auf eigene Koiten die Verurteilung des Gegners noch anderweitig veröffent- 
lien (OLG. Rolmar 7. Dez. 02, do. 7, 187). 


8 16. 
Literatur: Waſſermann, Der Schug der Ausländer gegen unlautern Wettbewerb, GewWſchutz 
9, 47; Untß. 3, 57, 67. 

1. Ein Ausländer kann im Inlande nicht einen gewerbliden Rechtsſchutz 
in Anfpruch nehmen, der ihm in feinem Heimatsjtaate nicht zur Seite jteht 
[Liebig] (RG. 13. Nov. 97, RG3. 40, 61). 

2. Die hier vorgefebene, für Dfterreich- Ungarn bisher nicht erlaffene Be- 
kanntmadung kann nicht durh das im RGEBl. publizierte Übereinkommen 
vom 6. Dez. 91 erfet werden (RG. 13. Nov. 00, TB. 29, 841). 

3. Der Beitritt zum Pariſer Übereinkommen (RGBI. 03, 147) übt keine 
rükwirkende Kraft 886. Hamburg 7. Nov. 03, DLG. 8, 12). 


34. Geſetz betreffend die Abzahlungsgeſchäfte 
vom 16. Mai 1894. 
81. 


Der Verkauf eines Geihäfts unter Eigentumsvorbehalt für einen den 
Wert des Jnventars überfteigenden Preis fällt nicht unter diefes Geſetz (KG. 
8. März 04, ROBI. 15, 51). F 


Ortsübliche Miete iſt ul Aquivalent für ordnungsmäßige Abnutzung 
(OLG. Jena 22. Jan. 03, Thürßl. 30, 205). 


83. 
Solange der Betrag der begründeten Gegenforderung des Beklagten nidt 
feftiteht, it der Anfpruch des Klägers nicht nur feinem Betrage, fondern aud 
dem Grunde nad) jtreitig (RG. 14. Juni 01, IM. 30, 579). 
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85. 

Analoge Anwendung findet diefe VBorfchrift, wenn Verkäufer im Ronkurfe 

des Käufers fein Ausfonderungsreht geltend madt (OLG. Marienwerder 
4. Nov. 02, PoſMWSchr. 6, 25). r 


Ein Leihvertrag ijt kein Abzahlungsgeſchäft (RG. 28. Tan. 04, IM. 33, 154). 
87. 


Keine Anwendung findet diefe Vorſchrift auf ein Bankbureau, weldes 
Inhaberpapiere mit Prämien nicht für fih kauft, fondern durd feine Ver— 
mittelung als das mit der Geihäftsleitung beauftragte Mitglied für eine Gefell- 
ſchaft, welche fich, fei es auch nur zum Zwecke des Erwerbs der Papiere, ge- 
bildet hat (RG. 8. Jan. 03, Recht 7, 84 — IW. 32, 224). 


35. Geſetz über das Poftwelen des Deutſchen Beid)s 
vom 28. Oktober 1871. 


Literatur: Dambach Grimm, Kommentar, 6. Aufl., Berlin 1901; Fifher und Köntg, Die 
deutfche Volt» und Telegraphengefeßgebung nebft dem WWeltpoftvertrag und dem internatio-» 
nalen Telegraphenvertrag,, 5. Aufl., Berlin 1902; Stenglein, Die Poft-, Babn- und Tele: 
en bes Deutichen Reichs, 2. Aufl., Berlin 1902; Aron, Die Gefege des 

eutihen Reichs, betr. Voft», Telegrapbhen» und —— Deipalo 19023 Neuberg, 
Poft-, Telegraphen: und Fernſprechgeſetzgebung, Leipzig 1903; Scholz, Die Brogekvertretung 
des Reichs», PBoft- und Telegraphenfiskus, GrucdotsBeitr. 47, 556; Schedba, Sind Poſt- 
anweifungsbeträge wegen einer Schuld bes Ubdrefjaten pfändbbar? GruchotsBeitt. 47, 98; Coer» 
mann, Dte Haftpflicht des Ubfenders im Poſtverkehr, GruchotsBeitr. 48, 314; derfelbe, Die 
Voftyaftpflicht, Sachfelrch. 14, 549. 8 
1. 


1. Boftfendungen, die unter der Aufichrift der gelöfchten Firma einer auf: 
gelöften offenen Handelsgefellihaft eingehen, find dem jeßigen Inhaber des 
Geihäfts dann auszubändigen, wenn die Auflöfung der Sefellihaft in der 
Meife jtattgefunden hat, daß der eine der beiden bisherigen Gefellfchafter das 
Geihäft mit Uktiven und PBaffiven übernahm und der andere eine Abfindung 
in Geld erhält, auch wenn verabredet worden war, daß die Firma der Gejell- 
Ihaft gelöicht werden folle (RG. 20. Juni 03, R63. 55, 121). 

2. Das Poſtgeſetz bat die Materie der Haftung der Poſt (für Beihädigung 
und Berluft von Poſtſtücken) volljtändig geregelt, fo daß daneben für eine 
landesrechtlihe Haftung der Poſt aus unerlaubten Handlungen von Poſt— 
beamten kein Raum bleibt (OLG. Stuttgart 30. Jan. 03, OLG. 9, 22 — WürttJ. 
16, 20. — U. M.: RO. 17. Juni 87, R63. 19, 101). 

3. Druckſachen, mit alleiniger Ausnahme von gewiffen politifhen Zeitungen, 
find dem Boitzwange nicht unterworfen, fofern fie nicht in Briefform ver- 
ichloffen zur Verfendung gelangen (RG. 20. Febr. 02, RESt. 35, 138, 142). 


85. 

Der Adreffat eines Geldbriefes hat keinen Anſpruch gegen die Poftanftalt 
auf Ablieferung des Briefes nad) feiner Ankunft am Beitimmungsorte. Des: 
halb ijt eine Pfändung des Anſpruches des Empfängers auf YAushändigung 
eines an ihn abgefandten Geldbriefes und die Zuftellung diefes Beſchluſſes 
an den Bojtdirektor des Ankunftsortes wirkungslos (RG. 17. Febr. 99, 
RG3. 43, 98). 8 

6. 


1. Eine Haftbarkeit der Poftverwaltung für den Schaden, der durd das 
Verjehen des mit der Zuſtellung eines gerichtlihen Schriftjtüks nad den 
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Beitimmungen der ZPO. betrauten Beamten infolge der hierdurch herbei- 
geführten Ungültigkeit der Zuftellung verurfadt worden ift, tritt nicht ein; 
kann auch nicht auf $ 1384 Code civil gegründet werden (RG. 1. März 04, 
RG3. 57, 150 — EifenbE®. 21, 50). 

2. Auch für die Zuftellung von Briefen mit Zuftellungsurkunde (PoſtO. 
vom 20. März 00) genügt die jtillfchweigende Beltellung eines Empfangs- 
bevollmädtigten und Zuftellung auf der PBoftagentur durch den Poltagenten. 
Deshalb iſt die von der Poftagentin an den Kutſcher des Empfängers wie üblich 
erfolgte —— eines Briefes, auch eines ſolchen mit Zuſtellungs— 
urkunde, wirkſam (OLG. Marienwerder 27. Okt. 03, Geuffl. 59, 242 — 

3. Ein mit der Überfendung von Wertpapieren beauftragter Bankier 
handelt nicht fhuldhaft, wenn er die Vapiere nicht unter Wertangabe, jondern 
mittels eingefchriebenen Briefes unter DVerficherung der Sendung bei einer 
Verfiherungsgefelllhaft abfendet (RG. 5. Febr. 02, R63. 50, 169). 

4, Der eine Poftanweifung auf Grund des Wojfteinlieferungsbudhes an- 
nehmende Poſtbeamte ift verpflichtet, die Abereinjtimmung in Anſehung der 
Adreſſe des Geldempfängers zu prüfen (PoſtO. vom 11. Tunt 92). Unterbleibt 
diefe Prüfung und wird infolgedeifen das Geld an einen andern als den 
im Einlieferungsbudhe als Empfänger bezeichneten gegedtt, dann ift die Poſt 
dem Abjender gegenüber fchadenserfagpflidhtig (RG. 9. Mai 98, R63. 41, 102), 

5. Bei Werluft eines nicht deklarierten, fondern nur eingefchriebenen 
Briefes haftet auch die Zollverwaltung, welcher der Brief zur zollamtlichen 
Behandlung übergeben worden war (Boftd. vom 11. Juni 92), nur in Höhe 
von 42 M. (RG 14. Febr. 01, R63. 48, 255 — IW. 30, 228). 


8 50. 

1. Die Amtstätigkeit der PBoftagenten gegenüber dem Publikum bei Ver— 
mittelung des Poft- und Telegraphenverkehrs ift als Ausübung anvertrauter 
öffentlicher Gewalt nicht zu betrachten (BayVBGH. 13. Mai 03, BayVGH. 24, 514). 

2. Jit der Betrag einer Poltanweifung an den in ihr Genannten ausge- 
zahlt, ohne daß der Abſender den entiprehenden Betrag in die mals ein⸗ 
gezahlt hat, dann kann ſich Poſtfiskus nur an den Abſender halten [Bojtd. 
vom 20. März 00] (OLG. Dresden 17. Dkt. 03, DLG.8, 87 = SächſArch. 14, 381). 


36. Gefet über das Telegraphenwelen des Deutfchen Reichs 
vom 6. April 1892, 


8 12, 

1. Für einen Anſpruch auf Schadenserfaß aus allgemeinen Redtsgrund- 
ſätzen ijt neben diefer Vorjchrift kein Raum (RG. 23. uni 02, RG3. 52, 63 
— EifenbE. 19, 248). 

2. Nicht dieſe Vorfchrift, fondern $ 905 BGB. kommt zur Anwendung, 
wenn Private über Grundftüke Dritter Lichtkabel legen (OLG. Hamburg 
28. Jan. 04, HanſG3. 25, 81). 

3. Der Reichspoitfiskus hat nicht das Recht, die Öffentlichen Straßen und 
Pläße ohne Genehmigung der Stadtgemeinde mit Telegraphen- und Fern— 
ſprechdrähten zu überjpannen. Ein foldes Recht folgt auch nit aus 8 12 
für diejenigen Leitungen, die ohne foldhe Genehmigung bereits angelegt find 
(RG. 21. Sept. 98, R63. 42, 205). 

4. Der Unternehmer der jpäter errichteten oder ſpäter veränderten elektri- 
ſchen Anlage ift verpflichtet, die Koften der Ausführung der betreffenden An— 
lage bzw. der Anderung zu tragen, nicht aber fällt ihm der gefamte, auch wäh— 


Literatur: ſ. Volt6. 


37. Gefeß, betr. die Telegraphenwege. 429% 


rend des weiteren Betriebes für ze Selbſtſchutz der älteren Anlage ent: 
ftehende Aufwand dauernd zur Laft (RG. 23. Juni 02, R62. 52, 63 — IM. 
31, 400); wohl aber können zur Vermeidung einer Klage aus $ 13 vertrags- 
mäßig weitere Verpflihtungen übernommen werden (RG. 26. März 03, RO3 
54, 187). 

5. Die jpätere elektrifche Anlage hat nicht auch weiterhin diejenigen Rojten 
zu tragen, welche durh Anbringung verbefferter Einrichtungen bei fortichrei- 
tender Technik zum Schuße der älteren erwachſen (RG. 9. Tan. 02, RG3. 
50, 83 = IM. 31, 137 — EifenbE. 19, 18; ebenfo RG. 26. März 03, RG3. 
54, 187, 190). 

6. Die Verantwortlihkeit des Unternehmers einer elektriichen Straßen- 
bahn für Schaden, der durch den Übertritt des Starkftromes in den Schwad)- 
ſtrom einer Fernſprechanlage entiteht, ift nicht nur von dem Beſtehen einer 
Schutzpflicht nah $ 12 oder von der Nichteinhaltung einer Konzeſſions— 
bedingung abhängig. Auch konkurrierendes Verſchulden des Unternehmers 
der Fernſprechanlage, aud wenn er der elektrifhen Bahn gegenüber nicht im 
Sinne des $ 12 fchußpflichtig ift, kann in Betracht gezogen werden (RG. 
26. Jan. 99, R63. 43, 253). 

7. Die Beitimmung in der Konzeffionsurkunde einer elektrifchen Eifen- 
bahn, daß fie fi den von der Pojtverwaltung zu ftellenden Bedingungen be- 
züglich des Baues und Betriebes der Bahn zu unterwerfen habe, bringt nicht 
erkennbar zum Ausdruck, daß biermit der PBoftverwaltung mehr Rechte ver- 
liehen werden follten, als ihr das Neichsgefeg einräumt (OLG. Dresden 
12. Dez. 02, SächſArch. 13, 386 — EifenbE. 20, 29). 


37. Gefet, betreffend die Telegenphenwege; 
vom 18. Dezember 1899. 


84 
Anfprühe auf Erfag des an Baumpflanzungen durd die Telegraphen- 
leitungen verurfadhten Schadens und auf Erjtattung der KRoften der auf Ver: 
langen der Telegraphenverwaltung vorgenommenen Wusäftung find dem 
Rechtswege zunächſt entzogen; erjt gegen die Entſcheidung der Verwaltungs: 
behörde findet die gerichtliche Klage Statt (RG. 27. Dez. 00, IW. 30, 86; RO. 
7. Jan. 01, Eifenb€. 18, 133 — Fiſchers3. 23, 182). 


. 86. 

1. Der Boitfiskus hat die Koften für Schußvorkehrungen feiner Tele— 
raphenlinie auh dann zu tragen, wenn diefe Vorkehrungen nidt an den 
Zelegraphenanlagen felbjt angebradt werden (RG. 14. März 04, R63. 57, 364 
— Recht 8, 364 — Puchelts3. 35, 421 — 3Kleinb. 11, 540). 

2. Merden für eine ſchon beftehende Zelegraphen- und Telephonleitung 
aus Anlaß einer jpäter angelegten jtädtifhen elektrifchen Straßenbahn Schuß: 
gg erforderlich, To fallen diefe fämtlih der Telegraphenverwaltung 
zur Laſt OLG. Karlsruhe 3. April 03, Puchelts 3. 34, 400 — EifenbE. 20, 154 
— FiſchersZ3. 27, 272). 


Literatur: ſ. Pot. 


g 19. 


Das Geſetz findet nicht auf Erfaganfprühe Anwendung, die vor 1. Ja— 
nuar 1900 entitanden find (RG. 27. Dez. 00, ZW. 30, 86). 


C. Prozeßrecht. 


38. Zivilprozeßordnung. 


Riteratur: I. Kommentare und Handausgaben: Gaupp-Gtein, Rommentar (mit einer 
Hera R- ber neueſten ——— von Warneyer), 6./7. Aufl,, Tübingen 1904; 
eterfen, Remels und Unger, Kommentar 1. Bd., 5. Aufl, Yahr 1904; Reinke, Rom 
mentar, 5. Uufl,, Berlin 1903; Seuffert, Kommentar 1. Bbd,, 9. Aufl, München 1904; 
Förfter, Die ZPD., 2. Aufl., 1. Bd. 2. Teil, Berlin 1904; Freudenthal, Handausgabe, 

2. Aufl., Wünden 1904; [. ferner I. 2, 285. 

1. Sandbüder, Lehrbücher, fuftematifhe Darftellungen: Fitting, Der 
Beassioliproneh, 11. Aufl,, Berlin 1908; Heilfron und Pic, Lehrbuch bes | totlprogebrects 
1. Bb.: GVO., ZPD. 1. u. 2. Buch, Berlin 1904; Schwarz, Zivilprozeßreht, 3. Aufl., 
Berlin 1904; Meismann, Lehrbud des deutfchen Jivilpro ehrecdts, 1. BDd., Stuttgart 1904; 
fleinfeller, Lehrbuch des deutihen Zivilprozgekredhts, Berlin 1904; Meilt, Das inter- 
nationale Zivilprogeßredht auf Grund der Theorie, Gejeßgebung und Praris, Zürich 1904; 
Ernit und Krohne, Die ZPO. in Frage und Antwortform, Berlin 1904; Dirfchfeld, 
Der — Eine —— nach 3ZPO. und GBG. 2. Aufl., Berlin 1905. — 
Seuffert, Die ZPD. 1879—1904, Ein Rückblick, ein Ausblik, DIZ. 9, 898. 


Erſtes Buch. Allgemeine Befiimmungen. 


Erjter Ubjchnitt. Gerichte. 


Erſter Titel. Sadhliche Zuftändigkeit der Gerichte. 
82, 
Die zum Zwecke der Entiheidung über die Zuftändigkeit des Prozep- 
gerichts erfolgte Feſtſetzung des Wertes ift auch für die Berehnung der Ge- 


ne Rechtsanwälte maßgebend (OLG. Kolmar 11. April 03, ElſLothg. 
29, 357). 
83, 


1. Bei der Stellung eines prinzipalen und eines eventuellen Klagantrags 
ift der erftere maßaebend, wenn er der höhere ift (RG. 20. Juli 04, IM. 
33, 473). Ebenfo J. 2, 286 Wr. 9. 

2. Werden neben der Klage auf VBertragsaufhebung nod andere Aniprüche 
gun gemadt, fo find bei der —— dieſe Anſprüche neben dem 

ufhebungsanſpruch mit zu berückſichtigen (RG. 5. Dez. 03, IJW. 33, 64). 
Bol. 3. 2, 287 Nr. 24. 

3. Wird auf Abnahme der Ware geklagt, fo ift der Wert des Gtreit- 
gegenitandes nah $ 3, nicht nach $ 6, zu beftimmen (RG, 22. März 04, IM. 
33, 237 — R62. 57, 400). 

4. Bei einer Klage auf Einwilligung in die Veräußerung des gemein- 
ſchaftlichen Grundſtücks ift der Streitwert nah $ 3 feitzufegen (OL®S. Ham- 
burg 16. Febr. 04, DVG. 9, 49). 

5. Bei einer Klage auf Feitjtellung der Unwirkfamkeit eines Raufver- 
trags, auf Einwilligung in die Nücübertragung verkaufter Grundftüce und 
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auf Mitwirkung bei der Auflaffung ift der Streitwert nach $ 3 zu beftimmen 
(RG. 19. Sept. 03, Puchelts3. 35, 140). Vgl. 3. 2, 287 Nr. 23 u. 4. 

6. Bei der Klage auf Gewährung eines verzinslichen, hypothekariſch ficher- 
uftellenden Darlehns iſt der Streitwert nicht in Höhe der darzuleihenden 
Geldfumme, fondern nad dem Intereſſe feitzufegen, das der Kläger an der 
Gewährung des Darlehns hat (OLG. Dresden 29. Juni 03, SiHTDLG. 25, 367). 
Ebenfo bei Ründigung eines Darlehns: I. 2, 286 Nr. 13. 

7. 8 3 ift anwendbar bei der Klage auf Herausgabe einer Lebensverfiche- 
rungspolice (DLG. Hamburg 24. Okt. 03, DVG. 9, 50). 

Bei der Klage auf Feititellung eines Verfiherungsvertrags ift das 
Interefje des Klägers nicht der Verfiherungsfumme gleichzufchäßgen; der Streit: 
wert ijt nach $ 3 feitzufegen (RG. 18. Dez. 03, ZfmittlI8. 15, 203). 

9. Wenn die Auflöfung einer Gefellihaft und die Ernennung von Liqui- 
datoren im Wege der Klage verlangt wird, ijt der Streitwert nah $ 3 
feitzufegen (RG. 29. April 03, GrucotsBeitr. 47, 1148; DLG. Hamburg 
25. Febr. 04, OLG. 9, 50). 

10. Ebenfo bei dem Werbot, ein bejtimmtes Haus zu betreten (RG. 
24. März 04, IW. 33, 237). 

11. Maßgebend Klagantrag: I. 2, 285 Nr. 1 u. 2; auch wenn nur Fällig- 
keit oder Teil beftritten tft: Ar. 3 u. 4; Befriedigung während des Prozeffes: 
Nr. 5; nicht beftimmte Summe: Nr. 6; alternativ: I. 2, 286 Nr. 7 u. 8; An— 
fechtung eines Gewerkicaftsbeichluffes: Ar. 10; Rechnungslegung: Nr. 11 
u. 12; Wrbeitszeugnis: Ar. 14; Wollziehung einer Urkunde, eines Wechſels: 
Nr. 15 u. 16; Klage auf Eintragung als Grundftücseigentümer: Nr. 17; Ent- 

egennahme der Auflaffung: Ar. 18 u. 19; Fejtitellung der Grenze: ir. 20; 

usweifung einer Mauer: I. 2, 287 Nr. 21; Löſchung einer Vormerkung: 
Ar. 22; Nichtigkeit, Aufhebung eines Raufes oder Taufhes: Ar. 3—25; Vor 
kaufsrecht: Nr. 26; Ubziegelung: Ar. 27; Feſtſtellung der Vaterſchaft: Ar. 28; 
Vermächtnisnehmer: Ar. 29; Pflichtteilsrecht: Ar. 30; 5 739 ZBD.: Nr. 31 u. 32; 
Klage auf Offenbarungseid: Ar. 33 u. 34; einjtweilige Verfügung auf Räu— 
mung eines Grundftüks: I. 2, 288 Nr. 35; u Nr. 36; 7. 
2, 288 $ 4 Wr. 3; Ubfonderungsberecdhtigte Forderung: Ar. 37. 


84. 

1. Bei einer Miderfprudhsklage gegen eine Zwangsvollitrekung tft der 
Streitwert nach dem Betrage der der Mändung zugrunde liegenden ie 
rung ohne Unrechnung der in diefer Forderung inbegriffenen Zinfen, Koſten 
und fonjtigen Nebenforderungen zu bemeifen (RG. 16. Juni 03, SrankfRundfc. 
37, 122). 

2. Wird mit der Klage auf die Bürgfchaftsihuld der Anjprud aus $ 767 
Ubi. 2 BGB. gegen den Bürgen auf Erftattung der im Prozeß gegen den 
Schuldner erwadienen Koſten verlangt, To iſt diefer Anſpruch als Nebenforde- 
rung anzujehen (RG. 11. Jan. 04, R63. 56, 256). 

3. Teilweife Erledigung nad Einreihung der Klage, aber vor Zuftellung: 
3. 2, 288 Nr. 1; Übergangszeit: Ar. 2; Unfechtungsprozeß: Ar. 3; Mahnung: 
Ar. 4; Fütterungskojten: Nr. 5; Koſten im Entwehrungsprozeß: Ar. 6; Erſatz 
der Nußungen beim Herausgabeaniprud: Ar. 7. 


85. 
Mehrere Kläger: I. 2, 288 Nr. 1; Scheidung und Herftellung: Nr. 2; 
Prozeßkoften und Zählgebühr: Nr. 3. 


8 6. 
1. 8 6 findet Anwendung bei einer Feititellungsklage, die die unmittel- 
bare Realifierung der feitzuftellenden WYorderung bezwekt (RG. 5. TJan., 
22. April 04, IW. 33, 94, 341 — ZfmittlIB. 15, 655 = RG62. 57, 411). 


432 38. Zivilprozeßordnung. 1. 


2. Bei einem Anſpruch auf Sicherheitsleiftung wegen künftiger Forde— 
rungen ift, wenn deren Höhe noch nicht feititeht, der Streitwert nach 8 3 feft: 
zuſetzen (RG. 5. Mai 04, SächſArch. 14, 500). Wal. J. 2, 285 Mr. 6. 

MWird eine in allgemeiner Gütergemeinfchaft lebende Ehefrau auf Zus 
— zur Auflaſſung eines Grundſtücks aus dem Geſamtgute verklagt, fo 
ift der Streitwert entfprechend der Hälfte des Wertes des Haufes Teltaufegen 
Bay b e . 27. Nov. 03, Seuff A 59, 164 — Recht 8, 20 — BayObLG2. 4, 857). 

4. Auflaffımg: I. 2, 289 Nr. 1—3, aber auch 2, 286 Ar. 17 u. 18; "einft- 
weilige Berfügung: J. 3, 289 Nr. 4; 2, 288 Nr. 35; Herausgabe eines Hnpo- 
thekenbudys: . 2, 289 Nr. 5; NRetentionsredht: Ar. 6 — von Satz 2: 
Ar. 73 „Korderung“: Nr. 8; unzulänglicer —328 — Ar. 9. 


88 
Zeil einer Mietsfadhe: I. 2, 289 Nr. 1; Räumungsklage: Nr. 2. 


89. 

1. Daß nicht lediglich durch den Tod, fondern auch durch Veränderung in 
den Vermögens: und Erwerbsverhältniffen der Beteiligten der Wegfall des 
Rechtes oder dod) feine Veränderung herbeigeführt werden kann, fchließt die 
Anwendbarkeit des $ 9 nicht aus (RG. 2. Juli 99, R63. 44, 370). 

2. Lex Aquilia: J. 2, 289 Nr. 1; mutmaßliche Lebensdauer: Nr. 2; vor« 
übergehende Arbeitsunfähigkeit: Nr. 3. 


8 10. 


1. 8 10 ift unterfchiedslos auch dann anzuwenden, wenn der Einwand 
ſchon im landgeridhtliden Verfahren vorgebradt, ja fogar, wenn über ihn ge 
mäß 8 275 Ab. 2 dur befonderes Zwifchenurteil entichieden worden war 
er Dresden 7. Juli 03, Fifchers3. 28, Be Ebenfo J. 2, 20 Nr. 1. 

2. Ausichließlicher Gerichtsitand: 3. 2, 20 Nr. 2. 


Zweiter Titel. Gerichtsftand. 
8 12. 


Unzuftändigkeit wegen des Prinzipalantrags: J. 2, 290 Ar. 1; NReplik der 
Urglift: Ar. 2. F 


1. Die Zuſtändi — braucht nicht rg bei der Alagerhebung vorhanden 
Pin an arlsruhe 3. Febr. 04, BadRpr. 70, 135). Ebenjo RE. in 


2. FR der Umftände nad Erlaß des erjten Urteils: 3. 2, 290 


Nr. 2, 
8 17. 
Gerichtsſtand außerſächſiſcher Verfiherungsgefellfhaften: J. 2, 290. 
8 21, 


1. $ 21 fordert einen 3 Gewerbes een dem Rlaganfprud und dem 
Betriebe, der Ausübung des —— — tuttgart 13. März 03, WürttJ. 
15, 163). Ebenjfo RG. in 7. 2, 20 N 
2. Daß tatſächlich Geſchãfte dieſſen werden, nicht Pe 
2, 290 Wr. 3; „Miederlaffung“: Ar. 2, en DRG. ae 3. März 04 
LO. 9, 50; Eifenbahnbetriebsinipektionen: J. 2, 290 Nr. 


8 22, 
J ———— J. 2, 291 Nr. 1 = SeuffA. 59, 199; ſtille Gefellfchaft: 
2, 29 
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8 23, 


1. Durch die begründete Anfechtung eines Raufsgelhäfts gemäß $ 142 BG#B. 
erwirbt derjenige, demgegenüber die Anfechtung erfolgt, den Anſpruch auf 
Rücerftattung der verkauften und bereits übergebenen Sade und damit Ver— 
mögen im Sinne von $ 23 3PO. (RG. 24. Nov. 03, Recht 8, 47). 

2. Soweit Inhaberpapiere und überhaupt Wertpapiere in Frage kommen, 
ift der Gerichtsitand aus $ 23 lediglich da begründet, wo fi die Papiere be- 
finden (RG. 23. Nov. 03, IW. 33, 64, in Beltätigung von J. 2, 291 Nr. 10). 

3. Der Gerichtsjtand aus $ 23 ift gegen eine ausländiihe Verficherungs: 
gefellichaft begründet, auch wenn ſich eine bejtimmte Klaufel über die Zur 
ftändigkeit in der Verficherungspolice befindet (OLG. Karlsruhe 5. Mai 04, 
BadRpr. 70, 173). . 3.2, 290 8 17. 

4 Die nad) der Klagerhebung erklärte Aufrehnung ändert an dem Ge- 
richtsitande des $ 23 3PO. nichts (RG. 7. Juni 04, IW. 33, 412). 

5. Der Gerichtsftand aus $ 23 kann nicht auf die für den Beklagten 
aus einem anhängigen Prozeſſe ji etwa ergebenden Koftenerftattungsanfprüde 
begründet werden (OLG. Hamburg 8. Nov. 02, Seuffll. 59, 165 — Böhms?. 
14, 402 — 3. 2, 91 Ar. 8). 

6. Der Gerichtsitand, der auf eine dem Beklagten gegen einen im Ge- 
richtsbezirk anfäfligen Schuldner zuftehende Forderung gegründet wird, wird 
durch eine vom Beklagten vor er enge vorgenommene fiduziarifche 
Übertragung der Forderung befeitigt (RG. 20. Okt. 03, R63. 55, 389 — IM. 
32, 418 — Redt 7, 578 — BadRpr. 70, 69, in Beitätigung von OLG. Karls: 
ruhe 2. Dez. 02, OLG. 8, 442). 

7. „Vermögen“: 3. 2, 291 Nr. 1; hinterlegter Betrag: Nr. 2,5 u. 9; 
Akzept: Ar. 3; Vollftrekung in OÖfterreih: Ar. 4; Urteilsobligation: Ar. 6; 
Kontokorrent: Ar. 11; ausländifcher Gerichtsſtand: Nr. 7. 


8 24, 

Löihungsklage des Eigentümers: J. 2, 292 Nr. 1; Löfchung einer Hypo: 
thekenpfändung: Ar. 2; Filchereiredht: Ar. 3; Rohlenabbaugeredhtigkeit: Wr. 4; 
AUpothekergerechtigkeit: Ar. 5; Klage auf Einräumung des Eigentums: Wr. 6; 
Anfehtung eines Grundftükstaufhes: Ar. 7. 


8 26. 


Duldung der Zwangsvollitrekung in ein in Miteigentum jtehendes Grund» 
ftük: 7. 2, 292, 


8 29. 
Literatur: ſ. I. 2, 292, 

1. Bei der Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Raufvertrags 

ift der Gerichtsitand des Erfüllungsortes dort begründet, wo der Kläger den 
aufpreis zu zahlen, nit auch dort, wo er die Mare abzunehmen haben 
würde (RG. 6. Nov. 03, RO63.56, 138 —= DT3.9, 121). Val. I. 2, 292 Nr. 1 u. 5. 

2. Der Gerichtsitand des Erfüllungsortes ift maßgebend auch gegenüber 
der prozeßhindernden Einrede der Unzuftändigkeit, mit welcher die Aufhebung 
des diejen Gerichtsitand begründenden Vertrages behauptet wird (OLG. Dresden 
2. Dkt. 03, SähiDLG. 25, 368). 

3. Bei der Wandlung ift ftreitig die Verpflichtung des Derkäufers zur 
Rückzahlung des Kaufpreiſes; diefe Verpflichtung ift dort zu erfüllen, wo fich 
die verkaufte Ware zur * der Klageerhebung befindet (RG. 16. Juni 03, 
RG3. 55, 105 = IW. 32 3. 95 — Böhms. 14, 478; NG. 5. Febr. 04, R63. 
57, 12 — IM. 33, 177 — ElfLoth3.29, 408; RG. 28. April O4, HoldyeimsMScr. 
13, 233). Ebenfo J. 2, 292 Wr. 3. 

4. Bei der Minderungsklage ift der Gerichtsftand aus 8 29 dort gegeben, 
wo der beklagte Verkäufer den zuviel erhaltenen Raufpreis zurüdzuzahlen 
hat (RG. 10. Okt. 02, Grudotsßeitr. 47, 1150). Vgl. 3. 2, 292 Ur. 4. 


MWarneyer, Jahrbuch der Entfiheidungen. 3. Jahrg. 28 


434 38. Zivilprozekordnnung. I. 


5. Wird eine Klage auf Schadenserfaß aus $ 326 BGB. lediglich auf den 
AUbnahmeverzug des Käufers geftüßt, fo ift der Gerichtsſtand aus $ 29 dort 
begründet, wo die Ubnahme hätte erfolgen müffen (RG. 27. Okt. 03, RG3. 
55, 423 — IM. 32 8. 139 — DI2. 9, 122). 

6. Für die Klage auf Reugeld aus dem vom Gegner erklärten Rücktritt 
vom Bertrage iſt der Gerichtsftand aus $ 29 dort begründet, wo das NReugeld 
zu zahlen ift, nicht dort, wo die Hauptverpflihtung aus dem Vertrag zu er 
füllen war (OLG. Hamburg 23. Nov. 03, Hanf63. 25 3. 27). 

7. Die Ronkurrenzklaufel teilt den Erfüllungsort der Hauptverbindlichkeit 
(OLG. Darmftadt 31. Dez. 03, Heffftfpr. 5, 61). 

8. Es iſt nicht angängig, die in erjter Inftanz auf $ 29 3PO. geftüßte 
Zuftändigkeit in zweiter Inſtanz auf einen andern Klaggrund (3. B. den der 
unerlaubten Handlung) zu ftügen (OLG. Karlsruhe 9. Juli 03, BadRpr. 70, 1). 

9. Verlangen der Erfüllung an bejtimmtem Ort: 7.2, 292 Nr.2; Anfechtung 
eines Raufvertrags: Ar. 5; Lieferung — Üblieferung: Ar. 6; Abnahme: Nr. 7; 
Sicherung: Nr. 8; Unterlaffen: Ar. 9; Zuwiderhandeln: Nr. 10; falsus pro- 
eurator: Ar. 11; Bürge: Nr. 12; Rommittent: Nr. 13; Ronkursverwalter aus 
$ 342 56B.: Nr. 14; KRonkursverwalter aus $ 171 56B.: Ar. 15; Schiffs— 
gläubiger: Ar. 16; Rontokorrent: Nr. 17. 

10, vgl. $ 269 BGEB., aud in J. 1 u. 2. 


8 32, 


1. Bei der Vertragsanfehtung wegen Betrugs ift der Gerichtsſtand aus 
8 32 fowohl dort begründet, wo der Kläger den die falihe Vorfjpiegelung ent- 
haltenden Brief erhalten, als auch dort, wo ihn der Beklagte gefchrieben hat 
(OLG. Dresden 14. Juli 03, SächſArch. 14, 264). Ebenfo I. 2, 294 Nr. 3. 

2. Für die Klage aus $ 717 Abſ. 2 ZPO. tft der Gerichtsitand der un- 
erlaubten Handlung nicht gegeben (BayDbt ©. 13. Jan. 03, SeuffBl. 69, 272 — 
3. 2, 294 Nr. 10). 

3. Unter „unerlaubten Handlungen” find aud die Fälle zivilrechtlichen 


——— zu verſtehen (26. Mainz 20. Nov. 03, HeſſRſpr. 5, 4). Dal. I 
2, 29 Wr. 2. 
4. Behauptungslaft des Alägers: I. 2, 293 Ar. 1; zivilrechtliche Folgen 
der unerlaubten Handlung eines andern: Ar. 2; Tatort in mehreren Geridts- 
bezirken: Nr. 3; anderer, eventuell beigefügter Rlaggrund: Nr. 4; $1 Haftpfl®.: 
Nr. 5; RO. dort = Eifenb€®. 19, 40; &3 Nr. 2 AnfG.: I. 2, 294 Nr. 6; 
atentverlegßung: Nr. 758 6 UnlWG.: Ar. 8; $ 12 WarenZ3©.: Ar. 9, ebenfo 
26. Karlsruhe 10. März 04, BadNRpr. 70, 259. 


8 38, 
Literatur: Red , Das Necteverhältnis. Ein Beitrag zur Lehre von ber Ronnerität und dem 
Zurückbehaltungsrecht, Bonn 1904, 

1. Fehlt der Zufammenhang zwiſchen Klage und Widerklage, fo wird dod), 
wenn der Beklagte den Mangel nicht rügt, ein (ftillihweigend) vereinbarter 
Gerichtsſtand nad) 88 38, 39 begründet und dadurch der Gerichtsitand des 
Ir erfeßt (RG. 15. Dez. 03, GrucdotsBeitr. 48, 386). Ebenſo 3.2, 294 Nr. 1; 

LG. Hamburg dort — SeuffA. 59, 75. 

2. Die Aufrehnungseinrede ift ftets ein zuläffiges Werteidigungsmittel, 
38 — das Gericht nach $ 302 verfährt (DLG. Hamburg 28. Febr. 03, 

.9, 415). 

3. Zufammenhang mit dem —— J. 2, 294 Ar. 2 = 913. 
8, 576; Widerklage gegen Widerklage: Ar. 3; Klage des Mannes gegen die 
FrauTauf Herausgabe von Sachen: Wr. 4. 


8 34. 


1. 8 34 3PO. bezieht ſich nicht bloß auf den eigentlichen Prozeßbevoll— 
mädtigten, fondern auf jeden für die Partei tätig gewordenen Anwalt (RG. 
5. Mai 04, WB. 33, 362). 
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2. Rlage des Subſtituten gegen den — SEEN: J. 2, 295 
Nr. 1; Klagen gegen Dritte, Bürgen: Nr. 2 


8 56, 
Pfändung einer —— Perſonen zuſtehenden Forderung: J. 2, 295 Ar. 1; 
& 797 Abſ. 5 3PO.: Nr. 2; — Klaggründe: Ar. 3; zu $ 36 Ar. 4: Ar. 4 
und 5; zu $ 36 Ar. 6: Ar. 6 


Dritter Titel. Vereinbarung über die Zuftändigkeit der Gerichte. 
8 38. 


1. In der Wereinbarung einer ausländifhen Bühne mit einem dort an- 
— Sänger, daß für alle Streitigkeiten die Bezirksgerichte des betreffenden 
andes zuſtändig fein follen, iſt die Ausſchließung der Gerichte anderer Länder 
zu finden (OLG. Dresden 30. Mai 04, DLGO. 9, 51). Val. 7.2, 296 Ar. 4 u. 5. 
2. Bürge: 7. 2, 295 Nr. 1; Saldo: Nr. 2; „Berliner Gerichte": Ar. 3; 
Ausihliehlickeit: A.tu5— : Böhms?. 13, 409; ebenfo DLG. Darmitadt 
29. Upril 04, HeffRipr. 5, 92. z 30 


Verhandeln zur Hauptſache: J.42, 296 Ar. 1; Unzuſtändigkeit des Gewerbe⸗ 
gerichts: Ar. 2. 8 
40, 


Beitimmtes Rectsverhältnis: J. 2, 296. 


Vierter Titel. Ausichließung und Ablehnung der Gerihtsperfonen. 


8 41. 


Mitwirkung in einem WVorprozeß: 3. 2, 296 Nr. 1; Mitwirkung bei einem 
aufgehobenen Berufungsurteil: Ar. 2. 


8 42, 

1. Die Ablehnung aller Mitglieder einer Rammer oder eines Senats ijt 
unzuläffig. In einem ſolchen Falle kann das abgelehnte Gericht felbjt über 
die Ablehnung enticheiden (RG. 29. Dez. 08, IW. 33, 64 — Grudotsßeitr. 
48, 388). Ebenfo I. 2, 296 Wr. 3: 2,296 8 45. 

2. Die Ablehnung von Richtern jeitens eines Öeifteskranken ift nicht zu 
beachten (RG. 27. Juni 04, WW. 33, 474). 

3. Teilnahme an einem analogen Prozeß: J. 2, 296 Ar. 1; Begründung 
des Üblehnungsgefuhs: Ar. 2. 44 


——— ſeitens der abgelehnten Richter ſelbſt: J. 2, 296 und oben 
42 Wr. 1. 


Zweiter Abſchnitt. Parteien. 
Erfter Titel. PBarteifähigkeit. Prozebfähigkeit. 


Literatur: ſ. J. 2, 297. 8 50. 

1. Hat ein nicht rechtsfähiger Verein feinen Vorſtand zur gerichtlichen Ver— 
tretung im allgemeinen ermädtigt, fo ift der Vorſtand zur Vertretung der 
einzelnen Mitglieder da als befugt anzufehen, wo die gerichtliche Vertretung 
fi nur durch Vertretung der Mitglieder ermöglicht (RO. 19. Febr. 04, R63. 
57,90 = % . 33, 178); ebenfo bezüglich erlaubter Privatgejellihaften des 
preußifchen Rechts (RG. 20. Upril 03, GruchotsBeitr. 47, 1098); dazu Hellwig 
m Recht 8, 207. Bol. auch 3. 2, 297 Nr. 4 u. 5. 


28* 


436 38. Zivilprozebordnung. 1. 


2. Eine Vereinigung von Berfonen, die nad außen hin als offene Handels: 
gefellichaft auftritt, kann als felbjtändiges Redtsfubjekt verklagt werden (RG. 
19. Dez. 02, ElfRoth3. 29, 186). 

3. Die erlofchene Firma einer offenen Handelsgefellfhaft kann nicht ver- 
klagt werden (26. Darmitadt 30. Juli 02, Buſchs3. 32, 337). 

4. Ein einzelnes Mitglied eines nicht rechtsfähigen Vereins kann nidt 
auf Zahlung der Mitgliederbeiträge klagen (OLG. Stuttgart 27. Febr. 03, 
MürttT. 16, 6). 

5. Übergangszeit: I. 2, 297 Ar. 1; Heilung der mangelnden Barteifähig- 
keit: Ar. 2 u. 3; Vollmacht feitens der prozeßunfähigen Partei: Nr. 4 u. 5; zu 
AUbf. 2: Ar. 6; Generalagenten: Ar. 7. 


8 53. 

eh a eines Minderjährigen: 3. 2, 297 8 52 Nr. 1; Abwejen- 
beitspflegihaft: Ar. 2. 

8 54. 

Ein vorm Prozehgeriht abgeichloffener Vergleich zwifhen einem durd 
feinen Vormund vertretenen Minderjährigen und deffen außerehelichem Water 
bedarf der vormundichaftsgerichtlihen Genehmigung (RO. 22. Dez. 03, RG3. 
56, 333 — IM. 33, 117, in Beftätigung von OLG. Dresden 11. Mai 03, Seuffll. 
59, 170 = DRG. 7, 112). Ebenfo J. 2, 297. 


8 56. 


Literatur: Salinger, Über die Prüfung der Legitimation des gefeglichen Vertreters durch das 
Prozebgericht, AGBI. 15, 25. 


1. Für die Koftenpflicht hat der falsus procurator als Partei zu gelten 
(RG. 11. Juli 02, OLG. 9, 55); ebenfo I. 2, 298 Nr. 5. 

2. Ubweifungsantrag des falsus procurator: J.2, 297 Ar.1; Genehmigung 
des richtigen Vertreters: Ar. 2; Entdekung des Mangels in zweiter Inftanz: 
Nr. 3; Vollmacht einer offenen Handelsgefellihaft: Ar. 4. 


8 57. 
Keine zeitliche Begrenzung: J. 2, 298. 


Zweiter Titel. Streitgenofjenihaft. 
Qiteratur: f. I. 2, 298. N sn 


Eigentümer und unmittelbarer Bejiger können als Streitgenoffen im Inter- 
ventionsprozeß auftreten (RG. 16. Jan. 04, RGBI. 15, 30). 


8 61. 
Tod eines Streitgenoffen: 3. 2, 298 Nr. 1; ©. m. b. H.: Nr. 2. 


8 62. 

1. Bei Miteigentum liegt keine notwendige Streitgenoffenfhaft vor (ORG. 
Karlsruhe 19. Dez. 03, BadRpr. 70, 123). 

2. Iſt die zwifchen zwei Streitgenojfen in Anfehung eines Erbgegenftandes 
beitandene Erbgemeinihaft aufgehoben, fo hört die Vertretung des einen 
Gtreitgenoffen dur den andern auf (BayDbLG. 12. Febr. 04, Necht 8, 168). 

3. Ungeteilte Erbengemeinfhaft: I. 2, 298 Nr. 1; Gefellihaftsfhuld: Nr. 2; 
Zejtamentserben: Ar. 3; unauffindbare Streitgenoffen: Ar. 4; 8 739 3PO: Nr. 5; 
Schuldner und Bürge: Nr. 6; Lauf der Rechtsmittelfrift: Nr. 7. 


863. 
Piteratur: ſ. I. 2, 299. 
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Dritter Titel. Beteiligung Dritter am Reditsftreite. 
8 64. 


Hauptintervention des urfprünglichen Nebenintervenienten: J 2, 299 Ar. 1; 
Verhältnis der Haupt: und Mebenintervention: Ar. 2 


8 65. 

Die Ausfegung tft auch zuläffig, wenn im Hauptprozeß ein Verfäumnis- 
urteil ergangen ijt, vorausgefeßt, daß dieſes noch nicht ee Ef ift oder 
der Beklagte erklärt hat, daß er keinen Einſpruch einlegen werde (O Ham⸗ 
burg 26. März 04, OLG. 9, 52 —= SeuffA. 59, 373 — HanſG3. 25 B. 153). 


8 66. 
Literatur: Jſay, Die Zuläffigkeit der Mebenintervention bei den Popularklagen des — 
— GewRihug 9, 4 (zu Rathenau, GewRſchutz 8, 347); ſ. ferner J. 2, 

Zur Begründung des rechtlichen ntereffes genügt es, daß es von Er- 
Hebtihnat für den Mebenintervenienten ijt, daß die Beweisaufnahme ein Er: 
aebnis hat, welches den ntervenienten vor Anſprüchen der einen oder andern 
Partei ſchützt; nicht ift erforderlich, daß die Entfcheidung Rechtskraft zwiichen 
einer Partei und dem Nebenintervenienten erzeugt (RG. 9. er 04, HaniG3. 
25 D; 72, in Bejtätigung von OLG. Hamburg 27. Okt. 03, anſ63. 25 9. 11 


: Die Streitverkündung des Klägers an einen Dritten begründet für ſich 
allein noch kein rechtliches Intereffe, das den Dritten zur Nebenintervention 
berechtigte (RG. 9. März 04, HaniG3. 25 B. 131, das infoweit die folgende, 
aus einem andern Grunde aufgehobene Entfcheidung des DLG. Hamburg be- 
—— DLO. a tg Tan. 04, Seuff A. 59, 201 Hanf63. 25 B. 73 
— VLG. 9, 53. — U. U: J. 2, 300 8.74 Nr. 1). 

3. Die Behauptung eines Nücgriffsrechtes einer Partei begründet das 
Fr Intereffe zur Nebenintervention (OLG. Hamburg 1. Febr. 04, SeuffX. 


4. Die Gefahr einer Erihwerung der Rechtsverfolgung des ntervenienten 
begründet das rechtliche Intereffe zur Nebenintervention (OLG. Zweibrücken 
22. Juni 00, PiälzRpr. 1, 73). 

5. Mangelndes Intereffe: 3. 2, 299 Nr. 1; Rechtsmittel: Ar. 3; keine Er- 
weiterung des Streitjtoffes: Ar. 2 — RheinArch. 99 I 43. 


8 67. 

1. Der Nebenintervenient kann beim Ausbleiben der Partei felbit kon- 
tradiktorifch verhandeln und Verfäumnisurteil von der Partei abwenden (OLG. 
Hamburg 10. Juli 99, Buſchs3. 32, 339). Ebenfo I. 2, 300 8 71 Nr. 2. 

2. Widerfpricht der Mebenintervenient nur einem Teil der Rlageanträge, 
jo beſchränkt fi das von ihm allein eingelegte Rechtsmittel auf den ent- 
—— Zeil des Urteils (RG. 7. Dez. 03, Bucelts2. 35, 264). 

Rechtsmittel: 3. 2, 299 8 67, 8 66 Nr. 3; Koften: f. unten $ 101 Nr. 1. 


8 69. 


8 70. 


1. Auf die Zurücknahme einer Nebenintervention findet die Beitimmung 
in $ 271 Ubf. 1 u. 2 entiprechende — — 19. Nov. 03, RG3. 56, 28). 
2. Zuftellung an beide Parteien: J. 2, 


8 71. 


Untrag auf Zurückweifung: I. 2, 299 Nr. 1; Abwenden vom Berfäumnis- 
urteil: Ar. 2; Verhandlung über das Rechtsmittel: Nr. 3. 


Ehemann: 7. 2, 299. 
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8 72. 


Wirkungen der Streitverkündung: I. 2, 300 Wr. 1; in bezug auf den 
Nebenintervenienten: Nr. 2. F 


Unterlaſſen der Vorſchrift in Abſ. 2: J. 2, 300. 


8 74. 


1. Die in einem ausländifchen Rechtsftreit erfolgte Streitverkündung ift 
für den inländifhen Negreßprozeß nicht wirkfam (RG. 3. Juli 03, Böhms?. 
13, 440 — R62. 55, 236). 

2. Streitverkündung im [hiedsrichterlihen Verfahren: T. 2, 300 = SähfArdı. 
14, 68 = BabRpr. 70, 45. 32* 


Entlaſſung des Beklagten aus dem Rechtsſtreit: J. 2, 300. 


877. 
Behauptung der Beeinträchtigung genügt: J. 2, 300. 


Vierter Titel, Prozeßzbevollmächtigte und Beiſtände. 
Biteratur:f. I. 2, 300. 8 78 


1. Für die Beſchwerde eines Entmündigten gegen die nad $ 679 Ubf. 3 
3PO. erfolgte Beiordnung eines bejtimmten Vertreters befteht kein Anwalts 
zwang (RG. 2. Mai 04, IW. 33, 362). 

2. Rüge des ee bei der Rojtenfeftfeßung: 5. 2, 300 Ar. 1; zu Ubf. 2: 
Nr. 2; Zuftellung der Berufungsihrift: Ar. 3. 


8 80. 

1. Die Prozeßvollmacht kann nicht bloß unmittelbar von der Partei oder 
ihrem — Vertreter, ſondern auch mittelbar in der Urt erteilt werden, 
daß ein Dritter zu ihrer Erteilung ar: wird (RG. 29. Sept. 03, HeffRipr. 
4, 169 — Eljtoth3. 29, 298). Dal. $ 50 Ar. 1. 

2. Beichwerderecht des zurückgewiejenen Anwalts: 7.2, 301 Ar. 1; Urmen- 
anwalt: Ar. 2 u. 3. ss 


Literatur: ſ. I. 2, 301. 

1. Die von einem Ehegatten zur Führung des NRedtsftreits über Unter: 
baltsgelder gemäß $ 81 ZPO. erteilte Vollmacht umfaßt nicht die Vollmacht 
zur Abgabe oder Entgegennahme der Aufforderung zur Herftellung der ehe— 
lichen Semeinfchaft oder Erhebung der Sceidungsklage (RG. 2. Juni 04, 
Pucelts3. 35, 395 — JW. 33, 412, in Beftätigung vom DLG®. Rolmar 29. Sept. 08, 
Puchelts3. 34, 723). 

2, Unfehtung und Aufrehnung durch den Bevollmächtigten: 3. 2, 301 
Nr. 1; „Prozekvollmadht*: Ar. 2; Empfangnahme des Streitgegenftandes: Nr. 3; 
Rechtsmittel gegen Ordnungsitrafe: Ar. 4; Klage nah $ 771: Ar. 5; Anträge 
in der Zwangsvollftrekung: Ar. 6; Gebührenforderung des Subftituten: Nr. 7; 
Miderklage auf Scheidung: Ar. 8; Auszahlung einer Sicherheit: Nr. 9—= KGT. 
27 A6 Rhein AR. 21, 106 — PrIMBl. 66, 42 — IW. 33, 374. 


8 82. 
Einjtweilige Verfügung: J. 2, 302. 
8 83. 


Mird ein Anwalt „für die Beweisaufnahme” fubitituiert, fo ift er zum 
Abſchluß eines Vergleichs nicht ermächtigt (DLG. Stuttgart 27. Jan. 03 
MWürttT. 15, 292). | 
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88. 
Miderfprehende Erklärungen mehrerer Vertreter: I. 2, 302. 


8 86. 
Lireratur: Behr, fFortdauer der —— für die Zwangsvolfftrekung in den Nachlaß 
des DVollmachtgebers, Recht 7, 600 = 3WollſtrK. 18, 54; Ausſetzung infolge bes Todes ber 
Bartelen, I. 2, 302. g 87 


Biteratur:f. I. 2, 302. 8 88. 

1. Im DOffenbarungseidverfahren muß das Gericht Worlegung der Voll. 
madıt des Vertreters des Gläubigers verlangen, aud wenn diefer im landes- 
———— Urteil als Prozeßbevollmächtiger bezeichnet iſt GKG. 11. Dez. 08, 

15, 6). 

2. Dur die Rüge des Vollmachtmangels wird ein Zwiſchenſtreit ge- 
ihaffen, über den mündlich zu verhandeln tjt; eine nad Schluß Ddiefer Ver- 
handlung be Behr Bollmadt ift nicht zu berückſichtigen (OLG. Kolmar 
5. Febr. 04, 54 — Recht 8, 169 = Buſchs3. 33, 286). 

8, Rüge in der höheren Inflanz: %.2, 302 Ar. 1; Koftenfeftfeung: Nr. 2, 


Literatur: f. 3. 2, 302. 3 80. 

1. Der einitweilen zugelaffene Anwalt hat die Koſten aud dann zu tragen, 
wenn ihn kein Verſchulden trifft (OLG. Dresden 29. Juni 03, OLG. 9, 56). 
Dagegen können ihm die übrigen, vor feiner Zulaffung Ye Koſten 
m auferlegt werden (OLG. Hamburg 13. Juni 04, DXG. 9, 57). 

. Rüge des Mangels: I. 2, 302 Wr. 1; Vergleich: Nr. 2 


Biteratur:f. J. 2, 302. 


Fünfter Titel. Prozebkoften. 


8 91. 


Literatur: Rleemann, Die Gebühren der Prozekagenten, DI3. 9, 590; Friebmann, Wer 
trägt die Koſten des ever, Sum Begei der wenn bie auptfache nicht anhängig wirb? 
sun 70, 129; Meyer egriff der notwendigen Koften und Auslagen nad $ 9 

Abſ. 1 ZPD., IB, 33, 547; f. ferner J. 2, 302 


A. Allgemeines. 


1. Als Grundprinzip erfcheint, daß der Teil die Roten zu tragen hat, der 
fih im Unrecht befindet (RG. 13. Juli 04, IW. 33, 491); deshalb hat der Be- 
klagte die Koften zu tragen, wenn er während des Prozeifes gegen die bes 
gründete KRlagforderung eine Gegenforderung erlangt, mit der er aufrechnet, 
und der Kläger ſich nunniehr in der Hauptfache für befriedigt erklärt (RG. 
12. April 04, R63. 57, 381). 

2. Der Anſpruch der obfiegenden Partei auf Koftenerfaß tft auf die an 
ſich nicht erftattungsfähigen Koſten infoweit zu erjtrecken, als durch deren Auf» 
wendung ein anderer, zur Erftattung eeigneter Rojtenaufwand erfpart worden 
ift (OLO. Dresden 29. Juni 00, SähfOLG. 21, 552). 

3. Auch wenn die Rlagforderung erit während der zweiten Inftanz fällig 
wird, bat der Beklagte die Koften jedenfalls dann zu tra an wenn er der 
Klage noch aus anderen Gründen — bat (KG. 21. März 04, PoſMWSchr. 
7, 9— — Abweichend: J. 2, 303 Ar. 

Wird der Rlaganfprud — des Prozeſſes durch ein außerhalb 
— Ereignis — ſo hat der Kläger die Koſten zu tragen (KG. 
22. Jan. 04, DUO. 9 

5. Erledi t N —* ein Anfechtungsprozeß durch Zwangsvergleich, ſo 
hat diejenige Partei die Koſten zu tragen, die bei Fortführung des Konkurſes 
in der Sache ſelbſt unterlegen fein würde (RG. 13. Juli 04, IW. 33, 491; OLG. 
Celle 1. Dez. 03, OLG. 9, 61). 


Biteratur:f. I. 2, 302. 
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6. Ebenfo dann, wenn der Kläger erklärt, daß er den Hauptanfpruch nicht 
mehr verfolge, fondern nur Roftenentjheidung begehre (OLG. Kiel 21. April 04, 
OLG. 9, 133). 

7. Wird einer der Kläger durch Teilurteil abgewiefen, fo ift feine Ver— 
urteilung in die durch feine Klage erwadjfenen Koſten dann nicht erforderlich, 
wenn dur jene Klage für den Beklagten keine befonderen Koſten erwachfen 
find (BayübRG. 23. Sept. 03, OLG. 9, 113 — BayOb 8G3. 4, 638). 

8 Auch wenn der Beklagte zu einer Zug. um Zugleiftung verurteilt wird, 
muß er die Prozeßkoften tragen (RG. 19. Sept. 03, SeuffA. 59, 33). 

9. Befriedigung vor Rlagzuftellung: 3. 2, 302 Ar. 1; RG. dort = SeuffXl. 
59, 240; ebenfo OXG. Hamburg 18. uni 04, DLG. 9, 60 = Hani63. 25 
B. 240; DEG. Cöln 22. Nov. 02, RheinArch. 99 1 138; Übergangszeit: 7.2, 303 
Nr. 2; Prozekunfähigkeit: Ar. 3; Befriedigung nad Klagzuitellung: Nr.5; Un 
erkenntnis in der Berufung: Nr. 6; Konkurs: Ar. 7; Aufrednung: Ar. 8. 


B. Unnötige Koſten: 


10. Wird ein in Teilklagen geltend gemadter Anfprud im Wege der 
Miderklage ans Landgericht verwiefen und läßt hierauf der Beklagte Ver— 
fäumnisurteil gegen fich ergehen, jo hat er aud die durh die Teilung des 
Anſpruchs entftandenen Mehrkoften zu tragen (OLG. Bofen 26. Mai 04, Poſ MSchr. 
7, 94). Über Teilklagen val. 3. 2, 303 Nr. 10 u. 11. 

11, Die dur die gefonderte Vollftreckung des Feſtſetzungsbeſchluſſes ent— 
ftandenen Kojten find erftattungsfählg (26. Danzig 38. Mat 04, BoMSchr. 
7, 85 


12, Pu verurfadhte Roften: J. 2, 303 Nr. 9; unterlaffene Einfchränkung 
des Antrags: Nr. 12; Berufung ftatt Berichtigung: Ar. 13; Feſtſetzung nad 
& 104 Statt nad $ 101: Nr. 14; Erbieten zur Koſtenzahlung: Wr. 15. 


C. Umfang der Prozeßkoften: 

13. Eine Entfhädigung für Zeitverfäumnis einer Partei tft nur zuläffig, 
foweit es fih um Zeitverfäumnis durch notwendige Reifen oder notwendige 
Mahrnehmung von Terminen handelt (OLG. Stuttgart 14. Jan. 02, Mürtt?. 
15, 165). 

14. Die Koften einer Beweisficherung gehören zu den Brozeßkoiten (OLG. 
Dresden 14. März 04, DVG. 9, 57). 

15. Ebenfo die Koften eines Affidavits (OLG. Hamburg 19. Febr. 04, 
OLG. 9, 58). 

16. Auch die Koften eines von der Partet vorm Prozeß eingebolten Gut— 
achtens (RG. 15. April 04, ZURtG. 11, 262 — IW. 33, 342). Ebenfo I. 2, 304 

tr. 19. 

17. Die Koften des Einitellungsverfahrens gehören zu den Prozeßkoſten 
(OLG. Dresden 2. Juni 04, OLG. 9, 58 = SächſOLG. 26, 90). Ebenjo 3.2, 304 
Ar. 21; 2, 395 Ar. 18. 

18. Aber nicht ohne weiteres die Kojten eines Arrejtes (DLG. Hamburg 
10. Nov. 03, OLG. 9, 57). Ebenfo T. 2, 304 Nr. 22. 

19. Die Kojten befonderer Ubichriften der Schriftfäge für den Mandanten 
find erftattungsfählg (OLG. Hamburg 1. 36. 6. Febr. 03, DI3. 9, 415; KG. 
4. Juli 04, RGBI. 15, 71. — U. M: OLG. Hamburg III. 3. 26. Nov. 08, 
DLG. 9, 59; LG. I Berlin 1. Juli 04, KGEBl. 15, 71). 

20. Die Inkaffogebühr ift dann erftattungsfähig, wenn der Gegner 
felbft die Mitwirkung des fie berechnenden Anwalts zum Zwece der Annahme 
und ÜÜblieferung der betreffenden Geldfumme in Anſpruch genommen bat 
(OLG. Dresden 7. Nov. 00, SächſArch. 14, 402), Wal. 3. 2, 305 Ar. 27 u. 28. 

21. Koften früherer Prozeſſe: I. 2, 304 Nr. 16; Koſten einer Nachlaßpfleg- 
haft: Ar. 17; MWahnkoften: Air. 18; Verklarung: Nr. 20; einftweilige Ver— 
Üügung: Nr. 23; angekündigte Widerklage: Nr. 24; Urteilszuftellung und 

echtskraftzeugnis: Ar. 25; Wechſelabſchrift: Nr. 26; Hinterlegung: Nr. 29; 
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Aufbewahrung: Ar. 30; Droſchke des Gerichtsvollziehers: Nr. 31; Erpeditions- 
telephon: Ar. 32. 


D. Reifekoften: 


22, Reifekoften der Partei zu dem Termin, in dem der Gegner einen Eid 
leiften foll, find in der Regel auch dann eritattungsfähig, wenn die Partei 
durch einen Anwalt vertreten ift (OLG. Naumburg 19. Sept. 04, NaumburgAUf. 
04, 80). 

23. Reifekoften der Partei: vgl. oben Ar. 12, fowie 7. 2, 305 Nr. 33 u. 34; 
wie Ar. 34 auch DLG. Bamberg 10. März 04, SeuffXl. 59, 470. 

E. Zu Abſ. 2: 

24. Die Koften mehrerer Anwälte find dann nicht erftattungsfähig, wenn 
der erite Anwalt die Unwaltihaft wegen begangener Straftaten aufgegeben 
hatte (OLG. Marienwerder 17. Dez. 03, Seuffll. 59, 203). — Abweichend: 
3.2, 305 Nr. 36, vgl. aud dort Ar. 35, OLG. Darmftadt dort = DIZ. 9, 656, 
jowie Ar. 37—39. 

25. Reifekojten eines auswärtigen Anwalts: 3. 2, 305 Nr. 40; auswärtige 
Beweisaufnahmen: Ar. 41—43; Anwalt im Schwurtermin: Ar. 44; Rorrefpondenz- 
— Nr. 45 u. 46; Unwaltsfiliale: Ar. 47; Age a Bollmadıtsitempel: 

r. 48; Ubf. 2 Saß 2: Nr. 49; Redtskonfulenten: Ar. 50; vgl. die Literatur- 
angaben oben. 
8 92. 


1. Die Duotenteilung ift fo zu verjtehen, daß jede Partei von den gefamten 
Koften den entiprehenden Teil zu tragen bat, nicht fo, daß fie von jeder ein- 
zelnen Gebühr die entſprechende Quote trägt (DPG. Hamburg 13. Juli 04, 
Hani63. 25 8. 227). 

2. Wenn der Kläger bei einer gegen zwei Beklagte als Gefamtichuldner 
erhobenen Klage dem einen gegenüber objiegt, dem andern gegenüber unter: 
liegt, iſt ihm die Hälfte der a aufzuerlegen (26. Eöln 1. Okt. 03, 
Rhein ARV. 21, 83). 

3. „Zuvielforderung”“: J. 2, 306 Nr. 1; Befriedigung während des Pro— 
zeſſes: Ar. 2; keine Mehrkoften: Ar. 3. 


8 98. 
Literatur: Brudmann, Das Unerkenntnis im Zivilprogeß, GefuR. 5, 61; Schneider, So— 
fortiges Uinerkennen des Rlaganjprudhs, Recht 8, 491; [. ferner J. 2, 307. 

1. Die Anwendung des $ 93 ZPO. hat zur Vorausfegung, daß der Be— 
klagte dem KRlageanfpruche fich ſchlechthin unterwirft und fich jeder Verteidigung 
entſchlägt GBayObLG. 4. Jan. 04, Recht 8, 106). Ebenfo T. 2, 307 Nr. 1. 

2. Das Unerkenntnis muß in der erjten mündlichen Verhandlung erklärt 
werden (OLG. Darmitadt 7. Mai 02, DI3.9, 552). Ebenfo I. 2, 307 Nr. 3. 

3. Brauchte der Beklagte nicht zu zahlen, weil der Anſpruch gepfändet 
war, und erkennt er fofort an, nachdem der Kläger anitatt der Zahlung die 
Hinterlegung verlangt, fo treffen den Kläger die Rojten; zu hinterlegen braudt 
der Beklagte nicht (LG. Gnefen 14. Okt. 03, PoſMSchr. 6, 178). — U. M. (wenn 
die Fälligkeit erjt während des Prozeſſes eintritt): OLG. Stettin 9. Febr. 04, 
OLG. 9, 64; 7. 2, 307 Nr. 8; vgl. au RG. in IW. 29, 714. 

4. Im Interventionsprozeß gibt der Beklagte zur KRlaganftellung ſchon 
dann Weranlaffung, wenn er auf die Aufforderung bin nicht freigibt; Glaub- 
haftmachung kann er nicht verlangen (OLG. Jena 16. März 01, Thürßl. 51, 218; 

LG. Zweibrüken 11. Jan. 04, PfälzRpr. 1, 48; OLG. Pofen 4. Mai 04, 
PoMScr. 7, 80); zum mindeften muß er auf den Einftellungsbefhluß bin 
freigeben (OLG. Jena 23. Okt. 03, ThürBl. 51, 71); der Kläger braucht ihm 
nicht die Überzeugung von der Begründetheit des Anſpruchs zu verichaffen 
(OLG. Eöln 3. Febr. 04, DLG. 9, 63). So auch RG. und andere Entiheidungen 
in 3. 2, 308 Ar. 17. — U. M.: DLG. Bamberg 15. Okt. 03, OLG. 9, 64; 806 
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Bann 4. Jan. 04, FrankfKundſch. 37, 192; LG. Oldenburg 2. Okt. 03, 
1d3. 31, 71, fowie verſchiedene Entiheidungen in J. 2, 308 Wr. 17. 


5. Der mit der Hypothekenklage belangte Grundftückseigentümer bat 
ſchon dann zur Klage Veranlaffung gegeben, wenn er nicht dazu mitgewirkt 
bat, dem Gläubiger einen vollftrekbaren Titel zu verihaffen (DLS. Poſen 
19. Mai 04, DLG. 9, 65; DLG. Dresden 29. —* 02, SiHOLG. 25, 455; OLG. 
Dresden 3. Nov. 03, Seuffü. 59, 205; DLG. Königsberg 12. Dez. 03, SeuffA. 
59, 207). Ebenfo 3.2, 308 Nr. 15 u. 19. 


6. Für die Frage, ob der Beklagte zur Rlaganftellung Veranlaffung ge- 
geben hat, kann aud fein Verhalten nad der Alagerhebung in Betracht 
kommen (OLG. Poſen 13. Juni 04, Bo MScr. 7, 113). 

7. Unerkenntnis, wenn im erjten Termin Berfäumnisurteil: J. 2, 307 
Nr. 1 u. 2; Vergleihsverhandlungen: Nr. 4; mündlihe Verhandlung, Be— 
friedigung: Ar. 5; Verſchulden des Klägers: Ar. 6; Urreftbefehl: Ar. 7; künftige 
Mietzinsraten: Ar. 9; Mahnfrift: Nr. 10; Angebot: Ar. 11; Wechſelklage: 
Nr. 12; Eheberitellung: Nr. 13; $ 739 3PO: Nr. 14 u. 21; verpfändete Hypo- 
thek: ir. 16; Vormerkung nad $ 648 BGB: Wr. 18; $ 12 Waren3G©.: Vr. 20. 


8 9. 
Vorausfegung: 5. 2, 309 Nr. 1; prozeßhindernde Einrede: Nr.”2. 


8 97. 
Literatur: Salinger, Dber die Koſten bei Beſchwerden, IJW. 30, 74. 


Die Beftimmung in Abſ. 2 ift analog auf die Beichwerdeinftanz anzuwenden 
(OLG. Darmftadt 12. Mai 02, DIZ. 8, 552). — U. M.: I. 2, 309. 


8 98. 


1. Wenn fi eine Partei im Vergleich zur Tragung jämtlicher Koften des 
Rechtsſtreits verpflichtet, fo gehört hierzu nur die im NRedtsftreit erwachlene 
Vergleihsgebühr, nicht auch die dem Anwalt zukommende Vergleichsgebühr, 
die dadurch entiteht, daß der Vergleich noch über andere, nicht im Rechtsſtreit 
geltend gemachte Anfprüche geltend gemacht worden ift (OLG. Stuttgart 25. März 
02, WürttT. 15, 146). Ebenfo J. 2, 309 Nr. 5. 

2. Prozehvergleih: J. 2, 309 Nr. 1; außergerichtliher Vergleich: Ar. 2; 
Rücknahme der pp oder des Redtsmittels auf Grund außergerichtlichen 
Vergleihs: Ar. 3 u. 4; ebenfo OLG. Poſen 16. Nov. 03, PoſMSchr. 6, 194. 


8 9m. 
Literatur: Sichr, Recdtsmittel gegen Koftenurteile, DI3. 9, 1063; f. ferner J. 2, 309. 
A. Zu Abſ. 1: 

1. Berufung, weil nicht wegen Anerkenntnis verurteilt: J. 2, 309 Ar. 1; 
Unfehtung durch die obfiegende Partei: Nr. 2; Koftenentfheidung beim Vor— 
liegen widerfpredhender Anträge: Ar. 3; Berufung durdy einen Geſamtſchuldner, 
wenn der andere bezahlt hat: Wr. 4; Befriedigung nad) Se der Ber 
rufung: Nr. 5; Ergänzungsurteil: Nr. 6: Hauptiadhe erledigt: Ar. 7; Roften 
des Feitfegungsantrags: Nr. 8; $ 16 GREG.: Tr. 9. 

B. Zu Abſ. 2: 

2. Iſt die Hauptfadhe teils durch Urteil, teils anderweit erledigt, fo ift 
gegen die hierauf ergebende Koftenentiheidung ein Rechtsmittel nicht zuläffig 
(OLG. Kaffel 24. Jan. 02, DI3. 9, 416; LG. Tilfit 10. Nov. 03, PoſMSchr. 
7, 11). — U. M.: I. 2, 310 Nr. 12. 

3. Begriff des Unerkenntnisurteils: J. 2, 310 Ar. 10 u. 11, ebenfo DLG. 
Breslau 8. Jan. 04, DLG. 9, 66; Anſchlußberufung: Ar. 13; Revifion: Nr. 14; 
Rechtsmittel: Ar. 15. 
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C. Zu Abſ. 3: 

4. Der Ausſpruch des Gerichts, daß der NRechtsitreit fi ganz oder zum 
Teil erledigt habe, enthält nur dann keine Entiheidung in der Hauptfadhe im 
Sinne von $ 99 Abſ. 3, wenn er auf den übereinftimmenden Erklärungen bei- 
der Parteien berubt, und die Parteien auch nur eine Entiheidung im Koften- 
punkt erbeten haben (OLG. Dresden 9. April 02, SächſArch. 14, 130). Lagen 
jedoch noch widerjtreitende Anträge vor, fo Stellt fi) die Entſcheidung als eine 
foldye in der Hauptfadhe dar (RG. 14. Juni 04, Recht 8, 363). Ebenfo 7. 2, 311 
Nr. 16. — U. W.: 5. 2, 309 Nr. 3. 

5. Sofortige Beſchwerde ilt nur zuläffig, wenn auch in der Hauptſache ein 
Rechtsmittel zuläffig fein würde (außer RG. und anderen Enticheidungen in 
3.2, 311 Nr. 20 noh RG. 16. Dez. 01, GrucotsBeitr. 48, 390; DLG. Cöln 
10. Okt. 03, Budelts. 35, 69; OLG. Hamburg 26. April 04, HaniG3. 25 B. 144). 

6. Ebenio ijt die weitere Beichwerde nur dann zuläffig, wenn aud) in der 
Hauptſache gegen ein vom Beichwerdegeriht erlafjenes Grteil ein weiteres 
Rechtsmittel zuläffig gewefen fein würde (RGVZE. 16. Mai 04 RG3. 57, 310; 
AG. 28. Tuli 04, 83 9, 996; DLG. Braunfhweig 16. Febr. 04, Recht 8, 169 — 
Naumburg. 04, 39. — U. M.: DLG. Pofen 24. Okt. 03, PoſMSchr. 7, 12 — 
———— 04, 13; DLG. Königsberg 22. Sept. 03, DLG. 9, 69; OLSG. Karls: 
ruhe 17. Aug. 03, BadRpr. 70, 251). Wal. für und wider: 7.2, 311 Nr. 21; 
DLG. Marienwerder dort — Seuff A. 59, 76 — OLG. 9, 69. 

7. Iſt zunächſt durch Urteil der Grund des Anſpruchs feitgeftellt und be- 
friedigt darauf der Beklagte den Kläger, fo it gegen das nachmals über die 
Roften entiheidende Urteil die Beihwerde zuläflia (OLG. Jena 5. Dez. 03, 
DI3. 9, 272). 

8. Enthält das Urteil nur einem Beklagten gegenüber die Entſcheidung 
in der Hauptjadhe, dem andern gegenüber aber nicht, fo können dieje es mit 
der Beichwerde anfechten (DXLG®. Königsberg 2. Dez. 03, OLG. 9, 67). 

9. Iſt in der Hauptfadhe eine Entſcheidung zuguniten des Beichwerde- 
führers ergangen, fo kann er Beichwerde gegen die Roftenenticheidung einlegen 
an ——— 15. März 04, Seuff A. 59, 374 — OLG. 9, 68 — Hani62. 25 

. 152). 

10. Eine Enticheidung über den Koftenpunkt, durch welde die Koſten 
einer zum Zeil zurückgenommenen, zum Teil durch Enticheidung in der Haupt: 
fache erledigten Berufung oder Klage nah Quoten der Gefamtkoften auf die 
durh Zurücdnahme und die durch Entſcheidung in der Hauptiache erledigten 
Teile verteilt find, ift in bezug auf die Nichtigkeit der Verteilung unter die 
zuerkannten, aberkannten und durch Zurücknahme erledigten Teile der Be- 
rufung oder der Klage mit der fofortigen Beichwerde nach $ 99 Abf. 3 3PO. 
nicht anwendbar (RO. 20. Okt. 03, RG3. 55, 395 — ElſLoth3. 29, 305). 

11. Verfäumnisurteile, in denen nur über den Koſtenpunkt entichieden tit 
und gegen die, wenn fie die Hauptfadhe mitbetroffen hätten, nach 88 338, 345, 
513 ZPO. nur Einfprud zuläfig geweien wäre, ſind unanfechtbar (OLG. 
Dresden 30. Nov. 03, SählDOLG®. 25, 459; DLG. Kaffel 17. Dez. 03, SeuffXl. 
59, 285 — DEG. 9, 67). Ebenjo 3. 2, 311 ir. 25. 

12. Gegen eine bloß den KRoftenpunkt betreffende Enticheidung in Patent: 
ſachen ift die Berufung des $ 33 PatG. zuläffig (RG. 17. Febr. 04, SeuffXl. 
59, 376). 

13. Ein der fofortigen Beichwerde unterliegendes Rojtenurteil kann, wenn 
es nicht für vorläufig vollitrekbar erklärt ift, vor eingetretener Rechtskraft 
nicht vollftrekt werden (OLG. Karlsruhe 16. April 04, BadRpr. 70, 186 — 
NaumburgAUR. 04, 58). 

14: Vor Zuftellung erledigte Alage: 3. 2, 311 Ar. 17; Erledigung ohne 
Entiheidung: Ar. 18; Aufhebung eines VBerfäumnisurteils: Ar. 19; Ergänzungs= 
urteil: Ar. 6 u.22; ein Urteil über mehrere Brozeffe: Ar. 23; $ 538 Ubf. 2 ABO. 
Nr. 24; Koſten der Nebenintervention: Ar. 26; Berechnung der Beichwerde- 
fumme: Nr. 27; Gehör des Gegners: Ar. 28. 
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8 100, 
Literatur: f. J. 2, 312. 

1. Die Erwähnung der Gejamthaft im Koftenfeftiegungsbeichluffe ift nicht 
notwendig (OLG. Braunihweig 29. Jan. 04, ZfmittlIB. 15, 717. — U. M.: 
OLG. Frankfurt 14. Jan. 04, FrankfKundſch. 38, 59). 

2. In dem in Abſ. 4 gedachten Falle haften die unterliegenden Teile einer 
Partei auch der Staatskaffe gegenüber als Gejamtihuldner (OLG. Dresden 
22. Sept. 03, SächſOLG. 25, 450). 

3. Ergeht zunädhit gegen den einen Beklagten Werfäumnisurteil, dann 
gegen die übrigen drei Beklagten kontradiktorifches Urteil, worin diefe drei 
zu den Prozeßkoften als Gefamtichuldner verurteilt werden, fo bezieht jich 
diefe Gefamthaftung nur auf drei Viertel der Roften (DLG. Dresden 14. Tan. 
04, SähOLG. 25, 452). 

4. Ausſpruch über die Solidarhaftung: J. 2, 312 Ar. 1; mehrere MWechiel- 
ihuldner: Nr. 2; Zwangsvollftrekungskojten: Ar. 3. 


g 101. 


1. Schließen die Hauptparteien einen Vergleich ohne Zuziehung des Neben— 
intervenienten ab, fo kann diefer nachträglich eine Entiheidung über die Koſten 
der Nebenintervention herbeiführen; für diefe Enticheidung bildet der Vergleich 
die einzige maßgebende Grundlage (RG. 27. Dkt. 03, R63. 56, 113 — IM. 
32, 419 —= ElfLoth3. 29, 305). 

2. Roften des vom Nebenintervenienten eingelegten Redhtsmittels: I. 2, 312. 


8 102, 


1. Wird auf die fofortige Beichwerde des Anwalts die ihn treffende Ent: 
iheidung wieder aufgehoben, fo jteht der andern Partei eine weitere Be- 
ihwerde nidyt zu (OLG. NRoftock 22. Sept. 03, Mecl3. 22, 245). 

2. Verurteilung des Anwalts, wenn er nicht abgemahnt hat, fogar dann, 
wenn er auf ausdrücliches Verlangen der Bartei den ausſichtsloſen NRechtsitreit 

eführt hat: I. 2, 312 Ar. 1 u. 2; ebenjo RG. 12. Tan. 04, Elfloth3. 29, 402; 
Ro. 15. Tan. 04, JM. 33, 118; Einlegung einer unzuläffigen weiteren Beichwerde: 
3.2, 312 Ar. 3; 8 567 Ubf. 2: Nr. 4; Zuftändigkeit des Neichsgerichts: Air. 5. 


g 108, 
Literatur: ſ. I. 2, 312. 

1. Das in $ 103 vorgejehene Verfahren der Koftenfeftfegung im Urteil ift 
ein rein fakultatives, fowohl auf feiten des Gerichts als der Parteien (LG. 
Elberfeld 21. Jan. 04, Rhein ARV. 21, 173). Ebenſo T. 2, 312 Ar. 1. 

2. Zur Feitfegung der Koften im Urteile ift ein Antrag der Partei nicht 
erforderlich (LG. Düffeldorf ohne Datum, AheinURB. 21, 81; LG. Straßburg 
5. Febr. 04, ElſLoth3. 29, 473). 

3. Sind Kojten bei der Feſtſetzung im Urteil nicht berückſichtigt, fo ift 
nachträglich Feitießung zu — (LG. Cöln 25. Juni 03, Rhein ARN. 
21,78). Ebenfo 3. 2, 312 Ar. 2. — U. M.: LO. Düffeldorf ohne Datum, Rhein ARB. 
21, 76. 

4. Rünftige Koften: 7.2, 312 Nr. 3. 


g 104. 


Literatur: Bitter, Aber Koftenfetfegungen, DJ3.9, 643; Angerftein, Aber bie Frage der 

Beglaubigung ber mit dem — —— Beamung, Zimittl IB, 14, 870: 

15, 609; Wagner, daf. 15, 44, 386; Meyer, Recht 8, 74 und ZfmittlJWB. 15, 608; Züfchke. 

ZfmittlJB. 15, 287; Fiſcher, Daf. 15, 335, 786; P. W., daf. 15, 781; f. ferner 3. 2, 812, s 

. 1. Die Feitfegung kann nicht mit der Begründung verlangt werden, daß 

die Gegenpartei in ſchlüſſiger Weife auf Einlegung eines Redtsmittels ver- 
zichtet habe (OLG. Stuttgart 30. Jan. 03, WürttT. 15, 349). 
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2. Die Koſten des Ausgleihungsverfahrens find nicht wie die Koſten des 
Rechtsſtreits entfprehend dem dem KRoftenfeitfegungsverfahren zugrunde liegenden 
Urteil nad den in ihm bejtimmten Duoten unter den Parteien zu verteilen, 
fondern fämtli von derjenigen Partei zu tragen, die der andern den durd) 
7 ung ermittelten Betrag zu erjtatten hat (OLG. Srankfurt 9. Jan. 04, 

echt 8, 78 

3. Die dem Antra beigefügte er braudt nicht vom Anwalt 
unterfchrieben zu fein (RG. 20. Aug. 04, RGEBl. 15, 72). 

4. Bollitreckbarkeit des Urteils: 7.2, 312 Nr. 1u.2; Zwifchenurteil: Ar. 3; 
EIERWEN: Nr.4; Einftellun nen —— are Nr.5; Aufrechnung: 

r. 6u.73 Tilgungseinreden: ‘ Koſten der Streitgenoffen gegeneinander: 
Fig 9; Vergleich: Nr. 10 u. 11; ——— Koſten: Ar. 12; mehrmalige 
Feitfegung: en 13; Koſten derjelben: Ar. 14; Feſtſetzung von Beſchwerde— 
kojten: Ar. 1 

8 105. 


Vorleaung der Belege: I. 2, 314 Ar. 1; Widerfprud zwiſchen Feſtſetzungs— 
as und Urteil: Ar. 2; Beichwerde des Anwalts: Ar. 3; vgl. unten $ 124 


8 106. 
Riteratur: . I. 2, 814. 
Friftlauf: 3.2, 314 Nr. 1; andere Verteilung als nad Quoten: Ar. 2. 


8 107. 
Streitwert: 7. 2, 314 Nr. 1; Beichwerde: Nr. 2. 


Sechſter Teil. Sicherheitsleiftung. 


8 108. 


1. Auch wenn andere als mündelfichere Bapiere als Sicherheit angenommen 
werden, jo hat dies nur zu % des Rurswertes zu gefchehen (OLG. Darmitadt 
6. Febr. 03, DT3. 9, 951). 


2. Unwendung des BGB.: J. 2, 314 Ar. 1; landesrechtliche Vorſchriften: 


Ar. 2 
8 109, 
Literatur: ſ. J.2, 314. 

1. Der Antragfteller muß einen konkret beftimmten und dadurch nad)- 
prüfbaren Vorgang darlegen, aus dem ſich ergibt, daß die Weranlaffung zur 
Sidherheitsleiftung weggefallen * ri 26. Jan. 04, ElſLoth3. 29, 404 — 
BadRpr. 70, 102). Val. J. 2, 315 Q 

2. Neben dem Verfahren aus 8 = ift die Map auf Einwilligung in die 
Rückgabe des hinterlegten —— zuläſſig (OLG. Bamberg 17. Okt. 03, 
SeuffA. 59, 112). Ebenfo J. 2, 315 Nr. 


3. Die Veranlaffung für eine ae nach $ 921 ift im Sinne von 
8 109 mit Erlangung eines vollftrekbaren Urteils als weggefallen zu be- 
traten (OLG. Dresden 20. Nov. 03, SähjOLG. 25, 527). Ebenfo J. 2, 315 
Nr. 9 u. 10. Aber die Aufhebung des Sn rechtfertigt noch nicht die Rüc- 
gabe der Sicherheit: RG. in I. 2, 315 Nr. 

4. 8 109 betrifft alle Fälle des — 3.2, 314 Nr. 1; zivilrechtliche 
Kaution: Nr. 2; Befriedigung durd die Sicherheit: Ar. 3; Einwilligung in die 
Rücdzahlung: Ar. 5; ſchwebende Prozeſſe: Ar. 6; Beginn des Friftlaufs: Ar. 7; 
Anwaltszwang für die VBeichwerde: Nr. 12; keine Beichwerde gegen Friſt— 
beitimmung: Wr. 13. 

8 110, 


1. Auch) die nur als rumäniihe Schußgenoffen behandelten, nicht dem 
rumänifchen Staatsverband angehörigen Juden find von der Gicdherheits- 
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Pens für die Prozeßkoften befreit (RG. Darmitadt 15. Febr. 04, HeſſRſpr. 
5, 44). 
2. Zur Auslegung (REVZS.): I. 2, 315 Nr. 1 = Böhms3. 13, 406; 
Türken: Wr. 2. gs 


Form der Entſcheidung: I. 2, 315. 


Siebenter Titel. Armenredt. 


g 114. 


1. Das Urmenredt ift nicht zu erteilen, wenn die betreffende Inftanz be- 
reits in der Sache felbft entſchieden hat (RG. 29. Dez. 03, SchlHolſtAnz. 04, 17 
= Geuffl. 59, 285). Deshalb aucd keine Beihwerde gegen Ablehnung des 
Urmenrechts, wenn bei ihrer Einlegung die Inftanz beendet ift (RG. 30. Tan. 04, 
ZW. 33, 178). Über Erteilung des Armenredts für die Zwangsvollftreckung 
f. 3.2, 317 8 118 Nr. 1. 

2. Einer Ehefrau iſt für den Ba ge bag das Urmenrecht nicht zu 
erteilen, folange nicht dargetan ift, daß der Mann zur Vorfchußleiftung außer: 
ftande ift (OLG. Roſtock 27. Jan. 01, MecklZ3. 23, 20). 

3. In den U.S.A., fpeziell im Staate New York, wird das Armenrecht 
ähnlih wie in Deutſchland erteilt und zwiſchen n- und Yusländern kein 
Unterfchied gemadt (OLG. Dresden 4. Febr. 04, SähfDLG. 25, 466). 

4. Kein Urmenreht an Gefellichaften, Gemeinden, Ronkursverwaltern: 
3. 2, 316 Ar. 1, 3, 4; wohl aber an Nadlaßpfleger: Ar. 2; Vorprüfung: Ar. 5; 
——— des Anwalts: Ar. 6; Engländer: Nr. 8; Staaten, wo kein Urmen- 
recht: Ar. 7. 


Literatur: 1. I. 2, 316. 


8 115. 
Literatur: Winter, Das Armenreht und die Haftkoftenvorauszahlungspflicht, Recht 8, 237. 

1. Das Armenrecht befreit auch von der Werpflihtung, vor der Verhaftung 
des Schuldners im Dffenbarungsverfa ren einen Haftkoftenvorihuß zu erlegen 
(OLG. Dresden 2. Dez. 03, SihOLG®. 25, 462 — DLG. 9, 71; LG. I Berlin 
16. Jan. 04, RGBI. 15, 31. — U. M.: Oberftaatsanwalt beim RG. 7. März 04, 
KGB. 15, 56). 

2. Der Urmenanwalt hat die zuauftellenden Urteilsabfchriften felbit an- 
fertigen zu laffen; die arme Bartei hat infoweit keinen Anſpruch auf Abfchriften 
gegen das Geridt (RG. 11. März 04, IJW. 33, 208). 

3. Reifekoften der Bartei: I. 2, 316 Nr. 1; Beweiskoſtenvorſchüſſe: Ar. 2; 
Beobadtung der geilteskranken Partei: Ar. 3; keine Rückzahlung eines Vor— 
ihuffes: Ar. 4, ebenfo DLO. Stuttgart 24. Febr. 04, Recht 8, 254; Anfertigung 
des Armenrechtsgefudhes: Nr. 5; Vollmacht des Armenanwalts: Ar. 6. 


& 116. 

Der nad $ 116 beigeordnete Rechtskundige darf das Urteil nicht zuftellen; 
aud darf ihm die Berufung nicht zugeftellt werden (6. Darmftadt 11. Febr. 04, 
Buſchs3. 33, 533). 

8 117. 
Eritattung des Vorfhuffes an den obfiegenden Gegner: 3. 2, 316. 


8 118. 
iter 8 . Zuftän i 
2 ee 2 e Cry — digkeit der Kammern für Handelsſachen für die Bewilligung des 
1. Für die Bewilligung des Armenredts ift das Prozeßgericht zujtändia, 
nidt das um Ausführung den Zwangsvollftrekung erfudte Gericht DR 
Hamm 9. Okt. 03, Recht 7, 578). 
2. Ferienſache? 3.2, 317 Wr. 2 u. 3. 
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8 119 


120. 


Im Falle der Verlegung des $ 120, insbefondere auh im Falle der 
88 379, 402, ſteht dem Gegner der armen Partei die Bejhwerde zu. Der 
Öegner ift vom Beweiskojtenvorichuß befreit, auch wenn die Beweisaufnahme 
gleichzeitig für die von ihm erhobene Widerklage von Bedeutung iſt (RG. 
10. Juli 03, R62. 55, 268). Im übrigen vgl. wegen des Vorſchuſſes für die 
Miderklage 7. 2, 317, g 12 


Urmenredht für ein Hauskind: J. 2, 317. 


8 124. 

1. Berluft des Rechtes auf Bezahlung der Koften des Armenanwalts tritt 
nicht durch den Rojtenfeftfegungsbefhluß zuguniten der Bartei ein (RG. 
28, Tan. 04, IW. 33, 145 — SächſArch. 14, 367). Ebenfo 7. 2, 317 Nr. 3. — 
A. M.: J. 2, 317 Ar. 4 Sap. 2. 

2. Das Redt des Urmenanwalts aus $ 124 iſt ein gr (OLG. 
—— 18. Jan. 04, HanſG3. 25 B. 118); ebenſo RG. in J. 2, 317 Ar. 1, ſo— 
wie Wr. 

3. Der Unwalt kann die Koften nad $ 124 auch aus einem vollftrec- 
baren Vergleich beitreiben (OLG. Karlsruhe 31. Dez. 03, BadRpr. 70, 90). 

4. Iſt das Armenrecht von der Partei nur wegen der Gerichtskoften er- 
beten und ihr ohne Beiordnung eines Unwalts erteilt, fo hat der Unwalt das 
Recht aus $ 124 nicht (ORG. Dresden 28. Jan. 04, DVG. 9, 71). 

5. Keine Umfchreibung des Beichluffes: I. 2, 317 Nr. 4; Koften des Be- 
fchluffes: Nr. 5; Gebühren des Gerichtsvollziehers: Nr. 6. 


Literatur: |. 3.2, 317. 5 125. 
Zuftändig Gericht erfter Inftanz: I. 2, 317. 


8 127. 
Meitere Beichwerde: I. 2, 317. 


Zu Abſ. 2 Sab 2: J. 2, 317. 


Dritter Abſchnitt. Werfahren. 
” Erfter Titel. Mündliche Verhandlung. 
18. 


8 129. 


In den vorbereitenden Schriftfägen können recdhtswirkfame Erklärungen 
abgegeben werden; die betreffenden Erklärungen können jedoh aud nad 
Lage des Falles nur als Ankündigungen aufgefaßt werden (RG. 1. Dez. 03, 
3.33, 65). — 

8 134. 


Kein Unwaltszwang: J. 2, 318 — DIZ.8, 552. 


8 136. 
Biteratur:f. 3.2, 318. 

1. Auch wenn die Termine zeitlich weit auseinanderliegen, ift es nicht er- 
forderlidy, daß der im eriten Termine vorgetragene Streititoff im zweiten nod): 
mals zum Wortrage gelangt (RG. 7. April 04, U. 33, 295). 

2. Rechtliches Gehör: 7. 2, 318 Nr. 1 u.2; Bezugnahme auf Akten: Ar. 3. 


8 137. 
Vortrag in der Berufung: 7. 2, 318 Ar. 1; Abi. 4: Ar. 2. 


Literatur: ſ. 5. 2 
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8 138, 
AR „Nicht beftreiten wollen“: 3.2, 318 Nr. 1; „Einräumen der Wöglichkeit“: 
u 2. 


8 139. 
Literatur: ſ. I. 2, 318. 

1. Die Nichtaufftellung einer erheblihen Behauptung durh eine Partei 
verpflichtet das Gericht, in Anwendung des $ 139 ZPO. die Hebung Diefes 
Mangels zu verfuhen (RG. 16. Febr. 04, Puchelts3. 35, 207). 

2. Wird ein in erjter Inftanz geftellter, erheblicher Beweisantrag in zweiter 
Inſtanz nicht wiederholt, fo tft durh Ausübung des Fragerechts feitzuftellen, 
ob von diefem Beweisantrag abgefehen werden foll (R®. 13. Mai 04, IM. 
33, 387). 

3, Mangelhafte Rlagbegründung: I. 2, 318 Nr. 1; Inhalt von Urkunden: 
Nr. 2; Ehefahen: Ar. 3; Hinweis auf andere Begründung: Nr. 4, ebenfo RO. 
13. Zuli 04, Bucelts3. 35, 514; Schriftfäge: Nr. 5. 


g 141. 


1. Iſt das perfönliche Erjcheinen einer Partei angeordnet und iſt die 
Partei am Erfcheinen durdy Krankheit verhindert, fo ift ein Termin an Ort 
und Stelle nach $ 219 erforderlih (RG. 28. Jan. 04, R63. 56, 357; hierdurch 
wird I. 2, 319 Ar. 3 aufgehoben). 

2, Rücdnahme früherer Behauptungen: J. 2, 319 Ar. 1; perfönliddes Er- 
ſcheinen vorm beauftragten Richter: Ar. 2. 


g 142. 


1. Macht das Gericht von der Befugnis des Abf. 3 Gebraud, fo ift die 
Beibringung der Überfegung Sade der Partei (Bf. des PrIM. 24. Sept. 03, 
Zfmittl JB. 15, 23). 

2. Reine Zwangsmaßregeln: 3.2, 319 Nr. 1; Verluſt niedergelegter Gegen- 
ftände: Wr. 2. 

8 145. 
Riteratur: f. I. 2, 319. 

Entiheidung über die Hauptforderung vor der über die Gegenforderung: 
3.1, 54 8 387 Nr. 8. 

8 146. 


Das Beitreiten der Baffivlegitimation feitens des Beklagten ijt kein felb- 
jtändiges Verteidigungsmittel und rechtfertigt nicht die abgefonderte Werhand- 
lung und Entjheidung über diefe Frage (OLG. Kiel 23. April 04, SchlHolftAnz. 
04, 214). 

8 147. 
Riteratur: [. J. 2, 319. 

Urteil fofort nad) Aufhebung der Verbindung: I. 2, 319 Ar. 1; Gebühren- 

berechnung: Ar. 2; Ausfegung der Kojtenfrage bei Öefamtihuldnern: Nr. 3. 


8 148, 


1. Iſt ein Teilurteil ergangen, jo kann bezüglid des nicht erledigten 
Teiles des NRectsjtreites das Verfahren nicht deshalb ausgefegt werden, weil 
es für den erkennenden Richter von Intereffe ift abzuwarten, ob feine Rechts— 
anficht, welche für den noch nicht erledigten Teil des Redtsitreites von ent- 
icheidender Bedeutung ift von der höheren Tnftanz gebilligt werden wird 
(OLG. Marienwerder 3. März 04, Recht 8, 315). 

2. Underweit eingeklagte Gegenforderung: J. 2, 320 Wr. 1; Woraus- 
fegung, Jdentität des Nechtsverhältniffes: Nr. 2; Beweisergebniffe: Nr. 3; Zu- 
läffigkeit des Rechtsweges: Nr. 4; neue Ladung nad Ausſetzung: Nr. 5; Er- 
ziehungsftreit: Ar. 6; Ausfegung im Urkundenprozeß: Nr. 7. 
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g 149. 


1. Für die Glaubhaftmadhung eines Betrugsverfuhs behufs Ausſetzung 
enügt nicht A Bezugnahme auf ftaatsanwaltichaftliche Akten (RG. 2. Tuli 04, 
W. 33, 412 

2, Ablehnung des Ausfeßungsantrags: J. 2, 320, 


8 156. 
Kein Recht der Partei auf Wiedereröffnung: I. 2, 320. 


8 157. 
Gewerbegerichtliches Werfahren: 3. 2, 320. 


8 160. 
Riteratur: |. 3.2, 320. 
1. Iſt der Widerruf des Vergleihs beim Prozeßgericht vereinbart, fo iſt 
ein Widerruf an Gegner gegenüber wirkungslos (OLG. Karlsruhe 21. Juni 04, 
BadRpr. 70, 271 
2. Ünmettsgmung ir für a a 3.2, 320 Ar. 1; Abſchluß des Ber- 
gleihs: Ar. 2 gl 8 
8 161. 


Nicht protokollierte Zeugenausfagen vor anders bejegtem Gericht: J. 2, 321 
— Geuffßl. 69, 368 — Seuff A. 59, 34 — GrudotsBeitr. 48, 391. 


8 163. 
Niederfchrift des Protokolls durch den Richter: J. 2, 321. 


8 164. 

1. Zu den Förmlichkeiten im Sinne von $ 164 gehört, wenn die Partei 
von dem Rechte in $ 137 Abſ. 4 Gebrauh madıt, die Angabe diefer Tatjache 
(RG. 8. Juli 04, JW. 33, 493). 

2. Zur Auslegung: 7. 2, 321. 


Zweiter Titel. Zuftellungen. 
I. Zuftellungen auf Betreiben der Barteien. 


Literatur: f. 3.2, 321. 5 166. 


„Zuftellung dur Gerichtsvollzieher, wenn Abſ. 2 Sat 2 nicht vorliegt: 
3.2, 321 Nr. 1; Verbot der Vermittlung des Gerichtsichreibers: Nr. 2. 


8 169. 


Der Gerichtsvollzieher ift lediglich zur Beicheinigung des Zeitpunktes 
der — verpflichtet; die Adreſſe des Zuſtellungsempfängers braucht er 
nicht zu beſtätigen (RG. 12. Dez. 03, IM. 33, 66 — Zfmittl IB. 15, 66). 

2. Angabe, wem zuauitellen: 7.2, 321. 


8 170, 

Literatur: J. bei $ 104. 

1. In welcher Form die Abjchrift zu beglaubigen ift, ift nicht vorgefchrieben. 
Es genügt, wenn fi auf der Abſchrift ein Vermerk des Anwalts befindet, 
der in formeller Weiſe die Übereinftimmung des Inhalts der Abfchrift mit 
dem Inhalte der Urkunde ausdrückt (DLG. Stuttgart 4. Febr. 04, DVG. 9, 92). 

2, Der Namensftempel genügt zur Beglaubigung der Abfehrift_ (Bayı 
DbL ©. 4. Juli 03, BayDpLG62. 4, 54: Seuffl. 59, 35; BauDbLG. 16. Okt. 03, 
BayObLG3. 4, 69%). Ebenio 3.2, 322 Ar. 7. 
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3. Fehlen des Vermerks „Beglaubigt“: 7.2, 321 Ar. 1; Terminsbeitim- 
mung nad Beglaubigung: Nr. 2; Fehlen des Namens des Unwalts: Wr. 3; 
Beglaubigung durch Gerichtsfchreiber: Nr. 4 u. 5; Beglaubigung der Termins: 
note: Wr. 6; Bollendung der Zuftellung: Nr. 8; Zuftellung einer Anlage: Wr. 9. 


8 171. 
Zuftellung an prozeßunfähige Partei: I. 2, 322 Nr.1; $ 271 56GB.: Nr. 2. 


8 172. 
Reine Zwangsvorfdrift: I. 2, 322. 


8 173, 
Gefamtprokura: 9. 2, 322. 


8 175 
Eheſcheidungsſachen: 7. 2, 322. 
8 176. 


1. Für Zuftellungen in Ungelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ift $ 176 3PO. nicht anwendbar (BayDbLG. 2. Jan. 04, Seuffü. 59, 253). 
— 4. M.: 7.2, 322 Nr. 2. 

2. Unrichtige Bezeichnung der Partei: J. 2, 322 Nr. 1. 


8 179. 


1. Iſt die Partei felbjt als Anwalt bei der höheren Inftanz zugelaffen, 
fo kann die Zuftellung an fie erfolgen (RG. 30. März 03, Grudotsßeitr. 
48, 393). 

2. Löſchung des erftinftanzlihen Anwalts: J. 2, 322 Nr. 1; Heilung eines 
Zuftellungsmangels: Nr. 2. 

8 181. 


1. „Erwadfen“ ift nicht gleichbedeutend mit volljährig; ſchon ein junger 
Mann von 15V2 Jahren kann unter Umftänden als erwacdfen angejehen 
werden (OLG. Dresden 6. Juli 03, SächſOLG. 25, 371). 

2. Bedienjtete: J. 2, 322 Ar. 1, 2 u.4; frühere Wohnung: ir. 3; Un- 

abe des Bedienfteten ohne Namensnennung: Nr. 5; Geihäftsfähigkeit des 
Adreſſaten: Wr. 6. ö 
& 188, 


Zuläffig ift die Zuftellung an den gemeinfamen Bureauvorfteher mehrerer 
nebeneinander als ee beitellter Anwälte unter Ilbergabe 
von nur einer Urteilsabſchrift (RG. 2. Okt. 03, JW. 32, 397). 


8 187. 

„Ladung“: 7. 2, 323. 
8 1%, 

Beicheinigung des Gerichtsvollztehers: I. 2, 323 Ar. 1; Abſ. 3: Nr. 2. 
8 191. 


1. Die unrichtige Bezeichnung der zu ladenden Berfon (Firma) in der Zu: 
ftellungsurkunde ſchadet dann nichts, wenn die Unrichtigkeit bei dem Ladungs- 
empfänger keinen Anlaß zu Zweifeln über den Adreſſaten hervorzurufen ge 
eignet iit (OLG. Dresden 21. Juli 03, SächſOLG. 25, 371). 

2. Die Zuftellungsurkunde muß die Ungabe enthalten, für wen zugeftellt 
werden foll; die Angabe, daß die Zuftellung im Auftrage des Bevollmädtigten 
geihehe, genügt nidt OLG. Roftok_1. Okt. 03, Mel. 22, 245 — Zfmittl JB. 
15, 886). Vgl. aber J. 2, 323 8 194 Nr. 1. 

3. Ungabe einer andern Perſon: J. 2, 323. 
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8 194. 
Riteratur: Etifele, Zu $ 14 Abf. 2 3PO., WürttT. 16, 139; f. ferner 3. 2, 3298. 

Nichtbenennung der betreibenden Bartei: I. 2, 323 Nr. 1; Beftätigung für 
wen: Wr. 2. 

8 195. 

Un Stelle des Poftboten kann auch der Verwalter der Poftagentur felbit 
die Zuftellung bewirken >. Marienwerder 27. Okt. 03, Ceuffl. 59, 242 = 
PoMScr. 7, 6 = DLG. 9, 93). 

8 198. 
Literatur: Jwand, Findet $ 198 3PO. auch im Grundbuchverkehr Anwendung? DI2. 9, 612, 

1. Wenn die Angabe des Datums mit dem wahren Sachverhalte nicht 
übereinjtimmt, das Zeugnis Des De er Dis alfo unrichtig ift, fo 
wird dadurch die Gültigkeit der Zuftellung nidt ausgeſchloſſen, dafern nur 
der wirkliche Tag der Ülbergabe des ehe Schriftſtücks an den Zu: 
ftellungsempfänger nachgewiefen wird (RG. 7. April 02, R63. 51, 136); deshalb 
darf der Gegenbeweis gegen die Nichtigkeit des Datums nicht abgeichnitten 
a De. 4. Juli 02, GruchotsBeitr. 47, 1153 = IM. 31, 419). — Abweichend: 

2, 323 

2. Die — der Vertretereigenſchaft iſt in dem Empfangsbekennt- 
nis des Vertreters nicht erforderlich (RG. 4. * 02, GruchotsBeitr. 47, 1153 
— IM. 31, 419; RO. 2. Febr. 04, IW. 33, 145 

3. Die von dem Anwalt erteilte — bei einer au 
jtellung von Anwalt zu Anwalt ſteht einer öffentlihen Urkunde glei (OXG 
KRolmar 1. Febr. 04, ElflotyNot3. 24, 76). 

4. Fehlen der Angabe des Tages: I. 2, 323 Nr. 2; Austellung der Emp— 
fangsbejcheinigung: Nr. 3. 

8 203. 

1. Die Beftimmung in $ 203 findet auch im Falle der Beibehaltung des 
Wohnfiges Anwendung, fofern die Partei von den Zuftellungsorganen nicht 
anzutreffen und eine Erfaßzuftellung nad 88 181 ff. ZPO. nicht ausführbar 
ift (OLG. Naumburg 16. Juni 03, Naumburg. 04, 4). 

2. Prüfung der örtlichen Zuftändigkeit? J. 2, 324. 


8 204. 
Befonderer Beichluß für jeden Zuftellungsakt: J. 2, 324. 


8 2085. 
Mangel eines Antrages: J. 2, 324. 


8 207. 


Literatur: Kuttner, Die Machſchrift bei der Zuftellung durch —— — des Gerichtsſchreibers, 
Se 32, 256; UÜdbam, Die Einreihung des Notfriftfchriftfages bei dem Gerichtsichreiber, 
. 32, 409. 


1. Die Ubgabe eines Schriftfages bei der Briefannahmeftelle des Gerichts 
und die Entgegennahme durd einen dort beichäftigten Beamten jtellt fich als 
eine Einreichung bei dem Gerichtsfchreiber dar (RG. 12. Dez. 03, RGBL. 15, 19). 
Ebenfo wird die Frift gewahrt, wenn der Schriftfag am leßten Tage der Frift 
dem Öerichtsichreiber nah Schluß der ——— in deſſen Wohnung über— 

* ne (RG. 26. Febr. 04, Recht 8, ElſLoth3. 29, 407) Bal. 

324 

2. Art = Zuftellung: 3. 2, 324 Wr. 1; Seilung der irrtümlich an die 
Partei ſelbſt erfolgten Zuſtellung: Ar. 2; Abf, 2 : Ar. 3. 

29* 
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I. Zuftellungen von Amts wegen. 
Literatur: F—, Aritifiche Betrachtungen über Zuftellungen von Amts wegen, Zfmittl IB. 15, 808. 
g 211. 
Mangel des Vermerks: J. 2, 324. 


& 212. 
Tag der Zuftellung: I. 2, 324 Ar. 1; Briefumfchlag und Vermerk: Wr. 2. 


Dritter Titel. Ladungen, Termine und Friften. 


g 214. 


1. Wenn die Ubnahme eines u beantragt ift, hat die Ladung 
zu dem deshalb anzuberaumenden Termine auf Verlangen einer Partei durch 
das Gericht zu erfolgen (OLG. Dresden 30. Tan. 03, SächſOLG. 25, 377). 

2. Ladung mit unrichtiger Terminsangabe iſt unwirkjfam; doch kann dieſer 
Mangel dur a. geheilt werden (OLG. Braunfhweig 23. Dkt. 03, DLGS. 
9, 94; ähnlich OLG. Jena 22. Jan. 04, Recht 8, 107). Vgl. 3. 2, 330 Nr. 13. 


8 216, 


Formgerechte Ladung: J. 2, 325 Nr. 1; Erfordernis der Ladung: Ur. 2; 
Unzuläffigkeit der Beſchwerde: Nr. 3. 


8 218, 
Unberaumung neuer Termine: J. 2, 325. 
8 219. 
j. oben $ 141 ir. 1. 
8 221. 


1. Unter einer richterlihen Frift ift eine folche zu verftehen, deren Dauer 
vom Nichter je nach Lage des einzelnen Falles fejtgejegt wird (OLG. Hamburg 
10. Zuni 04, HanſG3. 25 3. 246). 

2. Nicht von Amts wegen bewirkte Zuftellung: I. 2, 325. 


8 222, 

1. Mariä Himmelfahrt (15. Auguft) ift in konfeflionell gemifchten Orten 
Bayerns — aud) in der bayriſchen Pfalz — kein allgemeiner Feiertag (BayVGH. 
24. Upril 03, RegersE®. 24, 188 — BayB6H. 24, 479). 

2. vgl. $ 193 BGB. 

& 228, 


Einlaffungsfrijt: 3. 2, 325. 
8 227. 


Abſ. 2: J. 2, 325 Nr. 1; Beichwerde gegen Ablehnung der Vorverlegung 
eines Termins zuläffig: 3. 2, 325 Nr. 2. — U. M. Geſchwerde wegen Mb- 
lehnung einer Terminsverlegung unzuläffig): DLG. Darmftadt 15. Sept. 04, 
HeſſRſpr. 5, 114. 

8 228, 


Beichwerde: J. 2, 325. 


Vierter Titel. 


Folgen der Verfäumung, Wiedereinfegung in den vorigen Stand, 
Literatur: |. I. 2, 325. 
8 232. 


Die Berfäumnis des mit Vollmacht noch nicht verfehenen Armenanwalts 
iſt nicht als Verfehen eines Vertreters anzufehen (OLG. Dresden 3. Zuni 02, 
Buſchs3. 32, 354). 
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8 233. 
: n: Zu i i vori S 5 
u At, Ri A edereinfegung in den vorigen Stand gegen die Verfäumnis der Not 

1. Berfpätetes Gefuh um Bewilligung des Urmenredts in der Revifions- 
injtanz iſt nur dann Wiedereinfegungsgrund, wenn der Untragjteller auch bei 
Betätigung äußerfter — außerſtande Mn ift, fein Geſuch zu rechter 

eit einzureihen (RG. 17. Nov. 03, IM. 33, OLG. Kiel 9. Tan. 04, 

chlHolſt Anz. O4, 53). Doch enügt, daß das Sud fo zeitig eingebradyt wird, 
daß bei ordnungsmäßigemn eihäftsgange alle Maßnahmen getroffen werden 
können, die zur friftgemäßen Einlegung des Necdtsmittels erforderlich find 
(RG. 19. Nov. 03, JM. 33, 7). Ebenfo (auch RG.) J. 2, 326 Nr. 3—5. 

2. Würde auch die Beichwerde gegen die Ablehnung des Armenredits- 
gefuches keine Übhilfe gebracht haben, und würde die weitere Beſchwerde erft 
nach Ablauf der Friſt ans NReichgericht — ſein, ſo liegt unabwendbarer 
Zufall vor (RG. 10. März 04, SS. 33, 238 

3. Verſehen des Gerichtsichreibers ie die unabwendbarer Zufall anzu: 
fehen (OLG. Roftock 18. April 04, Meckl3. 23, 22; OLG. Darmftadt 10. Juni 04, 
Hefiffipr. 5, 109). 

4. Schuldhafte Unterlaffung des Anwalts ift kein unabwendbarer Zufall 
(OLG. Frankfurt 30. Jan. 02, FrankfRundid. 37, 84; OLG. Dresden 8. Jan. 04, 
Sähfor ©. 25, 471). Ebenfo 7.2, 326 Wr. 6. 

5. Gibt die Partei mittels eingefchriebenen Briefes einem auswärts 
wohnenden Anwalt Auftrag zur Berufungseinlegung, vergewiſſert fie ſich aber 
nit, ob der Anwalt den Auftrag annimmt, fo liegt kein unabwendbarer 
Zufalt vor, wenn der Anwalt die Einlegung der Berufung verfäumt (RG. 
13. April 04, DI3. 9, 649). 


6. Begriff des unabwendbaren Zufalls: 2, 325 Wr. 1; Berfehen des 


Geridhtsvollgiehers: Nr. 2 — IM. 30, 398 [RG 38); Berfhulden des Bureau- 
vorjtandes: Ar. 8; Einfprudh: Ar. 7 


8.234. 
1. Die MWiedereinfegungsfrift wird nicht durch Einreihung der mit dem 
— — eſuche verbundenen Berufun gene beim G©erichtsichreiber 
gewahrt (OLG. Marienwerder 12. Okt. 03, DL 


2. Ubf. 2: 3.2, 326 Nr. 1; Beginn der Frift: \r. 2 


8 235. 

1. Abſ. 1 feßt voraus, daß die Partei mit der Abergabe des zuzuftellenden 
Schriftftüks an den Gerichtsfchreiber alles getan hat, was fie zu tun hat, um 
die rechtzeitige Zuſtellung in der Notfrijt zu ermöglichen, und daß kein Ver— 
fhulden der Bartei oder ihres Proze bevollmädhtigten da ——— (RG. 
21. Mai 04, JW. 33, 412; DLG. Frankfurt 8. April 04, OLG. 9, 95) 


2. Verſchulden des Auftellungsbeamten: 3.2, 336 Nr. 1 Puchelts 3. 
35, 22 — ElſLoth3. 29, 193; Abhandenkommen der Verůfungsſchrift Nr. 2; 
unrichtige Bezeihnung des Prozekbevollmädtigen: Nr. 3. 


8 236. 

Erfcheint der Kläger im Termine nit und entzieht er fich fo die Mög- 
lichkeit, den Antrag nad Abf. 3 zu ftellen, fo ift dem fpäteren Antrag auf 
Miedereinfegung nicht ftattzugeben RG. 14. Mai 04, IM. 33, 388 — SächfArch. 
14, 627). 


8 238. 
Form der Entſcheidung: J. 2, 326. 
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Fünfter Teil. Unterbredung und Yusfegung des Verfahrens. 
Lireratur: j. I. 2, 327. 8 239 


1. Dem Tode einer phyſiſchen PVerfon find im Sinne der $$ 239, 246 3PO. 
die Fälle der Auflöfung einer juriftiihen Berfon jedenfalls dann gleichzuftellen, 
wenn dieſe Auflöfung eine —— BERN. ir Folge bat (RG. 25. Tan. 04, 
RG3. 56, 331 — Seuff A. 59, 472 — IM. 33, 119). 

2. Die Vorſchrift in Abf. 4 ſchließt an ſich ein Verſäumnisurteil dahin 
aus, daß das Verfahren aufgenommen ſei. Ein ſolches Verſäumnisurteil iſt 
ſjedoch dann zuläſſig, wenn ein Verſäumnisurteil zur Hauptſache nach Lage der 
Sache ausgeſchloſſen iſt ( RG. 30. Mai 04, PoſASchr. 7, 114). 

3. Tod der Beklagten vor Verkündung des Urteils: J. 2, 327 Nr. 1; Tod 
des Werfiherungsnehmers: Ar. 2 — Elfkoth3. 29, 209; Aufnahme gegen alle 
Redtsnadfolger: Wr. 3. 

8 240. 


Literatur: ſ. 3.2, 327. 

1. Der Konkursverwalter hat nicht das Recht zur Aufnahme eines Rechts— 
jtreites, in weldem von dem mit der Klage abgewiefenen Gläubiger Berufung 
eingelegt worden und fodann infolge der Konkurseröffnung Unterbrecgung 
eingetreten ijt, wenn der Gläubiger feine Forderung nicht angemeldet bat 
(OLG. Dresden 30. Jan. 03, SächſOLG. 25, 547). 

2. Entſcheidung über Einwendungen des ——— J. 2, 327 
Nr. 1; nicht die Maſſe betreffender Rechtsſtreit: Nr. 2 u. : Zwangsvergleich: 
Nr. 4 — GrucdotsBeitr. 48, 120; Zwangsvollitrekung: He. 5; Anſpruch auf 
Herausgabe von Handelsbücern: Nr. 6; Nachlaßkonkurs: Ar. 7; Aufhebung 
des Ronkurfes: Ar. 8. 

8 244. 


1. Stirbt der Anwalt vor Zuftellung, aber nach Einreihun F Reviſions— 

ſchrift. fo wird das Verfahren durch feinen Tod unterbrochen (RG. 16. Mai 04, 
IM. 33, 363). 

2. Troß des Megfalls des einen Prozekbevollmäcdtigten zwiichen Ver— 
kündung und Zuftellung des Urteils ift die an den Vertreter der andern 
Partei erfolgte Zuftellung gültig (OLG. Königsberg 21. Dez. 03, PoMScr. 

?). 


ar 8 246, 


1. Dur den nad geſchehener Da ung des Berufungsurteils ein- 
getretenen Tod des Beklagten wird das Verfahren unterbroden (RG.28. März 04, 
PoſMSchr. 7, 58). — U. M.: 7.2, 328 Nr. 

2. Tod der Partei vor Verkündung: J. 2, 328 Ar. 1; Verluſt der Partei— 
fähigkeit: Nr. 3; Zeitpunkt des Ausiegungsantrags: Nr. 4; Erklärung des 
Erben: Nr.5; Fortfegung des Prozefles: Ar.6; Beitellung eines Bevollmächtigten: 


Nr. 7. 
8 249. 
Verzicht —* $ 295: J. 2, 328 Ar. 1; Abſ. 2: Nr. 2; Anderung der Geſetz— 
gebung: Ar. 3 8 250 


Erklärung in der mündlichen Verhandlung: 7.2, 328. 


8 251. 


1. Gegen einen Beſchluß des —— der das Ruhen der Sache aus— 
ſpricht, iſt die Beſchwerde zulaſſig (OLG. Hamburg 26. Mai 04, HanfG3. 25 
3.178). Vgl. J. 2, 328 Nr. 

2. Vereinbarter —2 J. 2, 328 Nr. 1. 


8 252, 
Ablehnung der Eidesabnahme: J. 2, 329 Ar. 1; Ablehnung des Ausfegung: 
2 


Ar 
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Zweites Buch. Perfahren in erfier Inftanı. 


Literatur: ſ. I. 2, 329. 


Erjter Abſchnitt. Werfahren vor den Landgericdhten. 


Erfter Titel. Verfahren bis zum Urteil. 


Literatur: Wah, Der —84. Buſchs3. 32, 1; Kohler, Der foge enannte Rechts» 
—— 3 Buſchs 3. 33, 211 ellner, = Behandlung fogenannter Eventualanträge, 


Seu 69, 493. 
8 253. 


Literatur: Pignol, Bezeichnung und Ausweis der gefeglihen Vertreter der Parteien im Zivll- 
prozejle, Recht 8, 162; dazu Schneider, Recht 8, 491; f. ferner J. 2, 329 


1. Wenn nad Rlagzuftellung . eine dritte Berjon in den vrozeß als Kläger 
neu eintritt, ſo kann ſie an die Stelle des bisherigen Klägers oder neben 
diefen treten (RG. 6. Juni 04, IW. 33, 451). Val. J. 2, 329 Nr. 5—8, ſowie 
unter 8 264 Ar. 2. 

2. Bedingte Rlagerhebung: 7.2, 329 Ar. 1; verftorbener Kläger: ir. 2 
Bezeichnung der Parteien: Nr. 3; Firma: Nr. 4; unrichtige Parteibezeichnung, 
Heilung des Mangels, Eintritt einer neuen Partei: Nr. 5—8; Beltimmtheit 
des Antrags: Ar. 9 u. 12; Bezeihnung des Anſpruchs: Ar. 10 u. 11; un 
richtiger Termin: Ar. 13 u. 14; vgl. oben $ 214 Wir. 2. 


8 254. 

1. Es ift unzuläffig, mit dem Urteil auf Rechnungsbelegun ges Verurteilung 
zur Herausgabe des nad der Rechnung Geldulbeten dem Grunde nad aus— 
—— (RG. 28. Okt. 03, IW. 32, 432 — RG3. 56, 116). Ebenſo J. 
2, 330 Ar. 2. 

2. Der Anſpruch auf Herausgabe tft nicht auf dasjenige befchränkt, was 
der Beklagte nad der von ihm gelegten Rechnung ſchuldig zu fein zugibt; 
vielmehr kann der Kläger alles fordern, was er feiner Meinung nad „aus 
an zugrunde liegenden Redtsverhältnis‘ zu fordern hat (RG. 21. Nov. 03, 

33, 67 


3. Anwendung des 8 254: J. 2, 330 Nr. 1. 


8 255. 
Borausfegung: J. 2, 330. 
8 256. 


1. Unter dem Ausdruck „rechtliches Intereffe‘ ift jedes Intereffe begriffen, 
auch das ökonomiſche Intereffe zu wiffen, woran man in Anfehung eines ge- 
willen Rechtsverhältniffes fei, um fein Verhalten danach einzurichten. Auch 
das ntereffe, Prozeffe abzufchneiden, die en zu vereinfachen, 
Koiten zu erjparen, Deo hierher (RG. 16. 04, ZW. 33, 388). Ebenfo 
J. 2, 330 Ar. 2, 7 u. 

2. Eine Kerflellungsklage über ein nicht zwifchen den Parteien felbft be- 
ftehendes Redhtsverhältnis ift, wenn überhaupt, nur zuläffig, wenn die klagende 
— an der Feſtſtellung gerade dem Beklagten gegenüber ein rechtliches 

nterefje hat (RG. 7. Okt. 03, SeuffA. 59, 114). 

3. Eine Seitftellungsklage ift im allgemeinen aud dann zuläffig, wenn 
die Vorausfegungen für eine Klage nad $ 259 vorliegen würden (OLG. 
— 23. April 04, Seuff A. 59, 418). Bat. J. 2, 331 Ar. 11. 

urch die im Rechtsſtreit abgegebene Erklärung des Beklagten, ben er 
den Behauptungen des Klägers nicht weiter entgegentrete, wird die Feſt— 
— ———— nicht erledigt, wenn trotz der Erklärung die Gefährdung des 
Rechts des Klägers fortbeſteht GayObeG. 2. Tan. 04, BayObLG3. 5, 8). 

5. Das Intereffe an alsbaldiger Feititellung liegt vor, wenn das zu er- 
wartende Urteil die Grundlage für weitere Schädenanfprüde bildet (RG. 
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23. Dez. 03, Hani63. 25 B. 192). Werurteilung zum Scadenserfag ohne 
Summenangabe ijt zuläffig, wenn es fi nur um deffen Feititellung handelt 
(RG. 8. Upril 04, IW. 33, 296). 

6. Bei Prüfung der Zuläffigkeit der Feitftellungsklage ift die Zeit der 
Klagerhebung als maßgebend anzufehen (OLG. Karlsruhe 16. Juni 03, 
BadRpr. 70, 49). Bol. I. 2, 331 Nr. 12. 

7. Ein durch einen Unfall dauernd an der Gefundheit aefhädigter Be- 
amter kann, felbit wenn er zurzeit noch fein volles Gehalt bezieht, mit 
Rückficht auf die ihm beim Eintritte der künftigen Folgen des Unfalls drohende 
Penftonierung auf Feltitellung der Erfaßpflicht des Urhebers des Schadens 
klagen (OLG. Kolmar 20. Mai 04, Recht 8, 452). 

8. Eine Klage, die lediglich die Feititellung eines Schadenserſatzanſpruchs 
begehrt, obne Angabe über die Höhe zu machen, bedarf einer befonderen Be— 
gründung ihrer Autäffigkeit (RG. 22. Dez. 03, Pudelts3. 35, 262), Val. 7. 
2, 331 Nr. 10, 

9. Prüfung von Amts wegen: J. 2, 330 Nr. 1, ebenfo RG. 7. Juli 04, 
IM. 33, 490; Beamte: Ar. 3 u. 4; Vorliegen eines Entlaffungsgrundes: Ar. 5; 
8 146 RD.: Wr. 6; Ausftattung: Ar. 9; Entitehen eines Recdtsverhältniffes: 
Nr. 9 Saß. 2; Verhältnis zur Leiftungsklage: Nr. 11 u. 12; Nichtbejtehen einer 
Forderung: Ar. 13; Abweifung der negativen Forderungsklage: Nr. 14. 


8 257. 
Literatur: f. bei $ 592 ſowie 3. 2, 331. 
Nicht von Gegenleiftung abhängige Forderung: I. 2, 331 Nr. 1; Wechfel- 
klage: Ar. 2. 
8 258. 


1. Eine Klage wegen der künftigen Leiftungen ift nad) $ 258 nur zuläffig, 
wenn gleichzeitig eine fhon fällige Nate eingeklagt wird (OLG. Hamburg 
18. März 04, Hani63. 25 B. 166). 

2, Mietzinfen: I. 2, 332. 

8 259. 
Literatur: ſ. J. 2, 392. 

1. Die Beftimmung des $ 259 gilt auch für Anfprücde, die von einer erit 
nad dem Urteil eintretenden t Bedingung abhängen (RG. 30. März 03, 
ÖruhotsBeitr. 47, 1083). Ebenfo RG. in 7.2, 332 Nr. 3 = Seuffl. 59, 420. 

2. Ebenfo ift $ 259 anwendbar, wenn der Anfprud erft Durch ein Rünftiges 
Ereignis zur Entjtehung gelangt, 3. B. Rlage auf Ausftattung vor der Ehe- 
ihließung (RG. 16. Mai 04, DI3. 9, 813). Val. I. 2, 331 Ar. 9. 

8, Der Umijtand, daß der Beklagte Er sunfähig gewefen, rechtfertigt 
allein noch nicht die Klage aus $ 259 (OLG. —— 23. Sept. 03, Recht 
8, 608). 

4. Unter Umftänden kann die in $ 259 gedachte Beforgnis gerechtfertigt 
fein, wenn der Mieter die eingebradten Saden aus den Mieträumen weg- 
Ihafft (OLG. Hamburg 9. April 04, OLG. 9, 99). 

5. Mechfelihuldner: 3. 2, 332 Ar. 1; „ſich entziehen": Ar. 2. 


8 260. 
Enteignungsentihädigung: I. 2, 332. 
8 261. 
Literatur: ſ. I. 2, 332, 
8 263. 


1. Die Einrede der Rechtshängigkeit erfordert Identität der Streitſache 
und insbefondere Identität des den Gegenitand des Redtsitreits bildenden 
Anſpruchs (RG. 24. Febr. 02, R63. 50, 416 — SeuffA. 58, 419; RG. 27. Sept. 02, 
GrudotsBeitr. 48, 122; OLG. Dresden 26. Sept. 03, DLG. 9, 99). 
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2. Die Einrede der NRecdtshängigkeit ift nicht begründet, wenn wegen 

desjelben Anſpruchs in dem einen Frozeh die Leiftungs:, im andern die 

— —— erhoben wird (RG. 8. April 04, IW. 33, 260). Vgl. J. 2, 333 
r. 10. 


3. Es genügt für die Einrede der NRecdtshängigkeit nit, daß eine in 
bejtimmtem Sinne ausfallende Entiheidung des — * dem ſpäteren 
entgegenfteht (OLG. Braunſchweig 11. Dez. 03, OLG. 9, 100). 

4. Aus der Klage auf Löſchung der vorgemerkten Unternehmerhypothek 
kann keine Redtshängigkeit für die Klage auf Zahlung des Werklohns her— 
geleitet werden (OLG. Bamberg 28. Nov. 03, SeuffXl. 59, 287). 


5. Die Einrede der Redtshängigkeit ift nicht begründet, wenn in einem 
Prozeß auf Ausftellung einer Quittung über erfolgte Zahlung, im andern 
auf negative fFeitjtellung geklagt wird (OGH. Wien 16. Febr. O4, Gas. 48, 323). 

6. Klage gegen offene ee 3.2, 332 Ar. 1u.2; Ausland: 
Nr. 3, ebenfo OLG. Darmitadt 9. Okt. 03, Hefiffpr. 5, 41; Umfang der Ein- 
rede derRechtshängigkeit: Air. 4; negativedypothekenfeititellungsklage: Ar.5u.6; 
Mechlelklage: Ar. 7 u. 9; Herausgabe des Wechſels und Zahlung: Ar. 8; 
Aufrehnung: Ar. 11; Entihädigung nad Haftpfl®.: Ar. 12; Heilung der Un- 
zuftändigkeit: Ar. 13. 

8 264. 


1. Bei dinglihen Klagen ift der befondere Erwerbsgrund des dinglichen 
Rechts Klaggrund (OLG. Karlsruhe 22. Jan. 04, BadRpr. 70, 90). 

2. Wird die Klage unter dem Namen eines Einzelkaufmanns erhoben 
und im Laufe der erjten Inftanz eine offene Handelsgefellfhaft als Klägerin 
bezeichnet, fo liegt keine Klagänderung vor (OLG. Marienwerder 10. Mai 04, 
PormlSgr. 7,128). Bol. 3.2, 329 Ar. 4—8. 

3. Übergangszeit: 3. 2, 333 Nr. 1; Teftament, Vertrag: Nr. 2; Ein- 
beziehung neuer Streitgenoffen: Ar. 3; Abweifung der abgeänderten Klage: 
Nr. 4; Unerkenntnis: Nr. 5. Wal. auch $ 268. 


8 265. 
Biteratur: Schneider: Aberweiſung einer eingeklagten Forberung in der Zwangsvollftreckung, 
Recht 8, 489; f. ferner J. 2, 338. 

1. Die Abtretung des Anſpruchs liegt nicht nur dann vor, wenn die Aber— 
tragung der Forderung auf einen neuen Gläubiger der unmittelbare Gegen- 
ſtand des Vertrages ift, fondern aud dann, wenn der Übergang des Un: 
ſpruches auf den andern die notwendige NRedtsfolge eines andern vom 
Gläubiger abgejchloffenen Redtsgeihäftes ift. Die Veräußerung des Miets— 
grundſtückes jchließt darum die Mietforderung an den Erwerber des Grund- 
jtückes in fi (R®. 21. Sept. 03, R63. 55, 293). 

2, Nach Abf. 2 Sa 1 find bei Beurteilung des materiellen Redtsverhält- 
niffes nicht die zur Zeit des Urteils, fondern die zur Zeit der Veräußerung 
vorhandenen tatfächlichen und redhtlihen Borausfegungen zugrunde zu legen 
(RG. 18. Dez. 03, RE3. 56, 243 = DI2. 9, 314 = Schiſvolſt Anz. 04, 198). 

3. Durch $ 265 wird nur in rein prozeffualer Beziehung der Veräußerung 
oder Abtretung jede Einwirkung auf die anhängige Streitfahe entzogen, 
während die fonftigen materiellen Rechtsfolgen ungehindert eintreten (RG. 
11. Jan. 04, R62. 56, 301). 

4. Ubf. 2 findet auf das MWiederaufnahmeverfahren, wenn die Abtretung 
des ftreitigen Anſpruchs vor Anhängigmachung des leßteren erfolgt, keine An— 
wendung (RG. 236. März 04, RG3. 57, 285). 

5. Nach Ausbringung eines Zahlungsbefehles feitens des Zedenten ift die 
Klage des Zefftionars unzuläffig (RO. 2. Mai 04, DI3. 9, 813 — JW. 33, 389). 

6. Dffene Handelsgefellfchaft: I. 2, 333 Nr. 1 u. 2; notwendige Streit- 
genoffen: Ar. 3; bedingtes Endurteil: Ar. 4; zur Anwendung von Abſ. 2u.3: Ar. 5. 
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8 266. 
Riteratur: Jſ. J. 2, 334. 
Gemeinderechte Öffentlichredhtliher Natur: I. 2, 334. 


8 268, 
Literatur: ſ. I. 2, 334. 

1. Wird eine Gefellfhaft verklagt, fo ftellt fih die nachträgliche Namhaft— 
machung der Gefellfchaftsmitglieder nicht als Rlagänderung, fondern als Klag- 
verbeiferung dar (KG. 7. April 03, Gruchots®Beitr. 47, 1160). Ebenfo 3. 2, 334 
Ar. 2 u. 3. 

2. Der Übergang von der Feſtſtellungs- zur Leiftungsklage enthält Reine 
Alagänderung (RG. 28. Nov. 01, GruchotsBeitr. 47, 1174) 


3. Der Übergang vom Antrag auf fofortige Leiftung zu dem auf künftige 
enthält keine Rlagänderung (OLG®. Darmftadt 14. Juli 03, Seuffll. 59, 473). 


4. GStüßt der klagende Ehemann die Klage zunädft auf ein perfönliches 
Recht, dann auf fein ehemännliches Verwaltungsredt, jo liegt Rlagänderung 
vor (OLG. Darmijtadt 22. April 04, HeſſRſpr. 5, 70). 

5. Es tit Rlagänderung, wenn der Kläger zunädft im eigenen Namen 
— dann aber erklärt, im Namen eines andern zu handeln (RG. 6. Juni 04, 
IM. 33, 452). 

6. Im Übergehen von der Wandlungs: zur Minderungsklage liegt Klag- 
änderung (BayDbL®. 2. Dez. 03, BayOblG63. 4, 870). 

7. Rlaggrund: J. 2, 334 Nr. 1; Anfehtung — Wandlung: Ar. 4; Heraus- 
— — Anfechtung: Nr. 5; Herausgabe — Duldung der Zwangsvollſtreckung: 

r. 6; Ronkursforderung: Wr. 7; — — Nr. 8; Anfechtung im 
Konkurs: Ar. 9 u. 10; Vertragserfüllung, $ 325 BOB. Nr. 11; Auflaffung — 
Berichtigung: Nr. 12; 8 2068 — 8 260 BGEB.: Nr. 13; Bergſchäden: Ar. 14 u. 15. 


8 269. 

1. Auch wenn fi der Beklagte deffen nicht bewußt ift, daß es fich um 
eine KRlagänderung handelt, Ar er durch Einlaffung in die abgeänderte 
Klage in die Anderung (BayDbLo®. 17. Okt. 03, BayOblG63. 4, 707). 

2. Anwendung auf $ 529 Abſ. 2: J. 2, 335. 


8 270. 


1. Tritt eine neue Perfon als Kläger in den Prozeß ein, und nimmt das 
Gericht an, daß darin keine Klagänderung liege, fo ijt die Enticheidung doch 
infoweit anfechtbar, als nicht feitgeftellt wird, ob der neue Kläger an Stelle 
des alten oder neben diejen getreten ift (RG. 6. Juni 04, FW. 33, 451). Ebenfo 
bei Einführung einer neuen Forderung: J. 2, 335 Nr. 2, 

2. Welche Entiheidung unanfehtbar? 3. 2, 335 Ar. 1; Tragweite des 
8 270: Ar. 3 u. 4. 


g 271. 
Literatur: I]. I. 2, 336. 

1. Abf. 3 findet Anwendung, wenn der Kläger nicht ausdrücklich, aber 
tatfächlicy die Klage zurüdnimmt, indem er den Hauptanfprudh für erledigt 
erklärt OLG. Stuttgart 11. März 03, WürttT. 15, 352; ebenfo RG. 9. Zuli 84, 
RG3. 15, 424). 

2. Erklärt aber der Kläger, daß er den Hauptanfprud nicht mehr ver- 
folge, fondern nur feinen Antrag in betreff der Koſten aufredhterhalte, fo Liegt 
keine Klagrüknahme im Sinne von $ 271 vor (OLG. Kiel 21. April 04, 
SchlHolſt Anz. 04, 215). R 

. Der die Klage zurücnehmende Kläger bat auch die Roften der Meben- 
intervention zu tragen, wenn der Nebenintervenient dem Beklagten beigetreten 
war (RG. 2. Juli 04, IW. 33, 492). 
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4. Bereinbarung, die Klage zurückzunehmen: %. 2, 336 Air. 1 u. 2; prozeß: 
unfähiger Beklagter: Ar. 3; Rücknahme nad Zuftellung des Urteils: Ar. 4; 
mangelnde Sicherheit für die Koften: Nr. 5; Rücknahme auf Grund Vergleichs: 
3 309 Ar. 3 u. 4. 


8 274. 


1. Es kommt auf das Weſen der betreffenden Einrede an; ob der fie vor- 
bringende Beklagte auf Grund ihrer die Verhandlung zur Hauptfadhe ver- 
weigert, iſt gleihgültig. Der Verluft beim Nichtvorbringen iſt endgültig für 
alle Inſtanzen (RG. 16. Mai 04, IW. 33, 390). 

2. Die Vorfchrift in Abf. 1 u. 3 ift eine foldhe, auf deren Beobadtung die 
— wirkſam verzichten kann (RG. 18. Mai 04, IW. 33, 414 — FrankfKundſch. 
38, 71; DLG. Frankfurt 2. Dez. 03, OSG. 9, 101). 

3. Bei dem Antrag auf Verweiung einer Klage von der Rammer für 
Handelsfahen an die Zivilkammer und umgekehrt handelt es ſich nit um 
eine * eßhindernde Einrede (OLG. Karlsruhe 13. Juli 03, BadRpr. 69, 323). 

ie Sciedsgeridhtsklaufel in allgemeinen Geichäftsbedingungen be- 
yügtieh abzufchließender Börfenterminsgefhhäfte tft nur gültig, wenn * Haupt⸗ 
geihäft Ping ift (die unter Ar. 2 mitgeteilte Enticheidung des RG 
inrede nad Ziff. 6 ift aud gegenüber der erklage egeben, 
Sun. 39 Bei auch die nicht freiwillige Rücknahme der Klage (RG. 7 ah 04, 
14). 

F —* die uneheliche Mutter im Namen des Kindes auf Alimente ge— 
klagt, ohne dazu legitimiert zu ſein, ſo — wenn nachher das Kind im 
eigenen Namen klagt, die Einrede aus Ziff. 6 nicht erhoben werden (RG. 
3. Okt. 04, IM. 33, 556). 

7. Der Einwand der mangelnden Baffivlegitimation iſt keine prozeß- 
hindernde Einrede, jondern ein Leugnen des Rlaggrundes (OLG. Kiel 10. Nov. 03, 
a erg 04, 10). 

ee Ziff. 2 vol. die zu $ 13 GVO. abgedructen Entfcheidungen. 

. Nachweis der Rompetenztatfadhen: I. 2, 336 Nr. 1; örtliche — fachliche 
Unzuftändigkeit: Ar. 2; Schiedsvertrag: Ar. 3—6; Redhtshängigkeit, Ausland: 
Nr. 7—9; mangelnde "Rofteneritattung: Nr. 10, 11 u. 13; nicht vorhandene 
Partei: Ar. 12. 


8 275. 


1. Die Zuläffigkeit des Nechtsmittels hängt von der Bedeutung ab, die 
nad dem Inhalte des Urteils das erkennende Gericht feiner Entjcheidung 
felbjt beile RO. 11. Febr. 04, IM. 33, 178; RG. 30. Sept. 02, GrudotsBeitr. 
48, 124). Bat. 3 J. 2, 337 Wr. 1. 

2. Die 5—3435 über das Begehren, daß zur Hauptſache verhandelt 
werde, erfordert gleichfalls eine mündliche Verhandlung. Im Falle des 8 275 
Abſ. 2 ift gegen die Üblehnung des Antrags, Verhandlung zur Hauptfadhe an— 
zuordnen, die Beſchwerde ftets unzuläffig (RG. 6. Mai 04, IM. 33, 387 — 
R62. 57, 416). 

3. Iſt zunädft Verhandlung zur Hauptfadhe nad Abf. 2 angeordnet, fo ift 

Baer den dieſe eg ei wen — Beſchluß Beſchwerde zuläſſig 

DVG. Kaſſel 19. Nov. 03 ©. 

4. Die Rechtskraft eines —— ſchließt die Anfechtung des 
a gar über die Zuftändigkeit aus (RG. 14. aa 04, DL. 9 9, 135). 

Zwifchenurteil nah $ 303 und nad) $ 275: 5. 2, 337 Ar. 2 2; Gebunden- 
beit = Geridts: Nr. 3. 


8 278. 

Mird im Termin zur Verhandlung über einen Wiedereinfeßungsantrag 
gegen Verfäumung der Einfprudsfrift der Antrag verworfen, fo ift Erhebung 
333 Widerklage in dieſem Termin unzuläſſig (OLG. Stuttgart 3. Juli 03, 

9, 78). 
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8 279. 
Miderklage: I. 2, 337. 

8 280. 
Zwifchenurteil nad $ 303: I. 2, 337. 

8 285. 
vgl. oben $ 161. 

8 286. 


Literatur: |. 3. 2, 397. 2 
1. Das Gericht darf das Vorbringen einer Bartei niht durch einen Ein- 
wand ergänzen, den fie nicht vorgebradjt hat (BayObLG. 9. Febr. 04, Recht 8, 195). 
2. Beitätigt der Parteivertreter das Vorbringen der Partei aus eigener 
Mahrnehmung, jo kann das Gericht das Worbringen als wahr eradjten, ohne 
den Vertreter als Zeugen zu vernehmen (RG. 29. Juni 04, IW. 33, 538). 

3. Die Vernehbmung von Zeugen darf nicht deshalb unterbleiben, weil es 
nicht zu erwarten fei, daß durch fie der unter Beweis gejtellte Worgang dar: 
getan werde (RG. 4. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 335). Ebenfo J. 2, 338 Fr. 7—10. 

4. Begründung: 3. 2, 337 Ar. 1 u. 2; mangelnde Überzeugung: ir. 3; 
Strafverfahren: Nr. 4; Beweggründe: ir. 5; — Nr. 6; Gegenbeweis: 
Nr. 11; Feititellung: Nr. 12; Nachprüfung in der Revifionsinftanz: Ar. 13; 
beauftragter Richter: Ar. 14; beftrittene Behauptung: Ar. 15. 


8 287, 
Literatur: Iſay, Schadenserfag und Buße im Spftem des deutſchen gewerblihen Rechtsſchutzes, 
GewRſchutz 9, 25. 

1. Bei einem Schadenserfaganfprud auf Grund des Haftpfl®. ift für die 
Feitftellung des Wermögensnadteils der Erwerb zur Zeit des Unfalls maß- 
aebend. Eine Verminderung ift vom Haftpflichtigen nachzuweiſen (RG. 3.Nlov.03, 
Eifenb®. 20, 26). 

2. Bei einem Darlehnsanipruh kann eine Schäßung in Anſehung der 
Höhe niemals in Frage kommen (RG. 11. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 141). 

3. Feitjtellung, ob Schaden entitanden: J. 2, 338 Ar. 1; Revifion: Wr. 2; 
Schwierigkeit der Shäßung: Nr. 3; Fragerecht: Ar. 4; Wert herauszugebender 
Gegenftände: Wr. 5; — — Nr. 6; Deckungskauf: Nr. 7; mehrere 
Beklagte als Gefamtihuldner: Ar. 8 u. 9; Enteignungsfälle: Ar. 10; Berg— 
werksbetrieb: Ar. 11. 

8 288, 


Literatur: ſ. I. 2, 339. 

„Zugeſtehen“: 5.2, 339 Ar. 1; „nicht beftreiten wollen“: Nr. 2 — DT3, 
9, 415; Widerruf von Behauptungen: Ar. 3; Berichtigungsverfahren: ir. 4; 
Tatſachenzugeſtändnis: Ar. 5; vgl. oben $ 138. 


8 289, 
Beweistegel: 3. 2, 340. 
8 2%, 
Literatur: [. I. 2, 340. 
Literatur: |. $ 16 BGB. 5 202. 
„Gefeß“: 3.2, 340. 
8 293 


1. Das Gericht hat die ihm zu Gebote ftehenden Erkenntnisquellen von 
Amts wegen zu benußen, um ſich über das in feinem Bezirk in Geltung ge- 
wefene Recht zu vergewilfern (BayDpL6. 24. Okt. 03, SeuffA. 59, 80). 

2, Freiwillige Gerichtsbarkeit: I. 2, 340. 


8 294, 
Eidesjtattlihe Verſicherung: J. 2, 340. 
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8 295. 
Verluſt auch materiell: J 2, 340 Ar. 1; Nichtvereidung von Zeugen: Nr. 2; 
mangelnde Schriftform der Klage: Wr. 3. 
8 299. 


1. Ein Redt, auch von den Beiakten Einfiht zu nehmen, haben die 
Parteien nicht (RG. 9. Dez. 03, IJW. 33, 67 — Zfmittl IB. 15, 199). Abweichend: 
J. 2, 341 Wr. 3. 

2. Die vom en überreichten Handakten gehören nicht zu den Prozeß— 
— des 8 299 wo. (RG. 21. April 04, OLG. 9, 103), 

Bollmadt: 3.2, 340 Ar. 1; Adfchrift des Armenredtsgefuches: Nr. 2; 
—— Nr. 4; Information für andere Prozeſſe: Nr. 5; Akten— 
mitnahme in die Wohnung: Wr. 6. 


Zweiter Titel. Urteil. 


& 301. 


1. Für die Frage der Entiheidungsreife ijt die zur Zeit der Urteilsfällung 
5* Lage der Wagt entſcheidend (OLG. Karlsruhe 29. März 04, BadRpr. 
70, 235). 

2. Urteil auf Zahlung abzüglich eines —— Betrags: J. 2, 341 
Nr. 1 u.3; noch nähere Individualifierung: rt. 2; Eventualantrag: Nr. 4; 
Teil des Anfpruchs ohne Beweis: Wr. 5; — über den dinglichen An- 
ſpruch: Ar. 6; Teilurteile in Eheſachen: Ar. 7 u. 9; Widerklage: Nr. 8; Koſten— 
entfcheidung: Ar. 10; Zeilurteil in der Berufung: Ar. 11. 


Literatur: ſ. I. 2, 342. 8 302. 
1. Das Vorbehaltsurteil ift nur bis zum Betrage der Gegenforderung 
zulaig (RG. 16. März 04, IM. 33, 260 — RG3. 57, 268). 
Rechtlicher Aufammenbang: 2.2, 342 Ar. 4 — SeuffBl. 69, 92; Vor— 
— Nr. 1; vollſtreckbares Urteil: Ar. 2; kein Teilurteil im Nachverfahren: 
Ar. 3; Berufung gegen Teilurteil: Ar. 5. 


8 303. 

1. Es erſcheint zuläſſig, den Klagantrag vorbehältlich der Entſcheidung 
über die Verjährungseinrede für begründet zu erklären (OLG. Hamburg 
17. Mai 04, HanſG3. 25 B. 196). 

2, Nah Erlaß des Zwilchenurteils keine weitere Feititellung: 7.2, 342 
Nr. 1; Inhalt des Urteils: Nr. 2; ebenfo RG. 30. Jan. 04, IM. 33, 180; in- 
korrektes a Nr. 3; oftenfeftfegung:; Nr.4; Aufrehnung: Nr. 5 und 

3.2, 343 $ 10 RD.: 3.2, 342 Nr. 6 = R62. 54, 120. 


8 304. 

1. Das Zwifchenurteil nad $ 304 hat keine Verurteilung des Beklagten 
zu enthalten, fondern lediglich den Klaganiprud dem Grunde nad) für gerecht: 
fertigt zu erklären (RG. 14. Jan. 04, SächſArch. 14, 498). 

2. Ein Urteil kann nicht gleichzeitig als Zwifchenurteil im Sinne des 
$ 304 und als Vorbehaltsurteil im Sinne des $ 302 3PO. erlaffen werden 
(OLG. Stuttgart 1. Mai 02, WürttT. 15, 353). 

3. Iſt die Entiheidung über die Aufrechnungseinrede nad $ 302 vor- 
behalten worden, jo kann über den Grund des Ausipruchs nad) $ 304 ent- 
ichieden werden (RG. 7. Nov. 03, IW. 33, 39); ſonſt iſt das RE zuläffig (RO. 
27. Okt. 02, Gruchots®Beitr. 47, 1162). Vgl. 3.2, 343 Ar. 2 u. 

4. Die Erhebung eines Einwandes iſt kein Anſpruch im Sinne des 8 304. 
Wird über den Grund des Einwandes vorab entfchieden, jo liegt eine Ent- 


Literatur: ſ. 3.2, 341. 
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ſcheidung nad $ 303, nicht nach $ 304 vor (RG. 23. Wärz 04, IM. 33, 296). 
Dal. T. 2, 343 Nr. 4. 

5. Die Anſprüche zweier Kläger können dem Grunde nah nur feftgeftellt 
werden, wenn fejtiteht, was jeder von ihnen fordert (RG. 5. Mai 04, IM. 
33, 357). 

6. Zuläffig ift die Entiheidung über den Grund des Anſpruchs, wenn 
feititeht, daß der Beklagte an dem Schaden zu einem Teil fchuld ijt, im übrigen 
aber auch andere Perfonen in Frage kommen (RG. 22. April 03, Gruchots Beitr. 
47, 1167). 

7. Bei der Worabenticheidung über den Grund ift die Frage der An— 
wendung des $ 254 BGB. mit zu entfcheiden (RG. 26. Febr. 04, IW. 33, 211). 
Bol. J. 2, 343 Nr. 14. 

8. Eine Vorabentfheidung nach 8 304 ift nur zuläffig, wenn Grund und 
Betrag ftreitig find (RG. 4. Juni 04, HanſG3. 25 H. 258). 

9. In der Vorabentfheidung über den Grund des Anfpruds kann aud 
mit rechtlicher Wirkung zum Ausdruck gebracht werden, nad welden Geſichts— 
punkten der Anfprud, insbefondere ein Schadenserfaganfprud zu berechnen ift, 
namentlih aud, inwieweit derfelbe nicht begründet iſt (RG. 31. Mai 04 
Recht 8, 363). 

10. Feititellung der Schadensurfade: J.2, 342 Nr. 1; vorherige Erledigung 
der Gegenforderung: Ar. 2 u. 3, ebenfo RG. 29. Jan. 04, HanfG3. 25 3. 168; 
keine Anwendung auf Einreden: Nr. 4, ebenfo DLG. Darmitadt 26. Juni 03, 
HeſſRſpr. 5, 17; OLG. Hamburg 24. Okt. 03, HanfG3. 24 8. 303; RG.24. Dez. 03, 
ROBL 15, 20; Vorbehalt wegen der Widerklage: Nr. 5; Ausfpruch über die 
einzelnen Rlaggründe: Ar. 6; Eriftenz des Schadens: Ar. 7 u. 8; beftimmbarer 
Betrag: Ar.9; Schaden bis zu einem beftimmten Zeitpunkt: Ar. 10; Schadens- 
berehnung: Nr. 11; Berücfichtigung des gefamten Parteivorbringens: Nr. 12; 
Haftung mit Schiff und Fradt: Ar. 13; 8 254 bezüglihd Vergrößerung des 
Schadens: Nr. 14; Rechtskraft: Nr. 15. 


8 3085. 
Roften: 7.2, 34. 


8 306. 
Literatur: |. 3.2, 34. 
Außergerichtlicher Verzicht: J. 2, 344. 


Literatur: f. bei $ 98. 8 307. 

1. Ein Anerkenntnis kann unter denfelben Vorausfegungen widerrufen 
werden, unter denen dies bei einer Se er Willenserklärung über- 
haupt zuläffig ift (OLG. Marienwerder 31. Mai 04). 

2. Zeitpunkt des Antrags auf Anerkenntnisurteil: J. 2, 344 Ar. 1; „es 
bewendet beim Unerkenntnis": Nr. 2; Berufung: Wr. 3. 


8 308. 

Andere rechtliche Beurteilung: J. 2, 344 Nr. 1; Abrundung: Nr. 2; Koften- 
enticheidung im voraus: Ar. 3. 8518 
313, 


Literatur: |. I.2, 344. 
A. Zu Ubi. 1 Ar. 1: 


1. Zur Bezeihnung der Partei im Urteile genügt die Angabe der Firma; 
es bedarf nicht der Feititellung, ob es ſich um die Firma eines Einzelkauf- 
manns oder einer Öejellihaft handelt (26.1 Berlin ohne Datum, AGBI. 15, 46). 

2. Der Prokurift ift kein gefeglicher Vertreter einer Aktiengefellichaft (RG. 
30. De 3AktG. 12, nn 3BlFG. 5, 216). 

. Aufgelöfte offene Handelsgefellihaft: 3.2, 345 Wr. 6; Inhaber ei 
Firma: Nr. 7; vgl. J. 2, 329 Wr. 4. 3 m 
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Zu Ar. 3: 

4. Der Tatbeſtand des Berufungsurteils muß erkennen laffen, inwieweit 
er auf dem Vortrag der Parteien beruht; er muß ein vollftändiges Bild der 
Berufungsverhandlungen geben und erfichtlih machen, welche Einwendungen 
aufrechterhalten worden find und welde nicht (RG. 24. Okt. 03, RG3Z. 55, 411). 
Denn die Sahdarftellung des Berufungsurteils muß eine völlig fichere Grund- 
lage für die tatfäcdhlihe und rechtliche Beurteilung des Streitverhältniffes 
ergeben (RG. 12. Nov. 03, GruchotsBeitr. 48, 356). 


Zu Ar 4u. 5: 


5. Begründung: J. 2, 345 Nr. 4; Tenor: Wr. 5. 
B. Zu Abſ. 2: 

6. Die Bezugnahme auf die vorbereitenden Schriftfäße darf nur die Aus— 
nahme bilden. te ift nicht beftimmt, die felbjtändige Darftellung des Sadı- 
Su. —— durch den urteilenden Richter zu erſetzen (RG. 13. Juni 04, 

W. 33 

7. Eine allgemeine Bezugnahme auf die Protokolle des mit Erledigung 
des vorbereitenden Verfahrens beauftragten Richters iſt nur zuläſſig, wenn die 
Überficht über die Darſtellung dadurch —— verloren geht (MG. 30. Okt. 03, 
ee 48, 395). Ebenfo 3.2, 344 N 

Die Verweifun auf den atbeitand — Zwiſchenurteils iſt zuläſſig 
RG. 29. Febr. 04, IJW. 33, 211 = N63. 57, 149). 

9. Bezugnahme auf den Tatbeftand eines Beweisbeichluffes ift unftatthaft 
(RG. 4. Tan. 04, IW. 33, A. Ebenfo 3.2, 344 Nr. 3; RG. dort = HanſG3. 
25 8.119. Vgl. auch I. 2, 344 Wr. 1. 

10. Die Bezugnahme auf Schriftftüke unter alleiniger nn der 
AUktenblattnummer, ohne Angabe des Datums, ift unzuläffig (RG. 2. Mai 04, 
IM. 33, 364). 

11. Die Bezugnahme auf Schriftfäße, die erft nad) Schluß der mündlichen 
Verhandlung zu den Akten gebradt find, tft Mare Ve (RG. 14. Tan. O4, 
SähfArd. 14, 498 — Puchelts 3. 35, 333 — IW 19). 

12. Unzuläffig ift die Bezugnahme „auf den — Inhalt der von den 
rn überreichten Handakten“ (RG. 17. Mai 04, IM. 33, 416). 

Fit die Bezugnahme auf die Schriftfäge ungenügend, fo hat die davon 
—— Partei ar oder Berichtigung des Tatbeitandes herbeizuführen 
(RG. 23. Okt. 03, FW. 32, 420). Er 

15. 


Iſt ein Urteil von einem Nichter mitunterfchrieben, der nach dem Sitzungs— 
protokoll nicht mitgewirkt hat, jo kann es troßdem wirkfam zugeitellt werden. 
Der Mangel kann durd nachträgliche Unterfchrift — Richters, der mit- 
— — behoben werden (RG. 6. Mai 04, IW. 33, 364). — U. M.: RG. 


8 316. 
Literatur: ſ. 3.2, 35. 
8 817. 
Ubf. 3: 3.2, 345. 
8 318. 


1. Das Revifionsgericht ift an feine in einem aufhebenden Urteil aus- 
geſprochene Rechtsmeinung gebunden (RG. 18. Juni 04, IW. 33, 474). 
2. Keine Befeitigung eines Urteils: I. 2, 345. 


8 319, 
2iteratur: ſ. J. 2, 345. 
1. Weicht die Urteilsformel in dem vollftändig abgefaßten Urteile infolge 
Verſehens von der im Verkündungstermin laut Protokoll vorgelefenen Urteils- 
formel ab, fo tft die Berichtigung zuläffig (RG. 18. Sept. 03, RG3. 55, 278). 
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2, Auch die Urteilsfumme und die Roftenverteilung können nach $ 319 
im Wege der Berichtigung abgeändert werden, wenn die Unrichtigkeiten auf 
einem Rechnungsfehler berubten (RG. 23. März 04, Seuff A. 59, 288). 

3. Nicht bloß die Berichtigung von Screibfehlern und anderen Unrichtig— 
keiten in Urteilen ift jederzeit möglich, fondern auch die entiprechende Korrektur 
anderer gerichtlicher Aktenjtücke, wie 3. B. des Vergleihsprotokolls und der 
darin in Bezug genommenen Klagſchrift (OLG. Hamburg 23. Febr. 04, HanfG3. 
25 8. 132 — de 9, 105). — U. M.: 3.2, 346 Nr. 11. 

4. Die Berichtigung nad) $ 319 tft nicht zuläffig, wenn die Unrichtigkeit 
auf einem Verſehen der Partei beruht. Doc iſt dadurd eine diesbezügliche 
Berichtigung nicht ausgelchloffen (RG. 10. März 04, DLG. 9,103; RG. 11. Nob. 03, 
RGBl. 14, 110). Ebenſo J. 2, 345 Nr. 3. 

5. Verfehen im YAusdruk: 3.2, 345 Wr.1, RG. dort — GruchotsBeitr. 
48, 397; Dbergehen eines Anſpruchs: Nr. 2; Berichtigung der Eidesnorm: 
Nr. 4; falfhe Berehnung: Nr. 5; Berufung neben Beridtigung: Nr. 6 u. 7; 
Berichtigung des Koftenpunkts: Ar. 8; Befchwerde: Ar. 9, 10 u. 12. 


8 320. 
Einhaltung der Frift: J. 2, 346. 


g 321. 


Ob eine Übergehung vorliegt, ift auf Grund des gejamten Inhalts der 
ergangenen Endentſcheidung konkret zu prüfen (RG.14. De3.03, Gruchots Beitr. 


48, 398). 8 322. 


Literatur: Scherling, Zur Lehre vom objektiven Umfange der Redtshraft, Buſchs 3. 32, 186; 
Stölzel, „Der in der lage erhobene Anſpruch“ bei Klagenhäufung und bei Eventual- 
aufrehnung, Recht 8, 421; f. ferner 7.2, 346. 

1. Für die Nedtskraftwirkung eines Erkenntniffes im Nichtigkeits- 
verfahren in Patentſachen find lediglich die Grundfäße der ZPO., namentlich 
der SS 322, 325 maßgebend (RG. 20. Mai 03, SeuffA. 59, 117). 

2. Den gemäß SS 304, 529, 540, 541, 599, 600 3PO. unter Vorbehalt der 
Entiheidung über Einwendungen des Beklagten erlaffenen Urteilen kommt, 
folange die vorbehaltene Entiheidung nod ausfteht, Rechtskraft im Sinne 
des $ 322 ZPO. nicht zu GBayObꝰ G. 1. Okt. 04, Recht 8, 578). 

R 3. — über die Aufrechnungseinrede: ſ. $ 387 BGB. Ar. 2 und 

.2, 38 Nr. 8. 

4. Rechtskraft der negativen Weltitellungsklage: J. 2, 346 Ar. 1; prä- 
judizieller Anſpruch: Ar. 2; Entiheidungsgründe: Ar. 3; „angebracdhtermaßen“”: 
Nr. 5; Einwendungen, Gegenforderung, Einreden: Ar. 4, 6 u. 9; Wechſel— 
anſpruch: Nr. 7; Interventionsklage: Ar. 8. 


8 323. 


1. Die Geltendmadhung von Einwendungen nad Xbf. 2 ift nicht von der 

SR Feſtſtellung der Entihädigungspflidt abhängig (RG. 13. Nov. 03, 
33.9, 122). 

2. Auch wegen natürlicher Abnahme der Erwerbsfähigkeit infolge des 
—5 kann * Herabjegung einer Unfallrente verlangt werden (RG.30. Dez. O3, 

3.9, 362). 

3. Der $ 323 iſt auf die vor 1900 redhtskräftig zuerkannten Alimente 
anwendbar (KG. 11. Dez. 03, OLG. 9, 106). 

4. Gerichtsſtand: J. 2, 347 Nr. 1; Vergleiche: Ar. 2, DLG. Jena dort — 
ThürsBl. 51, 75; Urteil eines befonderen Geridts: Ar. 3. 


8 325. 
Literatur: Jacobn, Jit der Schuldübernehmer „Recdhtsnachfolger” im Sinne der 8$ 335, 727, 79 
380.2? 8. 9, 212; j. femer 3.2, 347. * es 
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1. Der von der Ehefrau mit Zuftimmung des Mannes geführte Pafliv- 
prozeß führt auch dem Mann gegenüber ein rechtskräftiges Urteil herbei, der 
ohne jolde Zuftimmung geführte nicht (RG. 26. Nov. 03, RG3. 56, 73). 

Der Bürge kann noch nad rechtskräftiger Verurteilung des Haupt- 
ihuldners in der gegen ihn vom Gläubiger angejtrengten Klage die Haupt- 
ihuld bejtreiten und eine im Vorprozeſſe abgewiefene Einrede des Haupt- 
ihuldners geltend maden (RG. 5. Wov. 03, RG3. 56, 109). 

3. Beim Eintritte der Rechtsnachfolge braucht die Rechtshängigkeit nicht 
mehr fortzudauern (OLG. Dresden 17. Sept. 03, OLG. 9, 136). 

4. Die Einrede der Rechtskraft bezieht ſich auf die fogenannte materielle 
Rechtskraft des Urteils, nicht auf die formelle, nicht auf den Vollftrekungs- 
anſpruch. Erſtere hat die Bedeutung, daß der Richter an fein Urteil gebunden 
ift und im neuen Prozeß das Recht hat, die wiederholte Prüfung desielben 
Anſpruchs abzulehnen (OLG. Rarlsrube 5. Febr. 04, Buſchs 3. 33, 535). 

5. Koften: 3. 2, 347 Ar. 1; Abſ. 2: Nr. 2; Hypothekenklage: Ar. 3. 


@iteratur: ſ. I. 2, 47. 8 328. 


1. Die Beitimmungen in $ 328 finden Anwendung ohne Unterfchied, ob 
das ausländiiche Urteil vor oder nad dem 1. Januar 1900 ergangen it (KG. 
20. Okt. 03, OLG. 7, 411 — ZRIrHR. 14, 153 Standesa. 2, 278). 

2. Der $ 328 geht von der grundfäglichen Anerkennung ausländifcher 
Urteile aus, indem er erjchöpfend darüber beftimmt, unter welchen Boraus: 
fegungen die Anerkennung folder Urteile zu verfagen ift (RG. 26. Okt. 03, 
OS. 7, 412 — Gtandesa. 2, 279; OLG. Karlsruhe 20. Tan. 04, BadRpr. 
70, 107). 

3. Iſt die Vollftreckbarkeit eines ausländifchen Urteils ausgeichloffen und 
erwirkt der Kläger ein inländifches Urteil, fo kann er nidyt Erſatz der Koſten 
des ausländifchen Prozeffes verlangen (OLG. Stuttgart 21. Febr. 02, WürttT. 
15, 160 — Böhms?. 14, 169). 

4 Mit Ungarn iſt die Gegenfeitigkeit nicht verbürgt (OLG. Karlsruhe 
11. Febr. 03, DIZ3.9, 79). - 

5. Mit der Schweiz ift die Gegenfeitigkeit nicht verbürgt, nur mit einzelnen 
Kantonen; ein Urteil des jchweizerifchen Bundesgerichts ijt deshalb der Vechts— 
kraft nicht fähig (OLG. Kolmar 4. März 04, OLG. 9, 107 — Böhms?. 
14, 491). 

6. Zuftändigkeitsfrage: I. 2, 347 Nr. 1-3, 6; Verſtoß gegen die guten 
Sitten: Wr. 4; „Urteil: Ar. 5; Streitverkündung: Nr.7 und oben 874 Wr. 1; 
Verbürgung der Gegenfeitigkeit: Ar.8; Ranton Zürih: Ar.9, OLG. Hamburg 
dort — Holdheims MSchr. 13, 114 — Böhms?. 13, 595. 


8 329. 
Zuftellung von Umts wegen: J. 2, 348. 


Dritter Titel. VBerfäumnisurteil. 
8 330. 


Verfäumnisurteil oder kontradiktoriihes? 3.2, 348 Nr. 1; Nachweis der 
Klagezuftellung: Ar. 2; ausländifcher Kläger: Wr. 3. 


8 331. 
Literatur: Roffka und Sperl, it die Vorſchrift des 5 296 ZPD. für das Deutihe Reid... 
oder die Beftimmung des $ 399 Oſt3PO. ... innerlich geredhtiertigt? DIE. 24 II, 156, 188. 


„Ungeben“ des Anwalts: J. 2, 349. 


Literatur: ſ. 5.2, 349. 8 335. 

1. Ubf. 2 betrifft nur den Fall, wo Werfäumnisurteile abgelehnt worden 
und nunmehr Vertagung erfolgt ijt (OLG. Hamburg 20. Mai 03, DFZ. 9, 752). 
Ebenfo 7. 2, 349 Wr. 2. 

Warneyer, Jahrbuch der Entſcheidungen. 3. Jahre. 30 
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2. Meift im Falle des $ 603 Abi. 2 der Kläger die Zuftellung an den 
die Zujtändigkeit begründenden Wechjelverpflichteten nicht in der mündlichen 
Verhandlung nad, fo ift dem Kläger durch Vertagung Gelegenheit zu geben, 
das Verſäumte nachzuholen (OLG. Dresden 7. Aug. 03, SächſArch. 14, 59% 
= DVG. 9, 80). 

3. Mangel der VBollmadt: I. 2, 349 Ar. 1; Firmeninhaber: Ar. 3. 


8 336. 


Gegen einen Beihluß, durch weldhen der Antrag auf Erlaffung eines 
Verjäumnisurteils gegen einen von mehreren Streitgenoffen abgelehnt wird, 
ift die Befchwerde zuläffig (RG. 22. Sept. 03, RNO3. 55, 310 — Geufffl. 


59, 119). — 


Vertagung aus anderen Gründen: J. 2, 349 Nr. 1; Nichtverhandeln wegen 
Krankheit: Nr. 2. 
8 338, 


Riteratur: |. I. 2, 349. 
8 339. 


1. Wohnt der Beklagte im Ausland, erfolgt aber die Zuftellung in zu— 
läffiger Weife nady 8175 ABO durch Übergabe an die Poſt, jo ift für die Er- 
ftrekung der Frijt kein Raum (RG. 22. April 04, IJW. 33, 296 — NaumburgAR. 
04, 72 — RO2. 57, 334). 

2. Kürzere Frift: 3. 2, 349 Nr. 1; Anfechtung der Frift: Ar. 2. 


8,340. 
1. vgl. oben $ 214 Wr. 2, 
2. Ladung: 3.2, 349 Nr. 1; zu bejtimmender Termin: Ar. 2; Termins- 
note: Ar. 3.u. 4; Beglaubigung der Abichrift: Nr. 5. 


8 342. 
Prüfung der Zuläffigkeit: I. 2, 350. 


8 343. 
Konkurs des Beklagten nad Werfäumnisurteil: I. 2, 350. 


8 344. 

1. Haben die Parteien Umgehung des Termins vereinbart, und erläßt 
der Kläger gleihwohl Verfäumnisurteil, fo ift diefes nicht in gefeßmäßiger 
Meife ergangen (OLG. Karlsruhe 17. Dez. 03, BadRpr. 70, 39). 

2. Wird das Werfäumnisurteil ſchlechthin „aufredhterhalten”, jo umfaßt 
die Verurteilung zu den Koften im WVerfäumnisurteil auch die fpäter ent- 
ftandenen Koſten (OLG. Dresden 28. Sept. 03, SächſOLG. 25, 472). 

3. Materiell unbegründetes Urteil: 3. 2, 350 Ar. 1; Roften der Verfäumnis: 
Nr. 2; Rlagrücknahme: Wr. 3. 

8 345. 


1. It die Partei in dem zur Verhandlung über den Einfpruh an: 
beraumten Termin erfchienen, fo ijt, wenn im weiteren Verfahren wieder ein 
Verläumnisurteil gegen fie ergeht, der Einſpruch hiergegen zuläffig (RG. 
18. Febr. 03, GrucotsBeitr. 49, 1164). Ebenfo 3.2, 350. 

2. Die Partei wird vor dem in $ 345 angedrohten Redtsnachteil gefchügt, 
wenn fie überhaupt zur Hauptſache verhandelt, mag fie auch ohne ihr Wer: 
fhulden die Verhandlung zur Hauptiadhe nicht zu Ende führen (OLG. Kolmar 
19. Juni 03, Elfloth3. 29, 326). 

3. Enthält das Protokoll keinen Vermerk über die Verhandlung zur 

auptſache, wohl aber der Tatbejtand des Urteils, fo iſt diefer maßgebend 
(OLG. Naumburg 28. Juni 04, Naumburg AK. 04, 65). 
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Bierter Titel. Worbereitendes Verfahren in Rechnungsfaden, 
YAuseinanderfegungen und ähnlichen Prozeffen. 
8 348. 

Umgehung des in 88 348 ff. ZPO. vorgefchriebenen vorbereitenden Ver: 
fahrens vor einem beauftragten Richter durch Anordnung eines vorbereitenden 
Verfahrens vor einem Sadverftändigen jtellt einen wejentlihen Mangel des 
Verfahrens ($ 539 ZPO.) dar (OLG. Rolmar 6. Febr. 03, ElſLoth3. 29, 23). 

8 354. 

Durchgehen aller Bunkte: I. 2, 350. 


Fünfter Titel. Allgemeine Beftimmungen über die Beweisaufnahme. 
8 355. 
Auswärtige Ronfuln: 3. 2, 350 Nr. 1; Abf. 2: Nr. 2. 


8 356. 
Unbekannter Aufenthalt des Klägers: T. 2, 351. 
8 358. 
Literatur: Meyer, Der Beweisbeidhluß und feine Erledigung, Buſchs3. 33, 511; f. ferner J. 2, 351. 
Beihwerden: 3. 2, 351 Ar. 1 u. 2. 


8 359. 
Riteratur: ſ. I. 2, 351. 
Mangelbafter Beweisbefchluß: J. 2, 351. 


8 360. 

Beihwerde gegen Abänderungen von Beweisbeichlüffen ift unzuläffig 
(OLG. Dresden 20. Ss, 04, SAHlOLG. 25, 469). Wal. 7. 2, 351 $ 358 Wr. 2. 
8 366. 

Das Prozeßgericht ift berechtigt, eine etwaige Überfchreitung feines Auf: 


trags durch den erfuchten Richter zu genehmigen (OLG. Kolmar 19. Nov. 02, 
Buſchs 3. 32, 363). 
8 370. 


BVerläumnisurteil erjt nad) beendigter Beweisaufnahme: J. 2, 351. 


Sechſter Titel. Beweis durch Augenfdein. 
8 371. 
Körper einer Partei: 3. 2, 351. 


Siebenter Titel. FZeugenbeweis, 
Riteratur: Klineberger, Der Zeugenbeweis, OſtCBl. 22, 198; Hoche, Zur Frage der Zeugnis» 
fähigkeit geiftig abnormer Berfonen, Halle 1904. 
8 373, 

Urteil des Zeugen: 3. 2, 351 Nr. 1; — Vernehmung eines im 
Vorprozeß vernommenen Zeugen: Ar. 2 u. 3, ebenſo RG. 13. Juli 03, ElſLoth3Z. 
29, 85; Mitglieder einer Rollegialen Behörde: Nr. 4; jtellvertretender Direktor 
einer Aktiengefellfhaft: Nr. 5; Vorſtand einer Gefellihaft m. b. H.: Ar. 6; 
offene Handelsgefellfhaft: Ar. 7. g 87 

75. 


Keine Prüfung durchs erfuchte Gericht: J. 2, 352. 


468 38. Zivilprozekordnung. I. 


8 376. 


Notare dürfen, auch wenn die Parteien fie von der Verihwiegenbeit ent- 
bunden haben, nicht ohne die Genehmigung der vorgelegten Behörden über 
die ihnen anvertrauten Tatfahhen Zeugnis ablegen (RG. 3. Juni 04, R6GBl. 
15, 63 — RheinNlot2. 49, 385 —- DVG. 9, 72 — SchlHolftAnz. 04, 264). Val. 
8 383 Wr. 2. 

8 377. 

Ermittlungspflicht des Zeugen: I. 2, 352. 


8 379. 

Die in Abſ. 2 ausgefprochene Folge der Säumnis kann nicht dur Wieder: 
holung des Beweisantrags abgewendet werden (BayDbL6. 12. Nov. 03, 
BayObeG3. 4, 800). 

8 380. 


Riteratur: ſ. I. 2, 352. 

1. Das Gericht ift nicht berechtigt, vom Zeugen zu verlangen, daß er auf 
feine Koſten feine Entſchuldigung glaubhaft madt; vielmehr find, wenn das 
Gericht an der Richtigkeit des Entjchuldigungsgrundes zweifelt, weitere Er- 
mittlungen auf Kojten des Gerichts vorzunehmen (RG. 30. Nov. 03, FM. 
33, 68 — Zfmittl JB. 15, 200). Ebenfo I. 2, 352 Ar. 2 = Geuffll. 59, 243 — 
GefuR. 5, 214. 

2. Nidhtbeantwortung der Anzeige des Zeugen: J. 2, 352 Wr. 1. 


8 383. 
Literatur: ſ. I. 2, 352. 

1. Wer von einem Kaufmann eine Auskunft über einen Dritten an» 
vertraut erhalten hat, ift berechtigt, den Namen des die Auskunft Erteilenden 
zu verweigern (RG. 22. Dez. 03, IW. 33, 69 — Redt 8, 79 — SeuffA. 
59, 167). 

2. Der Notar muß nicht bloß über alles, was ihm die Beteiligten bei 
Beurkundung von Redtsgeihäften mitgeteilt haben, fondern auch über alles, 
was er in feiner Wertrauensjtellung von den Beteiligten erfahren, ſelbſt 
wahrgenommen und getan bat, Verjhwiegenheit beobachten (OLG. Rolmar 
9. Nov. 03, EljLothNot 3.24, 99). Ebenfo I. 2, 353 Ar. 4; vgl. au Wr. 8. 

3. Eine Hebamme darf das Zeugnis darüber nicht verweigern, ob das 
außereheliche Rind, bei dejfen Geburt fie Beiftand geleiftet hat, ausgetragen 
gewejen ift (OLG. Naumburg 1. Nov. 02, DLG. 9, 137). 

4. Zeitpunkt der Verweigerung: I. 2, 352 Nr. 1; katholifcher Geiitlicher 
Nr. 2; „anvertraut“: Ar. 3; Notar, Rechtsanwalt: Ar. 4, 6-8; Bureauvorftand: 
Nr. 5 = Geuffll. 59, 37 — RheinNlot3. 48, 272; Arzt: Nr. 9; Arzt über Ge- 
ſchlechtskrankheit im Scheidungsprozeß: Ar. 10 — Geuffll. 59, 167; Bankier: 
Nr. 11; Auskunftei: Ar. 12; Gefhäftsmann: Ar. 13; Syndikat: Ar. 14; be- 
amtetes Kollegium: Ar. 15; Privatbeamter: Nr. 16; Verhältnis zu $ 376 
Abf. 2: Nr. 17. 

8 384. 


Literatur: priedländer, Das unbefugte Dffenbaren eines Betriebsgeheimniffes, insbefondere 
a zur Zeugnispfliht, UnlW. 3, 21; Pels, Geheimnisverrat und Jeugnispflicht, 
nlW. 3, 38. 
Derweigerung, auch bei Verneinung der Frage: J. 2, 354 Nr. 1; nicht jede 
geihäftliche Beziehung geihügt: Ar. 2; Bezugsquellen: Ar. 3; Raufmann: Wr. 4. 


$ 385. 

Lireratur: Tebelmann, Hann die Mutter eines außerehelihen Rindes mittels der allgemeinen 
Zeugnispflicht angehalten werden, den Namen des Vaters zu offenbaren? DIZ. 8, 570; 
vgl. ferner $S 1707, 1708, 1717 BGB " 

— Zu Ar. 3: J. 2, 354 Nr. 1-3; außereheliche Mutter: Nr. 4; Mr. 4; 

r. 5—7 
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8 386. 


Nicht geltend gemadter Gefichtspunkt: J. 2, 354 Nr. 1; Ablehnung im 
Ausland: Ar. 2. 
8 387. 


Zwiichenjtreit als Beftandteil des Rechtsſtreits: I. 2, 355. 


8 390. 
Verweigert der Zeuge die Ausfage ohne Angabe eines Grundes, jo tritt 
die Beitrafung fofort ein; einer Entfcheidung nad $ 387 bedarf es nicht 
(BayVsp. 15. Dez. 02, BayVGH. 24, 286). 


8 391. 
Anglaubwürdigkeit des Zeugen: 7. 2, 355 Nr. 1; Verluſt des Rügerechts: 


Ar. 2 u. 3. 
g 393. 

1. Wenn es fih um eingebradtes Gut der klagenden Ehefrau handelt, 
kann der Ehemann als Zeuge vernommen und vereidet werden (RG. 30. Nov. 03, 
IM. 33, 69). 

2. „Unmittelbar beteiligt": I. 2, 355 Nr. 1; am Ausgang intereffiert: 
Ar. 2; Litisdenunziat: Ar. 3; Zedent: Ar. 4—6; Gejellfchafter m. b. H.: Ar. 7; 
Schuldner im Anfechtungsprozeß: Ar. 8; nachträgliche Vereidung in der Be— 
rufungsinitanz: Ar. 9; Ausſage eines unzuläffig vereideten Zeugen: Ar. 10. 


2iteratur: ſ. I. 2, 355. 5 396. 

Der Zeuge darf nicht lediglid auf ein von einer Partei berrührendes 
Scriftitüc Hesus nehmen; das Gericht darf ein Schreiben, das der Zeuge 
nach feiner Vernehmung einfendet, nicht berückfichtigen (RG. 9. Mai 04, IW. 


33, 363). 
8 397. 
Keine Anfechtung der Enticheidung nad Abſ. 3: I. 2, 365. 


& 398. 
Literatur: Marcus, Zu 8 398 3PO., DI2. 9, 936. 

1. it der Zeuge das erjtemal nicht ordnungsgemäß vernommen worden, 
jo wird die nochmalige WVernehmung zur Notwendigkeit (RG. ohne Datum, 
ElſLoth3. 29, 197). 

2. Neue Tatſachen: J. 2, 356 Nr. 1; Abſ. 3 nicht anwendbar bei neuem 
Beweisthema: Ar. 2; Nacheid — promifforifche Verſicherung: Ar. 3. 


g 401. 


1. Auch der fijtierte Zeuge kann dann Zeugengebühren beanfpruden, wenn 
er feiner Ladung durd fein Exipeinen nur zuvorgekommen iſt (OLG. Hamburg 
24. Febr. 04, Hani63. 25 B. 136). 

2. Entihädigung feitens der Partei: 7.2, 356 Ar. 1; verfehentlich geladener 
Zeuge: Ar. 2. 


Achter Titel. Beweis durch Sadhverftändige. 
Literatur: ſ. 3. 2, 356. 8 402 


1. Es bleibt dem Sadverjtändigen unbenommen, bei Prüfung der ihm 
vorgelegten Fragen auch Auskünfte, die er von Dritten einfordert und erhält, 
zu benußgen (RG. 22. Upril 04, GrudotsBeitr. 47, 1167), 

2. Informatorifche Tätigkeit des Sadjverftändigen: I. 2, 356 — GewRihuß 


9 49 
& 403, 
Verbinderte Vornahme der Unterfuhung: J. 2, 356. 
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8 404, 
Beihwerde? J. 2, 356 Nr. 1; Bezirksärzte: Ar. 2; zweites Gutachten: Ir. 3. 
8 406. 
Literatur: Heuer, Emennung im Yuslande zu vernehmender Sadverftändiger, Recht 8, 47. 
8 406. 


1. Erjt der ernannte Sachverſtändige kann abgelehnt werden (RG.19. Nov.03, 
Seuff A. 59, 831 = IM. 33, 7). 

2. Der Umjtand, dab der Sacverftändige vorm Prozeß der einen Partei 
ein Privatqutachten erftattet hat, rechtfertigt noch nicht ohne weiteres Die Ab- 
lehnung (OLG. Dresden 20. Jan. 04, SähfDLG. 25, 469; DLG. Karlsruhe 
6. Juni 03, BadRpr, 70, 38). Ahnlich RG. in J. 2, 357 Wr. 1. 

3. Die Ablehnung ijt gerechtfertigt, wenn der Sadyverftändige als Gläubiger 
der einen Partei ein erhebliches Intereffe am Ausgang des Rectsitreits hat 
(OLG. Bamberg 4. Mai 04, DLG. 9, 73). 

4. Der Umitand, dab der Sadverftändige den Antragjfteller in einem früher 
erjtatteten Gutachten für geifteskrank erklärt hat, reicht nicht aus, die Beforgnis 
der Befangenbeit zu rechtfertigen (RG. 13. Jan. 04, DLG. 9, 139 Note 1; DEG. 
Hamburg 9. Mai 03, OLG. 9, 139). 

5. Vernehmung vor Entiheidung über die Beichwerde: 5. 2, 357 Ar. 2; 
Verhandeln des Sadverftändigen mit der Partei: Nr. 3; mehrere Sachver— 
itändige: Ar. 4; Gutachten in der Vorinſtanz: Ar. 5; fachverftändige Zeugen: 


Nr. 6. 
8 407, 
Gewerbetreibende: 3. 2, 357 Nr. 1; Gebühren: Nr. 2. 
8 408. 


8 408 gilt auch im Verfahren zur Sicherung des Beweifes (OLG. Karls- 
rube 25. Juni 03, OLG. 9, 138). 


TragweiteTdes Eides: J. 2, 357. 


8 412. 


Beantragt eine Partei Ausfegung des Verfahrens, um ein neues Gut- 
achten herbeizuführen, fo enticheidet das richterliche Ermelfen (RG. 21. Dez. 03, 
IM. 33, 95). 

Neunter Titel. Beweis durch Urkunden. 
Literatur: Roczynski, Brief und Siegel. Ein Beitrag zur Urkundenlehre, Grünbuts?. 31, 589; 
f. ferner I. 2, 87. g 415 


1. Die bei den Rompagnien, Eskadrons und Batterien geführten Truppen- 
ftammrollen und die Stammrollen über die Rapitulanten find, wenn ite der 
vorgeichriebenen Form entiprehen, Öffentliche Urkunden im Sinne des $ 267 
StGB. und $ 415 3PO. (AMG. 10. Juni 03, AMG. 5, 191). 

2. Zu Abf. 2: 3. 2, 357. 

8 416. 


Zuläffig ift der Gegenbeweis darüber, daß mit der vom Wusiteller ab- 
gegebenen Erklärung andere rechtliche Verpflichtungen verbunden jind, oder 
daß diefelbe unter anderen Umjtänden zuftande gekommen ift, als der Kläger 
aufitellt, fowie darüber, daß die Urkunden wegen Irrtums oder mangels einer 
verpflichtenden Abſicht der Anfechtung unterliegen (OLG. Eöln 7. Dez. 08, 
Pucelts3. 35, 144). Ebenfo bezüglich der Simulation J. 2, 357. 


8 420. 


Literatur: Siegel, Die — — von Urkunden im Prozeß, Jena 1904; Bechmann, Urkundens 
und Prozekakten, SeuffBl. #9, 303. 
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8 421. 
Vorlegung von Handelsbüdern: 3. 2, 357. 


g 422. 


Don einem Minderkaufmann kann die Vorlegung feiner Bücher nicht ver- 
langt werden (RG. 23. Okt. 03, Seuffll. 59, 81). 


8 424. 
Beim Mangel eines — — iſt der Antrag nicht ohne weiteres 


zurückzuweiſen; bei der Vorlegung von Handelsbücern bedarf es nicht der 
Einhaltung der VBorfchrift in Ar. 5 (RG. 12. Tan. 03, SähfArd. 14, 90). 


& 426. 
Veränderung der Eidesnorm, Verweigerung des Eides: J. 2, 358. 
& 427, 
Keine Nadhholung in 2. Inftanz: 3. 2, 358. 
8 432, 
Keine Beſchwerde: I. 2, 358. 
& 438. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit: J. 2, 358. 
8 40. 
Beweispflicht bei Wechfelanfprüdhen: J. 2, 358. 
8 443, 


Außer in den Fällen 88 142, 443 find die Beweisurkunden nah Schluß 
der Beweisaufnahme dem Beweisführer zurückzugeben (OLG. Dresden 16. Juni 03, 
SähfOLG. 25, 375). 


Zehnter Titel. Beweis durch Eid. 
Riteratur: Rulemann, Die Eidesfrage, Eiſenach 1904; j. ferner J. 2, 358. 


8 445. 
Literatur: Röttgen, Juläffigkeit einer Eideszufhiebung über eine „Zuficherung“ beim Kauf, 
Redt 8, 566. 


1. Darüber, daß der Beklagte in das Bürgichaftsverhältnis eines andern 
eingetreten fei, ijt die Eideszuichiebung, weil das nicht reine Tatfrage ift, un» 
zuläffig (RG. 23. März 04, IW. 33, 296). 

2. Zuläffig ift die Eideszufhiebung darüber, daß der Schwurpflichtige 
bei einem bejtimmten Vorgang eine bejtimmte Meinung und einen bejtimmten 
Millen gehabt habe (RG. 24. März 03, Elfloth3. 29, 196; BayObLG6. 28. Nov. 08, 
BaydbLO2. 4, 863 — Recht 8, 48). — Abweichend: RG. in I. 2, 358 Nr. 6. 

3. Ein Urteil, das auf einer Reihe perfönliher Wahrnehmungen beruht, 
ift als „Tatſache“ anzufehen (RG. 28. Juni 04, IM. 33, 475). 

4. Beweis der gerichtlichen nfinuation: I. 2, 358 Nr. 1; Unfechtungs- 
prozeß: a) Zahlungsunfähigkeit: Ar. 2; b) Indizien für die Zahlungseinitellung: 
Nr. 3; c) Benadteiligungsabfiht: Air. 11 — GeuffX. 59, 175; Abichluß eines 
Kaufs: Ar. 4; Kenntnis des MWäklers: Nr. 5; Argliſt des Wechfelausitellers: 
Nr. 7; eig de als Recdhtsvorgänger: Ar. 8; Schiffsperfonal: Nr. 9; Konkurs— 
verwalter: Nr. 10, ebenfo OLG. Dresden 7. April 03, SähfArd. 14, 128. 
Bol. audy unten $ 451 Ar. 2—4. 


8 446. 
Nichtlefen einer unterfchriebenen Urkunde: I. 2, 359. 
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8 451. 

Literatur: Shneidert, Zur frage der Eideszufhlebung an die Hindsmutter im Alimentations- 
prozeife, HirthsAnn. 37, 556; |. ferner über diefe Frage die Literatur zu $$ 1707 u. 1717 BGB., 
fowie 5. 1, 198 $ 1717 und namentlih J. 2, 130 $ 1717; 1. aud unten 5 473. 

1. Die Eideszufchiebung darüber, daß die wegen Verlöbnisbrudhs Rlagende 
Klägerin nicht mehr unbeicholten gewefen fei, ift allgemein zuläffig; einer 
bejtimmten Angabe über die Zeit des Geichlehtsverkehrs und die betreffende 
Mannsperfon tft nicht erforderlich (OLG. Hamburg 30. Jan. 04, HaniG3. 
25 8. 9). Bol. die Literaturangabe oben. 

2. Ein Eidesantrag ift nicht deshalb unzuläffig, weil die Zeit des Vor— 
gangs nicht beftimmt werden kann. Zuläffig it die Eideszufhiebung Darüber, 
daß „vor, bei und nach“ einem bejtimmten Vorgang die behauptete Verein— 
barung getroffen worden ſei (RG. 14. Dez. 03, GrudotsBeitr. 48, 361). 
Ebenio I. 2, 359. 

3. Zuläffig tft die Eideszufchiebung über einen VBerziht und deffen Un- 
nahme (BayObLG. 5. Nov. 03, BayDbL623. 4, 769 — SeuffX. 59, 82). 

4. Ebenfo darüber, daß der Gegner den Wechſel mangels parater Mittel 
nicht eingelöft habe (OLG. Hamburg 12. Okt. 03, HanſG3. 24 9. 288). 


8 453. 
Eideszufhiebung in der Berufung: I. 2, 359 Ar. 1; Abweifung in der 
Berufung: Ar. 2. 
8 457. 
Verleitung zum Meineid: 7. 2, 359. 


8 458. 
Zurückſchiebung eines angenommenen Eides: J. 2, 359. 


8 459. 
Nichtgefchehen einer Tatfadhe: 7. 2, 359. 


8 460. 
Eid im Beihwerdeverfahren: I. 2, 360. 


g 461. 


Verzicht auf das Rügerecht: I. 2, 360 Nr. 15 Wirkfamkeit des GEides in 
der Berufung: Nr. 2; falfhe Verteilung der Beweislaft: Ar. 3; Aufhebung 
eines Schwurtermins: Nr. 4. 

8 462, 
Literatur: j. I. 2, 360. 

1. Im er om ift kein Raum für neue Einwendungen; das 
gilt auch für den Eheprozeß (RG. 30. März 04, IM. 33, 260 — Seuff A. 59, 473 
— Hani63. 25 B. 265, in Beitätigung von OLG. Hamburg 21. Nov. 03, 
Hani63. 25 2. 35). Ebenfo bezüglich des allgemeinen Grundfages I. 2, 360 
Nr. 1—3 (keine Beachtung der Abtretung, der Zahlung, des Vergleichs). 

2. Das beim Ausbleiben einer Partei ergebende Läuterungsurteil ift kein 
Verjäumnisurteil (OLG. Naumburg 15. März 04, DLG. 9, 75 — Naumburg AR. 
04, 44). 

3. Iſt ein Urteil teils bedingt, teils unbedingt, und wird nur infoweit, 
als es unbedingt ift, Berufung eingelegt, fo ilt der Eid nad) Eintritt der Rechts- 
kraft des bedingten Teils des Urteils abzunehmen (OLG. Roſtock 3. Mov. 03, 
DRG. 9, 75). 

8 463. 

Eid eines Verftandsihwacen: J. 2, 360. 
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g 484. 


Zurücziehung eines Eides: J. 2, 360 Nr. 1; Widerruf einer Eides- 
weigerung: Ar. 2 
8 465. 


Riteratur: ſ. I. 2, 61. 

Gegen einen Beihluß über die Frage, ob ein Eid als verweigert anzu 
feben sei, ift die Beſchwerde unzuläffig (OLG. Zweibrüden 12. Nov. 02, 
Buchelts?. 35, 67). 

8 466. 


Literatur: 1. I. 2 
Sriftbeginn: J. 2, 361 Ar. 1; Urt des Erbietens: Ar. 2. 


8 467. 


8 468, 

1. Auch beim zweiten Ausbleiben der Schwurpflichtigen ra der Eid nur 
auf Antrag als verweigert anzufehen (RG. 9. Juli 04, OLG. 9, 109). 

2. Sekt der Richter in dem nad) 8 467 anberaumten Verkündungstermin, in 
dem der Schwurpflicdytige ausbleibt, einen andern Termin zur mündlichen Ber: 
handlung an, fo gilt als Termin zur Eidesleiftung diefer letztere Verhandlungs— 
termin (KG. 9. Juli 04, OLG. 9, 110). 


8 469. 


Berichtigung unerheblicher Umjtände: 3. 2, 361 Nr. 1; zeugeneidlihe Ver— 
nehmung der Richter? Nr. 2; Berufung Statt Berichtigung: Ar. 3; Beichwerde ? 


Nr. 4. 
g a7. 


1. $ 471 ZBD. ift auch in folhen Fällen anwendbar, in welchen ſchon 
zur Zeit der Eidesauflegung die Unmöglichkeit einer wirkfamen Leijtung des 
Eides durch den bezeichneten Schwurpflichtigen zwar tatſächlich vorlag, aber 
den Varteivertretern und dem Prozeßgerichte nicht bekannt war. Es ijt gleich— 
gültig, ob die [chwurpflichtige VBartei in der Lage war, ein Rechtsmittel ein. 
zulegen (RG. 15. März 04, R63. 57, 235 — Recht 8, 225 — IM. 33, 239 - 
ElſLoth3. 29, 548). 

2. Unwendbarkeit des $ 471: 7. 2, 361 Nr. 1 u. 5; Aufhebun des ganzen 
Urteils: Nr. 2; Tod nad Erlaß des bedingten Berufungsurteils: | r. 3; Redıts- 
mittel neben den Rechten aus $ 471: Wr. 4. 


8 472. 
Anwendung des Xbf. 2: I. 2, 362 Nr. 1; Berufungsinjtanz: Ar. 2. 


8 473. 


Literatur: Hörle, Eldeszufchiebung über Die Beiwohnung eines andern an den Wormund, ber 
nicht die Mutter des Rindes Ift, Buſchs3. 33, 271. 


8 475. 


1. Der richterlihe Eid kann ohne Rüdficht auf die Beweislajt einer Partei 
auch dann auferlegt werden, wenn das bisherige Verfahren hinſichtlich des 
Beweiles einer betrittenen Tatſache ganz ergebnislos gewejen ift (BayObL6. 
5. Nov. 08, Recht 7, 608 — BaydDbr63. 4, 769) 

2, Der richterliche Eid kann aud ohne — Erledigung aller an— 
gebotenen Beweiſe auferlegt werden (OLG. Cöln 18. Mai 03, Puchelts 3. 34, 729). 

3. Aus den vorgetragenen Tatſachen kann eine berausgegriffen und der 
richterliche Eid über ia eine auferlegt werden (RG. 5. Nov. 03, ZW. 32, 432). 
Ebenio J. 2, 362 Nr. 

4. Der Eiv, — den eine Partei die Identität einer Probe beſchwören 
ſoll, iſt kein richterlicher Eid, denn er dient nur zur Glaubhaftmachung. Er 


Literatur: ſ. I. 2, 301. 
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aa deshalb durch Beſchluß auferlegt werden (OLG. Hamburg 13. Nov. 03, 
OLG. 9, 74. 

5. Wahrheitseid und Überzeugungseid: J. 2, 362 Ar. 2, ebenio RG. 
24. März 03, ElſLoth3. 29, 1 96; Vertrauenswürdigkeit der Bartei: Wir. 3. 


8 477. 


1. Der Eid ift dem konkreten Falle auch in der Form anzupajien; $ 459 
ift nur entfprechend anzuwenden (RG. 29. Nov. 01, GrucdotsBeitr. 47, 1170). 
Ebenſo 3. 2, 362 Nr. 2. 

2. Nie dur Beweisbeihluß: I. 2, 362 Nr. 1 = SächſArch. 14, 90. 


Elfter Titel. Verfahren bei der Abnahme von Eiden. 
Literatur: |. I. 2, 362. g 478 


Hat eine Partei die Abnahme des in einem bedingten Endurteil auf 
erlegten Eides beantragt, fo ift es notwendig oder mindeitens ftatthaft, daß die 
Partei zu dem anzuberaumenden Termin von Umts wegen geladen wird (OLG. 
Dresden 30. Jan. 03, Buſchs3. 32, 367 = SächſOLG. 25, 377). 

8 479. 


Das Verfahren nad $ 479 Abſ. 1 erfordert keine vorgäng! e mündliche 
Verhandlung (OLG. Hamburg 11. Febr. 04, OLG. 9, 74 = Hanf 2% 253. 84). 


Zwölfter Titel. Sicherung des Beweijes. 
Literatur: Pollak, Beweisfiherung gegen Frachtführer und Schiffer, Bufchs. 33,' 233. 
8 485. 
Derweigerung der Vorweifung: I. 2, 362 Ar. 1; Beweisfiherung im an- 
bängigen Prozeß? Ar. 2 und I. 2, 363 8 488 Nr. 2; KRoften: Ar. 3 u. 4 
8 488. 


Recht des Untragjtellers: J. 2, 363; keine Wiederholung, kein Gegen- 
beweis: Ar. 3; keine Feitftellung der Mängelurfaden: Nr. 4. 


Zweiter Abſchnitt. Werfahren vor den Amtsgerichten. 


8 505. 

1. Das Umtsgeriht muß bei der Verweiſung über die bis dahin ent: 
itandenen Koften entjcheiden; geichieht das nicht, fo bezieht fich die Koſtenent— 
icheidung des Yandgerichts mangels entgegenitehender ausdrüklicher Erklärung 
nicht * auf die amtsgerichtlichen KRoften (OLG. Poſen 29. März 04, BoiMScr. 
7, 59). 
2. Fortjegung des amtsgerichtlihen Werfahrens? J. 2, 363 Ar. 1; Zur 
jtellung der Ladung: Nr. 2. * 

8 506. 


Abſ. 2: J. 2, 363 Ar. 1; Beſchwerde: Ar. 2. 


Drittes Buch. Rechtsmittel. 
Erſter Abſchnitt. Berufung. 


8 511. 


1. In Ehefachen ift eine Berufung, die die vom Gegner erwirkte Scheidung 
beitehen laifen und nur den Ausfprud über die eigene Schuld befeitigt haben 
will, unzuläffig (OLG. Hamburg 16. April 04, Hani63. 25 B. 154; KG. 


Riteratur: ſ. I. 2, 364. 


Eriter Ubfchnitt. Berufung ($$ 511—525). 475 


22. Sept. 03, OLG. P, 409, 410 — ZRirhR. 14, 152, 153). Abweichend: I. 1,174 
$ 1574 Nr. 6 und RG. oben $ 1574 BGB. Wr. 2. 

2. Zuläffig ift die Berufung gegen eine Protokollanlage über ein vom 
Umtsrichter verkündetes Urteil, die jich in Ermangelung des Tatbeitands, der 
Gründe und der Unterfchrift des Nichters nicht als Urteil daritellt (26. 
Halle 24. März 04, Naumburg. 04, 34). 

3. Ubweifung „angebradtermaßen": J. 2, 364 Tr. 2; Ausiprud, daß 
Prozeß ruht: Ar. 2; Scheidungsklage, Nichtberükfichtigung aller Ehebrüche: Air. 3. 


g 512. 
8 518. 


Literatur: Mt., Naturereigniffe oder andere unabwendbare Jufälle enthalten allein keinen Grund 
zur Berufung gegen das zweite Verfäumnisurteil, Hefftipr. 5, 6. 


Vorliegen der Verfäumnis: J. 2, 364. 


8 514. 
„Sch werde keine Berufung einlegen”: 7. 2, 364. 


8 515. 

Literatur: Landsberg, Das „Verluftigkeitsurteil" aus $ 515 Abſ. 3 3PO., PomMskcr. 7, 21. 

1. Das „Berluitigkeitsurteil“ ift bei Zurücnahme des Redtsmittels auch 
dann zu erlaffen, wenn fie auf Grund eines außergerichtlihen Vergleichs er- 
folgte (RG. 20. Mai 04, IM. 33, 365). Val. 3. 2, 309 $ 98 Nr. 3. u. 4. 

2. Die Vorbereitungskojten einer nicht erhobenen Anfchlußberufung braudıt 
der die Berufung Zurücdnehmende nicht zu tragen (OLG. Hamburg 4. Nov. 03, 
Dani63. 25 B. 4). 

3. Rücknahme von Anwalt zu Anwalt: 3. 2, 364 Wr. 1. 


8 517. 
Im Falle des $ 716 ZBD.: I. 2, 364, 


8 518, 


1. In einem gegen Ronkursverwalter erhobenen Prozek ift, wenn der 
Konkurs nad Erlaß des erſtinſtanzlichen Urteils aufgehoben wird, die Be- 
rufungsichrift dem Kridar zuguftellen (OLG. Breslau 21. Jan. 08, OLG. 9, 76). 

2. Zustellung derjelben, jhon einmal wirkungslos zugeftellten Berufungs- 
ichrift: 3. 2, 364 Ar. 1; — a. M.: RG. 18. Dez. 03, DI3. 9,409; AG. 27. Juni 04, 
OLG. 9, 97; RG. 4. Juli 04, KGEBl. 15, 78 (alfo gegen R6.); falfcher Termins- 
tag in der Abſchrift: I. 2, 364 Ir. 2 — RG3. 55, 305 — FrankfRundicd. 37, 156 
— ZfmittlIB. 15, 124; Worte der Ladung: J. 2, 365 Wr. 3; unrichtige Datie 
rung des Urteils: Ar. 4. 


Zwifchenurteil: I. 2, 364. 


8 519. 
Dur wen der Beglaubigungspermerk? 7. 2, 365. 
8 521. 


Form der Anfhlußberufung? J. 2, 365 Ar. 1; Anſchluß nah ergangenem 
Teilurteil: Nr. 2; Anfchluß, wenn auf Berufung verzichtet? Ar. 3. 


8 522: 

Abweifung der Klage und Widerklage: 7. 2, 365 Nr. 1; mangelnder Be- 
ichwerdegrund: Nr. 2; Anſchließung nidt ſchon durch Scriftjag: ir. 3. — 
AU. M. (alfo gegen RG.): OLG. Eöln 27. Febr. 04, Budelts3. 35, 462; Streit: 
genoffen: I. 2, 365 Nr. 4. 

& 525. 


Abweifung der Scheidungsklage: J. 2, 365. 
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S 526, 
Vortrag eines YAuszugs des Urteils: I. 2, 365 — SeuffA. 59, 210. 
8 527. 
a Stillſchweigende Einwilligung: I. 2, 365 Ar. 1; Scheidung — Herftellung: 
Nr. 2. 
8 528. 
Anwendung auf Gewerbegerichte: J. 2, 366. 
8 529. 


1. 8 269 findet im Falle des $ 529 Abf. 2 Anwendung (RG. 5. März 01, 
FW. 30, 248; RO. 21. Febr. 02, GruchotsBeitr. 46, 944). 

2. Der obfiegende Kläger darf fi der Berufung des Gegners zu dem 
— —— den Klagantrag zu erweitern (RG. 28.Nov.01, Gruchots Beitr. 
47, 1174). 

3. Anfechtungseintede: J. 2, 366 Ar. 1; veränderter Antrag: Ar. 2; Be- 
rufung nach Befriedigung? Ar. 3; „neuer* Anſpruch: Ar. 4; fallen gelaffenes 
Berteidigungsmittel: Ar. 5; jtillihweigende Einwilligung: Ar. 6; Vergeffen der 
Gegenforderung: Wr. 7; Zahlung unter Vorbehalt der Gegenforderung: Ar. 8; 
unzuläffige Rlagänderung: Ar. 9. 

8 530. 


Vereidung des Zeugen in zweiter Inſtanz: I. 2, 366. 


8 532. 
Das Geitändnis kann in zweiter Injtanz nicht durch den bloßen Hinweis 


auf den abweichenden Inhalt des mit der Gegenpartei abgeſchloſſenen Wer: 
trags erfolgen (OLG. Rolmar 7. März 02, DI3. 9, 576). 


& 534. 

1. Der mit der Berufung nicht angefochtene Teil eines Urteils wird mit 
dem Erlaß des Berufungsurteils auh dann redhtskräftig, wenn die Berufung 
Erfolg hat (RG. 19. Nov. 03, IW. 33, 7 — R63. 56, 31). ” 

2. Zeitpunkt des Antrags auf Vollftreckbarkeit: 5. 2, 366 ir. 1; Ver: 
urteilung zur Leiftung eines Offenbarungseides: Nr. 2. 


Literatur: I. 2, 367. $ 535. 
Bermerk und Protokoll: 3. 2, 367 Ar. 1; Verfäumnisurteil: Ar. 2 


8 536. 
Literatur: Schneider, Werbot der reformatio in pejus, Recht 8, 480; ſ. ferner J. 2, 367. 


Unterhalt ohne zeitliche Begrenzung: I. 2, 367 Nr. 1; bedingtes Endurteil: 
Air. 2u.3; vgl. auch J. 2, 359 8 453 Nr. 2, 


8 537. 


Selbſt erlaffenes bedingtes Endurteil: J. 2, 367 Ar. 1; Abänderung 'der 
Eidesnorm: Ar. 2; Eventualantrag: Ar. 3. ; 


Literatur: f. I. 2, 37. 8 588. 

1. Für die Anwendbarkeit des $ 538 3PO. ift nicht zu erfordern, daß in 
den Füllen des $ 274 Nr. 1,2 u. 7 die prozeßbindernde Einrede gerade durch 
Verweigerung der Einlaffung zur Hauptfache geltend gemadt wurde. Eine be- 
jtimmte Form der Geltendmachung ift weder vom Gefeße vorgefchrieben, noch 
durch die prozeffuale Natur des Rechtsbehelfs geboten RE 21. März 04 
SeuffBl. 69, 436 — IM. 33, 238). i 
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2. Nah Ziff. 2 ift nur dann zurüczuverweifen, wenn der Beklagte den 
Mangel der betreffenden Prozehvorausjegung einredeweije geltend gemadıt 
hatte; nicht aber, wenn er von Umts wegen (z. B. die Unzuläffigkeit des 
Rechtswegs) beachtet worden war, das Berufungsgericht aber anderer Anficht 
ift (OLG. Hamburg 12. Jan. 04, Hanf63. 25 B. 76). — U. M.: J. 2, 367 ir. 1. 

3. Ift in erfter Inſtanz lediglid der Grund, nicht auch der Betrag des 
Anſpruchs vom Beklagten bejtritten worden, und hatte die erjte Inftanz ab- 
gewiefen, fo hat das Berufungsgericht, wenn es anderer Anficht ift, auch über 
den Betrag des Schadens zu erkennen (RG. 30. Nov. 03, R63. 56, 186 
Seuff A. 59, 477). 

4. Iſt jedoch auch der Betrag in erſter Inftanz beitritten, jo muß aud) 
dann zurücdgewiefen werden, wenn eine weitere Verhandlung nicht erforder- 
lich, ar alfo fpruchreif ift (RG. 8. Juli 04, Seuffll. 59, 476). Bol. J. 
2, 367 Ar. 2. 

5. Wenn neben einem Prinzipalantrag auf TFeititellung eines Schadens: 
erfaganfpruchs geklagt ift, fo kann in der Berufungsinftanz, wenn dem Prin— 
zipalantrag ftattgegeben wird, wegen des Schadenserfaganfpruds nicht auf 
Grund des $ 538 ZPD. in die erjte Injtanz zurücverwiefen werden (RG. 
27. Sept. 04, Recht 8, 554). 

6. Wird im Falle des $ 538 die Berufung zurücgewiefen und zugleid 
die Sache zur weiteren Verhandlung in die erite Inſtanz verwiefen, fo iſt im 
Berufungsurteile über die Koften der Berufungsinjtanz zu enticheiden, und 
die Enticheidung infoweit nicht dem erſten erihte vorzubehalten (RG. 
5. Dez. 03, Recht 8, 169). 

7. Übergangszeit: 3. 2, 367 Nr. 3; Erweiterungsanfprüde: Nr. 4; zu 
Nr. 3, wenn die erite Inſtanz nur über den Betrag erkannt hat: Wr. 5; 
zweite Injtanz nicht über Grund: Ar. 6; Feſtſtellung des Grundes und des 
unftreitigen Teils des Betrags: Nr. 7; Widerklage: Ar. 8 u. 11; Gegenforde- 
rung, Widerklage: Ar. 9 u. 10; woran ijt die erite Inftanz gebunden? Nr. 12; 
einzelne Rechnungspoſten: Wr. 13. ; 

8 539, 

1. Der Umftand, daß eine Widerklage zu Unrecht als unzuläffig zurüdı- 
aewiejen worden ijt, charakterifiert fich als wefentliher Mangel des Verfahrens 
(OLG. Hamburg 22. Dez. 02, SeuffA. 59, 75). 

2. Liegt ein wefentlicher Mangel vor, fo kann das Gericht zweiter In— 
itanz doch entfcheiden, wenn weder eine Neuverhandlung nötig wird, noch aud) 
der nftanzenzug beeinträchtigt wird (DLG. Karlsruhe 17. Febr. 04, BadRpr. 
70, 148). 

3. Unzuläffige Benugung eines Beweifes: I. 2, 368 Ar. 1; bedingtes 
Zwifchenurteil: Ar. 2; Zuläffigkeit der Revifion: Nr. 3; unzuläffiger Sach— 
verjtändigenbeweis: Ar. 4; eventuelle Gegenforderung: Wr. 5. 


Literatur: ſ. I. 2, 369, 8 542. 

Nachweis der Zuftellung: I. 2, 369 Ar. 1; Fiktion des Abſ. 2: ir. 6; 
Abſ. 2, wenn Eid geleiftet war: Nr. 2; Nichtberückfichtigung einer Eideszuſchie— 
bung: Nr. 3; keine Verwirklidung von Verfäumnisfolgen: Ar. 4; kontra- 
diktorifches Urteil? Ar. 5 — GrucdotsBeitr. 47, 1177; „feitgeitelltes Streit: 
verhältnis": Ar. 7. . 


Zweiter Abſchnitt. Reviſion. 
8 545. 
Dberlandesgericht als Beſchwerdeinſtanz: I. 2, 369. 


8 546. 


Vermögensrechtliher und nichtvermögensrecdhtlicher Anſpruch: J. 2, 369 
Nir. 1; Mangel einer ziffernmäßigen Angabe: Nr. 2; Nebenforderung über 
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1500 M.: Ar. 3; Teilurteil unter 1500 M.: Nr. 4; Klage, Widerklage: Ar. 5; 


Intereife des Nebenintervenienten: Nr. 6; Beſchwerdegegenſtand — Streit- 
gegenitand: Ar. 7; Getrenntleben — Alimente: Ar. 8; einjtweilige Verfügung: 
ir. 9. 

8 547. 


1. Hat das Landgericht wegen Unzuläffigkeit des Rechtswegs abgewiejen, 
erklärt das Berufungsgericht aber den Rechtsweg für zuläffig und erkennt es 
in der Sache jelbft, jo kann beim Nichtvorliegen der Revifionsjumme die Ne- 
vilion nicht darauf geitügt werden, daß das Berufungsgeridt in der Sache 
felbft entichieden hat (RG. 20. Nov. 03, I. 33, 40). 

2. Das Revifionsgericht hat Telbftändig zu prüfen, ob die WVorfchrift in 
Ziff. 1 vorliegt, und ift an eine Entiheidung im Verwaltungswege nicht ae- 
bunden (RG. 6. Juni 04, JM. 33, 416). 

3. Für die Beurteilung der Frage, ob der Fall in Ziff. 2 vorliegt, iſt 
nicht die rechtliche Auffaffung des Klägers maßgebend; entiheidend ift viel- 
mehr, ob bei richtiger Beurteilung des klägerifhen Anführens ein ſolcher Fall 
vorliegt (RG. 21. Dez. 03, SächſArch. 14, 220). 

4. Anichlußberufung: I. 2, 370 Ar. 1; ge Fre gegen Fiskus: 
Nr. 2; Gerihtsvollzieher: Ar. 3; Steuererheber: Nr. 4. Vgl. auch die zu $ 70 
GVG. abgedruckten Enticheidungen. 

Literatur: Rlein, Die Kevifibtlittät des Internationalen Privatredts, Böhms?. 13, 353; Dazu 
Robs, bort 14, 59. 

1. Eine Revifion kann nicht auf Verlegung der Polizeivorfchriften für die 
Schiffahrt auf der Weier gegründet werden, weil diefe Vorfchriften nicht im 
aefamten Gebiete der betreffenden Bundesjtaaten und Provinzen gelten, ſon— 
dern nur bejtimmt find, die Schiffahrt auf der Unterwefer zu regeln. — Die 
Übereinitimmung einzelner Beitimmungen eines an fich nicht revifiblen Ge— 
fees mit reichsgefeglihen Normen genügt nicht, um die KRevifion zu begründen 
(RG. 17. Okt. 03, Hani63. 25 9. 8 = DITZ. 9, 70 — IW. 32, 420 = SeuffA. 
59, 247). Dasſelbe gilt für polizeilihe Vorſchriften für die Schiffahrt auf der 
Unterelbe (RG. 26. Sept. 03, Seuff A. 59, 246 — R63. 55, 316). 

2. Die Revifibilität a einzeljtaatlihen Geieße, die nach der 
Rail. BO. vom 28. Sept. 79 die Revifion begründen follen, ift eine nur rela- 
tive und fällt weg, wenn fie von einem Berufungsgeriht zur Anwendung 
aebradıt find, in deſſen Bezirken fie Keine örtlihe Geltung haben (RG. 
11. Nov. 03, IW. 33, 41). 

3. Das Revifionsgericht ift zur Prüfung der Trage beredtigt, ob Die 
Nihtanwendung eines Örtlihen Gewohnheitsrechtes die Verlegung eines 
Reichsgefeges entbält (BayObL©. 4. Okt. 03, BayObG3. 4, 737). Pal. aber 
J. 2, 370 Air. 2 u. 3. 

4. Hat das Berufungsgericht abgewiefen, weil die eingeklagte Forderung 
noch nicht fällig war, fo ift die während der u 3 eingetretene 
Fälligkeit nicht zu beachten (RG. 28. Jan. 04, IM. 33, 173 = RG3. 57, 46). 

5. Das in Diterreich geltende Allgemeine Deutfche Handelsgefegbud ift in 
Deutichland nicht revifibel, auch foweit dasfelbe mit deutihen Redtsnormen 
übereinitimmt (RG. 11. Febr. 04, Recht 8, 142). 

6. Die NRevifion kann auf eine Verlegung ‘des BernFracht Ab. nicht ge- 
tüßt werden, wenn ſich der zum Scadenserfaß verpflichtende Tatbejtand im 
Ausland verwirklicht hat (RG. 25. Febr. 04, Böhms 3. 14, 471 — RG3. 57, 142 
— @ifenb®. 21, 47). 

7. Die Frage, ob eine richterliche Entfchetdung auf Verlegung einer Rechts 
norm beruht, muß von dem Standpunkte desjenigen Redts aus beurteilt 
werden, der zur Zeit der Verkündung der Entfheidung galt BayDR6. 
20. Febr. 04, Recht 8, 196). 

8. Eingriff eines Landesgefeßes in Reichsrecht: I. 2, 370 Ar. 1; unter 
lajfene Anwendung irreviliblen Rechts und umgekehrt: Ar. 2 u. 3. 
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8 550. 
Riteratur: Bogens, Grenze zwiichen Tatfrage und Redtsfrage, SächſUrch. 14 B. 154. 


Ob ein Vertrag vom Berufungsgericht richtig ausgelegt worden iſt, kann 
die Revifion nahprüfen (RG. 28. Mai 04, IW. 33, 391. — U. M. [bezüglich 
Auslegung eines Tejtaments]: RO. 7. März 04, GruchotsBeitr. 48, 618). 


8 551. 

1. Die Beitimmung in Wr. 6 greift auch Pla in einem Falle, wo die 
Öffentlichkeit troß einer entgegenftehenden Vorſchrift nicht ausgejchloffen worden 
iſt (RG. 18. Sept. 02, GrucdyotsBeitr. 48, 403). 

2. Bejchwerde in einer Handelsfade: I. 2, 371 Ar. 1; "zu Ziff. 7: Nr. 2. 


8 552. 
Mehrere Streitgenoffen: 3. 2, 371. 


8 554. 
Meues Vorbringen über die re Notfriften der Berufungs- 
injtanz iſt vom Revifionsrichter zu beachten (RG. 23. Febr. 04, SW. 33, 212). 


8 556. 
Umfang der Anſchließung: J. 2, 371. 

8 557. 
Einſpruch und Revifion: J. 2, 371. 

8 561. 


Reine befondere Feftitellungspflicht für die Untergerichte: 3. 2, 371 Nr. 1; 
keine neuen Tatfahen: Ar. 2 (vgl. oben $ 549 Nr. 4); Auslegung eines Ver: 
gleihs: Ar. 3 (vgl. oben $ 550); Rechnungslegung: Ar. 4. 


8 565. 
Borabentiheidung nah $ 304: J. 2, 371 Nr. 1; analoge Anwendung von 
Abi. 2: Ar. 2. 


Dritter Abjchnitt. Beichwerde. 


8 567. 


1. Die Beitimmung in Abſ. 2 gilt auch für KRoftenbefhwerden in folchen 
Prozeſſen, in denen das Landgericht in erjter Inſtanz ohne Rückſicht auf den 
Streitwert zuftändig iſt (RG. 2. Febr. 04, GruchotsBeitr. 48, 638). 

Eine Beichwerde gegen die Wertfejtfegung, die nicht angibt, um wie: 
viel herabgefegt werden foll, ift unzuläflig (RG. 9. Juli 04, IW. 33, 491). 

3. MWiderfpruh noch kein Gefudh: 3. 2, 372 Nr. 1; mündlicher Beicheid: 
Ar. 2; materieller Anfprud: Ar. 3; Anweiſung, Redtskraft zu bezeugen: Nr. 4; 
Beweisaufnahme im Ausland: Ar. 5; einftweilige Verfügung: Nr. 6; keine 
Beihränkung des Abſ. 2: Ar. 7; $ 102 3PO.: Nr. 8; Zeugengebühren: Ar. 9; 
Berichtigung bezüglich des KRoftenpunktes: Nr. 10; Berechnung der Beichwerde- 
fumme: Ar. 11—13. 

8 568. 


1. Eine Abweihung in der Begründung der Entjcheidungen der Vor— 
inftanzen kommt nicht in Betracht, wenn beide Entiheidungen inhaltlich über: 
einftimmen und der Beihluß des Beichwerdegerichts den Beichwerdeführer 
nicht ungünitiger ftellt als die Entjcheidung der erften Inftanz (OLG. Marien- 
Ss 29. April 04, BPoMScr. 7, 80). Ebenfo J. 2, 373 Nr. 4 und RG. in 

. 30, 59. 
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2. Ein felbjtändiger Beichwerdegrund und damit die VBorausfegung zur 
Einlegung einer weiteren Befchwerde ift dann gegeben, wenn die Bejchwerde 
als unbegründet zurückgewiejen ift, während fie als unzuläffig hätte verworfen 
werden müffen (OLG. Kolmar 21. Dez. 03, ElſLoth3. 29, 460). 

3. Beichwerdefähige Entjcheidung: 3. 2, 373 Nr. 1; „weitere Befchwerde*: 
Air. 2; kein Eingehen auf die Belhwerdefghrift: Ar. 3; neuer NRechtsbehelf: 
Ar. 5; unterlaffene KRoftenentiheidung: Ar. 6; ungenügende Beweisaufnahme: 
Ar. 7; Nichterhebung eines Beweifes: Wr. 8; Verlegung des rechtlichen Ge- 
hörs: Nr. 9; VBeichwerdefumme: Nr. 10; keine Einrechnung der Koſten: Ar. 11, 
ebenfo OLG. Karlsruhe 27. Febr. 04, BadRpr. 70, 162; Untrag auf Erhöhung 
des Streitwerts: Wr. 12. 

8 569. 


1. Eine beim Oberlandesgeriht von einem beim Landgericht zugelajfenen 
Unwalt eingelegte Beſchwerde ift unzuläffig; fie wird jedoh wirkfam, wenn 
fie innerhalb der gefeglichen Friſt ans Yandgeriht abgegeben wird (RG. 
16. Jan. 04, NaumburgAf. 04, 13 — JW. 33, 117; ebenfo bezüglich des 
eriten Sates: J. 2, 374 Ar. 4). — U. W. bezüglich des erften Satzes: 3. 2, 374 
Nr. 3 = Buſchs3. 32, 351. 

2. Die Einlegung der Beihwerde enthält durdh die Begründung, ins- 
bejondere hinfichtlich des Umfangs des Angriffs, die etwaige Begrenzung, und 
nur innerhalb diefer Begrenzung gilt der Angriff als erfolgt (OLG. Kaſſel 
22. Febr. 04, DLG. 9, 71). 

3. Unterzeihnung der Beichwerde: 7. 2, 374 Nr. 1; Bezeichnung als Be- 
ihwerde: Wr. 2. 

8 570. 


1. In der Beihwerdeinitan; kann der Antrag, auch wenn Keiner der 
Fälle in $ 268 Wir. 2 u. 3 vorliegt, erweitert werden (RG. 27. Mai 03, RG3. 
55, 58 — Geuffl. 59, 379). 

2. Eid im Beichwerdeverfahren: I. 2, 374; ebenfo DLG. Poſen 24. Okt. 03, 
Recht 8, 107. 

8 571. 


Einer unzuläffigen Beihwerde darf das Gericht, deffen Entfcheidung an- 
gefochten wird, nicht abhelfen (RG. 16. Jan. 04, IM. 33, 117). — U. AM: 
2, 374. 


8 572. 
Piteratur: f. I. 2, 374. 
8 573. 
Anſchlußbeſchwerde: 7. 2, 374. 
8 574. 
Verſchiedenheit des Datums: I. 2, 374. 
8 576. 


1. Widerſpricht eine Partei vorm erfuchten Nicdhter der Vereidung eines 
Zeugen, fo hat der erſuchte Richter über die Vereidung Beſchluß zu fallen, 
und die Partei hat beim Prozeßgeriht Anderung diefes Beichluffes nachzu— 
ſuchen (OLG. Dresden 26. Juni 03, SächſArch. 14, 263). 

2. Sofortige Beihwerde: J. 2, 374. 


8 577. 
1. Gegen den amtlichen Vermerk der Zeit_der Einreihung ift der Gegen: 
beweis zuläffig (OLG. Bamberg 25. Febr. 04, SeuffA. 59, 290). 
2. Einlegung vor Zuftellung: 3. 2, 374 Nr. 1; Eventualbefhwerde: Nr. 2: 
Abhilfe auf unzuläffige Beſchwerde: Ar. 3; Antrag: Nr. 4. 
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Piertes Buch. Wiederaufnahme des Perfahrens, 
Literatur: |. I. 2, 375. 8 578, 


Hat eine Partei ein rechtskräftiges Scheidungsurteil durd Verlegung der 
Eidespflidht erlangt, jo kann der von ihr darauf gegründete Unterhaltsaniprud 
nur hinfällig werden, nadhdem jenes Urteil durch Reftitutionsklage bejeitigt 
it (RG. 5. Nov. 03, IW. 32, 432). 

8 579. 

Die Nichtigkeitsklage ift gegen den Zeſſionar zu richten, wenn die Ab- 

—— vor —— Rechtshängigkeit des Anſpruchs erfolgt iſt (KG. 26. — 04, 


IM. 33 
$ 580. 
1. Gegenüber der Teititellung einer Forderung in der Ronkurstabelle er- 
icheint die Reftitutionsklage ftatthaft (OLG. Darmftadt 29. Jan. 04, HeſſKſpr. 


5, 59). 
2. Offenbarungseid, Ar. 42: J. 2, 375 Wr. 1; zu Ar. 7: Ar. 2 u. 3. 


8 582. 
Keine Reititution, wenn Berufung möglid: I. 2, 375. 


8 586. 

1. Die Nichtigkeitsklage kann fhon vor Zuftellung des Reviftionsurteils 
erhoben werden (RG. 16. Febr. 04, HeſſKſpr. 5, 28 — IM. 33, 180. — Ub- 
weichend — — erſt nad) Rechtskraft des anzufechtenden Urteils]: 
OLG. Kolmar 6. Febr. 03, ElſLoth3. 29, 21). 

2. Beginn des Sriftlaufs im alle des * 580 Ar. 7b: J. 2, 375. 


Fünftes Buch. Hekunden- und Wechſelprojeh. 


Literatur: Buſch, Die Ründigungsklage im Urkundenprozeffe, Buſchs 3. 32, 238. 


$ 592, 


1. Zu den Anfprüdhen im Sinne von 8 592 gehören aud) diejenigen, Die 
eine Zahlung oder Leitung nicht glattweg, fondern gegen eine Gegenleiftung 
zum Gegenitande haben (RG. 11. Jan. 04, IW. 33, 146 — R63. 56, 301). 
— J. 2, 375 Ur. 2 = Geuffü. 59, 347. 

Wird eine Klage im Urkundenprozeß auf Grund eines Kontokorrent- 
— erhoben und ſind einige Poſten des Saldos nichtig, ſo iſt die Klage 
als in der gewählten Prozeßart unſtatthaft im vollen Umfang abzuweijen, 
auch wenn nach Ausfcheidung der nichtigen Poſten noch ein Aktivjaldo für 
den Ange bleiben würde (RG. 25. Ian. 04, R63. 57, 42). 

Beweiskraft der Urkunden: 7. 2, 375 Wr. 1; Kia erhebung als Kün— 
— Ar. 3; Legitimation des Mechfelklägers: Ar. 4; Ehefrau als Wechiel- 
ausitellerin: Ar. 5; durchitrichener Domizilvermerk: Ar. 6 u. 7; Verbindung 
der Klage mit der aus $ 739 3PO.: Wr. 8. 


8 593. 

1. Der fpätere vorbereitende Schriftfag nah Abſ. 2 kann auch noch dem 
Berufungsverfahren angehören; die Urkunde kann aud in einer mündlichen 
Verhandlung mitgeteilt werden, wenn nur bis zur maßgebenden Verhandlung 
die in Abf. 2 Sat 2 — Friſt Iieot (RG. 11. Tan. 04, R63. 56, 301). 
un 2, 376 Ar. 3. — U. M.: J. 2, 376 Wr. 4. 

2, ollitändige Abferift? J. 2, 376 Nr. 1; Abichrift aus der Wroteft- 
urkunde? Ar. 2. 


Warnener, Jahrbuch der Entiheldungen. 3. Jahrg. 31 
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8 598. 

1. $ 595 Ubi. 2 hat nur materielle Brozeßvorausfegungen, wie Einreden 
und Repliken, im Auge, nicht aud formelle, wie 3. B. den Beweis der Klag- 
— (RG. 6. Juni 04, OLG. 9, 77). 

2. Schriftliche Erklärungen dritter Perfonen: J. 2, 376 Ar. 1; Beweisregel 
des Abſ. 2: Ar. 2; Zeugenprotokolle: Wr. 3. 


8 596. 
Keine Umleitung in der Berufung: J. 2, 376. 
8 597. 
Zugeftändnis nicht urkundlider Tatſachen: J. 2, 376. 


8 599. 
Vollitreckbarkeit: 3.2, 376 Nr. 1; Zwangsbypothek: Nr. 2; Einrede der 
entjchiedenen Sache: Ar. 3. 8 000 


1. Das Nadyverfahren ift vor demjenigen Gerichte fortzufegen, das den 
Vorbehalt ausgefproden bat. Iſt das Verfahren unzuläffigerweife vorm 
Landgericht ftatt vorm Dberlandesgericht fortgefegt worden, jo wird dieſer 
Mangel dadurd geheilt, daß im Berufungsverfahren das Oberlandesgericht in 
der Sache ſelbſt enticheidet (RG. 12. März 04, IM. 33, 240 — R6Z2. 57, 184). 

2. Die Vollitrekung des rechtskräftigen Wechfelurteils kann der im Nach— 
verfahren weiter prozeljierende Beklagte nicht im Wege der einftweiligen Ver— 
fügung oder des Urreites abwenden (RG. 11. Jan. 04, SW. 33, 96); insbefondere 
kann die zur herr —— vorläufigen WVolljtreckbarkeit bewirkte Hinter- 
Lesung 2. auf diefem Wege für fortdauernd erklärt werden (RG. 29. Febr. 

„ . 19, h 

3. Ein im erjten Abſchnitt erhobener Einwand, der im Nachverfahren nicht 
wieder aufgenommen wird, iſt jo anzufehen, als ob ihn der Beklagte fallen 
gelaffen hätte (RG. 6. Juni 04, OLG. 9, 78). 

4. Die im WVorbehaltsurteile ausgeiprochene Verurteilung des Beklagten 
pe Tragung der „Prozeßkojten“ umfaßt im Falle der Aufrechterhaltung diefes 

rteils im Nacverfahren auch die Koiten des legteren, ohne daß es deshalb 
eines befonderen Ausſpruchs bedürfte OLG. Dresden 28. Sept. 03, SihjOLG. 
25, 472). 
5. Zuläffige Einreden: J. 2, 377 Nr. 1 u. 2; Redtskraft im Nachver- 
fahren — Berufung des Wechjelprozeffes: Nr. 3. 


8 608. 

Sireratur: Marcus, Wird der Gerichtsftand aus $ 603 Ubf. 2 ZPD. gegen denjenigen Wechfel— 
verpflichteten, der beim angerufenen Gericht einen allgemeinen Gerihtsftand nicht hat, Dadurch 
—— daß der Mitverpflichtete, bei dem dies ber Fall, vor Klageerhebung in Konkurs 
verfallen war? Kecht 8, 500. 

1. Die Klage wird nah Abſ. 2 aud dann rechtsgültig erhoben, wenn der 
einzige im Gerichtsbezirk wohnende Beklagte fchon vor der Klagzuſtellung in 
— verfallen war (OLG. Kaſſel 19. Nov. 03, Seuffü. 59, 377 — 

G. 9, 78). 

2. Die auf Abſ. 2 gegründete Zuſtändigkeit wird nicht dadurch aufgehoben, 
daß die Klage gegen den im Gerichtsbezirk wohnenden Beklagten im erſten 
Termin zurückgenommen wird (OLG. Dresden 4. März 03, SAHDLG. 25, 242). 

3. Scheinbare Mitbelangung eines Wechjelverpflichteten: I. 2, 377 Nr. 1: 
Ausfteller eines nicht proteitierten Wechſels: Ar. 2; Zuitändigkeitsvermerk im 
Wechſel: Ar. 3; Zeitpunkt der Zuftellung: Ar. 4 = DLG. 9, 80 — SächſArch. 
14, 590. Wal. $ 335 Ar. 2. — 


Erfordernis des Proteſtes: J. 2, 377. 


Erjter Abfchnitt. Werfahren in Eheſachen (88 606—617). 483 


Sechſtes Buch. Eheſachen. 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes wiſchen Eltern 
und Rindern Entmündigungsſachen. 


Erſter Ubjchnitt. Verfahren in Ehejachen. 
Literatur: ſ. I. 2, 378, 
S 606. 


Schweizer: I. 2, 378. 

8 607. 

Für die Staatsanwaltichaft bejteht in Ehe- und Entmündigungsfaden 
kein Anwaltszwang. Zur Mitwirkung in den einzelnen Inftanzen ift — aud 
bei Klagen auf Nichtigkeit einer Ehe — die dem betreffenden Gerichte bei- 
geordnete Staatsanwaltichaft berufen (OLG. Braunfchweig 3. Juni 04, Recht 
8, 338 — Braunfhw. 51 8. 75). 

8 613. 
Revilionsinitanz: I. 2, 378 Nr. 1; Vorlegung der Vollmadt? Nr. 2. 


8 614. 

1. Ausföhnung ift im Läuterungsverfahren nicht zu beadten: ſ. oben 
8 462 Wr. 1. 

2, Umwandlung einer Scheidungs: in eine Heritellungsklage: 3. 2, 378 
Ar. 1 u.2. Ebenfo OLG. Roftok 30. Mai 04, Meckl3. 23, 23; Verbindung 
beider in der Berufung: Wr. 3; Scheidungs- — Unfehtungsklage: Ar. 4; An— 
ihließung an die Berufung nad) Teilurteil: Nr. 5. 


8 615. 
Literatur: Lehr, Scheidungs- bzw. Uufhebungsklage und Klage auf Heritellung der häuslichen 
Gemeinichaft, UrhBürgR. 35, 54. 

1. Kann auf die Klage unbedingt geichieden, auf die Widerklage aber 
nur auf Eid erkannt und davon die Scheidung abhängig gemacht werden, To 
darf nur ein bedingtes Endurteil erlafjen, nicht darf auf die Klage unbedingt 
aeichieden werden (OLG. Braunfhweig 24. April 03, SeuffA. 59, 282 — 3Kirch. 
14, 280). 


2. Alimenten-e — Herjtellungsklage: I. 2, 378. 


8 616. 


1. 8 616 findet auch Unwendung, wenn die neue Klage vor Abweifung 
der alten erhoben wird; es genügt, daß die Ubweifung der leßteren zur Zeit 
des Urteils über die neue rechtskräftig erfolgt ift (RG. 21. Okt. 02, GruchotsBeitr. 
47, 1180). 

2. Ebenfo, wenn die neue Klage auf einen Scheidungsgrund geſtützt wird, 
den die Partei erft erfuhr, als der frühere Prozeß ſchon in der Revifionsinjtanz 
ihwebte (RG. 21. Jan. 04, JW. 33, 147). 

3. Verhältnis zu $ 511: 3.2, 378 Wr. 1; felbftändiger Klaggrund: Nr. 2; 
Züricher Redtsjtreit: Ar. 3 = Böhms?. 13, 410; Beweis: Nr. 4. 


8 617. 

1. Die Eideszufchiebung ift unzuläffig über Tatfachen, die gleichzeitig für 
den Scheidungsantrag und die Schuldfrage von Bedeutung find (RG. 9. Mai 
04, JW. 33, 391). 

2. Zuläffig über die Schuldfrage: I. 2, 379 Nr. 2, RG. dort = Grucots- 
Beitr. 47, 966; Zweck der Eideszufhiebung: Wr. 1. 

31* 


484 38. Zivilprozekordnung. VI. 


$ 618, 
Riteratur: f. I. 2, 379. 
Mird unzuläffigerweife ein Werfäumnisurteil erlaffen, fo ift Dagegen nicht 
die eatung, fondern der Einfprudy gegeben (RG. 3. März 04, GruchotsBeitr. 
48, 640). 


ö g 619. 


Zwangsmaßregeln durch den erfuchten Richter: I. 2, 379 Nr. 1; körperliche 
Unterfuhung: Wr. 2. 
8 620. 


1. Es muß ein gewiffer tatfächlicher Anhalt vorhanden fein, daß eine 
Ausföhnung nicht ausgeichloffen ift (RG. 23. Nov. 03, Seuff A. 59, 168 — OLG. 
9, 81). Wal. 3. 2, 379 Ar. 1u.3, 

2. Reine Ausſetzung, wenn Scheidungsbegehren nicht begründet: I. 2, 379 
Nr. 2; ebenjo DLG. Kaffel 14. April 04, Seuff A. 59, 420 — VLG. 9, 81; Fort- 
fegung des Verfahrens: Ar. 4; teilweife Ausjegung? Nr. 5. 


8 624. 
TFeititellung des Ehebrudhs: J. 2, 379 Nr. 1; des Ehebreders: Ar. 2. 


8 625. 
1. Auch wenn in der Berufungsinjtanz lediglih zur Schuldfrage Anträge 
eftellt werden, tft das Urteil von Amts wegen zuzuftellen (RG. 17. März 04, 
Ran, 33, 235 — GrudotsBeitr. 48, 613). 
2, Bedingtes Endurteil: I. 2, 330 (MO6VZG). 


8 627. 

1. Durch eine Verfügung nad $ 627, wodurd dem einen Ehegatten die 
Sorge für die Perſon des Kindes überwieſen wird, wird ein Einjchreiten des 
VBormund'haftsrichters nad) $ 1666 BGB. nicht ausgeichloffen (RG. 20. April 
03, R6T. 26 A 185). 

2. Prüfung nah $ 940: J. 2, 380 Nr. 1, ebenfo DLG. Braunfichweig 
13. Mai 04, Braunihw. 51, 155; Anwendung von 88 936-940 3PO.: Nr. 2, 
ebenfjo OLG. Kafjel 24. März 04, SeuffX. 59, 478 = DUO. 9, 81; Klage ftatt 
einitweiliger Verfügung: Ar. 3; andere einjtweilige Verfügungen: Air. 4; ver- 
mögensrechtlicher Anſpruch? Nr. 5; Borausfegung iſt Scheidungsverfahren: 
Nr. 6; ebenio KG. 9. Febr. 04, OLG. 8, 331; Feſtſtellung der Unterhaltspflicht: 
Nr. 7; Herausgabe von Möbeln: Nr. 8; Pflege und Erziehung der Kinder: 
Nr. 9, ebenfo OLG. Hamburg 30. März 04, OLG. 9, 82; Verkehr mit den 
Kindern: Air. 10; $ 945 3PO.: Nr. 11. 


8 632. 
„Recht“: J. 2, 380. 


Zweiter Abjchnitt. Verfahren in Nechtsitreitigkeiten, welche die 
Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes zwiſchen Eltern und Kindern 
zum Gegenjtande haben. 

8 640, 


1. Klagt ein uneheliches Kind gegen feinen yinehelihen Water, der an- 
geblic die Mutter geheiratet hat, auf Anerkennung der Vaterihaft, fo lieat 
eine Statusklage nadı $ 640 vor; $ 23 GVG. findet nit Anwendung (OLG. 
Breslau 5. Dez. 02, OLG. 7, 416). 


2. Klage ehelicher Kinder gegen die Mutter: J. 2, 3831 = OLG. 7, 417. 


Dritter Abſchnitt. Verfahren ufw. ($$ 646—671). 485 


8 643, 
Klage der Kinder nad) dem Tode des Vaters: J. 2, 381 Nr. 1; Abweifung 
der Sllegitimitätsklage: Nr. 2. su 


Literatur: Natter, Unehelihe Vaterfchaft; insbefondere Klagen auf fFeftitellung des Beftehens 
oder Nichtbeftehens der unehelihen Vaterſchaft? ArhZtoPrar. 95, 123. 


Dritter AUbjchnitt. Verfahren in Entmündigungsjachen. 
Literatur: f. I. 2, 381. N 646 


Verheiratung der zu Entmündigenden: 7. 2, 381 Nr. 1; eheverlaffene Frau: 
2. 


8 650, 
Überweifung die Ausnahme: 3.2, 381 Ar. 1; wenn Vernehmung Ben: 
Nr. 2—4; Anftalt: Nr. 5; Vernehmung ausgeſchloſſen: Ar. 6, ebenfo DLO®. 
Tena 28. April 04, DI3.9, 824; nadträgliche Überweifung: Nr. 7; Ubf. 2: 
Ar. 8; Abſ. 3: Wr. 9. s.00 


Unterlaffene Mitteilung an die Staatsanwaltichaft: I. 2, 382. 


8 653. 

1. Gegen die Ublehnung von Beweisanträgen hat der Antragjteller kein 
Beihwerdereht (OLG. Dresden 8. Jan. 04, SächſOLG. 235, 474 — Seuffl. 
59, 421 — SchlHolſtAnz. 04, 245). 

2. Die Untragiteller im Entmündiqungsverfahren find nicht Parteien und 
können daher als Zeugen vernommen werden; auch die Verleſung diejer 

eugenausfagen im Anfechhtungsverfahren ijt jtatthaft (RG. 3. Dez. 03, Elf 
oth 3. 29, 438). 
8 654. 


Bedeutung des Protokolls: J. 2, 382 Nr. 1; zu Abſ. 3: Nr. 2. 


8 657. 


Keine Prüfung des Vormundidaftsrichters: I. 2, 382 Nr. 1; keine Ver— 
fügung durch das Gericht ſelbſt: Ur. 2. 


8 658, 
Auch die dem Antragiteller erwachſenen Koften find gegebenenfalls von 
der Staatskafle zu tragen (LG. Cöln 25. April 04, Buſchs3. 33, 539 — 
Rhein ARV. 22, 40). — 


Zuftellung der Berufung an den Staatsanwalt: J. 2, 382. 


8 666. 
Wird die Klage auch gegen eine nicht unter $ 646 Abf. 1 fallende Perſon 


erhoben, To iſt fie infoweit unzuläffig, felbit wenn die betreffende Perſon bereits 
Anträge im eignen Namen geitellt hat (RG. 3. Dez. 03, ElſLoth3. 29, 438). 


8 671. 


1. Das in Abſ. 2 nacdhgelafjene Abftandnehmen von der Vernehmung 
Sadverftändiger bezieht fidy keineswegs auf die nach Ubf. 1 des 8 654 zu er- 
folgende ee Fa Sadveritändigen bei perfönlicher Vernehbmung des zu 
Entmündigenden (RG. 23. Okt. 02, Gruchots®eitr. 47, 897). 

2. Diefe Zuziehung ift auch in der Berufungsinitanz erforderlih (RG. 
7. April 04, ZW. 33, 262 — R62. 57, 330). 


Nr. 
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3. Den zur Vernehmung des Entmündigten zugezogenen Irrenarzt kann 
das Gericht zugleich mit der Erftattung des erforderlihen Gutachtens betrauen 
(RG. 14. März 04, IW. 33, 209 — GrucdotsBeitr. 48, 642). 

4. Unterlaffene Bernehmung: J. 2, 382. 


8 679. 

1. Der Entmündigte kann nicht felbftändig um Erteilung des Armenrechts 
zur Führung des von ihm beabfichtigten Prozeffes in betreff der Wiederauf- 
u! feiner Entmündigung nadjfuchen (DLG. Dresden 30. Dkt.03, SäHfDLG. 
25, 463). 

2. — ————— der Klage: J. 2, 383 Nr. 1; mangelnde Grundlagen der 
‘ Ei 


Entmündigung: Ar. 2; Befchwerderedt: Nr. 3. 
3. vgl. 8 78 Nr. 1. 
8 680. 
Literatur: f. I. 2, 383. 
8 684. 


1. Der Entmündigte ift für die Unfechtungsklage prozeßfähig und infolge- 
deffen auch befugt, einen Rechtsanwalt zum Prozekbevollmädtigten zu be- 
itellen. Die durch die Koften des Rechtsſtreits entitehenden WVerbindlichkeiten 
treffen fein WBermögen, wie wenn er nidt entmündigt wäre (BayübL6. 
20. Nov. 03, Geuffl. 59, 212). 

2. Befferung nad) der Entmündigung: J. 2, 383. 


Zuftändiges Gericht: I. 2, 383. 


Siebentes Buch. Malmverfahren, 


8 688, 
Zukünftige Forderungen: J. 2, 383. 

8 690. 

Riteratur: ſ. 3. 2, 383. 

8 691. 
Befeitigung eines Mangels: J. 2, 383. 

8 694. 
Anſpruch aus Hypothek: J. 2, 383. 

8 695. 
Zurücdknahme des Widerfpruds: J. 2, 383. 

| & 697. 

Teilweife Zahlung: I. 2, 383. 

8 698. 


1. Der Schuldner kann den den Zahlungsbefehl zurüknehmenden Gläu: 
biger laden und gegen ihn Koftenurteil erwirken (LG. Graudenz 26. Sept. 04, 
PoſMSchr. 7, 144). 

2. Zahlung vor Zuftellung: \ 2,3854 Ar. 1; Wegzug des Schuldners: Nr. 2; 
nachfolgender Urkundenprozeß: Ar. 3; keine Bezugnahme im Hauptprozek auf 
das Mahnverfahren: Ar. 4. 500 


Unzuftändiges Amtsgericht: I. 2, 384 Nr. 1; Unterfchrift des Mider 
ipruds: Ar. 4. 8 700 


Urteil neben Vollftrekungsbeiehl: 5. 2, 384. 


Erjter Ubfchnitt. Allgemeine Beitimmungen ($$ 705— 713). 487 


UAchtes Buch. Zwangsvollſtreckung. 


Literatur: |. J. 2, 384. 


Erjter Abjchnitt. Allgemeine Bejtimmungen. 
Literatur: j. J. 2, 384. $ 206 


Literatur: ſ. J. 2, 38. 
1. In nicht revifionsfähigen Sachen darf der Gerichtsichreiber das Rechts— 
kraftzeugnis vor Ablauf der Reviſionsfriſt erteilen (LG. Halle 26. April O4, 
NaumburgAR. 04, 45). — U. M.: 7.2, 384 Nr. 2. 
2. Hemmung der Redtskraft: I. 2, 384 Nr. 1; Scheidungsprozeß: Ar. 2. 


8 706. 


1. Der Gericdhtsfchreiber des Oberlandesgerihts kann das Nedtskraft- 
zeuanis zu einem Verläumnisurteil des Neichsgerichts nur erteilen, wenn der 
Gerichtsichreiber des Neichsgerichts beicheinigt hat, daß innerhalb der Notfrift 
kein Einipruch eingelegt ſei (RG. 27. Okt. 02, GruchotsBeitr. 47, 1184). Ebenfo 
J. 2, 385 Nr. 1. 

2. Rechtsmittel gegen Erteilung? I. 2, 385 Nr. 2 u. 3; mit Beſchwerde 
anfechtbare Enticheidungen: Nr. 4: Anhängigkeit in der höheren Injtanz: Air. 5. 


8 707. 
Abändernde Anordnungen: 3.2, 385 Ar.1; Anordnung durchs Berufungs- 
geriht: Ar. 2; Begründung einer UÜblehnung: Nr. 3; Zuläffigkeit der Be— 
Ichwerde: Nr. 4, ebenjo OLG. Roftock 15. Dez. 03, Mel. 22, 247. 


8 708. 
Literatur: Raydt, Die vorläufige Vollftrekbarkeit, Leipzig 1904; f. ferner I. 2, 385. 
Bolljtreckbarkeit des zweiten Berfäumnisurteils: I. 2, 385. 


8 709. 


1. Wird das erftinftanzliche, vorläufig vollftreckbare Urteil in der Be- 
rufung aufgehoben, jo kann daraus auch dann nicht vollftreckt werden, wenn 
durch das zweitinjtanzliche Läuterungsurteil das erjtinitanzliche Urteil tat- 
ſächlich wieder hergeitellt wird (RG. 7. Juni 04, KGBI. 15, 65). 

2. Vorläufige Bollftreckbarkeit eines abweijenden Urteils: I. 2, 385; 
2, 387 8 717 Ar. 2. 

8 710, 


Es ift unzuläffig, das Urteil gegen Hinterlegung des ante beizutreibens 
den Betrags für vorläufig vollſtreckbar zu erklären (OLG. Hamburg 25. Juni 04, 
OLG. 9, 111 = HaniG2. 235 B. 218). — U. M.: 7.2, 386. 


Literatur: ſ. I. 2, 386. 8 711. 
Zur Anwendung des $ 711: 3.2, 386 Nr. 1 u. 2; Wirkung: Ar. 3. 


8 712. 
Die Borausfegung des $ 712 iſt in der Berufung gegeben, wenn die Auf: 
hebung des erftinftanzlichen Urteils in Ausficht jteht und der Kläger mittellos 
ift (OLG. Dresden 2. Juli 03, SächſArch. 14, 133). 


8 713. 


Literatur: Neumann, Der Urteilstenor binfichtlich des Nachlaffes der Abwendung der Jwangs- 
vollftrekung bei der Verurteilung von Geſamtſchuldnern, ThürBl. 51, 209. 


fandmäßige Haftung des hinterlegten Betrags: I. 2, 386 Wr. 1; ebenfo 
LG. Rudolftadt 13. Nov. 03, ThürBl. 51, 236; Unfprud auf Rückgabe: Ar. 2, 
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8 714. 
Borläufig volljtreckbares WVerfäumnisurteil: J. 2, 386. 


8 716. 


Beihwerde: J. 2, 386 Ar. 1; Gebühr des Anwalts: Ar.2, ebenfo wie OLG. 
Kolmar dort DLO. Frankfurt 14. Jan. 04, FrankfRundid. 38, 59. 


& 716. 
Untrag in erfter Injtanz übergangen: 5. 2, 386. 


8 717. 

1. Die Beſtimmung in Ab. 2 fchafft einen materiellen Scadenserfat- 
anſpruch, gegen den die Rompenfationseinrede gegeben tft (RG. 31. Okt. 03, 
KOBL 15, 21). 

2. Tit die eng des erften Urteils fehon vorm 1. Januar 1900 er: 
folgt, fo findet das alte Recht, wonad Rompenfationseinreden ausgeſchloſſen 
waren ($ 655 3PO. a. %.), Anwendung (RG. 27. Febr. 03, GrudyotsBeitr. 47, 1185). 
Val. im übrigen wegen der Übergangszeit: 3. 2, 386 Ar. 1. 

3. Abſ. 2 findet im Fall der Aufhebung eines Beihluffes, aus welchem 
vollftredt worden ift, hinfichtlich der dem Schuldner erwachſenen Vollftreckungs- 
kojten entiprechende Anwendung (OLG. Jena 29. Okt. 02, Thür. 51, 87). 

4, re vollftrekbare Rlagabweifung: J. 2, 387 Nr. 2; Wechfelprozeß: 
Nr. 3 = RheinAirch. 99 I, 19; einftweilige Verfügung: Ar. 4; Aufhebung eines 
Urteils aus formellem Grund: Wr. 5; Aufhebung nur der Koftenentfcheidung: 
Nr. 6; berichtigtes Urteil: Ar. 7; Gerichtsſtand: Ar. 8. 


8 718. 


1. Die Revifion gegen ein Berufungsurteil, das nur über die vorläufige 
Volljtreckbarkeit des erjten Urteils erging, erjcheint unzuläffig (RG. 6. Okt. 04, 
IM. 33, 556). 

2. Vorausjegung der Verhandlung über die Vollftrekbarkeit: I. 2, 387 
Nr. 1, DLG. Dresden dort — SächſArch. 14, 267; Herabfegung der Sicherheit: 
NAr.2 — SächſArch. 14, 269. 

8 719. 


Verfäumnisurteil: 5.2, 387 Ar. 1 u. 2; $ 534: Nr. 3; Ankündigung der 
SEI URNEEIBUNG: Nr. 4; Koften der Hinterlegung: Ar. 5; $ 58 KrankVerj®.: 
tr. 6. 


8 722, 
Literatur: ſ. 3.2, 388. 

Prüfung der Zuftändigkeit: J. 2, 388 Ar. 1; öfterreichiiches Ehetrennungs- 
urteil: Ar. 2; öſterreichiſcher Kojtenfeitjtellungsbefhluß: Nr. 3; öfterreichifcher 
Wechſelzahlungsauftrag: Ar. 4; Ichweizeriiher Berluftihein: Ar. 5 = Böhms?. 
13, 597; Entſcheidungen öjterreichifcher Verwaltungsbehörden: Nr. 6. 


g 728. 
Literatur: —, Wollftrekung deutſcher Urteile in Ofterreih und umgekehrt, ZURt- 14, 218, 
Dfterreichifches Urteil, Zuftellung: I. 2, 388. 


N 725. 


Das Grundbudamt iſt durch eine äußerlich einwandfreie Vollſtreckungs— 
klaufel gebunden und hat nicht zu prüfen, ob die Klaufel im gegebenen Falle 
und auf Unordnung des Vorſitzenden zu erteilen gewejen wäre (ÖLG, Dresden 
* sun N SädhjOLG. 35, 132). Ebenfo J.2, 388 $ 726 Ar. 1. — Abweichend: 

ort Nr. 2. 
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8 726. 
Literatur: Brunner, Form der flapitalskündigungen, Seuffßt. 69, 85. 

1. Auch wenn der Schuldner zur Abgabe einer Willenserklärung gegen 
Gegenleiftung verurteilt ift, darf die vollftreckbare Ausfertigung nur auf An— 
ordnung des Borligenden erteilt werden (OLG. Celle 19. rz 04, Builds. 
33, 543). Ebenfo I. 2, 388 Nr. 1. 

2. Bemängelung nur durd den Schuldner: J. 2, 388 Nr. 1; Mangel der 
Unordnung: Ar. 2; Beweis: Wr. 3. 

8 727. 

1. Auch ein vorläufig vollftrekbares Urteil fällt unter die Beitimmung 
des $ 727 (ORG. Roſtock 16. Dez. 03, Meckl3. 22, 247 — OLG. 9, 112). — Ub- 
weichend: 7.2, 359 Ar. 4. 

2. Der Drittihuldner kann, wenn der Gläubiger eine ausgeklagte Forde- 
rung feines Schuldners hat pfänden laffen, der Umichreibung des Schuldtitels 
nicht mit der Begründung a daß ſchon früher ein anderer Gläubiger 
gepfändet habe (RG. 29. März 04, RG3. 57, 326 — JW. 33, 263). 

3. Troß des Wortes „kann muß die Erteilung einer vollftrekbaren Aus» 
fertigung für den Rechtsnacdhfolger erfolgen, wenn die Vorausfegungen vorliegen 
(RG. 29. März 04, R63. 57, 326 — IM. 33, 263). — U. M.: 3.2, 389 Nr. 6. 

4. Eine vollitrekbare Ausfertigung einer Urkunde nad $ 794 Ar. 5 kann 
gegen denjenigen Rechtsnachfolger des Schuldners, der die — Schuld 
ae bat, nicht erteilt werden (OLG. Dresden 23. Dez. 02, Bulds?. 
32, 357). 

5. Nacdweis der Rechtsnadfolge: 3. 2, 389 Nr. 1; Nachlaßpfleger: Ar. 2; 
Überlaffung der Mietfahe an einen Dritten: Ar. 3; Überweifungsgläubiger: 
Nr. 4; Urteil gegen den Ehemann: Ar. 5; Ronkursverwalter: Ar. 7; Grund: 
jtückskäufer: Ar. 8. 


8 730. 
Veritoß gegen Abſ. 3: I. 2,389 Nr. 1; Ablehnung des Gerichtsichreibers: Ar. 2, 
8 731. 
Literatur: ſ. I. 2, 389. 
8 732. 


Literatur: ſ. I. 2, 389. 
1. Aur folde Einwendungen find zuläffig, die die Rechtsnachfolge be- 
treffen, nicht folche über den Inhalt und die Tragweite des Urteils (OLG. 
Poſen 14. Okt. 03, PoſMSchr. 6, 178). 
2. Rlagerhebung nad) $ 767: 3. 2, 389. 


8 733, 

1. Eine zweite Ausfertigung ift zu erteilen, wenn der Gläubiger nachweiſt, 
daß er die erite in der irrigen Annahme dem Schuldner ausgehändigt hat, 
es jei en bezahlt (OLG. Breslau 19. März 04, Buchs. 33, 288). Ahnlich I. 
2, 390 Wr. 3. 

2. Direkte Verfagung durch den VBorfigenden: 7.2, 389 Ar. 1; keine Be- 
ſchwerde gegen die Bejtätigung der Erteilung: Ar. 2. 


8 736. 
Die 8$ 736, 747 feßen kein einheitliches Urteil gegen ſämtliche Teilhaber 
voraus (OLG. Rolmar 23. Jan. 04, OLG. 9, 113). 


8 737. 

88 737, 738 regeln die prozeffualen Vorausfegungen für die Verwertung 
des den Öläubigern nad) $ 1086 BGB. zuitehenden materiellrechtlichen, unmittel» 
baren Zugriffsrtechts in der Volljtrekungsinitanz (OLG. Dresden 31. März 03, 
SähfArdh. 14, 511). 
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8 739. 

Literatur: Waldmann, Die Borausfeßungen der Zwangsvollfirekung in das Eingebracdte und 
bas Geiamtgut. Ein Beitrag zur Erläuterung ber &$ 739741, Leipzig 1904; Yinsmaner, 
Verbindung der Alagen auf Yeiftung gegen die Ehefrau und auf TDuldung der Zwangsvoll⸗ 
firekung gegen den Ehemann, BuſchsJ. 8, 4; Maner, Jur Lehre von der Zwangsvoll- 
ftrekung in Das Gelamtgut und eingebradhte Gut der Ehefrau, PrälzApr. 1, 45; f. ferner I. 2, 3W. 

1. Wenn der Gläubiger behauptet, die zu pfändende Tsorderung gehöre 
zum Vorbehaltsgute der Ehefrau, fo ift die PBiändung nicht von einem Schuld- 
titel aus $ 739 abhängig zu maden (26. Darmitadt 11. Nov. 03, Hefiiftfpr. 4, 179). 

2. Iſt für den Anſpruch gegen die Ehefrau der Rechtsweg ausgeicdloffen, 
weil die Verwaltungsbehörden zuftändia find, fo gilt dasielbe für den An— 
ſpruch aus $ 739 (OLG. Münden 5. Okt. 03, Seuffßl. 69, 351). 

3. Gefamtihuldverhältnis der Eheleute: J. 2, 30 Ar. 1; Streitgenoffen: 
Nr. 2; Widerfprud des Ehemannes: Ar. 3; Ehemann als Zeuge? Qr. 4: Ge 
werbefrau: Ar. 5; ausfchließlicher Geridhtsitand der rau: Ar. 6; Unerkenntnis 
des Mannes: Nr. 7. 

8 740. 


2iteratur: 1. I. 2, 3m. 


1. Bei der Gütergemeinihaft genügt es, wenn der Ehemann allein zur 
Auflaffung des auf beide Eheleute eingetragenen Grundftüks verurteilt ift; 
denn das gegen ihn als Vertreter des Geſamtguts erlaffene Urteil ift auch der 
Frau — wirkſam (KG. 19. Okt. 03, OLG. 9, 113 — — 26 A 260). 

2. Klage gegen die Frau: T. 2, 30 Nr. 1; Pfändung von Sadyen, die die 
getrennt lebende Ehefrau befigt: Ar. 2. 


741. 
Literatur: Pepold, Schliekt 8 741 ZPD. eine Klage gegen den Ehemann auf Dulbung der 
— sslkerkung in bas eingebrachte Gut aus? — 31, 335; f. ferner J. 2, 391. 


Gewahrfam des Mannes: I. 2, 391 Ar. 1; Klage nad) $ 739: Ar. 2. 


" 8 747. 
Zur Anwendung: J. 2, 391. 


1. a) Iſt ein Verfäumnisurteil gegen einen nad BadLR. wegen Ver: 
ihwendung Verbeiftandeten ohne Kenntnis von der Verbeiftandung ergangen, 
jo ift zum Beginn der Vollſtreckung erforderlich, daß es aud) dem Beiftand zu» 

ejtellt wird; b) durch Nachholung der Zuftellung werden die inzwifchen er: 
Koller a nicht wirkjam (RG. 8. Dez. 03, RSZ. 56, 212 
— BadRpr. 70, 142). — U. M. bezüglich b: & 2, 391 Ar. 3. 

2. Eine unter Verlegung der geſetzlichen Vorſchriften erfolgte Vollſtreckungs— 
maßregel ift widerrechtlih und daher unwirkfam (BayObLG6. 9. Dez. 02, 
BayOb eGESt. 3, 125). 

3. Verurteilung einer Firma: J. 2, 391 Nr. 1 = MWürttZ. 46, 143; 
Zwangsverwaltung eines mit Nießbraud behafteten Grundftüks: Ar. 2; Be- 
zeichnung der Perjonen: Ar. 4. em 


1. Iſt der Beklagte in Unwendung des $ 259 ZPO. zur Zahlung von 
vierteljährlich zuentrichtenden Unterhaltsbeiträgen rehtskräftig verurteilt worden, 
fo iſt gwangevoliieung insbeiondere auh Pfändung und Überweifung einer 
dem Beklagten zujtehenden Forderung nur wegen der zur Zeit des Antrags auf 
Zwangsvollitrekung fälligen Unterhaltsbeiträge zuläflig (OLG. Marienwerder 
4. Dez. 03, Recht 8, 80; 28. Kiel 11. Febr. 04, SchlHolſtAnz. 04, 133). 

2. Rechtskraft eines in Abſ. 2 gedachten Urteils: I. 2, 391. 


$ 758. 


1. Der Staat haftet für den Schaden, den ein Gerichtsvollzieher bei Aus: 
führung der Zwangsvollitredkung feinem Auftraggeber zufügt (RG. 29. Okt. 03, 
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RG3. 56, 84 — IW. 32 8. 134 — ZVolljtr®. 18, 12 — ElſLoth3. 29, 433, in 
Beitätigung von J. 2, 391 Wr. 2). 

2. Der Gerichtsvollzieher handelt bei der Pfändung als Vertreter des 
Gläubigers; feine Kenntnis von der Zahlungseinjtellung des Schuldners Ichadet 
dem Gläubiger (OLG. Kolmar 10. Dez. 03, OLG. 8, 33). — U. M.: 3. 2, 391 
Nr.1 Satz 2, Ar. 3. 

3. Berhältnis zwifchen Gläubiger und Geridytsvollzieher: 3.2, 391 Nr. 1 
Sat 1; ebenjo RG. 20. Okt. 03, Puchelts 3. 35, 270. 


8 756. 


Unter Umjtänden muß die Leiftung, der Befchaffenheit der ——— 
entſprechend (Lieferung von 187000 Stück Ziegel), geteilt werden (OLG. Dresden 
31. Dez. 03, OLG. 9, 117). 


8 757. 


1. Der Gläubiger ift zur Herausgabe des Schuldtitels erjt dann verpflichtet, 
wenn der Schuldner den Urteilsanſpruch und die Kojten erjtattet bat (RG. 
20. Okt. 03, REBl. 15, 5). 

2. Zahlung an den Gläubiger: I. 2, 391. 


8 758. 

Zwangsvollitrekung geaen den Mann in der Wohnung der Frau: T. 
2, 391 Nr. 1; desgl. im Gejchäftslokal der Frau: Nr. 2; Vollſtreckungshand— 
lungen außerhalb: Wr. 3. 

8 766. 
Literatur: Pritzel, Einwendungen gegen die Art und Weile der Zwangsvollſtreckung in Forde— 
rungen und andere Vermögensredite nad) SS 766 u. 850 3PO., Seuffßt. 69, 479. 

1. Behauptet der Schuldner, daß die Zwangsvollitrekung gegen ihn 
ohne einen gehörigen Titel unternommen jei, fo handelt es fich nicht a Ber 
eine Einwendung nad $ 766, fondern um eine Anfechtung der ganzen Voll: 
ag Ara 27. Nov. 03, RG3. 56, 70). 

2. Wird bei der gütergemeinfchaftlihen Ehefrau gepfändet, ohne daß ein 
Urteil gegen den Mann nad $ 740 ZBD. vorliegt, jo hat der Mann die 
een nad) $ 766 (OLG. Hamburg 9. März 04, HanjG3. 25 B. 161 — 

. 9, 115). 

3. Bei Pfändung von Dienitprämien der re ift auch der Reidhs- 
en zu Anträgen nad) $ 766 3PO. berechtigt (OLG. Hamm 13. Mai 04, 

echt 8, 363). 
4. Gegen den die Zwangsverjteigerung anordnenden Beſchluß findet die 
Erinnerung nad) $ 766 ftatt (OXYG. Marienwerder 14. Mai 04, PolMScr. 7, 97). 
. Wird eine beantragte Vollftrekungsmahregel zu treffen abgelehnt, fo 
findet nicht die Erinnerung, fondern die Beſchwerde ftatt (OLG. Roſtock 
29. April 04, Meckl3. 23, 25). 

6. Die Wiederholung abgelebnter Anträge ift unzuläflig (26. Dresden 
15. Sept. 00, Buſchs 3. 32, 335). 

7. Unpfändbarkeit: 3. 2, 392 Ar. 1; materielles Recht an der gepfändeten 
Sade: Ar. 2; Ronkursmaffe: Ar. 3; Beichwerdereht des Gerichtsvollziebers: 
Nr. 4; Erinnerung der Frau bei Pfändung gegen den Mann: Wr. 5; desgl. 
bei Pfändung des Mannes gegen fie: Ar. 6; Einwendung des Mannes gegen 
Pfändung des Frauengutes: Ar. 7; Forderungspfändung: Ar. 8; Pfändung 
auf Veranlaffung des Beihwerdegerichts: Ar. 9. 


8 767, 
Riteratur: Abraham, Aufrehnung und Ungriffsreht in der Vollftrekungsinftang, Berlin 1903. 
1. Zuläffig ift eine — — über die Auslegung des Urteilsan— 
ſpruchs (RG. 10. Febr. 04, ©. 9, 117). 
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2. Einwendungen gegen ein ausländifches Urteil können im Inland nad 
$ 767 bei dem Gericht geltend gemadıt werden, das das Vollftreckungsurteil 
erlafien hat (RG. 23. Nov. 03, Ton, 33, 41 = Böhmsz. 14, 171 = Geuffßl. 
69, 521). 

3. Eine Aufrehnungseinrede muß vorgebradht werden, Tobald die Forderung 
entitanden und fällig ift (RG. 20. Nov. 03, IJW. 33, 96). Ebenfo 3. 2, 393 Wr. 9. 


4. 8 767 ift nad beendigter Zwangsvollitrekung nicht mehr anwendbar 
(OLG. Hamburg 15. März 04, HaniG3. 25 2. 163). 

5. Wird die Klage erhoben, bevor die Volljtrekung eingeleitet ift, jo muß 
ein rechtliches Interefje dDargetan werden (OLG. Karlsruhe 5. Febr. 04, Buſchs3. 
33, 537). 

6. Die Anfechtung einer vorichriftswidrig erteilten Wollftrekungsklaufel 
kann im Wege der Klage geichehen (OLG. Hamburg 25. April 04, Banto3. 
25 8. 207). Ebenfo RO. 7. 2, 389 $ 732. 

7. Gerichtsitand: J. 2, 392 Ar. 1; desgl. bei Hypothek: Ar. 2; Gegenent: 
iheidung jüngeren Datums: Nr. 3; Vereinbarung über Urteilswirkung: Nr. 4, 
vgl. 3. 2, 397 Ar. 4; Heritellung von Einrichtungen nad $ 906 BGB.: Nr. 5; 
Beftitellungsklage neben der Klage aus $ 767: Nr. 7 — ZVolljtr®. 17, 1% 
— SeuffA. 59, 77, ebenfo BayDbLG. 9. Nov. 03, Recht 8, 48; Zahlung künftig 
fällig werdender Beträge: Ar. 6 — HeſſKſpr. 4, 169; Einwendungen gegen 
VBerfäumnisurteil: Ar. 8 = RG3. 55, 187; aufgehobene Gütergemeinjchaft: 
Nr. 10; Streit über Inhalt des Urteils: Nr. 11; Berufung neben Klage aus 
8 767: Ar. 12; nadträglies Vorbringen: Ar. 13; fimuliertes Urteil: Wr. 14. 


8 768. 


8 769. 


1. Die beizubringende Entiheidung des Prozekgerihts muß in fchriftlicher 
Form erfolgen (OLG. Kiel 12. März 04, DLG. 9, 118 — SchlHolftUnz. 04, 169). 
2. Die Sicherheitsleiftung hat den Zweck, dem Gläubiger diefelbe Be- 
friedigung zu verichaffen, die er ohne die Einftellung erlangen würde; für 
anderweite Nachteile haftet die Sicherheit nicht (BayDbL®. 17. Dez. 03, Recht 8, SO). 


3. Eine Anordnung nah $ 769 3PO. ift felbft dann keine ein tweilige 
Verfügung, wenn fie ſich als foldhe bezeichnet (OLG. Stettin 17. Juni 03, 
PoſMSchr. 7, 13). 

4. Verurteilung zu einer Handlung: I. 2, 393 Ar. 1; Verftreichenlaffen der 
Friſt: Nr. 2; Einftellung vor Zwangsvollftrekung: Nr.3; Widerfpruch, Arreit: 
Nr. 4; Glaubhaftmahung obligatoriih: Ar. 5; Forderungspfändung: ir. 6. 


g 771. 


Literatur: Stübel, Zwangsvollftrekung in dem Schuldner nicht zuftebende Forderungen, D33. 
9, 684; Brüdmann, Zum Kapttel von den Interventionsprogeffen, insbe ondere der Stellung 
ber Ehefrauen, DJ3. 9, 689; Schönfeld, Ten die Pfändung von Mietzins und Pachtgeid 
verihafft die Widerfpruchsklage aus Z 771 ZBD. dem Hnpothekengläubiger Abhilfe, Kedt 
7, 572; Dertmann, Die Frage der Bereicherungshaftung des Vollitrekungsgläubigerg bei 
Pfändung fremder Sachen. Arch Ziv Prax. 90. 1; Schäfer, Der Roftenpunkt bei der Wider 
fpruchsklage nadı 8 771 ZPD., SeuffBl. 69, 373; |. ferner 3. 2, 394, fowie unten zu $ S65. 

1. Der Dritte, bei dem gepfändet tft, obgleid er zur Herausgabe der 

Saden nicht bereit war, kann nad) $ 771 nur vorgehen, wenn er ein die Ver 

äußerung binderndes Recht an den gepfändeten Gegenftänden für fich bean- 

ſprucht (RO. 2. Dez. 03, DVG. 8, 110). 

2. Wird aus einem gegen zwei Öefamtjchuldner gerichteten Titel die 
wangsvollitrekung nur gegen einen betrieben, jo ilt der andere zwar zur 
nterventionsklage legitimiert, der Gläubiger kann aber der Klage wirkjam 

damit begegnen, daß der Kläger aus demfelben Titel die Vollftrekung gegen 

ſich dulden müffe (OYG. Königsberg 23. Jan. 04, Seuffl. 59, 291). &o aud 

RO. 10. Dez. 92, R63. 30, 335. 


Borausfegung: I. 2, 398. 
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3. Der Interventionskläger hat nur den Erwerb, nicht sus die Fort— 
dauer des Eigentums zu beweijen (OLG. Dresden 28. Dez. 03, DLG. 9, 119). 

4. Auch dem Miteigentümer ſteht gegen die Pfändung der ganzen Saden 
die MWiderfpruchsklage zu (OLG. Hamburg 9. Jan. 04, DLG. 9, 119 Note 1). 

5. Der Pfändungsgläubiger, der auf die Aufforderung zur Freigabe nicht 
fofort freigibt, haftet dem nterventionskläger für den aus der YFortitellung 
der Zwangsvollitrekung entitehenden Schaden nur, wenn er die Aufforderung 
völlig unbeadhtet läßt, obwohl der Kläger fein Recht glaubhaft gemadt hat 
(RG. 12. Febr. 04, SeuffA. 59, 422; RG. 10. März 03, ElſLoth3. 29, 194; RO. 
20. Febr.04, DLG.9, 119; OLG. Stettin 19. Sept. 02, OLG. 9, 39 Note 1; OSG. 
Dresden 9. Dkt.03, SächſOLG. 25, 511). Ebenſo J. 2, 395 Ar. 17.— Abweichend: 
dort Ar. 20, fowie I. 1, 158 $ 1362 Wr. 2. Wegen der Koſten des nter- 
ventionsprozeffes, wenn der Beklagte anerkennt, ſ. oben $ 93 Wr. 4. 

6. Neben der Wideripruchsklage hat der Dritte auch die Einwendung aus 
$ 766 (RG. 20. Okt. 03, Poſ MSchr. 6, 187; DLG. Kolmar 12. März 03, Elfloth2. 
29, 248). Ebenfo I. 2, 395 Wir. 10. 

7. Dasfelbe gilt vom Hypothekengläubiger (RG. 24. Juni 03 in J. 2, 395 
Nr. 11 == RG3. 55, 207 — SeuffA. 59, 336). — U. M. (alfo gegen R6.): 
OLG. Dresden 1. Okt. 03, SähfArd. 14, 577. 

8. Form des Urteils: 3. 2, 394 Nr. 1; wer kann aus $ 771 klagen? Nr. 2; 
wer tit Dritter? Nr. 3; 8 847 3PO.: Nr. 4; Forderungspfändung: Ar. 5—7, 
Ar. 7 = SächſOLG. 25, 219; rein obligatorifhe Rechte: Ar. 8; der zum Beſitz 
Berechtigte: Ar. 9; Befisftörungsklage: Ar. 12; Rumulierung mit der Feititel- 
lungsklage? Nr. 13; Umfang der Rechtskraft: Ar. r4; Konkursverwalter als 
Dritter: Ar. 15; Klage des Ronkursverwalters: Ar. 16, ebenfo OLG. Dresden 
30. Okt. 02, SähjDOVG. 25, 244; Einjtellungskoften: Ar. 18; Prozeßkoften: 
Nr. 19, ſ. ferner oben $ 93 Nr. 4. * 


Urteil gegen den Vorerben: J. 2, 395 — RTU. 4, 59 = 3BIFG. 4, 504 — 
KG7. 27 A 133. 
Literatur: |. I. 2, 306. 8 776. 

Vorlegung eines Pojticheins über Zablung, aber ohne Koften: I. 2, 395 
Ar. 1; Ar. 5: Ar. 2; Pfändung der zur Vollftrekung jtehenden Forderung: 
Ar. 3; Arrejtbefehl: Ar. 4. 


$ 780 
Zur Anwendung: J. 2, 396, 
8 781. 
Nähere Subjtantiierung des Einredevorbringens: I. 2, 396. 
$ 787. 
Umfang der Vertretung: I. 2, 396 Ar. 1; herrenlofe Schiffe: Ar. 2. 
$ 788, 


1. Die Feitfegung der Zwangsvollftrekungskoften ift trog der Worfchrift 
in $ 788 allgemein zuläfiig (OLG. Hamburg 30. Okt. 03, HaniGz. 25 B. 4; 
DLGS. Dresden 27. Febr. 90, SähfArd. 14, 403; LG. Dresden 23. Dez. 02, Buſchs3. 
32, 347; DLG. Jena 30. Sept. 03, ThürBl. 51, 88; OLG. Darmitadt 18. Wärz 04, 
Hefifipr. 5, 54). Ebenfo RG. in I. 2, 396 Nr. 4, fowie dort Wr. 5. 

2. Feſtſetzung durch das Prozehgeriht: RG. in J. 2, 396 Nr. 4. — U. M, 
(alfo gegen R6.): LG. Dresden 15. Jan. 00, Buſchs3. 32, 342; Schuldtitel nicht 
erforderlih: 3.2, 396 Wir. 1; fämtliche Vollſtreckungskoſten: Ar. 2; Solidar— 
fchuldner: Wr. 3. g 791 


In Großbritannien werden Urteile deuticher Gerichte nicht im Wege der 
Rechtshilfe vollitrect, fondern vor dem engliichen Gericht nur als Beweismittel 
zugelafien (LG. 21. Dez. 03, SchlHolftAnz. O4, 146). 
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$ 792. 
Erbſchein feitens des Pfändungsgläubigers: I. 2, 397. 


8 793. 


1. Gegen die Rechtskraftzeugniffe und die Erteilun F vollftrekbarer Aus— 
Fr ungen eines Vergleichs oder Urteils findet keine Beihwerde jtatt (RG. 

ov. 03, Recht 8, 21; RG. 3. Nov. 03, BadRpr. 70, 57). 

= Auch wenn die "Entiheidung unrichtigerweife als Urteil erlaffen iſt, 
findet dagegen die Beichwerde ftatt (OLG. Kolmar 21. März 03, Buſchs3Z. 
32, 372). 

3. $ 793 bezieht fich nicht auf Entſcheidungen, die nicht im Zwangsvoll- 
jtrekungsverfahren ergangen find, fondern die Awangsvollitrekung erjt vor- 
bereiten (RG. 2. Tan. 04, Seuff A. 59, 169). Ebenio I. 2, 397. 

4. Gegen einen Teilungsplan in der Zwangsverwaltung iſt die Beſchwerde 
nach $ 793 mindeitens dann zuläffig, wenn fie darauf geftüßt wird, daß der 
Plan formell nicht den gefeglihden Worfchriften entſprechend auf ‚eitellt fei 
es Marienwerder 9. Febr. 04, Seuffl. 59, 339 = DLG. 9, 121 = Bo MCSchr. 

‚59. 

5. Beichwerde gegen Verfügungen des Grundbudhamts: J. 2, 397 Nr. 1; 
Beweisbefchlülfe: Nr. 2. 

8 794. 


Literatur: Vlengels, Die Zn er Bollftredungsklaufel gegen den Schuldübernehmer, 

RheinTlot}. 49, 122; ſ. ferner 7. 2 

1. Sicht eine Partei den Vernleish an, fo ift durch Urteil zu Ga 
ob der Prozeß dur den Vergleich beendet war oder nicht. Sit der ner 
mit dem Widerruf einverjtanden, jo ift der Vergleich efitige „este, 
5. März 03, KröVG. 43, 460). Ebenfo I. 2, 397 Ar. 5. — 

Dresden 17. Febr. 03, SähfOL®. 25, 246. 

2. Zur Schaffung eines vollſtreckbaren Schuldtitels wegen einer Hypothek 
genügt die Erklärung des Schuldners; einer Annahme des Gläubigers bedarf 
es nicht BayObLG. 7. Febr. 03, , Seuffßt 69, 332 — 3BIFG. 4, 625). Ebenio 
3.2, 398 Ar. 10; 2, 399 5 800 N 

3. Troß des Worhandenfeins —— vollſtreckbaren Urkunde iſt die Leiſtungs— 
klage zuläſſig, wenn der Kläger ein beſonderes —— daran hat (OLG. 
Dresden 4. Febr. 04, DYG. 9, 123). Ebenfo 5. 2, 398 Wr. 12. 

4. Die nterwerfung unter die fofortige Swangspollftreckung iſt — zu⸗ 
Lärfig, bei einer a (BayDbL®. 7. Sept. O0 
8, I OLG. Dresden 30. Juni 03, 8, 149 — SähfOLG. 25, 130). Ebene 
3. * don 8 800 We 3. 

5. Zuläflig tft die gleichzeitige a es Ehemanns zur Duldung 
der Zwangsvollftrekung aus $ 739 (OLG. Eöln 12, März 03, Rhein lot. 49, 104 — 
Naumburg. 04, 75). 

- vgl. oben $ 99 Ar. 13, 8 727 Nr. 4. 

Prozeßvergleich 7 e Gegenftände, bezüglich deren notarielle Beurkundung 
boraefrihen 3. 2, 397 Nr. 1 = IW. 30, 473; Vergleich über einftweilige 
Berfügung: Wr. 2 u. * ——— eines Urteils durh Vergleih: Ar. 4; Un: 
cp: ige Vergleichs: Nr.6; „Vergleich“? Nr.7; Koſten des Borprogeiies: 
Nr. 8 ; Yeurteilung, ob eine Urkunde nad Wr. 5 vorliegt: Ar. 9; Ar. 5 und 
Ab. 2: Ar. 11; Verwahrung: Ar. 13. 


8 795. 


Biteratur: Brunner, Erteilung vollitrekbarer Ausfertigun gen von notartellen Schuldurkunden 
mit kaffatorifher Klaufel, Seufft. 58, 529; Dorft, Die vollftrekbare Ausfertigung von 
Notariatsurkunden, RheinTlot3. 48, 255. 


Kündigung: I. 2, 398 Air. 1; Duplikat eines Volljtrekungsbefehls: Nr. 2. 
! Identiſch mit ber ſchon OLG. 3, 295 mitgeteilten Entſcheldung. J. 2, 399 $ 800 Ar. 3. 
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8 796. 
Anfechtung eines Vollftrekungsbefehls: I. 2, 398. 


8 797. 


Literatur: Schäfer, Über die Ausfertigung volfftredtbarer Urkunden, bier der vom erfuchten 
Amtsgericht aufgenommenen Verträge über den Unterhalt uneheliher Rinder und der vom 
Brozeßgeriht aufgenommenen Vergleiche, Seuffßl. 69, 129. 


1. Zu den gerichtlichen Urkunden des $ 797 gehören auch die Vergleiche 
nah $ 794 Nr. 1 (RG. 4. Dez. 03, ZW. 33, 70 — GruchotsBeitr. 48, 404 — 
SeuffA. 59, 292). 

2. Aufnahme durch erfuchtes Gericht: I. 2, 398 Ar. 1 u. 2; Vollftreckungs- 
gegenklage gegen Vergleich: 7. 2, 399 Ar. 3; Abſ. 3: Ar. 4; notarielle Urkunde, 
die zum Grundbuch eingereicht ijt: Air. 5. 


Literatur: |. I. 2, 39. 8 798. 
Tages, nicht Stundenfrift: J. 2, 399 — OLG. 9, 124. 


8 800. 
Literatur: Wilhelm, Kann eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Einräumung der 
mngehtaufet nad 8 800 Abi. 1 ZPD. in das Grundbud eingetragen werben? 
1. Bei dem über die Unterwerfung einzutragenden Vermerk ijt eine Be- 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur näheren Bezeichnung des In— 
halts zuläffig (RG. 19. Sept. 04, RIU. 4, 2770 — PoſMSchr. 7, 141). 
2. Verfügung über das Grundbuch: 3. 2, 399 Nr. 1; Form des Eintrags: 
Nr. 4 u. 5; Reallaften: Ar. 6. Val. oben $ 794 Ar. 2 u. 4. 


Biteratur: ſ. 3.2, 399, 8 801. 


Zweiter Abjchnitt. Zwangsvolljtrekung wegen Geldforderungen. 
Erjter Titel. Zwangsvollftrekung in das bewegliche Vermögen. 
I. Allgemeine Bejtimmungen. 


8 808. 


Erzwingung zur Barhinterlegung: I. 2, 400 Nr. 1; Volljtrekung gegen 
ausländiihen Staat: Ar. 2; Nahpfändung: ir. 3. 


8 804. 

1. Daraus, dab der pfändende Gläubiger weiß, dab der Schuldner die 
gepfändeten Sachen von veruntreutem Gelde angeichafft hat, folgt noch nicht 
die Nichtigkeit der Pfändung (OLG. Breslau 20. Okt. 03, Breslau. 16, 68). 

2. Nachpfändung, wenn die eriten Siegel herunter find: 7.2, 400. Bal. 
unten $ 808 Wr. 2 u. 4. 

8 805. 


1. Der Hypothekengläubiger hat bei Pfändung von Gutserzeugniffen ein 
Redt auf vorzugsweife Befriedigung. (OLG. Kiel 12. Dez. 03, SchlHolftAnz. 
04, 39 — Seuffl. 59, 296). 

2. Derfäumung der Klage: J. 2, 400 Nr. 1; Hinterlegung: Ar. 2. 


8 807 
Literatur: ſ. unten bei $ 899 und J. 2, 400. 
1. Die Borausfegungen des $ 807 liegen vor, wenn das Amtsgericht be- 
reits in einer Sache gegen denfelben Schuldner Haftbefehl erlaffen hat (LG. 
Hamburg 17. April 02, Hani63. 25 B. 216). 


Literatur: ſ. I. 2, 400. 
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2. Auch der Urreftichuldner ift zur Leiftung des Offenbarungseides ver- 

ur me Jena 5. Mat 04, ThürBl. 51, 219). Ebenfo und Dagegen: 
. 2, 400 ir. 5. 

3. Zur Lad 2 einer Ehefrau zur Leiftung des Offenbarungseides ijt eine 
Verurteilung des Mannes nach $ 739 nicht erforderlih (YO. Bromberg 16. Dez. 03, 
PoſMSchr. 7, 13). Vgl. I. 2, 401 Nr. 8. 

4. VBorhandenjein pfändbarer Forderungen: J.2, 400 Ar. 1—3; Beicheinigung 
des Gerichtsvollziehers: Wr. 4; Erbe: Nr.6; Eid im Konkursverfahren: Tr. 7; 
Ehefrau über Vorbebaltsgut: Nr. 8; Ergänzung des unvolljtändigen Verzeich— 
niljes: Ar. 9. Wal. unten 88 899 ff. 


I. Zwangsvollitrekung in körperlide Saden. 
Literatur: [. I. 2, 401. 
8 808 


re) Koch, Zur Yuslegung des $ 808 Abf. 1 3PO., DI3.9, 452 = BollſtrK. 18, 78; dazu 
0 . 86. 


1. Der Gerichtsvollzieher hat pflichtgemäß zu prüfen, ob eine Sache, die 
fih ihm zur Ausführung einer Pfändung darbietet, im Gewahrfam des 
Schuldners steht. MWiderrechtlih it die Pfändung nur dann, wenn der 
Gerichtsvollzieher weiß oder den Umftänden nah annehmen muß, daß die 
gepfändete Sache einem zur Herausgabe nicht bereiten Dritten gehört BayübLG. 
9. Dez. 02, BayObL.G6t. 3, 125). 

2. Die Wirkfamkeit einer Pfändung an Sadıen, die im Beſitze des 
Schuldners belafien find, tft nicht abhängig von der Unlegung des Siegels an 
dem Piandgegenitand; es genügt, wenn die Pfändung auf fonitige Weife, unter 
genauer Bezeichnung des Piandgegenitands, erfichtlih gemadt ift (RG. 
23. April 03, AMG. 5, 67). So genügt bei Pfändung von Vieh Kenntlidy- 
madhung am Stalle (OLG. Kiel 5. Aug. 03, SchlHolſtAnz. 04, 112). — A. M.: 
3.2, 401 Nr. 5; ſ. aber dort Nr. 4. 

3. 8 808 beiagt nur, in welcher Weife die Pfändung bewirkt wird, nicht 
aber, unter welhen Vorausfegungen fie zuläffig ift (OLG. Hamburg 9. März 04, 
HanſG3. 25 B. 161). 

4, Wenn der Schuldner die Pfandzeihen mit Zuftimmung des Gläu- 
bigers befeitigt, fo erliiht das Pfandrecht (RG. 18. März 04, RG3. 57, 323 
— IM. 33, 263). 

5. Ebenfo, wenn die im Gewahrfam des Schuldners belaffenen Sachen 
mit Zuftimmung des Gläubigers an einen Dritten veräußert werden (OLG. 
un 29. Mai 03, SähiVOLG. 25, 476 — Seuff A. 59, 425 — J. 2, 401 

rt. 6). 

6. Ein nachfolgender Pfändungsgläubiger kann nicht wirkfam einwenden, 
eine frühere Pfändung fei für eine unfittliche Forderung erfolgt (OLG. Karls: 
ruhe 20. März 03, O8G. 9, 125). 

7. Gewahrfam: J. 2, 401 Ar. 1; ebelihe Wohnung, wenn Frau gemietet 
hat: Ar. 2; dem Gläubiger gehörige Sade: Ar. 3; Farbenſtempel: Ar. 7. 


8 809. 


Kein Verzicht auf Piändungsverbot: J. 2, 401 Nr. 1; Pfändung troß 
MWideriprudhs: Ar. 2. 
Literatur: f. I. 2, 401. $ 810. 
Zeit der Reife: I. 2, 401. 
8 811. 


Literatur: Erner, Die Pfändungsbefchränkungen nad) der ZPD., Zmittl JB. 14, 49; Dronke 
Zu den Begriffen „Hausftand“ und „Familie*, RhenURBD. 21, 9 — Bulds3. 31, 520: Con. 
tades, Das Meublement der Zimmervermieterin und 5 s11 Ziff. 5 ZPO. Vecht 8, 163 — 
ZVollſtrK. 18, 63; Kroſchel, Zu $ 811 Nr. 5 3PO., Recht 8, 500; [. ferner 5. 2, 402. 
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A. YUllgemeines: 


1. Ein vom Schuldner etwa ausgefprodhener Verzicht auf den aus $ 811 
3PO. von ihm zu entnehmenden Einwand ift unverbindlih (OLG. Frankfurt 
11. Jan. 04, Recht 8, 170) Nach der Pfändung verbindlih: I. 2, 402 Wr. 4. 

2. Für die Frage der Unentbehrlichkeit find die feit der Pfändung bis 
zur Verſteigerung entitandenen Veränderungen der tatfächhlihen Verhältniſſe 
u DEBATTEN (OLG. Zweibrücken 11. Dez. 02, PfälzRpr. 1, 61). Ebenfo 
x 2, 402 Nr. 8. — Abweichend: dort Ar. 13. 

3. Der Schuldner kann die Unpfändbarkeit auch geltend machen, wenn 
ihm die Saden nicht gehören a: Braunfhweig 30. Mat 04, Braunfhw. 
51, 95). Ebenfo T. 2, 402 Wr. 

4. Übergangszeit: I. 2, 408 Nr. 1; BVerfiherungsgelder: Nr. 3; Nicht— 
gebraud der Saden: Ar. 5 u. 6; Freigabe präjudiziell: Ar. 7. 

B. Zu Nr. 1: 

5. Eine Nähmaſchine ift als unentbehrlich — (LG. Halle 11. Jan. 04, 
NaumburgAR. 04, 23). — U. M.: 3. 2, 402 N 

6. Ebenfo eine Uhr, fowie Belzjackett und Winterüberziche eines Vieh— 
händlers (OLG. Pofen 3. Okt. 03, BoMScr. 6, 179). 

7. Rinderwagen: I. 2, 402 Ar. 9: Sofa: Nr. 12; Hausftand: Ar. 11. 


C. Zu Wr. 2: 
8. —— iſt auch die Pfändung der entſprechenden Anſprüche des 
Schuldners ſz. B. des Untervermieters auf den Mietzins, ſoweit er ihm zur 


Beihaffung der notwendigen Nahrungsmittel unentbehrlich ift] (OLG. Dresden 
7. Jan. 03, SächſOLG. 25, 249). 


D. Zu Ur. 4: 


eitpunkt: %. 2, 402 Nr. 13; Umfang des Betriebs: Nr. 14; berufs- 
BB andwirte: Ar. 15; Halmfrüdte: Ar. 16; tragende Säue: Ar. 17; Kon— 
kurs: Ar. 18. 


E. Zu Wr. 5: 


10, Bedient ſich der Ren zu feinem Betrieb einer mechaniſchen 
Kraft, fo ift die betreffende Dampfmalchine unpfändbar (OLG. Pofen 2. Jan. 04, 
PoſMSchr. 7, 14 = ZVolljtrR. 18, 49). Ebenfo J. 2, 403 Nr. 21 u. 22. 

11. Kann ein beftimmtes Gewerbe nicht von einer Perfon allein aus- 
geübt werden, fo kann eine „perfönliche” Fortfegung der Erwerbstätigkeit 
nicht in Frage kommen; die betreffenden Gerätfchaften find pfändbar (OLG. 
Dresden 20. Nov. 02, Sä OLG. 25, 251). 

12, Auch Vorräte von Materialien find unter Umftänden in einer be- 
ftimmten Menge unpfändbar (OLG. Didenburg 30. Nov. 98, DIdZ. 30, 250 — 
Seuff A. 59, 338). 

13. Minderkaufleute, wie auch Qumpenfammler und Haufterer, fallen nicht 
unter Ar. 5; ihr Fuhrwerk (3.8. Wagen und Pferd eines Viehhändlers) ift des» 
halb pfändbar (RG. 24. Okt. 03, Seuffll. 59, 213; DLG. Frankfurt 23. Dez. 03, 
29. Febr. 04, Recht 8, 80, 255; DIG. Bofen 3 . Okt. 03, PoſASchr. 6, 179). 
Ebenſo 3. 2, 403 Nr. 25 u. 26. 

14, Ebenfo find Wagen und Pferd eines Bäckers pfändbar (OLG. Kiel 
3. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 75). — U. M.: J. 2, 403 Wr. 26 a. €. 

15. Einridtungsgegenftände eines — find unpfändbar (ORG. 
ven 7. Sept. 03, PoſASchr. 6, 179) Wal. I. 2, 404 Nr. 34. 

6. in Ein Ainematograph ift ——— (OLG. Göln 6. Kebr. 04, Recht 

17. Verfönlihe Ausübung des Gewerbes: J. 2, 403 Nr. 19 u. 20; Ka— 
ruffell: Ar. 23, ebenfo 26. Gießen 14. Febr. 00, Bulhs2. 33, 545; Drofchken- 
kuticher: Nr. 24; Fahrrad: Nr. 27; gütergemeinfchaftliche Eheleute: Nr. 28; 


Warneyer, Jahrbudy der Entſcheldungen. 3. Jahrg. 32 
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Xylograph: Nr. 29; Geldſchrank: Nr. 30; Bauunternehmer: Ar. 31; Zahn- 
künjtler: Ar. 32; unfertige Yabrikate: Nr. 33. 
F. Zu We. 6 u. 7: 

18, Ar. 6: J. 2, 404 Nr. 35; Uniform: Nr. 36; Arzt: Ar. 37. 
G. Zu Nr. 12: 

19. Ein zum Schuß und Beiftand einer gebrehlihen Berfon notwendiger 
Hund ift unpfändbar (KG. 27. April 03, ZimittlIB. 15, 727). 


$ 815. 


Die Beitimmung in Abſ. 3 fteht einer Anfehtung wegen Renntnis des 
Gläubigers von der Zahlungseinftellung des Schuldners ara entgegen (ORG. 
Dresden 28. Dez. 03, DLGO. 9, 125). Val. 3. 2, 404 $ 819 Nr. 1. 


8 816. 

Veriteigerung doppelt gepfändeter Sadıen: J. 2, 404. 
8 818, 

Zu weite Ausdehnung der Verfteigerung: I. 2, 404. 
& 819, 


Materielle Fragen: J. 2, 404 Ar. 1; Unterfhlagung des Erlöfes: Nr. 2; 
Eigentum eines Dritten: Ar. 3. 
8 821, 


8 827. 


Literatur: Urens, Wann bat der Gerichtsvollzieher von dem zu binterlegenden Gelbe bie 
Zwangsvollftrekungskoften in Ubzug zu bringen? ZVollſtrK. 18, 19. 


Sparkaffenbüder: J. 2, 404. 


I. Zwangsvollftrekung in Forderungen und andere Wermögens- 
rechte. 
a gar 3 a ne ——— einer Geſellſchaft mit be⸗ 
8 828, 

1. Als WVollftrekungsgeriht für die Pfändung des Erbanteils eines 
Schuldners, der im Deutihen Reiche Keinen Wohnfig hat, ift das Gericht der 
Erbſchaft zuftändig (OLG. Frankfurt 21. Juni 04, Recht 8, 505). 

Eine durd ein örtlich unzuftändiges Gericht vorgenommene P ändung 
ift unwirkfam (RG. 29. Jan. 04, HefRipr. 5, 60, in Bejtätigung von J. 2, 405 
$ 829 Wr. 5). 
8 829, 


Riteratur: Miefeltbier, Zur rechtlihen Konftruktion ber Derberngspfänbung, Gerh. 48, 111; 
Heuer, Iſt die Übtretung zukünftiger Forderungen nad dem BOB. möglich ? Ss 8,3: 
dazu Lippmann, DJ3. 8, 471, und dazu Marcus, DI3. 9, 400; Brandis, uß der 
pfändende Gläubiger eine vom Drittſchuldner nadı der ng aber vor deflen 
fienntnis von ber Juftellung bes Pfändungsbeichluffes geleiftete Zahlung gegen fih gelten 
laffen? Red 8, 501. 

1. Die Abtretung einer wirkfam gepfändeten, aber noch nicht überwiefenen 
Forderung iſt an ſich zuläffig und redtswirkfam, gewährt aber dem neuen 
Gläubiger nad der fpäter erfolgten Überweifung der Forderuna an den 
Pfandgläubiger gegen den Drittichyuldner keinen Anſpruch mehr au Zahlung 
(OLG. Cöln 16. Juni 03, Puchelts 3. 35, 43). 

2. Die Pfändung eines Anteils an einer mehreren gehörigen Sache wird 
erſt wirkfam, wenn fie den anderen Miteigentümern zugejtellt ift (OLG. 
Braunfhweig 16. Mai 03, OLG. 9, 126). 
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3. Die Pfändung einer dem ehemännlichen Nießbrauch unterliegenden 
orderung wird erjt wirkjam, wenn fie auch dem Manne zugeftellt ift (OLG. 
tettin 29. Nov. 03, OLG. 9, 128). 

4. Pfändung eines hinterlegten Betrags: I. 2, 405 Nr. 1; Beſtehen der 
Forderung: Ar. 2; Einwendungen des PDrittfhuldners: Ar. 3, bejtätigt RO. 
7. Zuli 03, Seuffll. 59, 214; Ubf. 2: Nr. 4; Pfändung einer Eigentümerhypo- 
thek: Nr. 6 = Elfloth3. 29, 56 = DLG. 7, 316. 


8 830, 

1. Bei der Pfändung einer Briefhypothek tft die Übergabe des BBriefes 
dann nicht erforderlich, wenn ihn der Gläubiger fhon befigt (OLG. Kiel 
27. Febr. 04, Seuff A. 59, 478 — SchlHolftAnz. 04, 135 — DVG. 9, 128). 

2. Der Anſpruch auf Pfändung kann nicht durch Eintragung einer Vor: 
merkung mit den Wirkungen des $ 883 BGB. gefichert werden (RG. 
11. rg 03 — R62. 56, 10 = IM. 33, 5 — RheinNlot3. 49, 156 — 3BIFG. 
4, 495). 

3. Pfändung einer Eigentümerhypothek: I. 2, 405 Nr. 1; Teilpfändung 
einer Briefhypothek: Ar. 2; wirkfam mit der Eintragung: Ar. 3; Wormerkung 
des alten Redts: Nr. 4; Eintragung der Überweifung? Nr. 5. 


8 832, 

1. Zuläffig ift auch die Pfändung folder Anfprücde, die ſich zwar nicht 
als Ausfluß eines Gefamtrecdhts darftellen, für die aber dod in einem Ver— 
tragsverhältnis des Schuldners zum Drittichuldner ausreihende rechtliche 
Grundlage geihaffen ift (RG. 29. April 04, DIZ.9, 698 — Eifenb®. 21, 73). 

2, Brosifion: 3. 2, 405 Sat 2 — Geuffl. 59, 249. 


8 835. 


Literatur: Nußbaum, Die Pfändbarkeit der fog. „Leihmöbel“, KGBl. 15, 53; Horn, Die 
Pfändung fog. „Leihmöbel‘, AGBl. 15, 61. 


1. Der Anfprud des Schuldners aus einem jog. Möbelleihkontrakt gegen 
den Verleiher bzw. Verkäufer auf Erwerb des Eigentums gegen Zahlung des 
Raufgelderreftes it der Pfändung durch die Gläubiger unterworfen (RG. 
29. Febr. 04, KGBIL. 15, 38; LG. I Berlin 11. April 04, AGB. 15, 56). Bal. 
3. 2, 406 Ar. 2. 

2. Leiltungsklage gegen den Drittfchuldner: 3. 2, 406 Nr. 1. 


8 836. 


1. Befinden fid die Urkunden (Ubf. 3) in den Händen eines Dritten, fo 
kann der PBfändungsgläubiger gegen diefen auf Herausgabe klagen, und zwar 
felbjt dann, wenn er nur einen Teil der Forderung gepfändet hat (RG. 
18. Dez. 03, Elſoth3. 29, 399). 

2. Überweiſung einer Hypothek: 3. 2, 406 Ar. 1; Einwand des Pritt- 
ihuldners: Ar. 2; Aufhebung des Urteils: Nr. 3; Löfchung einer gepfändeten 
Briefhypothek: Nr. 4. 8 837 


vgl. die zu $ 875 BGB. aud in T. 2, 80, abgedrudten Entfheidungen. 


8 840. 
Reine Klage auf Abgabe der Erklärung: I. 2, 406, ebenfo 26. Darmftadt 
2. Mai 04, HeſſKRſpr. 5, 110. —E 
1. 


Klage auf Zahlung an den Pfändungsgläubiger: J. 2, 406 Nr. 1; Ver— 
gleih: Ar. 2. 8 84. 


1. Iſt auf Grund einer Anordnung des Bolljtrekungsgerihts gemäß 
S 844 der 3PO. die öffentliche Werfteigerung einer Briefhypothek erfolgt, fo 
32* 
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iteht der Umfchreibung der Hypothek für den Erfteher nicht der Umftand ent- 
gegen, daß zugleich mit der Anordnung dem Gläubiger die Hypothek zur Ein- 
ziehung überwiefen worden ijt (AG. 9. Mai 04, RAGT. 28 A 126). 
2. Pfändung eines Teilbetrags: I. 2, 406 Tr. 1; unmöglichfte Voll— 
jtrekungshandlungen: Wr. 2. 
$ 845. 


Literatur: Hoeniger, Die Form des Vorpfändungsichreibens, KGBl. 15, 17. 

1. Eine Vorpfändung von Mietzinfen ift dann wirkungslos, wenn vor 
der eigentlihen Pfändung die Beichlagnahme des Grundftüks durch Die Real: 
gläubiger erfolgt (RG. 8. Juli 04, AGBI. 15, 81). 

2, Ungenaue Bezeichnung der Forderung: J. 2, 406 Ar. 1; $ 886: Wr. 2; 
Friſt des 8 929 Ubi. 2: Nr. 3; Anfechtung der Pfändung: Nr. 4; Anwalts- 
gebühr: Ar. 5 (vgl. 88 28, 31 RAGebO)). 


8 848. 
1. Die Vorfchrift in $ 866 Abſ. 3 findet auf die Zwangsvollftreckungs: 
maßregeln aus $ 848 keine Anwendung (AG. 2. Nov. 03, Breslau. 17, 2). 
2. Beichwerde: 7.2, 407. 
8 850 


Literatur: ſ. I. 2, 407, fowie oben 8 766. 
A. YUllgemeines: 


1. Jede Partei muß fi eine Erweiterung der Vollftrekungsmöglichkeit 
durch die fpätere Gefeßgebung gefallen laffen; 8 850 Abi. 4 findet deshalb aud 
dann Anwendung, wenn das materielle Streitverhältnis vor dem 1. Januar 
1900 entitanden ift (RG. 19. Dez. 03, OLG. 9, 128 — Geuffd. 59, 297). 

2. Einwendungen des Schuldners: J. 2, 407 Ar. 1; in mebrerer 
Forderungen: Nr. 2; Aufrehnung: Ar. 3; Zurückhaltung: Wr. 4. 


B. Zu Wr. 1: 


3. Ein vorübergehender Nebenverdienft fällt nit unter $ 850 (26. 
Rudolftadt 17. Juni 03, Thür. 51, 241). 

4. Die Gage eines Schaufpielers tft unter Berükfihtigung der fpielfreien 
Zeit zu berechnen (26. Straßburg 26. Mai 04, Puchelts3. 35, 353). 

5. Trinkgelder: $ 2,407 Nr. 5; Reifefpejen: Wr. 6, ebenfo OLG. Dresden 
23. Dez. 02, SähfDLG. 25, 255; Generalagent: Nr. 7; Handlungsgehilfe Ar. 8; 
$ 1579 BOB.: Nr. 9; Armenverband: Ar. 10, ebenjo OLG. Dresden 13. Tan. 
03, SähjfOLG. 25, 253; Ehegatten: Nr. 11; Koſten des Alimentenprozeffes: 
Nr. 12. — U. M.: DLG. Jena 24. Aug. 03, ThürBl. 51, 74. Erben: Ir. 13; 
Koften einer Prüfung: Ar. 13; Zinfen: Ar. 14; Arbeitsverdienft der Frau: Ar. 15. 


C. Zu Wr. 2: 

6. Vertragsmäßiges Unerkenntnis: J. 2, 408 Nr. 16 = SächſArch. 14, 58. 
D. Zu Nr. 3: 

7. Zejtamentarifche Zuwendung: 7.2, 408 Ar. 17; Zuwendung des Pflicht- 
teils: Ar. 18; Erbanwärter: Ar. 19; Altenteilsforderungen: Air. 20; Iibergangs- 
zeit: Ar. 21; $ 844 BGB.: Wr. 22. 

E. Zu Wr. 4: 


8. Auch die Hebungen aus einer privaten Aranken- und GSterbekaffe 
find unpfändbar A enden 17 Sept. 02, Builds. 32, 384). off 
9. Beſchränkung von Ziff. 4: J. 2, 408 Nr. 23; 5 56 KrankVerfG.: Nr. 4. 


F. Zu Ar. 5: 

10. Abzüge an der Löhnung, die nad) der kriegsminifteriellen WO. 
22. Jan. 73 gemadt find, find unpfändbar (OLG. Klas: 11. Mai 03, Ei. 
Loth. 29, 330). 
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11. Dienftprämien: J. 2, 408 Ar. 25. — U. M.: DLG. Hamm 13. Mai 04, 
Recht 8, 363; LG. Mainz 29. Febr. 04, HeſſKſpr. 5, 35. 


G. Zu Nr. 8: 


12, — 2 3.2, 409 Nr.26; preußifche Rammermufiker: 
Nr. 27 — Buſchs3. 32, 381. 


H. Zu Abſ. 4: 
13. Gütergemeinfhhaftliher Ehemann: I. 2, 409 Nr. 28. 


Literatur: 1. 3.2, 400. 5 851. 

1. Die Pfändung eines Anſpruchs der Ehefrau Jg en ihren Ehemann auf 
Leiftung eines Koftenvorfchuffes ift unzuläffig (OL rankfurt 20, Juni 04, 
FrankfRundfch. 38, 114). 

2. Baugeldervertrag: I. 2, 409 Nr. 1; Gaskaution: Ar. 2. 


8 853. 

Mirkung der Hinterlegung: I. 2, 409 Nr. 1; Rangverhältnis: Ar. 2; 
$ 803: Nr. 3. 

Literatur: f. vor $ 828. $ 857. 

1. Auf Grund des Pfändungsbefchluffes kann eine Veräußerung der Ge- 
ihäftsanteile einer ©. m. b. 9. in Gemäßbeit des $ 857 Abſ. 1 u. 5 und des 
S 844 3PO. angeordnet werden, fobald dem Bollftrekungsgerichte die Möglich— 
keit gegeben ijt, in dem zu erlaffenden Beichluffe die zu verjteigernden Ge- 
ihäftsanteile ausreichend zu bezeihnen (OLG. NRoftock 26. Nov. 03, Mel. 
22, 251). 

2. Um die Pfändung eines Anſpruchs des Subhaftaten auf den auf die 
Eigentümerhypothek entfallenden Verfteigerungserlös in Wirkfamkeit zu feten, 
muß der Pfändungsbeihluß dem legten Eigentümer zugeftellt werden (OLG. 
Dresden 2. Dez. 03, SeuffXl. 59, 120). 

3. Nach Abſ. 3 kann die Ausübung des Nießbrauchs gepfändet werden; 
der Pfändungsgläubiger erhält aber durd die Pfändung nicht bloß die Rechte, 
fondern aud die Pflihten des Nießbrauders übertragen (RG. 3. Febr. 04, 
RO62. 56, 388). 

4. Die Eigentümerhypothek ift eine Grundſchuld; deshalb ift zur Wirk- 
jamkeit ihrer Pfändung, 

a) wenn es fih um eine EB IHR EDER handelt, —* Eintragung ins 
Grundbuch (RG. 17. Okt. 03, RGZ. 55, 378 — IM. 33, 8 — Rheinlot. 
49, 154 = DI2. 9, 121; RG. 11. Nov. 03, R62. 56, 10 — IW. 3, 5 = 
RheinNot3. 49, 156 — ZBIFG. 4, 495; RG. 29. April O1, RAGT. 2 A ii — 
OLG. 4, 320; RG. 22. Juni 03, 867. 26 A 300). Ebenfo 7. 2,410 Ar. 8 u. 11, 
DLG. Dresden dort = SächſOLG. 25, 257, 261. — U. M.: DEG. Celle 4. Nov. 
01, DE®. 4, 74; 

b) wenn es fi um eine Briefhypothek handelt, die Aushändigung oder 
Megnahme des Briefes erforderlih (RG. 12. Dez. 03, RG6Z. 56, 184 — Rhein: 
Not2. 49, 162 — Seuffü. 59, 479). — U. M.: 3.2, 410 Ar. 10. 

5. Anfprud auf Beitellung eines Niehbrauds: J. 2, 409 Nr. 1; Ausficht 
‚auf Erbidaft: Ar. 2; Anſpruch auf Befreiung von einer Schuld: Nr. 3; Urheber: 
recht: Ar. 4; Erfinderredht: Ar. 5; Gaslieferung: Ar. 6; Blandredit: Nr. 7; 

ablungsverbot bei Eigentümerhypothek ? Ar. 9 = Et otb3. 29, 56 = 
lſLothNot3. 23, 326; Mietrecht: Ar. 12; Miteigentum: Nr. 13. 


8 859. 
Literatur: ſ. I. 2, 410; zu Conrades dort f. Hamburger in Grudotsßeitr. 48, 58. 
Veräußerung eines gepfändeten Erbanteils: I. 2, 410 Ar. 1; Hypothek auf 
Erbanteil: Nr. 2; Pfändung des Anteils an einzelnen Gegenftänden: Wr. 3. 
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8 860. 
Literatur: ſ. 3. 2, 410. 
8 861. 
Zu Abi. 2: 7. 2, 411. 
8 862, 


Übergangszeit: J. 2, 411. 


Zweiter Titel. Zwangsvollftrektung in das unbeweglihe Vermögen. 
Literatur: Rregfhmar, Die Zwangsvollftrekung in bas unbewegliche Vermögen, ZBIFG. 4, 837; 
j. ferner 3. 2, 411. g 864. 


Literatur: Matthießen, Die Rüchgewähr bei der Unfehtung des Gläubigers und $ 864 Ubi. 

ZBD., DI. 9, 162. 

1. Die Vorfchriften über die Zwangsvollftrekung in das unbeweglide 
Vermögen finden auf den Fall Anwendung, daß ein Gläubiger, dem wegen 
einer Forderung aus einem MWerkvertrag ein gejeßlihes Pfandrecht an einem 
im Sciffsregijter eingetragenen Schiffe zufteht, aus dem Pfande Befriedigung 
fudht (RG. 19. Juli 04, RA. 4, 221 86 9, 292). 

2. Anteile an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft: I. 2, 411. 


8 865. 
Literatur: Rlein, Zu $ 865 Abſ. 2 Saß 1, DI3. 8, 523; dazu Schroeder, DIZ. 8, 571. 

1. Die Vorpfändung von Mieten, die vor der Beihlagnahme des Grund: 
ſtücks erfolgt, wird nicht wirkfam, wenn die Pfändung felbjt erft nad der 
Beichlagnahme zugeitellt wird (RG. 4. Febr. 04, DT23. 9, 409). 

2. Auch wenn die Beichlagnahme nicht herbeigeführt wird, hat der Hypo: 
thekengläubiger bezüglich der gepfändeten Früdte ein Vorzugsrecht am Erlös 
(OLG. Kiel 12. Dez. 03, Seuffll. 59, 296 — SchlHolitAnz. 04, 39). 

3. Der $ 865 ZBD. gilt, obgleich er an fich das Beitehen des Grundbuds 
vorausfeßt, in Elfaß-Lothringen bereits in der Übergangszeit (DLG. Rolmar 
1. April 03, ElſLoth3. 29, 223). — Vgl. aber J. 2, 411 Nr. 2. 

4, vgl. oben $ 771 Qt. 7. 

5. Übergangszeit: 3. 2, 411 Nr. 1; Zubehör: Nr. 3 u. 4, 


8 866. 
Literatur: f. 5. 2, 411. 

1. Der Gläubiger kann, aud wenn feine Forderung den Betrag von 
300 M. nicht erreicht, Berichtigung des Grundbuds durd Eintragung jeines 
Schuldners als Eigentümer verlangen (RG. 16. Nov. 03, RAGT. 27 A 101 = 
RIA. 4, 114). 

2. Zwangshypothek neben einer Vertragshypothek: T. 2, 411 Air. 1 = 
Seuffßl. 68, 525; I. 2, 413 Nr. 2; ebenfo RG. 11. Tan. 04, RAGT. 27 A 138. 

Reine Zufammenrehnung mehrerer Anſprüche um den Betrag 
von über 300 MW. zu erreiden: %. 2, 411 Ar. 5 (RG. und viele OLG.) 

4. Keine Hinzurechnung der Roften: I. 2, 412 Ar. 6 = ROT. 26 A 315 = 
MürttI. 15, 357; ebenfo AO. 28. März 04, DI2. 9, 748, 


5. Reine Zufammenrechnung der Anſprüche mehrerer Gläubiger: 3. 2, 412 
Nr. 7; ebenfo OLG. Stuttgart 1. Juni 04, Württ3. 46, 233 — NN. 4, 245. 
6. DVorausfegung it fällige Forderung: I. 2, 412 Ar. 13 Sag 2 — KU 


4, 44 — RGJ. 26 A 297 — SeuffA. 59, 250 — PoMScdır. 6, 194. 

7. Beihwerde nah GBD., nicht nah ZPO.: J. 2, 413 Nr. 20 (RG. 
und verſchiedene DLG.). 

8. Beendigung des Volljtrekungsverfahrens: J. 2, 411 ir. 2; Voll: 
itrekungsbefehl: Ar. 3 u. 4; mehrere Koftenrehnungen: Wr. 8; gleichzeitige 
Eintragung der Kojten: Ar. 9; desgl. nachträgliche: Nr. 10; Zinfen: Ar. 18; 
Gerihtskoften: Nr. 11; Grundfteuerforderungen: Nr. 12; Roften der Eintragung: 
Nr. 17; Sicherheit für einen Wechfelbetrag: Ar. 13; Arreit: Ar. 14; $ 648 BGEB. 
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Ar. 15; Urteil auf Bewilligung einer Sicherungshypothek: Ar. 16; Verteilung 
auf mehrere Grundftüke: Ar. 19; Gerichtsitand für Unfehtung einer Ein: 
tragung: Ar. 21. j 

8 867. 
Forderungsvertellung nach $ 867 Abſ. 2 3PO., Recht 8, 310; ſJ. ferner 


1. Eine vertragsmäßige Geſamthypothek kann auch durch ein auf das 
Anerkenntnis des Schuldners ſich ſtützendes gerichtliches Urteil ausgeſprochen 
und begründet werden (KG. Kolmar 17. Dez. 03, EljlothNot3. 24, 253). 

2. Die in $ 867 Abſ. 2 vorgefchriebene eventuelle Verteilung der Forde— 
rung kommt bei Prüfung der Trage, ob die Zwangseintragung überhaupt 
gefeglich zuläffig it, nicht in Betracht (LG. Kleve ohne Datum, RheinARV. 
21, 177). Ebenſo J. 2, 413 Ar. 8 u. 9. 

3. Die Eintragung von Zwangshypotheken auf Grund mehrerer voll- 
itreckbarer Ausfertigungen desfelben Schuldtitels nacheinander auf mehrere 
Grundſtücke ift unzulälfig (OLG. Karlsruhe 21. Juni 04, BadNot3. 2, 160). 

4. Weſen der eingetragenen Teilbeträge: I. 2, 413 Nr. 1; nicht mehrere 
Zwangshypotheken für eine Forderung: ir. 3; Gutskompler: Nr. 4; Gefamt- 
ſchuldner: Nr. 5; Eheleute als Gefamtichuldner: Ar. 6; andere Verteilung nad 
Eintragung: Ar. 7; Befeitigung des Vermerks auf dem Sculdtitel: Ar. 10; 
Vormerkung des alten Redts: Nr. 11. 


8 869. 
Literatur: Heinze, Die Aufgabe der Zwangsverwaltung im neuen Redt, ZBIFG. 4, 402. 


Dritter Titel. WVerteilungsverfahren, 


8 872, 


1, Die Angabe des Geridhtsvollziehers oder Drittſchuldners bildet nicht 
die notwendige Vorausfegung für die Einleitung des Verteilungsverfahrens 
(26. Berlin 14. Okt. 03, Buſchs 3. 33, 290). 


2. Feſtſtellung des Rangverhältniffes: J. 2, 414. 


8 878. 


1. Außerhalb des Werteilungsverfahrens und unabhängig davon kann 
eine Klage von einem Pfändungsgläubiger gegen den andern nicht erhoben 
werden; der in $$ 876, 878 geordnete Weg darf nicht umgangen werden (RG. 
26. April 04, IM. 33, 342). Ebenfo 3.2, 414 Nr. 3. 

2. Zur Begründung feines Widerfpruds kann der beteiligte Gläubiger 
aucd den Beltand, die Gültigkeit der geanerifchen Forderung angreifen (OLG. 
Cöln 23. Dez. 03, Budelts3. 35, 289). Ebenfo 7. 2, 414 Nr. 1. 

3. Bei einem Gtreite des im Verteilungsverfahren leer ausgegangenen 
Gläubigers gegen die übrigen Berücfichtigten find als „beteiligte Gläubiger“ 
im Sinne des $ 878 3PO. nur die bei dem Widerfprud Beteiligten anzufehen 
(OLG. Hamburg 4. Nov. 03, HanſG3. 25 2. 10). 


4. Der nicht widerjprechende Gläubiger hat als mit dem Plane jelbjt ein- 
verftanden zu gelten und kann ein befjeres Recht — die nach dem Plane Be— 
friedigten nicht mehr verfolgen (BayObL6. 18. März 03, DLG. 9, 123 Note 1 
— BayOb G3. 4, 207). 

5. Klage auf vorzugsweiſe Befriedigung: J. 2, 414 Nr. 2; Beſchwerde: 
ſ. oben $ 793 Nr. 4. 

8 879 


Verteilungsgericht: J. 2, 414. 
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Dritter Abjchnitt. Zwangsvollitreckung zur Erwirkung der 
Herausgabe von Sachen und zur Erwirkung von Handlungen oder 
Unterlaffungen. 


8 883. 


1. Geht eine einjtweilige Verfügung (oder ein Urteil) auf Herausgabe 
eines Kindes, fo findet die Vollftrekung nah $ 883 ftatt (RG. 3. Okt. 04, 
IM. 33, 557). Ebenfo 7. 2, 414 Nr. 1, DYG. Hamburg dort = Geuffl. 59, 251. 

2. Einftweilige Verfügung: Ar. 2. 


8 885. 
1. Der Anfprud auf Einräumung einer beftimmten Wohnung ift nad 
S 885 zu volljtreken. Befindet fi ein Dritter in deren Beſitz, fo ift nad 
S 886 zu verfahren (OLG. Dresden 23. Dez. 03, SächſOLG. 25, 480). 
2. Mactbefugniffe — einen Dritten? J. 2, 414 Nr. 1; Verwahrung 
der entfernten Saden? Wr. 2. 
8 887. 
Literatur: ſ. I. 2, 415. 
1. Zur Durdführung einer nad $ 887 erteilten Ermädtigung ift eine 
Strafandrohung unzuläffig (RG. 23. Okt. 03, DLG. 9, 129). 


2. Der Schuldner, der zur Befeitigung von Baulichkeiten verurteilt ift, 
kann fich der Zwangsvollftrekung nicht unter Berufung darauf widerjegen, 
daß der Befeitigung ein öffentliches ntereffe oder das Redt eines Dritten 
entgegenjtehe (OLG. Breslau 29. März 04, Buſchs 3. 33, 293). 

3. Die Gewährung beftimmter Speifen als Ausgedingeleiftungen fällt 
unter $ 887 (OLG. Rönigsberg 38. Mai 04, PoſASchr. 7, 97). 

4. Bezeichnung der vorzunehmenden Handlungen: J. 2, 415 Ar. 1; Be: 
ftimmung der Handlung im Urteile: Ar. 2; Einwilligung einer dritten Perſon: 
Nr. 3; Herftellung eines Gegenftands: Ar. 4; billige get zur Ausführung: 
Nr. 5; Vorlegung von Geihäftsbüdhern: Nr. 6; Art. 29 WO.: Nr. 7; Lieferung 
elektriihen Stromes: Ar. 8; Erzwingung einer Auflaffung: Nr. 9 = GSeuffXi. 
59, 379. — U. M. bezüglich der Erzwingung einer Eintragung im Grundbud: 
OLG. Roftoh 2. Mai 04, OLG. 9, 130, vgl. auch I. 2, 415 Ar. 10; Urteil auf 
Beihaffung einer Hypothek: Nr. 10; Abgabe einer Willenserklärung: Ar. 11; 
alternative Verurteilung: Nr. 12, 

8 888, 
Literatur: ſ. I. 2, 415. 

1. Iſt der Beklagte verurteilt, Einrihtungen zu treffen, die Erfchütte- 
rungen und Geräufhe vom Nadhbargrundftück fern halten, fo muß der Voll: 
ftrekungsantrag genaue Angaben enthalten, welche Vorkehrungen zu trefien 
jeien. Vorher läßt ſich nicht beurteilen, ob $ 877 oder $ 888 Unwendung 
findet (RG. 16. Mai 03, GrudotsBeitr. 47, 916 — Geuffl. 59, 39). 

2. Die Rechnungslegung kann nad $ 888 erzwungen werden; dies aber 
dann nicht, wenn fie nicht ausichließlih vom Willen des Werpflichteten ab- 
hängig ift (RG. 3. Juni 04, JW. 33, 416). 

3. Pfleger zur Leiftung eines Dffenbarungseides: I. 2, 415 Nr. 1; Wer- 
urteilung des Mannes, der Belaftung des gütergemeinfdaftlihen Grundftücs 
zuzuftimmen: Nr.2; Erzwingung von Dienften: Ar. 3; Vollftrekung der Gelbd- 
Itrafe: Ar. 4, RG. dort — GeuffX. 59, 41; Zweck der Geldftrafe: Ar. 5; Wer: 
urteilung zur Ausſtellung von Wechfelakzepten: Ar. 6. 


8 889. 
Vorſchriften über Eidesleiftung durch geieglihen Vertreter? 7. 2, 416, 
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8 890. 
1. Ein Urteil, wodurd dem Anlieger eines Baches die Aberſchreitung der 
das gewöhnliche Maß überſteigenden Zuführungen zu verbieten, iſt nach 8 890 
zu vollftreken (OLG. Dresden 15. Juni 04, SächſArch. 14, 632). 


2. Auch vor der Strafandrohung nad) Abf. 2 muß der Schuldner gehört 
werden (OLG. Naumburg 8. Aug. 04, Naumburg AK. 04, 68, in Anlehnung an 
RGVZSGS. 20. Dez. 92, RG3. 42, 419). 

3. Auf ein nad $ 890 eingeleitetes Zwangsvollftrekungsverfahren find, 
joweit die Beftrafung des Schuldners in Frage kommt, die Grundfäße des 
—— entſprechend anzuwenden (OLG. Dresden 29. Juli 01, SächſOLG. 
25, 284). 

4. Untrag auf Ausfegung der Entfcheidung: 3.2, 416 Ar. 1; Wereinbarung 
der Strafe in einem Wergleih: Nr. 2, ebenfo DLG. Dresden 17. Febr. 03, 
SächſOLG. 25, 268; Erfuhen an ausländifche Behörden: Nr. 3; Entfcheidung 
in Form eines Urteils? Nr. 4; Zweck der Strafe: Nr. 5; Haftjtrafe, Umwand- 
lung? Ar. 6; Borausfegung der Strafandrohung: Nr. 7; juriftifche Berfonen: Nr.8. 


& 891. 

Gehör des Schuldners in der Beſchwerdeinſtanz: J. 2, 416. 
8 898. 

Intereffeanfprud: 3.2, 417 — Z3Vollftr®. 18, 28. 
8 894. 


1. Unter $ 894 fällt die WVerurteilung zur Einräumung einer Hypothek 
(OLG. Kolmar 2. Mai 04, ElſLothNotZ3. 23, 294). 

2. Iſt der Schuldner zu einer Erklärung in Grundbuchſachen verurteilt, 
fo erfolgt die Vollftrekungswirkung dem Grundbuhamt gegenüber nur durd 
Beibringung einer volljtreckbaren Ausfertigung feitens des berechtigten Gläubi- 
gers. nicht Schon durch den Nachweis der Rechtskraft (KG. Bonn 23. Febr. 04, 

hein Aot3. 49, 40; RG. 19. Okt. 03, ROT. 26 A 260; vgl. hierzu Falkmann 
in 3BIFG. 5, 298). Val. J. 2, 417 Nr. 2, 

3. Unwendung bei Vorbehalt nad) $ 780? 3.2, 417 Nr. 1; Vollſtreckungs— 
klaufel: Ar. 2; Verurteilung zur Erneuerung einer Berfiherung: Ar. 3; Ver— 
urteilung zur Zeſſion: Ar. 4; Vollftrekung: Nr. 5; keine Anwendung auf 
BVergleihe: Nr. 6 (RG.). — U. M. (alfo gegen R6.): OLG. Dresden 13. Tan. 03, 
SächſOLG. 25, 162. Val. oben $ 740 Kr 1. 


8 896. 


Verurteilung auf Eintrag von Erben: J. 2, 417 Ar. 1; Erteilung der in 
8 792 bezeichneten Urkunden: Ar. 2. 


Vierter Abſchnitt. Offenbarungseid und Haft. 


Literatur: Bondi, Der Offenbarungseid nicht progeßfähiger Schuldner, Buſchs3. 32, 221; f. ferner 
5.2, 417. 


8 899. 


1. Den Offenbarungseid für eine Aktiengefellfchaft hat derjenige zu leijten, 
der zu der betreffenden Zeit tatfächlich beitellter Vertreter derjelben ift (LG. 
Dresden 25. Juli 02, ZURtG. 11, 101 — SächſArch. 14, 132). Vgl. im übrigen 
wegen der juriftiichen PBerfonen 7. 2, 418 Wr. 4. 

2. Terminsbeftimmung, Prüfung von Amts wegen: 7.2, 417 Ar. 1 u. 2; 
zuftändiges Gericht: Nr. 3; Ausfeßung nah) $ 148? Nr. 5; eidesunfähiger 
a Nr. 6; Herabfegung des Streitwerts: Ar. 7. Vgl. $ 807, aud 

. 2, 400. 
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8 900. 

1. Hat fi der im Termin anwefende Gläubiger wieder entfernt, fo darf 
dem zu ſpät erfchienenen Schuldner der Eid nicht noch nadträglih abgenommen 
werden (LG. I Berlin 16. Sept. 04, RGBL. 15, 80). 

2. Über die Kojten des Verfahrens muß durh den Beſchluß über den 
Miderfpruch entichteden werden (OLG. Hamburg 20. Tan. 04, OLG. 9, 83). 

3. Ladungsfrift: 3.2, 418 Nr. 1; fchriftliher Widerfprud: Ar. 2; Antrag 
auf Haft nachträglich: Ar. 3; Zuftellung des Beichluffes über Widerfpruch von 
Umts wegen: Wr. 4; Beginn der Notfrift: Nr. 5; erite Verurteilung zugunften 
desjelben Gläubigers: Nr. 6, ebenfo OLG. Kiel 3. Mai 04, SchlHolftAnz. O4, 300; 
neuer Einwand nad rechtskräftiger Zurükweifung des Widerfpruds: Ar. 7; 
Boftfchein über Zahlung: Ar. 8; Gebühr: Nr. 9. 


8 901. 

1. Iſt das Ausbleiben des Schuldners genügend entichuldigt, To ift Rein 
Haftbefehl gegen ihn zu erlaffen (26. I Berlin 22, Okt. 03, GeſuR. 5, 143). — 
A. M.: 7.2, 419 Ne. 6. 

2. Der Beihluß auf Anordnung der Haft muß, falls nicht verkündet, zu- 
ee (LG. Gießen 19. Mai 04, HeſſKſpr. 5, 109). Vgl. 3. 2, 418 

900 Ar. 4. 


3. Anfechtung des Haftbefehls: J. 2, 419 Ar. 1-3; „grundlofe Werweige: 
rung“: Ar.4; Ausbleiben des im erjten Termin erfchienenen Schuldners: Nr. 5. 


8 903. 

Miderfprud nah Haftbefehl: I. 2, 419 Nr. 1; Berükfihtigung von Amts 
wegen: Ar. 2; neuer Erwerb: Ar. 3; nohmalige Vorladung zur Ergänzung: 
Nr. 4, ebenfo (bejahend): LG. Bromberg 11. Juli 04, rer 7, 116; 26 
Liffa 5. Mai 03, BreslauQf. 17, 21. — 4. M.: 26. Gleiwig 6. Juli 08, 
Breslau. 17, 22. 

8 911. 


vgl. oben $ 115 Ar. 1 und die Literaturangaben dort. 


8 915. 


Literatur: Coermann, Eine Härte des $ 915 3PO., DI23.9, 937; —, Die Veröffenttli 
Lifte der Manifeftanten, ZUkt. 14, 209. Menttihung ber 


Fünfter Abjchnitt. Arreſt und einjtweilige Verfügungen. 
8 916, 


Forderung aus einem gegenfeitigen Vertrag: J. 2, 420 Ar. 1; Anſpru 
auf Prozeßkojten: Ar. 2; Arreſt in Ecuador: Wr. 3. ; Iprud 


8 917. 

1. Zum Borliegen eines’ Urreftgrundes ift notwendig, daß der Werwirk- 
lihung des Rechts ein tatfächliches Hindernis droht; aber es bedarf nicht 
eines hierauf gerichteten Willens des Schuldners (RG. 13. Aug. 04, IM. 
33, 557). 

2, Arrejtgrund: 5. 2, 420 Nr. 1, ebenfo DLO. Frankfurt 25. Nov. 03, Redt 
8, 81; Verkauf des Inventars: Ar. 2; Abſ. 2: Nr. 3. 


g 918. 
Zwek des Verfonalarrejtes: J. 2, 420. 


8 919. 
Berufungsgericht: I. 2, 420. 
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8 920, 
Die Glaubhaftmahung genügt für alle Angriffs» und Verteidigung smittel; 
das’ Gericht tit an die Regeln der Beweislaft nicht gebunden (RG. 12. März 04, 
SeuffA. 59, 299). sm. 


Fe io Blandı aha, Das Verfäumnisverfahren bei Urreft und einftweiligen Verfügungen, 
o Sch r.7, e 

1. Die Vorichriften über das Verfäumnisverfahren finden auf Arreſte und 
einftweilige Verfügungen keine Anwendung (OLG. Hamburg 18. Dez. 03, OLG. 
9, 2 — Hani63. 25 B. 57). 

2. Mitteilung des Arreftgefuchs an den Gegner: T. 2, 421 Wr. 1; Un 
ordnung der Gicherheitsleiftung: Nr. 2; Bedingung der Sicherheitsleiftung: 
Nr. 3 — GeuffXl. 59, 45; Zurüdnahme des Antrags: Ar. 4 — Geuffll. 59, 42. 


8 922. 


1. Die Arreftkojten find ein Teil der Koften des Redtsftreits; im Prozeß 
über die Hauptfache können fie nicht als Teil des Hauptgegenftandes geltend 
gemadjt werden; das Urteil kann aber ausiprechen, daß der Beklagte die 
Roften des Rechtsſtreits mit Einfluß derjenigen des treftverfahrens zu 
tragen babe (OLG. Marienwerder 15. Jan. 04, PoſASchr. 7, 24. A. M.: 

2, 421 Nr. 6; vgl. aber Wr. 4,5 u. 7). 

2. Beichwerde, wenn in der Berufung irrtümlich durch Beſchluß entichieden 
ift: 3.2, 421 Nr. 1; Endurteil des Oberlandesgerihts: Ar. 2; Berufung und 
Beſchwerde: Ar. 3. 

8 923. 


1. Die Beitätigung eines in erfter Inftanz aufgehobenen Arreſtes in der 
Berufungsinitanz wird durch inzwifchen erfolgte Ronkurseröffnung nicht aus: 
geichloffen, wenn der Schuldner zur Abwendung der Vollziehung des Arreſtes 
ee 9 hatte (RG. 6. Nov. 03, RG3. 56, 146). 

ücforderungsredt auf den hinterlegten Betrag: J. 2, 421. 


8 924. 
1. 88 91—105 finden auch im Arreſtverfahren Anwendung; die Aufhebung 
des Arreſtes ift einer Rlagabweifung gleichzuadten (OLG. iel 19. April 04, 
OLG. 9, 134 — SchlHolſt Anz. 04, 216. — Abweichend: unten $ 940 Wr. 6). 
2. Widerfpruc gegen Arreftanordnnung in der Beichwerdeinftang: 3. 2, 421. 


8 925. 
Unführen neuer Tatſachen: 3. 2, 422. 


8 926. 


Literatur: Marcus, Aber die Behandlung der Koftenfrage bei Urteilen aus SS 926, 927 3P0. 
im Falle ber Aufhebung eines bereits durch Urteil angeordneten Urreftes, Recht 8, 189. 


Irrtümlich Beſchluß anftatt Urteil: I. 2, 422 


8 927. 


1. Neue Tatfachen, die im Wege der fofortigen Beichwerde auf Grund des 
$ 927 3PO. geltend gemadt werden, müſſen vor allem glaubhaft gemadıt 
werden (OLG. Rolmar 21. März 03, ElſLoth3. 29, 252). 

2. In der Berufungsinjtanz des Beitätigungsverfahrens können neue 
Tatſachen vorgebradyt werden, ohne Unterfchied, ob ſolche vor oder nad) Erlaß 
des Arreſtes oder der einjtweiligen Verfügung eingetreten find (RG. 16. März 
04, IW. 33, 264 — N62. 57, 233; RO. 6. April 04, Seuffl. 59, 427). 

3. Enburteile der Oberlandesgericdhte, veränderte Umftände: J. 2, 422 Nr. 1; 
Urrejtgrund: Ar. 2 = Puchelts3. 35, 31; Antrag des Xrreitklägers auf Auf- 
re gr Nr. 3; Ausſpruch über Rechtmäßigkeit nad Erledigung der Haupt- 
ache: 
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8 928, 


1. Die Pfändung von Forderungen auf Grund eines Arreftbefehls erfolgt 
ohne Anhörung des Schuldners ($ 834 3PO) durh einfachen Belchluß des 
Arreitgerihts (OLG. Rolmar 21. Wärz 03, DI3. 9, 704 = ElſLoth3. 29, 251). 

2. 8 788 Abf. 2 ZBD.: I. 2, 422. 


8 929. 

1. Unter dem Xrreftbefehl im Sinne von Abſ. 2 ift nur die Entfcheidung 
nad $ 922, nicht das auf den Widerfpruch ergebende Urteil zu verftehen (OLG. 
Kolmar 21. März 03, ElſLoth3. 29, 251). 

2. Innerhalb zwei Wochen nad der Verkündung oder Zuftellung des 
Urreftbefehbls muß nicht nur der Antrag auf Eintragung einer GSicherungs: 
hypothek beim Grundbuchamt geftellt, fondern es müſſen diefem auch alle 
Unterlagen vorgelegt fein, welche zur Eintragung der Sicherungshypothek er: 
forderlid find (OLG. Kolmar 14. Dez. 03, ElfLothNlotZ. 24, 69 — ElſLothZ. 
29, 458 — DRG. 9, 84). 

3. Die Frift des Abſ. 2 kann durdy Parteivereinbarung verlängert werden. 

4. Ubf. 2 auf — Verfügungen anwendbar: RG. in J. 2, 422 
Nr. 1. — Abweichend: KG. 19. Jan. 04, ROBI. 15, 39; DLG. Breslau 28. April 
04, Breslau. 17, 33; Löfhung der Arreftfiherungshypothek: Nr.2; Zuftellung 
eines Zahlungsverbots: Ar. 3 u. 5; Eintrag eines Verbots fernerer Vertretung 
im Handelsregifter: Ar. 4; Geltendmadung der Verfäumung: Nr. 6. 


8 930. 


Forderungspfändung auf Grund einjtweiliger Verfügung: I. 2, 423 ir. 1; 
IÜberweifung zur Einziehung: Nr. 2. 


8 932. 
Lireratur: Wolff, Darf die Arreſthypothek in z8 eines Teilbetrages ber zuläffigen Maximal⸗ 
hypothek eingetragen werden (85 932, 93 ZBD.)? Nedt 8, 311. 


Sicherung einer jährlichen Unterhaltsrente: 7. 2, 423. 


8 935. 


1. Unzuläffig erfcheint eine einftweilige Verfügung, durch die dem Grund- 
buchamt aufgegeben wird, einen Eigentumswecjel nicht einzutragen, weil der 
zugrunde liegende Vertrag nichtig fei (LG. Freiburg 22. Jan. 04, BadRpr. 70, 92). 

2. Unzuläffig ift eine einitweilige Verfügung dahin, daß die Leiftung 
eines durch recdhtskräftiges Urteil auferlegten Eides bis zur Entiheidung auf 
die erhobene MWiderklage ausgefegt werde (OLG. Marienwerder 27. Mai 04, 
VPoMScr. 7, 131). 

3. Der Antrag, dem Mieter die Räumung der Wohnung durdy einftweilige 
Verfügung aufzugeben, weil er Ungeziefer in die Wohnung geichleppt habe, 
kann nicht auf $ 935, fondern nur auf $ MO 3PO. gegründet werden (OLG. 
Marienwerder 17. Sept. 04, PoſMSchr. 7, 131). 

4. Gefährdung des Hypothekenredts: J. 2, 423 Ar. 1, Verhinderung ge: 
fährdender Dispofitionen: Ar. 2; Ausfegung eines fhiedsrichterlihen Verfahrens: 
Ar. 3; Leitung von Dienften: Nr. 4; Sicherung eines Unfehtungsanfpruds: 
Nr. 5; Beihwerde: Nr. 6. 

8 936. 


8 719: 7.2, 424 Ar. 1; Zuftellung an den Beklagten perfönlih: Mr. 2, 


8 937. 
Gericht der Hauptladhe: I. 2, 424 Nr. 1; Ehegericht: Nr. 2; unzuftändiaes 
Gericht: Nr. 3; mündliche Verhandlung: Ar. 4; Untrag, ohne mündliche Ver— 
handlung zu enticheiden: Ar. 5, RG. dort = SeuffA. 59 46 
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8 938. 


1. Das Geridt ift zwar nicht ftreng an die Anträge der Parteien gebunden, 
es darf aber nicht ein aliud anordnen (RG. 14. Dez. 03, GruchotsBeitr. 48, 398). 

2. Die Schadenserjagforderung des Grundftückskäufers, der ſich durch 
den Verkäufer für betrogen hält, kann nad erfolgter Auflaffung nicht durd 
ein das erkaufte Grundftück betreffendes Weräußerungsverbot fichergeitellt 
werden (OLG. Dresden 21. April 02, SähfOLG. 25, 533). 

3. Löfchung einer Hypothek: I. 3, 424 Nr. 1; desgl. einer Wormerkung: Ar. 2. 


8 939. 
Aufhebung durch andere einftweilige Verfügung? I. 2, 424 Ar. 1; 8 648 
Abſ. 2: Ar. 2, 
8 940. 


1. Die Regelung eines einjtweiligen Zuftandes gemäß $ 0 3P0. ift 
nur zuläffig, wenn ein Umftand vorhanden ift, der fie nötig madt. Die all- 
gemeine, alle Rectsftreitigkeiten begleitende und bei beiden Parteien gleihmäßig 
vorauszufegende Befürdtung von Nachteilen aus dem Fortbeftehen des jtreitigen 
Redtsverhältniffes ift nicht ausreichend (OLG. Frankfurt 25. Nov. 03, Recht 
8, 81). Erforderlich ift, daß ein weſentlicher Nachteil droht (OLG. Dresden 

13. Mai 01, SächſOLG. 25, 535). 

2. Eine einjtweilige Verfügung auf Grund eines Patentes kann dann 
nicht gewährt werden, wenn die Nichtigkeit des Batentes glaubhaft gemadıt 
ift (RO. 1. Juli 03, DI3. 9, 700 = GewRidhuß 9, 272, 297). 

8, Aud) die Ehefrau, welche zu einem gegen ihren Mann anzuftellenden 
Prozeß eine einjtweilige Verfügung auf Gewährung des Vorſchuſſes erwirken 
will, muß den zu verfolgenden Anſpruch und degen Gefährdung glaubhaft 
machen (OLG. Dresden 6. Okt. 02, SächſOLG. 25, 277). 


4. Eine einjtweilige Verfügung ift nicht nötig, wenn ein zu befeitigender 
Zuftand bereits längere Zeit unbeanftandet angedauert hat. Iſt der Beklagte 
durd ein gegen Sicherheit vollftrekbares Urteil zur Herftellung eines Zuftandes 
verurteilt, jo kann der Kläger nicht durch einftweilige a die Voll» 
jtrekung ohne Sicherheit herbeiführen (OLG. Bamberg 23. Upril 04, DLG. 9, 84). 

5. Eine getrennt lebende Ehefrau kann die Zahlung einer beftimmten 
Summe zur Ermöglidung einer Babekur von ihrem Manne im Wege der 
einjtweiligen Verfügung ermögliden (RG. 27. Okt. 03, DLG. 9, 85). 

6. Über die KRoftenpflicht kann bei der einftweiligen Verfügung, auch 
wenn der Gegner anerkennt, nur der Gefidhtspunkt enticheiden, ob dem An— 
trage ftattzugeben gewefen wäre, wenn die Befriedigung nicht en t wäre 
(OLG. Kiel 29. Okt. 03, OLG. 9, 86 — SchlHolftAlnz. 04, 4. — U. M.: LG. 
Darmftadt 3. Dez. 03, HefRipr. 5,4 Bol. audy oben 8 924 Ar. 1). 

7. Reine definitiven Anordnungen: J. 2, 424 Wr. 1 u. 2; Erfaß des 
Schadens: Ar. 3; obligatorifhe Verhältniſſe: Ar. 4, ebenfo DRG. Kiel oben 
unter Ar. 6; $ 379 HOB.: 3. 2, 425 Wr. 5; Verfteigerung reklamierter Gegen: 
ftände? Nr. '6; Konkurrenzverbot: Nr. 7; einftweilige Verfügung in Ehefadhen: 
Nr. 8—11, vgl. 8 1387 BGB., aud in J.1 u. 2. 


8 941. 
8 866 Abſ. 3: 7. 2, 425 Nr. 1; Beichwerde des Prozeßgerichts: Nr. 2. 


8 942. 


Gericht der Hauptfadhe: I. 2, 425 Ar. 1; Gewerbegeridt: Ar. 2; —— 
Friſt des Abf. 3, $ 934 Abf. 4: Ar. 3 — Nr. 4; Gebühr: Nr. 5; $ 926: 


8 93. 
Literatur: |. 3. 2, 426. 
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8 95. 


1. Schon die Aufhebung eines Arreftes mangels eines Urreitarundes im 

Arreitprozeffe begründet die Schadenforderung (RG. 6. Tuli 04, IW. 33, 416). 

IN 3. 2, 426 Ar. 1; Gerichtsſtand: Nr. 2; befonderes Wer: 
fahren: Ar. 3. 


Neuntes Buch. Rufgebotsverfahren. 
Literatur: Adel ‚ Die Kraft klä bhanb k d 
In Yifgebotsverfahten nad) eigeredht und baperiäem Lonbesregt, Miiindien 1604. 7 Genen 
Da 8 946. 
Keine vertragsmäßige Kraftloserklärung: I. 2, 426. 


8 97. 


Ziff. 1: J. 2, 426 Nr. 1; Rückkehr des Toterklärten: Ar. 2 — Geuffßt. 
69, 181 — Gruchots Beitr. 47, 1193; Verftoß gegen $ 947 Abf. 2: Ar. 3. 


962. 
Abweienheitspfleger: I. 2, 426. 


Untragfteller niht Zeuge: I. 2, 426. 


8 10083, 
Pfandbrief der Württembergifhen Hypothekenbank: I. 2, 427. 


& 1004, 
Literatur: Reihfelm, Antragsrecht beim Aufgebot eines Inhaberpapiers, PofMScr. 7, 19: 
f. ferner 3. 2, 427. Br 

$ 1005, 


Gemeinfchaftlicher Gerichtsitand: J. 2, 427. 


8 1018, 
AUbhanden gekommener Wechfel: I. 2, 427. 


Zehntes Buch. Schiedsrichterliches Perfahren. 
Literatur: ſ. 3. 2, 427. 
8 1025. 


1. Werden die Rechte aus einem Vertrage abgetreten, der eine Schieds- 
gerichtsklaufel enthält, jo gehen auch die Redhte daraus mit über (RG. 8. Dez. 
03 RG3. 56, 182 — IM. 33, 72). 

2, Ein von einem Verein für gewilfe Streitigkeiten feiner Mitglieder ein- 
gejeßtes Schiedsgeriht kann nicht dadurch, dab es gewohnheitsmäßig aud 
von Nichtmitgliedern zur Entſcheidung derartiger Streitigkeiten angerufen wird, 
für alle Fälle folder Streitigkeiten zuftändig werden —— Hamburg 6. Juni 
04, OLG. 9, 285). > 

3. Entſcheidung einzelner Tatfragen: J. 2, 427 Nr. 1; desgl. einzelner 
Rechtsfragen: Nr. 2; Höhe des Anfpruds: Nr. 3; unvollftändiger Schiedsfprud: 
Nr. 4; Gefellichaftsvertrag: Nr. 5, 6, 9; Feltitellung des Zuftandes einer 
Kaufsſache: Nr. 7; Ronkursforderung: Ar. 8; „Zuftändigkeit des Schiedsgerichts 
der Budapefter Waren- und Effektenbörfe“: Air. 10. 


g 1026. 


Eine allgemeine Verpflichtung, alle in einem beftimmten Gefchäftszweig 
vorkommenden Differenzen fchiedsgerichtlich entſcheiden zu laffen, erfcheint un- 
zuläffig (OLG. Hamburg 18. Juni 03, Han63. 24 B. 299). Ebenfo J. 2, 428. 
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8 1028. 
Der Mangel genauerer Vereinbarungen über die Modalitäten der Er- 
nennung der Schiedsrichter madt den Schiedsvertrag nicht unwirkfam (OLG. 
Rarlsrube 19. Jan. 04, BadRpr. 70, 146). 


8 1029. 
Keine nadträgliche Bezeichnung: I. 2, 428. 


8 1031. 


1. Das Redtsverhältnis der Parteien zum Schiedsrichter ift * Analogie 
des — zu beurteilen (OLG. Kaſſel 11. Febr. 04, DLG. 9, 87). 

Menn fih die Parteien „auf Antwerpener ——— — Arbitrage“ 
— haben, ſo können ſie gegen die dort übliche Ernennung eines Obmanns 
keine Einwände erheben DL6. Hamburg 25. Jan. 04, DLG. 9, 89). 

3. Veranlaffung zum Rücktritt: I. 2, 428 Nr. 1; Zurücweifung eines 
Parteivertreters feitens des Schiedsridhters: Nr. 2 


$ 1032, 


1. Ein Sciedsridter kann nicht ſchon deshalb abgelehnt werden, weil 
er vorher feine ES ausgefproden hat (RG. 5. April 04, IW. 33, 241). 
Val. 3.2, 429 Nr. 7 

2, Ernennt eine Partei einen Schiedsrichter, obwohl fie Kenntnis von 
einem UÜblehnungsarund hat, fo verzichtet fie damit auf deifen Geltendmachung 
(RG. 24. Tuli 04, IW. 33, 495). 

3. PBarteivereinbarung, daß ein Pritter über die Ablehnung entjcheide: 
3. 2, 428 Nr.1, wodurd Nr. 8 dort bejtätigt wird, vgl. Nr. 2; keine Ablehnung 
nah Antragftellung: Ar. 3; Bürgermeifter: Ar. 4; Schiedsrichter im Ausland: 
Nr. 5; Ausfegung: Ar. 6; Vereinsmitglied: Wr. 9. 


8 1033. 
Gründe der Weigerung: 7. 2, 429. 


8 1034, 


1. Zur Fällung eines neuen Sciedsfpruds können die Schiedsrichter 
nur zuftändig werden, wenn ein neuer Schiedsvertrag unter den Parteien ge- 
Ichloffen wird (RG. 13. Nov. 03, IM. 33, 43 — BadRpr. 70, 85). 

In welder Weife die Parteien zu hören find, können Schiedsrichter 
nad) freiem Ermeifen bejtimmen; insbefondere ift es zuläffig, daß die Parteien 
nur von einzelnen Sciedsricdhtern gehört werden (RG. ohne Datum, BadRpr. 
70, es Ebenfo 7. 2, 430 $ 1041 Wr. 3. 

Das Schiedsgericht bat auch über die a des Schiedsverfahrens zu 
eennen (OLG. Hamburg 17. — 04, OLG. 9, 88). 

. Beweiswürdigung: J. 2, 429 


8 1036. 
Erfuhungsfchreiben an ausländifhe Partei: J. 2, 429. 
8 1037. 
Normen des Schiedsverfahrens: T. 2, 429 Ar. 1; Einwand des Vergleichs: 
2. 
* g 1039. 


1. Die Niederlegung braucht nicht durch die Schiedsrichter perſönlich zu 
erfolgen, fie kann auch durch einen Dritten (3. B. einen Gerichtsvollzieher) be— 
wirkt werden (OLG. Hamburg 30. April 04, DLG. 9, 90). 

2. Ausfertigung: I. 2, 429 Nr. 1, OLG. Frankfurt dort = FrankfKundſch. 
37, 128; Borfchrift: Ar. 2; Vollftrekungsurteil: Ar. 3; Teilurteil, Widerklage: 
Nr. 4; Gründe des Schiedsipruds: Wr. 5. 
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8 1040. 
Auslegung des Schiedsvertrags: T. 2, 430. 


g 1041. 


1. Unter der Bejtimmung in Ziff. 1 ift die —— des ſchieds⸗ 
gerichtlichen Verfahrens überhaupt zu verſtehen (OLG. Hamburg 23. Dez. 03, 
Hani63. 25 B. 94 = DVG. 9, 91). 

2. Jit eine im Schiedsſpruch angeordnete Eintragungsbemwilligung nad 
dem Rechte des BGB. nicht eintragungsfähig, fo liegt ein Sail der Ziff. 2 vor 
(RG. 19. April 04, IW. 33, 297 — PolMScr. 7, 75 = R62. 57, 331). 

3. Vorausfegung der Aufhebungsklage: J. 2,430 Ar. 1; Übleynungsgrund: 
Nr. 2; Nichtgewährung des Gehörs: Tr. 3. 


8 1042, 

1. Aus einem Schiedsipruche gegen die Erben kann nicht das Vollftreckunas- 
urteil gegen den Teftamentsvollftreder erlaffen werden (RG. 22. Tan. 04, RG3. 
56, 327 — IM. 33, 148 — Pudelts3. 35, 418). 

2. „Schiedsipruh“: 3.2, 430 Ar. 1; Identität der Partei: Mr. 2; Voll: 
ftrekungsurteil für einen Teil des Schiedsſpruchs: Ar. 3; Prüfung der Wechts— 
fähigkeit der Partei: Nr. 4; ausländifher Schiedsfprud: Ar. 5; nicht voll: 
itrekungsfähiger Schiedsiprud: Ar. 6. 


8 1045. 
Literatur: f. J. 2, 490. 


1. Im Beichlußverfahren nad $ 1045 kann aud der Einwand geltend 
gemacht werden, es beftehe kein Schiedsvertrag (RG. 10. Nov. 03, IW. 32, 433 
— Braunfhw3. 50, 189 — SeuffX. 59, 173). Vgl. I. 2, 431 Ar. 5 u. 6. 

2. Übergangszeit: I. 2, 430 Nr. 1 u. 2; ebenfo wie Ar. 1: RG. 10. Okt. 09 
GruchotsBeitr. 47, 1156; Bemängelung der Eigenſchaften des Sciedsrichters: 
fir. 3; Norm der mer nad Abſ. 1: Ar. 4; Einwand des Erlöfchens des 
Sciedsvertrags: Ar. 5; Vorausfegung ift Bejtehen des Schiedsvertrags: Nr. 6. 


8 1046. 
Miderklage: T. 2, 431. 


39. Geſetz, betreffend die Einführungder Zivilprozeßordnung; 
vom 30. Januar 1877, in der durch das Gefeg vom 17. Mai 1898 
abgeänderten Faſſung. 


83. 
Literatur: Joſef, Das echte Streitverfahren in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, ZBLFG. 4, 600. 
8 4, 
Die Beitimmung läßt als Ausnahmevorfcrift eine ausdehnen 
legung nicht zu (RG. 28. Mai 03, ZW. 32, 268). hnende Aus 


86. 
87. 


Literatur: Bürch, Die Zuftändigkeitsprüfung des Bayerlfhen Dberften O - 
EHZBO. im Hinbiik auf Art. 6 EOBOR., ZW. 29, 801. anbesgerihts nad $ 


vgl. 8 549 3PO. Nr. 1 u. 2. 
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40. Gele, betreffend die Befchlagnahme des Arbeits- oder 
Dienftlohnes; 
vom 21. Juni 1869, in der durch Gejeg vom 29, März 1897 und 
Gejeß vom 17. Mai 1898 abgeänderten Faffung. 


81. 

1. Iſt ein Dienſtverpflichteter ohne Grund vorzeitig entlaſſen, fo iſt nicht 
bloß die Vergütung bis zum Tage der Dienftentlafjung, fondern auch die Ver- 
gütung, welche er außerdem nod infolge feiner vorzeitigen Entlaffung be- 
anfpruden kann, der Pfändung nicht unterworfen, falls die fonjtigen Voraus— 
jegungen des ©. vom 21. Juni 69 gegeben find (OLG. Marienwerder 15. April 
04, Recht 8, 317). 

2. Hat der Berechtigte den Lohn nad der Fälligkeit gefordert, fo kommt 
der Dienftgeber in Verzug; bei foldem Verzuge bleibt die Unpfändbarkeit be- 
legen, auh wenn die Forderung durch Urteil fejtgeftellt wird (OLG. Kiel 

9. Zuli 04, SchlHolſtAnz. 04, 294). 
83. 


Literatur: Heuer, Lohnbefhlagnahme wegen der Koften in Alimentenprozeifen, Recht 6, 13. 

Die einem Handlungsreifenden zuftehenden Reifeipefen find injfoweit als 
Einkommen mit — en, als der Reiſende dadurch Ausgaben für Wohnung 
und Koſt erſpart hat ( LO. Dresden 23. Dez. 02, SächſOLG. 25, 255). Val. 
3. 2, 407 Wr. 6. 

84. 

1. Die Ausnahme von der Beihränkung der Pfändung von Arbeitslohn 
zugunften unterhaltsberechtigter Kamilienangehöriger kommt auch dem Urmen- 
verbande bei Te des nenn zugute (OLG. Poſen 27. Sept. 02, 
Seuff A. 58, 241 — SchlHoſſtAnz. 03, 103; OLG. Dresden 
13. Jan. 03, SähfOXLG. 25, Te 

2. Die Beitreibung (8 4 Nr. 3) umfaßt den Prozeß, durch den die — — 
erſtritten ſind, und damit die Koſten dieſes Prozeſſes (OLG. Celle 17. Jan. 03 
DVG. 6, 422). 

3. Bildet eine vollftrekbare Urkunde den Volljtreckungstitel, fo ift der 
Tag der Ausftellung diefer Urkunde der Rlagerhebung gleichzuftellen (OLG. 
Didenburg 27. März 03, OLG. 7, 316). 


4. Auch wenn jemand nur eine bejtimmte Zeit im Jahre gegen Monats» 
gehalt beichäftigt ift, kann der 125 M. monatlich überfteigende Betrag gepfändet 
werden (OLG. Celle 14. Mai 03, Buſchs 3. 32, 400). 


8 Aa. 
1. Das Pfändungsvorredht des $ 4a des LohnBG. iſt nicht an die Perſon 
des unehelihen Rindes gebunden (RG. 28. Jan. 03, OLG. 6, 423). 


2. Der zur Vorbereitung für eine Prüfung erforderliche Aufwand gehört 
zum eg are nicht zum notdürftigen Unterhalt (OLG. Poſen 27. Juni 
03, Seuff A. 58, 48 


3. vgl. die zu . 850 3PO. in J. 2 u. 3 abgedructen Entjcheidungen. 


Warneyer, Jahrbuch der Entfcheidungen. 3. Jahrg. 33 
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41. Konkursordnung 
in der Fajjung der Bekanntmahung vom 20. Mai 1898. 


Literatur: Fitting, Rommentar, 3. Aufl., Berlin 1904; Meyerhoff, Ronkurs- und Jmmobiliar- 
zwangsvollftrehung, Teil_3 Bd. 2 des corpus juris eivilis für das Deutfhe Reich und 
Se Berlin 1904; GSenft, Die —— von Konkurjen, 5. Aufl., Berlin 1904; 
Rofenmeyer, Die Redtsftellung der Nadylaßgläubiger im Konkurfe über das Bermögen 
bes Erben einfhließlich des Nachlaſſes, Buſchs3. 32, 263; Meyer, Konkurs: und anfechtungs- 
rechtliche Fragen aus der Wraris, JW. 33, 27; Stern, De Schuldverihreibungsgläubiger 
im Konkurfe ber Snpothekenbank, Berlin 1904; Caritens, Wirkungen der Anfechtung eines 
Kaufgejhäfts über beweglihe Sadhen wegen Wiltensfehter, insbe ondere wegen rrtums des 
Verkäufers über Die rebitfähigkeit, im Konkurfe des Käufers. WUusfonderungsrecht oder 
Geldanipruh? ZW. 33, 134; Robler, Neue konkursrehtlihe Foridungen, ArhZioPrar. 
9%, 339, Weyerboff, Das richterliche Dezernat in Konkurs und Jmmobiltar-Zwangsvoli- 
ftrekungsjachen, Berlin 1904; |. femer I. 2, 432. 


Erites Buch. Ronkursxrecht. 
Erfter Titel. Allgemeine Beftimmungen. 
81. 


1. Der Rückkaufswert der Police eines zugunſten eines Dritten abge— 
ſchloſſenen Lebensverſicherungsvertrags gehört zur Konkursmaſſe des Ver— 
fiherungsnehmers (OLG. Naumburg 20. Okt. 03, Naumburg AK. 04, 42 — 
Seuff A. 59, 398. 

2. Der Anfpruch des Gemeinfchuldners auf ein Erneuerungslos der Preuß. 
Klafjenlotterie gehört zur Ronkursmaffe. Wird aber diefes Recht vom Ver» 
walter nicht ausgeübt, dann fteht dem Gemeinfhuldner das Verfügungsredt 
zu (OLG. Marienwerder 27. Mai 04, PoſASchr. 7, 132). 

3. Anſpruch des Verſicherten aus einem Unfallverfiherungsvertrage: 
3. 2, 432 Wr. 1 u. 5; Batentanfprud: Nr. 2; väterliher Nießbraudh: Ar. 3; 
Handelsbücyer: Nr. 8; Firma: Ar. 11; ausländifhe Zwangsvolljtrekung: Nr. 13 

: Geuffll. 59, 47; Rechte, über die Gemeinfhuldner rechtswirkſam verfügt hat: 
Nr. 4 u. 9; unpfändbare Gegenftände: Nr. 7; nicht zur Maffe gehörige en, 
jtände: Ar. 6; Eigentum des Gemeinihuldners an der Maffe: Nr. 12; Frei- 
gabeerklärung des Verwalters: Ar. 10. 


82. 
Vorbehaltsgut der Ehefrau: I. 2, 433. 


8 8. 
Forderung aus einem nad) geſchloſſenem Zwangsvergleih gegebenen Nadı- 
ahlungsverfprehen: J. 2, 433 Ar. 1, Kojten eines Strafverfahrens: Ar. 2; 
—— Nr. 3. 44 


Gegen wen iſt die Hypothekenklage zu richten? J. 2, 434 Nr. 1u. 23 
Rechtsmittel gegen Einziehung der Mieten durch den Verwalter: Nr. 3. 


86. 

Literatur: Schöller, Die grundbuchrehtlihe Bedeutung des Ronkursvermerks, DIZ. 7, 165. 

1. Der Verwalter kann Rechtsgeſchäfte, weldhe dem auf die gleichmäßige 
Verwendung der Maffe zum beften aller Gläubiger gerichteten Ziele zuwider: 
laufen (wie reine Schenkungen, Gläubigerbevorzugungen durch Befriedigung 
und GSiceritellung) mit Wirkfamkeit nicht vornehmen (RG. 16. März 04 
Recht 8, 316 — 3W. 33, 241). 

2. Der Verwalter kann den Rechtsanwalt des Gemeinfchuldners nicht 
von jeiner Pfliht der Zeugnisverweigerung entbinden. Dies gilt auch beim 
Konkurje einer Gefellichaft mit befchränkter Haftung (OLG. Darmftadt 9. Juli 02 
DI2. 9, 128). & 
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3. Der Berwalter als Rechtsnachfolger des Gemeinfchuldners im Sinne von 
8 445 3PO. (OLG. Dresden 7. April 03, SächſArch. 14, 128 und J. 2, 434 Nr. 4 u.5). 
Desgleihen im Sinne von $ 727 ZBD.: Ar. 6; der Verwalter nicht Vertreter 
des Gemeinſchuldners in Gewerbefteuerfadhen: Ar. 7; Wider/prucdhsrecht des Ver— 
walters gegen das Liquidat eines Gläubigers im Jwangsverjteigerungsver: 
fahren: Ar. 8; Vorfcyußberechnung bei einer Genoffenichaft: Ar. 10; Nachſchuß— 
berehnung bei einer Verjicherungsgefellfchaft: Ar. 9; Freigabeerklärung: Ar. 3 
u. 15; Stammeinlage bei Gejellichaften mit beichränkter Haftung: Nr. 12; ftille 
Gejellfichafter gegen den Verwalter: Air. 14; Wirkjamkeit der Verfügungen des 
Gemeinſchuldners: Ar. 1 u. 2; Verluſt der Raufmannseigenfhaft des Gemein- 
ihuldners: Wr. 11. 

89. 


Erbidaftsausihlagung ift nicht anfechtbar: J. 2, 435. 


g 10, 


1. Die Ablehnung der Aufnahme eines Prozeifes dur den Verwalter kann 
in jeder beliebigen redtsverbindlichen Form erfolgen (OLG. Hamburg 15. Febr. 04, 
HanſG3. 25, 106). 

2. Nachdem in eriter Inftanz der Beklagte verurteilt und der zugeſprochene 
Betrag beigetrieben war, wurde nad Einlegung der Berufung durch den Be- 
klagten über fein Vermögen Konkurs eröfinet. Der vom Kläger beim 
Schweigen des Verwalters im Kofteninterefje gegen den Verwalter aufgenom: 
mene Recdtsjtreit ift für unzuläffig erklärt, als nunmehr der Verwalter die 
ne des Rechtsſtreits ablehnte (OLG. Breslau 18. März 04, BresiauAX 
17, 22). 

3. Prozeßaufnahme durch jtillfichweigende Einlaffung: 3. 2, 435 Nr. 2; 
negatorijche Klage: Ar. 4 u. 5; Prozeßaufnahme unter Beichreitung der Rechts— 
mittelinftanz: Ar. 3; Unzuläffigkeit der Prozeßaufnahme eines gegen den Ge- 
meinichuldner anhängigen NRedtsftreits durch den Verwalter: Ar. 1; Einwand 
— Verwalters, daß ein Prozeß für den Gemeinſchuldner nicht anhängig ſei: 

7 
8 11. 


1. Abſ. 1 findet keine Anwendung, wenn ein Abfonderungsberechtigter 
abgefonderte Befriedigung verlangt und auf Weigerung hin zur Klage ge: 
Ichritten ift (OLG. Dresden 3. Nov. 03, SeuffA. 59, 205). . 

2. Ubf. 2 hat nicht den Sinn, daß dem fiegreihen Gegner, fondern daß 
dem unterliegenden Gemeinihuldner die Koften nidt als Maffeichuld ($ 59 
Ziff. 1), fondern nur als Konkursforderung 8 61 Ziff. 2, 6) zur Laft fallen 
(OLG. Königsberg 12. Dez. 03, Seuffl. 59, 207). Ebenfo 3. 2, 436 Nr. 5. 

3. Urt der Prozekaufnahme: I. 2, 436 Nr. 1; Hypothekenklage: Ar. 2; 
Übergang auf Gemeinjhuldner: Ar. 3; ausländiicher Mafjeverwalter: Nr. 4. 


8 12, 

1. Durch diefe Vorfchrift wird nicht ausgefchloffen, daß eine bei Anlegung 
des Örundbudys bereits vorhandene, aber verfehentlih nicht eingetragene 
hypothekariſche Belaftung nad der Konkurseröffnung noch eingetragen wird 
(OLG. Eöln 2. Dez. 03, Puchelts 3. 35, 454). 

2. Aushändigung von Kuren: 7. 2, 436. 


8 14. 

1. Die Vorfchrift findet keine Anwendung auf die Beitätigung eines 
Urreftes, wenn der Schuldner zur Hemmung der Arreſtvollziehung den im 
Arreitbefehl feitgeftellten Geldbetrag vor der Konkurseröffnung binterlegt 
hatte (RG. 6. Nov. 03, RG3Z. 56, 145). 


33* 
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2. Ein während des Konkurfes erlaffener Pfändungsbeihluß erlangt durch 
die Einftellung des Verfahrens keine Wirkfamkeit (OLG. Naumburg 25. Wärz 04, 
Naumburg. 04, 45). 

3. Konkurs des Gläubigers: I. 2, 436 Nr. 1; im Auslande befindliches 
Vermögen: Ar. 2; Mietszinfen: Ur. 4. 


8 15. 


1. Eine auf unbeftimmte Zeit übernommene Kreditbürgfhaft wird durch 
die KRonkurseröffnung über das Vermögen des Hauptihuldners beendiat 
(OLG. Kiel 5. Nov. 03, SchlHolftilnz. 04, 5). 

2. Zwangshypothek: I. 2, 436 Nr. 1; WBormerkung zur Erhaltung des 
Rechts auf Auflaffung: Ar. 2; Erwerb eines Ubfonderungsredts: Ar. 3 u. 4; 
Rechnungslegung über Rommiffionsgelhäfte: Ar. 5. 


8 16, 
1. Hat der Verwalter das gemeinfchaftlihe Vermögen zugunften der Kon- 


kursmafje verwertet, dann kann der Dritte den auf feinen Anteil treffenden 
Erlös aus der Maffe verlangen (OLG. Münden 22. Jan. 04, Recht 8, 107). 


2. Beim Konkurfe des Romplementärs hat der ftille Gefellichafter keinen 
Anteil an dem Geihäftsgewinn, den der Verwalter während des Ronkurfes 
erzielt (OLG. Dresden 20. Nov. 00, SAHDLG. 23, 322; ebenfo J. 2, 437 Nr. 2). 

3. Beredhtigung zur Auseinanderfegung: I. 2, 437 Nr. 3; Verwalter als 
Vertreter des Gemeinjchuldners? Nr. 2, 1. 


Zweiter Titel. Erfüllung der Redtsgefchäfte. 
8 17. 


1. Wenn der Verwalter die Erfüllung eines zur Zeit der Ronkurseröff- 
— nicht oder nicht vollſtändig erfüllten Vertrags vom Gegner fordert, hat 
die KRonkursmafie auch die vor der Konkurseröffnung aus jenem Vertrage 
entſtandenen Anſprüche als Maſſeforderungen zu befriedigen. Erſtreckt ſich 
das Erfüllungsverlangen des Verwalters beim Vorliegen eines einheitlichen 
Lieferungsvertrags nur auf den noch ausftehenden Teil des Vertrages und 
nit auf den Vertrag als folchen, fo ift diefe Erklärung ohne rechtliche Wir: 
kung (RG. 17. Mai 04, IWW. 33, 392). 

2. Erklärt der Verwalter, einen Vertrag nicht erfüllen zu wollen, dann 
kann die Ronkursmaffe nicht das vom Gemeinfhuldner auf Grund diefes 
Vertrags Geleiftete zurückfordern (RG. 16. Dez. 03, RG3. 56, 238 — Geuffi. 
59, 483 — IM. 33, 120; ebenfo DLG. Braunfchweig 28. Mai 03, Seuff A. 59, 126 
— Braunfhw3. 50, 170). 

3. Der NRückverficherer ift, wenn der NRücdkverficherte in Ronkurs gerät, 
verpflichtet, wegen eines vor der Ronkurseröffnung eingetretenen Schadens: 
falles die entiprechende Rücverfiherungsfumme zu ihrer vollen Höhe und 
zwar fofort nad Feititellung der vom Hauptverfiherten im Ronkurfe ange 
meldeten Forderung zur Ronkursmaffe einzuzahlen; nicht aber hat er nur die 
dem Hauptverficherten zufließende Ronkursdividende und erjt nach ihrer Aus 
zahlung zu entrichten (RG. 8. Tuni 03, R63. 55, 86). 

4. Lehnt der Verwalter die Annahme der an den Gemeinfhuldner ver- 
kauften Ware ab, dann ift Verkäufer berechtigt, die Ware durch weiteren 
Verkauf am ee a zu veräußern und den Mindererlös als Schaden 
geltend zu madıen. ie Verſteigerung kann dur einen Makler und, wenn 
8 373 HOB. nicht Anwendung findet, ohne Benadridtigung des Werwalters 
erfolgen (OLG. Stettin 14. März 04, PoſASchr. 7, 57). 

5. Wird ein Urbeiter nad) der Ronkurseröffnung über das Vermögen 
jeines Arbeitgebers vom Verwalter fofort entlaffen, dann ift für die Klage des 
Arbeiters auf Lohnvergütung für zwei Wochen nicht das Gewerbe-, fondern 
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das ordentliche Gericht — Gews. Zittau 12. März 04, GewG. 9, 222; 
ebenfo RG. 10. Juli 08, R6 63. 55 5, 265 = GewG. 9, 242). 

6. Anwendung auf den Seeverficherungsvertrag: 3. 2, 437 Wr. 3; Einfluß 
der Üblehnung auf die Bezahlung des bereits erfüllten Teils: Nr. 1; Wirkung 
der Üblehnung gegenüber dem Gemeinfchuldner: Ar. 2. 


8 19. 

Literatur: Areißelmener, Das Pfandredit des Wermieters und Verpädters im Ronkurfe, 
Münden 1908; Fleifhauer, Sind bie Vorichriften der AD. — die Wirkungen bes Ron» 
kurfes auf Bachtverträge zwingendes Recht? Naumburg if. 4, 

1. Die Vorfchriften der RD. über die Wirkung n Ronkurfes auf Pacht⸗ 
verträge find zwingendes Recht (LG. Wagdeburg 16. Nov. 03, Naumburg. 
04, 11). 

2. Die Beitimmung des $ 19 tft nur infofern zwingender Natur, als fie 
für die Ronkursmaffe die Möglichkeit vorzeitiger Löſung des Badıtverhältniffes 
gewährleiften foll. Gibt der Vertrag ein früheres Ründigungsredt als das 
Geſetz, ein jofortiges, fo kann der Gegenkontrahent hiervon Gebraucd machen. 
Eine Einfhränkung auf den eriten möglichen Termin ift im Falle der Kon- 
kurseröffnung weder für das geſetzliche, noch das frühere a re 
Kündigungsredht gegeben (RG. 23. Dez. 03, R63. 56, 245 — IM. 33, 97). 

3. Mit dem Zeitpunkte, zu_dem fejtiteht, daß der Vertra vorzeitig ge: 
löſt wird, entiteht dem andern Teil ein Schaden infolge der Nichteinhaltung 
des Vertrages auf die ganze vereinbarte Dauer. Die Höhe des Schadens ijt 
nad — Ermeſſen zu beſtimmen (OLG. Dresden 4. Juli 03, SächſOLs8G. 
25, 253) 

4 Der Schadenserfag kann nicht Aufwendungen des Vermieters mit- 
umfaffen, die er im Hinblick auf den Mietsvertrag verwendet hat, fondern 
— erlittenen Mietzinsverlufte (OLG. Dresden 30. Juni 03, SächſArch. 
14, 265). 

5. Relativ beftimmte Ründigungsfrift: 3. 2, 437. 


21. 
Literatur: f. I. 2, 497. 3 
Aufrechnung gegen Mietzinsforderung: I. 2, 437 Nr. 1; periodifche Miets- 
verträge: Ar. 2, 2 


Aus diefer Worfchrift folgt nicht, daß der Verwalter, der nach der Kon— 
kurseröffnung die Dienfte eines vom Schuldner zuvor eingeftellten gewerb- 
lihen Arbeiters Se wir ftillihweigend angenommen bat, als Urbeitgeber im 
Sinne von GewO. $ 1 anzufehen iſt (RG. 10. Juli 03, RG3. 55, 265). 


8 23, 
Giroüberweifungsauftrag: I. 2, 438. 


8 25. 
Konkurs des Verficherers; Unwendung des HGB.: I. 2, 438. 


8 26. 
Aufrechnung einer Schadenserfaßforderung wegen nicht erfüllten Vertrages 
goes. eine Anzahlung des Gemeinfhuldners aus diefem Vertrage? T. 2, 438 
rt. 2; Girozahlung: Ar. 3; die Nedtsfolgen aus der Nichterfüllung eines 
Vertrages: r. 4 u. 6; Anweifungsempfänger: Nr. 5. 


Dritter Titel. Anfechtung. 
Literatur: Silbermann, Die Ronkurspauliana, Münden 1902; Ullmann, Über bie ur 
barkeit von Eheverträgen beim — der verwaltung und Nußniehung. IM. 33 
ogl. Ant. 8 3; f. ferner I. 2, ‚439. 
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8 29. 


1. Eine bloße YAußerung des Verwalters zum Gemeinfhuldner, eine 
Rehtshandlung anzufechten, genügt nit (OLG. Darmitadt 6. Juni O4, Heff- 
Ripr. 5, 52; ebenfo DLG. Kolmar 3. April 03, Eljloth3. 29, 225 — J. 2, 438 
Nr. 2; vgl. 8 41). 

2. Gerichtsftand der Klage: I. 2, 438 Ar. 1; $ 878 BGB.: Ar. 3; Klage— 
antrag: Ar. 4 u. 10; einzelne Bertragsbeitimmung: Ar. 5; Borpfändung: Nr. 6; 
Wirkung gegenüber dem Gemeinihuldner: Ar. 7; Wirkung gegenüber einem 
andern Anfehtungsberedtigten: Ar. 8; Lebensverjiherung: Nr. 9. 


3. Der Gemeinfchuldner hat nach Beendigung des Verfahrens keinen An: 
Iprud auf die Sicherheit, weldye ein Ronkursgläubiger als Anfehtungsbeklagter 
zur Ubwendung der Zwangsvollftrekung binterlegt hat, felbft wenn der Un: 
fechtungsprozeß rechtskräftig zu feinen Gunften entſchieden ift (26. Berlin 
20. Febr. 04, RGEBl. 15, 75). 

8 30. 
A. Ullgemeines: 


1. Der mit der Pfändung beauftragte Gerichtsvollzieher ift nicht in dem 
Sinne Vertreter, daß feine Kenntnis von der Zahlungseinftellung als Kenntnis 
des Auftraggebers anzuſehen ijt (OLG. Breslau 27. Wat 04, Recht 8, 316 — 
3.2, 439 Ar. 22). 

2. Kenntnis des Bevollmädtigten: 3.2, 440 Nr. 20 u. 23; Kenntnis des 
Konkursverwalters: Ar. 21, und des beichlagnehmenden Beamten (RBG. $ 146): 
Nr. 18; Zahlungsunfähigkeit: Nr. 11; Gutgläubigkeit: Ar. 19; nachträgliche 
Befeitigung der — Nr. 8; Präſumtion des Dolus: Ar. 9; nach— 
träglihe Geltendmahung der Deliktsklage aus $ 31: Nr. 10; Rückgewähr 
des Eingebradten: Ar. 7; Bewuhtjein der Benadteiligung bei Erfüllunas: 
geihäften: Nr. 6; Befriedigung eines Übfonderungsberedtigten: Ar. 5; Be: 
friedigung eines Gläubigers durd einen Dritten: Ar. 2, 3, 4; Berichtigung 
einer fälligen Verbindlichkeit: Ar. 1. 

3. Zabhlungseinjtellung liegt nidt vor, wenn der Schuldner nur nicht 
willens tjt, zu zahlen (RG. 14. Juni 04, JW. 33, 454 und .2,440 ir. 12—17) 


B. Zu Ziff. 1: 

4. Aushändigung von Geld oder Wertpapieren an die Reihsbank zur 
Gutichrift auf Girokonto: J. 2, 440 Nr. 24; Erwerb von Hypotheken am 
Grundbefig des Schuldners: Nr. 25; Pfandbeitellung: Nr. 26; Zahlung ge- 
ftundeter Beträge für Leiftung von Dienften: Ar. 27. 


C. Zu Ziff. 2: 

5. Die nach der Zahlungseinftellung erfolgte Pfändung auf Grund eines 
vor dieſem Zeitpunkt erwirkten Arrejtbefehls ift eine Rechtshandlung, die 
nach Ziff. 2, nicht nach Ziff. 1 anfechtbar ift (RG. 29. Sept. 03, R63. 55, 321 
— J. 2, 441 Ar. 30). 

6. Außergerichtliche — ——— aus 3PO. 8 845: J. 2, 41 Nr. 28; Wer: 
kauf eines Grundſtücks mit der Verpflichtung, daß Käufer einen Gläubiger 
befriedige: Ar. 29, 

8 31. 


1. Eine Benadhteiligungsabficht fehlt bei einem Abkommen, durch welches 
die Mietserträge eines Grundftüks an einen Hnpothekengläubiger gegen die 
Verpflichtung abgetreten werden, von den Einnahmen die Hypothekenzinien 
und Örunpjtücslajten zu bezahlen (OLG. Dresden 8. Okt. 03, SächfArch 
14, 384; ebenfo OLG. Dresden 14. Febr. 03, SächſArch. 13, 255). 


Zu Ziff. 1: 


2. Unkenntnis des die Arreitpfändung bewirkenden Gerichtsvollziehers: 
sieh 
3.2, 41 Ar. 1. 
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3. Bei Unfehtung einer Hypothek ift die Eideszufchiebung über die be— 
trügerifhe Abſicht des Gemeinfhuldners an den Hypothekengläubiger als 
Redtsnahfolger des Gemeinfchuldners (JPO. 8 445) zuläffig (RG. 30. Juni 
u. 14. Zuli 03, SeuffX. 59, 175 — I. 2, 42 Nr. 5). 

4, Übtretung eines Verjicherungsanfprudes: I. 2, 441 Nr. 2; Benad)- 
teiligung des Gläubigers: Nr. 4; Deckungs- oder Erfüllungsgeihäft: Ar. 3. 


Zu Ziff. 2: 

5. Die Begebung eines Wechiels ift prima facie eine Benadteiligung der 
Gläubiger; der Beklagte hat durch Aufdeckung des diejer Wechfelbegebung zu- 
grunde liegenden NRedtsgeihäfts zu beweiien, daß eine Benadteiligung der 
Gläubiger des Gemeinſchuldners ausgeichloffen ift (RG. 17. Mai 04, IM. 
33, 392). 

6. Sicherung noch nicht fälliger Forderungen: I. 2, 442 Nr. 6; Hingabe 
an Zahlungs Statt: Ar. 12 u. 13; Beweislaft bei Erfüllungs- und Decdkungs- 
geihäften: Ar. 7—9 und 11; Verwandticdhaftsverhältnis mit nur einem Gefell- 
Ichafter einer offenen Handelsgefellihaft: Ar. 10. 


8 32, 

1. Die Zahlung der Verficherungsprämie dur den Ehemann zugunften 
der Ehefrau, um ihr die Vorteile aus dem ohne Entgelt ihrerfeits geichlofienen 
Verjiherungsvertrage zu erhalten, ift eine unentgeltliche, anfecdhtbare Zus 
wendung (RG. 8. Juli 04, IW. 33, 495). 

2. Unter unentgeltlihen Verfügungen find alle Zuwendungen des Gemein 
fchuldners zu verftehen, für die nad Abſicht beider Teile ein Entgelt nicht ge— 
währt werden foll, ohne Rüdkjicht auf die Beweggründe, den Zweck und den 
Erfolg [Morgengabe] (OLG. Poſen 14. Jan. 04, Recht 8, 316 = DRG. 8, 334). 

3. Die Sicherung fremder Verbindlichkeiten ift dann nicht als unentgelt- 
lihe Verfügung anzufehen, wenn die Pfandbeitellung oder Bürgichaftsleiftung 
im eigenen Intereſſe de (OLG. Karlsruhe 25. Upril 03, BadRpr. 69, 321). 

4. Einlöfung eines Wechſels vor Verfall: I. 2, 442 Nr. 1; Mitgift: Ar. 2; 
Verzicht auf ehemännlihen Nießbraudh: Ar. 3; Zahlung einer fremden Schuld: 
Nr. 4; Interejfenbeiträge zum Eifenbahnbau: Wr. 5; Lebensverficherung: Nr. 6. 


8 34. 
Verhältnis des Abſ. 2 zu Abſ. 1: 7. 2, 448. 


8 36. 


Abtretung des AUnfehtungsredts: 3. 2, 443 Nr. 1; rechtliche Natur des 
Anfehtungsredts: Nr. 2. 


8 37. 


1. Der Verwalter ift nicht berechtigt, nahhdem er eine Grundftücksveräuße- 
rung mit Erfolg angefodhten bat, vom Käufer zu verlangen, daß er den 
Grundbefiß an Gemeinfchyuldner wieder auflalfe, fondern nur, daß der Räufer 
die Zwangsverfteigerung für die Ronkursmaffe zu dulden habe (RG. 6. Nov. 03, 
RG3. 56, 143 — Puchelts3. 35, 24 — 3BIFG. 4, 406; ebenfo OLG. Darm- 
ſtadt 18. März 04, HeſſRſpr. 5, 106). 

2. Das Unfechtungsredht des WVerwalters wegen Veräußerung eines dem 
Gemeinfchuldner zur freien Verfügung zurücdgegebenen Grundjtücks ift aus 
geichloffen (OLG. Kiel 6. Juli 04, SchiHolftAnz. 04, 296). 

3. Eine vor der Konkurseröffnung gepfändete und durd Aufrechnung ge- 
tilgte Forderung bat der Gläubiger, wenn die Pfändung mit Erfolg an- 
gefodhten ift, bar an die Maſſe zu zahlen (RG. 3. Mai 04, DI3. 9, 747). 

4. Zurückgewährung einer fälligen unbedingten Forderung: I. 2, 443 
Nr. 1; und einer einzogenen Forderung: Ar. 4; Eritattung verwendeter Bei- 
träge: Ar. 3; Zuläffigkeit einer Feitjtellungsklage: Nr. 2. 
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8 38. 

Zinsanfprud von nur 400: 3. 2, 443. 

| 8 39. 

Haftung des Bürgen: I. 2, 443. 
840. 

Durch Übertragung unanfehtbar gewordener Anſpruch: I. 2, 443. 
84. 


1. Die Anfechtung kann nur durch Klageerhebung erfolgen. Die Grund- 
fäße des BGB. über die Anfehtung von Willenserklärungen find nicht an- 
wendbar (OLG. Karlsruhe 3. Febr. 04, Recht 8, 196; ebenfo DES. Darmitadt 
9. Dez. 03, HeſſKſpr. 5, 90); die Erklärung in einem vorbereitenden Schrift: 
aße genügt nicht (RG. 29. März 04, IM. 33, 367 — D33. 9, 697. — U. M.: 

LG. Kiel 24. Nov. 03, SchlHolſtAnz. 04, 25). 

2. Die Unfehtung kann (Abſ. 2) einredeweife nad Ablauf der einjährigen 

grift dann geltend gemadıt werden, wenn die anfechtbare Redhtshandlung der 
atbeftand it, auf welchen fich die Klage des Anfehtungsgegners ſtützt (MG. 
15. Jan. 04, R62. 56, 314 — IW. 33, 121 — Recht 8, 170). 

3. Die bier bejtimmte Ausichlußfrift kann nur durch gerichtliche, nicht 
auch durch außergerichtliche Geltendmahung des Anfehtungsrehts gewahrt 
werden (RG. 28. Juni 04, NRedt 8, 388 — SchlHolſtAnz. 04, 297 — IM. 
33, 496). 


Vierter Titel. Ausſonderung. 


Riteratur: ſ. I. 2, 448. 8 43. 


1. Der geltend gemadte Anſpruch auf Ausfonderung ift vom Verwalter 
fofort anzuerkennen oder zu verweigern; eine Verweifung auf den allgemeinen 
PBrüfungstermin gilt als Verweigerung (OLG. Eöln 10. Febr. 04, Rhein UNN. 
04, 174 — Budelts3. 35, 293). 

2. Ein Anſpruch, der duch die Eintragung in die Ronkurstabelle als 
Konkursforderung feitgeitellt ift, kann nur unter Aufgabe des hieraus ent- 
itandenen Redts als Ausfonderungsaniprud geltend gemadt werden (OLG. 
Eöln 6. Febr. 04, PBudelts3. 35, 533). 

3. Rechtliche Natur der Ausfonderungsklage: 3; 2, 443 Ar. 1; Bucheigen- 
tümer im Gegenfage zum wahren Eigentümer: Ar. 2; zu Unredht für den 
Gemeinfchuldner auf den Grundbefiß eines Dritten eingetragene Hypothek: 
Nr. 3; an den Gemeinfhuldner nur zur MWeiterveräußerung aufgelaffener 
Grundbefig: Nr. 4; Anſpruch — unbefugten Photographierens: Wr. 5; 
Auftrag zum Ankauf von Kuren: Ar. 6; Grundftükszubehör: Ar. 8; Patent: 
Nr. 9; Zahlung auf Bankkonto: Nr. 10; Anweifungsempfänger: Ur. 11; Mb- 
zahlungsaeihäft: Nr. 7. su 


Keine Rechnungslegung bei Beendigung des Rommiffionsverhältniffes: 
3.2, 444 Wr. 1; Verfolgungsredt des Einkaufskommilfionärs: Nr. 2. 


8 45. 


Ehefrau des Gemeinfhuldners ift nicht zur Aufftellung eines Vermögens: 
verzeichniffes verpflichtet: 7. 2, 444 und Geuffßl. 69, 251. 


8 46, 
1. Vereinbarung über die gefeglihen Vorausfegungen einer Ausfonderung: 


3.2, 444. 
2. Verkauft der Schuldner vor der Ronkurseröffnung gepfändete Sachen 
und zieht der Verwalter den Kaufpreis für die Maffe ein, dann bat der Pfand- 
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gläubiger gegen die Ronkursmaffe einen Anſpruch auf Herausgabe des Rauf- 
preifes, foweit feine Yorderung durch Pfändung gelichert war, auch wenn jein 
Pfandredt dem autgläubigen Erwerber gegenüber erlofhen ift (OLG. Cöln 
11. Nov. 03, Puchelts 3. 35, 72). 


Fünfter Titel. Abfonderung. 
8 47. 


1. Der Hppothekengläubiger, der vor der Veräußerung von Erzeuaniifen 
des dem Gemeinfchuldner gehörigen landwirtichaftlihen Grundftüks gegen den 
Konkursverwalter eine diefe Veräußerung unterfagende einjtweilige Verfügung 
bat zujftellen laffen, kann die troßdem erfolgte Veräußerung dann nicht ans 
fechten, wenn die Verfügung von Erlegung einer Sicherheit abhängig gemadt 
und die Depofitalguittung nicht mit zugeftellt war (OLG. Dresden 29. Kon. 00, 
SächſOLG. 23, 339). 

2. Bei Veräußerung von Beltandteilen, Zubehör oder Erzeugniffen durch 
den Ronkursverwalter erwädjlt dem Abfonderungsberedhtigten kein Anſpruch 
au Schadenserfaß gegen den Verwalter (OLG. Naumburg 22. Sept. 03, SeuffA. 
59, 147). 

3. Verhinderung der Einziehung von Mieten durch den Verwalter: I. 2,445 
Nr. 2; der Ubfonderungsklage kann eine —— entgegengeſetzt 
werden: Ar. 1; der einer Girobank erteilte Auftrag auf Abſchreibung gibt 
kein Abfonderungsredt: Ar. 3. 

4 Die Verpfändung eines Hypothekenbriefes, ohne Werpfändung der 
Forderung gewährt kein Abfonderungsredht (RG. 28. Sept. 04, IW. 33, 555 
— 3BlFG. 5, 354). 44 


Pfandrecht an einem Inbegriff von Sachen: J. 2, 45 Wr. 1; Abtretung 
oder Verpfändung von Niederlagefcheinen: Ar. 2. 


8 4. 


Beihhlagnahmen nad $ 146 RBG.: T. 2, 445 Nr. 1; Anmeldung der 
Forderung, im Verfahren: Nr. 2; — der Jahresfriſt: Ar. 3; Ver— 
pfändung eines Grundfchuldbriefes: Ar. 4 — SeuffA. 59, 279. 


Sechſter Titel. Aufrechnung. 
8 53. 

1. Hat ein Schuldner des demnädft in Ronkurs geratenen- Gemein- 
ihuldners als fein Bürge die Bürgfhaftsihuld und auch feine Schulden der 
Maffe gezahlt, dann fteht ihm gegen die Maffe ein Anſpruch auf Herausgabe 
des an den Dritten gezahlten Betrages nebjt Prozebzinfen zu (OLG. Eöln 
23. Dez. 03, Pudelts3. 35, 346). 

2. Aufrehnung nad HGB. $ 898: I. 2, 445 Nr. 1; eines Bürgen: Nr. 2; 
mit einer nicht angemeldeten Forderung: Nr. 3. 


8 56. 


1. Schadenserfag wegen Nichterfüllung gegen Unzahlung: I. 2, 446 Nr. 1; 
egen eine von einem Beauftragten des Gemeinfchuldners eingezogene 
Forderung: Nr. 2; Gegenforderung des Rommilfionärs mit dem Werte der 
ommiffionsware: Nr. 3; Forderung des Nückverficherers gegen demnädjt ein- 
kaffierte Schäden: Nr. 5; Forderung des Verficherten gegen einen demnächſt 
vom Dritten beigetriebenen Betrag: Nr. 6; Abtretung und Wiedererwerb einer 
zur Aufrechnung geeigneten Forderung: Nr. 4. 
2. Aufrehnungsfähig ift ein zur Zeit der KRonkurseröffnung beftehender, 
duch Weigerung der Erfüllung in einen Schadensanipruh umgewanbdelter 
Erfüllungsanfprud (RG. 13. Nov. 03, IW. 33, 97). 
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Giebenter Titel. Maffegläubiger. 
8 58. 


Honorar des Ronkursvermwalters: I. 2, 446 Nr. 1; Vergütung des Ronkurs- 
verwalters für Verwaltung eines zur Mafje gezogenen Grundftüks: Wr. 2. 


9. 
Zu Ziff. 1: 35 

1. Die Prozeßkojten bei Aufnahme eines Redtsftreits nach feiner Unter: 
bredung durch den Konkurs find eine Maffeichuld, fobald der Verwalter ver: 
urteilt wird, gleichgültig wer den Prozeß aufgenommen hat (OLG. Karlsruhe 
3. Juni 03, BadRpr. 70, 30 — Redt 8, 196). 

2. Fortſetzung eines Anfehtungsprozefjes durd den Gemeinfchuldner nad) 
beendigtem Berfahren tm Kojtenintereffe: I. 2, 446 Nr. 1; vor der Konkurs: 
eröffnung entjtandene Prozekkoften: Ar. 2; Kaufpreis für frühere Lieferungen 
aus einem einheitlichen Lieferungsgeihäft: Nr. 3; Anſprüche des Werpächters 
wegen Verſchlechterung eines Pachtgrundſtücks: Wr. 4. 


Zu Ziff. 2: 

3. Die Verpflihtung des Verkäufers einer Liegenfhaft zur Befeitigung 
von Hypotheken bildet eine Maſſeſchuld (OLG. Karlsruhe 10. Dez. 03, BuadRpr. 
70, 122 = WBudelts3. 35, 218). 


Zu Ziff. 3: 

4. Hat der nahmalige Gemeinfhuldner ohne Wiffen und gegen den Willen 
feines Schuldners auf ihn einen Wechfel gezogen und hat der Schuldner nad 
der Ronkurseröffnung feine Schuld an den Konkursverwalter bezahlt, dann 
pet der Wechlelbürge keinen Anjprud darauf, daß die Zahlung auf den 

echjel verrechnet wird (OLG. Karlsruhe 13. Juli 03, BadRpr. 70, 61). 

5. dire | auf Bankkonto des Gemeinfhuldners mit der Abrede, die 
Einzahlung zur Deckung der Schuld des Gemeiniduldners zu verwenden: 
I. 2, 447 Nr. 5; Hypothekengläubiger beim Verkauf von Grundftückzubehör 
dur den Verwalter: Nr. 6; Käufer von Grundftückzubehör, wenn dies mit 
dem Grundſtück mitverjteigert ift: Nr. 7; nicht ausgeführte, vorbereitete Giro- 
zahlung: Nr. 8. 


Achter Titel. KRonkursgläubiger. 


Riteratur: f. I. 2, 447. 
24 94 8 61. 
Zu Ziff. 1: 
1. Ein vom Schuldner angeftellter Bücherrevifor hat wegen feiner Forderung 
das Vorrecht (DEG. Dresden 17. Okt. 03, SächſOgG. 25, 538 — ZURLG. 11, 249). 
2. Provilionsforderung der Handelsagenten: J. 2, 447 Nr. 1; GSingipiel- 
gegen: Ar. 2; Liquidatoren eines Handelsgeihäfts: Ar. 3; öffentliche 
bgaben: Ar. 4; Lohnbeſchlagnahme: Nr. 5. 


Zu Ziff. 2: 

3. Unter öffentlichen Abgaben find nur Geldbeiträge, nicht aber Leiſtungen 
wie Befeftigungen von Bürgerfteigen, zu verjtehen (OLG. Breslau 21. April of 
Breslau. 04, 35). 

m 4. Gerichtskoften und Gebühren: J. 2, 447 Nr. 6; Einkommenfteuerbeträge: 
r. 7. 
Zu Ziff. 4: 
5, Naturheilkundige: J. 2, 447 Ar. 8 u. 9. 
Zu Ziff. 5: 

6. Erſatzforderungen des Pflegebefohlenen, die vor Übernahme der Pfleg⸗ 

ſchaft entſtanden find: J. 2, 447 Nr. 10; Kindervermögen: Ar. 11—13, 
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8 62. 


8 63. 
Koſten des einjährig-freiwilligen Militärdienftes: I. 2, 448 Nr. 1; Intereffen- 
beiträge zu Eifenbahnbaukoften: Ar. 2. 
8 64, 
Verpfändung von Wertpapieren des Schuldners durh den Bürgen: 
T. 2, 448 Nr. 1; Anmeldung der Forderung zum Verfahren: Ar. 2 und bei 
Annahme der Zwangsvergleihsdividende: Ar. 3, 
8 65. 
Keine Anwendung auf den Bürgen des Gemeinfchuldners: J. 2, 448. 


868, 


Unwendung auf den Gläubiger, der im andern Verfahren abfonderungs- 
berechtigt von 8 a4 KD. Gebraudy gemadt hat: J. 2,448 Nr. 1; Regreßanſpruch 
eines Mitverpflichteten: Ar. 2. 


Koften eines Urreftes: T.2, 448. 


Zweites Buch. Konkursverfahren. 
Erfter Titel. Allgemeine Beftimmungen. 


8 73. 


Befhwerde über Ernennung oder Beibehaltung des Verwalters: I. 2, 449 
Nr. 1; Ablehnung von Ordnungsitrafen gegen den Verwalter: Nr. 2; Befchwerde- 
recht des Gläubigerausſchuſſes? Nr. 3. 


8 7. 
Einwand der nidhtbehändigten Ladung: J. 2, 449. 


8 78. 
Riteratur: ſ. I. 2, 449. 
Rectlihe Stellung des Verwalters: J. 2, 449. 


g 82. 


1. Dbwohl der Verwalter die Vereinbarung mit einem Pfandgläubiger 
nicht innegehalten hat, inhalts weldyer der Gläubiger auf fein Pfandredt 
verzichten und dafür einen beftimmten Betrag aus dem Beriteigerungserlöfe 
bar erhalten folle, ijt feine Haftung abgelehnt (OLG. Kiel 27. Okt. 03, Schl⸗ 
Holſt Anz. 04, 23). 

2. Der Verwalter haftet dem Ausfonderungsberedhtigten, wenn er ihm 
gras Saden für die Ronkursmafje verwertet (OLG. Karlsruhe 16. März 04, 

adNRpr. 70, 234). 
3. Irrtum des Verwalters über zweifelhafte Rechtsfragen: I. 2, 449. 


8 83. 

1. Dem Konkursgericht ſteht kein Recht zu, den Verwalter anzuweifen, 
welchen NRedtsitreit er führen foll (26. Düffeldorf 29. Aug. 03, Pudelts. 
34, 687). 

2. Auszahlung von Abichlagsdipidenden: J. 2, 449 Ur. 1u.3; Beobachtung 
gejeßliher Beitimmungen: Wr. 2. ss 


Reifediäten und Erhebungs- und Xblieferungsgebühren eines als Ber: 
walter beftellten Rechtsanwalts: 9. 2, 449 Air. 1; keine Haftung des Staats 
für Vergütung: Wr. 2; kein Zurücbehaltungsredht des aus dem Amt ent- 
laffenen Berwalters: Wr. 3. 
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8 87. 


Juriſtiſche —— können als Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes ge— 
wählt werden (OLG. Dresden 30. Mai 03, SähfDOLG. 25, 543). 


8 88, 
Der Ausſchuß hat kein Beichwerderecht über die —— feſtgeſetzte Ver—⸗ 
Ser des Berwalters: J. 2, 450 Nr. 1; er ift nit Mandatar der Gläubiger: 
tr. 3; einzelne Mitglieder des Ausfchufies: Ar. 2. 
je: 
Haftung des Ausichuffes für Verſchulden: I. 2, 450. 


8 96. 

Der Gläubiger, defjen Forderung feitgeftellt ift, ift zur Abſtimmung aud 
darüber bereditigt, ob ein *8 wegen einer ihm ſelbſt zuſtehenden, ſtrittigen 
Forderung fortzuführen ſei OLG. Jena 16. April 04, Recht 8, 316). 

8 9. 


Kein Unterfagungsreht gegen den Beichluß, einen andern Gläubiger- 
ausfhuß zu wählen: I. 2, 450. 


Zweiter Titel. GEröffnungsverfahren. 
8 102, 


Verheimlichtes Geld: J. 2, 450 Nr. 1; Nichtzahlung an einen Haupt- 
gläubiger: Ar. 2. 
8 1083. 


Einfeitige Rücknahme des Antrages bis zur Redtskraft Des Beſchwerde— 
bejchluffes: * 2, 450 Ar. 1 — D33. 9, 224; ausgeſchloſſen ift fie nach Erlaß 
des Eröffnungsbefcdhluffes: I. 2, 450 Wr. 2. 

8 105. 


Das bier vorgefchriebene Gehör des Schuldners kann unter Umftänden in 
zweiter Inſtanz nachgeholt werden (DLG. Dresden 30. Jan. 03, SächſOs6G. 
25, 540). 

8 106. 


Unwirkjamkeit der Verfügung des Gemeinihuldners? 3.2, 450. 


8 107. 
Literatur: Jäger, Der Untrag auf Ergänzung des $ 107, HolbheimsMSchr. 13, 122, 
8 113, 
Reine Sperrung des Grundbudhs durch den KRonkursvermerk: 3. 2, 450 
Nr. 1; Ronkursvermerk bei einer Briefhypothek: Ar. 2. 
8 114. 


Hat der Konkursverwalter ein Grundftük des Gemeinichuldners frei. 
gegeben, dann iſt er verpflichtet, die Lölchung des Ronkursvermerks im Grund- 
buche herbeizuführen (OLG. Dresden 15. Okt. 03, SAHOLG. 25, 553). 


Dritter Titel. Teilungsmaffe. 


8 117. 
Nach Freigabe und Löſchung des Ronkursvermerks it der Verwalter nicht 
mehr zur Verfügung über das Orundjtüc legitimiert: J. 2, 451 Nr. 1; Haftung 
der Genoffen einer eingetragenen Genoſſenſchaft: Nr. 2. 
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8 122, 


Menn ein Ronkursverfahren über eine Firma bei dem Gericht ihrer Zweig- 
niederlaffung eröffnet und Ddiefer Beihluß vom Gemeinfhuldner nidt ans» 
gefochten ift, dann kann das mit der Schließung der Handelsbücdher erfuchte 
Gericht am Orte der Hauptniederlaffung dies nicht deshalb ablehnen, weil 
jene —— unzuläfſig geweſen ſei OLG. Hamburg 14. Nov. 03, HanſG3. 
25, 24 = DRG. 8, 1). 

8 125. 


1. Nicht die Anmeldung, fondern nur die Feititellung der ng be- 
rehtigt den Gläubiger zur Ladung des Schuldners zur Leiſtung des Offen- 
barungseides (OLG. Cöln 25. Tuni 03, Pudelts. 35, 42). 

2. BVerichiedenheit von ZPO. 8 807: J. 2, 451 Wr. 1; Vermögensverzeichnis 
von der Ehefrau des Schuldners: Nr. 2. 


8 126. 


Die Intereffen der Abfonderungsberedhtigten hat der Verwalter nicht wahr- 
zunehmen: J. 2, 451. sm 
127. 


Literatur: ſ. J.2, 451. 

1. Der Verwalter darf ohne andere Formalität als die einer Öffentlichen 
BVerfteigerung ſowohl Saden als aud Forderungen der Ronkursmaffe ver- 
werten. Er bedarf dazu weder einer vorgehenden Pfändung und Überweifung, 
noch der Erforderniffe des $ 844 3PO. — ſind au u. durch 
Beitreibung zu erwerben (RG. 1. Dez. 03, DI3. 9, 265 = J ‚8= 
Recht 8, 81). 

2, Hat der Verwalter das Lombardpfandredt und die Verkaufsberedhti- 
gung des Piandgläubigers ausdrücklich anerkannt, dann kann er dem frei- 
händigen eg nicht widerſprechen (RG. 4. Juli 0, GrudotsBeitr. 48, 409 

e 451 


3. Unordnung eines freihändigen Verkaufs ausgeichloffen bei Streit über 
die Verwertungsbefugnis des Verwalters: J. 2, 451 Ar. 1; anhängige Zwangs- 
vollftrekung eines — —— Nr. 2; hinterlegter Erlös nad 
Beendigung des Ronkurfes: Nr. 5; Verkauf von beweglichen Grundſtücks⸗ 
zubehör: Ar. 4; nicht Anerkennung, fondern Erhebung des Abſonderungs— 
anfpruches iſt entjcheidend: Nr. 6. 8 128 

128, 


TZejtamentarifches Weräußerungsverbot: J. 2, 451. 


8 132, 
Eine Bank als Hinterlegungsitelle: I. 2, 451. 


8 136. 
Legitimation des Verwalters bei der Auflaffung: I. 2, 452. 


8 137. 


Mann find diefe Vorfchriften für eine Bank als Hinterlegungsitelle maß- 
-gebend? 3. 2, 452. 


Vierter Titel. Schuldenmaffe. 


g 139. 


Anmeldung einer abgetretenen Forderung: I. 2, 452 Ar. 1; einer befon- 
deren Rüge der nicht formgeredten Anmeldung im Prüfungstermin bedarf es 
nicht: Nr. 2; mit einer nicht angemeldeten Forderung nur Aufrechnung zuläffig: 


Nr. 3. 
8 141. 
Keine Feititellungsklage vor Abhaltung des Prüfungstermins: J. 2, 452. 
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8 144. 

1. Die Anerkennung des Anſpruchs eines Pfandbeitellers, deffen Pfand 
vom Pfandgläubiger veräußert ijt, auf Wertserfaß als Ronkursgläubiger 
Ichließt feine Klage gegen den Verwalter auf Herausgabe des Mehrerlöfes als 
Nlafiegläubiger nicht aus (OLG. Dresden 10. Okt. 02, SächſOLG. 25, 227). 

2. Rücjtändige Einlagen der Kommanditiſten: 7. 2, 452. 


8 145. 


1. Eine nachträgliche Ubänderung des Feititellungsvermerks in der Tabelle 
ift unzuläflig (RG. 3. März 04, RN63. 57, 270 = IW. 33, 298). 

2. Die Anerkennung einer Konkursforderung durh den Verwalter und 
ihre Feititellung wirkt nicht zugunjten der Ronkursmaffe gegen den Dritten, 
der diejelbe Forderung auch für fi anmeldet (RG. 4. Juli 04, IM. 33, 538 
— DI3.9, 1089. — U M.: OLG. Dresden 11. Mai 03, SihjOLG. 25, 551). 

3. Gegenüber der Feititellung in der Tabelle ijt die Reftitutionsklage aus 
$ 500 ZBO. gegeben (OLG. Darmftadt 29. Jan. 04, Hefiftipr. 5, 59). 

4. Berichtigung bei Nichteintragung des Widerſpruchs des Gemeinſchuld— 
ners: 3 2, 452 Wr. 1; Wirkfamkeit der MUS HERE uBE Dale des Ronkurfes: 
Nr. 2; Feititellung fchließt die Geltendmadhung als Maffefhuld nicht aus: Ar. 3; 
doppelte Anmeldung von Indoſſanten desjelben Wedjels: Ur. 4. 


8 146. 
Literatur: Jung, Geltendmachung der Unfprüce einer wegen Ronkurs bes Betriebsunternehmers 
geichloffenen Betriebskrankenkaffe gegen die Konkursmaife, BabVerw?. 36, 34. 

1. In dem Feititellungsverfahren hat der Werwalter nicht die Rechte 
einzelner Gläubiger, jondern die der Gefamtheit der Gläubiger wahrzunehmen 
(OLG. Münden 3. Mai 04, Recht 8, 316). 

2. Der Konkursverwalter hat kein rechtliches Intereſſe an der Feſtſtellung, 
daß eine zur Tabelle angemeldete, von ihm beftrittene Forderung nicht zu 
Recht beftehe. Der abjonderungsberecdhtigte Gläubiger Dagegen hat nur ein 
Interefie, die Feititellung feiner Forderung zur Tabelle zu verlangen, nidt 
aber die sFeititellung feines Abfonderungsredtes (OLG. Kiel 13. Okt. 08, 
SchlHolſtAnz. 04, 6). 

3. Der Verwalter kann nicht außer auf Löſchung einer auf dem Grund: 
befige des Gemeinfchuldners haftenden Darlehnshypothek noch auf Feſtſtellung 
des Nichtbeftehens der dadurch geficherten Forderung klagen (OLG. Dresden 
1. März 02, SächſOLG. 23, 336). 

4. Der Verwalter hat nicht das Recht zur Aufnahme eines Rechtsſtreits, 
in welhem von dem mit der Klage abgewiejenen Gläubiger Berufung ein- 
gelegt worden und fodann infolge der Ronkurseröffnung Unterbredung_ ein: 

etreten ift, wenn der Gläubiger feine Forderung nicht angemeldet hat (OLG. 
Reden 30. Jan. 03, SähfOL©. 25, 547 — Buſchs 3. 32, 386). 

5. Der widerfprehende Gläubiger, nicht fein Zeffionar bleibt für den Feſt— 
iteflungsprozeß paffiv legitimiert, wenn die Tabelle nicht berichtigt ift (OLG. 
Breslau 12. März 04, Breslau ft. 17, 15). 

6. Eine Übereinftimmung des Grundes der TFeititellungsklage mit der 
Begründung der Anmeldung der Forderung im Konkurſe ift auch dann ge 
geben, wenn der Rechtsgrund der Unmeldung, die fih auf einen Arrejtbefebl 
bezieht, mit dem Rechtsarunde der Klage, welche den im Urreftbefehl angegebenen 
Rechtsgrund der Forderung widergibt, übereinftimmt (RG. 23. April 03, R63- 
54, 311). 

7. Derfelbe Rechtsgrund liegt vor, wenn eine Darlehnsforderung von be 
ftimmter Höhe angemeldet, in der Klage aber angegeben wird, daß drei Dar- 
lehne vorliegen, von denen das erite von einem Dritten zwar gegeben, indeſſen 
bei Errichtung der jet in Konkurs gegangenen Gejfellihaft als eine Forde— 
rung des Gläubigers anerkannt worden iſt (OLG. Kiel 10. Febr. 04, Schlöolit- 
Unz. 04, 168). 
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8. Bei der Feititellung von ftreitigen Ronkursforderungen, die fih auf 
dem Boden des öÖffentlihen Rechts bewegen (Einkommen und Rirdheniteuern), 
ift die Enticheidung der frage, ob zur Zeit der Ronkurseröffnung eine Steuer: 
forderung entitanden, der Verwaltungsbehörde zu unterbreiten; die Gerichte 
können nur infoweit in Tätigkeit treten, als Streitpunkte zu erledigen find, 
die nicht jowohl den Beitand der Forderung als ihre Beziehungen zur Kon— 
kursmajfe berühren (OLG. Dresden 23. Febr. 01, SihfdLß. 23, 344). 

9. Zuläffig ift durch Anſchlußberufung die Aufnahme eines Prozeſſes durch 
den Kläger nicht nur foweit er abgewiejen, fondern aud foweit der Gegner 
verurteilt ift, zu dem Zwecke, eine }Feititellung der Forderung zur Ronkurs- 
tabelle zu erlangen (OLG. Hamburg 19. Jan. 04, HanſG3. 25, 121). 

10. Die Erhebung der Feititellungsklage eines Gläubigers, deifen Forde— 
rung bei der Anmeldung vom Verwalter bejtritten ijt, in der Weife, daß er 
die Klage gegen den Gemeinichuldner, vertreten durch den Konkursverwalter, 
richtet, kann nicht, wenn der Gemeinfchuldner feine Paſſivlegitimation bejtreitet, 
zu einer abgefonderten Verhandlung über diefen Streitpunkt und zur Klage: 
abweifung führen (OLG. Kiel 23. April 04, Sch!HoljtAnz. 04, 214). 

11. Aufnahme eines Mechjelprozeifes, nachdem der Gemeinfchhuldner vor 
der Konkurseröffnung gegen das gegen ihn erlaffene Verfäumnisurteil Ein- 
ſpruch eingelegt hatte: I. 2, 453 Nr. 1; Aufnahme eines Prozeifes nad Erlaß 
des Berufungsurteils: Ar. 2; Antrag des Konkursverwalters, wenn fein Gegner 
einen anhängigen Prozeß aufnimmt und nur im Rojtenpunkt — ſtellt: 
Ar. 3; Verhältnis zu 3PO. 8 256: Ar. 4 u. 11; Unzuläſſigkeit des Wechſel— 
prozeſſes: Ar. 5; Gerichtsſtand für Klagen auf Feſtſtellung von Abſonderungs— 
rechten: Ar. 6; Aufwendungen, die auf Rechnung eines Vertragsichluffes ge 
madt find: Mr. 7; vereinbartes jchiedsrichterlihdes Werfahren: Ar. 8; die 
ausjchließliche Zuftändigkeit in Abſ. 2 bezieht fi nicht auf Abſ. 3: Nr. 9; 
Klage auf Feititellung der vom Verwalter einzufordernden Nachſchüſſe bei einer 
Genofjenihaft: Ar. 10. 

8 148. 


Nichtberückſichtigung der Werte, die von Dritten zur Ermöglihung eines 
Zwangsvergleihs eingeworjen find: I. 2, 453 Nr. 1; Wert bei einem gegen 
die Ronkursmaffe gerichteten Anfehtungsanfprude: Ar. 2. 


Fünfter Titel. Verteilung. 
8 149. 


Die unentgeltliche Abtretung einer nicht für vertretbar gehaltenen Forde— 
rung feitens des Berwalters ijt nichtig (RG. 16. März 04, RG3. 57, 195 — 
IM. 33, 241). 

8 162, 


Präklufion eines im Schlußverzeichnis Üübergangenen Gläubigers: 7.2, 454. 


8 163. 
Eintritt des Gemeinfchuldners in den Prozeß: I. 2, 454. 


8 8 166. 
Übereignung der Ronkursmaffe an einen Dritten: 3. 2, 454. 


Sechſter Titel. Zwangsvergleid. 
8 181. 

1. Die Einrede der Bevorzugung eines einzelnen Ronkursgläubigers ift 
die Einrede der Argliſt. Zur Nichtigkeit des Abkommens genügt, dab aud 
nur bei einem der Vertragichließenden das Bewußtiein der Bevorzugung vor- 
liegt (OLG. Marienwerder 12. Febr. 04, Recht 8, 316 — PoiMScr. 04, 57; 
ebenfo 3. 2, 454 Nr. 2). 


528 41. Ronkursordnung. I. 


2. Ein Vertrag, durch den ein Gläubiger für die vom Gemeinfchuldner zu 
zahlende Zwangsvergleihsrate Bürgichaft leiftet, fich dafür aber vom Gemein: ' 
ihuldner alle Aktiva der Ronkursmafje übertragen läßt, um fich für die Ver: 
pflihtungen aus der Bürgihaft uud feine ungedekten Akkordraten zu be 
friedigen, ift nichtig (OLG. Dresden 21. Sept. 03, SächſArch. 14, 580). 

3. Ein Vertrag zwiſchen Gemeinfchuldner und einem Dritten, in weldem 
der Dritte fich für die Zahlung der Vergleihsfumme verbürgen und dafür nad 
Abſchluß des Zwangsvergleihs ein Pfandrecht an beftimmten Gegenjtänden 
erhalten foll, ift nicht ungültig (OLG. Rolmar 11. Mat 04, Tucelts2. 35, 542). 

4. Ungültigkeit der Zufage des Gemeinfdhuldners, die Ausfallsquote nad) 
zuzahlen: 8 2, 454 Wr. 1. . 

8 183. 
Heeeilgaft und’ bei Tonfigen Gonberhonkaren 959.7 Bar men) enet offenen Sandeis 

Anwendung des Abſ. 1 auf den Ehegatten eines Gefellfchafters im Kon— 
kurfe einer offenen Handelsgefellichaft: 7. 2, 454. 


8 190. 


1. Ein Unfechtungsklageantrag wird durd den Zwangsvergleich in der 
genpiame hinfällig, bleibt aber hinfichtlicy der Koftenfrage anhängig (OLG. 
arlsruhe 10. Juli 03, BadRpr. 70, 2; ebenfo DLG. Celle 1. Dez. 03, OLG. 
9, 61; ebenfo I. 2, 454 Wr. 6 u. 3). 
2. Eintritt des früheren Gemeinjhuldners in den Prozeß: J. 2, 454 Nr. 1; 
Yortfall der Befugnis des Verwalters zur Prozekführung nah Zwangsvergleid;: 
Nr. 4 u.5; ausnahmsweife Berechtigung des Verwalters zur Prozeßführung: 


Nr. 2. 
8 193, 
1. Ein rechtskräftig beftätigter Zwangsvergleih kann nicht we s 
tums angefochten werden (RG. 3. März 04, IW. 33, 298). % ie ai 
2. Erlöſchen des Pfandredhts durch Annahme der Akkorddividende ? 3.2,455 
Nr. 1; irrtümliche Auszahlung einer feitgejtellten Ronkursforderung: ir. 2 — 
DLG. 8, 89 — ElſLoth3. 29, 358; Zwangsvergleih in feiner Wirkung auf die 
Koftenerftattungspflidht: Nr. 3. si 


Wird ein Zwangsvergleic unter der Bedingung geſchloſſen, daß ein Dritter 
felbftihuldneriihe Bürgfhaft übernimmt, und wird diefer Vergleich vom Kon- 
kursgericht bejtätigt, ehe die alle der Bedingung eingetreten ift, dann 
bildet der Vergleich, erſt nachdem der Dritte die a rec übernommen hat, 
mit der Bürgihaftsübernahme einen vollftrekbaren Titel (RG. 27. Mon. 03 

63. 56, 70 — IM. 33, 72). Er 
1 * 


Bedeutung der Worte „geltend machen“: J. 2, 455 — GeuffA. 59, 87. 


Siebenter Titel. Einftellung des Verfahrens. 
8 203. 


Gegen die Anordnung der Öffentlihen Bekanntmadhung kein Be i 
recht: I. 2, 455. ichwerde 
8 204. 


Einftellung von Amts wegen: 7. 2, 455. 


8 205. 


Der Einjtellungsbefhluß wird erſt mit dem Zeitpunkt wirkfam, zu weldem 
die Öffentliche Bekanntmadung des Beihluffes nad $ 76 Abi. 2 KO. als be- 
wirkt gilt (OLG. Naumburg 25. März 04, Naumburg iR. 04, 45). 
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Achter Titel. Befondere Beitimmungen. 


Literatur: ſ. 3.2, 455. 8 207. 
Literatur: [. J. 2, 456 $ 209. 
8 212. 


1. Eine vom Schuldner im Konkurfe des Gejellichafters erklärte Auf: 
rechnung einer Forderung desfelben gegen die Gefellfhaft und gegen den Ge- 
jellihafter hat jo lange keine Wirkung, als nicht feſtſteht, daß ſie im Geſell— 
Ihaftskonkurfe nicht zur Befriedigung gelangt (R®. 5. Tan. 04, R63. 56, 363 

3AktG. 12, 20). 
2. Anwendung auf den ausgeichiedenen Gefellfchafter: I. 2, 455. 
8 214. 


Der Erbe hat die Stellung des Gemeinjchuldners: I. 2, 456. 


8 221. 

Bei einer Geldpfändung in den Nachlaß kann der Verwalter nur dann 
die Aushändigung des Geldes verlangen, wenn die Abwendung einer vor- 
läufigen Vollſtreckung durd Sicherheitsleiftung oder Hinterlegung nachgelaſſen 
war (26. Dresden 18. Juli 02, Buſchs3. 32, 389). 

8 224. 

1. Ein vom Nadlaßpfleger — Prozeß fällt nicht unter Ziff. 5(L6G. 
Breslau 25. Mai 04, Breslau if. 04, 36). 

2, Berichtigung der Zinfen der auf dem Nachlaßgrundſtück haftenden 
Hypothek durd einen Erben: 7.2, 456 Wr. 1; kein Belchwerderecht des Ver— 
walters darüber, daß ein Nacdlaßpfleger beftellt worden ijt: Ar. 2 

8 225. 
Zahlung von Hypothekenzinfen durch einen Erben: 3. 2, 456. 
8 237. 


Vorausfegung der Klage ift nicht der Beſitz von inländifhem Vermögen: 
.2, 456 Nr. 1; Zwangsvergleih im ausländifchen Ronkursverfahren: Nr. 2; 
—— des ausländifchen Konkurfes auf den Prozeß: Ar. 3. 


8 241. 


Dieie Strafvorjchrift ift kein die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts begrün- 
2. Berbotsgejeg im Sinne BGB. $ 134 (RG. 15. Dez. 03, RG3. 56, 229 
echt 8, 49). 


Einführungsgefeg zur KRonkursordnung vom 17. Mai 1898. 


Art. II. 

Das alte Recht ift für die Gültigkeit und konkursredtlihe Wirkjamkeit 
einer vor 1. Januar 1900 vorgenommenen Redtshandlung in einem nad 
1. Januar 1900 eröffneten Ronkurie maßgebend: J. 2, 456. 

Art. V. 

Berjährung des Anfechtungsrechts in einem vor 1. Januar 1900 eröffneten 
Verfahren: 5. 2, 456 Nr. 1; Begriff der Zubehöreigenihaft: Ar. 2; Umfang 
der Ronkursmaffe und des Ubfonderungsredites: Nr. 3; väterliches Nießbrauchs- 
recht: Nr. 4. Art. VI. 


Eröffnung des Gefellfhaftskonkurfes nady 1. Januar 1900; ——— 
der Gläubiger aus dem Privatvermögen der Geſellſchafter: T.2 2, 457. 


MWarneyer, Jahrbud) der Entfeheidungen. 3. Jahrg. 34 


530 42. Anfechtungsgeſetz. 


42. Gefeb, betreffend die Anfechtung von BRedtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Konkursuerfahrens. 


Literatur: Hartmann» Meikel, Kommentar, 5. Uufl., Berlin 1904; Todbaro, Il concordato pre- 
ventiro, RivLC.1, 219; Dertmann, Die Wirkung der Gläubigeranfehtung, Bufdhs?. 33, 1; 
j. ferner 3.2, 458. g 1 


1. Als „Rechtshandlung“ ift die mitwirkende Tätigkeit des Schuldners 
bei der Erwirkung eines gegen ihn felbft erlaffenen AUnerkenntnisurteils auf- 
aufaffen (OLG. Darmftadt 22. Jan. 04, HeſſKſpr. 5, 51. — U. M.: %. 2, 461 
88 3, 35). 

2. Keine Rangänderung für eine nachſtehende Hypothek durch Anfechtung 
der voritehenden: 5.2, 458 Ar. 1; Anfehtungsanfprud nur mit 4 Wo verzinslid: 
Ar. 2; Siherungsmittel ift nicht Arreft, fondern nur einjtweilige Verfügung: 
Nr. 3; Wirkung der Anfehtung gegenüber anderen Anfehtungsberectigten: 
Nr. 4. 

82. 


1. Die Anfehtung des Schein- oder — — Geſchäfts kann außer 
ei Vorſchriften auch nach Mt. 138 und $ 826 BGB. erfolgen (RG. 23. Juni O4, 
IB. 33, 499). 

3 2. Berücfichtigung eines nad) der Rlagerhebung erlangten Schulbdtitels: 
3.2, 458 Nr. 1; Fälligkeit des Anſpruchs rn Zeit des Urteilserlaffes: Nr. 2: 
Arreitbefehl kein volljtrekbarer Titel im Sinne diefes Gefeges: Ar. 4; wohl 
aber Entiheidung der Geridhtskaffe: Ar. 5; Einwand des Beklagten, dab 
pfändbare Befriedigungsitücke vorhanden feien: Ar. 3. 


83. 


Siteratur: Schmitt, Aber die Beurkundung anfehtbarer Geihäfte: BayNot3. n. F.5, ®: 
Ullmann, Über die Anfechtbarkeit von Eheverträgen beim Güterftand der Verwaltung und 
Nußnießung, IW. 33, 129 u. 351; Weyer, ber die Unfechtbarkeit von Eheverträgen wegen 
Gläubigerbenadteiligung, ZBIFG. 5, 1 und J. 2, 459. 


Allgemeines: 


1. Fehlende Benadteiligung durd Gewährung eines entfprechenden 
Aquivalents, z. B. Raufgeld binnen drei Monaten zahlbar von einem Zahlungs: 
fähigen (RG. 9. Okt. 03, GruchotsBeitr. 48, 112): J. 2, 459 Nr. 1; durch volle 
Zurücdgewähr des Fa a Nr. 2; durch Veräußerung unpfändbarer Ge- 
genftände: Nr. 5, ebenfo: OLG. Dresden 24. Okt. 02, SächfArch. 14, 390; durd 
Erfüllung ——— Verbindlichkeiten: Nr. 6; durch Abtretung einer wertloſen 
Hypothek (OLG. Dresden 3. April 03, SächſArch 14, 398) und durch Werkauf 
eines Grundbefiges, deſſen Intabulate jeinen Wert erihöpfen (OLG. Roftod 
1. Okt. 03, Meckl3. 22, 213); ebenfo: 3. 2, 460 Wr. 22. 

2. Unfechtbarkeit reiner Erfüllungsgeihäfte: 3.2, 459 Ar. 7—9; Sicher: 
jtellung des Einbringens der Frau als Erfüllungsgeihäft: Ar. 10. 

3. Benadteiligungsabficht ift auch einem zur Zeit des Redtsgefchäfts noch 
nicht vorhandenen Gläubiger gegenüber möglih: J. 2, 459 Ar. 4 — Seuffli. 
59, 405; fie wird nicht ſchon durch erfolglofe Auspfändung des Schuldners 
dargetan: Ar. 18 u. 15 — ElflothNot3. 24, 20, die Vermutung diefer Abficht 
kann widerlegt werden durch Nachweis einer Tilgungsabfiht: Ar. 14 u. 16: 
Zuläffigkeit der Eideszufhiebung an den Unfehtungsbeklagten über die Be- 
nadhteiligungsabficht des Schuldners: Ar. 23 u. 24. 

4. Die Anfechtbarkeit der Rechtshandlung berührt die Verfügungsbefugnis 
des Schuldners nicht: J. 2, 459 Nr. 3. 

5. Zeflion einer Lebensverfiherungsfumme: J. 2, 459 Ar. 11; Kauf eines 
Grundftüks durh die Frau des Schuldners: Ar. 12; Abſchluß eines Witali- 
tienvertrages: Ar. 13. 
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Zu Ziff. 1: 

6. Die Übertragung eines Geſchäfts mit Aktiven und Paſſiven gibt für 
ſich allein noch keinen Anfechtungsgrund (OLG. Karlsruhe 30. Okt. 03, BadRpr. 
69, 339 — Puchelts 3. 35, 62). 

7. Die Beitellung eines Nießbrauds an einem Grundftück unterliegt der 
Anfechtung dann nidt, wenn durh den Nießbrauh nur den Hypotheken— 
aläubigern die ao auf die Hppothekenzinfen gefichert werden- follen 
(OLG. Dresden 7. Okt. 02, SähfArdh. 14, 383). 


8. WVolljtrekungspfändung als anfehtbare Rechtshandlung des Schuld— 
ners? 5. 2, 460 Wr. 17; maßgebend ift die Kenntnis des Vormunds des 
minderjährigen Käufers von der fraudulöfen Abſicht des Schuldners: Nr. 19; 
die Benadteiligungsabficht ift nicht dDurd) ein konkursrecdhtliches Vorrecht wider- 
legt: Ar. 20; ob die anfechtbare Veräußerung nur zum Schein erfolgt ift, bleibt 
unbeadtlih: Ar. 21; Anſtellung des Schuldners im Gefchäfte mit dem ausge- 
iprohenen Zwek, daß der Gläubiger gegen ihn nicht mit Erfolg vorgehen 
könne: Nr. 25. 

Zu Ziff. 2: 

9. Abtretung einer künftig erit zur Entitehung kommenden Forderung 
enthält noch keine Benachteiligung: I. 2, 461 Nr. 33; ebenfo ift auch die Ab— 
tretung einer Forderung nicht anfechtbar, wenn der neue Gläubiger dem 
Schuldner erjt den Erwerb der Forderung ermöglicht hat (OLG. Dresden 
20. Okt. 03, SächſArch. 14, 387). 

10. Eine Benacdteiligungsabficht des Ehemanns liegt nicht vor, wenn er 
in Anwendung $ 1391 BGB. durh Hppothekenbeitellung das eingebradte 
Gut jeiner Ehefrau ficheritellt (NG. 4. März 04, RG3. 57, 161). 

11. Die Benadteiligungsabfiht wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
der Verkauf eines Gefchäfts mit jämtlichem Inventar unter Aufrehnung von 
Forderungen des Käufers als ein Erfüllungs: oder Dekungsgefhäft anzufehen 
it (OLG. Dresden 9. Okt. 03, SächſArch. 14, 392); Beweislajt bei Erfüllungs- 
oder Dekungsgeihäften: 7.2, 461 Ar. 30 u. 31. 

12, Einen entgeltlichen Vertrag enthält die an Zahlungs Statt erfolgte Ab- 
tretung von MWertgegenftänden an die Ehefrau (OLG. Karlsruhe 30. Okt. 03, 
BadRpr. 69, 339), desgl. die freiwillige Beltellung einer Sicherheit dur Ein- 
räumung eines Nießbrauds an einem Grundftüke (OLG. Dresden 20. Okt. 02, 
SächſArch. 14, 386) und die zur Tilgung einer Zuftellungsverbindlichkeit ge- 
leijtete und angenommene Zahlung: J. 2, 461 Ar. 29. 


13. Db der Ehegatte, mit deſſen Geihwiltern der angefochtene Vertrag 
geichloffen, zur Zeit des Vertragsichluffes lebte, ift gleihgültig: 3. 2, 461 Nr. 32. 

14. Auch wenn nur ein Teilhaber einer offenen Handelsgejellihaft in dem 
Berwandticaftsverhältnis jteht, iſt die gefegliche Vermutung gegeben: J. 2, 462 
Nr. 37; desgleichen iſt eine Sicherjtellung des eingebrachten Gutes durch Zeſſion 
einer Hypothek aus dem Vermögen einer offenen Handelsgejellihaft, welcder 
der Ehemann als Gefellichafter angehört, anfechtbar (OLG. Nürnberg 5. März 03, 
Buſchs 3. 32, 397). 

15. Eine sn die Ehefrau gerichtete Anfehtungsklage wegen Anderung 
des ehelichen Güterjtandes kann nicht deshalb abgewiefen werden, weil ihr 
Ehemann nicht mitverklagt oder weil der mitverklagte Ehemann die Befriedi- 
gung des Gläubigers aus dem Geſamtgut nicht zu dulden braudt und des— 
halb die gegen ihn gerichtete Klage abgewiejen iſt (MG. 19. April 04, IM. 
33, 369). 

16. Berechnung der einjährigen Frijt bei Anfechtung einer Grundſchuld: 
J. 2, 461 Nr. 27 und Einfluß der einjährigen Frijt auf die hypothekarifche 
Eintragung des Muttererbes: Ar. 26. 

17. Hinfichtlich des Gerichtsitandes find die nad) Ziff. 2 anfechtbaren Ver: 
träge als unerlaubte Handlungen anzufehen: I. 2, 461 Nr. 28. 


34* 


532 42. Unfehtungsgejeß. 


Zu Ziff. 3: 

18. Die zwangsweife bypothekariihe Eintragung des Wluttererbes ift 
keine unentgeltlihe Verfügung: I. 2, 462 Nr. 38. 
zu Ziff. 4: 

19. Keine Unwendung auf Zuwendungen vor der Ehe: J. 2, 462 ir. 40. 

20. Als Rechtshandlung kann nicht eine ganze Gütertrennungsprozedur 
zwiichen Eheleuten angefehen werden: 7.2, 461 Ar. 34; ein Ehevertrag ift an- 
fechtbar, wenn in ihm unter Anderung des bisherigen Güterrehts verfchiedene 
bejtimmte Mobilien, die vorher zum Gefamtgute gehört haben, zum Vorbehalts- 
gute der rau erklärt werden (RG. 15./29. Dez 03, Pudelts. 35, 129 — IM. 
33, 152); eine Anderung des Güterftandes während der Ehe durch Wegfall der 
Verwaltung und Nubnießung des Mannes am eingebraditen Gute der Frau 
ift infoweit anfechtbar, als die Änderung eine unentgeltlide Verfügung des 
Mannes zuguniten der Frau enthält (RG. 16. Febr. 04, IW. 33, 183 — Nedt 
8, 197); fie ift nicht anfechtbar, wenn die Forderung des Gläubigers erit 
nad Eintragung des Ehevertrags zum Güterrechtsregilter entſtanden ijt: 7. 
2, 461 Ar. 36; vgl. au IT. 2 zu BEB. $ 1432 Ar. 1 und $ 1435 Nr. 2. 

21. Die ohne Ehevertrag erfolgte Rückgabe des Einbringens an die Ehe- 
frau ift anfechtbar (OLG. Dresden 22. Sept. 03, SächſArch. 14, 395). 


84. 
1. Wahrung der Unfehtungsfriit nur durdy gerichtlihes Verfahren mit 
förmlicher Zuftellung: 3. 2, 462 Nr. 2; J. 3 zu 8 41 RD. 
2. Zahlungsunfähigkeit ijt nicht konkursmäßige Infolvenz: 7. 2, 462 Nr. 3. 


85. 
Erklärung außerhalb des Prozeßverfahrens genügt nit: J. 2, 462. 


87 

1. Inhalt des Anfehtungsanfpruds ift nit Nücdgabe, fondern das Meg 
gegebene joll jo behandelt werden, als bilde es nod einen Bejtandteil des 
Vermögens des Schuldners: I. 2, 462 Nr. 4 u. 17; Anfechtung einer Hypothek 
Nr. 16; einer Auflaffung: Ar. 18; einer Auflaffung über Vorbehalt eines Niek 
braudsredhts: Nr. 8; der Abtretung einer Grundihuld: Nr. 2; wird troßdem 
im Rlagantrage die Rückgewähr einer abgetretenen Hnpothek durch Abtretung 
an den Schuldner gefordert, fo ift in diefem Antrage der mindere auf Dul- 
dung der Zwangsvollftrekung einbegriffen (OLG. Dresden 3. April 03, Sächf— 
Arch. 14, 398). 

2. Hat der Unfechtungsbeklagte die Sade, deren Rückgewähr verlangt 
wird, weiter veräußert, fo muß er die Zwangsvollitrekung in die Raufgeld: 
forderung dann dulden, wenn der erzielte Preis fih mit dem Werte der Sadıe 
deckt oder unter ihm bleibt; nicht aber, wenn der Preis ein böberer als der 
Wert der Sache ift (RG. 1. Dez. 03, R63. 56, 19 — FW. 33, 75). Wal. auch 
3.2, 463 Nr. 3 u. 13. 

3. Nicht erforderlich ift, daß dem Schuldner das Zurückzugewährende als 
eigene Forderung oder zu Eigentum gebört haben muß: J. 2, 462 Air. 1: Ab— 
tretung des Anſpruchs auf Auflafiung: Ar. 6. 

4. Nicht anfechtbar ift die Ausichlagung einer Erbſchaft: 3. 2, 463 Nr. 15: 
desgleihen nicht der Vertrag, in welchem ein Schuldner feine Arbeitskraft ohne 
oder ohne angemeſſenes Entgelt einem Dritten widmet (OLG. Dresden 3. Non. 03, 
SächſArch. 14, 3389. Wal. T. 2, 461 $ 3 Nr. 25. 

5. Erihöpfung der Rüdgewährpflict: dur volle Zurükgewähr an den 
Schuldner: 7.2, 463 Ar. 14; durch Zurükgewährung an einen anfechtungs- 
beredhtigten Gläubiger? Ar. 12 u. 5. 

6. Berehnung des GStreitwerts: J. 2, 463 Ar. 10, Einrede, daß Kläger 
die Klage gegen einen nadjitehenden Hypothekengläubiger surückgenommen 


43. Geſetz über die JZwangsverfteigerung und die Zwangsverwaltung. 533 


habe: Ar. 11; mit Vornahme der anfechtbaren Handlung entiteht die obliga- 
toriihe Verpflichtung: Ar. 9. 

7. Zit die Rückgewähr durch Einräumung des Vorranges für eine zu: 
aunften des Unfechtungsklägers eingetragene Sicherungshypothek vor der für 
den Unfehtungsbeklagten eingetragenen Hypothek in einem redhtskräftigen 
Urteil ausgeiproden, dann kann auf die dazu erforderliche Zuftimmung des 
eingetragenen Eigentümers gegen diefen im Anfechtungsprozeſſe geklagt werden; 
dies gilt — für die Zuſtimmung des Ehemannes, wenn feine Frau Eigen— 
tiimerin des Grundftücs iſt (OLG. Kiel 8. März 04, SchlHolſtAnz. 04, 232. 

A. M.: OLG. Dresden 3. Febr. 03, SeuffXl. 58, 236). 


89. 

1. Eine Feititellungsklage für den Fall des ſpäteren Eintritts des Uns 
fehtungsrehts wird durch dieſe Vorſchrift ausgeichloffen (RG. 233. Febr. 04, 
RG 2. 57, 102 — IM. 33, 216; ebenfo I. 2, 464 ir. 1). 

2. Die Urteilsformel muß den Umfang der Rükgewährspflicht enthalten: 
3.2, 464 Ar. 2 — ElſLoth3. 29, 192. 

3. Der zur Rückgewähr eines Grundftücks verpflichtete Anfehtungsgegner 
kann nicht gezwungen werden, diejenigen Belaftungen dem Gläubiger gegen- 
über zu bejeitigen, die nach Inhalt des Erwerbsgeihäfts auf das veräußerte 
Grundftück gelegt find (RG. 16. Febr. 04, RG3. 57, 27). 


8 11. 


1. Der Hypothekengläubiger, welchem der Unfechtungsbeklagte eine Hypo: 
thek bewilligt hat, ijt im Sinne diefer Vorfchrift fein Rechtsnachfolger (OLG. 
Kolmar 26. uni 03, ElſLoth3. 29, 328). Ebenſo J. 2, 464 Nr. 1. 

2. Klage auf Entihädigung gegen denjenigen, der eine Hypothek weiter 
abgetreten hat: I. 2, 464 Wr. 2. 


8 13. 


Literatur: Boß, ber das materielle Verhältnis ber Ronkursanfehtung und der Gläubiger: 
anfechtung nad) eröffnetem Ronkurfe, Iherings J. 47, 238. 


Umfcreibung der Bollftrekungsklaufel für den Konkursverwalter: 7. 
2, 464 Wr. 1; — reinen Ko einem nach beendigtem Ronkursverfahren 
fortgefeßten Unfechtungsprozeß: Wr. 2. 


43. Gele über die Imangsverfteigerung und die Zwangs— 
verwaltung. 


Literatur: Jaeckel, Kommentar, 2, Uufl., Berlin 1904; Ared und Fiſcher, Die Gefehgebung, 
betreffend die Zwangsvollftrektung in Das unbewegliche Vermögen im Reihe und in Preußen, 
4. Aufl, Breslau 1903; TJaecdel, Tertausgabe, 3. Aufl., Berlin 1904; Rofenthal, Tertaus- 
gabe mit Anmerkungen, Leipzig 1903; Altmann, Rommentar, Berlin 1904; vonberPfordten, 
Desgleihen, Münden 1904; Kretzſchmar, GSyitematifche Darftellung unter Berüdfichtigung 
der ſächfiſchen und preußiihen Ausführungsvorichriften, Leipzig 1904; Freund, Die Jwangs-» 
vollftrekung im Grunbdftücke in foftemattiher Anordnung zum praktifchen Gebrauch dargeftellt, 
3. Aufl., Breslau 1904; Simson, Recht und Redtsgang im Deutihen Reid, Berlin 1904; 
Meyerhoff, Konkurs und Jmmobiliar - Zwan ee Bd. 3, Teil des corpus juris 
eivilis für das Deutihe Reich und Preußen, Berlin 1904; Rregihmar, Die Zwangsvoll- 
itrekung in das unbewegliche Vermögen, ZBIFG.4, 437; Schöbel, Praktiihe Fragen aus 
dem Gebiete der Zwangsverfteigerung, Vortrag, Leipzig 1904; Hölzel, Wiederverfteigerung 
und erite Verfteigerung, beider Wefen und Wirkung, Gent. 33 Vir. 23; Meyerhoff, Das 
tichterliche Dezernat in Ronkurs- und Jmmobiliar » Jwangsvollftrekungsfadhen, Berlin 1904; 
Burdhard, Die — ——— des Mieters und Pächters im Zwangesverſtelgerungs- und 
Jwangeverwaltungsverfahren, uſchs 3. 32, 89; J. ferner .1, 385 und 2, 477; Freund, Die 
Ergebniffe der Rechtslehre zum Neht der Zwangsvollitrekung im Grundftüke, Recht 8, 65. 
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Erjter Abjchnitt. Zwangsverjteigerung und Zwangsverwaltung von 
Grundjtücken im Wege der Zwangsverjteigerung. 


Erfter Titel. Allgemeine Vorſchriften. 


81. 

Das Reichsgefeg bildet revifibles Recht in Eljaß-Lothringen auch da, wo 
es für Grundftüce, in bezug auf die das Grundbuh noch nit als angeleat 
anzufehen ift, nur auf Grund des $ 27 ElſLothuG3BG. vom 13. Nov. 99 fehon 
in Kraft ſteht (RG. 7. Juli 03, R63. 55, 247). 


85. 
Unrichtige Mitteilung des Grundbuchrichters: 


8 6. 
Gilt aud für die Erben eines Hypothekengläubigers: J. 2, 477. 


89. 

Beteiligte bis zum Einleitungsbeihluß: I. 2, 477 Nr. 1; nicht der Ge- 
meinihuldner: Ar. 2. 
Literatur: ſ. I. 1, 285; 2, 477. 5 10. 

1. Koſten des Anſchluſſes an die ftädtifhe Wafferleitung fallen nicht unter 
die in Ziff. 3 genannten Anfprüde: SächſOVG. 11.Nov. 03, SAHOVG. 4, 264: 
ebenfo J. 2, 477. 

2. Die auf dem Grundftük ruhenden Straßenbaukoften find nicht dem 
Hypotbekengläubiger, fondern der Stadtgemeinde dann zuzufprechen, wenn der 
Gemeinfhuldner zur Zeit der Zuftellung des Veranlagungsbeichluffes noch als 


berechtigter Vertreter des Grundjtüks gelten konnte (RG. 10. Febr. 04, RG3. 
56, 396 — JW. 33, 186). 
8 14. 


Literatur: Reinhard, Streifzüge ins Gebiet des Zwangsverfteigerungsgefeßes, ZBIFG. 4, 461; 
j. ferner 3.1, 385; 2, 477. — 


Höchſthypothek (BGB. $ 1190): J. 1,285; die ſächſiſche ſogenannte Schleufen— 
baukautionshypothek: J. 2, 477; vgl. 8 50. 


J. 1, 285. 


— 


Zweiter Titel. Zwangsverſteigerung. 
I. Anordnung der Verjteigerung. 


8 16. 


1. Reine Prüfung der materiellen Zuläffigkeit der Volljtrekungsklauiel: 
3.1, 286, e 
2. Reine Zwiichenverfügung: I. 2, 478. 


8 17. 


1. Iſt der Schuldner no nicht als Eigentümer eingetragen, dann ift der 
Gläubiger zum wel er nah GBD. $ 14 auch dann berechtigt, 
wenn feine Forderung den Betrag von 300 M. nicht erreicht (RG. 16. Nov. 03, 
RIZA4, 114 - ZBIFG. 5, 69). Ebenfo J. 2, 478 Ar. 3 und 1, 286 hinfichtlich 
des Geſamtgutes. 

2. Der $ 17 erleidet, falls eine vom Gemeinjhuldner vorgenommene Ver- 
äußerung eines Grundftüks vom Konkursverwalter erfolgreich angefochten 
worden ift, Reine Anwendung dahin, daß zunädjit eine Rückauflaffuna des 
Grundftüks an den Gemeinſchuldner ftattzufinden habe, damit der Ronkurs- 
verwalter mit Erfolg die Zwangsverfteigerung beantragen könne (RG. 6. Nov.03 
R6G2. 56, 142 — ZBIFO. 4, 406 — Ruchelts, 35, 24). Eye: 
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3. Die Hypothekenklage ift im Falle des Ronkurfes gegen den Verwalter, 
nicht gegen den eingetragenen Eigentümer zu richten: J. 2, 478 Nr. 2; 2, 434 
Ar. 1 zu 84 8O. 

4. Unzuläſſig iſt Bezugnahme auf nicht vorliegende Teſtamentsakten: 
J. 2, 478 Nr. 1. 

8 18, 


Literatur: f. I. 1, 286. 

Gemeinfames Volljtrekungsgeriht auf Antrag des Ronkursverwalters: 
3.1, 286 
Literatur: f. 3. 2, 478. 8 19. 


1. Wirkung des Zwangsverjteigerungsvermerks: J. 1, 286, 287 $ 22 Nr. 1. 
2. Unzuläffigkeit der Beichwerde und des Widerfpruds: J. 2, 4 


gi — 8 20. 
iteratur: ſ. J. 2, 478. 

1. Werden während des Verjteigerungsverfahrens Saden (Trockenſchuppen) 
vom Grundſtücke fortgefhafft, dann hat nicht der NRealgläubiger, der einen 
Ausfall bei der Verfteigerung erlitten hat, einen Entihädigungsaniprud, aud 
nicht der Erjteher, wenn ihm nicht nach den Verfteigerungsbedingungen ein 
Entſchädigungsanſpruch mit zugefchlagen worden ift (RG. 16. Dez. 03, Gruchots- 
Beitr. 48, 380). 

2. Veräußerungen find nicht nichtig: I. 1, 286 Nr. 1. 

3. Beichlagnahme umfaßt auch die veräußerten, noch auf dem Grundjtüc 
befindlichen Zubehörftüke: J. 1, 287 Nr. 2. 


8 22. 
Wirkung gegen gutgläubige Dritte: I. 1, 287 Ar. 2. 
8 25. 
Literatur: Leweck, Zur Unwendung des $ 35, BoMScr. 7, 60. 
8 27. 
Die Wirkfamkeit der pipe Kran zuguniten des beitretenden Gläubigers 


tritt erjt mit der Zuftellung des Beitrittsbeichluffes ein (OLG. Rolmar 14. März 
04, Recht 8, 226 = OLG. 9, 139). 


MN. Aufhebung und einftweilige Einftellung des Verfahrens. 


8 28. 
Analoge Unwendung auf andere Mängel: I. 1, 287. 


8 29. 

Nimmt zwiſchen dem Erlaß des Beitrittsbefchluffes und feiner Zuftellung 
der betreibende Gläubiger feinen Verfteigerungsantrag zurück, dann iſt Das 
Verfahren dadurd erledigt und aufzuheben (OLG. Kolmar 14. März 04, Recht 
Ss, 226). 


II. Bejtimmung des Verjteigerungstermins. 


8 36. 
Literatur: Nutenrieth, Die Beftimmung des Verfteigerungstermins (Rhein. Recht), Eliloth: 
Not3. 24, 260. 
8 37. 


Literatur: ſ. J. 2, 478. 
Zu Ziff. 1: 

1. Der Zuſchlag vermag ſeine Wirkung, Eigentum für den Erſteher unter 
Vernichtung aller entgegenftehenden Rechte Dritter zu begründen, dann nicht 
zu üben, wenn das Grundftük nicht fo genau bezeichnet ift, daß auch für 
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Dritte erkennbar wird, auf welches Grundftück fich die Verfteigerungsbekannt: 
machung bezieht (RG. 16. März 04, RG3. 57, 200 == IM. 33, 243). 
zu Ziff. 4: 

2. Werden die Zinfen einer nad dem Grundbuch abgetretenen Hypotbek 
nicht von dem eingetragenen Zeffionar, fondern dem Zedenten angemeldet, fo 
kann diefe Anmeldung nicht Berükfichtigung finden. Dem mit den Zinfen 
ausgefallenen Zeffionar fteht auch kein Bereiherungsanfprud gegen Den nadı- 
folgenden Hypothekengläubiger zu, dem infolge der unterbliebenen Anmeldung 
diefer Betrag zugefallen ift OLG. Dresden 18. Dez. 03, ZBIFG. 4, 718). Unter: 
laffene Anmeldung von Zinsrüdkftänden: I. 1, 287; Berükfichtigaung nicht an- 
gemeldeter Rechte an leßter Stelle: OLG. 9, 140 I. 2, 478 Ne. 1. 
3u Ziff. 5: 

3. Eine Vormerkung auf Übertragung des Eigentums geht im Range 
nicht den voreingetragenen Hypotheken vor, aud nicht den im Wege des Ver 
zichts durdy Umwandelung zur Grundfchuld gewordenen. Der Anfpruch des 
aus der Vormerkung Berechtigten auf den Verfteigerungserlös ift nur ein 
bedingter (OLG. Dresden 19. Juni 03, 3BIFG. 4, 258; ebenfo DES. Dresden 
30. Juli 04, 3BIFG. 5, 217). 

4 Durch den Zuſchlag erwirbt der Erjteher das Eigentum an den im 
Beige des Schuldners befindlichen Zubehörftücken, auch wenn er das Eigentum 
Dritter an dieſen kannte (RG. 3. Juni 04, 3BIFG. 5, 139). 

5. Die Beichlagnahme von Zubehörftücken, die im Eigentum eines Dritten 
itehen, bleibt troß einer Unordnung des Prozeßgerichts oder der Freigabe: 
erklärung des betreibenden Gläubigers felbjt dann in Kraft, wenn der Wer: 
iteigerungstichter hiervon zwar Mitteilung madt, aber einen Einftellungs: 
beihluß nicht erläßt (OLG. Dresden 235. April 03, SächſOLG. 25, 270 — ORG. 
8, 4; ebenio OLG. Dresden 25. Mai 03, SächſArch. 14,116). Weitere Entſcheidungen 
bei 88 55 u. 90. 

6. Ein Beſchluß des Verfteigerungsgerichts, durh welchen Zubehörftücke 
von der Berjteigerung ausgeichloffen werden, genügt nicht (RG. 24. Okt. 03, 
IM. 32, 434 — DVG. 8, 4 Enneckunas 

7. Anſpruch auf den Verfteigerungserlös nur bei einem der Verfteigerung 
entgegenitehenden Rechte: I. 2, 479 Ar. 3. 


8 43. 


Riteratur: 1. 3.2, 478. 


IV. Geringites Gebot. Berjteigerungsbedingungen. 
Literatur: ſ. 3.2, 479, g 44. 

1. Zu den Rechten gehört au ein vorgehendes Leibzuchtsrecht: I. 2, 479 
Nr. 1; desgl. das württembergiiche ftatutariihe Nußnießungsredht des Waters 
(OLG. Stuttgart 15. Jan. 04, Württ. 16, 45). 

2. Beitehenbleiben der Rechte: J. 1, 287 Nr. 2; geringjtes Gebot bei 
dem Doppelausgebot eines mit einem Wltenteil beihwerten Grundftüds: 
3.1, 287 Ne. 1. 

848, 


1. Der durch Vormerkung geficherte Anſpruch auf Pfändung einer Bud 
bypothek ijt nicht zu berüdjichtigen (RG. 11. Nov. 03, RG. 56, 14 — 
Seuff A. 59, 407). 

2. Bormerkung zur Erhaltung des Rechts auf Auflaffung: 3. 2, 479, 


8 49. 
Begriff des Bargebots: J. 1, 287 Nr. 1; nicht zu verzinfender Betraa d 
Meiftaebots: Ar. 2. — 
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8 50. 
—— —— Höchſthypothek und die Zuzahlungspflicht, Baynot 3. n. F. 5, 73; J. ferner 
J. 1, 288; 2. 470. 

1. Eine analoge Anwendung dieſer Vorſchrift auf den Fall, daß eine im 
geringſten Gebot liegende Hypothek eine nachſtehende und bei Berichtigung 
des Bargebots ausfallenden Hypothek im Raänge erreichen muß, iſt nicht zu— 
läſſig. Der nachitehende Gläubiger kann nur die Abtretung der im geringiten 
Gebot liegenden Hypothek fordern (OLG. Rolmar 9. Febr. 04, Puchelts 3. 35, 438). 

2. Die im geringjten Gebot liegende und deshalb zu übernehmende Höchſt— 
hypothek iſt kein bedingtes Recht und kann keine Veranlaffung zu einer Zu- 
teilung an ausfallende Berechtigte geben (OLG. Dresden 17. Nov. 03, 3BIFG. 
4, 627; dazu Unmerkung von a anders aber, wenn deren Nicht: 
beitehen fpäter nachgewiefen wird (RG. 23. März 04, RG3. 57, 209). 

3. Rojtenkautionshypotheken: 5. 1, 288 Nr. 2; Scleufenbaukautions: 
bupotheken: I. 2, 477 8 14. 


$ 51. 


Auch ein im geringiten Gebot enthaltener Erbpadtskanon ift in feinem 
Wert in Geld zu bejtimmen. it dies nicht beachtet, muß dennoch fein Kapital: 
wert im Koſten- und Stempelinterefje dem Bargebot zugerechnet werden (RO. 
20. Juni 04, DLEG. 9, 196). 

8 52, 

Literatur: Jackel, Zur Entſtehung und Behandlung der Eigentümerbypothek bei der Verteilung 
des BVerjteigerungserlöjes, ZBiFG. 4, 208; Aregihmar, Ein Beitrag zur Lehre von der 
Eigentümerbypotbek, dDajelbft 4. 195; Jädtel, Zur Streitfrage über die Entftehung der Eigen: 
tümerhypothek in der Jwangsverfteigerung, Dafelbft 4, 279. 

1. Erklärt nad) dem Zuſchlag ein Hppothekengläubiger, daß er auf Be- 
friedigung aus dem Grundſtück verzichte, fo entjteht nicht eine Eigentümer: 
arundfchuld, weil die Hypothek mit dem Zufchlag erlofchen it. er nad): 
ſtehende Hypothekengläubiger rückt vor. Eine Pfändung der Eigentümerhypothek, 
welche zur Zeit der Pfändung nicht vorhanden war, bleibt wirkungslos (RG. 
8. Juni 03, R63. 55, 261 — ElſLothZ3. 29, 219). 

2. Kommt bei der Berteilung der Raufgelder eine außerhalb des geringiten 
Gebots liegende Sicherungshypothek zur Hebung und liquidiert der Gläubiger 
nicht den vollen Betrag der Hypothek, fo fällt der die Liquidation des Gläu- 
bigers überjteigende Betrag nicht dem nadjitehenden Hypothekengläubiger zu, 
jondern demjenigen Eigentümer des Grunpdjtücks, der die Sicherungshypothek 
beftellt hat (RG. 15. Juni 03, R623. 55, 217 und T. 2, 479 zu 8 50 Wr. 1). 
Eine Pfändung diefer Eigentümergrundfchuld kann nur berücdfichtigt werden, 
wenn die Pfändung ordnungsmäßig, d. h. dann erfolgt ijt, wenn diefe Grund- 
ichuld entitanden iſt (RG. 14. Nov. 03, GrucotsBeitr. 48, 606); eine frühere 
gebt der fpäteren vor (OLG. Dresden 2. Dez. 03, 3BIFG. 4, 628). 

3. Auf den Umortijationsfonds eines Pfandbriefdarlehns hat nicht der 
Eriteher, fondern derjenige, der bis zum Jufchlag Eigentümer war oder deifen 
Konkursmaffe Anfprud (OLG. Poſen 16. Okt. 02, OLG. 8, 6). 

4. Eine bei der Verjteigerung zur Hebung gekommene, teilweije getilgte 
Amortifationshypothek kommt nicht dem Nadyfolgenden Hypothekengläubiger 
zu, fondern ijt als Eigentümergrundfhuld zu behandeln (OLG. Stuttgart 
2. Okt. 03, DI23. 9, 319; a. M.: Recke; DI3. 8, 331). 

5. Eine im geringiten Gebot liegende Höchſthypothek, weldye nicht in 
voller Höhe entjtanden ift, wird Eigentümergrundſchuld auch dann, wenn für 
den nachfolgenden Hypothekengläubiger eine Vormerkung auf Löſchung Ddiefes 
Teiles eingetragen ijt, falls nicht im Bietungstermine neben der Erklärung 
des Gläubigers eine Lölhungsbewilligung des Subhajtaten vorliegt (RG. 
23. März 04, R63. 57, 209). 

8 53. 


Literatur: Meyer, Zum Eintritt des Erftehers in die perjönlihde Schuld des Subhaftaten, 
SeuffBl. 69, 217. 
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8 54. 
Anmeldung der Fälligkeit: J. 1, 288. 


8 55. 
Literatur: Mangler, Die Reklamation einzelner Zubebörftüke, SähfUrd. 14, 145. 

1. Eritreckt fich die Verfteigerung auch auf die Verfiherungsgelder, dann 
ift dieſer Anſpruch mit dem Zufchlag auf den Erjteher übergegangen (RG. 
13. Mai 04, IW. 33, 423 — 3BIFG. 5, 139 — ZfmittlJIB. 15, 815). 

2. Begriff der Befchlagnahme: J. 2, 480 Nr. 1. 

Zu Ubf. 2: 

3. Eine von dem fpäteren Gemeinfhuldner zwar verkaufte, auf dem 
Ziegeleigrundftüc aber nody benußte Feldbahn wird durch die Beichlagnahme 
dann noch mit getroffen, wenn der Konkursverwalter die Verfteigerung be: 
antragt hat und ihm der Einleitungsbeihluß zugeftellt ift ($ 173 bier). Der 
aus 8 37 Ziff. 5 erfaffene Einjtellungsbefhluß bat nur zur Folge, daß die 
Feldbahn nachträglich befonders verjteigert werden muß [$ 65] (LG. Deſſau 
30. Okt. 03, Naumburg AK. 04, 3 — PrGerVollzVerbZ3. 18,49; unter Worbebalt 
des Eigentums verkaufte elektrifhe Lichtanlage: J. 1, 288). 

4. Die Freigabebewilligung des betreibenden Gläubigers genügt nidt 
(AUG. Hainichen 25. Mai 04, 3BIFG. 5, 140) Ebenfo I. 2, 480 ir. 2. 

5. Reine Anwendung des Ubf. 2 auf die Zwangsverwaltung: 3.2, 480 ir. 3. 

6. Weitere Enticheidungen ſ. $ 37. 


8 56. 


8 57. 

1. Die Vorjchrift bezieht fi nur auf diejenigen Miet: und Wachtverhält- 
niffe, die feit 1. Januar 1900 begründet worden find (RG. 7. Juli 03, R6 3. 
55, 247 — Puchelts3. 34, 648 und J. 2, 480). 2 

2. Sind dur einen einheitlichen Mietvertrag zwei verfhiedene Objekte 
(eine im Haufe befindliche Wirtihaft und eine dafelbit zwei Treppen body be: 
legene Wohnung) vermietet, aber nur das im Verhältnis zueinander von unter- 

eordneter Bedeutung jtehende Objekt durch Übergabe vollzogen, dann findet 
S 57 Ddiefes Geſetzes und $ 571 BGB. keine Anwendung (OLG. Stuttgart 
15. Mai 03, WürttI. 16, 152). u 

3. Der Schadensaniprud; des Mieters wegen vorzeitiger Aufhebung des Wer: 
trages bleibt (RG. 28. März 04, DI2. 9, 605). 

4. Nicht der Erjteher oder andere Realgläubiger, fondern nur der be- 
treibende Gläubiger oder der Zwangsverwalter können die Unwirkiamkeit 
von Vorausverfügungen des Schuldners (BGB. $ 573) geltend machen (ORG. 
Hamburg 11. Juni 03, OLG. 8, 6). 

5. Der Erjteher bat die Pfändung von Mieten für das laufende und 
nächſte Vierteljahr gegen ſich gelten zu laffen (OLG. Braunfhweig 6. Non. 03, 
SeuffA. 59, 356; ebenfo RO. 3. Mai 04, ZW. 33, 407 — ZfmittIB. 15, sıH- 
auch wenn er jelbit früher Mieter war (RG. 9. Nov. 03, KGBI. 03, 12 — 
Seuff A. 59, 220. — U. M.: LG. Nordhaufen 12. April 04, NaumburgAX. 04,51) 


8 59. 
Literatur: Mener, Dber die Wandelbarkeit der Verfteigerungsbedingungen, BayNotZ3. n. F. 5. 40. 
Iſt ein Grundſtück mit und ohne eine Wegegereihtigkeit ausgeboten und 
ohne diefe Gerechtigkeit zugeichlagen worden, dann kann der Erfteher fich nit 
auf Erfigung oder Vertrag berufen (OLG. Rönigsberg 21. Nov. 03, OLG. 8, 8). 
8 68. 
1. Das Protokoll muß erkennen laffen, daß $ 73 Abf. 1 ſowohl für das 
Einzel- als aud) für das Gejamtausgebot beachtet ijt. Nachträgliche Ergänzung 
iſt zuläffig (LO. Dresden 28. Mai 02, Buſchs3. 32, 393). Wal. jedoch S 73 
2. Begriff des felbjtändigen Grundftüks: 3. 1, 480. —— 


vgl. BOB. 8 573 3.2, 32. 
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8 64. 


8 65. 
Literatur: Herold, Wie find bei der Pe Teigerung von Grundftüken die von ihr mit« 
umfaßten Gegenftände zu behandeln? ZBUFG 


Bei Überfchreitung des Bietungsauftrages iſt Rücktritt vom Vertrage zu- 
läſſig (RG. 14. April 04, Puchelts 3. 35, 52). 


Literatur: j. bei 5 50. 


V. Berfteigerung. 


Literatur: Lindemann, Über Verjonenmebrheiten als ran und über Jrrtum des Bieters im 
Zwangsverfteigerun —— Gruchots Beitr. 48, 98; Meyer, Zur Frage der unwirkſamen 
Gebote ($ 71), Seuffßl. 69, 223. g 66 


Der Wert einer zur Zwangsverfteigerung erteilten Bietungsvollmadt 
richtet fih nah dem Werte des Grundftüks, wenn die Vollmadt nicht be- 
ne (RO. 2. Mai 04, DLG. 9, 183; ebenfo RG. 24. Juni 01, RAGT. 
22 40). 

8 72. 


— Zurückweiſung eines Gebotes: J. 2, 480 Ar. 1; Geſamt— 
gebot: 3. 1, 289 
8 73. 


Unrichtige Angabe des Protokolls: J. 2, 480 Nr. 1; Schadenserfagpflicht 
bei verfrühtem Schluß: I. 1, 289 Nr. 2; gleichzeitige Werfteigerung in ver: 
ichiedenen Saden unzuläflig: I. 1, 289 Nr. 1. 


8 75. 


Einzahlung eines unzureichenden Betrages: I. 1, 289 Nr. 1; Eritattung 
der Zwangsverwaltungsauslagen notwendig: Ar. 2. 


8 76. 

Geſetwidrige Ausdehnung der Verſteigerung: I. 1, 289. 
$ 77. 

Miderfpruch gegen die Jurücweifung eines Gebots: 5. 1, 289. 
8 78. 


1. Das Protokoll muß erkennen laffen, daß der Verfteigerungsrichter 
den Meiftbietenden darauf hingewiejen habe, daß er zur Anzeige gefonderter 
Merte für das Grundftük und das bewegliche Zubehör innerhalb der geiet- 
lichen Friſt berechtigt fei (KG. 25. Mai 03, DLG. 9, 186). 

2. Brotokollverlefung nicht erforderlich: 3.2, 480. 


VI Entiheidung über den Zuſchlag. 


8 80. 


Irrtum über das Meiftgebot als „Borgang“? T. 1, 290 Nr. 1; Bareee 
Gebot und Bedingungen: Ar. 2 ; Bietungskaution: Nr. 3; vgl. auch 87 


8 81. 
Literatur: Meyer, Zur Abtretung ber Rechte aus dem Meiftgebot, SeuffBl. 69, 224. 


Zufdlag nur für ein abgegebenes Gebot; Berücfichtigung des Irrtums: 
‚290; 2, 481. 


r Beitehenbleiben eines —* (Altenteils): 3. 1, 290. 
Mird der Grundbefig auf Antrag eines Beteiligten mit und ohne 
——— eines nicht im geringſten Gebot eg ade Ultenteils ausgeboten 
und ohne Übernahme zugeichlagen, dann iſt das Altenteil erlofhen, auch wenn 
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ſein Erlöjhen in den Bedingungen des Zufchlagsurteils nicht erwähnt wird 
(OLG. Kiel 11. Mai 04, SchlHolftAnz. 04, 280). 


88. 


Entiteht ein Grund zur einjtweiligen Einftellung des Verfahrens erjt nadı 
dem Schluſſe der Verfteigerung, dann kann die Entfheidung nur durd Ver: 
ſagung des Zufchlags gegeben werden (OLG. Kiel 19. Febr. 03, OLG. 6, 430 

SchlHolſt Anz. 03, 120). g 85 


Untrag auf neuen Termin nad Schluß der Verfteigerung: 7. 1, 2. 


8. 


1. Der Umjtand, dab der Erjteher weiß, daß der Vollftrekkungsfchuldner 
nicht Eigentümer des veriteigerten Grundſtücks ift, fchließt den Eben 
erwerb nicht fchledtbin aus, kann jedoch den Erwerber jhadenserfaßpflidtie 
macen (RG. 12. Okt. 03, ZW. 32, 406 — Recht 8, 49). 

2. Der Inhalt des Zufchlagsbeichluffes it für den Umfang des Erwerbs 
enticheidend: I. 1, 190 Ar. 2; die Unordnung des Ausfchluffes eines Beltand- 
teils ift hierbei unwirkfam: Ar. 1. 

3. Auf ein vor dem Zuichlag abgebrodhenes, vom Grundftück fortgeicafftes 
und anderweit verwendetes (verbautes) Gebäude (Ziegeltrockenſchuppen) bat 
weder der Erjteher Anſpruch, noch der befriedigte NRealgläubiger eine Br 
reicherungsklage (RG. 16. Dez. 03, Seuffll. 59, 123). Vgl. aub 7. 2, 481 Ar. 2. 

4. Als Zubehörſtücke werden mit dem Zufchlage auch die auf dem Padı- 
acer einer Ziegelei errichteten Gebäude und die dort befindlichen Maſchinen 
erworben (RG. 19. Sept. 03, R63. 55, 282). Desgl. Baumaterial auf dem zur 
Bebauung bejtimmten Grundjtük (OLG. Marienwerder 13. Okt. 03, Seuffll. 
59, 51.— U. M.: RO. 6. Nov. 01, OLG. 4, 21; vgl. BGB. 8 97). Unerbeblic üt, 
ob der Erjteher das Eigentum Dritter kannte: J. 2, 481 Ar. 1; maßgebend 
auf den Befit des Zwangsverwalters: Nr. 2, 3. 


8 91. 


Literatur: Flachs, Die Vereinbarung des Beitehenbleibens von Rechten, Die durch das Meil- 
gebot nicht gedeckt werden, ZBLFG. 4,615; Weyer, Zu der Vereinbarung zwiſchen dem Be 
a ng — dem Erſteher über das Beſtehenblelben bes Rechts, SeuffBl. 69, 226; 1. ferner ). 

1. Werden nad) dem Zufchlage auf dem Grundbefige des bisherigen Eigen’ 
tümers Hppotheken eingetragen, jo gelten fie als gegen den Erjteher nicht zur 
Entjtehung gelangt. Der Verfteigerungsrichter hat bis zur Löſchung des Sperr: 
vermerks fein Löſchungserſuchen auf fie zu erſtrecken; nachher ift der Erfteber 
zum Untrage auf Grundbuchberictigung (GBO. 8 22) berechtigt (LG. Eöln 
26. Okt. 03, Rhein ARV. 21, 88). 

. Schadensberedhnung des jeine Hypothek nicht ausbietenden Eritebers: 
3.2, 481 Nr. 1; Erſatz des dinglichen Rechts durh Anſpruch auf den Ver 
iteigerungserlös unter Aufrechthaltung des perfönlihen Forderungsrechtes Nr. 2. 

3. Bleibt eine zur Hebung gelangte Hypothek infolge Wereinbarung be 
iteben, dann gilt das alte Pfandrecht weiter und berechtigt den Gläubiger, gegen 
Piändung von Zubehör Widerfprud zu erheben (86. Stettin 10. Nov. 9, 
PoſſMSchr. 7, 14). Ob eine gemäß Abf. 2 getroffene Vereinbarung fich über die 
dinglihe Haftung des Örundftüks hinauserftrect, entjcheidet der konkrete 
Vertrag (OLG. Dresden 13. Mai 04, OLG. 9, 140 — Seuff A. 59, 480). In der 
Übernahme liegt eine Novation: J. 1, 290 Ar. 1; Abtretungsfäbigkeit der für 
Eriteher eingetragenen Hypothek: Wr. 3; Nachprüfungspflicht des Grundbuch 
richters bei Änderungen zu einer nach Wereinbarung beſtehen bleibenden 
Hypothek: Ar. 2. g 9 


.. 8. Eine Vormerkung auf Ülbertragung des ſchulden- und Lajtenfreien 
Eigentums eines Grundftüks bat binfichtlich der Entlaffungsverpflichtung keine 
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dingliche Wirkung und erlifht dur den Zufhlag (RG. 11. Juli 03, RG3. 
55, 271). 

2. Ein NRentengläubiger, der wegen einer einzelnen Rate den Antrag auf 
Verfteigerung neben einem ihm nadjtehenden Hypothekengläubiger geitellt hat, 
kann, auch wenn er von diefem wegen feiner Rate abgefunden it, gleichwohl 
Auszahlung des Rentenkapitals verlangen; braudt ſich alfo nicht gefallen zu 
laffen, daß in das geringite Gebot das Rentenkapital einbegriffen wird (OLG. 
Hamburg 8. Febr. 04, HanſG3. 25, 149). 


8 93. 


Literatur: Zwangsvollftrekung aus Dem Zufhlagsbeiciuß auf Räumung und Herausgabe Des 
Grundftüks und der mitverfteigerten Saden: ZPrSerVollzWerb. 18, 61 — ZfmittlJB. 273. 


8 94, 
Dem Antrage aud eines ſolchen Beteiligten ift jtattzugeben, deſſen Be— 


friedigung aus dem Bargebot für einen Dritten mit Arreſt belegt und ge— 
pfändet ift (OLG. Kolmar 2. März 01, OLG. 2, 238). 


VI. Beihwerde. 


8 9. 

1. Das Vollftrekungsgeriht bat kein weiteres Beſchwerderecht (OLG. 
Roftock 28. Zuli 03, OLG. 8, 9 — 7. 2, 482 Nr. 1). 

2. Troß des MWortlauts dieſer Worichrift finden auf die Beichwerde Die 
allgemeinen Bejtimmungen der ZWD. Anwendung. Demgemäß hat nad ZPO. 
$ 793 der Schuldner gegen den die Zwangsverfteigerung oder Jwangsverwaltung 
anordnenden Beihluß das Erinnerungsredht und gegen den ablehnenden Be: 
icheid das Beichwerdereht (OLG. Marienwerder 14. Mai 04, PoſASchr. 7, 97). 

3. Gegen den aus $ 25 ergangenen ablehnenden Beiheid iſt eine Be- 
ſchwerde unzuläljig (OLG. Königsberg 6. Febr. 04, Seuff A. 59, 298). 

4. Der die Feitjtellung des geringjten Gebots betreffende Beichluß ift felb- 
jtändig nicht anfechtbar: 3.1, 291 Ar. 2; wird die hiergegen eingelegte Beſchwerde 
nicht als unzuläffig, fondern als fadlich unbegründet zurückgewiefen, dann ift 

ge — weitere Beſchwerde zuläjlig (OLG. Kolmar 21. Dez. 03, 
OLG. 9, 142). 

5. Beichluß betreffend Inventar: J. 1, 291 Nr. 1. 

6. Iſt gegen den Teilungsplan Widerſpruch und von dem Widerfprechenden 
binnen einem Monat keine Klage erhoben, dann fteht ihm kein Bejchwerderedht 
deshalb zu, weil der Teilungsplan zur Ausführung gebradjt und der betreffende 
Betrag nicht als Streitmaffe hinterlegt worden iſt (OLG. Königsberg 17. Okt. 03, 
DOLG. 8, 9). Wal. aud-$ 159. 

7. Lehnt der Verfteigerungsrichter als Wollftrekungsrichter gemäß 8 769 
Abi. 2 ZPO. den Antrag auf Saunen des Zwangsverfteigerungsverfahrens 
binfichtlich des Inventars aus $ 1121 BOB. ab, dann fteht der Beſchwerde des 
Untragitellers die hier nicht in Betracht kommende Vorſchrift des $ 95 nicht 
entgegen (OLG. Dresden 2. Juli 04, SächſOLG. 26, 89). 


8 9. 

1. Gegen die Verfagung des Zufchlags ſteht dem Hypothekar, der zur 
Hebung gekommen wäre, keine Beichwerde zu, ſelbſt wenn er zur Gegen: 
erklärung (S 99) aufgefordert iſt (RG. 4. Dez. 03, OLG. 9, 143). 

2. it der Zuftellung des Zuichlagsbeichluffes an den Zuftellungsvertreter 
der unbekannten Erben eines verjtorbenen Hypothekengläubigers beginnt die 
Notfrift zur Einlegung der fofortigen Beſchwerde zu laufen (OLG. Braun- 
ihweig 24. Sept. 03, 3BIFG. 4, 416). 


898. 
Nachträgliche Entfernung eines Beteiligten: J. 1, 291. 
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8 10, 

1. Wird ein Grundftük, von dem ein Teil dem Enteignungsverfahren 
unterliegt, unter Ausihluß dieſes Teiles von der Berfteigerung verjteigert, 
dann ſteht dem Erjteher nad Abſ. 2 kein Befchwerderedht zu (OLG. Dresden 
3. Juni 04, SächſOLG. 26, 92). 

2. Beihwerde gegen eine Feſtſtellung des geringiten Gebots: I. 2, 482 
Ar. 1; wegen Jrrtums des Eritehers: I. 1, 291. 


VII. Berteilung des Erlöfes. 


8 106. 


Der Zeitpunkt, an weldem die endgültige Feſtſtellung der Marimal- 
bypothek erfolgt, ift der hier bejtimmte Termin (RG. 15. Juni 03, RG3Z. 55, 217). 


8 109. 
Literatur: Stiff, Don den Mafjekoften im Zwangsverfteigerungsverfahren, EiflotyNot3. 4, 1. 
8 111. 
Literatur: |. I. 2, 482. 
$ 113, 
Keine kontradiktorifhe Verhandlung: I. 1, 292, 
8 114. 
Literatur: j. I. 2, 482, 
8 115, 


1. Ein bei der Verteilung nicht zur Hebung gelangter Gläubiger, der 
gegen den Teilungsplan keinen Widerfprud erhoben hat, ift troßdem nicht 
behindert, ein befferes Recht nad geſchehener Verteilung demjenigen gegenüber 
geltend zu maden, der nad) dem ane mit dem von ihm erhobenen Anfprude 
befriedigt tft (RG. 18. Mai 04, IM. 33, 369). 

2. Stillihweigende Zuftimmung des Betroffenen zur Berückfichtiguna 
einer nicht eingetragenen perfönlichen Dienjtbarkeit (Mießbrauch) genügt (SRG 
Dresden 9. März 03, 3BIFG. 4, 497). 

3. Gegen den Teilungsplan ijt neben dem Widerfpruh auch Bejchwerde 
aus $ 793 3PO. gegeben (OLG. Marienwerder 9. Febr. 04, SeuffA. 59, 339 — 
DLG. 9, 121). 

4. Der nicht angemeldete Teil einer Grundfhuld fällt nicht dem nächſt— 
jtehenden Hypothekengläubiger zu. Ebenfowenig dem Eriteher bei einer ihm 
von dem dinglich Berechtigten erteilten formlofen Quittung (OLG. Rönigsberg 
4. Juni 04, BormSchr. 7, 104). 

5. Widerjprud des Subhaftaten gegen eine bejtehen bleibende Hypothek: 
3. 2, 482 Wr. 1; des nachſtehenden Hypothekengläubigers: Nr. 2; des Konkurs- 
verwalters: J. 1, 292 Nr. 1; Verfäumung der Friſt des 5 878 3PO.: 3. 1, 292 
Nr. 2; Bereiherungsklage neben $ 115? 5.1, 292 Ar. 3; Widerfpruh gegen 
die Teilungsmaffe: I. 1, 292 Ar. 1 uw. 4 — R62. 51, 318. 


8 117. 
Literatur: ſ. J. 2, 482, 

1. Nicht rechtswirkſam ijt eine zum Protokoll des Verjteigerungsgerichts 
für den Fall erklärte Aufredinung, daß der Betreffende Erfteher werden follte 
(RG. 16. Sept. 03, ZBIFG. 4, 256). 

2. Pfändung eines hinterlegten Betrages: T. 2, 292. 


g 118. 
Wirkung der Übertragung: 3. 1, 292. 
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Literatur: T. I. 2, 482. 8 125. 

1. Dieſe Vorſchrift findet Anwendung auf eine im geringſten Gebot be— 
findliche Höchſthypothek (OLG. Dresden 25. Juni 01, SähfOLG. 23, 176). 

2. Die für den Erjteher eingetragene Vormerkung auf Lölhung des nicht 
zur Entitehung gelangten Teiles einer im geringiten Gebot liegenden Hödjit- 
hypothek, hat nicht die Wirkung, daß diefer Teil der Höchſthypotbek nicht von 
dem Erſteher bar zu zahlen iſt (RG. 23. März 04, RG3. 57, 209). 


8 128. 
Literatur: von der Pfordten, Schwierige Fragen aus dem ZUG., Bayflot3. n. F. 5, 220, 
Mird der Zufchlag über ein Grundftücksanteil den übrigen Miteigentümern 
erteilt, dann kann die Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung 
gegen den Erjteher nicht auf den nicht mehr getrennten Anteil des Grund— 
befißes, jondern nur auf den gefamten Grundbefig erfolgen (RG. 23. Febr. 03, 
ZEIG. 4, 156 — NIU. 3, 255; 3.2, 9% zu $ 1114 BGP. und 7. 1, 293). 


$ 130. 
Literatur: Meyer, Zur Prüfungspflit des Grundbuchrichters bei Ausführung des Erſuchens, 

SeuffBl. 69, 229; [. ferner 3.2, 488. 

1. Dem Notar, welchem die Durchführung der Zwangsverjteigerung über- 
tragen ijt, jteht das Beſchwerderecht gegen die fein Erfuchen abweifende Ver— 
fügung des Grundbuchricdhters zu. Er kann nicht um Löfchung des Konkurs: 
vermerks erfuhen (LG. Rolmar 9. Upril 04, EljlothNot3. 24, 314). 

2. Eine Eintragung des vom Erſteher bewilligten Rechts ijt erſt nad 
Berichtigung des Grundbudhs möglid und kann nur mit dem Range hinter 
den nach Abſ. 1 einzutragenden Sicherungshypotbeken erfolgen (OLG. Münden 
10. Aug. 03, OLG. 9, 143; 8, 10). Ebenſo I. 2,483 Nr. 3. 

3. Welche Rechte, durch den Zuſchlag erlofhen, zur Löſchung zu bringen 
find, enticheidet das Bolljtrekungsgeriht: I. 1, 293 Nr. 1 u. 3; 2, 483 Ar. 1. 

4. Eintragung für mehrere: J. 1, 293 Ar. 2; Erfuchen um Wiedereintragung 
einer verfehentlich gelöfchten Hypothek: 7.2, 483 Nr. 2. 


8 132. 
Weſen der volljtreckbaren Urkunde: 7. 1, 293. 


Dritter Titel. Zwangsverwaltung. 


Literatur: Heinze, Die Aufgabe der Jwangsverwaltung im neuen Redt, 3BlFG. 4, 438; 
Schubert-Soldern, Die Zwangsverwaltung und die Verwahrung und Verwaltung nad) 
Erekutionsrecht, Leipzig 1903; Friße, Haben landichaftlihe Areditgenofienihaften ein Kecht, 
die Zwangsvolfftrekung in das unbewegliche Vermögen durch Jwangsvermaltung jelbftändig 
vorzunehmen? GrucotsBeitr. 47, 384; Sucder, über diefelbe frage, GrucotsBeitr. 47, 825; 
Sandauer, Zur Natur bes Befriedigungsredts an einem in JZwangsverwaltung ftehenden 
Grundbuchkörper, Ot AG3. 55, 122; f. ferner J. 1, 298. 


8 146. . 

1. Ihre Anordnung auf Grund einjtweiliger Verfügung: I. 1, 293. 

2. Auf die Zwangsverwaltung findet $ 55 Abſ. 2 keine Anwendung. Der 
Eigentümer hat gegen den Verwalter nicht auf Freigabe, fondern Herausgabe 
zu klagen, wenn ihm dieſe verweigert wird, wobei der Verwalter nicht als 
Vertreter des Eigentümers oder des betreibenden Gläubigers anzufehen iſt 
(OLG. Marienwerder 11. Juni 03, DLG. 8, 11 — Geuffll. 58, 426 — Pof- 
MSchr. 6, 132). 817 


Beiig des Nießbraucders hindert die Einleitung der Zwangsverwaltung 
gegen den Eigentümer: J. 1, 293; f. jedoch $ 152 Nr. 1. 


8 148, 


1. Wirkung der Beidlagnahme nur zuguniten des betreibenden Gläu- 
bigers: I. 2, 483 Wr. 1; vgl. auch 8 55 Nr. 1. 
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2. Die für das Anbauen an die Brandgiebelmauer vom Nachbar zu 
leijtende Entihädigung gehört nicht zu den Nußungen des Grundftüks und 
wird durd die Beihlagnahme bei Anordnung der Zwangsverwaltung nidt 
mit ergriffen (OLG. Dresden 21. Dez. 03, OLG. 9, 139). 

3. Hat der Ronkursverwalter zwifchen einer Aufhebung und der MWieder- 
berftellung der Zwangsverwaltung Mieten eingezogen, dann liegt keine Be 
reiherung der Konkursmaffe vor (RG. 23. Mai 03, 3BIFG. 4, 90). 

4. Den Hppothekengläubigern fteht gegenüber dem Konkursvermwalter ein 
Recht auf vorzugsweile Befriedigung aus Erzeugniffen des dem Gemein: 
ihuldner gehörigen landwirtichaftliden Grundftüks erſt mit der Beſchlag— 
nahme zu (OLG. Dresden 29. Nov. 00, SächſOLG. 23, 339). 

5. Eine dem Schuldner zuitehende — —— wird durch die Be— 
ihlagnahme nicht umfaßt PrOVG. 4. Tan. 04, PrMBl. 04, 105). 


j — 8 152, 
Literatur: ſ. J. 2, 488. 

1. Mit der Übergabe des Grundftüks an den Zwangsverwalter ijt die 
Zuftimmung des Nießbrauders als erteilt anzufehen. Bei Werwendung der 
Einkünfte unterliegt der Mießbraucher der Kontrolle des Wermwalters. Der 
Verwalter ijt berechtigt, die Zujtimmung des Nießbraudhers zur ordnungs: 
mäßigen Berwendung der Einkünfte zu verlangen (RG. 3. Febr. 04, RO}. 
56, 388 — IM. 33, 186). 

2. Anfechtung der Verfügung des Schuldners über Mietszinfen: 7. 1, 2% 
Nr. 1; Verwalter des eigenen Hofes: Nr. 2. 

3. BVertretung der Maffe durdy den Verwalter nach Beendigung der Ber: 
waltung: J. 2, 483 Ar. 1; ebenfo OLG. Kiel 13. Jan. 04, SchlHolftAnz. 04, 76. 

4. In Prozeffen, in denen ein dinglicher Anipruch gegen das zur Zwangs 
verwaltung gehörige Vermögen des Schuldners verfolgt wird, tritt nad Auf 
hebung der Verwaltung der Eigentümer ein (OLG. Kiel 13. Jan. 04, DIG. 
9, 144). 

5. Der Zwangsverwalter iſt nicht zur perfönlihen Überwachung aller Be 
triebszweige verpflichtet (RG. 28. Nov. 02, RESt. 36, 22). 


8 158. 
Für Gebühren des Berwalters haftet nicht der Staat: I. 1, 294. 


8 158. 


1. Erjag von Verwendungen des Gläubigers bei unberechtigter Zwang: 
verwaltung: I. 1, 294. 

2. Rein Recht des Verwalters auf Befriedigung aus den Kaufgeldern: 
3.2, 483 Nr. 1. 


8 156. 


8 159, 


Gegen den Teilungsplan ijt fofortige Beihwerde aus ZPO. $ 793 dann 
zuläffig, wenn fie darauf gejtügt wird, daß formell der Plan nicht den geſetz 
lihen Vorſchriften entiprechend aufgeitellt fei (OLG. Marienwerder 26. Febr. 04, 
PoſſMSchr. 7, 59 — Recht 8, 226). 


Literatur: ſ. 3.2, 484. 


Siteratur: ſ. 3.1, 2M. $ 161. 

1. Eine Aufhebung der Verwaltung von Amts wegen ift nicht aus dem 
Grunde zuläffig, weil das Grundjtüc ſich im Befit eines zur Befiteinräumung 
an den Verwalter nicht bereiten Dritten befindet (LG. Bauten 23. Nov. 0. 
3BlFG. 4, 629); ebenfowenig bei verfpäteter Vorſchußleiſtung: J. 1, 294 Ar. 2; 
— aber nad) Erteilung des Zuſchlags an den bisherigen Eigentümer: 3. 1, 9 
Ar. 1. 
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gr Bekanntmadung der Aufhebung an die Mieter ift notwendig: J. 1, 287 
8 22 Nr. 2. 

3. Sortführung * Prozeſſe durch den Verwalter: J. 1, 294 Ar. 3 und 
oben $ 152 Wr. 3 u. 


Zweiter Abſchnitt. Zwangsperfteigerung von Schiffen im Wege der 
Zwangsvollitreckung. 
Riteratur: Mittelftein, Binnenihiffahrtsrecht, 2, Aufl,, ©. 535. 


162. 
vgl. 3.1, 205 8 180. 3 


Dritter Abſchnitt. Zwangsverjteigerung und Zwangsverwaltung in 
bejonderen Fällen. 


8 173. 

Der Konkursverwalter bleibt, auch nad Zuftellung des Einleitungs- 
beichluffes, zur ee. von Grundjtückszubehör befugt (OLG. Poſen 
1. Juli 04, PoſASchr. 7, 133). 

8 174. 
Biteratur: Meyer, Zum Doppelausgebot, Seuffßt. 69, 230. 


Literatur: ſ. 3.2, 484. 5 180. 
> — —— Ei Einleitung der Verjteigerung eines Schiffes: J. 1, 295. 
2. Klage *1 ———— in die Aufhebung einer Gemeinſchaft iſt zu— 
läffig: 3.2, 484 N 
8 182, 
Literatur: |. I.1, 205; 2, 484. 


4. Gerichtsverfaſſungsgeſeth. 


Biteratur: Stebdbrat, Das GVG., Leipzig 1898; Sn2on, Das GVG., Berlin 1899; Hetlfron 
und Pick, Lehrbuch des Zivtlprogebrechts, Bd. : 606,., 3PO. 1. u. 2. Bud, Kerlin 1904. 


Erfter Titel. Richteramt. 


88. 
Biteratur: Werle, Die unfreiwillige Verfegung der Richter auf andere Stellen, Rn ⸗⸗ 
des 88 GVBG. und ber besfallfigen Beſtimmungen der Landesgeſetze, AHORN. ı 
Die Verfegung kann nur an eine andere ridhterlidhe Stelle — 
(RG. 18. Dkt. 01, R63.49, 112 = DTZ. 6, 533 — Recht 5, 521 = IW. 30, 833). 


Zweiter Titel. Gerichtsbarkeit. 


13. 
A, Allgemeines: 8 


1. Für die Zuläffigkeit des Nedtswegs kommt es nur auf den Inhalt 
der Klage an; iſt mit diefer ein auf einen privatrechtlichen Titel fich gründen: 
der Anſpruch geltend gemacht, fo ift die Eigenfchaft einer bürgerlichen -. 
itreitigkeit im Sinne der 88 12, 13 —* gegeben (BayDbL2 6.27. April, 10. —— 
BayOb G3. 1, 237, 664; RG. 28. Dez. 00, Recht 5, 180). Doch iſt das efen 
des behaupteten Rechts, nicht die ne aft maßgebend, die ihm der Kläger 
beilegt (BayObL6. 28. Juli 01, BayObG3. 2, 467). 


Warneyer, Jahrbud der Entfheidungen. 3. Jahrg. 35 
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2. Auch die Berfolgung eines auf einem öÖffentlichredtlichen Titel be- 
rubhenden Anſpruchs kann eine „bürgerliche Redtsitreitigkeit“ Darftellen, wenn 
der Anſpruch felbjt privatrechtliher Natur iit (RG. 19. Nov. 00, IW. 29, 871; 
15. Febr. 04, PrIMBl. 66, 146 — IW. 33, 180 — RG3. 57, 350; OLG. Frank- 
furt 16. Okt. 03, Recht 8, 109). 

3. it der Rechtsweg an fich zuläffig, fo wird er nicht dadurch unzuläffig, 
daß nur ein im Verwaltungswege feitzuftellendes Rechtsverhältnis ftreitig, 
die übrigen Klagtatſachen aber unftreitig find (RG. 26. Febr. 01, RG63. 48, 332). 


4. Wenn auch das Gericht über die Frage, ob ein Weg ein öffentlicher 
fei, infoweit zu enticheiden hat, als diefe Frage die Grundlage für ein Privat: 
recht bildet, jo darf doch diefe Enticheidung nicht im Tenor des Urteils aus: 
geiprohen werden (RG. 11. Upril 00, GrudotsBeitr. 44, 1134). 


B. Preußiſche Fälle: 

I. Der Rechtsweg ijt zuläffig: 

5. Beim Streit über das Recht des Kirchenpatrons, den Bfarrer zu 
präfentieren (RG. 20. April 99, GrucdotsBeitr. 44, 164). Val. unten Nr. 39. 

6. Für die negative Feititellungsklage, ob ein Rirchenpatron rechtlich nicht 
verpflichtet 73% den Koſten der inneren Einrihtung eines Pfarrhaufes 
beizutragen (RG. 24. März 02, GruchotsBeitr. 46, 1063). 

7. Bei einem Streit darüber, ob die privatrechtlihen Verhältniffe bezüg 
lih eines Kirchenſtuhlrechts eine Anderung erfahren haben (RG. 5. Jan. 03, 
GruchotsBeitr. 48, 130 — Recht 7, 133). Vgl. unten Ar. 37. 

8. Beim Streit über Barodialgrenzen und über die Berechtigung zur 
— kirchlicher Abgaben (RG. 29. Sept. 04, FW. 33, 565). 

9. enn es fih um das Redt handelt, an einer beitimmten Stelle des 
Friedhofs beerdigt zu werden und diefe Begräbnisftätte abgabenfrei be- 
nugen zu dürfen (RG. 8. Nov. 00, GruchotsBeitr. 45, 1174). 

10, Wegen der kirhlihen Abgabepflicht für Nichtmitglieder „der be- 
treffenden Kirchengemeinde (RG. 16. März 03, IM. 32, 173). . 

11. Bei einem Streit über Nugungen am Landgemeindevermögen auf 
Grund eines privatrechtlichen Titels (RG. 28. Dez. 00, GruchotsBeitr. 45, 640). 

12, Für die Geltendmadung der Teilnahmeberehtigung am fog. Bürger: 
vermögen, falls über den Umfang geftritten und — wird, daß der An— 
ſpruch auf privatrechtlicher Grundlage beruhe (RG. 6. Mai 02, R63. 51, 316). 


13. Für die AUnfprühe von Separationsintereffenten aus einem 
Separationsrezeß auf Herftellung der rezeßmäßigen Breite eines Weges (RG. 
24. Mai 02, RG3. 51, 336). 

14. Wegen des Rechts aus einer durd Vertrag übertragenen öffentlid- 
rehtlihen Wegebaulajt, fofern der Vertrag keine öffentlichrechtliche Geltuna 
befigt (RG. 21. Dez. 98, GruchotsBeitr. 44, 171). = 

15. Für die Klage auf Anerkennung des Eigentums an einem Wege 
und Unterlafjung von Störungen in deffen Benußung, wenn die Rechte auf 
Privateigentum geftügt werden (RG. 20. Febr. 04, GruchotsBeitr. 48, 654 — 
Puchelts 3. 35, 519). 

16. Bei dem Anſpruch auf Befeitigung der Zufübrung von Waffer 
durch neue Straßenanlagen (RG. 21. April 00, GruchotsBeitt. 44, 1137). 

17. Für die Bereicherungsklage gegen einen Umtsverband, wenn die 
betreffende Verfügung des Amtsvorftehers im Verwaltungsjtreitverfahren durd 
rehtskräftige Enticheidung wieder aufgehoben iſt (RG. 29. Dez. 99, RG62. 45, 2489. 
Bol. unten Ar. 44. 

18. Bei einer Klage auf Erfag von Anſprüchen, die auf Grund des Flucht: 
liniengejeßes aus dem Geſichtspunkte der Gefchäftsführung und der Bereiche: 
rung gefordert werden (RG. 10. April 00, GruchotsBeitr. 44, 1127). 

19. Bezügli eines Anfprudys auf Heritellung von Einrichtungen und 
Vorrihtungen behufs Befeitigung der dem Grundftüce des Klägers durch 
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eine AUrtilleriewerkftatt zugefügten Beläftigungen (RG. 6. Juni 9, RG3. 
44, = * 

Für den Anſpruch eines Fiſchereiberechtigten auf Unterlaſſung 
re Immiffionen und auf Entihädigung (RG. 11. April 00, RG3. 
46, 248). 

21. Wegen Überfegung der Gebühren, die eine Gemeinde für die 
Bemübhung der von ihr im Öffentlichen Intereſſe unterhaltenen VBeranftaltungen 
erhoben hat (OLG. Kiel 3. Okt. 04, SchlHolſt Anz. 04, 343). 

22. Für den Entihädigungsanfpruc) gegen eine Kleinbahn, wenn die 
Erteilung von Freikarten an Die ee onttungepjikntigen feitens der zu- 
ftändigen Behörde verboten wird (RG. 6. Febr. 02, GruchotsBeitr. 46, 361). 


23. Für den Streit zweier Rleinbahnen über Benu Er der Leitungs 
Bein der einen feitens der andern (RG. 21. Dez. 01, RG. 50, 292). 

24. In betreff der Frage, ob eine Apotheke zu den privilegierten gehört 
ne 14. Nov. 01, GruchotsBeitr. 46, 1118). 

Bei einer Klage gegen das Heroldsamt auf Anerkennung des 
— einen beſtimmten Familiennamen zu führen (RG. 8. März 00, Gruchots- 
Beitr. 44, 1130). 

26. Für die Frage, ob jemand Mitglied einer adligen Familie ift, und 
daher das Wörtchen „von“ führen darf (RG. 30. Nov. 03, IW. 33, 53 — 
SeuffX. 59, 305). Wal. $ 12 BEL. Ar. 5—7. 

27. Über die Streitfrage, ob die in einem bejtimmten Betriebe befchäftigten 
Berfonen bei einer beitimmten Ortskrankenkajffe verfiderungspflichtig jeien 
(RG. 30. Jan. 00, R63. 46, 56). 

28. Für VWerfiherungsitreitigkeiten, insbefondere mit den Öffentlichen 
Feuerverfiherungsanitalten (RG. 26. Febr. 01, N63. 48, 332). 

29. Wenn es fih um Die Schadloshaltung des Klägers wegen der Folgen 
der Ausübung des Beſteuerungsrechts einer Gemeinde handelt R 
6. April 00, RG3. 46, 245). 

30. Wenn es fich darum handelt, ob Mitglieder eines Rriegervereins 
au er — — worden find (KG. 2. Nov. 99, GruchotsBeitr. 44, 1140). 
Bgl. I. 1,783 

31. Wenn ein Mitglied eines Hausbefigervereins den es ausſchließen— 
den Beſchluß aus materiellen Gründen anficht (RG. 20. April 03, Gruchots®Beitr. 
47, 1098). 

32. Für die Klage eines nur gegen Gebühren, nicht gegen feſtes Gehalt 
angeftellten Rommunalbeamten (RG. 19. Okt. 99, GruhotsBeitr. 45, 9). 

33. Für die Gehaltsaniprüde eines Beamten, foweit Ir aus dem 
tatfählich bejtehenden Dienjtverhältnis — ſind (KG. 24. Sept. 00, 
GruchotsBeitr. 45, 1172). Bol. RBG. 8 149 

34. Für die Frage, ob ein Beamter in — Wahl ſeiner Wohnung be— 
ſchränkt, und wegen ſeiner Weigerung ohne — ————— entlaſſen werden 
konnte (RG. 11. Dez. 02, IM. 32, 45). Bol. unten Nr. 54 

35. Für eine Feititellungsklage, durch die über den rechtswirkſamen Be⸗ 
ſtand eines Beamtendienſtverhältniſſes entſchieden werden foll (RG. 
19. ging 99, Grucyotsßeitr. 46, 416). 


Der Rechtsweg iſt unzuläffig: 


=“ Menn eine Rirhengemeinde vom Fiskus die Erweiterung von 
—— als notwendig verlangt (RG. 11. Febr. 04, GruchotsBeitr. 
48, 646 

37. Gegen MWaßregeln, durch die feitens der kirchlihen Verwaltung im 
Intereife des Rultus das DEE BUNTEN beeinträchtigt oder geändert wird 
— 11. Mai 03, GruchotsBeitr. 48, 138). 

Bei einem Streit über die Verpflichtung des Patrons, „zum Bau von 

ae eenhben beizutragen (RG. 19. Eu 04, Recht 8, 556; BayVGH. 
31. Okt. 02, BayVGH. 24, 225). 


35* 
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39. Uber das WPräfentationsreht bei Anjtellung von Volksſchullehrern 
(RG. 22. Sept. 04, IW. 33, 565). 

40. Beim Streit über die frage, ob die Beklagte auf Grund ihrer Zu- 
gehörigkeit zur Gemeinde zur Mitbenugung der Gemeindeanftalten und 
des Gemeindevermögens beredtigt ift (RG. 12. Juni 00, GruchotsBeitr. 
45, 1170 — FiſchersZ3. 22, 290). 

41. Gegen Verfügungen des Gemeindevorftandes, dem die Ausein— 
anderjegungsbehörde die —— der gemeinſchaftlichen Angelegen— 
beiten übertragen hat (RG. 27. Nov. 00, R63. 47, 314). 

42. Für den Anſpruch auf Befreiung von Schulgeld (RG. 10. März 04, 
GrucotsBeitr. 48, 650 — IM. 33, 213). 

43. Für den Anſpruch eines Gemeindeangehörigen gegen die Gemeinde- 
verwaltung dahin, daß das Befteuerungsredt in einem beftimmten Um— 
fange We N ausgeübt werden dürfe (RG. 6. Upril 00, RGZ. 46, 245). 

44. Über die Verbindlichkeit zur Entrihtung von Rommunalabgaben 
(RG. 10. April 00, GruchotsBeitr. 44, 1127). 

45. Für eine Klage gegen die Öffentlihrehtlide Werbindlihkeit zur Ent- 
richtung von Entwäfferungsgebühren (RG. 24. April 01, R63. 49, 21%. 

46. Beim Streit über die Öffentlichrechtlihe Verpflichtung, Entwäfie- 
rungsanlagen eines Weges anzulegen (RG. 25. Jan. 02, Gruchots®Beitr. 
46, 635). 

47. Wenn der Eigentümer einer Ööffentlihen Chauffee vom Befiter 
eines daran gelegenen Grundftüks verlangt, dab er die von ihm zur Ver— 
bindung feines Grundftüks mit der Chaufjee angelegten Übergänge befeitiae 
(RG. 23. Juni 00, RG63. 46, 296). 2 

48. Über die Frage der NRectsgültigkeit der Ronftituierung einer 
Gemeindelaft zugunften eines Dritten VOLG. Kiel 27. Sept. 04, SchiHolit- 
Anz. 04, 325). 

49. Für Heranziehung zu Interefjentenlaften, welde in einem YMusein- 
anderfeßungsverfahren begründet find (RG. 5. Wärz 01, N63. 48, 341). 

50, Für die Geltendmadhung eines Schadens, der aus einer Anordnung 
eines Volizeibeamten entitanden ift, bevor diefe Anordnung von der zu: 
ftändigen Behörde für gefegwidrig oder unzuläflig erklärt ift (R®. 15. Mai 02, 
RG3. 51, 327). Bol. oben Tr. 16, unten Wr. 52, 

51. Wenn das gerichtliche en gegen ein auf Grund des 8 2 der 
BD. vom 15. Nov. 1899 eingeleitetes Verwaltungszwangsvollitrekunas- 
verfahren gefordert wird (RG. 11. Nov. 02, GrudotsBeitr. 47, 695). " 

52, Bei —— Anſprüchen Dritter gegen die Berliner elek- 
trifhe Hochbahn (RG. 12. Okt. 04, IM. 33, 566). n 

53. Für die Entiheidung der Streitfrage, ob Trinkgelder dem Lehr: 
linge, der fie in Empfang genommen, oder dem Weijter zuftehen (RG. 
30. Juni 00, Grudots®Beitr. 45, 1080). 

54. Für die Anfechtung einer grundlofen Ründigung feitens eines Kirchen— 
bedienten (RG. 13. März 03, GruchotsBeitr. 47, 1093). Val. oben Nr. 34. 

55. Für die Rückforderung von die von einer 
Verwaltungsbehörde zu Unrecht beigetrieben find OLG. Kiel 17. Juni 04, 
SchlHolſt Anz. 04, 301). 

56. Für die Rückforderung des auf Grund eines privatrecdhtlichen Rechts- 
verhältnijfes an eine Gemeinde Gezahlten, fofern das Gezahlte als öffent: 
lihe Ubgabe eingefordert ilt (Prfompetenz6H. 26. März 04, DIZ. 9, 1095). 

57. Für Unfprüde eines Gemeindebeamten aus einem Amte, das 
ihm hätte verliehen werden follen (RG. 12. Mai 03, GrudotsBeitr. 48, 135). 
Vol. RBG. 8 149 Nr. 1. 

58. Für die Feitjtellung der dauernden Dienjtunfähigkeit eines Be: 
amten der Reichszivilverwaltung (RG. 26. Juni 9, R63. 44, 35). 

59. Für die Feftitellung des Bejoldungsdienjtalters eines nit 
richterlihen Beamten (RG. 22. Febr. 01, R63. 48, 321). 
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60. In betreff der im -Zivilverforgungsihein angegebenen Ent- 
laffungsgründe (Brfompetenz6H. 9. Dez. 99, Eifenb®. 17, 37 — ArchEBW. 
00, 601). 

61. Wenn die zuftändige Verwaltungsbehörde einen Defektenbefhluß 
erlafien bat, auch wenn dies erjt während des bereits eingeleiteten Prozeſſes 
geichieht (RG. 8. Okt. 00, GrudotsBeitr. 45, 84). 

62. Die Klagen gegen die Hinterlegungsitelle auf Auszahlung des 
hinterlegten Betrags (Prfompetenz6H. 26. März 04, EifenbE. 21, 55). 


C. Bayeriſche Fälle: 

I. Der Rechtsweg tft zuläffig: 

63. Für Entihädigungsanfprühe wegen der Entziehung von Grund: 
eigentum und deffen Einverleibung in öffentliche &traken ohne formelles 
Enteignungsverfahren GBayObLG. 10. Dez. 00, BayOobG3. 1, 664). 

64. Bei der Verfolgung eines Schadenserfaganipruds — eine Be— 
wäſſerungs- oder Entwäſſerungsgenoſſenſchaft GBayObeG. 18. März 01, 
BayObeG3. 2, 158). 

65. Für den Streit zwiſchen der Gemeinde und einem Dritten darüber, 
ob die Gemeinde von ihrer gefeglichen Verpflitung zur Unterhaltung einer 
Schule befreit ift, weil dem Dritten diefe Unterhaltung aus einem privatredht- 
lichen Titel obliegt (BayObl6®. 27. Juli 04, Redt 8, 454). 


U. Der Rechtsweg tjt unzuläffig: 

66. Für die Enticheidung über die Öffentlichrechtliche Verpflichtung zur 
Herjtellung des Trottoirs durd die Eigentümer der an der Straße liegen- 
den Gebäude (BayObLG. 28. Febr. 00, BayDbL63. 1, 129). 

67. Für die Entjcheidung darüber, ob der Beamte ſich einer Überſchrei— 
tung Teiner Amtsbefugniffe fhuldig gemadt hat, wenn es fih um die 
Ausübung einer dem Beamten anvertrauten Öffentlichen Gewalt handelt (Bay: 
ObLG. 14. Nov. 02, BayObG3. 3, 945). 


D. Gemeinredtlidhe Fälle: 

68, Der Rechtsweg iſt zuläffig, wenn nicht die Rükgängigmadung oder 
Aufhebung der Verordnung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde er- 
itrebt, fondern der einem Staatsangehörigen durd eine ſolche Verfügung ver- 
urfahte Schaden geltend gemadt wird (RG. 27. Sept. 01, GrudotsBeitr. 
46, 414). 

69. Der Rechtsweg ift zuläffig für die Negatorienklage einer Ge- 
ne nde wegen Benußung eines Weges (OLG. Frankfurt 16. Aug. 99, Seuffll. 
2.7. 10, 265). 


E. Sächſiſche Fälle: 

I. Der Rechtsweg iſt zuläffig: 

70. Für Klagen gegen eine Invalidenpenjtonskajfe auf Zubilligung 
einer ftatutarifchen, die gefegtiche Grenze überfteigenden Zufagrente (ÜLG. 
Dresden 15. Tan. 03, SähfOLG. 25, 422 — FiſchersZ3. 28, 91). 

71. — —— einer Gemeinde bei einer Störung privatrechtlicher 
Natur (OLO. Dresden 30. Juni 00, SächſArch. 10, 625 — Filders3. 22, 299). 


I. Der Rechtsweg ift unzuläffie: 


72. Bei Streitigkeiten darüber, ob ein Studierender der Univerfität 
Leipzig gültig immatrikuliert ift, ob feine Streihung in der Matrikel mit 
Recht erfolgt ift, und ob er eine Prüfung mit Erfolg beftanden hat (KG. 
8. Okt. 00, SächſArch. 10, 638, 643; OLG. Dresden 21. April 01, SähfOLG. 
22, 212). 

73. Bei einem Streit über die Benußung einer im Brivateigentum befind- 
lichen Rirche zum Gottesdienft (DLG. Dresden 11. Febr. 99, SähfDLG. 21, 180). 
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74. Über den Anfprud einer Berufsgenoffenichaft auf Rückgewäbhrung 
von Unfallrentenbeträgen, die auf Grund eines fpäter aufgehobenen Scieds: 
gerichtsurteils ausgezahlt find (OLG. Dresden 25. Dkt. 00, SiHTDLGS. 22, 34). 


8 17. 
Literatur: Boetbke, Zur Auslegung des $ 17 Ubf, 2 des GVBG., GrudotsBeitr. 46, 209. 
Unter „Gerichten“ find nur die Gerichte des in Frage kommenden Landes, 
nicht aber das NReichsgericht zu verftehen (RG. 4. Mat 99, 10. Juni 99, RG}. 
44, 4, 377). 
8 18, 


Ausländiihe Staaten unterjtehen nicht der inländifchen Gerichtsbarkeit, 
insbefondere kann die Zwangsvollftrekung gegen fie aud nicht in ihr im In— 
land belegenes Bermögen ausgeübt werden (PrGH. zur Enticheidung der Kom- 
petenzkonflikte 14. Juni 02, Böhms?. 13, 397). 


Dritter Teil. Amtsgerichte. 
8 23, 

1. Die teilweife Erledigung der Klage zwiſchen der Einreichung bei Ge- 
richt und Zuftellung beeinflußt nicht die Gerichtszuftändigkeit; betrug der Kiag- 
anſpruch vor der Einreihung mehr als 300 M., jo bleibt das Landgericht zu- 
ftändig, audy wenn vor der Zuftellung foviel abgezahlt wird, daß der Rlaganijprud 
Bene als 300 M. beträgt (OLG. Marienwerder 22. Juni 00, SeuffA. 56, 239. 

Die Zuftändigkeit der Amtsgerichte für Näumungsklagen bezieht ſich 
nicht auf Klagen, in denen die Räumung auf Grund Eigentums verlangt wird 
(OLG. Kolmar 2. Nov. 00, Seuff A. 56, 152). 

3. Für Streitigkeiten zwifchen Reifenden und Wirten ufw. ift das Amts: 
gericht nur in den „Fällen zuftändig, wo fidy der eine Teil noch auf der Reiſe 
befindet (26. Frankfurt a. M. 18. Febr. 02, Nedt 6, 154 — FrankfRundid. 
38, 126). 

4. Der Anſpruch aus $ 1300 BGB. fällt nit unter $ 23 Abf. 2, wohl 
aber die Forderung auf Erfaß der Entbindungskoften und auf den Unterhalt 
für die erjten fehs Wochen nad der Entbindung (OLG. Dresden 31. Mai 02, 
DLG. 5, 86 — SäHDLG. 24, 147 — SeuffA. 58, 414; DLG. Cöln 23. Dez. 03, 
Puchelts 3. 35, 287). 

5. Mängel eines verkauften Hundes find nicht Viehmängel im Sinne von 
823 Ziff. 2 (LG. Poſen 24. April 04, PoſASchr. 7, 143). 


Fünfter Titel! Landgerichte. 
8 62. 


Die Verteilung der dem Gerichte vermöge feiner Zuftändigkeit obliegenden 
Geichäfte unter die einzelnen Xbteilungen (Rammern, Senate) ift ledialich 
—————— und berührt die dem Gerichte als ſolchem anhaftende 
Zuftändigkeit überhaupt nit (RG. 1. Nov. 00, Recht 5, 23 — IM. 29, 820). 


8 69. 


Zu den Mitgliedern des Landgerichts, weldhe bei Behinderung eines Mit: 
gliedes als Stellvertreter einberufen werden können, gehören auch der Präfi- 
dent und die Direktoren. Sie müſſen alfo dienftlidy behindert fein, wenn die 
Einberufung eines Nichtmitglieds zuläffig fein foIL (RG. 21. Sept. 03, IM. 33, 21). 


8 70, 


Ubf 3 bezieht ſich nur auf Unfprüce gegen den Staat wegen Schäden, 
die Staatsbeamte bei Ausübung der ihnen anvertrauten Öffentlichen Ge- 


! Der vierte Titel bezieht fi auf den Strafprozeh. 
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walt zugefügt haben, nicht auf Anfprüce, die ihren Grund in der privat- 
— Nr; des Staates ($$ 823, 89, 31 BGB.) haben (RG. 23. Febr. 00, 
RG3.46,340; RG. 29. April01, IW.30,394 — SächſArch. 11, 480; RG.30. Jan.02 

RO; x 396 — EifenbE. 19, 31; RO. 4. Dez. 03, Sachſeirch 14, 299). Mit diefer 
Einfhränkun bezieht ſich Abf. 3 auf alle Anſprüche wegen Verſchuldens im 
amtlichen Verhalten (RG. 17. März 02, IM. 31, 269 — SächſArch. 12, 222). 


Siebenter Titel! Rammern für Handelsfadhen. 
g 101. 


Literatur: Ulerander-Raß, Die Zuftändigkeit der Rammern für Handelsfahen in Gebraud)s» 
mufterfachen, Buſchs 3. 30, 92. 
g 118. 


Hierunter fallen Ufancen bezüglich des — — und eines Skonto— 
abzuges (OLG. Cöln 13. Febr. O2, Puchelts3. 35, 227). 


Achter Titel. Oberlandesgerichte. 
g 122. 


Wenn Landrichter oder Amtsrichter als Hilfsrichter berufen werden, jo jind 
fie einem oder mehreren Senaten zuzuweifen; ein folder, mit mehreren Hilfs- 
richtern befeßter Senat tft vorfchriftsmäßig bejegt (RG. 3. Tuli 04, IW. 33, 411). 


Neunter Titel. Reichsgericht. 
8 137. 
Literatur: Über die Frage, warn dentität der Kechtsfrage vorliege, |. Hellwig, DI2. 6, 47. 


Elfter Titel? Gerichtsfchreiber. 
Zwölfter Titel. Zuftellungs: und Bollftrekungsbeamte. 


8 155. 
Der — iſt als Staatsbeamter anzuſehen (RG. 29. Okt. 03, 
ElſLoth3. 29, 433 — RG3. 56, 4 = IM. 32 3. 134 — WollſtrK. 18, 12). 


Dreizehnter Titel. Recdtshilfen. 


Literatur: Shtildmadher, Rechtshilfe. Werfahren und RKoften. Nah ben für Preußen be- 
ftehenden Koften, Magdeburg 1904. g 187 


1. Die 88 157 ff. GVO. regeln nur diejenige Nedtshilfe, die die Gerichte 
jih gegenfeitig in bürgerlichen Recdtsjtreitigkeiten zu leiften haben. Aus» 
nahmen gibt es nur bei ausdrüclichen bejtimmten — * (DRG. 
Rarlsruhe 13. März 03, BadRpr. 69, 158). 

2. Die Bekanntmahung von Verfügungen und Entiheidungen, fowie die 
Rectsbelehrung einer Partei kann nicht im Wege der — ——— verlangt 
werden (OLG. Koſtock 28. Mai 083, DLG. 6, 497 — MWekl3. 22, 55). 

3. Ebenfowenig die Übermittlung eines Antrags der Beteiligten (OLG. 
Dresden 30. Sept. 02, SähjORG. 24, 328 — DRG. 6, 49). 

4. Das Erfuchen um Grlebigung einer Aufteilung ift kein Erſuchen um 
Rechtshilfe im Sinne von $ 157 Dresden 2. April 03, SächſOLG. 25, 1). 

5. Auskunftserteilung an auswärtige Behörden über inländiſches Recht 
fällt nicht unter den Begriff der Rechtshilfe (OLG. Rolmar 25. März 02, Recht 
7, 161 = Elfloth3. 27, 402). 

8 158, 


1. Nur eine ſolche Amtshandlung kann Gegenjtand der Rectshilfe fein, 
deren Vornahme an einen außerhalb des Bezirks des erſuchenden Richters 


Der ſechſte Titel bezieht ſich auf den Strafprozeß. 
2 Der zehnte Titel betrifft die Staatsanwaltichaft. 
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liegenden Ort geknüpft tft; nicht gehören daher hierher Entiheidungen, die der 
mit der Sache befaßte Richter zu treffen hat und an feinem Amtsſitz treffen 
kann (OLG. Tena 3. Mai 03, OLG. 5, 261; DLG. Rönigsberg 15. Mai 03, DLG. 
8,1 — PoſMSchr. 6, 6; OLG. Roſtock 7. Dez. 03, OLG. 8, 2). 

2. Ein nicht formgeredter Antrag (Einfprud) ift auf Erſuchen Des an- 
gegangenen Gerichts im Wege der Rechtshilfe richtig zu ftellen und form: 
gerecht aufzunehmen (OLG. Augsburg 16. Okt. 01, DLG. 3, 314; OLG. Karls- 
ruhe 12. Mai 02, Puchelts3. 34, 676). 

3. Ebenfo kann die Befragung der einen Partei über die Echtheit einer 
Urkunde und über die Aufredhterhaltung ihrer Behauptungen in der Alag- 
ns im Wege der Rechtshilfe erfolgen (DRG. Zweibrücken 2. Okt. 00, 

. 3, 315). 

4. Das Erfuhen des einen Gerihts um Mitteilung von Akten zur Ein- 
fiht an ein anderes ftellt fih in einem Falle, wo keine Verpflichtung zur 
Uktenmitteilung befteht, nicht als Erfuhen um Nedtshilfe dar (OLG. Auss— 
burg 6. April 04, OLG. 9, 147). 


8 159. 


1. Nicht dem erfuchten, fondern dem erfuchenden Gericht fteht das Prüfungs- 
recht über die Wirkjamkeit der durch das erfuchte Gericht zu beurkundenden 
Erklärung zu (OLG. Rolmar 29. Okt. 03, ElſLothNot3. 24, 114). 

2. Dem erfuchten Gericht jteht nicht die Befugnis zu, die Anordnung des 
erfuchenden Gerichts auf ihre Zweckmä en oder zivilprozeffuale Richtigkeit 
gr (OLG. Raffel 25. Febr. 01, DXG.2, 392; DLG. Königsberg 3. Mai 01, 
DLO. 3, 35; DLG. Celle 4. Juni 04, Hanf63. 25 3. 184). 

3. Auf Grund vermeintlic; mangelnder Zuftändigkeit des erfuchenden 
Gerichts darf das erfudhte Gericht die Rechtshilfe nicht ablehnen (OLG. Ham- 
burg 14. Nov. 03, DLG. 8, 1; DLG. Stuttgart 22. Dez. 02, Württ3. 45, 105). 

4. Dem Erſuchen der Sektionsvorftände von Berufsgenoffenichhaften um 
uneidlihe Bernehmung von Jemen über die Urſache eines Unfalles haben die 
Amtsgerichte ftattzugeben (OLG. Frankfurt 24. März 02, Recht 6, 535). 

5. Im Sinne des Abſ. 2 gilt jede Handlung als verboten, die nach dem 
Prozeßgeſetze unjtatthaft erfcheint, gleichviel ob ein ausdrückliches Werbot vor: 
liegt, oder die Handlung darum für unftatthaft zu eradyten tft, weil fie Klaren 
Rechtsgrundfägen widerjpriht (OLG. Augsburg 4. Febr. 04, DLG. 9, 147). 

6. Das Erſuchen eines nicht im ———— vorgeſetzten Gerichts um 
Aushändigung des Mündelvermögens an den Volljähriggewordenen tft abzu⸗ 
lehnen (DVG. Kolmar 15. Juni 04, Recht 8, 454). 

7. Ubzulehnen ift ein Erſuchen um NRedtshilfe, welches darauf gerichtet 
it, daß ein zur Verweigerung feiner Ausfage berechtigter naher Angehöriger 
* Beeidigung der von ihm abgegebenen Ausſage angehalten werde (OLG. 

olmar 12, Juni 01, Redt 5, 362). 

Wenn der Beweisbefchluß keine genügende Angabe der ftreitigen Tat- 
ſachen enthält, ift das Erfuchen um Reuamsernipaiing abzulehnen (RG. 
21. a. Seuff A. 55 8 101). . 

. Ebenfo die vom Prozeßgericht beantragte formlofe Vernehmung einer 
Partei (OLG. Dresden 21. Juli 03, SAHORG. 25, 373). — 

10. Elſaß⸗lothringiſche Amtsgerichte haben Erſuchen um Aufnahme voll- 
ſtreckbarer Urkunden abzulehnen (RG. 28. April 04, Recht 8, 317; OLG. Soimet 
8 Mai 01, DES. 2, 393). 

8 160. 


1. Wegen Verweigerung der Redtshilfe in Grundbudjfachen ift die Be- 
ihwerde beim Reichsgericht nicht gegeben (RG. 6. Aug. 03, R63. 55, 275) 

2. 8 160 iſt nicht anwendbar, wenn ein Zeuge ein ihm nad feiner Mei: 
nung zujtehendes Nedt der Zeugnisverweigerung vor dem erjuchten Gericht 
geltend gemacht hat und das leßtere auf das Erſuchen um anderweite Ladung 


Vierzehnter Titel. Öffentlichkeit und Sigungspolizei (88 172—179). "7553 


des Zeugen behufs der Belehrung über die Pflicht zur Zeugnisablegung dies 
a (OLG. Dresden 11. Juli 01, 11. Mai 03, SähfDLG. 22, 523; 25, 78). 
Das Erſuchen gilt auch als abgelehnt, wenn über die Ausführung des 
Schucins, z. B. hinfichtlich der Koſten, Streit entiteht (OLG. Hamburg 27. Mai 03, 
DR ‚2 = 3ZfmittlJ®. 15, 809). 
8 165. 

1. Die Einziehung der Koften von der zahlungspflicdtigen Partei ſetzt 
voraus, daß die Koften von der Partei nad den gefeglichen Beltimmungen 
geichuldet werden (OLG. Roſtock 6. Dkt. 03, DLG: 8, 3 = Zfmitt!JB. 15, 810). 

2. Bei Einziehung der Koften vom Zahlungspflichtigen bat die erfuchende 
Behörde die Koftenanfäte nicht von Amts wegen zu prüfen (OLG. Hamburg 
23. Febr. 04, Seuff A. 59, 372). g 108. 

1 


Zur Gewährung des in Abſ. 3 gedadhten Vorſchuſſes ift nur das Prozeß: 
gericht, nicht das Gericht des Wohnortes des Zeugen zuftändig (VD. des 


Sähl IM. 16. Tan. 04). 
g 167, 


Das Gefuh um Zuftimmung nad $ 167 ift kein Erfuchen um NRedtshilfe; 
daher findet im Falle der — nicht $ 160 GVG. Anwendung (ÜLG. 
Tena 8. März 99, Buſchs3. 28, 169. — U. U: OLG. Kiel 7. Juli 02, DLO. 5, 263). 


VBierzehnter Titel. Öffentlihkeit und Sigungspolizei. 


8 172. 

1. Die Vorfchrift in $ 172 tft eine vom freien Ermeſſen des Richters und 
vom Willen der Barteien unabhängige, unbedingt zwingende Borichrift. Mird 
die Öffentlichkeit im landgerichtlihen Verfahren nicht ausgefchloffen, fo unterliegt 
das Urteil auch noch in der Revifionsinftanz der Aufhebung (RG. 14. März 04, 
GruchotsBeitr. 48, 643). 

2. Wird der Entmündigte dur einen beauftragten Richter vernommen, 
fo bedarf es keines Vermerks im Protokoll über den Ausihluß der DÖffent- 
lichkeit, da die Öffentlichkeit vom beauftragten Richter von vornherein aus- 
geichloffen ift (OLG. Karlsruhe 26. Nov. 02, Puchelts3. 34, 473). 


8 177. 


Der Borfigende des Gerichts, insbefondere aud der Amtsridhter, kann 
verlangen, daß der Anwalt die Anträge ftehend verlieſt. Widerfegt ſich der 
Anwalt, fo ijt feine Beltrafun nad $ 180 GVBG. gerechtfertigt (DLGS. Dresden 
10. Jan. 01, Redt 5, 125 = "Eanrirh. 11, 761). 


8 179, 
Literatur: Über das Recht der Gerichte, ger —— keiten —* = geigegen im Wege der Ord⸗ 
nungsftrafe einzuſ Ertten, Le Staub , 2I3.8, 191; Heuer, ; Wendler, DJ3. 


9, 112; Worsls. ; Bartolomdus, Sit bie hen, rung ee "Gericht, deutich zu 

iprechen, eine igebühr? DAR 8 ,‚ 244, und dazu Koffka, DI3. 8, 268. 

1. Als Ungebühr ift jede gröbere Verlegung der Würde des Gerichtes 
oder Störung der für die gerichtliche Verhandlung —— Ruhe und 
Ordnung zu verſtehen (OLG. Bamberg 16. Juli 00, DLG 219). 

2. Iſt ein Zeuge wegen Trunkenheit ——— ſo iſt ſeine 
Beſtrafung nach $ 179 gerechtfertigt (RG. 21. Jan. 02, IW. 32, 90). 

3. Eine Ungebühr kann auch dadurd begangen werden, Er ein Zuhörer 
fih im Situngsjaale ungebührlih benimmt, nachdem fi das Gericht in das 
—— rmmer zurückgezogen hat (OLG. Dresden 6. März 02, SähfDLG. 
23, 289 

4. In dem Vorwurf, die andere Partei „lüge”, liegt keine Ungebühr, fo- 
lange der Richter die Partei RR auf * — aufmerkſam gemacht 
hat (OLG. Darmſtadt 20. Febr. 9, DI3. 5, 280). 
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5. In dem bloßen Fortgehen aus einer Verhandlung vor dem VBormund- 
ge ift no keine Ungebühr zu erblicken (OLG. Bamberg 18. Aug. 00, 

.-2..18), 

6. In der Weigerung, deutich zu verhandeln, ift dann eine Ungebühr zu 
erblicken, wenn eine des Deutſchen mächtige Berfon durch die bewußt unwahre 
Angabe, fie könne nicht deutfch fprechen, die Verhandlung mittels Dolmetfchers 
erzwingen will (OLG. Poſen 31. Jan. 03, OLG. 8, 3). 

7. Es ift nicht zuläffig, für den Fall, daß eine als Ordnungsitrafe feit- 

efeßte Geldjtrafe nicht beigetrieben werden kann, eine Haftitrafe Teltaufe en 
&86. Naumburg 27. Juli 03, DI3.9, 128; OLG. Darmitadt 30. Juli 00, ss 
1, 222). Vgl. dazu 2. in PoſASchr. 7, 146. 

8. Der verurteilende Richter kann die Drdnungsitrafe ſelbſt wieder auf: 
heben (KG. 6. Juni 00, DI3. 5, 397). 

9. Die bürgerlihen Gerichte find zuftändig, gegen aktive Militärperfonen 
Ordnungsitrafen, welde auf Geldftrafe lauten, auszufprehen (OLG. Münden 
26. Okt. 00, Recht 4, 427). 

10, Die Bejtrafung kann nur von dem Gericht oder dem Beamten ver- 
fügt werden, von dem die richterliche Handlung vorgenommen worden ift, bei 
der fich jemand einer ftrafbaren Handlung ſchuldig gemadt hat (DLGS. Dresden 
17. März 00, SähfDOLG. 21, 195). 

11. Die Drdnungsftrafe wegen Ungebühr in der Verhandlung muß vor 
Schluß der Verhandlung feitgefegt werden (OLG. Dresden 1. Juli 00, Sädi: 
OLG. 22, 498). 

8 180. 


Drdnungsitrafen gegen Anwälte im — — können nicht auf 
landesgeſetzliche Vorſchriften geſtützt werden (OLG. Jena 3. März 03, Goltd 
Arch. 51, 75). 

8 182. 


Megen Einreihung ungebührlicher —— kann ein Wechtsanwaäalt 
nad) $ 182 nicht in Strafe genommen werden (OLG. Karlsruhe 8. Okt. 01, 
OLG. 3, 420; OLG. Hamburg 5. Dez. 03, DLG. 8, 4). Vgl. oben die Literatur 
bei 8 179. 
8 184. 

Sind die dem Beſchluß zugrunde liegenden Tatſachen nicht mit ins Brotokoll 
aufgenommen, fo ift der Beihluß aufzuheben (OLG. Bamberg 4. Okt. 01, DRG. 
3, 315; DLG. Hamburg 9. Okt. 00, OLG. 1, 352). 


Fünfzehnter Titel. Gerichtsiprache. 


8 186. 
Literatur: Hubrich, Zur preußiich-polnifhen Spradenfrage, GruchotsBeitr. 48, 570; Wanten 
Der Gebraudy fremder Spradhen im deutihen Rechtsleben, GejuR. 6, 4. " 
Auh im Verfahren vor einem Konfulargeriht muß deutich verhandelt 
werden; eine in franzöfifcher Sprache eingereichte Berufung ift als unzuläflig 
zu verwerfen (RG. 30. April 00, GrudotsBeitr. 44, 1170). — 


8 187. 

Die protokollarifche Feltftellung, daß der Verhandlung ein Dolmetfcher 
beigewohnt hat, genügt und rechtfertigt die Annahme, daB, foweit die Zu- 
ziehung eines Dolmetſchers notwendig erſcheint, diefelbe auch erfolgt ift (RG. 
18. März 02, Recht 6, 217). 

8 19. 

Die Vorſchrift findet auf die Teftamentserrichtung keine Anwend 

11. Febr. 01, KGJ. 21 A 219). ung (A6 
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Sechzehnter Titel. Beratung und Abftimmung. 


8 195. 
Literatur: Salinger, Über die Wahrung des Beratungsgeheimniffes, Buſchs3. 30, 504. 


Siebzehnter Titel. Gerichtsferien. 
g 202. 


1. Ein Beichluß, der in den Gerichtsferien erlaffen worden ijt, obwohl 
keine Ferienſache vorlag, iſt ungültig (RG. 18. Sept. 99, GruchotsBeitr. 44, 1143). 

2. Das gilt auch von Enticheidungen über ein Armenrechtsgeſuch. Der 
Antrag, eine Sade als Ferienſache zu behandeln, kann aud ftillihweigend 
gejtellt werden (RG. 1. Okt. 03, R63.55, 327 — Redt 7, 531 — IM. 32, 397; 
zum un Sat auch OLG. Breslau 28. Sept. 01, DRG. 3, 317). 

3. Auch bei der Einlaffungsfrift des $ 262 BD. ift die in die Gerichts— 
ferien fallende Friſt des 8 223 Abſ. 1 nicht mitzurechnen (OLG. Stuttgart 
21. Okt. 02, SeuffX. 58, 332 — Württ3. 14, 322). 

4. Schädenprozefje bedürfen nicht deshalb „befonderer Beichleunigung”, 
weil der Schadensbetrag im Lauf der Zeit weiter anwächſt (OLG. Karlsruhe 
20. Juli 01, OLG. 3, 317). 

5. Es kann aud) eine einzelne PBrozekhandlung (wie die Vereidung eines 
Zeugen) als Ferienſache bezeichnet werden (RG. 13. Juli 04, PoſASchr. 7, 128). 


45. Einführungsgefeg zum Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 


83. 

Dem Reichsgeriht können durch ein Landesgeieß weder Rechte noch 
Pflichten auferlegt werden; eine unmittelbare Einwirkung der Landesgejeß- 
gebung auf die Zuftändigkeit, er — iſt ausgeſchloſſen (RG. 26. Tunt 03, 

62. 55, 138 = IM. 32, : 
11. 


1. Der Kaiferlihe Rat in Elfaß-Lotbhringen ift zur Worentfcheidung über 
die Derfolgbarkeit von Beamten nicht zuftändig Entſch. des Raif. Rats 26. April 02, 
Fun 28, 513; RG. 1. Juli 02, R63. 52, 107). 

2. In Elſaß Lothringen iſt die Berfo ung von Beamten an die Vorent— 
ſcheidung des NReichsgerihts gebunden Re 1. Juli 02, R63. 52, 107). 


Hefe über die Angelegenheiten der freiwilligen 
ee Gerichtsbarkeit. 


Erjter Abſchnitt. Allgemeine VBorjchriften. 


Literatur: Moni, Die Zwehe des Verfahrens freiwilliger Gerichtsbarkeit, ZBIFG. 4, 3235; 
derfelbe, Der Schuß von Gemein- und Gefamtintereffen im Verfahren freiwilliger Gerichts: 
barkeit, — 38, 41; — Die reformatio in pejus in ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
Builds. 33, 518; Klaue ber die Roftenfrage bei Enticheidungen in Saden freiwilliger 
Gerichtsbarkeit, Old3. 30, 225; Jofef, Gibt es ein echtes Streitverfahren freiwilliger Gerichts» 
barkeit? DNotB®. 4, 97; berjeibe, Der Vergleih im echten Streitverfahren ber freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, Grudotsßeitr. 48, 557; f. ferner 7.1, 260. 


81. 


1. Die Be ee Beurkundung eines der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
angehörigen Rechtsgeichäftes, insbefondere einer Anmeldung aus $ 12 HO%B. 


556 46. Gefeß über die/Ungelegenbeiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


oder der Vereinbarungen des natürlihen Waters und des unehelichen Kindes 
über den Unterhalt, ift keine durch NReichsgefeg den Gerichten übertragene 
Angelegenheit (RG. 28. April 04, IW. 33, 385; RO. 28. April 04, RGB. 57, 396 
— Pucelts3. 35, 383 — ‚ElfLotyZ. 29, 499 — IW. 33, 34; OLG. Kaifel 
9. Sept. 04, DLG. 9, 374). 

2. Grundbuchſachen: RG. in T. 2, 464; ebenfo DLG. Hamburg 8. Juni 04, 
HaniG3. 25 B. 239 — OLG. 9, 145. 


82. 
Literatur: [. J. 2, 465. 

1. Rechtshilfe ift in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit nur injoweit 
zu leiften, als die betreffende Angelegenheit dur Saosgelet den Gerichten 
— in (RG. oben $ 1 Nr. 1 u. 2; ebenfo DLG. Kolmar 15. Juni 04, 

.9, 144). 

2. Wegen Verweigerung der Redtshilfe in Grundbuchſachen findet keine 
Beichwerde beim Reichsgericht ftatt (RG. 6. Aug. 03, RG3Z. 55, 275). 

3. Db die Handlung, um deren Vornahme erfucht wird, angemeffen und 
notwendig ift, hat das erjuchte Gericht nicht zu prüfen (OLG. Roftock 18. Tan. 04, 
Mehl. 22, 243). Bol. 3.1, 61 Nr. 10 u. 14; 2, 465 Ar. 3. 

4. Bei Beurkundung der Auseinanderfegung von Nadläffen Haben aud 
die elfaß-lothringifhen Gerichte Rechtshilfe u leiften, obwohl dafür nad 
Landesrecht nur ein Notar zuftändig ift (OLG. Rolmar 23. März 04 — 
ElſLothNot3. 24, 307). Im übrigen wegen Redtshilfe in Eljaß- Lothringen 
f. 3.1, 261 Nr. 5 u. 6. 

5. Das erjuchende Gericht hat nicht zu prüfen, ob das erfudhte Gericht die 
Koften der Nechtshilfe richtig angefeßt hat; das hat nur die Partei (OLG. 
a | 23. März 04, OLG. 8, 369). 

6. Das Erfuchen muß fo beftimmt fein, daß für das erfuchte Gericht kein 
Zweifel darüber ift, was es vornehmen foll (OLG. Kaffel 21. März 04, DRG. 
9, 145). 

7. Erſuchen des Vorſtandes einer Berufsgenoffenfhaft um eidliche Ver- 
nehbmung von Jeugen kann von dem erfuchten Amtsgericht abgelehnt werden 
(OLG. Kolmar 14. Upril 03, Puchelts 3. 34, 664). 

8. Redhtshilfe abzulehnen, wenn das erjuchende Gericht felbft die Hand- 
lung vornehmen kann: J.1, 260 Ar. 1-3 u. 14; 2, 465 Nr. 4; Prozeduren 
auf Barteiantrag: J. 1, 260 Ar. 4; badifche Gerichte in Grundbuchfachen? Nr. 7; 
Vernehmung in der Wohnung: Ar. 8; Schlußrehnung des Vormunds: Ar. 9; 
Erklärung des unehelihen Vaters: Ar. 13 und F. 2, 465 Ar. 1; Prüfung der 
Zuftändigkeit: 3. 2, 465 Ar. 1; Befragung eines Schuldners wegen Sicherungs: 


maßregeln: Ar. 2. 
8 5. 
Literatur: ſ. J. 1, 261. 
Beſtimmung auf Antrag oder von Amts wegen? J. 1, 261 Nr. 1; Streit: 


Ar. 2; Streit über Verwahrung eines Teftaments: Ar. 5; VBorausfegung der 
Entfcheidung nad $ 5: Ar. 4; Entiheidung aus $ 46: Nr. 3. 


Literatur: |. 3.1, 262. 86. 
Art. 84 PrFGG: J. 2, 466 Nr. 1; notarielle Beglaubigung: 3.1, 262 3: 
„Beteiligte”: Nr. 1; Mitglieder einer Handelskammer: Wr. 2, S — 


Literatur: ſ. J. 2, 466. 8 12. 

1. Die Pflicht, fich, foweit möglid, auch über ausländifches R iß— 
beit ſelbſt zu verſchaffen, iſt ein nobile offleium des Richter de > —— 
ea IR, 89; LG. Naumburg 19. Jan. 04, NaumbAR. 04, 21). Ebenio 

.1, 263 Wr. 4. 
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2. Hat der Vormundſchaftsrichter Zweifel, ob ein nad) dem Tode des 
Mannes von einer Frau geborenes Rind als ehelich anzufehen ift, fo hat er 
die erforderlichen Ermittlungen anzuftellen (BayDbL©. 30. Dez. 03, RJA. 4, 80). 

3. Die Beteiligten haben keinen Anſpruch auf Zuziehung zu Beweis- 
terminen und auf Frageftellung (RG. 12. Okt. 03, DLG. 8, 370 — K6T. 
26A 175 — NIU. 4, 1 = SchlHolſtAnz. 04, 346; OLG. Karlsruhe 27. Juni 03, 
ORG. 8, 372). 

4. Der in $ 12 ausgelprodene Grundjaß findet auch auf die Prüfung 
der Legitimation eines Vertreters Anwendung (RG. 2. Febr. 04, AGT. 27 A 1). 

5. Ermittlungspfliht des Nachlaßrichters: I. 1, 263 Nr. 5; des Wormund- 
ihaftsrichters: Ar. 6—8; Grundbudhrichter? Ar. 9; Ermittlungspflidht des Be- 
ichwerdegeridts: Ar. 3; Beweisaufnahme: 7.2, 466 Nr. 1; Bevormundung eines 
Ausländers? Wr. 2. 


Literatur: f. 3.1, 268. 818. 

1. Auch der Notar tft, foweit nicht eine gefeßliche Ausnahme vorliegt, 
verpflichtet, fih auf Verlangen des Gerichts durch Vollmacht zu legitimieren 
(RO. 8. gebr. 04, DLG. 8, 232 — RIN. 4, 135). Wal. I. 1, 263 Ar. 3. 

2. Berlangt das Gericht die Vorlegung einer VBollmadtsurkunde, fo muß 
es dieſe zuvörderjt anordnen (RG. 23. Nov. 03, DLG.8, 231 — Gtandesa. 3, M). 
Ebenfo 3.1, 263 Ar. 1 u. 2. 

3. Zurückweifung des Antrags erft, wenn Bollmadt troß Aufforderung 
nicht beigebradt ift: 3. 2, 466 Nr. 1. 


8 14. 
Beichwerde, weil kein Anwalt beigeordnet? 7. 2, 466 Ar. 17; $ 91 3PO.: 
Nr. 2; altes Recht: 7.1, 263. 
8 15. 
Literatur: Jofef, Auslagenvorihüffe als Bedingung der Beweisaufnahme und Beihwerbe gegen 
Zwifchenverfügungen in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, Buſchs 3. 32, 297. 
Abnahme der Verficherung an Eides Statt: J. 2, 466 Ar. 1; Vereidung von 
Auskunftsperfonen: 3. 1, 264 Nr. 1; Beteiligte als Zeugen: Wr. 2. 


8 16. 
Biteratur: Joſef, Der Eintritt der Wirkfamkeit der Entſcheldung des Beſchwerdegerichts, DMMotV. 
4, 268; f. ferner 7.1, 264; 2, 466. 

1. Hat der Beteiligte einen Vertreter, fo muß die Zuftellung an diefen 
erfolgen; eine Zuftellung an den Beteiligten felbft ift unwirkfam (RG. 29. Okt. 03, 
Gruchots Beitr. 48, 108). Ebenfo 3.1, 264 Nr. 2. — U. M.: BayDbL6. 2. Jan. 04, 
Recht 8, 141 — 3BIFG. 4, 843 — Geuffl. 59, 253. 

2. Eine Berichtigung des Beſchluſſes ift feitens des erjtinftanzlicdhen Ge- 
ef ren (BayObLG. 9. Mai 083, BayObG3. 4, 340). Val. J. 1, 264 

18 


r. 1. 

3. Vor der Bekanntmadhung keine Anfehtung: J. 2, 466 Nr. 1; Bekannt- 
gabe an Abweſende: Nr. 2; Abf. 3 bei Friftlauf: I. 1, 264 Ar. 1; Zujtellung 
an Vertreter: Ar. 2. 

8 18. 
Biteratur: f. I. 2, 467; vgl. oben vor $1. 
Keine Abänderung nad) Abgabe der Akten: J. 1, 264 Nr. 1, vgl. oben 


8 16 Nr. 2; zu Abſ. 2: J. 1, 264 Nr. 2; Berichtigung offenbarer Unrichtigkeit: 
3.2, 467 Ar. 1. 4 


Literatur: Joſef, Zur Abgrenzung der Dienſtaufſichtsbeſchwerde von dem Rechtsmittel ber Be— 
ſchwerde im Verfahren ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, ZBIFG. 5, 168. 
1. Gegen die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts, durch die eine Pfleg- 
[haft über ein Rind angeordnet ift, die die Entjcheidung eines Streits der 
Eltern in betreff der Sorge für die Perfon des Kindes zum Gegenjtande hat, 
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ift Beichwerde unzuläffig (RG. 15. Febr. 04, RIA. 4, 136 — KRGJ. 
27 182). 

2. Die unrichtige Bezeichnung des NRedtsmittels ift gleihgültig (KG. 
14. Dez. 03, RIU. 4, 105 — RGT. 27 A 216). Dal. 3.2, 473 $ 134. 

3. In den ——— der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt auch die 
Entſcheidung über die Koſten allein mit der Beſchwerde und mit der weiteren 
— anfechtbar GBayObLG. 21. Okt. 04, Recht 8, 579). Vgl. J. 1, 265 

——— 

4. In der Regel iſt die Rücknahme der Beſchwerde mit dem Verluſt des 
Rechtsmittels verbunden (OLG. Dresden 23. Juni 03, 3BIFG. 5, 319). 

5. Volljtändige Prüfung der Sache: J. 2, 467 Ar. 1; Entihließungen, die 
keine Entiheidung enthalten: J. 1, 264 Ar. 1 u. 2; 2, 467 Nr. 2; vorläufige 
Verfügungen: Ar. 3; mündliche Verfügungen: Nr. 43 Eröffnungen: Ir. 5; keine 
neuen Unträge: Wr. 6; Ermeſſen des Beſchwerdegerichts: Ar. 8. 


8 20. 


Literatur: I'd Das Beihwerdereht Gefhäftsbefchränkter in Vormundſchaftsſachen, Recht 8, 248; 
derſelbe, Beichwerderedyt ber Armenverbände gegen Verfügungen bes Vormundfchaftsgerichte, 
DI3.9, 547; J. ferner 3.1, 260; 2, 467. 


A. Ullgemeines: 


1. Beihwerde gegen Eingriff in ein naturalis obligatio: 3.2, 467 Wr. 1; 
Beeinträchtigung eines Rechts: I. 1, 265 Nr. 1-3; wirtfchaftliches Intereſſe: 
Nr. 4; keine Beſchwerde, wenn dem Antrag entiproden: Wr. 5. 


B. Befhwerde in Vormundſchaftsſachen: 


2. Vormund: a) Nah Beendigung der Vormundichaft ſteht dem Wor- 
mund eine Befhwerde im Namen des Mündels nicht mehr zu (OLG. Kolmar 
8. Juni 04, EljlotyNlot3. 24, 313). Auch nicht gegen die Aufhebung der Vor: 
mundichaft: 3. 1, 266 Wr. 12a; 2, 467 Wr. 3a. Bol. dazu Jofef in DNotvw. 
4, 257. 

b) Der Bormund ift berechtigt, gegen die Weigerung des Gerichts, die vom 
Bormund bemwilligte Löſchung einer Hypothek zu genehmigen, Bejchwerde ein: 
zulegen (OLG. Kolmar 23. Dez. 03, OLG. 8, 240 — Recht 8, 81 — ElfLotb}. 
29, 391 — EljlothHNot3. 24, 90). 

c) Der Gegenvormund hat gegen die Erteilung der vormundichaftsgeridt- 
lihen Genehmigung kein Beihwerdereht (RG. 16. Nov. 03, DIZ3.9, 365 — 
RIU. 4, 73 — Rhein Nlot3. 49, 64 — Rhein ANY. 22, 12 = RGT. 27 A 11). 
Siehe ferner über die Befchwerde des Gegenvormunds: I. 1, 266 Ar. 12b u. e. 

d) Beichwerderecht des zweiten Pflegers: I. 1, 267 Ar. 12d. 

3. Eltern, Berwandte: 

a) Der Vater, dem nur die Nußnießung am Vermögen feiner Rinder, nit 
aber die Verwaltung zujteht, hat keine weitere Beichwerde gegen den Beſchluß 
des Beichwerdegerichts, durch den das VBormundfchaftsgeridht angewiefen wird, 
dem Pfleger einen Teil der für die Rinder hinterlegten Wertpapiere behufs der 
Beitreitung der Koſten ihres Unterhalts zur Verfügung zu ſtellen GBayObs6. 
30. April 04, RIU. 4, 191 — Recht 8, 286). Vgl. 3. 2, 468 Ar. 6b. 

b) vgl. ferner Vater: 3.1, 266 Nr. 7a bisc; Mutter: Ar. 8a und 
2, 468 Nr. 7; Eltern: J.1, 266 Nr. 6; Ehefrau: Ar. 9; Großvater: 
2, 467 Qr. 4a u.b. Ebenfo BayDbt6. 24. März 04, Recht 8, 226; Ver: 
wandte: 3. 2, 471 $ 57 Wr. 3; 1, 274 857 Wr. 1u.2. 

4. Dritte Perjonen: 

a) Verſagt das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung zu einem 

wiihen dem Vormund und einem Dritten abgeſchloſſenen Vertrag, 
jo hat der Dritte kein Beihwerderedht (RG. 12. Nov. 03, IW. 33, 47 
RG3. 56, 124 — 3BIFG. 4, 618 — DNOoLD. 47354; RG. 23. Nov. 03, Bol 
MESchr. 7, 9; OLG. Stuttgart 23. Okt. 03, Württ3. 46, 266; KG. 29. Febr. 04, 
K6GT. 27 A 173 — PoſASchr. 7, 55; OLG. Kolmar 6. April 04, ElflotNlot 3. 


a2 
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24, 311). Ebenfo J. 1, 267 Nr. 13a bis ce; vgl. unter Nr. 5a. — Abweichend: 
3.1, 267 Nr. 131. 

b) Der, dejfen Recht durch die Beitellung eines Wormunds oder Pflegers 
beſchränkt wird, kann die Beitellung wegen Alnzuftändigkeit des Gerichts an- 
fechten (RG. 18. Jan. 04, RAGT. 27 A 161). 

c) Kein Beihwerderecht des ER 3.2, 268 Nr. 6a; Ulimenten- 
vergleih: Nr. 6c und J. 1, 267 Nr. 13e; Zeitpunkt des Beichwerderedts: 
Nr. 138. 

C. Beihwerde in Nachlaßſachen: 

5. Dffenbarungseid: Demjenigen, der zur Leijtung des Dffenbarungs: 
eides nad) 8 2023 BGB. geladen wird, fteht gegen die Terminsbejtimmung 
und Ladung kein Beichwerderedht zu —S 30. April 04, RIU. 4, 166 — 
Recht 8, 286). 

6. Erbe: Die Feititellung der Erbeneigenihaft einer Perſon gibt diefer 
ein Beſchwerderecht — 29. Sept. 04, Recht 8, 556). 

7. Nachlaßpflegſchaft: Gegen die Anordnung einer Nachlaßpflegſchaft 
ftehbt weder dem Nacherben noch dem Vermächtnisnehmer ein Befchwerderecht 
zu ——— 25. Juli 04, Recht 8, 450). 

Notar: Iſt entſchieden, daß ein Notar ein vor 1900 bei ihm A 
— Teſtament ans Gericht abzuliefern habe, ſo hat er gegen den Be— 
luß auf Eröffnung des Teſtaments kein Beſchwerderecht (RO. 22. Gebr. 04, 
en J. 27 A 186). Wohl aber gegen die Ablehnung der Verwahrung: 7.1, 267 
Sir. 15. 

9. Erbfgein: 3.1, 267 Ar. 14; ebenfo RG. 9. Juli 04, RAGT. 28 A 20; 
Fiskus: T. 2, 468 Wir. — RTU. 4, 21 = RGJ. 27 A 49; Konkursver— 
walter: 7. 1, 267 Ar. 16. 


D. Befhhwerde in Handelsſachen: 


10, Liquidation: Auffihtsrat und Aktionäre haben kein Beſchwerde— 
recht, wenn — — die Liquidatorenbeſtellung erfolgt ift (RG.15. Febr. 04, 
OLG. 8, 235 — RITA. 4, 147). 

11. en 3. 1, 267 Nr. 17; 2, 468 Nr. 10. 


E. Befhwerde in Berfonenftandsfaden: 


12. Der Standesbeamte hat gegen die Anweifung auf Vornahme 
einer Eintragung kein Beſchwerderecht, auch wenn er behauptet, daß die ihm 
angejonnene Handlung eine Prlihtwidrigkeit enthalte (RG. 25. Jan, 04, OLG. 
8, 233 — NTU. 4, 84 — RGJ. 27 A 31 — Geuffll. 59, 430 — SchlHolſtA. 
M 157). Ebenſo 8 1, 268 Ar. 24b; Befchwerde des Standesamts: dort 
Tr. 24a. 


F. Befhwerde in Vereinsfadhen ufw.: 

13. Neben dem Einfprud gegen die Eintragung aus $ 61 BGB. fteht 
der Werwaltungsbehbörde aud die Beichwerde gegen die Zulaffung der 
— zu (RG. 15. oder 25. April 04, 3BlFG. 5, 141 = KOT. 28 A 63). 

Gegen Berfügungen, welde das mtsgeriht als Auflichtsbehörde 
über "Gomilienkifiunnen zur einjtweiligen Regelung der der — be⸗ 
en Verhältniſſe getroffen hat, ijt die Beichwerde zuläffig (RO. 8. Febr. O4, 

8, 237). 


G. Beihwerde in Abſchätzungsſachen: J. 1, 268 Ar. 18. 


H. Beihwerde in Grundbuchſachen: Keine Anwendung des 8 20: 
3. 1, 268 Nr. 19; Ronkursverwalter: Ar. 20; Notar: J. 2, 468 Ar. 12, 


J. Befhwerdereht von Behörden: 


15. Ortsarmenverband: Gegen die Unordnung des Bormundicdafts- 
gerichts, wonadh ein Kind von feinen Eltern getrennt erzogen werden joll, 
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fteht dem Ortsarmenverbande die Beihwerde zu (RG. 21. Sept.03, RAGT. 26 A 183 
— SchlHolſt Anz. 04, 302). Ebenfo I. 1, 268 Ar. 25a. — U. M.: Wr. 25b. 

16. Bormundfhaftsgeridht: Diefes hat gegen eine Verfügung des 
Amtsgerichts, das eine Berichtigung nad 8 66 PStG. abgelehnt bat, kein 
Beihwerderedht (DLG. Roſtock 21. Dez. 03, DI3. 9, 176 — MecklZ3. 22, 255). 

17. Amtsgeriht: Kein Befchwerdereht gegen Beidhlüffe des Land— 
gerichts: I. 1, 268 Ar. 23; ebenfo OLG. Jena 27. Nov. 02, Thür. 51, 100; 
DLG. Roftok 21. Nov. 03, Mel. 22, 262. 

18. Offentliche Behörden: J. 1, 268 Nr. 21; vgl. oben \r. 13; aus: 
ländifhe Behörden: J. 1, 268 Wr. 22; Gemeindewaifenrat: 3. 1, 275 
$ 57 Nr. 4 Erbfhaftsfteueramt: I. 2, 468 Nr. 14; Kreisdirektor: 
Nr. 15 — ElſLoth3. 29, 286; Bürgermeifter: Nr. 16. 


8 21. 
Literatur: ſ. I. 1, 269. 

Unterfchrift eigenhändig: J. 2, 468 Ar. 1 = ROT. 26 A 172 — SchlHolſt— 
Anz. 04, 237; irrige Bezeihnung des Gerichts: J.1, 269 Nr. 1; zu Protokoll 
des Richters: Ar. 3; zu Protokoll eines andern Geridts: Nr. 2; privatfchrift: 
lihe Eingabe: Wr. 4. .n 


Literatur: ſ. 3.1, 369. 
Einlegung vor Zuftellung: 3. 1, 269 Ar. 1; Zujtellung an wen? Jr. ? 
und oben $ 16 Nr. 1; Frift: I. 1, 269 Ar. 3; Rechtsunkenntnis: Wr. 4 — 
KOT. 25 A 8. 
8 23. 
Keine neuen Anträge: 3. 1, 270. 


8 24. 
1. Gegen eine einjtweilige Anordnung nah Abf. 3 ift Beſchwerde nidt 
qutärfig (RG. 13. Sept. 04, RIU. 4, 189). Ebenfo bezüglich der weiteren 
eihwerde: I. 1, 270 Nr. 2. 
2. Beichwerde gegen Strafandrohung: I. 1, 270 Nr. 1. 


8 25. 


1. $ 4 der PrAV. vom 7. Nov. 99 ift eine den $ 25 ergänzende Nedts- 
norm (KG. 5. Okt. 03, OLG. 8, 242). 

2. Übergehen wejentliher Punkte: J. 1, 270 Ar, 1; Bezugnahme auf die 
Gründe: Nr. 2; Roften: Ar. 3. 

8 27. 
nen: ie bis einigen Berkätnburhett, - 

1. Die Zwekmäßigkeit einer auf pflihtmäßigem und vernünftigem Er- 
mefien beruhenden Entiheidung des Belchwerdegerihts kann durch das mit 
der weiteren Beihwerde befaßte Gericht nicht nachgeprüft werden (BayüOhLG. 
11. Mai 04, Recht 8, 338). Ebenfo 7. 1, 270 Ar. 2 u. 6. 

2, Allfeitige Prüfung: I. 1, 270 Nr. 1; rechtlihe Beurteilung bindend: 
Nr. 3; Rüge der Gefegesverlegung: Nr. 4; andere GSaddarftellung: Nr. 5; 
nohmalige Würdigung der tatfählihen WVerhältniffe: Nr. 7; Beifpiele von 
tatſächlicher Feititellung: Ar. 8 und J. 2, 469 Nr. 2 u. 3; Unfechtung der 
Gründe? I. 2, 469 Nr. 1; Zeugengebühren: Ar. 4. 


8 28, 

1. Entfheidet das Dberlandesgeridht, anftatt vorzulegen, 'fo 
ift Reine weitere Beſchwerde hiergegen zuläffig (RG. 20. Aug. O4, ZBl- 
36. 5, 315). Ebenfo 3. 1, 271 Ar. 1. 

2, Borlegung, obwohl kein Ronfliktsfall: 3. 1, 271 Nr. 2. 
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8 29. 
u Protokoll bei einem andern Geriht? I. 2, 469 Nr. 1; ebenfo Bay: 
ObLS. 30. Juli 04, Recht 8, 454; weitere Beichwerde auf fofortige: J. 1, 271 
Nr. 1; zu Protokoll: Ar. 2; durd Notar: Ar. 3 u. 4. 


Literatur: ſ. I. 1, 271 5 30. 

Entiheidung durch Zivilkammmer anftatt der Rammer für 
Handelsfadhen: J. 1, 271 Nr. 1; 2,469; Beſtellung von Liquidatoren: J. 
1, 272 Wr. 2. 

8 31. 


8 32. 


Literatur: Joſef, Die Folgen einer ungeredhtfertigten Entziehung der Vertretungsbefugnts, 
DNB. 4, 262; f. ferner J. 1, 272. 


Hierhin gehört aud) der Fall des $ 29 BGB. (OLG. Braunfhweig 22. Jan. 04, 
ZBUFG. 5, 327). 


J 8 33. 
Literatur: ſ. I. 2, 470. 
Unterfhied von $ 179 GVG.: 7. 1, 272 Nr. 1; Wiederholung der An— 
drohung: Nr. 2. 
8 34. 


1. Die Enticheidung ift nicht bloß von der Willkür, fondern von dem 
pflihtmäßigen Ermeffen des Richters abhängig (RG. 13. Nov. 03, OLG. 8, 372). 
— 2. Berechtigtes Intereſſe: J. 2, 470 Ar. 1; Nachprüfung: Ar. 2; Beſchwerde: 

rt. 3. 


Literatur; ſ. . 1, 272. 
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8 35. 


Biteratur: ſ. 3.2, 470. 8 36. 

Zeitpunkt für die Zuftändigkeit: 3. 2, 470 Nr. 1; vor 1900 geborenes Kind 
in Württemberg: Nr. 2; Mangel eines inländifhen Wohnfiges: I. 1, 272 Ar. 1 
u. 3; Aufenthalt: Ar. 2. 


Literatur: f. I. 1, 272; 2, 470. 


8 39. 
Lireratur: : Jofef, Die Feſtſtellung der Staatsangehörigkeit in der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
Recht 8, 383. 


0 


Zuftändigkeit für Pflegihaft eines Verfchollenen: J. 2, 470. 


8 43, 


1. Die Zuftändigkeit nah $ 43 Abf. 2 366. wird durd das Beitehen 
ine Pflegihaft jeder Art begründet (RG. 18. Jan. 04, OLG. 8, 325 — R6T. 
27 A 149). 

2. Fürforgeerziehungsverfahren: 5. 1, 273. 


8 46. 

1. Die Abgabe ift nicht deshalb ausgefchloffen, weil die Vormundſchaft 
gleichzeitig über Gefchwijter des betreffenden Münpdels geführt wird und diejer- 
balb bei dem an ſich zuftändigen Gericht verbleibt (OLG. Kiel 21. Jan. 04, 
SchlHolſt Anz. 04, 171). 

2. Borausfegung, daß Wormundfchaft angeordnet: I. 1, 273 Ar. 1; Ülber- 
gras: Nr. 2; Fürſorge für die Perfon: Nr. 3; Intereffe, Wohnort des 

ormunds: Ar. 4 u. 5; I. 2, 470 Nr. 1; Wohnort, Aufenthalt des Münpdels: 

3.1, 273 Nr. 6—8; Heilanftalt: Ar. 9; ungeeigneter VBormund: Nr. 10; Ber: 

luft der Staatsangehörigkeit: Ar. 11; Fürforgeerziehung: Ar. 12; gemeinfames 
Warneger, Jahrbuch der Entjheidungen. 3. Jahrg. 36 
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Dbergeriht: Ar. 13; Zuftimmung des VBormunds: Nr. 13 u. 14; mütterliche 
Pflege des unehelihen Kindes: J. 2, 470 Nr. 2; Ubgabe der Werrichtungen 
nad $ 43: Wr. 3. 


* 


8 
Ausnahme von 8 52: J. 2, 471. 


8 53. 
Anwendung auf 88 1629, 1797 BGEB.: J. 2, 471. 


Literatur: ſ. J. 2, 471. 8 66. 

Folge der Bekanntgabe der Verweigerung: J. 2, 471 Nr. 1; desgleichen 
der Genehmigung: I. 1, 274 Nr. 2 u. 3; Zeitpunkt der Wirkfamkeit der Ge: 
nehmigung: Nr. 1. = 


Literatur: Jofef, Die Grundlage bes allgemeinen Beldhwerderehts des Vormunds und bes 

Miündels, DNotV. 4, 249, 357. ; 

1. Die Aufhebung einer Nadlaßverwaltung, die auf Antrag der Erben 
vom Nachlaßgericht verfügt ift, kann von den Erben eines mit einem Ver: 
mächtnis Bedachten mit der Beſchwerde nah $ 57 Ziff. 3 FGEG. angefochten 
werden (OLG. Jena 11. Juni 03, 3BIFG. 4, 341). 

2. Wird dem Entmündigten für die Anfechtungsklage der Koſtenvorſchuß 
vom Vormund verweigert, jo jteht dem Nedhtsanwalt des Entmündigten das 
Recht der Beichwerde zu (BayDbL©. 20. Nov. 03, Seuff A. 59, 213 — Wecht 8, 49). 

3. Ablehnung einer Pflegihaft: oben $ 1913 BGB. Nr. 3; „rechtlich“: 
3.2, 471 Ar. 1; Ehemann, Verwandte, wegen Auswahl des Wormunds: Nr. ? 
u. 3; desgleihen wegen Ablehnung der Bormundidaft: 3. 1, 274 Ar. 1; 
desgleihen weil Vormund anderer Religion tft: Ar. 2; Nihtaufhebung einer 
Pflegſchaft: Ar. 3; Gemeindewaifenrat: Nr. 4. 

4. vgl. die zu $ 20 abgedruckten Entſcheidungen. 


8 59, 
Literatur: Jofef, Das jelbftändige Antragsreht der Gefhäftsbefhränkten, DUotV. 4, 377. 

1. Ein wegen Geijteskrankheit Entwündigter hat Rein Recht, gegen Ver: 
fügungen des Wormundichaftsrichters felbjtändig Beſchwerde einzulegen (86. 
29. Febr. 04, OLG. 8, 326). 

2. Minderjährige Mutter: 5. 2, 471 Nr. 1; wegen Geiftesfchwäche ent- 
—— Mutter: 3. 1, 275 Nr. 2; Perſon des Mündels betreffende Angelegen⸗ 
beit: Ar. 1. 

8 60. 


Beitellung eines Wormunds: J. 2, 471 Ar. 1; Aufhebung einer vorläufigen 
Vormundſchaft: Ar. 2; Meinungsverfchiedenheit mehrerer Pfleger: Nr. 3. 


8 62. 


Literatur: Joſef, Die Unfechtbarkeit der die Genehmigung von Redtshandlu , 
munds betreffenden Verfügungen im Lichte der Pragis, IE156. 5, 203. ngen bes Ber 


Dritter Abſchnitt. Annahme an Kindes Statt. 
Beihwerde: I. 1, 275. 60 
Vierter Abjchnitt. Perjonenjtand. 


8 69. 


Einträge auf Grund ausländiſcher Urteile? J. 2, 472 Mr. 1; Ablehnung 
einer Amtshandlung: J. 1, 275 Nr. 1; vor 1. Januar 1876 aufgenommene 


Fünfter Abfchnitt. Nachlaß- und Teilungsfahen ($$ 73—86). 563 


Standesurkunde: Nr. 2; Prüfungspflicht des Richters: Ar. 3; Ergänzung un- 
volljtändiger Eintragungen: Ar. 4; nachträglich fejtgeitellte Abftammung: Ar. 5; 
nachträgliche Eintragung der Vornamen: Ar. 6. 


8 70. 
Beihwerdereht des Standesbeamten: J. 1, 276, 


Fünfter Abſchnitt. Nachlaß- und Teilungsfachen. 

Literatur: ſ. bei $ 142 BGB. 

8 7. 

Literatur: b. Pfordten, Die Behandlung des Nachlaſſes von Yusländen. Mit befonderer 
Rücfict auf bie bayerifchen DVerhältniffe, München 1903; Sole: 5* Zuſtand igkelt — 
Nachlaßgerichte bei Sterbefällen von usländern, Not. 4 f. ferner I. 2, 466 $ 1 

Nachlaß eines Ausländers: J. 2, 472 Nr. 1; — Aufenthalt: 0 276 

Nr. 1; tot erklärter Deutſcher: Ar. 2. 


8 74, 
Beihränkte Zuftändigkeit nad) $ 74: T. 1, 276. 


8 79. 
1. Solange kein Nadlaßverzeichnis vorliegt, ift für die Anwendung des 
8 79 kein Raum; ee folange eine Nadjlaßverwaltung jtattfindet (KG. 
27. ar 04, REJ. 28 A 2 
2. Entfcheidung über die Verpflichtung zur Eidesleiftung: I. 2, 472. 


g 81. 


Auf einen nad) Landesreht vor 1900 ernannten Teſtamentsvollſtrecker 
findet $ 81 keine Anwendung (RG. 13. Nov. 03, JW. 33, 11 


8 84. 
Einziehung eines Erbſcheins: J. 1, 276. 


8 86. 

Literatur: Schad, Gefeß, betr. das Nadlaßweien, vom 9. —* 1902, nebſt den SS 830 IGG. 
Münden 1904; Jofef, Inwiefern ſteht die erfolgte * tliche Uuseinanderfegun einer 
neuen Auseinanderfegung betreffs der unverteilt gebliebenen Nadlaßftüke entgegen? 

4, 121; J. ferner I. 1, 276 


1. Das Vermittlungsverfahren der 88 86 ff. FGG. greift auch dann m 
wenn die Nachlaßmaſſe nur aus Forderungen an Miterben bejteht (OL 
Zweibrücken 18. Mai 04, PfälzRpr. 1, 85). 

2. Zu den bei der Auseinanderfegung in Anſehung eines Nadlaffes Be- 
teiligten im Sinne des $ 86 FGG. gehören nicht die Bedadhten, die nur Ver- 
a al a find (BayDbt ©. 23. Juni 03, BayObLG63. 4, 493). 

Die Vermittlung der Erbauseinanderfegung erjtreckt fi auch auf die 
PEN der Auseinanderfegung, foweit dazu Erklärungen erforderlich find, 
die vor Gericht oder einem Notar rechtswirkfam abgegeben werden können 
(BayObꝰ G. 2. Tan. 04, Net 8, 143 = 3BIFG. 4, 843). 

4. Das Naclaßgericht hat nur eine vermittelnde Tätigkeit, es hat Streit- 
punkte nicht zu entjcheiden und, wenn ein Beteiligter bereits gegen den An— 
trag auf Auseinanderjfegung Widerſpruch erhebt, die Einleitung des Verfahrens 
— (RG. 26. Febr. 04, DLG.9, 366). Wal. J. 2, 472 Nr. 1 und 277 
Wir. 2. 

5. Der Antrag, das Verfahren nad) $ 1669 BGB. einzuleiten, ift in der 
Regel nicht als Antrag auf Einleitung des gerichtlichen — —————— 
verfahrens nad) $ 86 aufzufaſſen (RG. 6. April 04, KGEJ. 27 A 159). 

6. Streitigkeiten: J. 2, 472 Nr. 1; Fortgang des Berfahrens, wenn einer 
jtreitet, zwiſchen den übrigen: Nr. 2 = DVG. 8, 327 = ———— 21, 184 


564 46. Gefeß über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


— RITA. 4, 14 = R6T. 27 A 291 = BayDbLG3. 4, 501; Anfechtung des ab- 
geichlofjenen Verfahrens: J. 2, 473 Nr. 3; Borausfegung ift Mehrheit von 
Erben: 3.1, 276 Ar. 1. 


8 87. 
Kein Inventar, wenn ein Erbe widerfpridht: I. 1, 277. 
8 88. 
Erblaffer vor 1900 geftorben: I. 2, 473; Ausländer beteiligt: I. 1, 277. 
89, 
Redtshilfe: I. 1, 277. 8 
8 91. 


1. Die Verfäumniswirkungen erftreken fih auch auf die Erklärungen der 
Beteiligten, — —— wecke der Ausführung der Auseinanderſetzung ab— 
gegeben werden (KG. 28. März 04, RGJ. 28 A 30). 

2, Beteiligter, der fich wieder entfernt: I. 1, 277. 


8. 
5%. 


Literatur: Joſef, Verpflichtet ein vor dem Verhandlungstermine gegen die Einleitun der Fort⸗ 
fegung des Verfahrens erhobener Widerfprud; das Nadlabgericht zur Einftellung bes Ber 
fahrens? DNot®. 4, 138. 


Auch ein gänzlid unfubjtantiiertes Vejtreiten eines Teilungsintereffenten 
verpflichtet den zum Teilungsbeamten ernannten Notar, das Verfahren nad 
8 95 366. auszufegen (OLG. Kolmar 7. März 03, Eljiloth3. 29, 30). 

8%. 


Die gerichtliche Bejtätigung der Erbauseinanderfegung fteht einer weiteren 
abändernden Vereinbarung der Erben nicht entgegen BayDbLGS. 4. Okt. 08, 
Recht 8, 556). 8 97 


Ausländer: 3.1, 277 Nr. 1; außergerichtliche Teilungen: Ar. 2. 


Sechſter Abſchnitt. Schiffspfandrecht. 
g 124. 


Geiſtesſchwäche: 3. 1, 277. 


Beichwerde: I. 1, 278. 


Siebenter Abjchnitt. Handelsjachen. 


8 126. 

Ein Befchwerderecht der Handelskammer beitehbt nur, wenn fie in eriter 
Inftanz den Antrag gejtellt hat (RG. 16. Mai 04, DES. 9, 368 — RIA. 
5, 207). 

$ 127. 
Literatur: Jofef, Zur Auslegung des $ 127 I66., DNotV. 4, 338. 
Ausfegung nur, wenn fofortige Entfheidung nicht möglich: J. 1, 278. 


128. 
vgl. $ 77 BGB. 3 
8 1299. 
Vollmacht des Notars: J. 1, 278 Ar. 3; Beihwerde des Notars: Nr. 2. 
g 131. 


Unmeldung der Zweigniederlaffung: I. 1, 278. 


Siebenter Abſchnitt. Handelsfachen (88 126—142). 565 


8 132, 
Literatur: Marcus, Über den er | ber Ronkurseröffnung auf das richterlihe Orbnnungsftraf- 
verfahren, HoldheimsMSchr. 13, 

1. Auch wenn eine Berfügung gemäß $ 132 Abf. 1 auf Anordnung des 
Beichwerdegerichts erlaffen ift, ift nur Einſpruch, nicht Beſchwerde gegen den 
Beihluß des Landgerichts zuläffig (RG. 2. Mai 04, OLG. 9, 365). 

2. Der Regifterrichter ift verpflichtet, von Amts wegen die zur Feititellung 
der Tatfachen erforderlichen Ermittlun y zu veranftalten, wenn ein Organ 
des Handelsjtandes beantragt, einen ewerbetreibenden — Anmeldung der 
Firma anzuhalten (RG. 5. Okt. 03, RIA. 4, 28 — RGJ. 26 A 232). 

3. Fälſchliche Standesbezeihnung des Kaufmanns: 32 ‚473 Nr. 1; Feſt— 
feßung der Strafe bei VBerwerfung des Einfpruds: Ar. 2 und J. 1, 279 N 135; 
Beihwerde der Handelskammer: J. 1, 279 Nr. 1; Unordnung des Beichwerde- 
richters: Nr. 2; Ordnungsitrafen gegen mehrere: Ar. 3. 


8 133. 

„Gejeßliche Verpflichtung”: 3. 1, 279. 
8 134. 

Falſche Bezeichnung: 3. 2, 473; vgl. oben $ 19 Nr. 2. 
8 135. 


Im Regifterzwangsverfahren kann die bei Werwerfung des Einfpruds 
unterbliebene Seltfeung der verwirkten Strafe nachgeholt werden (RG. 
28. Dez. 03, DLG. 8, 376 —= R6GT. 27 A 72 —= Geuffll. 59, 382). 


Literatur: ſ. I. 2, 474. 8 139. 
Einwand, dab keine Friftverfäumung: I. 2, 474. 


8 140. 
Umfang der Unterfagung nad Ziff. 1: I. 2, 474. 


8 142, 


1. Eine, wenn auch verjehentlich, ohne Antrag gelöfchte Firma ift, wenn 
fie tatfächlich erlofchen ift, im Berichti — nicht wieder einzutragen 
(RG. 27. Juni 04, OLG. 9, 257 — K6T. 

2. Dem Löihungsverfahren ſteht die — Begründung eines 
regiſterpflichtigen Gewerbes unter derjenigen Firma, deren Löſchung mangels 
diefer Worausfegung beim Amtsgericht angeregt ift, nicht entgegen (KG. 
6. Upril 04, OL®. 9, 369). 

3. Der Regiftereintrag über den Gegenjtand des Unternehmens einer 
Gefellihaft m. b. 9. ijt, wenn er fi nach dem Gefamtinhalte des Geiallichafts- 
vertrages als unrichtig erweilt, gemäß $ 142 366. zu Löfchen (RG. 18. April 04, 
OLG. 9, 363 = RITA. 4, 162). 

4. Fehlt es an der Ernitlichkeit des Willens, das Handelsgewerbe zu be— 
treiben, jo ift die Eintragung nad $ 142 zu löſchen (OLG. Rolmar 28. Tan. 04, 
DLG. 8, 378 — EIjLothNotZ. 24, 93). 

5. Wird von einem Beteiligten ein Antrag geitellt, der auf die eventuelle 
Löſchung einer Eintragung binzielt, jo hat das Regiſtergericht zu prüfen, 0b 
an re gelöjht war ( 26. Hamburg 6. A v. 03, GeuffX. 59, 2355 — 

6. Klage auf Bewilligung der Löſchung: J. 2, 474 Ar. 1; Eintragung nur 
F Zeit unzuläſſig: Ar. 2; Beſchwerde, wenn einfache, rg — Ar. 3; 

öfhung einer Rapitalserhöhung einer Aktiengefellfhaft: I. 1, 279 Nr. 2 — 
933.8, 33; en ar zwifchen Gericht der Haupt: und dem 
der Shi Meet 3.1, 279 Nr. 1 


566 46. Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit. 


g 143. 


1. Wenn das Landgericht gemäß $ 143 die Löfhung einer Eintragauna 
von Umts wegen verfügt, ohne die Beteiligten zu hören, fo ift dieſe Entfchei- 
dung dann nicht aufzuheben, wenn fie nicht auf diefem Verftoß beruht (KG. 
11. Upril 04, OLG. 9, 241 = ROT. 28 A 39). 

2. Das in $$ 142, 143 ‚geordnete Verfahren greift au dann Plaß, wenn 
ein von der angeblich unzuläffigen Eintragung bewußter Dritter Die Löſchung 
betreibt (RG. 9. Mai 04, K6T. 28 A 58). 

3. Zu Abi. 2: RG. in T. 1, 280. 

8 144, 

1. 8 144 gilt nur für den Fall, daß eine ins Handelsregijter eingetragene 
Gefellfhaft als nichtig gelöfcht werden foll; handelt es fih um Löfchungen an 
derer Urt, fo gelten aud für diefe Gefellfchaften die $$ 142, 143 (AG. 18. April 04, 
KOT. 27 A 233). 

2. Mängel beim Abjchluß eines Gefelljhaftsvertrags: J. 1, 280, 

8 145. 

1. Über die Vergütung, die der vom Gericht ernannte Liquidator einer 
offenen Handelsgefellichaft beanſprucht, ift nicht im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu entjcheiden (RG. 8. Febr. 04, RJA. 4, 144). 

2. Beitellung, Abberufung eines Liquidators: J.1, 280 Ar. 1 u. 2; Feſt 
jtellung der NReparaturunwürdigkeit eines Schiffes: I. 2, 474 Nr. 1. 

8 146, 
AUnfehtung der Liquidatoren feitens der Vorftandsmitglieder: 3. 2, 474. 


Siteratur: |. I. 2, 474. 8 147, 


1. Die Löihung von Generalverfammlungsbeidlüffen ift nicht ſchon des: 
halb zuläffig, weil fie unter Verlegung der Vorfchriften über die Abſtimmung 
zuſtande gekommen find (OLG. Roftock 23. Juni 04, RIA. 4, 214). 

2. Eintragungszwang zum Genoffenichaftsregifter: I. 1, 280. 


8 149, 
Literatur: Jofef, Die Gerichtszuftändigkeit für die Verrichtungen betreffs der Dispache, DNAT. 
4, 41. 


Achter Abjchnitt. Vereinsſachen. Güterrechtsregifter. 
8 161, 
Eintrag auf Antrag eines Notars: J. 1, 278 8 129 Nr. 1. 


Neunter Abjchnitt. Offenbarungseid. Unterfuhung und Verwahrung 
von Sachen. Pfandverkauf. 
8 1683. 
Enticheidung über die KRoften: 3. 2, 475. 
8 166. 
Betrifft nur Art und Weife des Pfandverkaufs: J. 1, 280; 2, 475. 


Zehnter Abjchnitt. Gerichtliche und notarielle Urkunden. 


Riteratur: ſ. 3.1, 281; 2, 475. 
g 167. 


1. Die Anerkennung der Vaterſchaft zu Protokoll des Prozeßgerichts ſteht 
der Unerkennung in einer öffentlihen Urkunde gleich a ea 
ohne Datum, PfälzRpr. 1, 67). Bol. 7.1, 281 Wr. 3. 


Zehnter Abfchnitt. Gerichtliche u. notarielle Urkunden ($$ 167—184). 567 


2. Meder durch $ 167 FGG. noch durch eine andere reichsgefegliche Vor— 
ichrift tft den Gerichten die Beurkundung von Vereinbarungen übertragen, die 
ſich — 88 1708, 1714 BGB. ſtützen (RG. 28. April 04, ElſLoth3. 29, 499). 

. Der Standesbeamte ift zur Beurkundung der Anerkennung der Water: 
— nur zuſtändig, wenn ſie bei der Anzeige der Geburt oder bei der Ehe— 
ſchließung der Eltern des Kindes erfolgt ri Bar 28. April 03, Seuffl. 

59, 302 — Gtandesa. 2, 241). Wal. T. 1, 281 Ar. 4 
4. Zu Anwendung: 3. 1, 281 Nr. 1; Prüfung des Grundbudrichters: 

r. 2; Prozebvergleih: Ur. 3. 
8 168, 

Literatur: ſ. 3.1, 81; 2, 470. 

Zu Sat 2: S 1, 281 Ar. 1; Mitteilung der Genehmigung: Ar. 2; Dol— 
metjcher: Ar. 3 u. 

8 170. 


Erkennungszeuge: J. 1, 281. 


Literatur: [. J. 1, 282. & 171. 


Abſ. 1 Nr. 2 und $ 168 Gaß 2: J. 1, 282 Nr. 1; Vollmacht des Notars 
auf ſich felbft? Ar. 2 u. 7 und 7. 2, 475. 


8 176. 
Riteratur: Tofef, Die Be ——— der Beteiligten .. Bun Mitwirkenden bei der Beurkundung 
von Rechtsgeſchäften, 33, 443; f. ferner J. 1, 282; 2, 475. 


1. Der Ort und * Tag der Verhandlung müffen im Protokoll richtig 
angegeben fein, damit die Urkunde als eine gültige Öffentliche angejehen 
—— kann (OLG. Celle 6. Juli 04, Recht 8 

Vorlefung auf den Brotokollanlagen: 3. 2, 475 Ur. 1; „perfön- 
lich —— Nr. 2; Bezeichnung des Richters im Frotokoll: Nr. 3; Unter: 
fchrift unter der Erklärung: Nr. 4; Abſ. 2 auf Teftament nicht anwendbar: 
3.1, 282 Nr. 4; Nachprüfung des Grundbuchrichters: Nr. 5. 


8 177. 
—— Jaſtrow, Die Eben der Schreibensunfähigkeit eines Beteiligten, DAT. 
4 ; f. ferner 4. 1, 383; 2, 

Bo .u.":%.2,476 Wr. 1; „vorg., gen. und wie vorjtehend unterfchrieben”: 
1 "983 ie. 5; „eigenhändi Nr. 1; Schreibzeugen: Ar. 2; Unterfchrift einer 
Frau mit Mädchennamen: Sr 6: Dolmetfcer: 7 Veriefen des Datums 
beim Teſtament: J. 1, 224 8 2242 Nr. 1 = Geuffll. 58, 109. 


Literatur: ſ. J. 1, 283. $ 179. 


Feſtſtellung, daß des Deutfchen nicht mächtig: 3.1, 283 Ar. 1; „vereideter“ 
Dolmetſcher: Ar. 2; Feftitellung, wie weit ſich die Wereidung erjtreckt: Ar. 3. 


8 182. 


Verwendung eines Stempels ungenügend: 3. 1,284; ebenfo KG. 11. April 04, 
PoſſMSchr. 7, 97. 
8 183. 


Literatur: franz, Einiges über notarielle Unterfchriftsbeglaubigung, DNotT. 4, 65. 

1. Die Beglaubigung einer Unterfchrift tft nicht deshalb allein formwidrig 
und ungültig, weil fie nicht unmittelbar darunter gebradt ift, vorau — 
nur, daß darüber kein begründeter Zweifel aufkommen kann, welche nter⸗ 
ſchrift gemeint iſt Oss. Dresden 3. März 03, SächſOLG. 25, 150 = DXLG. 
8, 378 — 3BIFG. 5, 28). 

2. Aicht ausreihend für $12 56GB.: I. 2, 476 Wr. 2; Beglaubigung 
durch Gerichtsichreiber? Ar. 1; Anerkennung in Ge egenwar des beglaubigenden 
Beamten: 7.1, 284 Ar. 1; Vertretungsbefugnis: 


Literatur: ſ. J. 2, 476 8 184. 


568 47. Grundbucdordnung. 


Eifter Abſchnitt. Schlußbejtimmungen. 


8 189. 


Auch infoweit das frühere Redt in Geltung bleibt, finden die Beftim- 
mungen des FGG. keine Anwendung (RG. 11. Jult 03, R6T. 26 A 205). 


8 19. 

1. Das Rammergeridht ift zuftändig für die weiteren Befhwerden in An— 
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit aus_den Kreifen Schleufingen, 
Schmalkalden und Ziegenrük (RG. 11. April 04, RAGT. 28 A 1). 

2. Weitere Beſchwerde in Vereinsjahen in Preußen: J.2, 476 Ar. 1; Abf. 2 
Saß 2: J. 1, 284. 


s 200. 
Literatur: ſ. I. 1, 284. 

1. Zuläffig ift eine landesredhtlihe Worfchrift, wonadh das Re iftergeridt 
bei der Ablehnung einer ra, in das Handelsregiiter Die Grande der 
Ablehnung mitzuteilen hat (RG. 5. Okt. 03, RJA. 4, 28 = RAGT. 27 A 56). 

2, Zur Erledigung des Erfuchens eines außerbadifhen deutfchen Gerichts 
um Entgegennahme des ne Privater auf Löſchung einer Zweigniederlaffung 
in außerbadifhem deutihen Gebiet find in Baden nur die Notare zuftändia 
(OLG. Karlsruhe 29. Febr. 04, BadRpr. 70, 108). 5 

3. Amtliche Verwahrung von Teftamenten in Preußen: 3. 1, 284. 


47. Grundbuchordnung. 


Literatur: Willenbüder, Das Liegenfchaftsreht des BGB. und die GBD,. mit Erläuterungen 
Berlin 1904; berfelbe, Tertausgabe, 3. Aufl., Berlin 1904; Predart, Die GBD., Kommentar. 
3. Teil, Berlin 1904; L8wenherz, Die Verfügungen in —— achen. Berlin 1904; Sch aus, 
Grundbuchzuftände, DNotV. 4, 88; vgl. auch oben vor $873 B .; I. ferner 3.1, 206 2,48. 


Erjter Abjchnitt. Allgemeine Vorjchriften. 


84. 

1. Unzuläffig ift ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt für ganze Grund: 
ſtücke und ideelle Anteile an anderen Grundſtücken (RG. 16. Hai 04, DLG. 
9, 328 — ROT. 28 A 68 — PrIMBI. 66, 292 — RITA. 4, 230). 

2. Bereinigung von Abiplifjen mit angrenzenden Parzellen (AG. 28. Sept. 03 
OLG. 9, 326). 

3. Zuſchreibung anftatt Eintragung auf gemeinfhaftlides Blatt: 3.1, 2%. 


85. 

1. Die Tatſache, daß die Grundftüce in verfchiedenen Feldmarken belegen 
und in verfchtedenen Grundbüchern verzeichnet find, bildet kein allgemeines 
Hindernis der Zufchreibung (RG. 27. April 03, DLG. 8, 300). = 

2. Berichiedenheit der Belaftung: I. 2, 485. 


86. 

1. Die Vereinbarung, daß die Wegegerechtigkeit nur auf einer beftimmten 
Fahrbahn ausgeübt werden darf, ift zuläffig und eintragungsfähig; die Aus- 
übungsitelle kann durh Werweifung auf Karten bezeichnet werden (RG 
23. Febr. 03, DLG. 8, 301). Ebenjo I. 1, 297 Nr. 2. — 


J 
J 


Zweiter Ubfchnitt. Eintragungen in das Grundbud (88 13, 14). 569 


2. Entpfändung eines Grundftücksteils: I. 1, 296 Nr. 1; ebenfo DLG. 
Kiel 29. Febr. 04, SchlHolftAnz. 04, 108; Vorkaufsrecht an einem Teil: J. 1,297 
Nr. 3; Bormerkung zur Übertragung eines Teiles: Nr. 4; Belaftung während 
der Zufammenlequng: Nr.5; Zergliederung eines Flurftüces: 3.2, 485 Ne. 1. 


Literatur: ſ. I.1, 297. 88. 
Bedeutung des Vermerks: I. 2, 485 Nr. 1; welche Rechte gemeint? Nr. 2. 
89. 
Überreihung der Vollmacht, beglaubigte Abfchrift: 3. 1, 297 Nr. 1. 
8 11. 


1. Das Grundbuchamt ift nicht verpflichtet, die von der Ablöfungs- 
kommiifion geforderten Grundbuchabichriften in eine von der Antragitellerin 
N Tabelle einzutragen (OLG. Celle 1. Juli 01, ZBIFG. 5, 330). 

Berechtigtes Intereſſe: I. 1, 297 Nr. 1; Auskünfte aus den Grund: 
— Ar.2 u. 3; a gi über Inhalt der Grundakten: Nr. 4; Abſchriften 
aus den Grundakten: Einficht durch Vertreter: Nr. 6; Notar: Nr. 7. 


8 12. 
vgl. oben BGB. $ 31 Ar. 1, $ 839 Nr. 2. 


Zweiter Abjchnitt. Eintragungen in das Grundbud). 
Literatur: ſ. J. 1,298; 2, 485. 
8 13. 


1. Der Grundbuchrichter muß die Kenntnis des ausländifchen Rechts eines 
Rulturftaats insbefondere behufs Prüfung der Formgültigkeit einer aus— 
ländifhen Beglaubiaun Nic er verihaffen (RG. 21. Dez. 03, OLG. 8, 222 

Ru. 4 122 = R6‘%. 2 250). 

2. Der Grundbuchrichter ne berechtigt, bei Eintragungen die Befugnis des 
Berechtigten, insbefondere eines Ausländers, zur Führung des Adelstitels zu 
—— (RG. 6. Juli 03, 19. Sept. 04, OLG. 9, 321, 323). 

Das Grundbuchamt iſt P richt verpflichtet, in Sachen, in denen es auf 
— tätig wird, auch wenn es ſich um eine Berichtigung nad $ 22 GBO. 
handelt, a. en zu vernehmen oder fonjtige Ermittlungen zu veranitalten (RG. 
2. Nov. 0 #63. 27 A 110). 

4. Scu eine Rechtsperänderung eingetragen werden, fo kann der Grund— 
buchrichter verlangen, daß der Inhalt der Bewilligung in einer ſolchen Weiſe 
ausgedrückt tjt, daß jeder Zweifel über ihn ausgeſchloſſen ift (R®. 19. Sept. 04, 
DLO. 9, 330). 

5. Der Eigentümer ift nicht berechtigt, die Umfchreibung einer ar ee 
auf den Zeſſionar zu beantragen (OLG . Roftoch 10. März 04, RIU. 4, 175 — 
DLG. 9, 329 — Mekl3. 233, 31). 

6. Prüfung des Eintragungsantrags: 3.2, 485 Nr. 1; 1, 298 Nr. 1; 1, 301 
$ 18 Nr. 1; mangelnde Angabe über die Zinstermine: J. 2, 486 Nr. 2; Ein- 
tragung auf Grund Urteils: 3. 1, 298 Nr. 2;, Gemeinfhuldner: Ar. 3; Antrag 
einer Perfon in der Irrenanftalt: Ar. 4; Antrag beftimmt: Ar. 5; nicht aus- 
drüklid: Nr. 6; eintragsfähige Rechte: ir. 7, 8, 10, vgl. 8 873 BGB.; „be 
troffen“: I. 1, 299 Nr. 9; Bejchwerde: Ar. 11 u. 12; Rücknahme des Antrags: 
Ar. 13. Bol. $ 925. 


8 14. 


1. Auch der Gläubiger, deffen Forderung weniger als 300 Mark beträgt, 
kann die Berichtigung des Grundbuds dahin verlangen, daß fein Schuldner 
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als Eigentümer eingetragen werde (RG. 16. Nov. 03, OLG. 8, 152 — RTU. 
4, 114 — 86T. 27 A 101). 

2. Berichtigung, weil Grundbuchrichter die Urkunden falfh ausgelegt habe? 
3.2, 486 Ar. 13 Sicherungshypothek auf Anteil eines Miterben: 3.1, 299 Nr. 1. 


8 15. 


Literatur: Brahvogel, Genügt es, wenn der Notar das In der Eintragungsbemilligung nicht 
enthaltene Anteilsverhältnis mehrerer Berechtigter in feinem Eintragungsantrag ($ 15 GBO. 
zum Ausdruck bringt? ElſLoth3. 29, 415; [. ferner 7. 2, 486. 

1. Der Notar kann Eintragungsanträge der Parteien nicht im Uber— 
fendungsichreiben der Parteien einfhränken (KG. 11. Jan. 04, DLGS. 8, 302 — 
Rhein ARD. 21, 115 — LG. Frankenthal 27. April 04, PfälzRpr. 1, 79; OLG. 
Kolmar 11. Tan. 04, ElſLothNot3. 24, 68). Ebenfo I. 2, 486 Ar. 3. 

2. Haben die Berechtigten den Antrag jelbjt gejtellt und eo. der Notar 
Ark N Ni Gericht übermittelt, jo greift $ 15 nicht Plag (RG. 6. Juni 04, 
KOT. 28 A 88). 

3. Der Notar kann die Tätigkeit des Gerichts nur infoweit in Bewegung 
jegen, als es dem Inhalte der von ihm beurkundeten Erklärungen entipridt; 
das Recht, eine Eintragung zu beantragen, enthält noch nicht Die Befugnis, 
die Ausräumung entaegenjtehender Hinderniffe zu beantragen (RG. 26. Okt. 03, 
ZBF6. 4, 839 — KOT. 26 A 245). 

4. Ausichluß der Vermutung der Vollmadt: J. 1, 299 Ar. 1; Umfang der 
Vollmacht: Ar. 2u.4; Löſchungsantrag: Nr.5; Empfangnahme von Urkunden: 
Nr. 6 u. 7; Beichwerderecht des Notars: Ar. 8—11; Angabe, für wen die Antraa- 
jtellung erfolgt: I. 2, 486 Nr. 1, ebenfo DLG. Rolmar 13. Juli 03, Eli2oth2. 
29, 58; Reihenfolge der Anträge: T. 2, 486 Wr. 2. 


Literatur: ſ. J. 2, 486. 5 16. 

1. vgl. oben BGB. $ 873 Nr. 2 = ElſLoth3. 29, 51; $ 925 Nr. Sa. 

2. Aushändigung des Briefes erjt nad Lölhung: J. 1, 300 Nr. 1; Be 
jtimmung in Abſ. 2 nicht ausdrüklid: Nr. 2; teilbare Anträge: Ar. 3; Unter: 
werfung unter Zwangsvollftrekung: Ar. 4, Antrag auf Berichtigung, Toweit 
nicht ſchon erfolgt: J. 2, 486 Nr. 1. — 


Eingang nicht Datum entſcheidend: J. 2, 486 Ar. 1; Löſchungsantrag vor 
Eingang einer Pfändung: 7. 1, 301. 


Literatur: f. J. 2, 487. 8 18. 


1. Der Grundbuchrichter foll pflihtmäßig erwägen, ob nach der Sadlage 
eine fofortige Zurücweifung oder eine Friſtſetzung angemeffen tft, es kommt 
darauf an, ob das Hindernis leicht oder ſchwer zu bejeitigen iſt (KG. 25. Tan. 04, 
DVG. 8, 307). 

2. Wird der Antrag ohne Zwifchenverfügung zurüdgewiefen, fo darf das 
Grundbuhamt nicht, unter Wermerkung des ngege den Antrag bis zu 
deifen eventueller Wervollftändigung behalten BayDbLG. 10. Aug. 05, Das 
9, 382). 

3. Die Nihtanfehtung einer Zwifchenverfügung berührt nicht die Zuläffig: 
keit der Befchwerde * die Sachentſcheidung (OLG. Kolmär 15. Dez. 08, 
OLG. 8, 153 — ElfLothNot3. 24, 72 — Elfloth3. 329, 266). 

4. Iſt im Wege einjtweiliger Verfügung beantragt, eine Wormerkuna 
zwecks Umfcreibung einer Hppothek einzutragen, und hat das Grundbudhamt 
eine Zwiichenverfügung erlaffen, fo ift, wenn der Eigentümer die Löfchung der 
Hypothek beantragt, eine Vormerkung von Amts wegen aud) dann einzutragen, 
wenn ſich aus der Lölhungsbewilligung ergeben follte, daß zur Zeit der einit- 
weiligen Verfügung die Hnpothek dem Hypothekengläubiger gar nicht mebr 
zuſtand (RG. 23. Aug. 04, RNIU. 4, 259). 
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5. Menn in einem Antrag die Eintragung der Hypothek auf verfchiedene 
Grundjtüce beantragt ift, binfichtlich des einen derjelben aber die gejeglichen 
Vorausfeßungen zur Eintragung fehlen, ift, wenn nichts anderes beantragt oder 
aus den Umftänden zu entnehmen ift, der Antrag binfichtlic) des einen Grund: 
ſtücks abzulehnen, binfichtlih der übrigen aber zu vollziehen (LG. Kolmar 
18. Okt. 03, ElflothNot3. 24, 50). 

6. Sicdyerungsvermerk nah Abſ. 2 aud wirkfam, wenn in falicher Ab- 
teilung oder unter falfcher Bezeihnung eingetragen: RO. in I. 2, 487 Nr. 1 

- ZBLFG. 4, 333 — R62. 55, 340 — MWürtt3. 46, 205 — DI2. 8, 473; Un- 
gültigkeit der Eintragungsunterlage: I. 2, 487 Nr. 2; Bebilflidhfein bei Be- 
hebung des Hinderniffes: Nr. 3; Hindernis bei Eintragnng einer Zwangs- 
bypothek: Nr. 4 = KGT. 26A 238; Berücfichtigung von Umjtänden außerhalb 
des Grundbuds: 3. 1, 301 Ar. 1; Abänderung der Frift: Ar. 2 u. 3; Wirkung 
der Friſtſetzung: Ar. 5; Löſchung der Vormerkung: Ar. 4; keine Vormerkung 
nad endgültiger Eintragung: Wr. 6; Zwangseintragung: Ar. 7; unklare Ur: 
kunde: Ar. 8; Unklarbeit über Tragweite der Anträge: Ar. 9; Tragweite der 
Eintragung: Ar. 10; Zurücweifung obne Friftfegung: Nr. 11; Bejchwerde 
gegen Friftfeßung: Nr. 12. er 


Literatur: f. 3. 2, 497. 
A. Ullgemeines. 


1. Der Grundbudrichter hat die Pflicht, bei vorzunehmenden Eintragungen 
die Rechtsgültigkeit der Eintragungsbewilligung, insbefondere die Veräußerungs: 
— des Verkäufers, alſo auch die güterrechtlichen Verhältniſſe zu prüfen 
(OLS. Karlsruhe 10. Okt. 03, 3BIFG. 4, 507 = OLG. 8, 305; KO. 2. März 03, 
OLG. 8, 304). Ebenfo I. 2, 487 8 20 Ar. 1. 

2. Der Grundbudrichter hat nicht die Rechtswirkſamkeit des Kaufal- 
geichäfts nachzuprüfen (RG. 16. März 03, OLG. 8, 303). Ebenfo 7.1, 304 $ 20 Nr. 4. 

3. Prozeßvergleih als Grundlage: I. 2, 487 Ar. 1; Bewilligung muß 
bedingungslos fein: Ar. 3; Bewilligung: J. 1, 302 Ar. 1—4. 

B. „Betroffen*: 3. 1, 299 Nr. 9; 1, 302 Ar. 6; 2, 487 Wr. 4. 

C. Eintragungen ohne Bewilligung: T. 1, 302 Nr. 7—9. 

D. Auflaffung: 3. 1, 303 Nr. 10 u. 11; vgl. $ 925 BGB. aud in J. 1u. 2. 
E. Hypotheken betreffende Eintragungen: 


4. Der Zujtimmung des Gläubigers bedarf es nicht, wenn diejer durch 
die Anderung des Hupothekeneintrages nur gewinnt (OLG. Dresden 24. Febr. 03, 
OLG. 8, 305 = 3BiFG. 4, 415 — SächſOLG. 25, 165). 

5. Die Vorlage einer löfhungsfäbigen Quittung feitens des Inhabers der 
Eigentümerhypothek genügt für den Antrag auf Löfchung derfelben (LG. Franken: 
thal 17. Jan. 01, PfälzRpr. 1, 40), Wal. I. 1, 303 Ar. 15 u. 16. 

6. Bezeichnung der Forderung: I. 1, 303 Ar. 12; Umwandlung einer 
Bud in eine Briefbypothek: Nr. 13; Ausichluß des Hypothekenbriefes: Ar. 14; 
Einwilligung des Vorbefigers: Ar. 17; Löſchung eines Rentenrechts: Ar. 18; 
einer Vormerkung: I. 2, 487 Wr. 2, 

F. Samilien- und erbredtlide Verhältniſſe betreffende Ein: 
tragungen: 

7. Erwirbt ein in Yu kaligr Karate lebender Ehegatte ein Grundſtück, 
fo bedarf es zum Eintrag der Geſamtgutseigenſchaft diefes Grundſtücks feiner 
Bewilligung (RG. 21. März 04, ROT. 27A 253). 

8. S. ferner 3. 1, 303 Ar. 19—24. 


G. Unzuläffige Eintragungen: 7.1, 304 Ar. 25 u. 26; vgl.$ 873 BGB. Wr. 7. 


8 20. 
1. vgl. oben $ 873 BGB. Wr. 1. 
2. Prüfung der Redtsfähigkeit:: I. 2, 487 Nr. 1; Auflaffung bei Vor— 
liegen eines Hinderniffes: J. 1, 304 Ar. 3; keine Prüfung des Redtsverhält- 
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niffes: Ar. 4; Unordnung des Erblaffers: Nr. 6; Teftamentsvollftrecker: Ar. 7; 
Grundftüce einer Kirchengemeinde: Nr. 8. Vgl. ferner $ 925 auch in 3. 1 u. 


Riteratur: [. 3. 1, 308. 8 22. 

1. 8 22 erfordert eine ſolche Unrichtigkeit, dur deren Befeitigung ein 
eingetragenes Recht binfichtlicd feines VBeltehens oder feines Umfanges oder 
feiner Gejtaltung überhaupt betroffen werden kann. Bloße Schreibfehler ufm. 
können aud obne die Worausfeßungen des 8 22 beridtigt werden (RG. 
28. März 04, OLG. 8, 309 — KOT. 27A 244. — Ubweihend: OLG. KRolmar 
7. April 03, OLG. 8, 311). 

2. Zur Eintragung des wahren Eigentümers bedarf es nicht der Zu- 
ftimmung des Buceigentümers, wenn die Unrichtigkeit fejtiteht (KG. 
26. Okt. 03, DLG. 8, 211 = ROT.26A 245; DLG. Rolmar 18. Juni 04, ElfLoth3. 
29, 566 — DLG. 9, 332; DLG. Karlsruhe 20. April 04, BadRpr. 70, 164). — 
Ebenfo und abweichend: 7.2, 488 Nr. 1, OLG. Rolmar dort = ElfLoth3. 29, 53. 
Vgl. über Berichtigung ohne Bewilligung des Betroffenen: I. 2, 488 Ar. 5 u. 7. 

3. Der Fall der Berichtigung tft nicht gegeben, wenn jtatt der Schule 
als Trägerin des Schulvermögens der Schulvorftand eingetragen ift (RG. 
7. Juli 02, OLG. 8, 219). 

4. Das Grundbuch iſt zu berichtigen, wenn die Gütergemeinfchaft durch 
Scheidung beendigt ijt (OLO. Kolmar 25. Juli 04, OLG. 9, 331). 

5. Nachweis der Unrichtigkeit: I. 1, 305 Ar. 1; Übergang der Hypothek 
auf den Eigentümer: Nr. 2; bedingte Necdte: Ar. 4; Veräußerung des Nahı- 
lafjes jeitens eines Miterben: Ar. 5; Eintragung eines unrichtigen NMacherben: 
Nr. 6; Eintragung bereits verftorbener Erben: J. 2, 488 Nr.2; unrichtige Teita 
mentsauslegung: I. 1, 305, Ar. 7; Eintragung einer Hypothek während Be- 
ichwerdeverfahrens: Nr. 3; Gläubiger eines Erben: J. 2, 488 Nr. 3; Mliterben: 
Nr. 4; unrichtige Ratafterangaben: Ar. 6 und oben $ 892 BGB. Nr. 4; Zweig- 
niederlaffung als Hppothekengläubigerin: Nr. 8. = * 


823. 
8 25. 


Verurteilung zur Eintragung einer bereits im Wege einftweiliger Ver: 
füqung eingetragenen VBormerkung: J. 1, 306 Nr. 1; eingebradgtes Gut: ir. ?. 


8 26, 


! 
Literatur: ſ. 3. 1, 306. 8 27. 

1. Die Löihungsbewilligung des Eigentümers muß zweifelsfrei erkennen 
laſſen, welche Hypotheken gelöſcht werden follen (OLG. Kolmar 5. Okt. 08, 
ElſLothNotZ. 24, 95). 

2. Sind in Gütergemeinjchaft lebende Ehegatten als Miteigentümer ein- 
getragen, fo genügt die Löfhungsbewilligung des Mannes allein auch dann, 
wenn die Gütergemeinfhaft aus der Eintragung nicht erhellt (AG. 8. Febr. 04, 
PoſMSchr. 7, 38). Ebenfo T. 1, 306 Nr. 2. 

3. Zuftimmung aller Miteigentümer: 5. 1, 306 Ar. 1; auch bei Löfchung 
von Zinsprozenten: RG. 8. Febr. 04, DLG. 8, 209; Witwe mit freiem Ver- 
füqungsredt: I. 1, 306 Ar. 3; Pfandbriefdarlehn: ir. 4; Ausichluß der Ent: 
jtehung einer Eigentümerhppothek: Nr. 5; Gelamthuypothek: Nr. 6; Verzicht 
des Hypothekengläubigers: I. 2, 489 Wr. 1; Löihungsbewilligung einer gt 
pfändeten, nicht valutierten Hypothek: Nr. 2; pfandfreie Ubjchreibung einer 
Parzelle: Ar. 3 = Geuffl. 59, 15. 

8 28, 

1. Bei der Auflaffung eines im Grundſtückszuſammenlegungsverf 

befindlichen Grundjtüces tft der Vorfchrift des 8 28 GBO. genügt, nn 


Biteratur: f. I. 2, 488. 


„Abtretung“: 5.2, 489. 
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Auflaffungserklärung des Grundftüks mit der Ratafterbezeihnung des neuen 
Planes bezeichnet und dem Grundbudhamte mit dem Umfcreibungsantrage 
Abfindungsbeiheinigung der Spezialkommiffion vorgelegt wird (LO. Aachen 
29. Juli 04, RheinTlot3. 49, 227). 

2. Ordnungsvorſchrift: I. 1, 306 Nr. 1; Nichtbeobadhtung der Vorfchrift: 
Nr. 2; Bezugnahme auf Urkunde: Nr. 3; Eintragung auf das „Örund- 
vermögen“: Kr. 4; Ungabe in Reihswährung: Ar. 5 u. 6; Eigentumsübergang 
an Teilftücken: 3.2, 489 Nr. 1 = SeuffBl. 69, 257; pfälziſche Grundftüce: 
J. 2, 489 Wr. 2. 

8 29, 


Literatur: Joſef, Die Form der Beurkundung der vor dem Grundbuchamt zu Protokoll ge» 
gebenen Erklärungen und die Folgen ihrer Verlegung, ArhZivPrar. 95, 149; f ferner 3. 2, 489. 
A. Allgemeines: „Antrag“: 3.1, 307 Nr. 1; Decken von Bewilligung 
und Beurkundung: Ar. 2 u. 4 und 7.2, 489 Wr. 3 u. 4. 


B. Öffentlihde Urkunden: 

1. Der Grundbudrichter hat die Ordnungsmäßigkeit der Zuftellung des 
gehörig als rechtskräftig befcheinigten Urteils nicht zu prüfen; ift das Urteil 
von Anwalt zu Anwalt zugeitellt, jo kann er keinen weiteren Nachweis der 
Zuftellung durch Öffentliche Urkunden verlangen (OLG. Kolmar 1. Febr. 04, 
ZBFG. 4, 844 — ElfLothHNot3. 24, 76 — DVG. 8, 153); über Prüfung der 
richtigen Zuftellung f. I. 1, 308 Nr. 7. 

2. Zur Vollftreckung eines gegen eine Ehefrau erlaffenen Verſäumnis— 
urteils, in dem fie als Gewerbefrau bezeichnet ift, in ein Grundftück muß der 
Nachweis, dab die Vorausfegungen des 8 741 ZPO. vorliegen, durch öffent: 
liche Urkunden geführt werden (86. Stettin 15. Febr. 04, PoſASchr. 7, 115). 

3. Umfang der Beweiskraft der öffentliden Urkunde: J. 1, 307 Nr. 3; 
Urkunden öÖffentliher Behörden: Nr. 5; Vrozeßvergleih: Ar. 6; Blanko- 
abtretung: I. 2, 489 Wr. 4. 

C. Bollmadt, Vertretung: 

4. Die Prozekvollmadten derjenigen PBarteivertreter, welche bei einem ein 
eintragungsfäbiges Recht begründenden Vergleich mitwirkten, find weder in 
öffentlich beglaubigter noch in fonjtiger Korm dem Grundbuchamte vorzulegen 
(26. Frankenthal 24. Dez. 03, PfälzRpr. 1, 63 — Naumburg. 04, 48). 

5. Die Beweiskraft von Auszügen aus dem Handelstregifter ift nicht auf 
die Zeit ihrer Erteilung befchränkt. Die Vermutung fpricht für die Fortdauer 
der durd die Auszüge bekundeten Tatſachen, 3. B. einer Vertretung, wenn 
nicht befondere Umftände entgegenjtehen (OLG. Kolmar 20. Tan. oder 13. Febr. O4, 
geoth3. 29, 478 — DRG. 8, 313). Bol. 7.2, 40 Nr.6 und 1, 310 8 33 
Nr. 5. 

6. Ein mehrere Monate zurücliegendes Fr über die Vertretungs- 
vollmacht des Vertreters einer ausländiihen Verficherungsgefellihaft ift nicht 
genügend; dem Grundbuchamt kann nicht angefonnen werden, fih durch Ein- 
fiht des Neichsanzeigers zu überzeugen, daß die Vollmacht nicht widerrufen 
worden (OLG. Dresden 28. Mai 04, SeuffX. 59, 432). Vgl. I. 1, 308 Ar. 10. 

7. Form der Vollmadt: 3.1, 308 Nr. 8, 9, 12 u. 13; Zeitpunkt: Ar. 10 
u. 11; beglaubigte Abfchriften von Zeugniffen: Ar. 14 und J. 2, 490 Nr. 6. 

D. Beglaubigung: 

8. Ein zur Legitimation vorgelegtes Sparkaffenitatut muß zwar be- 
glaubigt fein, es kann aber nicht ſchlechthin der Nachweis verlangt werden, 
daß es inzwijchen nicht abgeändert wurde (RG. 2. Febr. 04, OLG. 8, 220). 

9. Beglaubigung einer Firma: 7.1, 308 Nr. 15 u. 16; Beglaubigung der 
AUnterfchrift eines Vertreters: J. 2, 489 Wr. 5; ausländifhe Beglaubigung: 
j. oben 8 13 Nr. 1. 


E. Genehmigung in WVormundidhaftsfahen: Nachweis der Ge- 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts: J. 1, 309 Nr. 17; Mitteilung dur 
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Notar von der Genehmigung: Ar. 18; Erklärung des Vormunds genügt nid: 
3.2, 490 Ar. 7. 
F. Nadhlaßangelegenbeiten: 

10. Der Nachweis der Annahme des Teftamentsvollftrekeramts ijt durch 
ofearise oder öffentlich beglaubigte Urkunden zu erbringen (AG. 13. Sept. 04, 
3 .4, 265). 

11. Nachweis des Erbredts: J. 1, 309 Nr. 25; ausländifches Teftament: 
j. unter $ 36 Wr. 1. 


G. Offenkundigkeit: 5.1, 309 Ar. 19—21; 2, 489 Ar. 2; leßtere Ent- 
fheidung des DVG. KRolmar = Eljkoth3. 28, 638. 


H. Befondere Fälle: 


12. Wenn aud der Grundbudrichter befugt ift, bei Eintragungen die Be: 
rechtigung eines Beteiligten zur Führung des ausländifhen Adels zu ver- 
langen, fo kann er dod nidyt den Nachweis durch öffentlihe Urkunden fordern 
(KG. 19. Sept. 04, DLG. 9, 323). Wal. oben $ 13 Nr. 2, 

13. Löfhungsantrag: I. 1, 309 Ar. 23; Löihung einer Arreſthypothek: 
Nr. 24; Nachweis, dab kein Beiltand bejtellt: Ar. 26; Beihwerde: ir. 22. 


8 30. 


Allgemeine amtliche Vertretungsbefugnis: I. 2, 490 Wr. 1; Antraa ber 
Regierung auf Anlegung eines Grundbuchblattes für eine Domäne: Kr. 2; 


Erbfolge: J. 1, 309 Ar. 1; Form der Beihwerde: Ar. 2; Vertretung bei der 
Auflafjung: ſ. $ 925. 
8 32, 


1. Die Zurüdknahme von Anträgen auf erftmalige Eintragung des Eigen- 
tums an Örundftüken durd Notar ift zuläfiig (OLG. Rolmar 18. April O4, 
ElſLothNot3. 24, 280). — Abweichend: J. 1, 310 Nr. 1. 

2, Verzicht: I. 1, 310 ir. 2. 


Literatur: f. 3. 2, 490. 8 33. 


1. Wollen die Inhaber einer offenen Handelsgefellfhaft über ein Grund- 
jtück verfügen, das bereits der Firma gehörte, als fie deren Inhaber wurden, 
jo haben fie darzutun, daß ſich in ihrer Perfon die bei Eintragung der Gefell- 
ihaftsfirma begründet gewejene Gefellfchaft fortfegt OLG. Dresden 19. Mai 03, 
SächſOsG. 25, 135). j 

2, Fortdauer der Beweiskraft von Handelstegijterauszügen: f. oben 8 9 
Nr.5 und J. 1, 310 Nr. 5; Wortlaut des Zeugniffes: 8 1, 310 Wr. 6; Bezug: 
nahme auf Handelsregifter: Ar. 1; Prokurift: Ar. 3; Vollmacht für beftimmte 
Grundbuchgeſchäfte einer Aktiengefellfhaft: Nr. 4; anderweiter Nachweis der 
Vertretungsmadt: Nr. 7; Landesgejeggebung über Beihaffenheit und Au— 
ftellung des Zeugnijies: I. 2, 490 Nr. 1. 


g 34. 
Literatur: Herrmann, ft der Grundbuchbeamte berechtigt, auf Grund der Wort Ehe: 
vertrags das eheliche Güterrecht in das Grundbuch einzutragen? Württ3. 45, 385: F —— 
Iſt dem Grundbuhamt das Beſtehen der Gütergemeinſchaft nachzüweiſen wenn die Ein. 
tragung des zum ehelichen Geſamtgut erworbenen Eigentums an einem Grundftüc beantraat 
wird? ElſLoth3. 29, 410. — 
Von dem in $ 34 geforderten Nachweis muß nicht ſchon deshalb abgeſehen 
werden, weil dasjelbe Gericht in eimem früher feitens der Antragjtellerin an: 
hängig —— Prozeſſe als erwieſen angeſehen hat, daß Gütertrennuna 
beftehe (OLG. Dresden 30. März 04, SähjVXLG. 26, 422 — SeuffA. 59, 342). 


8 385. 
vgl. 3. 1, 309 Nr. 19—21; 2, 489 Nr. 2 — ElſLoth3. 28, 638, 
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8 36. 
Literatur: Brahvogel, $ 105 Abſ. AGBGB. und 836 GBD., ElſLoth3. 20, 599, zu Diefen: 
bad, EifLoth3. 38, 202. 

1. Der Nachweis der teftamentarifchen Erbfolge, der durch eine ———— 
Verfügung geführt werden ſoll, iſt auch dann an die Vorſchriften der GBO. 
gebunden, wenn es ſich um ein ausländiſches Teſtament handelt. Ein italienifches 
eigenhändiges Tejtament wird nicht dadurch zur öffentlichen Urkunde, daß es 
bei Gericht hinterlegt iſt (AG. 21. Dez. 03, — 8, 222 — Böhms?. 14, 398 — 
RG. 27 A 108). 

2, Die Beltimmung ift auch anwendbar, wenn der Erblafjfer vor 1900 
——— iſt (RG. 15. Juni 03, SchlHolſtAnz. 04, 118; DLG. Oldenburg ohne 

atum, DId3. 31, 97). — U. M.: 7.1, 311 Jr. 1. 

3. Db Vorlegung des Tejtaments im Driginal zu erfordern iſt, oder ob 
eine beglaubigte Abſchrift genügt, hängt von den AUmftänden des einzelnen 
Falles ab (RO. 15. Juni 03, LO. Kiel 13. Aug. 03, SchlHolſt Anz. 04, 118, 120). 
Vgl. 3. 1, 311 Ar. 8; 2, 491 Nr. 3. 

4. Db die Vorlegung des Tejtaments als genügend anzufehen ift, hängt 
nit von der Willkür des Richters ab; wird ein foldhes vorgelegt, fo darf der 
Richter die Eintragung nur verfagen, wenn die betreffende Urkunde zu wirk- 
lihen Zweifeln Anlaß bietet (RG. 6. Juli 04, DVG. 9, 335). Ebenfo 3.1, 311 
Nr. 7; 2,491 Nr. 1. 

5. Wird neben der lettwilligen Verfügung aud der Erbſchein vorgelegt, 
fo darf der Grundbudrichter nur den Inhalt des Erbicheins berücfichtigen 
und nicht auf eine vom Erbſchein abweichende Auslegung der in der Ver: 
fügung enthaltenen Dispofitionen eingehen (RG. 29. Febr. 04, OLG. 9, 333). 
Ebenfo 3. 1, 311 Nr. 3. — Anders, wenn Inhalt des Erbicheins mit der 
materiellen Rechtslage nit im Einklang: I. 2, 491 Wr. 2, 

6. Wenn Verfügung bereits bei den Akten: T. 1, 311 Nr. 2; Offenkundig- 
keit: Ar. 4; Urteil erfegt nicht das Teitament: Nr. 5; Ausfertigung eines ver: 
ichloffenen Tejtaments: Nr. 6; $ 2368 BGB.: Wr. 9; Ausweis des Tejtaments- 
volljtrekers: Nr. 10. 42 


Literatur: ſ. I. 1, 312. 
1. Als nachlaßgerichtliche Zeugniſſe im Sinne des $ 37 GBO. können 

Zeugniffe ausländilcher (fchweizerifcher) Behörden nicht gelten (VD. des Babd- 

IM. 2. Nov. 03, Böhms?. 13, 594). ö 
2, Prüfungspflidt: J. 1, 312 Ar. 1; Zeugnis: Nr. 2. 


8 39, 


1. Das Grundbuchamt hat nur zu prüfen, ob die erfuchende Behörde, alfo 
aud der Notar, zu der nachgeſuchten Maßnahme gefeglich befugt iſt, ob das 
Erſuchen in der gehörigen Form geitellt ift und die allgemeinen Voraus— 
fegungen der Eintragung oder Lölhung gegeben find (26. Rolmar 9. April 04, 
EljlotHNot3. 24, 314). 

2. Gegenüber dem Eintragungserfuhhen aus $ 91 ZPO. hat der Grund: 
bucdyrichter nur zu prüfen, ob die erfuchende Behörde zu Erjuchen um Ein- 
tragungen der beantragten Urt gefeßlich berufen ijt, und ob aus dem Grund- 
buche ſich Anftände ergeben, die einem jeden Eintragungsantrag entgegenjtehen 
würden (RG. 2. Nov. 03, Breslau ft. 17, 2). 

3." Reine Nachprüfung der Enticheidungen eines andern Gerichts: 3. 2, 491 
Nr. 1; ebenfo RG. 16. Nov. 03, OLG. 8, 150; vgl. 3.1, 312 Ar. 2; Berichtigungs- 
anträge des Heroldsamtes: 7.2, 491 Nr. 2; Erſuchen des Konkursgerichts: 
3. 1, 312 Ar. 1; des Vollſtreckungsgerichts: Ar. 2 u. 3. 


Literatur: ſJ. 3. 2, 491. 5 40. 
1. Mit „Eintragung“ ift nur eine foldhe gemeint, weldye das Recht des 
Betreffenden ändert; ein Grundjtücsteil kann auf Antrag des Erben des ein- 
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getragenen Eigentümers abgefchrieben werden, ohne daß das Stammarundftük 
vorher auf den Erben umgeichrieben wird (RG. 11. Jan. 04, RIU. 4, 16 = 
DOLG. 8, 314 = RGT. 27 A 260 = Geuffl. 59, 455 — SchlHolftAnz. 04, 187). 
Ebenfo bezüglidy der Entpfändung eines Teils: J. 1, 313 Wr. 11. 

2. Der Miterbe, dem die Buchhypothek bei der Erbauseinanderjegung 
zugefallen ift, fowie der frühere Eigentümer, der fie getilgt hat, müſſen ein 
on fein, ehe die Löfchung der Hypothek erfolgen kann (AG. 22. Febr. 4, 

2.8, 315). Ahnlich J. 1, 314 Nr. 13. 

3. Zur Hppotbekenbeitellung ift die Eintragung des Erben des ein 
getragenen Eigentümers erforderlich (RG. 22. Febr. 04, OLG. 8, 317 = Sul 
59, 487 — ROT. 27 A 2363 — SchlHolſtAnz. 04, 190; AG. 6. Juni 04, Naum- 
burg AR. 04, 60). 

4. Wird ein zum Gefamtgut einer fortgefegten Gütergemeinihaft ge 
börendes, nod auf den Namen der beiden Ehegatten eingetragenes Grunditük 
durh den überlebenden Ehegatten aufgelaffen, jo bedarf es der vorherigen 
Eintragung der Abkömmlinge als Teilhaber der fortgefegten Gütergemeinihat 
(RG. 14. März 04, RIU. 4, 179 — RGEJ. 27 A 258). Ebenfo 7. 1, 314 Aı. 16. 

5. Bei Lölhung der Hypothek auf dem ganzen Grundſtück brauden die 
Anteile des Miteigentümers nicht feitzuftehen (AG. 19. Okt. 03, DLG. 8, 25 
— BoMScır. 7, 5 = R67.27 A 143). 

6. Mehrere nad altem Recht Eingetragene können erjt nad Eintragung 
der Höhe der Bruchteile über das Grundjtück verfügen (OLG. Rolmar 11. Juli &, 
OLG. 9, 336). Ebenjo I. 2, 493 Nr. 5. 

7. Der Pfändungspfandgläubiger kann eine ihm überwiefene Hypotbek 
‚einziehen, quittieren und löfhungsfähige Quittung ausftellen, ohne dab di 
Überweifung zur Einziehung eingetragen iſt; es kann aber keine Löſchung 
auf Grund einer abjtrakten Löfhungsbewilligung erfolgen (AG. 30. Nov. ©, 
DLG. 8, 209). 

8. Gegenüber einem Eintragungserfuhhen der Generalkommiijfion als Aus 
einanderjegungsbehörde bei Gemeinheitsteilungen darf der Grundbudridte 
nicht den Anftand erheben, daß der durch die Eintragung betroffene Eigen 
— als ſolcher eingetragen fei (RG. 9. März 03, DIS. 9, 336 = 6). 
26 A 126). 

9, Namensänderungen: J. 2, 491 Nr. 1; — abweichend: LG. Dresden 
7. Mai 02, Bufhs3. 32, 408; Eintragung einer Hypothek auf Gefamtgut: I 
2, 491 Nr. 2; 1, 314 Ar. 15; Bezahlung einer Hypothek durch den Erben: > 
2, 491 Nr. 3; Auflaffung durch den befreiten Vorerben: Nr. 4; REJ. WA; 
ebenfo RG. 12. Okt. 03, BreslauAR. 16, 77; RG. 7. Juni und 4. Juli 04, OLG. 
9, 403; Bewilligung feitens des befreiten Vorerben: Ar. 5 = RITA. 4, $ = 
RGJ. 27 A 125; ebenfo DLG. Roftock 27. Mai 04, Metz. 23, 35; vgl. abe! 

.1, 316 Nr. 3; Löfhung einer Eigentümerhypothek: 3. 2, 492 Nr. 6; ebenlo 

LG. Roftok 21. April 04, MecklZ. 23, 34; Zeitpunkt des Eingetragenleint: 
3.1, 313 Ar. 1 u. 2; Bewilligung des nicht Eingetragenen: Ar. 3; Kenntnis 
des Richters vom Sceinreht: Ar. 4; Pfändung einer Sicherungsbupotbet: 
Nr. 6 u.7; Pfändung des Berichtigungsanfpruds: Nr. 8; ebenfo OLG. Dresden 
10. März 03, SächſOLG. 25, 153 — Buſchs3. 33, 79; Pfändung einer Eigen 
tümerbhypothek: 5. 1, 313 Nr. 9; Wormerkung gegen MWiterben: Ar. 1; 
Löfhungsantrag des Erben: Ar. 13 u. 14; Reallaftenablöfung: Nr. 17; Be 
laftung oder Beſchränkung im voraus: Ar. 18. 





8 41. 
Literatur: f. I. 2, 49. 

1. Hat ein Miterbe feinen am Nachlaß zuftehenden Anteil einem Dritten 
übertragen, und veräußern diefer und die übrigen Miterben das Grunditüd, 
auf das noch der Erblaffer eingetragen iſt, fo bedarf es keiner Umſchreibung 
auf die Namen der Veräußerer (RG. 30. Aug. 04, RTU. 4, 263). 
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2. Hat bei der Teilung des Grunditüks der Käufer des Trennſtücks 
die Hypothek allein übernommen, ohne daß fie auf dem Stammgrundftück 
gelöfcht wurde, jo bedarf es, wenn der Käufer und die Erben des Eigentümers 
des Stammgrundftüks die Löſchung der Hypothek bewilligen und beantragen, 
nicht deren vorheriger Eintragung (RG. 13. Sept. 04, OLG. 9, 354). Ebenfo 
3.1, 314 Ar. 2 u. 3. 

3. Ausnahme nad 841 Abſ. 1 anwendbar auf Erbeserben: I. 
2,492 Nr. 1; Weiterabtretung einer noch nicht auf den Erblaffer umgefchriebenen 
Hypothek: Ar. 2 — DLG. 8, 223 — SchlHolſtAnz. 04, 137; fortgeſetzte Güter: 
gemeinſchaft: 3.2, 492 Ar. 3. 34 


1. Bei einer Hypothek kann eine Vormerkung auf Grund einer einſt— 
weiligen Verfügung eingetragen werden, ohne daß der über die Hypothek er— 
en Brief vorgelegt worden ijt (RG. 26. Okt. 03, RJA. 4, 66 — RGJ. 
27 A 82). 

2. Die Nichtbefolgung der Vorfchrift in $ 42 hat auf die Redtswirkfam- 
Reit der Eintragung keinen Einfluß (AG. 22. Febr. 04, OLG. 8, 318). 

3. Bei den nach $ 33 Enteign®. zu ftellenden Eintragungserfuhen greift 
842 GBD. nicht Pla (RG. 20. Juni 04, OLG. 9, 338 — R6J. 28 A 105). 

4. Formmangel des vorgelegten Briefs: I. 1, 315. 


8 44. 
Scyuldverfchreibungen auf den Inhaber: 3.2, 492 — ZURtG. 11, 10. 


8 45. 


Literatur: Förjter, Aber den Tag der Eintragung in das Grundbud, Buſchs 3. 32, 716; T. ferner 
3.1, 315; 2, 492. 
8 46. 


Eintrag unter einer Nummer? J. 1, 315 Nr. 1; Sicherungsbypotbek für 
zwei Bürgen: Ar. 2; Einräumung des Vorrangs für mehrere Poſten: Ar. 3. 
Dal. $ 1176. 

847. 


Iſt verfehentlih unterlaffen worden, eine Rentenbankrente auf das Trenn- 
grundjtüc mit zu übertragen, fo kann die Eintragung noch nachträglich erfolgen 
(RG. 30. Nov. 03, OLG. 8, 319 = KRGT. 27 A 115). 


8 48. 


Literatur: Dennler, Zur Ungabe des Güterftandes in den Notariatsurkunden, Banflot3. n. F. 
4, 180; Derfelbe, Zur hypothekenrechtlichen Iberleitung, Seuffßtl. 69, 193; J. ferner 8 


2, 498. 

1. 848 findet keine Unwendung, wenn jemand feinen Anteil an einen 
andern überträgt (RG. 7. Dez. 03, OfG. 8, 154). 

2. Die Ungabe der Bruchteile im Antrag genügt, wenn fi die Größe 
der Anteile aus der Teilung entnehmen läßt (OLG. Kolmar 21. Dez. 03, DLG. 
8, 155 — 3BlFG. 4, 624 — ElfLothNot3. 24, 67). 

3. Es iſt Sache des Antragitellers, dem Grundbuchamte die zur Befolgung 
der Vorichrift in $ 48 etwa nötigen Aufklärungen und Unterlagen zu beihaffen 
(OLG. Rolmar 23. Jan. 04, OLG. 8, 156 — EljlothHNlot 3.24, 66); Vermutungen 
ungenügend: 7.2, 493 Wr. 1. 

4. Für mehrere Bürgen kann eine gemeinfchaftlihe Sicherheitshypothek 
wegen der Anſprüche, die ihnen im Falle der Befriedigung des Gläubigers 
—— den Schuldner zuſtehen, nicht eingetragen werden (RG. 18. Jan. 04, 
RIU. 4, 128 — RGT. 28 A 143). 

5. Aus $ 48 folgt nicht, daß güterrechtliche Werhältniffe ins Grundbud 
— werden dürfen (OLG. Hamburg 24. Aug. 04, OLG. 9, 332). 

6. Die Umfchreibung einer Hypothek auf die „unbekannten Erben“ des 
verftorbenen Gläubigers erfcheint zulälfig (RO. 9. Aug. 04, OLG. 9, 354). 


Warneyer, Jahrbud der En/fheidungen. 3. Jahrg. 37 
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7. HSypothek einer Miterbengemeinfhaft: J. 1, 315 Nr. 2; Auflaffung an 
mehrere: Ar. 3 und J. I, 121 Ar. 4; Belajtung eines nicht feitzuitellenden Bruch— 
teils: J. l, 315 Ar. 4; Vormerkung zuguniten nicht vorhandener Abkömmlinge: 
Nr. 6 — K6T.25 A 151; Ungabe des Gemeinfchaftsverhältniffes bei Erwerb 
feitens mehrerer: I. 2, 493 Nr. 2 u. 3; mehrere Indoffanten eines Wechfels: 
Nr. 4 = OLG. 8, 155; altes Net: J. 2, 493 Nr. 5, f. oben 8 40 Ar. 6; Er: 
juchen einer Behörde: J. 2, 493 Ar. 6; Löihung auf dem ganzen Grundjtük: 
j. oben $ 40 Wr. 5. 

8 5. 


Bezeichnung einer Reallaft: I. 1, 316. 


8 51. 
Eintragung einer Orderhypothek: 3. 1, 316 — 3BIFG. 4, 30. 


Literatur: 1. I. 2, 498. $ 52. 


1. Der Nacherbe tft auch bei ſolchen Hypotheken einzutragen, die vom Wor- 
Se Mitteln des Nachlaſſes erworben find (RG. 2. Nov. 03, DLG. 8, 321 
— RNIU. 4, 69). 

2. Die Rechte des Nacerben find bei der Eintragung des Nacherben aud 
dann einzutragen, wenn eine durch ger von Todes wegen errichtete, 
aber noch nicht genehmigte Stiftung als Erbe eingefegt ift (RS. 2. Mai 04, 
NIA. 4, 228 = R6T.28A 85). 

3. Der Nacerbe ijt Paflivbeteiligter im Sinne der GBD. auch bei be: 
jreiter Vorerbſchaft (RG. 6. April 04, SchlHolſtAnz. 04, 184). Ebenfo 7.2, 491 
8 40 Ar. 4 u.5 und oben $ 40 Wr. 9. 

4. Die Löſchung des nah $ 52 GBO. für den Nacderben eingetragenen 
Vermerks darf aud bei freier Verfügungsbefugnis des Vorerben nach Ver: 
äußerung des Örundftüks nur mit Bewilligung des Nacherben erfolgen, 
wenn nicht der Fall des $ 22 GBD. vorliegt (LO. Kiel 29. Dez. 03, SchlHolft- 
Unz. 04, 124). 

5. Der Nacerbe kann auf die Eintragung feines Rechtes verzichten (RG. 
7. Nov. 04, DLG. 9, 401). ERS 

6. Erblafjer vor 1900 geftorben: J. 1, 316 Nr. 1; nadträgliche Eintraaun 
des Nacerben: Ar. 2; Eintragung des Zeffionars des Vorerben: Tr. 3 für 
Befreiung Erbſchein maßgebend: Ar. 4; Bedeutung der Eintragung der Nadı- 
erbichaft: Ar. 5. 

8 53. 

Eintragung einer Hypothek auf den Tejtamentsvollftrecker: 3.2, 493 Nr. 1: 
Mirkung der Eintragung: J. 1, 316 Ar. 1; Verfügungsbeihränkung des Erb- 
laffers: Wr. 2. 7 


Riteratur: ſ. 3.1, 317; 2, 49. b) 54. 


1. Der Zwec der Beitimmung ift der, die Beteiligten vor Schaden zu 
ihüßen; deshalb muß der Grundbuchrichter mit befonderer Vorficht verfahren 
und darf dann nicht von Amts wegen einfchreiten, wenn er überzeugt ift, daß 
der fehlerhafte Juitand des Grundbucdhs dem wirkliden Willen der vermeint: 
lich Verletzten entipricht (RG. 16. Mai 04, DLG. 9, 342). 

2. $ 54 bezieht ſich aud auf Eintragungen die vor 1900 erfolgt find; war 
die Eintragung nad) früherem Recht gültig, jo tit fie nicht zu (öfchen, aub 
wenn fie dem neuen Recht nicht entipricht (RG. 3. Nov. 03, OLG. 8, 128: KO. 
6. Juni 04, DEG. 9, 344). Ebenfo I. 2, 494 Ye. 2; BU ie 

. In dem Antrag auf Löſchung ift der Antrag auf Eintr ines 
Widerſpruchs als des Mindern mit enthalten. Wegen Unzuläffigkeit der 
Zwangsvollftrekung kann bei der Zwangshypothek ein Widerfpruch ein- 
getragen werden (KG. 11. Jan. 04, ROT. 27A 138), Ebenfo 3. 1, 327 Ar. a. 
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St ein Grundftück do — — ſo ſtellt ſich die Buchung als ihrem 
Sahalt nach unzuläflig dar (OL resden 27. Jan. 03, SähjDLG®. 25, 140). 

5. Unrichtige Eintragungen im Grundbuce können nur durch Berichtigung 
befeitigt, nicht von Amts wegen gelöfcht werden (OLG. Kolmar 25. April 04, 
ElſLothNotZ. 24, 290). 

6. Löſchung eines nicht erlofchenen en Miderfprudh: 7. 2, 494 Nr. 1; 
1, 317 Nr. 6; zu $ 885 Ubf. 2 BGB.: J. 1, 317 Nr. 3; bedeutungslofe Ein- 
tragung: Ar. 4; Inhalt des Grundbuds fürs Beichwerdegericht maßgebend: 
Nr. 5; kein MWiderfprud gegen VBormerkung: Ar. 8; unzuläffiges Vorkaufs— 
recht: Ar. 10. 855 


1. Der in Abt. 2 vermerkte Nacherbe hat kein Recht auf eine Benach— 
tichtigung von der Eintragung einer Hypothek (RG. 14. Dez. 03, OLG. 8, 227 
= ——— 8A 152). 

der BOHE DEE UNE: iſt vom Erw er nicht au — 
— (OLG. Dresden 16. März 04, RJA. 4, 183). Ebenſo J. 1, 


Dritter Abſchnitt. Hypotheken-, Grundſchuld-, Rentenſchuldbrief. 


Literatur: ſ. J. 1, 318; 2, 49. 


Siegel — Stempel: J. 1, 318. 
8 57. 


Literatur: Shöndorf, Kann der Gläubiger verlangen, daß aud das Nichtvorhandenfein von 
we gleicftehenden Nechten im Öopothekenbrief beftätigt werde? PfälzRpr. 1, 38; 
1. n un —— ſind ſämtliche Eintragungen, auch der be— 
treffende Teil einer Urkunde, auf welche Bezug genommen iſt, aufzunehmen 
(RG. 18. März 04, OLG. 9, 345 = NTU. 4, 177 = PoſMSchr. 7, 53). 
2. Brief einer nur auf einen Miteigentumsanteil eingetragenen —— 
3.2, 494 Nr. 1 = RM. 4 36 = R6T. 36 A 304; dazu Falkmann in 3BlFG 
5, 300; zu $ 38 Apr 2 Ar. 4 der PrVf. vom 20. Nov. 99: 3.1, 318. 


8 58. 

1. Aus $ 58 folgt nicht, daß es zur Eintragung einer Hypothek nur der 
Angabe des Geldbetrags und des Zinsfages, wegen deren die Belaftung er- 
folgen foll, bedarf. ie Angabe eines abjtrakten Schuldverhältniffes als 
Schyuldgrund genügt (AG. 29. Juni 03, OLG. 8, 136 — AGT. 26 A 278). 

2. Uktenwidrige Erklärung des Eigentümers: %. 1, 318 Nr. 1; Über: 
gangszeit: Ar. 2; Ubtretungsurkunde: J. 2, 49. 


Literatur: f. 3.1, 319. 8 60. 


Verurteilung zur Eintragung einer Hypothek: 7. 1, 319 Nr. 1; Nachweis, 
daß Gläubiger die Hypothek nicht erworben: Ar. 2; Berechtigung des Notars 
zur Empfangnahme des Briefs: Ar. 3; Unweifung des Eigentümers auf Aus— 
händigung: 7. 2, 97 8 1117 Nr. 2. 


Rireratur: [. 3.1, 319. s 61. 


1. Unzuläffig iſt die Herftellung eines Teilhypothekenbriefs, wenn bei der 
Teilung des belajteten Grundftüks der Betrag der Forderung, für welche die 
Hypothek beitellt ift, in der Weiſe auf die einzelnen Grundftücke verteilt wird, 
daß jedes Grundftük nur für den Fr — Betrag haftet (RG. 7. März 04, 
RIU. 4, 170 = DRG. 9, 47 — 8. 152 = PrIMBl. 66, 288 — 
—— 04, 154, in Betätigung von 26. Kiel 25. Tan. 04, SHlöolftlinz. 
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2. Wird von einer Buchbypothek ein Teil abgetreten, während der andere 
Teil Eigentümergrundfchuld wird, fo ift der Antrag, einen Teilhypotheken: 
brief für den abgetretenen Teil zu bilden, aus Zwekmäßigkeitsgründen ab- 
zulehnen (RG. 8. Juni 03, DLG. 8, 157 — Breslau. 16, 69). 

3. Abtretung einer Teilhypothek an die oftpreußiiche Landichaft: J. 2, 4 
Nr. 1; beglaubigte Abjchrift der Schuldurkunde: J. 1, 319 Nr. 1; unzuläſſige 
Pfändung, wenn Teil nicht feitjteht: Ar. 2. E 


8 62. 


Vermerk eines Widerfpruds: 3. 1, 319 Ar. 1; einer VWormerkung: Nr. 2 
u. 4 Grundftückszufhreibung: Ar. 3; Nüdgabe des Briefs an den Befiter: 
J. 2, 494 Wr. 1. 


8 64. 


8 66. 


Gemeinfhaftliher Hypothekenbrief, wenn von den mehreren Hypotheken 
g früher geteilt worden: 7.2, 495 Ar. 1 = DLG. 9, 349; — abweichend: 
.1, 319. 
8 67. 


Antrag auf Emeuerung des Grundfchuldbriefs: I. 1, 320. 


vgl. oben $ 61 Wr. 1. 


Vierter Abſchnitt. Bejchwerde. 


8 71. 


1. Wenn das Gefeß die Beihwerde gegen eine Eintraauna 
nicht zuläßt, ift aud die Beridhtigung gemäß $ 22 GBOD. im Be- 
ihwerdeweg nicht zuläffig; eine Befhwerde gegen eine Eintragung 
ift daher aud dann nicht zuläffig, wenn vor der Beſchwerde eine 
Remonitration an das Grundbudamt geridtet, aber zu rück— 
gewieſen iſt, oder wenn behauptet wird, daß die Eintragung un: 
richtig ſei (RG. 21. Okt. 03, RG3Z. 55, 404 IW. 32, 422 — Recht 8, 82; 
KO. 22. Juni 03, R6I. 26 A 290). 

2. Gegen Eintragung eines Widerfpruds und einer Vormerkung ift die 
Beichwerde zuläffig. Jit eine Vormerkung ohne Vorlegung des Briefes ein: 
—— fo iſt dagegen Beſchwerde nicht zuläſſig (KG. 26. Okt. 03, SchlHolft- 

nz. 04, 109 — DI2. 9, 172 — R6J. 27 A 82 — DLG. 8, 228). Ebenio 
3.2, 495 Ar. 7 — RITA. 48. — A. M.: J. 1, 317 $ 54 Nr. 7. 

3. Nur gegen Enticheidungen, nicht gegen bloße Meinungsäußerungen 
findet Beichwerde jtatt; doch kann aud gegen mündlid verkündete, nit 
protokollierte Beichlüffe Beihwerde eingelegt werden (RG. 13. Juni 04, DLG. 
9, 350). — 3.2, 495 . 4. j 

4. Zur Einlegung der Beſchwerde ijt jeder berechtigt, deflen Rechtsſphä 
durch die ergangene Bertaung beeinträdtigt ift (OLG. 8. a 
Mürtt3. 46, 267). Ebenfo I. 1, 320 Wr. 1 u. 2; 2, 495 Wr. 1. 

5. Die Löfhung der ihrem Inhalt nad unzuläfjigen Eintragungen (& 54 
Abſ. 1 Sa 2) kann aud im Beichwerdeweg herbeigeführt werden (ÜRLG 
Kolmar 25. Upril 04, ElſLoth3. 29, 489). 

6. Nichtanfechtung einer Zwifchenverfügung: ſ. oben $ 18 Nr. 3; Beſchwerde 
gegen Zwijchenverfügungen: J. 1, 320 Nr. 7; aus theoretifhen Gründen: Nr. 3: 
gegen drohende Befeitigung eines Rechts: Ar. 5; $ 1 3PO.: Mr. $- Borent: 
haltung eines Briefs: Ar. 9; Befhwerde in den Fällen der ss 366, 
867 ZPD.: Ar. 11; wegen Koften: Nr. 12; „Eintragungen“: Nr. 13 und 
3.2, 495 Nr. 6; inhaltlich unzuläflige Eintragungen: Air. 15; beeinträctiates 
Recht des öffentlichen Rechts: J. 2, 495 Ar. 2; VBeihwerderecht der Behörden: 
Nr. 3; Entſcheidungsgründe: Nr. 5. 


Literatur: f. I. 1, 320, 
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8 72. 
Gehör des Beſchwerdeführers: 3.1, 321. 


8 73, 
Aufnahme der Beſchwerde: I. 1, 321 Ar. 1 u. 2. 


8 74. 
Neuer Antrag anftatt Befchwerde: J. 1, 321 Ar. 1 u. 2. 


8 75. 


Die Beihwerde gegen Abweifung des Antrags auf eine Eintragung ilt, 
wenn gleichzeitig dem vom Grundbuchamte geltend gemachten Eintragshinder- 
niffe abgeholfen wird, als verbefferter Antrag zu behandeln (OLG. Dresden 
25. Juni 04, 3BIFG. 5, 250). ' 

71. 


1. Hebt das Beſchwerdegericht eine Zwijchenverfügung des Grundbudhamts 
auf und weijt es die Sache an diefes mit dem Bemerken zurück, daß noch be- 
ftimmte Punkte zu ergänzen feien, fo ift dagegen keine Befchwerde gegeben 
(OLG. Kolmar 23. März 03, ElſLoth3. 29, 42 — 5.2, 496 $ 78 Nr. 5). 

2, Beweiserhebung: I. 1, 322. 

8 78. 


1. Auf eine angeblidy unricytige Auslegung des Vertrags kann die wei- 
tere Beichwerde nicht geitüßt werden (OLG. Kolmar 19. Okt. 03, ElſLothZ. 
29, 66). 

2. Unrichtiger Gebrauch des Ermeifens: I. 1, 322 Ar. 1; Feititellung, daß 
eine Enticheidung vorliege: Nr. 2; Feftitellung, daß Vermächtnis, nit Schenkung 
vorliege: Ar. 3; Fejtitellung, daß Auflaffung bedingt oder unklar fei: 5.2, 496 
Nr. 3; keine weitere Beſchwerde, wenn Löſchung erfolgt ift: Ar. 1; gegen Aus: 
legung einer Bollmadt: Nr. 2; Anderung des urfprünglichen ich in der 
weiteren Beſchwerde: Ar. 4; wieweit Grundbuchamt gebunden? Wr. 5 = 


ElſLoth3. 29, 42. 
8 79. 
Literatur: [. 3.1, 322; 2, 496. 
Entfheidung auf Grund landesgefeglicher Übergangsporichrift: J. 1, 322. 


8 80. 


1. Ein Notar, der nur eine von ihm aufgenommene Urkunde, in der die 
Beteiligten felbjt die Eintragungsanträge an das Grundbuchamt gejtellt haben, 
dem Grundbudhamt zum Vollzug vorlegt, iſt nicht berechtigt, nach $ 80 Abſ. 1 
GBD. die weitere Beſchwerde einzulegen GayObeG. 10. März 94, BayNlot. 
n. %. 5, 192 — Geuffll. 59, 341 — NN. 4, 174 — Recht 8, 197 — PfälzRpr. 
1, 63). Ebenfo 7. 2, 496 Nr. 2. 

2. Ungabe des Notars, für wen er fich beichwere: I. 2, 496 Ar. 3; Schle— 
ſiſche Generallandichaftsdirektion: Ar. 1. 


Fünfter Abſchnitt. Schlußbejtimmungen. 


Ausländiſches Recht: J. 1, 322. 
8 83. 
Preuß. G. über die Rentenbanken vom 2. März 1850: J. 2, 496. 


8 90, 
Im Grundbuch nicht eingetragenes Grundftük: I. 2, 497 Ar. 1; Grund: 
buchblätter für trocken gelegte Flußitreken? Ar. 2; im Rentengutsverfahren 
abgetretene ntereffentenwege: I. 1, 322. 


582 48. Rehtsanwaltsordnung. 


89. 
Auskunftserteilung des Grundbuchamts an Behörden in Preußen: J. 1, 322. 
8 96. 
Literatur: Carlebad, Neues aus der badifchen Grundbbuchgefeßgebung, BadNot3. 2, 9. 
8 9. 


Zu Urt. 10 des PrAG.: J. 1, 328. 


48. Bedhtsanwaltsordnung. 


—— von Berger, Leipzig 101; Sydow, 4. Aufl., Berlin 1900; Meyer, 
2. Yufl., 1892 


Erfter Abſchnitt. Zulaffung zur Redtsanwaltichaft. 
8 25. 
Literatur: Ztefe, Zu $ 35 Ubf. 1, 2 der RUO., IW. 30, 746; dazu Zoder, IW. 30, 879; und 
dazu wieder Ziefe, IW. 31, 114. 

1. Die Beitellung eines Vertreters erjtreckt fi mit auf die Befugnis des 
Stellvertreters zur freiwilligen Übernahme der Vertretung eines andern An— 
walts im Namen des Anwalts, zu deifen Vertretung der Vertreter beftellt ift 
(RO. 7. Tan. 02, DIS. 5, 220). 

2. Die auf eine beftimmte Zeit erfolgte Beftellung eines Wertreters für 
einen auf Reifen gegangenen Unwalt wird durd die vorzeitige Rückkehr des 
Anwalts nicht aufgehoben (RG. 2. Febr. 04, IJW. 33, 145). 


Zweiter Abfchnitt. Rechte und Pflichten der Rechtsanwälte. 


1. Der Rechtsanwalt hat, wenn ihm ein Auftrag zur Klage erteilt ift, 
nit nur zu prüfen, ob die Klageerhebung im gegebenen Yalle 3. B. behufs 
Sriftwahrung befonderer Beſchleunigung bedarf, fondern ift auch verpflichtet, 
die bei der Beſtimmung des Verhandlungstermins und der Zuftellung der 
Klage beteiligten Organe der Rechtspflege auf die vorhandene Dringlichkeit 
binzuweifen und auf eine befchleunigte Vornahme der diefen Organen ob- 
liegenden Umtshandlungen binzuwirken (RG. 7. Okt. 02, Recht 6, 616 — IM. 
31, 592). 

2. vgl. ferner die T. 1,41, 42 8 278 Nr. 1,2; %. 1, 97 $ 823 Nr. 21a bis e; 
fowie 3.3, 71 8 676 Nr. 4; 85 Nr. 21a abgedrudkten Entjcheidungen. 


8 30. 

Die Annahme des Auftrags kann ftillfhweigend erfolgen; darin allein, 
daß der Anwalt fih von der rechtfuchenden Partei eine Sachdarſtellung geben 
läßt, kann nod keine Annahme des Auftrags gefunden werden. Eine Ab— 
lehnung des Auftrags tft darin zu finden, daß der Unwalt den zu verfolgen- 
den Anſpruch, wenn aud) irrigerweife, für unbegründet erklärt (RG. 13. Nov. 03, 
R62. 56, 157 — IM. 33, 9). — 


Nach Ablauf der fünfjährigen Friſt hat der Mandant kein Recht mehr, 
die Herausgabe der Akten zu verlangen (LG. Hamburg 28. Juni 04, HaniG2. 
25, 215). 

8 33. 


Literatur: Remy, Zu $ 33 und $ 3 der RUD., DI3. 9, 66. 


1. Die Zuweifung bat zu erfolgen, wenn die Partei vergeblich fait alle 
am Sie des Landgerichts wohnenden Redtsanwälte um die Vertretung erfucht 
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bat; die außerhalb wohnenden braucht fie nicht anzugehen (OLG. Roſtock 
9. Juli 01, OLG. 5, 221). 

2. Hat die Partei ihrem Anwalt gekündigt, jo liegt keine Veranlaffung 
zur Beltellung eines andern nad $ 33 vor (RG. 18. Mai 04, JW. 33, 368). 


8 36. 

1. Der Umjtand, daß zwifchen dem zum Armenanwalt Ernannten und der 
armen Partei ein Rechtsſtreit anhängig ift, berechtigt den Anwalt nicht, Die 
Beiordnung abzulehnen (OLG. Dresden 23. Dez. 01, OLG. 5, 222). 

2, Die Beihwerde des Anwalts ijt nicht bloß in den Fällen des $ 31 
RAD. begründet, fondern in allen Fällen, wo der Wunfch berechtigt ericheint, 
von der übertragenen Verpjlichtung wieder enthoben zu fein (OLG. Roſtock 
23. Okt. 02, OLO. 8, 162 — SchlHolftAnz. 04, 94). 

3. Der beigeordnete Urmenanwalt kann die ihm angejonnene Vertretung 
einer Partei nicht deshalb ablehnen, weil er felbjt gegen dieje Forderungen 
hat (RG. 5. Jan. 03, SächſArch. 14, 370). 


Dritter Abfchnitt. Anwaltskammern. 
8 49, 

Das Oberlandesgeriht kann nur gefegwidrige Beichlüffe des Vorftandes 
der Anwaltskammer aufheben; ift aber nicht berechtigt, einen Beſchluß, der 
gegen den Rechtsanwalt eine Mißbilligung ausipricht, auf feine materielle Be: 
gründetheit nachzuprüfen (AG. 25. Jan. 04, DUO. 8, 160). 


8 59, 
Gegen die auf Grund des $ 59 Abſ. 2 NUD. erlaffenen Beſchlüſſe des 
DOberlandesgerihts ift eine weitere Beſchwerde nicht zuläflig GBayObL6G. 
11. Mai 03, BayObG3. 4, 346 — GeuffX. 59, 372). 


Bierter Abſchnitt. Ehrengerichtliches Verfahren. 


Fünfter Abſchnitt. Rechtsanwaltfchaft bei dem NReichsgerichte. 
8 100. 

Durch Abſ. 2 wird die Befugnis der beim Reichsgericht zugelaffenen An— 
wälte nicht ausgefhloffen, in dem durd die 88 28—33 PatG. geordneten 
ee die Berufung beim Patentamte einzulegen (RG. 14. Nov. 00, R62. 
47, 395). 


Sechſter Abfchnitt. Schluß: und Übergangsbeftimmungen. 


49. Gerichtskoſtengeſet. 


Literatur: er und Rommentare: Porſchel, Das GAG., Die GBGebO. und die 
Z36ebDd., 2. Uufl., Leipzig 1904; Pfafferotb, Das GAG. mit Erläuterungen, 8. Aufl., Berlin 
1003; Rittmann, Komm. zum GAG., 2. Uufl,, Mannheim 1904; Sydow-Buſch, Berlin 
1903; Reifenegger, 2. Aufl., Münden 1900; Noos, 1900; Wadhinger, 1%0; Haſchke, 
1899; Rable, Gerichtlihe Gebührentare, Berlin 1908. 


Erfter Abſchnitt. Allgemeine Beftimmungen. 


* 


Außerhalb Preußens ausgeftellte Prozeßvollmachten unterliegen, wenn fie 
zu einem in Preußen geführten Prozeß verwendet werden, nicht dem preußifchen 
ee (RO. 15. Mai 03, R63. 54,426 — DIZ. 8,453 — PrMLI. 
65, 230). 


584 49. Gerichtskoftengefeß. 


84. 

1. Die Beitimmung des $ 4 über den „Anfag” von Gebühren und Aus— 
lagen bezieht fi auf alle ‘Fälle, wo Koften unter Verlegung von Normen des 
a angefegt jind (RGVZE. 15. Febr. 86, RG3. 16, 291; KG. 28. März 00, 

26. 1,1). 

2. Unter „Anſatz“ ift nicht bloß der aus dem Kojtentarife entnommene be- 
ftimmte Geldbetrag zu verftehen, fondern es fällt darunter aud der Streitwert 
(OLG. Karlsruhe 16. Jan. 01, DXYG. 3, 160). 

3. Gegen den Anſatz der Gebühren von Zeugen findet feitens des Zab- 
lungspflichtigen die Erinnerung nah $ 4 GRG., nit die Beihwerde nad 
$ 17 Abſ. 3 ZGebO. ftatt (RG. 25. Sept. 03, N63. 55, 312 — Recht 7, 507; 
RO. 13. Juni 99, R63. 44, 340). 

4, vgl. die zu $ 87 unter Wr. 5 abgedructe Enticheidung. 


8 6. 

Bei der Zurücdweifung eines Gefuches um Erlaß eines Zahlungsbefiehls 
wegen örtlicher Unzuftändigkeit kann Gebübrenfreiheit gewährt werden (Bi. 
des — 30. Jan. 04, 3fmittl IB. 15, 325). Vgl. die SächſgMVO. in J. 2, 383 
S 691 3PO. 


Zweiter Abjchnitt. Gebühren in bürgerlihen Rectsftreitigkeiten. 


8 9a. 

Literatur: ... R., Wie ift ſeit dem Inkrafttreten des BGB. der Wert des Streitgegenftandes bei 
Klagen des unehelichen Kindes gegen den Bater zu bemeſſen? IW. 31, 485; Bifhofsmwerder, 
Unterliegen bei der Berechnung des Streitgegenftandes in einem NRedhtsftreite über fällige 
und künftige gejeglihe Alimente nur die künftigen Ulimente ber Beftimmung des $ 9a Qbf. 2 
des deutihen GRG.? IM. 32, 207. 

1. $ 9a findet nicht Anwendung auf ſolche Gebühren, die bereits in dem 
vor 1900 liegenden Teile des Verfahrens entitanden find (RG. 26. März 00, 
IW. 29, 345 — SähfArdh. 10, 249; RG. 22. Mai 00, IW. 29, 526; AG. 7. März 00. 
OLG. 1,43. — Abweidhend: RG. 21. März 00, OLG. 1, 42; OLG. Königsberg 
28. Febr. 00, OLG. 1, 41). 

2. Maßgebend ijt der Zeitpunkt der Fälligkeit (RG. 15. März 01, OLG. 
3, 161). 

3. 8 9a iſt für die Berechnung des Beichwerdegegenitands in der Re- 
vifionsinftang nidt anwendbar (RG. 14. Okt. 01, SähfArd. 11, 733; NG. 
15. Dez. 02, ZW. 32, 27). 

4. Ubi. 1 findet entiprechende nn: wenn darüber Streit herricht, 
ob ein Teil der Mietfacye mitvermietet ift (RO. 12. Dez. 01, OLG. 4, 261). 

5. Wird Räumung eines zu Bordellzwecken vermieteten Hauſes verlanat, 
fo ift der Streitwert nicht nad $ 6 ZPD., fondern nad) $ 3 ZBD. unter Be. 
rückfichtigung von $ 9a GRG. feitzufegen (OLG. Hamburg 17. Juni 03, OLG. 
7, 217). 

6. 8 9a findet aud) Anwendung auf Anfprüde, die auf einen Vergleich 
über die Unterhaltspflicht geftügt werden (OLG. Stuttgart 14. Mai 03, WürttX. 
15, 359 = OLG. 7, 217). = 

7. 8 9a findet auf Anfprühe auf Entridhtung einer Geldrente weaen 
rar UT nur Anwendung, wenn fie auf Grund der 88 843, 844 BOB. 
oder des Haftpfl®. erhoben werden (RG. 11. Jan. 01, GrudyotsBeitr. 45, 383 
— Redt 5, 76; RO. 3. Juni, 24. Sept. 01, IW. 30, 459, 724; DRG. Dresden 
22. Sept. 02, SähfOLG. 24, 452). 

8. Rückſtändige Alimente kommen neben den laufenden gejfondert in An- 
lag (RG. 6. Nov. 01, OLG. 4, 262). 

9. Wird eine Geldrente für die Dauer der gänzlihen Arbeitsunjähigkeit 
des Alägers verlangt, jo kommt nur die Zeit in Betracht, während deren vor- 
ausfichtli die gänzliche Arbeitsumfäbigkeit andauert (OLG. Karlsruhe 
19. Febr. 01, OLG. 2, 434). 
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10. $ 9a findet auch bei Anfprüden aus $ 833 BGB. Anwendung (OLG. 
Tena 27. April 03, Recht 7, 267). 

11. Wird während eines Eheprozefjes Unterhalt ſchlechthin, nicht bloß für 
die Dauer des Prozefjes, verlangt, fo findet Ubf. 2, nicht Abſ. 3 Anwendung 
(OLG. Darmitadt 10. Juli 03, HeſſKſpr. 4, 71). 


8 10. 


1. Der Anſpruch auf ausfchließlihe Benutzung einer Grabjtätte und der 
daraus abgeleitete Anſpruch auf Entfernung einer Leiche aus der Grabftätte 
find vermögensrechtliche Anjprühe (BayObLo. 7. Juli 00, Recht 8, 451 Ar. 1864). 

2. Die Beitimmung in Ubi. 2 findet Anwendung, wenn mit einer Ali— 
mentenklage die Klage auf Anerkennung der Baterfchaft verbunden wird (RG. 
3. Febr. 02, DLG. 4, 395). su 


1. Wenn ſich die in der Klage und in der Widerklage geltend gemadten 
Anſprüche gegenfeitig ausichließen, betreffen beide Klagen im Sinne von 8 11 
denjelben Streitgegenjtand (OLG. Roſtock 8. Juni 03, OLG. 7, 218). 

2. Ebenjo ijt nur eine Gebühr anzufegen, wenn die Klage auf er, 
der ehelichen Gemeinschaft, die Widerklage auf Eheſcheidung gerichtet ift (OLO. 
Breslau 7. Mai 03, Breslau AK. 16, 55). 


8 12. 


1. Wird nur die Fälligkeit des erhobenen Anſpruchs beftritten, fo ilt 
gleihwohl der ganze Anſpruch für den Streitwert maßgebend (OLG. Stuttgart 
15. April 01, OLG. 2, 430 — MürttT. 15, 54; 89 Breslau 23. Okt. 02, 
Recht 6, 592 Nr. 2738). 

2. Dasjelbe gilt, wenn nur ein Teil des Anfpruchs beftritten wird (RG. 
20. März 01, OLG. 2, 431). 

3. Abſ. 2 ſetzt voraus, daß fchon bei der Vornahme der gebührenpflichtigen 
Ukte die Einzelwerte fih als Zeile eines Gejamtwertes daritellen; für die vor 
der Verbindung jtattgefundenen Akte find die Gebühren befonders zu be— 
rechnen (RG. 18. Sept. 99, GrudyotsBeitr. 44, 1228 — R63. 44, 419). 

4. Wenn gegen mehrere Teilurteile nacheinander Berufung eingelegt, dann 
aber über alle Berufungen gemeinichaftli” verhandelt und entjchieden wird, 
fo liegt nur eine Inſtanz im Sinne des GRG. vor (KG. 5. März 02, Bufds?. 
31, 339). 

5. Dagegen ift für die gegen Teilurteile einzeln eingelegten Berufungen 
je ein Vorſchuß zu erfordern (OLG. Hamburg 9. April 03, DLG. 7, 222). 

6. Berichiedene KRoftenfhuldner haften für mehrere gleichartige Akte gegen- 
über der Staatskaffe in vollem Umfange (LG. Neuwied 31. Okt. 02, Buſchs3. 
32, 421). 

813. 


1. Abſ. 2 hebt für die Zwangsvollitrekung den in $ 4 3PO. gemadıten 
Unterfchied zwifchen Haupt- und Nebenforderung auf; auch KRoften, Früchte uſw. 
find bejonders zu berechnen (OLG. Karlsruhe 7. März 02, PucheltsZ. 34, 293). 

2. Abſ. 3 greift auch Plaß, wenn der Betrag der Koſten größer iſt als die 
Hauptiahe (OLG. Hamburg 7. April 04, DLG. 9, 161 = HanſG3. 35 B. 124). 


8 16, 


1. Anfprüce, die nicht nah Maßgabe der gefeglichen Beſtimmungen als 
Streitpunkte förmlid in den Prozeß eingeführt find, bleiben für eine nad 
$ 16 zu treffende Entfcheidung außer Betracht (OLG. Celle 19. Jan. 01, OLG. 
3, 427). 

2. Bei der Feſtſetzung des Wertes des Streitgegenitandes gemäß 8 16 
GKGé. tft das Geriht an die übereinftimmenden Angaben der Parteien über 
den Wert des Gtreitgegenftandes nicht gebunden (DS. Celle 8. Juni 02, 
Recht 6, 375). 
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8, Eine Anderung der Wertfeftiegung von Amts wegen darf nah Be- 
endigung des Verfahrens, für das die Wertfeitfegung ergangen iſt, nicht mehr 
itattfinden, wohl aber kann auf Antrag jederzeit, aud nach der Urteils: 
fällung, eine Abänderung der getroffenen Wertfeftfegung erfolgen (DLG. Frank- 
furt 27. Juni 02, Recht 6, 560). 

4. Wohl aber darf das Gericht der höheren Injtanz, auch wenn es 
nicht mit der Sache felbjt befaßt ift, fondern nur über eine auf die Koſtenfeſt— 
feßung bezügliche Beſchwerde zu enticheiden hat, von Amts wegen die in der 
unteren Inſtanz getroffene Seitiegung des Wertes des GStreitgegenftandes 
ändern (ROGVZS. 24. Juni 99, NO©3. 44, 403 — Seuff A. 55 Nr. 39). 

5. Megen zu niedriger Unfegung des Streitwerts hat die Partei Rein Be: 
ihwerdereht (OLG. Dresden 10. April 00, SähfDLG. 21, 442). 

6. Schon während des Berfahrens kann der Gegner der armen Partei 
Feſtſetzung des Streitwerts verlangen (RG. 4. Febr. 04, IW. 33, 149). 


8 17. 


Die dur die Abſchätzung entftehenden KRoften können derjenigen Partei 
auferlegt werden, die die Koſten fchuldhafterweife veranlaßt hat (RG. 29. Tov.O00, 
TM. 29, 894). 

8 18, 


Hat die als Beweisbeihluß bezeichnete Unordnung einer Eidesleijtung 
ſachlich keine Beweisaufnahme zum Gegenitande, fo tft die Beweisgebühr nicht 
zu erheben (OLG. Dldenburg 30. Mai 03, OLG. 7, 218). 


8 19, 


Eine kontradiktoriihe Verhandlung ift nit ſchon in der bloßen Wer: 
lefung widerfprechender Anträge zu finden (OLG. Poſen 8. März 00, Recht 
4, 401 — PoſMASchr. 3, 56). 

8 21. 


Der Wegfall der Verhandlungsgebühr wird dur einen zwifchen der 
kontradiktoriihen Verhandlung und der Vergleihsaufnahme liegenden ge: 
bübrenpflichtigen Akt nur rückfichtlich desjenigen Teiles des Streitgegenftandes 
ausgeichloffen, auf welchen diefer Akt fich bezieht (OLG. Roſtock 22. Tan. 03, 
DLG. 7, 219 = MecklZ. 22, 258). 


8 22. 


1. Auch wenn zwifchen der Beweisaufnahme und dem Vergleich ein Urteil 
über den Grund des Anſpruchs ergangen ijt, iſt die Beweisgebühr nur zur 
Hälfte zu erheben (OLG. Hamburg 14. Juli 03, OLG. 7, 220). 

2. it die Vernehmung eines Sadverjtändigen und fchriftlihe Erftattung 
des Gutachtens angeordnet, und kommt es bei der Befichtigung des Gtreit- 
objekts durch den Sadyverjtändigen zu einem Vergleich, fo hat die Beweis: 
aufnahme auch nicht teilweije ftattgefunden (OLG. Dresden 12. Okt. 99, Sädf: 
OLG. 21, 477). 

8 23. 


1. Der Streitwert ift bei Abſchluß eines Vergleihs aud dann nach Höhe 
des in der Klage geltend gemadten Anſpruchs feitzufegen, wenn der Veraleich 
über einen höheren Anfpruch geichloffen wird (OLG. Celle 19. Jan. 01, RG. 
8. Febr. 01, RG. 19. Sept. 00, DLG. 2, 427—429; KO. 3. Nov. 99, SächſArch. 
11, 763 — KGEBl. 00, 88; OLG. Roftok 16. Febr. 00, SächſArch. 11, 764 — 
MecklZ3. 00, 56). 

2, Wird in einem Prozeß zunächit durd Urteil über die Einrede der Un- 
zuftändigkeit entjchieden und die Sade dann durd Vergleich erledigt, fo ift 
neben der Verhandlungs- und Entiheidungs: aud die Vergleichsgebühr zu 
liquidieren (RO. 5. Juli 99, GrudyotsBeitr. 44, 1231). 
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8 26. 


1. Die Beitimmung in Nr. 1 greift auch Pla, wenn im Wechfelprozeh die 
Ausführung der Parteirechte in betreff einer prozeßhindernden Einrede dem 
Nadverfahren vorbehalten bleibt (RG. 8. Mai 00, ZW. 29, 472 — Grudots- 
Beitr. 44, 1226). 


2. Die ———6 nach Nr. 1 findet auch Anwendung, wenn die Klage 
abgewiefen wird (RG. 26. Gept. 01, OLG. 4, 393). 

3. Die Beftimmung in Nr. 5 findet au dann Anwendung, wenn der Un- 
trag des Gegners, und dementiprechend die Enticheidung des Gerichts ſich auf 
Feſtſetzung der Vexpflichtung des Rechtsmittelklägers zur Koſtentragung be— 
ſchränkt (RG. 29. Juni 99, R63. 44, 414). 

4, Ar. 8 iſt nicht anwendbar, wenn der Schuldner jtatt der Einwendungs- 
klage * Feſtſtellungsklage erhebt (OLG. Karlsruhe 12. Okt. 08, BadRpr. 
70, 30). 

8 28. 


Merden zwifhen dem Kläger und mehreren als Geſamtſchuldner haftenden 
Beklagten mehrere Einzelvergleiche geichloffen, fo kann nur eine Gebühr von 
10 des ganzen Streitwertes angefegt werden (OLG. Dresden 17. Sept. 03, 
SächſOLG. 26, 95). 


8 33. 
vgl. $ 26 Nr. 1. 


8 37. 


Mird die Klage nur für einen Teil des im Mahnverfahren geltend ge- 
madten Anfpruchs erhoben, fo kann die Mahngebühr nur verhältnismäßig, nad) 
dem Verhältnis des eingeklagten Teiles des Anſpruchs zu der ganzen im 
Zahlungsbefehl genannten Forderung angerechnet werden (OLG. Stuttgart 
2. Febr. 04, MWürtt3. 46, 140). .. 


1. Beim Ausgleihsverfahren ift als Streitgegenftand der Feltfegung nur 
der zur Erjtattung gelangende Betrag feitzufegen (RG. 24. Sept. 00, Buldhs?. 
28, 251). 

2. Iſt das Verfahren nad $ 109 ZPO. nicht eingeichlagen worden, wird 
vielmehr die Sicherheit auf Grund beiderfeitiger Einwilligung ausgezahlt, jo 
kann die Gebühr nad $ 38 Wr. 2 nicht erhoben werden (OLG. Dresden 
16. Zuni 02, SähjDLG. 24, 174. — U. M.: OLG. Dresden 22. Sept. 00, OLG. 
1, 466). 

3. Mird die vollftrekbare Ausfertigung einer preußiihen Notariats» 
urkunde von dem Amtsgericht als verwahrender Behörde erteilt, fo findet auf 
die Gebührenfeftiegung nicht $ 38 Wr. 3 GRG., fondern $ 7 NotGebDd. Un- 
wendung (RG. 25. Mai 03, R6T. 26 B 50). 


8 45. 


Eine beim Reichsgericht eingelegte Beſchwerde in Sachen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, die in diefem Verfahren unzuläffig ift, ift binfichtlich der Ge- 
bübhrenberehnung als im Bereiche der jtreitigen Gerichtsbarkeit eingelegt an- 
zufehen (RG. 8. Okt. 02, RG3. 52, 248). 


8 46. 


Menn der Kläger nah Befriedigung während des Prozefies bloß Wer: 
urteilung in die Kojten, der Beklagte aber Klagabweifung beantragt, fo iſt 
der urfprünglihe Klaganſpruch als Streitwert anzufehen (DLG. Roſtock 
26. März 01, OLG. 2, 433. — U M.: OLG. Braunfichweig 26. Nov. 03, 
Recht 8, 2 Ar. 113). 


588 49. Gerichtskoftengefeß. 


8 48, 

1. Die befondere in $ 48 GRG. vorgefehene Gebühr kann nach Befinden 
auh dem WBarteivertreter zur Zahlung auferlegt werden (OLG. Dresden 
21. Dkt. 01, SähfDLG. 24, 175). 

2. Die Gebühr nad 8 48 kann der Partei auch dann auferlegt werden, 
wenn dem Anwalt oder dejjen Perfonal ein Verſchulden zur Lajt fällt (DLGS. 
Dresden 9. Nov. 03, DLG. 9, 161). 

8 49, 

1. Die erhöhte Gebühr des Abſ. 1 tritt auch bei Nichtigkeitsklagen gegen 
ein Revifionsurteil ein (RG. 12. April 04, IM. 33, 299 — RG3. 57, 231). 

2. Die Vorichrift in Abf. 2 iſt dahin zu veriteben, daß immer nur die in 
erjter Inftanz erhobene oder zu erheben gewejene Beweisgebühr anzurechnen 
tft auf die an ſich ſonſt in der Berufungsinftanz zu erhebende, Daß alfo die 
Erhöhung nad Abſ. 1 immer eintritt (RG. 14. Juli 04, IW. 33, 560; OLG. 
Hamburg 6. Dez. 00, OLG. 4, 391 — HanſG3. 22 3. 34). 


Dritter Abfchnitt. Gebühren im Konkursverfahren. 


Fünfter Abfchnitt.! Auslagen. 
8 80, 
Die Beſtimmung findet auf rechneriſche Schriftjtücke (kaufmännifche NRed- 
nungen, Inventuraufnahmen) nicht ohne weiteres Anwendung; vielmehr bat 
eine billige Abſchätzung aus dem Gefichtspunkt einzutreten, wieviel Raum 


der Überfichtlihkeit wegen unter Hinwegfegung über $ 80 aufgewendet werden 
mußte (OLG. Roftodk 1. März 00, OLG. 1, 466). 


8 80a. 


Für die Benachrichtigung der Parteien vom Beweisaufnahmetermin können 
keine Schreibgebühren erhoben werden; daher kann aud das erfuchte Gericht 
fie nicht vom erfuchenden erjtattet verlangen (OLG. Hamburg 27. Mai 03, HaniG2. 
24 8. 220; DLG. NRoftock 6. Okt. 03, Mel. 22, 260). 


$ 80b. 


Wird ein Beweisaufnahmetermin, zu dem bereits Ladungen ergangen 
find, auf Antrag einer Partei verlegt, jo hat die Koftenpflichtige Partei die 
Auslagen bierfür zu erftatten OLG. Rolmar 18. Juli, 10. Okt. 03, ElfLoth2. 
29, 41, 256). 


Sechſter Abſchnitt. Koftenvorfhuß und Koſtenzahlung. 
g 81. 


Literatur: Nittmann, Zur Auslegung ber 85 81, 91, 92 des deutſchen GRG., DIZ. 8, 156 — 
Ifmittl IB. 15, 279. 

1. Die Rojtenvorfchußpflicht dauert nad gänzlicher Erledigung des Wechts— 
itreites fort (OLG. Karlsruhe 12. Dez. 00, OLG. 3, 162). — — 

2. Wird eine ſchon erhobene Klage durch eine neue Klagſchrift auf weitere 
Beklagte erjtreckt, fo it der Vorfhuß zweimal zu erheben (OLG. Dresden 
15. Jan. 01, OLG. 2, 268). 

3. Die Koften des Zahlungsbefehls können auf den nach $ 81 zu zahlenden 
Gebührenvorfhuß nicht angerechnet werden, fondern nur auf den Gefamtbetraa 
der erwachfenen Koſten (OLG. Oldenburg 27. Dez. 02, DI3. 8, 156 — ORG 
7, 221. — U. M.: OLG. Naumburg, Naumburg. 02, 88), 

4. Beiteht die Partei aus mehreren Perfonen, jo ift von jeder der ganze 
Vorſchuß zu fordern (OLG. Darmitadt 8. Jan. 02, DIZ. 7, 488 — Redt 6 15 
— HelfRipr. 2, 180 — DRG. 4, 388). i 


ı Der vierte Ubfchnitt betrifft Die Gebühren In Straffachen. 
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5. Eine Aktiengefellihaft ift, aud; wenn fie auf Verlangen einer Minder: 
beit Prozeffe führt, zur Koftenzahlung verpflichtet (RG. 29. Febr. 04, IM. 
33, 214 = GrucotsBeitr. 48, 627 — 3fmittl IB. 15, 371 — Bank. 3, 174). 

6. Für den Gebührenvorfhuß des Klägers haften beide, nacheinander ver: 
urteilte Wechjelfhuldner (OLG. Darmftadt 28. Dez. 03, OLG. 9, 165). 


8 86. 

1. Im Falle des Urt. 11 des HaagAbk. find die Ausländer auch von dem 
nad $ 85 Abſ. 1 zu leiftenden dreifachen Gebührenvorfchuß befreit (RG.10. Okt. 02, 
RG3. 52, 266; DLG. Dresden 7. Mai 02, SächſOLG. 24, 173; DLG. Hamburg 
8. Febr. 01, DLG. 2, 208 — Seuffll. 56, 288; DLG. Frankfurt 2. Dez. 01, Recht 
6, 326 — TFrankfRundidh. 35, 249). 

2. Klagende Ttaliener find von der dreifachen Vorfhußpflicht befreit (OLG. 
Breslau 22. Juni 01, Buſchs3. 31, 120). 

3. Ebenjo klagende Niederländer (OLG. Cöln 18. Juni 01, DLG. 4, 389). 

4. Dagegen find die Türken zur Zahlung eines dreifachen Vorſchuſſes 
verpflichtet (RG. 30. Tan. 01, IW. 30, 141; RO. 17. Sept. 00, OLG. 1, 467). 

5. Ebenfo Engländer, die nicht in Deutichland wohnen (KG. 13. März 00, 
OLG. 1, 466; RG. 9. April 00, 21. Febr. 01, OLG. Hamburg 24. April 01, OLG. 
2, 487—489). 

6. Wird der Kläger wegen unterlaffener Vorſchußzahlung zur Verhandlung 
nicht zugelaffen, jo kann gleihwohl der Gegner Verfäumnisurteil gegen ihn 
beantragen (OLG. Marienwerder 12. Dez. 99, Seuffll. 55 Nr. 174; OLG. Rarls- 
ruhe 17. Juni 01, OLG. 3, 166). 

7. Der — ch ift auch in der Berufungsinftanz von dem Be- 
rufungskläger, der in erfter Inſtanz Kläger war, einzufordern. — Auch wenn 
bereits Terminsbejtimmungen ergangen find, müffen weitere gerichtliche Hand- 
lungen vor Zahlung des Ausländervorfchuffes abgelehnt werden (OLG. Frank: 
furt 6. Upril 03, Recht 7, 267). 

8 86. 

Die Schuldübernahme kann von der Partei felbjt dem Gericht gegenüber 
oder in einem vorm Gericht abgeichloffenen Vergleich erklärt werden (RG. 
28. März 00, OLG. 1, 1). 

8 87. 


1. Die Aufhebung oder Abänderung kann aud durch die Parteien felbjt im 
Mege des Vergleichs erfolgen (RG. 2. März 01, OLG. 3, 166). 

2. Der Fiskus, der vergleichsweije die Prozeßkoſten übernommen hat, 
kann nicht die Nückerftattung eines vom Gegner geleijteten Gebührenvorfchuffes 
5 den leßteren verlangen (OLG. Celle 11. Okt. 00, DYG. 7, 222). Vgl. $ 98 
Wr. 2). 

3. vgl. die in T. 2, 316 zu $ 115 unter Ar. 4 abgedrucdte Entſcheidung. 


8 88, 


Iſt der einen Partei das Armenrecht bewilligt, fo findet Ubf. 2 keine An: 
wendung (OLG. Dresden 4. Sept. 97, Seuff A. 55 Wr. 102). 


Literatur: ſ. bei $ M. 8 80. 


1. Infoweit KRoften der Widerklage in Frage kommen, iſt der Kläger nicht 
als Untragiteller anzufehen (RGVZS. 16. Mai 04, IW. 33, 475 — RG3. 
57, 301; DVG. Dresden 24. April 00, SäihlÜOLG. 22, 275 — DVG. 3, 162 — 
OLG. 4, 384; KG. 4. Dez. 01, DLG. 3, 461; OLG. Frankfurt 29. April 03, 
Buſchs3. 32, 422 — Redt 7, 295. — U. M.: RG. 23. Sept. 01, R63. 52, 197; 
RO. 24. Febr. 03, IW. 32, 182 — RG3. 54, 63). 

2. Haben beide Barteien das Verfahren der Inſtanz beantragt, fo haften 
fie für die Koften je zur Hälfte (RG. 26. Sept. 04, WB. 33, 560 = KGB. 15, 93). 
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3. Der Kläger, deffen Gegner das Armenrecht hat, ift aus $ 89 aud für 
die durch Anträge des Beklagten verurfachten Auslagen des Gerichts haftbar 
OLG. Dresden 25. Jan. 02, SähfDLG. 24, 179). 


8 91. 


Für die Einforderung des Vorſchuſſes von einer aus mehreren Perſonen 
beitehenden Partei ijt die Vorfchrift in $ 91 nicht unbedingt maßgebend, viel: 
mehr ijt der VBorihuß nad Maßgabe der materiellen Beteiligung am Wechts— 
jtreit einzufordern (RG. 15. Juni 03, IW. 32, 292). 


g 9. 
Literatur: P. W., Ober die Haftung von Streitgenoffen für den Gebührenvorfhuß, ZimittlI®. 
15, 874. 


Die Behauptung des Koftenichuldners, der Prozeß werde für Rechnung 
eines Dritten geführt, kann die Gerichtskaffe nicht befugen, von diefem die 
Koften einzuziehen (OLG. Hamburg 13. Mai 03, Hanf63. 24 3. 196 — DRG. 


I, and). 
8 9. 
Literatur: Blutau, Erläuterung ber Koftenpfliht bes Beklagten, falls dem Aläger im Zivil- 

prozeßverfahren das Armenrecht bewilligt iſt, Zfmtttt JB. 15, 112. 

Wird das Urteil in der Berufungsinftanz aufgehoben und die Sadıe an 
das Gericht erjter Injtanz zurückverwiefen, die Entfheidung über die Koſten 
aber dem Endurteil vorbehalten, fo können die Gerichtskoften von den Be- 
rufungsklägern eingezogen werden (AG. 13. Jult 04, NaumburgAUR. 04, 71). 


8 94, 
Literatur: Wegener, Zur Anwendung des $ 94 Ziff. 1 Satz 1 bes beutihen GRGS., Medi?. 
22, 161. 


1. Eine Verlängerung der einjährigen Sr nad deren Ablauf ift aus: 
geichloffen (OLG. Dresden 9. Mai 01, SächſOLG. 22, 556). 

2. Bei Aufftellung der Jahresrehnung find dem Kläger diejenigen Ge: 
bühren und nidt unter $ 89 Sat 2 fallenden Auslagen nidt zur Zaft zu 
legen, die wegen einer vom Beklagten erhobenen Widerklage aufzunehmen 
find (REVZS. 16. Mai 04, IW. 33, 475 — RG3. 57, 301). Vgl. oben $ 89 
Nr. 1 fowie die Literaturangabe zu $ 9a. 


Siebenter Abſchnitt. Schlußbeftimmungen. 
1. Zu den Gebühren im Sinne diefes Paragraphen gehören nicht auch die 
Auslagen leinſchließlich der Schreibgebühren] (RG. 11. März 02, IW. 31, 220). 
2. Der Fiskus kann nicht Rückerſatz eines vom Gegner geleijteten, diefem 
im Vergleihswege vom Fiskus erjtatteten Gebührenvorjchuffes im Rechtswege 
verfolgen (OLG. Karlsruhe 15. Jan. 02, DLG. 4, 394). 


8 101. 


Unter einem außerhalb des Rechtsſtreits abgeſchloſſenen Vergleich ift jeder 
rechtswirkfame Vergleich zu verjtehen, nicht nur ein in vollitreckbarer Form 
ausgefertigter (OLG. Münden 7. Mai 00, Redt 4, 308 — OLG. 1, 195). 


50. Gebührenordnung für BRedtsanmwälte, 


Literatur: Drucker, Die RAGebO. an der Hand der Kechtſprechung erläutert, ipzig 1904; 
MWalter-Joahim, Die RAGebO., 4. Auflage des Walierfchen Kommentare, San 1000: 
Willenbüdher, Das Koftenfeitiegungsverfahren, 5. Aufl., Berlin 1900; Sydow-Buld, 
Ausgabe mit Unmerkungen, 7. Uufl., Berlin 1903; ferner Ausgaben von Pfafferotb, Berlin 
1900, Merzbader 1900; Domke, Devtide Gebührenordnung für Reditsanwälte in alpha · 
betiſchen Stichwörtern, Berlin 1908. 
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Eriter Abſchnitt. Allgemeine Beitimmungen. 
81. 


Literatur: Türk, Uber beratende Tätigkeit des —— welche den Beginn oder die Fortſetzung 
eines bürgerlichen Rechtſtreits betrifft, IW. 31, 

1. Unter die beratende Berufstätigkeit fällt nicht bloß die eigentliche 
Ratserteilung, fondern überhaupt die ganze, das gerichtliche Verfahren, nament- 
lich deſſen Beginn vorbereitende Tätigkeit, auch ſoweit ſie auf die Beſchaffung 
des Ian Materials gerichtet ift (RG. 2. Dez. 02, IJW. 32, 28). 

Vergleichsverhandlungen des Redtsanwalts vor Erhebung der N 
kalten unter $ 1 (ORG. Karlsruhe 12. Okt. 01, Recht 6, 105 — BadRpr. 68, 2 

3. Unter der „beratenden Berufstätigkeit, welche den Beginn eines ah 
Berfahrens betrifft” ‚ find nicht nur ſolche Beratungen zu veritehen, bei denen 
der Beginn des Berfahrens bereits feititeht (OLE. Frankfurt 11. März 03, 
Redt 7 7 295). 

4. Ob eine Mahnung feitens eines Rechtsanwalts vorm Prozeßbeginn in 
den in 51 — eſchäftsbetrieb fällt, iſt beſtritten (OLG. Karlsruhe 
2. Mai 01, OLG. 3, 

5. Auf ER findet die RAGebO. aud nicht entiprechende 
Anwendung (LG. Bauten 31. Mai 00, SähfArd. 10, 65). 


83. 

1. Sind mehrere (3) Perſonen in einer Klage wegen felbjtändiger An— 
ſprüche (von je 300 Mark) verklagt und eh 7 fie denfelben Anwalt, fo 
kann diefer von jedem nur den entipredhenden Teil der Kojten (ein Drittel) 
fordern (OLG. Dresden 2. März 00, SähfOLG. 21, 452; vgl. DLG. Kaffel 
2. Mai 04, Recht 8, 337). 

2. 83 madıt keinen Unterfchied darin, ob die mehreren Auftraggeber eine 
einheitliche Prozeßpartei oder ob fie mehrere felbjtändige Prozebparteien bilden 
(OLG. Jena 2. Nov. 99, Thürl. 51, 91). 


87. 
Unter „eigenen“ Angelegenheiten find auch ſolche zu verftehen, in denen 
der Rechtsanwalt als Ronkursverwalter tätig wird (OLG. Königsberg 14. Mai 03, 
PoſMSchr. 6, 96). 


Zweiter Abjchnitt. Gebühren in bürgerlichen NRechtsitreitigkeiten. 
8 11. 


Bezieht fich die für die Koftenberehnung erhebliche Tätigkeit des Gerichts 
und der Rechtsanwälte nicht auf denfelben Gegenstand, fo kann die Frage, 
von welcden Wertsitufen bei der Berechnung der Redtsanwaltsgebühren aus- 
zugeben ijt, nicht in einem dem $ 16 GARG®. entiprechenden rg 
verfahren, fondern fie muß bei der Roftenfeitfegung nad 88 103—106 ZBD. 
oder in einem befonderen Rectsjtreite zum Austrage gebradt werden (RG. 
20. Nov. 02, IM. 32, 9). 2 

12, 


1. Die Beihwerde aus $ 12 ſteht nur demjenigen Rechtsanwalt zu, der 
an der Erhöhung des Streitwerts in Anſehung feiner Gebührenforderung ein 
Intereffe hat (RG. 28. Febr. 01, IW. 30, 226). 

2. Die Bartei hat kein Beſchwerderecht aus $ 12 (OLG. Poſen 1. Juni 04, 
PoMScır. 7, 133). 

3. 8 16 Abf. 2 GRE. ift auf die Beichwerde nad) $ 12 RAGebO. nicht 
anwendbar (RG. 24. Dkt. 02, IW. 31, 610 — Recht 6, 592). 

4. Bei der auf Erhöhung der Feſtſetzung des Streitwerts der Haupt: 
fache gerichteten Beihwerde eines Rechtsanwalts befteht der Streitwert nur in 
der entiprechenden Differenz der Gebühren diefes Anwalts (R6GVZS. 27. Dez. 99, 
RGZ2. 45, 402 — IM. 29, 147). 


592 50. Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


813. 
I. Prozeßgebühr: 

1. Wird ein Teilbetrag eingeklagt, der Rechtsſtreit jedoch nach Erhebung 
von Widerklage wegen der ganzen Forderung ans Landgericht verwiefen und 
von diefem entſchieden, fo iſt aud die Prozehgebühr nad Höhe der ganzen 
Forderung zu berechnen (OLG. Kiel 7. Nov. 02, DLGO. 7, 224). 

2. Auch wenn der Kläger erklärt, er beichränke die Beihwerdefumme in 
der Berufungsinjtanz auf einen bejtimmten Betrag, kann der Gegner die volle 
— — für die Berufung fordern (OLG. Hamburg 22. DRt. 02, OLG. 
7, 225). 

3. Wird über zwei getrennt eingelegte Berufungen in demfelben Termine 
verhandelt, fo ift nur eine Prozeßgebühr nah dem zufammenzurechnenden 
De beider Berufungen anzujegen (OLG. Hamburg 8. Mai 03, OLG. 
7, 225). 

4. Die Anfertigung von Entwürfen eidesftattlicher Verfiherungen gehört 
jedenfalls dann zum Prozekbetrieb, wenn die Verficherung vom Antragiteller 
felbft abgegeben wird (RO. 2. Jan. 03, OLG. 7, 224). 


I. Berhbandlungsgebühr: 


5. Wenn der Anwalt zwar den Rlagantrag verlieft und den Inhalt der 
Klagichrift vorträgt, dann aber erklärt, nicht verhandeln zu wollen, fo ift die 
Berhandlungsgebühr nicht verdient (VLG. Stuttgart 23. April 00, OSG. 1, 246). 

6. In der Erklärung des Prozeßbevollmädtigten, ein ftrittiges Anfprucs- 
recht fallen zu laffen, liegt aud ein „Verhandeln“ im Sinne der RUGehd. 
(OLG. Jena 22. März 02, Redt 6, 152). 

7. Mit dem Berlefen_der beiderfeitigen Anträge ift die kontradiktorifche 
Verhandlung eingeleitet (OLG. Hamburg 16. Juni 04, OLG. 9, 167. — A. M.: 
OLG. Königsberg 5. Okt. 03, PoſMSchr. 6, 179). 

8. Es liegt keine kontradiktorifche Verhandlung vor, wenn der Beklagte 
im Wechjelprozeffe nur beantragt, ihm die Ausführung feiner Rechte vor- 
zubehalten (OLG. Marienwerder 14. Juni 00, OLG. 2, 269). 

9. Die Verhandlungsgebühr jteht dem Anwalt nit zu, wenn nicht er 
felbft, fondern ein nicht nach $ 25 der RAD. als Vertreter bejtellter Referendar 
verhandelt (LG. Dresden 15. März 01, Recht 5, 266; DLG. Dresden 9. Mai 02, 
SählDLG. 24, 190). 

. Erklärt der Kläger nad) Verlefung der Klaganträge, aber vor Eintritt 
in die Verhandlung zur Hauptfache, daß er vom Urkundenprozeß Abitand 
nehme, fo it nur die Verhandlungsgebühr im ordentlichen Verfahren verdient 
(OLG. Dresden 15. Febr. 04, OLG. 9, 169). 

II. Vergleihsgebühr: 

11. Erjtreckt fich der Vergleih auf Anfprüde, die nicht Gegenstand des 
Rechtsſtreits waren, fo iſt die Vergleicdhsgebühr nad Höhe des gefamten durch 
den Vergleich erledigten Objekts zu berechnen und auch in dieſer Höhe er- 
itattungsfähig (LG. Halberftadt 26. April 04, in Anlehnung an RG. 7. Juli 00, 
Naumburg Ak. 04, 62. — A. M.: DLG. Marienwerder 11. Aprit 03, BoMScr. 
6, 66; OLG. Kolmar 25. Nov. 03, Recht 7, 609). 

12. Der erjtinjtanzliche Prozeßbevollmädtigte, der, obwohl er beim Ge- 
richt zweiter Inſtanz nicht zugelafjfen ift, bei einem Vergleihsabfchluß vorm 
beauftragten Richter mitwirkt, hat Anſpruch auf die Vergleihsgebühr (OLG. 
Dresden 15. Mai 00, SächſOLG. 21, 549). 

IV. Beweisgebühr: 

13. Cine Tätigkeit des Anwalts im Beweisaufnahmeverfahren liegt nicht 

ihon in der Mitteilung des Beweisbeſchluſſes an die Partei und in der Auf: 


forderung, den Vorihuß für das Zeugengeld zu bezahlen (OLG. a 
4. Dez. 99, OLG. 1, 330; OLG. Kiel 2. Juli 00, OLG. 1, 330; DOG Diner 
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i — 99, SächſOLG. 21, 287; 286 Breslau 18. Sept. 02, Recht 6, 486. — 

OLG. Hamburg 16. Okt. 00, DI2. 7, 56; OLG. Hamburg 19. Okt. 03, 
—2 24 B. 312). 

14. Wenn ohne Unordnung eines Beweifes anläßlidy eines Sühneverfudhs 
ein Sachverftändiger vernommen wird, jo kann der Anwalt nur die Vergleichs, 
— 2 die Beweisgebühr beanfprudhen (RG. 8. Dez. 99, IM. 29, 50). 

. VBorausfegung der Beweisgebühr ift, daß eine Spaltung des Verfahrens 
in — den Parteibehauptungen und einem der Beweisaufnahme gewidmeten 
Abſchnitt erkennbar hervortritt. Das trifft nicht zu in einem Arreſtverfahren, 
in dem zur Glaubhaftmachung Zeugen | vernommen werden (OLG. Darmitadt 
19. Sept. 02, DI2. 9, 128 — Kecht 7, 161 — HeſſKſpr. 3, 158. — U. M.: 
OLG. Hamburg 26. Yan. 04, DRG. 9, 169 — HanſG3. 25 2. 96). 

16. Ein Beweisverfahren, das zum Anſatz nad $ 13 Ar. 4 berechtigt, 
kann aud; ohne vorgängigen Beweisbeihluß in einem Wortrage gefunden 
werden, den der Richter aus herbeigezogenen Akten eines andern Gerichts 
zum Zwecke der Grweislihmadung beitrittener Behauptungen erjtattet (OLG. 
Dresden 21. Okt. 02, SähOLG. 24, 559. — U. M.: DLG. Naumburg 19. Mai 03, 
NaumburgUR. 03, 55; OLG. Frankfurt 10. Dez. 03, Recht 8, 82). 

17. Die Borlegung von Urkunden durd den Beweisführer ift felbit dann 
keine Beweisaufnahme, wenn fie auf Anordnung des Prozeßgerichts vor 
einem andern Gericht erfolgt (OLG. Roſtock 28. April 04, Meckl3. 23, 41 

18, 8 13 Nr. 4 bezieht ſich nicht auf Eide, durch deren Leiſtung der in 
der Klage geltend gemachte Anfpruch erfüllt und erledigt wird (DLG. Dresden 
26. Okt. 99, —— 26. 24, 184). i 

16, 


1. Rommt zur Berlefung der kontradiktorifchen Anträge der Vortrag des 
Rlaggrundes nn und unterbleibt die Einlaffung des Beklagten nur des- 
halb, weil das Gericht zwei Sachen a fo liegt eine kontradiktorifche 
Berhandlung vor (OLG. Dresden 25. Mai 99, Sachſo G. 21, 191). 

2. Eine jtreitige Verhandlung nad Leiftung eines bedingten Endurteils 
kann nidt ſchon darin gefunden werden, daß der Gegner nicht anerkennt 
(OLG. Dresden 31. Mai 99, SächſOLG. 24, 188). 

3. vgl. oben $ 13 Nr. 59, 

8 17. 


1. Die Nacdverhandlungsgebühr iſt aud dann erwaclen, wenn die an- 
geordneten Beweiserhebungen gar nicht zur Ausführung gebradıt worden find 
(RG. 20. Juni 99, RG3. 45, 397). 

2. Unter Verhandlung iſt eine ſolche irgendwelcher Urt, we nur eine 
ſolche über die Hauptſache zu veritehen (LG. Bückeburg 25. Sept. 98 Buſchs 3. 
28, 328). 

3. Insbeſondere iſt nicht erforderlich, daß die Verhandlung das Ergebnis 
der Beweisaufnahme zum Gegenſtand gehabt hat (OLG. Dresden 6. Nov. 99, 
SächſOLG. 21, 557. — U. M.: DLG. Darmftadt 18. Sept. 00, OLG. 1, 331). 

4. Eine weitere mündliche Verhandlung ift [hon darin zu finden, daß 
die Parteien zu erkennen geben, daß fie bei ihren Anträgen ftehen bleiben 
wollen (OLG. Dresden 2. März 02, SächſOLG. 24, 187; OLG. Marienwerder 
29. Zuni 03, BPoMScr. 6, 133). 

5. Die weitere Verhandlungsgebühr des $ 17 RAGebO. kann nur von 
dem Teile des Streitgegenjtandes berechnet werden, über den auch die Be- 
weisaufnahme ftattgefunden bat (OLG. Jena 22. März 02, Recht 6, 512). 

6. Für die Vertretung der Partei bloß im Verfahren nad erhobenem 
Beweife findet keine Erhöhung der Berhandlungsgebühr ſtatt (OLG. Dresden 
2. Okt. 00, SähjDOLG. 22, 559; OLG. Breslau 18. Sept. 02, Recht 6, 486). 


g 18. 
Bag Zu $18 RUGebd. Wann tft ein Vergleich vor dem Richter abgeichloffen ? 
.31, 247. 


Warneyer, Jahrbuch der Enticheidungen. 3. Jahrg. 38 
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8 20. 

1. Hat das Gericht die Werhandlung auf die prozgekbindernde Einrede 
der Unzuftändigkeit des Gerichts befchränkt, fo find die Gebühren nur nad 
Höhe von ”1w aud dann anzufegen, wenn nad dem Protokoll „Die Parteien 
Unträge zur Hauptfacdhe geitellt und zur Sade verhandelt haben“ (DES. Cöln 
3. Nov. 02, Zfmitt IB. 14, 33; OLG. Münden 10. April 01, Recht 5, 266). 

2. Im Wechielprozeß erhält der Anwalt in den Fällen des 8 20 ıo von 
der vollen Gebühr, nicht bloß "10 von "io (OLG. Poſen 31. Juli 03, PoſMSchr. 


— 
6, 157). g 99, 

1. Der Rechtsanwalt des Beklagten kann die Gebühr aus Ziff. 1 be- 
rechnen, wenn er nad) Zujtellung des die Klage abweifenden Urteils die Auf- 
hebung einer auf Antrag des Klägers erlaffenen einftweiligen Verfügung er- 
wirkt hat (OLG. Kolmar 13. Juli 00, OLG. 1, 332). 

2. Für den Antrag auf Erteilung des Armenredts ift die Gebühr von 
10 dann zuzubilligen, wenn die Anbringung des Geſuches zur zweckent- 
iprechenden Rechtsverfolgung notwendig war (OLG. Kiel 12. Okt. 01, OLG. 
4, 273; OLG. Karlsruhe 26. Febr. 02, Recht 6, 486 — BadRpr. 68, 248). 

3. Der Rechtsanwalt, welder lediglih im KRoftenfeftiegungsverfahren 
tätig war, hat nur Anſpruch auf die in 8 23 Ar. 1 normierte Gebühr, nicht 
auf eine Prozeßgebühr nad $ 13 Nr. 1 (OLG. Zweibrüden 19. März 01, Rect 
5, 238; 26. Deffau 26. April 02, ThürBl. 51, 105). 

4. Die in Ziff. 2 bejtimmte Gebühr jteht dem Redtsanwalte, der einen 
Antrag auf Überweifung einer gepfändeten Forderung gejtellt und einen Ver 
ziht auf ein Pfändungspfandrecht erklärt hat, auch dann zu, wenn Die 
Pfändung der Forderung bereits zur WBollziehung eines Arreftbefehls ftatt: 
gefunden hatte (RG. 2. Juni 99, R53. 44, 373). 

5. Bereits durch Einreichung der Ladung zum Dffenbarungseide iſt die 
Anwaltsgebühr verdient (OLG. Karlsruhe 25. Juni 01, OLG. 4, 271). 

6. Auf Unträge bei einer Depofitalbehörde, die fih auf ein unter $ 894 

PD. fallendes Urteil gründen, ift der Anſatz nad) 8 23 Ziff. 2 nit anwendbar 
OLG. Dresden 16. Okt. 99, SähjDLG. 21, 553). 

7. Für die Vorpfändung nad $ 845 ZPO. kann der Unwalt keine be: 
fondere Gebühr verlangen, wenn die Pfändung der Bonus nachfolgt 
(OLG. Karlsruhe 22. Nov. 01, DLG. 4, 272. — U. M.: 6. Marienwerder 
18. Sept. 02, Naumburg AK. 03, 86; DLG. Roftock 15. Dez. 02, Meckl3. 21, 235). 

8. Db eine Gebühr neben der Prozeßgebühr erhoben werden kann, richtet 
fi) nad 8 30, nicht nach 88 23, 24, die nur die Höhe der Gebühr regeln 
(OLG. Hamburg 20. Dez. 02, HanfG3. 24 B. 60 — SchlHolſtAnz. 03, 148). 


8 24. 


Für den Antrag auf Rückgabe einer Sicherheit nad $ 715 ZPO. kann 
der Rechtsanwalt die Gebühr aus $ 24 RUGEbD. nicht neben der Prozeß— 
gebühr beanſpruchen (OLG. Poſen 3. Dkt. 01, DLG. 4, 271; OLG. Darmitadt 
7. Zuli 02, NaumburgAK. 03, 86 — Helifipr. 3, 115 = DIJ3.8, 552; DRG. 
Rarlsruhe 11. April 03, NaumburgAR. 03, 86 == BadRpr. 69, 152 — Recht 
7, 268; OLG. Hamburg 3. Juni 03, DLO. 7, 229 = DZ. 9, 1000 — HanfG62. 
24 8. 266; DLG. Cöln 11. Mai 03, Puchelts 3. 35, 46; DLG. Polen 15. Juni 03, 
PoMScr. 6, 96; DLG. Jena 30. Aug. 03, ThürBl. 51, 69; AG. 21. Dez. 08, 

GBI. 15, 47; DXLG. Frankfurt 14. Jan. 04, FrankfKundſch. 38, 59). Ebenfo 
und — a. M.: 7.2, 386 $ 715 Nr. 2. 


8 25. 


1. Dem Rechtsanwalte, deffen Tätigkeit fi auf die Vertretung in Be 
weisaufnahmeterminen befhränkt, fteht aud im Falle der mehrfachen, auf ae 
trennten Aufträgen beruhenden Wahrnehmung von Beweisterminen in der- 
jelben Inftanz Reine erhöhte Progeßgebühr zu (RG. 3. Jan. 01, Recht 5, 181). 
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2. Werden gegen mehrere Teilurteile hintereinander mehrere felbftändige 
Berufungen eingelegt, fo jteht dem Anwalt die Prozeßgebühr für jede einzelne 
Berufung befonders zu, auch wenn in der Berufungsinftanz einheitlich ver- 
handelt und entichieden wird (AG. 24. Mai 02, OLG. 5, 228). 


8 28, 

Iſt der Streitwert im Nadverfahren geringer als im Urkundenprozeß, fo 
hat fih der Unwalt auf die Prozekgebühr des ordentlihen Verfahrens den: 
jenigen Betrag anzurechnen, den er bereits von dem in das ordentliche Ver— 
fahren übergegangenen Teile des GStreitgegenftands als Prozeßgebühr für den 
Urkundenprozeß erhalten hat (OLG. Pofen 25. Sept. 02, DLG. 7, 230). 


8 29. 
1. Dem Anwalt jteht keine Gebühr für die abgefonderte Verhandlung 
über eine prozeßhindernde Einrede zu, wenn auch über die Hauptſache ge- 
trennt erkannt iſt (AG. 21. Dez. 00, OLG. 2, 268). 


8 30. 
Literatur: Begemann, Gebühren des Rechtsanwaltes in den Füllen des $ 0 Ar.? RUGEbD,, 
447. 


Builds. 38, 44 

1. Die Gebühr für die Beweisführung kann aud dann befonders be- 
rechnet werden, wenn der Antrag gleichzeitig mit der Klage eingereicht wird 
(OLG. Hamburg 4. Dez. 01, OLG. 4, 273). 

2. Im Falle des 8 942 ZPO. kann neben der Prozeßgebühr keine be- 
fondere Gebühr für den Antrag beim Amtsgerichte berechnet werden (RG. 
10. Okt. 00, OLG. 2, 271). 

3. Wenn neben der Einjtellung aus 8 769 ZPO. die Widerfprudsklage 
aus $ 771 erhoben wird, kann keine befondere Gebühr für den Einjtellungs- 
antrag berechnet werden (DLG. Noftock 24. Sept. 03, Medkl3. 22, 261). 

4. Für fämtliche in der Inſtanz vorkommende Anträge auf Koftenfeit- 
feßung kann die Feſtſetzungsgebühr nur einmal in Anfag gebradt werden 
(26. I Berlin 6. April 04, NaumbQUR. 04, 47; DLG. Breslau 9. Okt. 02, 
Recht 6, 512). 

8 31. 


Die Beauftragung des Gerichtsvollziehers, die Herausgabe des Hypotheken: 
briefs einer gepfändeten und zur Einziehung überwiefenen Hypothekenforde- 
rung zu erwirken, ift keine befondere Vollftrekungsmaßregel (OLG. Marien: 
werder 23. Nov. 03, PoſASchr. 6, 198). 


8 32, 

Nicht bloß der Antrag auf Erlak des Haftbefehls, fondern auch der dem 
Gerichtsvollzieher erteilte Auftrag zur Verhaftung bilden einen Teil der be- 
fonderen Vollftrekungsinitanz des $ 32 und werden durd die einmalige Voll— 
ftrekungsgebühr abgegolten (RG. 10. Aug. 03, OLG. 7, 231). 


8 35. 

Menn die Tätigkeit des Anwalts fih auf die Smmirkung des Rechts— 
kraftszeugniffes beichränkt, fteht ihm eine Gebühr von ? 10 zu (RG. 12. Dez. 99, 
IM. 29, 51). 

8 38, 
Literatur: v. Aken, Die Gebühr des Rechtsanwalts für Mahnbriefe, Ründigungsichreiben und 
Verzugsfagungen, IW. 30, 118. 

Ein Rechtsanwalt kann eine Gebühr gemäß $ 38 Ziff. 3 der RAGebO. 
vom Gegner nur erjeßt verlangen, wenn es zur Stellung eines Gefuhs um 
Erlafjung des Volljtrekungsbefehls gekommen ift (OLG. Stuttgart 19. Nov. 01, 
WürttT. 15, 59). 

38* 
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8 41. 


a eine Beihwerde darüber, daß ftatt des beantragten Verkündungs— 
ein VBerhandlungstermin anberaumt worden tft, kann keine befondere Gebühr 
berechnet werden (OLG. Kaffel 26. Mai 04, DLG. 9, 170). 


8 43. 


8 43 ift nit auf den Fall, in weldem ein Anwalt zum Prozekbevoll: 
mäcdhtigten und ein anderer mit der Vertretung in der mündlichen Verhand— 
lung beauftragt ift, zu beſchränken, jondern trifft auch den Fall, daß die Be: 
ftellung eines WRedtsanwalts zum Prozeßbevollmädtigten nicht erfolgt iſt 
(PrOVG. 11. Okt. 01, PrOVG. 40, 447 = DRG. 7, 224 Note 1). 


5 4. 


1. Hat der Anwalt, der die Korrefpondenz mit dem landgerichtlichen An— 
walt führt, im Verfahren vorm Amtsgericht, das mit dem vorm Landgeridt 
nad 8 506 ZBD. eine Instanz bildet, Prozeßvollmadt gehabt, fo kann er neben 
der Prozekgebühr noch die halbe Gebühr des $ 44 fordern (RG. 16. TFebr. 99, 
GrucdotsBeitr. 44, 205). 

2. Iſt der klagende Ronkursverwalter ein Rechtsanwalt, fo kann er keine 
Korrefpondenzgebühr für die Inftruierung feines Prozeßanwalts beanfprucen 
(OLG. Hamburg 15. März 02, D33. 7, 560). ’ 

3, Die Rorrefpondenzgebühr iſt erftattungsfäbig, wenn nad) der befonderen 
Lage des Falles der direkte Verkehr mit einem Anwalt für die Partei ac: 
boten erjhien (RG. 23. Jan. 01, IW. 30, 123; RG. 5. Dez. 98, SähfArdı. 
10, 779 — RGBI. 00, 2). Ebenjo 3.2, 306 Nr. 45 u. 46. 


8 45. 


1. Sag 1 ift fo zu verftehen, daß der mitwirkende Rechtsanwalt zwei 
Gebühren erhält, nämlich diefelbe Beweisgebühr, die dem Prozeßbevollmäd- 
tigten zufteht, und außerdem eine halbe Prozeßgebühr (OLG. Darmitadt 
25. Mai 00, OLG. 1, 333, in Anlehnung an RG. 8. St. 88, RN63. 21, 407). 

2. Nimmt der Korrefpondenzanwalt den Beweistermin wahr, fo kann er 

die ZN nur einmal fordern (OLG. Pofen 19. Sept. 04, BPoiMScr. 
7, 144). 
3. Auch wenn der Anwalt infolge mehrerer Aufträge die Partei in meh— 
reren Beweisaufnahmeterminen vertritt, kann er die Prozehgebühr nad $ 45 
nur zur Hälfte verlangen (RG. 3. Jan. 01, SähfArd. 11, 605 — IM. 30, 60 
= * BP ale — U. M.: DLG. Hamburg 30. April 04, HanfG2. 25 8. 179 
= .9, 171). 

4. Iſt der Redtstreit vom Amtsgeriht ans Landgericht verwielen und 
wartet der amtsgerichtliche Vertreter einen Beweisaufnahmetermin ab, den das 
Landgericht angeordnet hat, Jo kann er nur die Gebühren des & 13, aud 
die unter Ar. 4, anfegen, nicht die des $ 45 (DLG. Noftok 24. März 04, OLG. 
9, 170). Wal. oben $ 44 Nr. 1. 

5. Die Gebühr des $ 45 RAGebO. fteht dem Rechtsanwalt nur dann zu, 
wenn er den Beweisaufnahmetermin ſelbſt wahrgenommen hat (OLG. Frank- 
furt 18. Juni 03, Redt 7, 459). Wal. oben $ 13 Nr. 9. 

6. Die Koſten für die — —— der ſchwurpflichtigen Partei im Schwur— 
termin find nicht erſtattungsfähig (OLG. Roſtock 6. Mai 01, DRS. 5, 29). 
Dal. J. 2, 306 ir. 44. g4 


Die Gebühr für Erteilung eines Ratſchlags iſt in der Regel nicht er- 
ftattungsfähig (OLG. Dresden 26. Sept. 01, SiHjDLG. 23, 191). 


g 49. 


Er ein und derfelbe Rechtsanwalt die Tätigkeit des Verkehrsanwalts und 
des Prozeßbevollmäcdtigten wahrgenommen, fo kann er neben der Prozetz⸗ 
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ebühr nicht auch die Verkehrsgebühr fordern (OLG. Breslau 19. MWärz 03, 
Recht 7, 215). 
850. 


Mird ein Anwalt während der nftanz wegen ftrafbarer Handlungen 
flüchtig, fo verliert er den Anſpruch auf die nach 850 RUGEGD. zu bemeffen- 
den Gebühren (OLG. Marienwerder 17. Dez. 03, PoſMMSchr. 7, 14). 


Dritter Abfchnitt. Gebühren im KRonkursverfahren. 


Fünfter Abſchnitt.!“ Auslagen. 
8 76. 


Der Anwalt ift berechtigt, das Rlagkonzept ſtenographiſch zu entwerfen. 
Soldhenfalls ift die Gebühr für drei Abjchriften erftattungsfähig (OLG. Dresden 
21. Febr. 02, SädhfDLG. 24, 287). 7 

78. 


Auch für die Benugung von KRleinbahnen kann der Redtsanwalt Ub- 
und Zugänge liquidieren (26. Stendal 3. Okt. 03, Naumburg. 04, 15. — 


U. M.: 26. Stendal 11. Nov. 03, ebenda). 
Sechſter Abſchnitt. Einforderung von Gebühren und Auslagen. 
8 85. 


Der Anwalt, der vor der Ronkurseröffnung den Gemeinfchuldner und nad) 
der Aufnahme des Prozefles den Verwalter vertreten hat, kann ſämtliche Ge— 
bühren und Auslagen als Maffefhuld fordern (RG. 9. Juni 04, OLG. 9, 166). 


Siebenter Abſchnitt. Schlußbeitimmungen. 
8 87. 


Eritattungsfähigkeit der Inkaffogebühr: . oben $ 91 3PO. Nr. 20 und 
J. 2, 305 Nr. 27 u. 28. 
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Literatur: ſ. die Literatur zum GRG.; Grundfäge betreffend den Unfak ber Gebühren und Aus— 
lagen der Gerichtsvollzteber, Berlin 1903. 


82. 
Die Ermäßigung auf 40 Pfennig tritt bei Erfaßjtellungen im Sinne des 
8 183 ZPO. nicht ein (OLG. Celle 1. Mai 01, DLG. 3, 124 — Redt 5, 2%). 


89. 

Auch bei gleichzeitigem Antrag mehrerer Gläubiger kann der Geridts- 
vollzieher die Verhaftunasgebühr nur einmal berechnen (RG. 12. Sept. 01, OLG. 
4, 269. — U. M.: AUG. II Berlin 24. Okt. 03, ZBollftr®. 18, 6). 

8 17. 

Abſ. 2 bezieht ſich nicht bloß auf den Fall, wo die mehreren Geſchäfte 
desfelben Auftraggebers fih auf diefelbe Rechtsangelegenheit beziehen (DLGO. 
Hamm 29. Aug. 00, OLG. 2, 272). 

8 19. 

Als Auftraggeber ift nur die Partei, nicht ihr Bevollmächtigter anzufehen 

(LG. Beuthen 10. Febr. 04, Breslau. 17, 45). 


! Der vierte Abſchnitt betrifft die Gebühren in Straffacdhen, 
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8 22. 


Die weitere Beihwerde des Gerichtsvollziehers bei einem Gebübrenitreit 
ift von dem WVorhandenfein einer 50 Mark überfteigenden Befchwerdefumme 
aud dann abhängig, wenn es fih nicht um Zuftellungs-, fondern um Zwangs- 
vollftrekungskoften handelt (OLG. Marienwerder 23. Nov. 03, PoMScr. 
6, 199). 


52. Gebührenordnung für Zeugen und Gadyverftändige. 


Literatur: ſ. die Literatur zum GRG.; außerdem: Petri und Wegner, Die ZG6ebD., 1900; 
Schlier, desgl., 1902; Unger, Die Gebühren techniiher Sadverftändiger nach Den Deutfchen 
Prozeb- und Gebührenorbnungen, Wiesbaben 1901. 


4 


82. 
1. Wird ein Arbeiter als Zeuge vor Gericht vernommen, fo darf dieſes 
die Auszahlung von Zeugengebühren nicht unter Bezugnahme auf Die — nicht 


zwingendes Recht fchaffende — Beltimmung in $ 616 BGB. verweigern (Erf. 
vom 28. Juni 03, PrIMBl. 65, 143; SächſVf. vom 29. Juli 03, SächſIMði. 
37, 67. — U M.: 26. Dresden 25. Okt. 01, Recht 5, 624). 

2. Koiten des Ärankheitszeugniffes eines Zeugen find nit aus der Staats- 
kaffe zu erjegen (OLG. Darmitadt 24. Febr. 02, DF3. 8, 132). 

3. Dem Zeugen fteht der Anfprud auf Entfhädigung aus der Staatskaſſe 
aud dann zu, wenn die Reife nicht lediglich zum Zwecke der Erfüllung feiner 
Zeugenpflicht ausgeführt worden tft (26. banaı 28. Dez. 03, Z3fmittl IB. 15, 138). 

4. Der als Zeuge vernommene Öerichtsvollzieher kann keine Entſchädigung 
für Zeitverfäumnis verlangen (OLG. Stettin 2. Juli 01, DLS. 3, 170). 

5. Auch Zeugen vom Stande der Fabrikanten find regelmäßig obne be: 
— Nachweis eines Erwerbsverluſtes zu entſchädigen (OLG. Celle 1. Okt. 02, 

. 7, 231). 

6. Ein Rechtsanwalt kann feine Gebühren als Zeuge nicht nach der 
RUGEHD. berechnen (OLG. Dresden 22. Mai 02, OLG. 7, 232), 


84. 

1. Ingenieure und Architekten in höheren Stellen können die Sadyver- 
jtändigengebühren nad der „Hamburger Norm” berechnen (OLG. Hamburg 
27. April 03, OSG. 7, 232; DLG. Karlsruhe 21. Sept. 01, OLG. 5, 222), 

2. Das Gefeß hat nur die objektive Schwierigkeit der Begutachtung 
im Sinne (OLG. Bamberg 24. Nov. 00, OLG. 1, 468; vgl. RG. 4. Febr. 01, 
DLG. 3, 171 — GeuffXl. 56, 416). 

3. Nur für die Unterfuchung felbft kann der übliche Preis verlangt werden, 
für andere Zeitaufwendung nur die Gebühr des $ 3 (RG. 9. April 02, OLG. 
5, 232). 

4. Ein Sachverſtändiger kann nicht die vorherige Zufiherung befonderer 
Gebührenfäge verlangen (RO. 1. Okt. 00, DLG. 2, 273 — GeuffXl. 56, 106). 


8 5. 

Die Abreife erſt am Terminstage ijt nicht erforderlich, wenn die Reife da- 
durch befonders unbequem und anjtrengend wird (DLG. Cöln 22, Dez. 03, 
Z3fmittl IB. 15, 200). 8 

7. 


Literatur: Rühnaft, Entihädigung des Zeugen bei Berußung des Fahrrades od P 
pferdes, Zfmittl JB. 14, 418. — 


Auch für Benutzung des eigenen Fuhrwerks kann dem Zeugen oder Sadı- 
verftändigen, wenn für ihn die Benutzung von Iransportmitteln angemefjen 
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zu erachten ift, Reifeentichädigung gewährt werden (OLG. Rolmar 24. Sept. 04, 
Redt 8, 506), s 
9, 


Auch der filtierte Zeuge kann Zeugengebübhren verlangen, wenn er durch 
fein Erfcheinen der Ladung zuvorgekommen iſt (OLG. Hamburg 24. Febr. U4, 
HanſG3. 25 B. 136). 

8 13. 


Dolmetichergebühren find als Sadyverftändigengebühren nicht nachzuweiſen 
(Bf. des PrIM. 24. Sept. 03, 3fmittl JB. 15, 23). 


8 14. 


8 14 ift nur anwendbar, wenn der Beamte als Sadverjtändiger über 
Verhältnifje, die zu feinem amtlihen Wirkungskreis gehören, dergeitalt ver: 
nommen wird, daß fih das Gutadten als eine amtliche Auskunft daritellt 
(RG. 28. Okt. 99, GrucdotsBeitr. 44, 203; DLG. Dresden 4. Okt. 00, Sächſ— 
OLG. 21, 558). 

8 16. 


Unter den „Gebühren“ ijt die gefamte Vergütung zufammengefaßt, die 
dem Zeugen und Gadverftändigen zufteht (OLG. Cöln 1. Mai 02, DLG. 


5, 223). 
& 17. 

1. Die vom beauftragten Richter vorgenommene Feſtſetzung der Zeugen: 
gebühren gilt als eine Enticheidung des Prozebgerichts, das ihn mit der Be- 
weiserhebung beauftragt bat (RG. 19. Mai 00, JW. 29, 495 = GrucdotsBeitr. 
44, 1189). 

2. Bon feiten des Zahlungspilichtigen findet gegen den Gebührenanfag 
nicht die Beichwerde des S 17 3G6ebD., fondern die Erinnerung nad $ 4 GRG. 
itatt (RG. 25. Sept. 03, R63. 55, 312). 

8. Der den Zeugen und Sacdperitändigen zuitehende Gebührenanfprud 
kann nur auf dem in 8 17 3GebO. geordneten Wege geltend gemacht werden; 
deshalb kann die Partei, die den Zeugen ſelbſt entihädigt hat, den Betrag 
nicht erftattet verlangen (DVS. Roſtock 18. Okt. 00, Seuffll. 56, 104). 

4. Die Beichwerdefumme des 8 567 Abi. 2 3PO. gilt aud für die Be- 
ihwerde gegen eine Feſtſetzung von Zeugengebühren durch einen beauftragten 
Richter des Oberlandesgerihts (RG. 25. Sept. 01, SeuffA. 56, 470). 


53. Geſetz über die Konfulargerichtsbarkeit 
vom 7. April 1900. 


8 19. 
Die Gebühren der von den Konfuln und Konfulargerichten vernommenen 
Sachverſtändigen beftimmen fich nach der 36ebD. (RG. 4. Nov. 02,R63. 52, 409). 
84. 


Der Mangel der Bollmadt ift von Amts wegen zu berücficdhtigen. Eine 
in franzöfifher Sprade eingelegte Berufung ift unwirkfam (RG. 30. April 00, 
GrucotsBeitr. 44, 1170 — IM. 20, 529). 


8 76. 


Die einem Rechtsanwalt nad der RAGebO. zugubilligenden Gebühren er- 
höhen fih in Konjtantinopel nah Ortsgebrauh um 50% (OLG. Dresden 
12. Nov. 02, SähfArd. 14, 272). 


600 54. Haager Abkommen. — 55. Raufmannsgeridhtsgefeß. 


54. Abkommen zur Regelung von Fragen des inter- 


nationalen Privatrechts 
vom 14. November 1896, 
(HaagAbk., RGEBl. 99, 285.) 


Literatur: Nittmann, Das Haager Übkommen zur Regelung von Fragen des internationalen 
Privatrehts und der Auslagenvorjchuß ausländifcher Prozekparteien, Ifmittl JB. 15, 789. 


Urt. 11. 


1. Durch das Abkommen werden nit nur die NRecdhtsverhältnifie der 
Parteien zueinander, ſondern auch diejenigen der Rechtsnehmenden zur Staats: 
kaffe geregelt (RG. 14. Nov. 00, OLG. 1, 399). 

2. Ein Engländer ift nicht von der Gerichtskoftenvorfhußpflicht befreit 
(RG. 13. März 00, OLG. 1, 466). 

3. Die Befreiung von der Verpflichtung zur Sicherheitsleiftung bezieht ſich 
nicht nur auf die Sicherheitsleiftung für dem Beklagten zu erftattende Prozeß— 
kojten, fondern aud auf die Sicherftellung der Geridtskoften (OLG. Hamburg 
8. Febr. 01, Recht 5, 148 — DVG. 2, 208 — GeuffX. 56, 288). 

4. Die Ungebörigen der Vertragsitaaten (Belgien), fofern fie in einem 
von diejen ihren Wohnfig haben, find nicht nur von der den WBarteien zu 
leiftenden Sicherheit, fondern auch von dem dreifahen Vorſchuß der Gerichts: 
gebühren (GRG. $ 85) befreit (RG. 10. Okt. 02, R63. 52, 266 — IM. 31, 59). 

5. Auch foldhe Juden, welche nicht die rumänijde Staatsangehörigkeit er 
langt haben, fondern lediglid) rumänifche Schußgenofien find, müffen im Sinne 
diefes Abkommens als rumänifche Staatsangehörige angefehen werden (LO. 
Darmſtadt 15. Febr. 04, HeſſKſpr. 5, 44). 

6. Weitere Enticheidungen ſ. $ 85 GRG. 


Urt. 12. 


Die Befreiung erftreckt ſich auf die Koſten einer bei einem deutichen Gr 
richt erhobenen, in demfelben Prozeſſe verhandelten Widerklage (OLG. Karls: 
rube 11. Febr. 03, DL®. 7, 286 — BadRpr. 03, 126 = DT3. 9, 79). 


55. Kaufmannsgerichtsgeſetz 
vom 6. Juni 1904. 


Literatur: Apt, Tertausgabe mit Anmerkungen, Berlin 1904; Rulka, Handausgabe mit Un: 
merkungen, Leipzig 1904; Hirfekorn, erläutert, Leipzig 1904; Haas, Kommentar, Göt- 
tingen 1904; Rorn, Tertausgabe, Berlin 1904; Menzinger-Brenner, Tertausgabe mit 
Erläuterungen, 2. Uufl., Münden 1904; v. Mepyeren, Berlin 1905; Müller, erläutert. 
Leipzig 1904; v. Schulz, Kommentar, Jena 1905; Graef, Die Raufmannsgerichte, ihre 
Berfaffung und ihr Verfahren, Leipzig 1904; Lipinski, Das Recht und der Rechteweg der 
Handlungsgebilfen, Leipzig 1904, Auffäße: Silbermann, Gutahten, Unträge und Einigung® 
ämter bei den Raufmannsgerichten, GewG. 10, 1; Roth, Die rechtzeitige Errichtung der 
faufmannsgerichte, Gew. 10, 37; Baum, dasfelbe Thema, GewG. 10, 38; Ritter, Zwel 
Streitfragen aus dem Raufm66. (Zuftändigkeit für Werfiherungsvereine auf Gegenjeltigkeit; 
Wahlrecht der Kaufleute, die keine Angeſtellten beichäftigen), GewG. 10, 39; Siegfried. 
Das Proportionalwahlredht bei den Gewerbegeridhten (bzw. feine Anwendung im Raufm6d.). 
Königsberg 1904; Neukamp, Die Raufmannsgerichte, BankU. 4, 41; Jaeger, Die Kauf 

mannsgerichte, Bay}. 1,1. 


Darhfrag. 


Zufäge und Berichtigungen. 


Zum 1. Jahrgang: 
2.2, 8 283 lies: Rechtſpr. d. OLG. Bd. 3 ftatt Bd. 2 
©. 122 Ür. 7d lies: Johow BD. 23 4 ©. 136 ftatt 836. 


um 2. Jahrgang: 

1 deile 4 4 von unten lies: IM. 32 ftatt 52. 

25 935 Nr. 1: die Worte: unmittelbar und mittelbar find zu vertaufcen. 
r. 13 lies: „Wiedereinfegung“ ftatt „Wiedereinführung“. 

‚ . a. €. lies: $ 105 Wr. 3 ftatt Ar. 2. 

7 ift hinter OLG. und vor 2. en „Karlsruhe“ einzufügen. 
—— E. lies: OLG. 7, 148 ſtatt 145 

2% ile 2 von oben lies: DRG. 5, 269 Teatt 296. 

; 88 Nr. 3 lies: „wichtigen“ ſtatt „nichtigen”. 

130 Nr. 1 iſt hinter „austritt“ einzufügen: „und gleichzeitig ein 

anderer an et Stelle als Teilhaber eintritt“. 

8 159 Nr. 1: fege ein = ge des ; und lies: Bankd. 3, 30 ftatt 2, 30. 

zuge Bte Zeile | lies: ZURt. 12, 77 Statt — 12, ae 
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234 Wr. 3 lies: OLG: E, 27 ftatt 7, 7 
22 8 260 Nr. 6 lies: DJ. 8, 404 ftatt 08 NG. 55, 75 ftatt 757; Holdh- 
„WSchr. 12, 79 ftatt 279. 
8 275 5 Mr. 3 lies: 9T3.8, 106 ftatt 3, 106. 
31 8 347 Wr. 6 lies: RO. 54, 329 ftatt 229. 229. 
5 le 
$ 


ty! 
19 


.: 
Be 


Zeile lies: zu 8 658 ftatt zu $ 358. 
1 Ar. 2 lies: HanſG3. 03, 142 ſtatt 42. 

52 in $ 53 umgewandelt werden. 

eile: die Entfcheidung it eine folhe der BZE. 
* Nr. 2 lies: „Abweiſung“ ſtatt „Abhandlung“. 
Nr. 2 betrifft eine Entſcheidung der VBZE. 
9 Ar. 2 lies: „Abf. 3" ftatt „Abf. 2*. 
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1 lies: RO. 49, 349 ftatt 43, 349. 
tr. 8 lies:  „vorbehaltlofe” Ttatt „vorbehaltliche”. 
8 299: die Entiheidungen unter Ar. 3 und 5 find identifch. 
8 453 Nr. 2 lies: GrudBeitr. 45 ftatt 46. 
8 525 lies: RG. 45, 321 ftatt 33i. 
8 617 Ar. 2 lies : 26. März 03 ftatt 00. 
$ 625: die Entiheidung ift eine foldhe der BZ. 
& 727 Ar. 2 lies: OLG. 2, 127 ftatt 22, 127. 
i 829 Ar. 1 lies: „hinterlegten“ itatt „I „binterlaffenen“. 
8 
5 
8 


hin 
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836 Nr. 1 und Wr. 4 find identifch. 
Nr. 2 lies: OLG. 6, 10 ftatt 5, 10. 
866 Nr. 19 und $ 867 Nr. 9 find identifch. 
942 Nr. 3 und 4 find identilc. 
eile a von oben lies: „Nadperben“ jtatt „Worerben“. 
54 Nr. 2 lies RO. itatt R 
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NRoßberg’ihe Buchdrucerei in Leipzig. 
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